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Ober  das  historische  DebOt  der  Dolctrin  des  inter- 
nationalen Privat-  und  Strafrechts. 

Von  Dr.  F.  Helli,  Professor  an  der  Universität  Zürich. 

Erster   TeiL 

Theoretische  AusftLhriiniren. 

L 

Ans  einem  kleinen  aber  interessanten  Anfange  entwickelte  sich 
die  Lehre,  die  man  heute  in  Ermangelung  eines  bessern  Ausdruckes^) 
mit  dem  Namen  des  internationalen  Privat-  und  Strafrechts  bezeichnet'). 
Der  Ausgangspunkt  und  die  Wurzel  der  Theorie  liegt  zwar  im  frühen 
germanischen  Mittelalter^),  aber  die  theoretische  Aufgabe  wurde  doch 
viel  Bpilter  in  die  Hand  genommen,  nämlich  im  mittelalterlichen  Italien^) 
und  zwar  von  dort  vorgebildeten  Juristen  verschiedener  Herkunft 
(namentlich  aber  von  Italienern  und  Franzosen),  —  wir  dürfen  daher 
kurzweg  von  einer  ersten  italienischen  Doktrin  der  vorliegenden 
Specialmaterie  sprechen.  Wir  fangen  darnach  wirklich  nicht  erst  jetzt 
mit   der  Wissenschaft    des   internationalen   Privatrechts    an,    wenn   es 


1)  E.  J.  Bekker  hat  in  seiner  feinen  und  anregenden  Schrift:  Über 
die  Couponsprozesse  der  österreichischen  Eisenbahngesellschaften  und  über 
die  internationalen  Schuldverschrei bunfi;en  (Weimar  18dl)  mit  Recht  gesagt 
(S.  56),  der  althergebrachte  Name  aer  Statuten koUision  gebe  ein  ^anz 
Bchiefes  Kid  und  der  neuere,  internationales  Privatrecht,  keine  scharfe  Um- 
grenzung. Der  Name  „droit  irUemationcd'^  rührt  von  BefUham  her,  der 
fiber  seine  sprachliche  Erfindung  offenbar  erfreut  war:  j^Ce  mot  est  nouveau 
mah  facüe  a  comprendre".  Yergl.  BeiUham^  TriUti  de  Ugislaiion  eiviU 
ei  pönale.    Obosetznng  von  Dumont,  3  dd.  III  p.  200. 

2)  E.  Cimhali,  Di  una  nuova  denomifuunone  lUl  coaidetto  diritto 
intemazianale  private  (Roma  1893)  2  id  schlSgt  vor  zu  reden  von  diritto 
privat o  e  eliriffo  penale  dello  »tränier o^  allein  dieser  Gedanke  ist  weder 
nea  noch  empfehlenswert 

8)  Vergi.  Gierke,  Deatsches  Privatrecht  I  S.  210  und  Brunner^  Dentsehe 
RechtBgeschichte  I  S.  259. 

4)  Regelsberger,  Pandekten  I  S.  162. 
Zeitschrift  f.  intern.  Privat-  u.  Strafreeht  ate..  Band  IX.  1 


2  Dr.  F.  Meili,  Professor  in  Zürich, 

auch  wahr  ist,  dafs  einzelne  zeitgenössische  Juristen  glauben  oder  der- 
gleichen thun,  es  handle  sich  hier  um  eine  ganz  neue  Materie. 

Die  Geschichte  des  internationalen  Privatrechts  nimmt  in  den 
schriftstellerischen  Werken  im  allgemeinen  keinen  breiten  Raum  ein 
und  es  fehlen  die  Detailbehandlungen  fast  ganz.  Unter  diesen 
Umständen  ist  es  begreiflich,  dafs  die  einzelnen  Bilder  der  Rechts- 
geschichto  noch  nicht  in  genügender  SchUrfe  heraustreten.  Ich  habe 
nun  schon  wiederholt  darauf  hingewiesen,  dafs  dieser  Zweig  der  Rechts- 
wissenschaft nicht  wurzellos  gelehrt  und  gelernt  werden  könne,  —  die 
historischen  Entwickelungsstadien  sind  speciell  nach  meiner 
Meinung  sorgf^tig  aufzusuchen.  Nur  dann,  wenn  wir  dieser  Aufgabe 
nachkommen  und  wenn  wir  uns  dieser  Lese-  und  Denkarbeit  unter- 
ziehen, wird  es  uns  gelingen,  gewisse  dauerhafte  Fix-  und  Gentral- 
punkte  ausfindig  zu  machen,  an  welche  die  im  heutigen  gesteigerten 
Verkehre  geradezu  verwirrende  Masse  von  Thatsachen  angegliedert 
werden  kann.  Und  in  der  That:  das  heutige  Leben  zwingt  die 
Juristen,  ihren  Blick  hinausschweifen  zu  lassen  über  das  Universum,  — 
wenigstens  nicht  alle  können  und  dürfen  dabei  die  Rolle  des  stumpfen 
Zuschauers  übernehmen.  Wir  sind  ja  in  unseren  Tagen  mehr  als  je 
Zeugen  der  grofsen  Umwandlung  der  politischen  Perspektive  und  Neu- 
gruppiernng  der  Landkarte.  Heraus  aus  der  Enge  der  heimatlichen 
Gebiete  treten  die  grofsen  Kulturnationen  auf  den  Boden  der  Welt: 
dadurch  sind  auch  juristische  Zusammenstöfse  ermöglicht  und  in  weit 
höherem  Grade  als  ftliher  provoziert.  Das  heutige  kosmische  Leben 
der  Menschen  hebt  sich  sichtbar  ab  von  einer  Art  innerer  Lebenszone, 
welche  sich  im  Gegensatz  zu  jenem  abspielt  auf  dem  engeren  Boden 
eines  partikulären  Gebietes^).  Und  auch  der  kosmopolitische 
Rechtsgedanke  macht  Fortschritte^). 

Um  diejenigen  Probleme  einer  Lösung  entgegenzuftlhren ,  welche 
uns  die  Neuzeit  stellt,  müssen  wir  von  den  einfachen  Fragen  aus- 
gehen, welche  die  ft'üheren  Jahrhunderte  bewegten,  —  wenn  wir  diese 
recht  erfiafst  haben,  können  wir  mit  genügendem  Rüstzeug  jenen  ent- 
gegentreten. Deswegen  hat  es  einen  grofsen  Nutzen,  die  alten  Schrift- 
steller zu  studieren:  es  sind  die  Toten  der  Jurisprudenz,  die  uns 
Lebende    grüfsen    und   uns   den  Weg    zeigen.     In    der  Thut    nämlich 


b)  Die  Durchwürfelung  der  Menschen  in  den  verschiedenen  Staaten  der 
Neuzeit  ergiebt  sich  z.  B.  aus  Torr  es  Campon^  Bases  de  una  Legislacidn 
sobre  ExtraUrritorialidad  (Madrid  1896)  r-  251—253.  Vergl.  auch  p.  257, 
Interessant  sind  auch  die  statistischen  Notizen  im  Journal  de  droit  inter^ 
national  XXII  p.  921  und  922. 

6)  Westlake,  Chapters  an  principles  of  international  lato  (1894) 
p.  268,  der  sehr  elegant  sich  dahin  äufsert:  In  our  oum  time  there  is  a 
costnopolitan  sentiment,  a  belief  in  a  common  wealth  of  man- 
hind  similar  to  that  of  the  Stoies,  but  stronger  because  tke  soil  has  been 
pr^ared  by  Christianity ,  and  by  the  mutual  respect  which  great  stales 
tolerably  equal  in  power  and  similar  in  civüisation  cannot  help  feeling 
for  one  another. 
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finden  wir  bei  den  alten  Schrifbtellem  eine  reichquellende  Fülle  inter- 
essanter Fragen  des  internationalen  PriTatrechts  ^).  In  frischen  und 
kraftvollen  Farben  sind  die  Schwierigkeiten  von  ihnen  beleuchtet,  die 
das  damalige  Leben  darbot.  Und  ich  meine  sagen  zu  können,  dafs 
sich  unter  ihren  Ausführungen  manche  Goldkörner  finden^  die  wir 
nicbt  verachten  dürfen®). 

Die  alten  Schriftsteller  haben  sich  darin  gefallen,  ihre  Theorien 
über  die  eollisio  stattUorum  mit  Sätzen  des  römischen  und  kanonischen 
Rechte  oder  mit  Verweisungen  darauf  zu  stützen.  Dies  ist  auf  den 
ersten  Blick  allerdings  befremdend,  denn  das  römische  Recht  hat  die 
eig^entliche  coUisio  stcUutorum  wohl  nicht  behandelt:  darüber  besteht 
jetzt  fast  völlige  Übereinstimmung  unter  den  Juristen,  wenn  es  auch 
wahr  ist,  dafs  gleichwohl  einzelne  Sätze  des  römischen  Rechts  für 
unsere  Lehre  verwendet  werden  können®).  Ganz  besonders  häufig 
worden  folgende  Stellen  für  die  Fragen  der  Statutenkollision  ver- 
wertet 10) : 

?.  de  quihus.  Z.  3^  de  legibus  1,  3. 

I.  si  fundus,  l.  6  de  evicHonibus  21^  2, 

c.  quae  contra  mores,  c.   2   D.   VIII  (=    C.   J.   C.  J, 

vol,  1.  pars). 
c.  cum  olim.  c.  9  X  de  temp.  ord.  1,  11  (=  C 

J.  Ö.  ID. 

1)  In  geschichtlicher  Bezieh an^  ist  zu  verweisen  auf  v.  Dar,  Das  inter- 
nationale Privat-  und  Strafrecht  (1862)  S.  8—15.  Femer  desselben  Theorie 
und  Praxis  des  internationalen  Privatrechts  (1889)  I  S.  17  ff.  Eine  treffliche 
Schrift  ist  auch  das  Lehrbuch  des  internationalen  Privat-  und  Strairechts 
von  r.  Bnr  (1892),  weil  es  kurz  und  bündig  die  theoretischen  Resultate  re- 
sümiert, aber  geschichtliche  Einzelbilder  kann  es  und  will  es  natürlich 
nicht  vorführen.  Femer  kommt  neben  dem  grofsen  Werk  von  A,  Weifa  ganz 
speeiell  Laini  in  Betracht:  Introduciion  aa  droit  irUerwUioncU  privi  conte- 
nant  une  itude  historique  et  critique  de  la  thiarie  den  Statuts  et  des  rap- 
porU  de  cette  thiorie  avec  le  code  civil.  Paris  1888  I;  1892  II  und  nun- 
mehr auch  Catillani^  II  dirüto  internazionale  privato  e  %  suoi  recenti  pro- 
gre$su     2  ed.  I  {Storia  del  diritto  internazionale  privato)  1897. 

8)  Ich  verweise  in  dieser  Beziehung  wiederholt  auf  das  treffliche  Werk 
von  Lain4^  Inirodnction,  Unter  diesem  bescheidenen  Titel  verbirgt  sich 
das  Resultat  eines  stnpenden  Fleifses,  —  jeder  Internationalist  mufs  dieses 
Werk  studieren. 

9)  Ein  interessantes  Beispiel  hierfür  liefert  die  L  21  O.  et  A.  44,  7, 
aus  welcher  in  Verbindung  mit  andern  Stellen  noch  Saviqny  den  Erfüllungs- 
ort herauslesen  zu  dürfen  glaubte,  wie  E.  J.  Bekker,  Die  Couponsprozesse 
S.  69  bemerkt  Yergl.  weiter  S.  85  u.  86.  Der  Erfüllungsort  als  Sitz  der 
Obligation  wird  freilich  in  der  deutschen  Theorie  viel  zu  sehr  übertrieben. 
Yergl.  dazu  die  .Tonne  für  die  kritischen  Walfische"  bei  Hartmann,  Inter- 
nationale  Geldschulden  (1882)  S.  17.  Die  Vielgestaltigkeit  des  obliga- 
tionenrechtlichen Verkehrs  erfordert  eine  sorgfältige  Detailprüfung: 
der  Rat  von  Bartolus,  genauer  zu  unterscheiden  (Zeitsch.  für  internationales 
Privat-  und  Strafrecht  V  S.  363),  eilt  auch  hier. 

10)  In  meiner  Schrift:  Geschiente  und  System  des  intemationalen  Privat- 
rechts im  Gmndrifs  (Leipzig  1892)  stellte  ich  die  hauptsächlichen  römisch- 
rechtlichen Auesprüche,  die  für  das  intemationale  Civilrecht  erheblich  sein 
könn^i,  zusammen  (S.  21  u.  22). 

1* 
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Dr.  F.  Meili,  ProfBssor  in  Zürich, 


{.  omnes  populi. 

l. 

c.  iU  anhnarum. 

c. 

l,  cundos  populos. 
c.  iUa. 

c. 

c,  cum  olim. 

c. 

c.  guod  clericis. 

l.  fvnälis  (l.  extra  territorium), 

L  deprecatio, 

c,  postulastL 

l,  exigere  dotem. 

§  proinde, 

h  8%  non  speciäli, 

c.  pastorälis. 

c. 

l 
l 

c. 

l. 
l. 
l 

c. 

l,  si  arrogator. 

l 

l.  exigere. 
h  pupiUo. 
l.  contraxisse. 

l. 
l. 
l. 

l,  Titium  §  tutor. 

l 

l,  rescripto  §  uU, 
l,  an  in  totum, 
c,  ecclesiae  St.  Mariae. 
l.  cum  unuß  §  paenuU. 

l,  assumptio  pr» 

7.  munerum  §  patrimonior. 

l,  mercatores. 

l.  ex  facto  propond>aiur. 
1.  relegatorum  §  interdicere. 

l.  ex  ea  catisa. 

L  si  duo, 

§  transgrediamur, 

l,  si  cum  dotem  §  ültim. 

c.  iuravit, 

c.  per  venerabiUm. 


l 
l. 
c. 
l 

l. 
l. 

l. 

1. 
l 

l 
l. 
l. 

l 
c. 
c. 


.9  de  iust.  et  iure  Ij  1, 

2  in  6^  de  canstit.  1,  2  (=  C. 
J.  C.  ID. 

I  C.  de  summ,  trin.  1,  1, 

II  D  Xn  (=-  C,  J.  C.  J,  1). 
6  X  de  dericis  coniugcUis  3,  3. 
9  X  de  foro  campet,  2^  2, 

20  de  iurisdiäione  2y  1. 

9  de  lege  Bhodia  de  iactu  14,  2. 
14  X:  de  foro  compet,  2.  2. 
65  de  iudiciis  5,  1, 
19  §  2  de  iudiciis  5,  1, 

9  C.  de  testamentis  6j  23, 

2   de  sententia  et  re  iiidicata 

2y     11, 

22  de  adoptionihus  1,  7, 

65  de  iudiciis  5,  1, 

27  de  tuforib.  et  curator.  26^  5, 

21  de  0.  et  Ä.  44,  7. 

47   §  7  de  administrtU.  tutor. 

26,  7. 

6  de  munerib,  et  honorib.  50,  4 , 

3  C.  de  aedificiis  privatis  8,  10. 

10  X,  de  constitut,  1,  2. 

12  §  1  de  rebus  auctoritate 
judic.  42,  5. 

6  pr,  ad  municipaJem  50,  1. 
18  §  21    de  muner.  et  honor. 
50,  4. 

4    C,   de  commerc.   et  mercat. 

4,  63. 

35  de  heredib.  instituend.  28,  5. 

7  §  10  de  ifUerdictis  et  rele- 
gatis  48,  22. 

9  de  postulando  3,  1, 
51  de  administr,  tutor,   26,  7. 
22    §   12    soluto    matrimonio 
24,  3. 

22  §  uU.  sohlt,  mcttrim.  24 ,  3. 
6  X,  de  probationibus  2 ,  19. 
13  X  qui  filii  sint  legit,  4,  17. 


Nun  Bage  ich  nicht  etwa,  dafs  die  Erörterung(*n  der  alten  Juristen 
speciell  über  die  coUisio  staUitorum  direkt  auf  das  moderne  Leben 
tibertragen  werden  können.  Vieles,  was  von  ihnen  gesagt  wurde,  trifit 
nicht  mehr  zu,  —  man  darf  und  soll  es  friedlich  verwesen  lassen, 
allein  es  giebt  leitende  Gedanken,  die  ftir  die  ganze  Wissenschaft  von 
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80  danemdem  und  solidem  Wesen  sind,  dafs  sie  stets  wieder  neu  in 
Erinnerang  gebracht  werden  müssen.  Dazu  zähle  ich  einige  Leistungen 
der  frühesten  italienischen  Theorie  speciell  auch  vor  und  nach  Bartolus^ 
—  um  hier  von  diesem  grofsen  Juristen  nicht  weiter  zu  reden. 
Die  Ausführungen  der  alten  Juristen  sind  nicht  veigleichbar  einem 
elektrischen  Scheinwerfer,  der  nur  ftlr  einen  kurzen  Moment  Helle  er- 
zeugt, sondern  sie  sind  geeignet,  dauernd  und  mit  der  historischen 
Kraft  der  Jahrhunderte  Rechtsstttze  zu  erleuchten,  f\Xr  die  immer  noch 
zn  kämpfen  ist :  bei  diesen  alten  Juristen  weht  der  Atem  der  Unsterb- 
lichkeit. Jedenfalls  aber  ist  es  im  höchsten  Grade  interessant,  gewisser- 
mafBen  an  dieOeburtsstätte  der  Doktrin  des  internationalen  Privat- 
ond  Strafrechts  heranzutreten,  —  vielleicht  nirgends  wie  in  unserer 
schwierigen  Specialmaterie  gilt  es,  den  historischen  Aufbau  der  Doktrin 
genau  aus  den  Quellen  zu  erfassen. 

Die  frühesten  Juristen  lehnten  ihre  doktrinellen  Erörterungen 
meistens  äufserlich  an  zwei  Stellen  des  römischen  Rechtes  an  und 
zwar  an: 

1)  l.  1.  C,  de  summa  irinitate  1,  1  bezüglich  des  internationalen 
Privatrechts, 

2)  /.  i.  C  uhi  de  crimine  agi  oportet  3,    15  bezüglich   des  inter- 
nationalen Strafrechts. 

Gewifs  ist  dieses  Vorgehen  noch  recht  unbeholfen  und  diese  wissen- 
BchafUiche  Behandlung  zeigt,  dafs  wir  hier  an  einer  Art  von  Vorstation 
der  eigentlichen  Doktrin  stehen.  Die  wahre  Wissenschaft  beginnt  im 
Grunde  erst  dann,  wenn  sie  selbständig  und  systematisch  die  Gliederung 
des  Stoffes  an  die  Hand  nimmt 

Indessen  kommt  es  schliefslich  weniger  darauf  an,  in  welchem 
Zusammenhange  Erörterungen  gemacht,  als  darauf,  dafs  und  wie 
sie  voigetragen  werden,  —  noch  der  energische  Argentraeus  (der  sich 
über  die  ^scriptores  scholastid^  etwas  stark  absprechend  imd  nicht 
ohne  Kühnheit  äufserte)  wählte  einen  eigentümlichen  und  systematisch 
wenig  lobenswerten  Standort,  um  seine  Abhandlung  unterzubringen^^). 
Übrigens  ging  wenigstens  Älbericus  de  Rosate^  wie  wir  sehen  werden, 
auch  formell  selbständig  vor. 

II. 

Wenn  wir  heute  vom  internationalen  Rechtsleben  sprechen,  so 
sind  uns  sofort  einzelne  Hauptkategorien,  welche  die  Doktrin  festgestellt 


11)  Argentraeus  (f  1590)  schliefst  seine  hochinteressante  Erörterung  an 
Art  218  der  CoiUume  an:  „taute  personne  pourvue  de  sens  peut  donner  le 
tiers  de  son  hirüage  h  autre  qu'ä  ses  hoirs**.  Vergl.  die  Zeitschrift  für 
internationales  Priva^  und  Straf  recht  V  S.  371  Note  17.  Über  die  Person 
des  Argentraeus  sagt  Viollet^  Pricia  de  Vhistoire  du  droit  privi  (1686) 
p.  174:  „un  jurisconsidle  distingtiS,  trhs  aJttacM  h  la  tradition^  Vhonnite 
Breton  cTArgentri^.  Vergl.  zur  Würdigung  dieses  Juristen  für  unsere 
Specialmaterie  auch  f.  Bar,  Theorie  u.  Praxis  I  S.  48— öO»  A  Weifs,  Traiti 
thiorique  et  pratique  de  droit  international  privi  III  (1898)  p.  23—28  und 
CL  de  la  Lande  de  Calan^  Bertrand  dArgentri,  ses  doctrines  juridiques 
et  leur  influence,  2.  Teil  einer  Th^e  (1892). 


Q  Dt,  f.  Meili)  Protessor  in  Zürich, 

hat,  geläufig.  Die  Haupteinteilung  der  Rechtsfragen,  welche  sich  an 
das  grofsartige  internationale  Leben  der  Neuzeit  anschliefst,  ist  das 
Völkerrecht  auf  der  einen  Seite  und  das  internationale 
Privatrecht  auf  der  andern  Seite.  Vom  letzteren  trennen  wir  das 
Prozefsrecht  und  Strafrecht  wieder  ab  ^^). 

Es  giebt  allerdings  Juristen,   welche   auch   heute   noch  das  inter- 
nationale   Strafrecht    zum    internationalen    Privatrechte    zählen  ^^),    — 


12)  Vergi.  UUmann,  Völkerrecht,  2.  Aufl.  (1898),  S.  7  ff.  Auch  v.  Lüzt, 
Das  Völkerrecht  systematisch  dargestellt  (1898),  sagt  S.  1,  das  sog.  inter- 
nationale öfienthche  oder  private  Recht  habe,  soweit  darunter  der  In- 
begriff der  nationalen  Rechtssätze  über  das  Geltnnssgebiet  des  nationalen 
Rechts  verstanden  werden  soll,  an  sich  mit  dem  Völkerrecht  nichts  gemein. 
—  Das  Werk  von  Zitelmann,  Internationales  Privatrecht  I  (1897)  II,  1  (1898) 
rekurriert  neben  den  Kollisionsnormen  (den  innerstaatlichen  Vorschriften) 
subsidiär  auf  das  Völkerrecht.  Das  Völkerrecht  vermag  zwar  die  Grenzen 
anzugeben,  innerhalb  welchen  die  Einzelstaaten  ihre  Machtfülle  getreu  ein- 
ander entfalten  dürfen,  aber  diese  Grenzen  sind  nur  ganz  allgememe  und 
grobe.  Züelmann  will  das  Völkerrecht  mit  einer  subsidiären  Mission  be« 
trauen,  die  ihm  meiner  Meinung  nach  auch  dann  nicht  zukommt,  wenn  man 
es  so  idealisiert  und  dekoriert,  wie  dies  vom  eben  erwähnten  gelehrten 
Schriftsteller  geschieht.  Der  Wechsel,  den  Zitclmann  auf  das  Völkerrecht 
zieht,  wird  von  dieser  Disciplin  nicht  honoriert  und  kann  von  ihr  nicht 
honoriert  werden,  weil  es  dieser  Wissenschaft  an  der  nötigen  Leistungs- 
fähigkeit gebricht,  um  das  internationale  Privat  recht  zu  ordnen  oder  um 
auch  nur  subsidiär  die  nötigen  Gesichtspunkte  dafür  zu  liefern.  Mit  diesen 
Bemerkungen  soll  mit  nichten  bestritten  werden,  dafs  das  Werk  von  Züel- 
mann eine  überaus  bedeutende  Leistung  der  Litteratur  ist.  Es 
liegt  mir  daran  zu  betonen:  es  ist  reich  an  Gedanken,  es  enthält  wahre 
Glanzpartien  und  sein  Studium  verschafft  grofse  Belehrung.  Zitelmann  fafst 
die  Probleme  principiell  an  und  sucht  sie  durch  logische  Entwicke- 
lungen  zu  lösen,  indem  er  dabei  allerdings  stets  das  Völkerrecht  spielen 
läfst.  Ich  meinerseits  glaube  dagegen,  dais  die  Schwierigkeiten  des  inter- 
nationalen Privatrechts  eher  besiegt  werden,  wenn  man  auf  dem  Boden 
des  praktischen  Lebens  verbleibt  und  eine  Lösung  sucht,  welche  den 
privatrechtlichen  Interessen  am  besten  entspricht,  —  das  Völkerrecht  bleibt 
dabei  nach  meiner  Ansicht  möglichst  auf  der  Seite.  Diese  Disciplin  ist  doch 
nicht  dazu  da,  den  innem  Inhalt  und  auch  nicht  den  wahren  Mafsstab  dafür 
abzugeben,  wie  im  einzelnen  das  internationale  Privatrecht  der  Individuen 
ausgestaltet  werden  soll.  Schon  Hertius  sprach  über  die  Herbeiziehung  des 
Völkerrechts  ein  bezeichnendes  Wort  aus.  Vergl.  den  Auszug  in  meiner 
Schrift:  Geschichte  und  System  des  internationalen  Privatrechts  im  Grund- 
rifs  S.  37. 

13)  Vergl.  z.  B.  Westlake  in  Revue  de  di\  i,  XII  p.  27  (speciell  die 
Auslieferung  der  Verbrecher).  Diese  Auffassung  findet  sich  auch  in  der 
3.  Auflage  des  Werkes  von  Westlake:  Treatise  on  private  international 
law  (1890)  p.  5.  Femer  ist  hinzuweisen  auf  Laini^  Iniroduction  au  droit 
international  priv6  I  p,  11—14.  Auch  v.  Bar^  Theorie  und  Praxis  des 
internationalen  Privatrechts,  Vorwort  IX,  sagt,  der  das  Privatrecht,  Prozefs- 
und  Strafrecht  auf  dem  internationalen  Boden  verbindende  Gedanke  sei  die 
rechtliche  Behandlung  des  Individuums  in  einer  fremden  Rechtsordnung. 
Allein  ist  es  denn  zutreffend,  das  Wort  „Privatrecht"  so  zu  gebrauchen  oder 
zu  mifsbrauchen  ?  Rivier  vertritt  seit  langer  Zeit  die  meiner  Ansicht  nach 
richtige  AuffJELSsung  Über  die  Systematisierung  des  internationalen  Privatrechts. 
Asser  -  Rivier ,  Eliments  du  droit  international  privi  §  1  Note  1.  Dieser 
Internationalist  scheidet  genau  das  internationale  Privatrecht,   Handelsrecht 
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femer  Juristen,  welche  diese  letztere  Materie  zum  Völkerrechte 
rechnen  **). 

Ferner  Iftlst  sich  reden  von  einem  interkantonalen  Privat- 
recht z.  B.  in  der  Schweiz.  Weil  hier  grofse  Kechtsmaterien  vorläufig 
noch  nicht  vereinheitlicht  sind,  mufsten  gewisse  Principien  ausfindig 
gemacht  werden,  um  den  Zusammenstofs  der  Gesetze  zu  vermeiden,  — 
die  frühesten  Juristen  hatten  vorzugsweise  (aber  nicht  ausschliefs- 
lich)  solche  Konflikte  im  Auge.  —  Innerhalb  des  interkantonalen  Hechts 
giebt  es  an  einzelnen  Orten  noch  ein  besonderes  lokales  Recht  da,  wo 
die  Centralgewalt  eines  Elantons  wieder  eine  gebrochene  ist.  Man 
kann  dann  von  einem  interlokalen  Bechte  reden,  soweit  es  sich 
um  die  Beziehungen  handelt  zwischen  den  Angehörigen  der  zwei  ver- 
schiedenen kleineren  Gebiete  ^^). 

Man  kann  auch  von  einem  interkolonialen  Rechte  sprechen 
and  darunter  Zweierlei  verstehen: 

1.  das  Recht,  das  besteht  zwischen  einer  Kolonie  und  dem  Mutter- 
lande {jjLTfcqonoXiQ^  —  ein  Ausdruck,  der  noch  einen  Anklang 
bildet  an  das  Mutterrecht) ; 

2.  das  Recht,  das  besteht  zwischen  mehreren  Kolonien  eines 
Staates  oder  zwischen  den  Kolonien  verschiedener  Staaten. 

Historisch  interessant  sind  die  ^Enoiycia  AoifiQÜv  ygafifÄCcra  aus 
der  ersten  Hälfte  des  5.  Jahrhunderts  vor  Christus^®).  Die  Ein- 
wohner von  Opunt  (so  darf  man  wohl  deutsch  sagen)  und  anderen 
Städten  aus  dem  östlichen  Lokris  sandten  eine  Kolonie  (iTcoiycla)  nach 
Naupaktos  (westliches  Lokris),  allerdings  wird  auch  die  Ansicht 
vertreten  (von  Prof.  Meister  in  der  Sitzung  der  k.  sächsischen 
Gesellschaft  der  Wissenschaften  zu  Leipzig,  14.  November  1895),  es 
handle  sich  hier  um  eine  Einwanderung  aus  Kleinasien  nach  Nau- 
paktos.    Ein  Dekret,  das  von  den  Opuntiem  erlassen  wurde,  regelt  nun 


und  Prozefsrecht.  Auch  trennt  er  davon  das  intemalaonale  Strafrecht.  In 
seinem  Werke  Frincipes  du  droit  des  gens  I  p,  329  weist  er  diesen  ver- 
schiedenen Materien  wieder  ihre  Stelle  an  und  er  betont  namentlich,  dafs  das 
internationale  Privatrecht  in  erster  Linie  dem  Privatrecht  angehöre, 
ebenso  das  internationale  Handelsrecht.  Dann  fahrt  Rivier  fort:  Le  droit 
pinal  international  et  la  procSdure  apparttennent  au  droit  public  tn- 
terne  et  g^nSral  plutdt  qu*au  droit  des  gens.  Ich  mac^  e  auch  aufmerksam 
auf  ülhnann,  Völkerrecht,  2.  Aufl.  8.  11. 

14)  Beling,  Die  strafrechtliche  Bedeutung  der  Exterritorialität  Beiträge 
zum  Völkerrecht  und  zum  Strafrecht,  Breslau  1896  (S.  16),  sagt  aber  treffend, 
damit  sei  der  Höhepunkt  des  Irre^ehens  erreicht. 

15)  Ver^.  betr.  die  Schweiz  den  Kanton  Bern  (alten  und  neuen  Kantons- 
teil) und  den  Kanton  Schw^z,  in  welchem  Kantone  noch  verschiedene  Bezirks- 
rechte gelten.  Ich  verweise  auf  Lardyy  Les  Itfgislations  civiles  des  cantons 
iwssesy  2.  Aufl.,  p.  56 f  189,  191.  Betreffend  die  Bezeichnung  interlokales 
Privatrecht  ist  Zttelmann,  Internationales  Privatrecht  I  S.  395  ff.  zu  be- 
achten. 

16)  Vergl.  Recueü  des  inscriptions  ßiridiques  grecques  von  Dareste, 
Hanssoullier  und  Reinach  p.  180 — 192.  Weitere  Litteratur  ist  angegeben 
in  meinen  Institutionen  der  vergleichenden  Rechtswissenschaft,  Stuttgart 
(1898)  p,  73  tt.  74. 
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die  politiBcfaea,  religiSsen  and  rechtlichen  Beziehnn^a,  welche  Bwischen 
der  Kolonie  und  dem  MatterlRnde  bpsteben  sollten.  Hier  rabt  die 
OeburtBstAtte  des  interkolont&len  Rechts.  Die  Bestim- 
mnngen  und  recht  interessant,  —  ich  hebe  Folgendes  herror: 

1.  Die  answandemden  Mitglieder  der  Kolonie  werden  befreit  von 
Steaem  im  Heimatlsude ;  sie  Btenem  in  Nanpaktos.  Wenn  sie 
die  Kolonie  verlassen,  ohne  die  Steuern  bezahlt  zn  haben,  so 
werden  sie  in  den  Bann  von  Lokris  gethan.  Dies  ist  eine  Art 
moralischer   Garantie ,    welche  Lokris   zn    Gunsten  der  Kolonie 

2.  Das  Recht  der  Rückkehr  in  das  Mutterland  kann  aasgeübt 
werden,  wenn  einmal  die  Steuern  bezahlt  sind,  und  sodann, 
wenn  die  Thatsache  der  Abreise  {tffentlich  verkündigt  wurde  'n 
Naupftktos  nnd  am  alten  Domizile. 

3.  Die  Kolonie  ist  auf  SO  Jahre  verpflichtet,  mit  dem  Matterlande 
Opunt  verbunden  zu  bleiben. 

Das  Kolonialrecbt  hat  in  dem  znr  Keige  gebenden  Jabr- 
hundert  eine  aarserord entliche  Bedeutung  erlangt,  womit  auch  gesagt 
ist,  dars  das  interkoloniale  Recht  nicht  mehr  auf  dorn  er- 
wUbnten  Boden  steht:  hier  speciell  ist  die  Welt  auch  erheblich 
anders  geworden ! 

Man  kann  endlich  auch  von  einem  internationalen  Ver- 
waltangsrechte  reden  und  dabin  alle  diejenigen  Fragen  zftiilen. 
welche  sich  auf  das  Finanz-,  Sanitfits-,  Gewerbepolizeiwesen  beziehen, 
dann,  wenn  es  sich  um  ausländische  Peisonen  bandelt*'). 

Bei  den  alten  SchriftsteUem  sind  die  hier  kurz  erwähnten  Speciali- 
siemngen  der  Materie  naturgemfifs  noch  nicht  vorhanden.     Der  gemein- 
same Oberbegriff  ihrer  Erörterungen  war  die  collisio  statutorum: 
die   alten  Juristen    sahen,    dafe    die  Koexistenz    lokaler  Normen   anter 
sich  und  mit  dem  jus  commune   einen  Konflikt  des  Rechts   bervorrafe 
und    sie  suchten    ihn  zn    ItiBen,    —    freilich  wurde    diese  LOsung  nicht 
voigenommen    diutih    eine   rolie    IxikaliBterung    der    Rechtsverhtiltnisse. 
Die   Theorie   knflpfte    bezüglich    des   Pri vatreclits,    wie    schon 
gesagt,  an  die  lex  ^cutictos  populos"  an,  d.  b.  an  l.  1.  G,  de  summa 
trinitaie  et  fide  caßiolica  ut  nemo  de  ea  ptAlüx  contendere  audeat  1,  1 ; 
ciinctoB  populoB  quoB  clementiae  no*trae  regit  imperium  üt  lati 
voliimtu  religioae  vertan  quam   diiHnum  Petrum  apogtoltim  tradidüte 
Romani». 

Dazu  machte  die  Glosse  folgende  Bemerkung: 

Quodai  Bononiemü   conveniatur  MuUnae   noa   debet  judicari  ss- 
ctmdum  »tatuta  Mutinae  quibus  neu  tubeit,  cum  dieat  „quos"  noitrae 

ieser  BesiebuDg  ist  z.  B.  zu  verweisen  auf  HUfnann,  Des  eom- 
ilairea  inlft-naiionaleii  dana  la  gucrre  in  Revue  de  dr.  i,  XI 
femer  auf  die  Abhandlung  desselben  Juristen,  betitelt:  La  l«Ue 
!  contre  lea  ^id^mies  de  la  guerre  in  Keeue  ginirnle  de  droit 
public   IV  p.  437— i45   und   UUmann,   Völkerrecht,    2.  Anfl., 
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clementiae  regit  Imperium.  Videtur  hie  texttts  supponere  quod  non 
omne»  poptUos  regit  imperator,  qvod  an  sit  verumy  vi  de  hie  ptUchre 
per  Joannem  Fabri  in  auo  breviario. 

Hier  wird  das  Breviariutn  des  Joannes  Faher  rühmend 
citiert,  aus  welchem  ich  nachher  Aaszüge  publiziere.  Mit  der  erwähnten 
Glosse  war  die  coUisio  statuiorum  (also  das  internationale  Privatrecht) 
in  das  wissenschafdiche  Programm  und  den  Stadienplan  der  Jaristeu 
aufgenommen  *®).  Allein  wenn  wir  ganz  offen  reden  wollen,  so  müssen 
wir  gestehen,  dafs  auch  die  heutige  Doktrin  über  internationales  Privat- 
recht  noch  sehr  mangelhaft  ist^^). 

Wenn  ich  nun  von  dem  Debüt  oder  der  Genesis  der  Doktrin  des 
internationalen  Privat-  und  Strafrechts  rede,  so  denke  ich  hier  speciell 
an  folgende  Juristen: 

1.  Ouilielmus  DurantiSy 

2.  Joannes  Faher, 

3.  Älbericus  de  Bosate. 

Die  unter  Nr.  2  und  3  erwähnten  Juristen  waren  Zeitgenossen 
von  JBarioliiSj  allein  der  Letztere  sclieint  ihre  Schriften  nicht  gekannt 
xn  haben,  wohl  aber  citiert  Bartolus  den  DuranHs  (resp.  dessen  Werk 
Speculum)  und  andere  Juristen,  die  vor  ihm  gelebt  und  die  über  die 
Statutenkollision  geschrieben  haben. 

Die  hier  aufgeführten  drei  Juristen  repräsentieren  Namen  am 
Firmamente  der  Hechtswissenschaft,  welche  nur  noch  (wenn  ich  so 
sagen  darf)  mit  dem  Femrohr  wahrgenommen  werden  können,  aber 
die  Leuchtkraft  ihrer  Deduktionen  ist  doch,  wie  wir  sehen  werden, 
eine  so  grofse,  dafs  damit  auch  heute  noch  die  Situation  zum  Teil 
erhellt  wird,  —  jedenfalls  sind  ihre  Ausführungen  historisch  höchst 
interessant  Auch  bilden  dieselben  eine  wichtige  Ergänzung  der  Er- 
örterungen von  Bartolus  und  Baldus  und  insofern  auch  zu  meiner 
firüheren  Publikation,  —  ich  charakterisierte  bei  dieser  und  einer 
späteren  Gelegenheit  die  doktrinellen  Resultate,  welche  speciell  an 
diese  beiden  Juristen  angelehnt  werden  können  ^^). 

18)  Die  Unrichtigkeit  des  Vorgehens  lag  nur  darin,  dafs  das  inter- 
nationale Privatrecht  solange  mit  den  Vorlesungen  über  das  Civilrecht  ver- 
banden blieb  nnd  dafs  es  dann  bis  in  die  jüngste  Zeit  speciell  (ganz  im 
Gegensatze  zu  Frankreich,  Italien,  England,  Niäerlande)  mit  den  üblichen 
zwei  Paragraphen  abgehandelt  wurde.  Hätte  schon  früher  eine^  Ab- 
trennung stat^efunden  und  wäre  das  internationale  Privatrecht  als  eigene 
Discipliu  kultiviert  worden,  stünden  wir  heute,  speciell  auch  in  Deutschland, 
weiter  als  wir  sind!  Alles  Neue  mufs  eben  auch  bei  den  Juristen  erkämpft 
werden,  das  mdste  Neue  ist  bei  vielen  erst  gnt,  wenn  es  alt  ist. 

19)  E.  J.  Bekker  hat  freilich  in  der  Eingangs  citierten  Schrift  (Über 
die  Couponsprozesse  S.  60)  den  prophetischen  Ausspruch  gethan,  dafs  die 
Normen  für  die  Lokalisierung  der  Rechtsfragen  notwendig  noch  auf  Jahr- 
zehnte, wenn  nicht  auf  Jahrhunderte  hinaus  den  Charakter  der  Unfertigkeit 
behalten.  Dies  mag  in  gewissem  Sinne  ein  Trost  sein,  wenigstens  dann, 
wenn  der  gerügte  Zustand  die  modernen  Juristen  zur  grundlichen  Bearbeitung 
der  Materie  anfeuert 

2Q)  Vergl.  Zeitschrift  für  das  Internat.  Privat-  und  Strafrecht  IV  S.  258, 
840,  446  (Bartolus  u.  Balduh)  und  femer  V  S.  363. 
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ni. 

Und  zu  dieser  ersten  italienischen  Schale  ftlhlt  man  sich  auch  in 
der  Neuzeit  wieder  lebhaft  hingezogen,  zumal  wenn  man  sieht,  welch' 
verheerenden  Einflufs  die  feudalen  Ideen  immer  noch  auf  Staaten  und 
Juristen  auszuüben  die  Kraft  haben.  An  jener  Schule  kann  man  sieb 
immer  wieder  erfi^uen  und  bei  ihr  die  nötige  Begeisterung  holen,  — 
sie  ist  es,  welche  Fenster  öffiiet  fUr  Gegenwart  und  Zukuni^,  wenn  ich 
so  sagen  darf. 

Das  nämlich  ist  der  so  wichtige  und  so  charakteristische  Gesichtszug 
der  frühesten  italienischen  Doktrin,  die  über  unsere  Materie  von  italieni- 
schen und  französischen  Juristen  aufgestellt  wurde,  dafs  sie  die  An- 
wendung und  Respektierung  fremden  Rechts  nicht  abhängig  macht  von 
einer  Comitas  und  dafs  sie  darin  auch  nicht  eine  Selbstbeschränkung 
in  der  Gestalt  einer  freundlichen  und  rücksichtsvollen  Konzession 
findet  ^^).  Die  alten  Juristen  nehmen  vom  fremden  Rechte  Notiz,  weil 
es  nach  ilirer  wissenschaftlichen  Überzeugung  auf  das  betreffende  Rechts- 
verhältnis anzuwenden  ist^  anders  ausgedrückt,  weil  es  ihm  nach  objek- 
tiven Gesichtspunkten  im  Interesse  der  Gerechtigkeit  unterstellt  werden 
mufs.  P^s  darf  dabei  stets  —  ich  wiederhole  die  im  Eingange  gemachte 
Bemerkung  —  von  der  ersten  italienischen  Doktrin  gesprochen 
werden,  weil  auch  die  französischen  Juristen  (und  speciell  auch  Durantis 
und  Faher)  in  der  italienischen  Schule  gebildet  wurden. 

Aber  noch  ein  anderer  wichtiger  Charakterzug  ist  der  ersten 
italienischen  Doktrin  eigen:  sie  ist  vollkommen  frei  von  jener  An- 
schauung, dafs  jedes  Rechtsgebiet  absolut  Meister  sei  und  verlangen 
könne,  dafs  sein  Recht  (wenigstens  bezüglich  der  Statuten)  ^^)  auf  alle 
Personen  und  Sachen  Anwendung  finde,  die  sich  darin  befinden.  Mit 
andern  Worten:    die   feudalistische  Lehre,    deren   später  Held   Argen- 


21)  Diese  Verirrung  ist  auf  das  Konto  des  Argentraeus  und  der  hol- 
ländisch-belgischen Schule  zu  schreiben.  Vergl.  meine  Bemerkungen  zu  dem 
Wiederabdruck  des  ülr.  Huber  in  der  Zeitschrift  für  internationales  Privat- 
und  Strafrecht  VIII  S.  189.  Will  man  die.  Sache  kurz  und  treffend  be- 
zeichnen, so  darf  man  mit  E,  J.  Bekker^  Über  die  Couponsprozesse  S.  59, 
sagen,  die  Respektierung  des  ausländischen  Rechts  bei  uns  und  das  Ver- 
langen nach  Anwendung  des  heimischen  Rechts  im  Auslande  beruhe  auf 
vernünftigem  Egoismus  und  auf  nüchterner  Erwögung  des  durch  die  mensch- 
liche NaiSr  bedmgten  Allen  und  also  auch  uns  Erspriefslichen.  Vergl.  auch 
Riviery  Principes  du  droit  des  gens  I  p.  327:  De  nos  jours^  Vancien  devoir 
de  simple  courtoisie  est  une  Obligation  juridique.  Ebenso  ist  zu  verweisen 
auf  Guthrie^  Private  international  law,  2,  ed,  1860  p.  70,  Note  f,  woselbst 
ein  ganz  zutreffender  Ausspruch  von  7.  C.  Turner  citiert  ist:  a  judge 
applies  joreign  lato  not  because  it  is  enacted  by  a  foreign  legislator^  but 
because  hie  oum  law  requires  the  partictdar  question  to  be  adjudicated 
according  to  the  foreign  law. 

22)  £s  entgeht  mir  nicht,  dafs  zur  Zeit  der  frühesten  italienischen  Dok- 
trin den  lokalen  Statuten  bei  weitem  nicht  die  Bedeutung  territorialer  Gesetz- 
bücher zukam,  —  dieser  Umstand  ändert  aber  an  der  principiellen  Wert- 
schätzung der  alten  Juristen  nichts. 


T*V 
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traeus^^)  war,  fiind  trotz  der  Selbständigkeit  der  italienischen  Städte 
auf  diesem  Boden  keine  Nahrung,  —  so  mächtig  war  der  kommerzielle 
Verkehr  zwischen  den  italienischen  Städten,  dafs  sie  schon  damals  ein- 
sahen, die  objektive  Gerechtigkeit  erfordere  eine  ernsthafte  BerUck- 
siehtignng  der  Statuten  anderer  Städte.  Dies  ist  ein  hochbedeutsamer 
Vorgang  und  wenn  einzelne  Staaten  auch  heute  noch  die  Feudalttät 
(die  partikuläre  Souveränität)  zum  Angelpunkte  ihres  Systems  für  das 
internationale  Privatrechtsleben  machen,  so  giebt  es  fUr  sie  nur  einen 
Rat:  in  die  Schule  zu  gehen  bei  der  ersten  italienischen  Doktrin  vor 
und  nach  Bartolus.  Schon  die  frühesten  Juristen  fiinden  mit  andern 
Wocten,  es  bestehe  die  Kechtspflicht,  unter  Umständen  fremdes  Recht 
anzuwenden.  Nach  meiner  vollendeten  Überzeugung  kann 
auch  für  die  moderne  Welt  diese  Rechtsthatsache  nicht 
laut  genug  und  nicht  oft  genug  wiederholt  werden.  Erst 
wenn  dieser  Ausgangspunkt  der  Theorie  siegreich  in  Fleisch  und  Blut 
übergegangen  ist,  werden  wir  ernsthafte  Fortschritte  machen.  Gewifs 
ist  es  wahr,  dafs  das  internationale  Privatrecht  zunächst  lediglich  ein 
Teil  des  internen  Rechtes  ist,  so  lange  und  soweit  es  auf  dem  univer- 
sellen Boden  nicht  einheitlich  vereinbart  oder  geordnet  ist  Aber  die 
Aspiration  der  wahren  Wissenschaft  und  des  Lebens  geht  darauf  aus, 
dieses  Recht  über  das  interne  und  partikuläre  Terrain  herauszuheben. 
Man  kann  desw^en  unterscheiden: 

1.  ein  allgemeines  internationales  Privatrecht,  indem  auf  einzelnen 
Gebieten  zweifellos  eine  wissenschaftliche  Übereinstimmung 
(communis  opinio)  herrscht; 

2.  ein  partikuläres  Recht  bezüglich  des  internationalen  Privat- 
rechtes. 

Der  angegebenen  Bemühung  tritt  freilich  eine  moderne  Formel 
bindernd  in  den  Weg,  die  für  viele  Juristen  den  Wert  eines  juristischen 
Zaubers  in  sich  trägt '^).  Seit  einiger  Zeit  erschöpft  sich  die  Wissen- 
schaft in  unserer  Specialmaterie  in  der  Betonung  der  lex  pairiae^  — 
f^  die  Meisten  ist  sie  der  MOnchssatzung  gleich :  unus  deuSy  una  fides^ 
unum  haptisma.  Vor  der  lex  patriae  verblassen  in  der  modernen 
Litteratur  alle  andern  Gesichtspunkte:  dieses  Axiom  ist  die  Grund- 
potenz,   die  alles   regiert  ^'^).     Die   ausschliefsliche    Betonung   der    lex 


28)  Vergl.  dazu  meine  Bemerkungen  in  der  Zeitschrift  für  internatio- 
nales Privat-  und  Strafrecht  V  S.  364  u.  365. 

24)  Immer  scheint  die  Wissenschaft,  nud  zwar  auch  heute  wieder, 
scholastische  Neigungen  zu  haben  und  da  wirft  man  dem  grofsen  Bariolus 
vor,  er  sei  ein  Scholastiker,  —  ihm,  der  so  sorgfältig  in  das  Detail  unserer 
Fragen  eintrat!  Beiläufig  gesagt,  kehrt  das  Märchen  der  „ Z^ar/o /m/schen 
B^el*  noch  Jetzt  wieder  (ooschon  ich  in  der  Zeitschrift  für  internationales 
Privat-  und  Strafrecht  IV  8.  259  und  Note  4  dagegen  opponierte),  z.  B.  bei 
Ktihlenbeckf  Von  den  Pandekten  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch.  Eine  dogma- 
tische Einftihrung  in  das  Studium  des  bürgerlichen  Bechts  1  S.  50.  Vergl. 
auch  G,  Diena^  I  diritti  reali  considerati  nel  diritto  iuternazionale  privato 
1895  p.  13  und  Anm.  3. 

25)  Zu  meinem  lebhaften  Bedauern  ist  auch  das  Institut  de  droit  int  er' 
national  in  dieses  Fahrwasser  hineingeraten.    Bezüglich  dieser  in  Deutsch- 
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patriae  balte  ich  aber  ftlr  ganz  unrichtig.  Sie  führt  zu  einer  natio- 
nalen Übersciiwenglichkeit  in  der  Jurisprudenz  und  im  Verkehre.  Sie 
stellt  das  internationale  Privatrecht  in  eine  völlig  künstliche  und  uu- 
nattlrliche  Beleuchtung,  sie  enthält  in  ihrer  absoluten  Geltung  eine 
Versündigung  gegen  das  innere  Wesen  und  die  tief  begründete  Natui 
eines  internationalen  Rechtslebens.  Daraufhin  ist  zu  arbeiten,  dafs 
die  lex  domicilii  und  die  lex  patriae  mit  einander  versöhnt  werden,  — 
ich  habe  dies  schon  wiederholt  betont'^).  Und  zum  Glücke  haben 
auch  die  staatlichen  Konferenzen  im  Haag,  die  wir  der  k.  nieder- 
ländischen Regierung  zu  verdanken  haben,  diese  Richtungslinie  betreten. 
Es  ist  eben  wohl  zu  beachten,  dafs  bei  dem  internationalen  Verkehre 
die  Privatrechtsordnungen  mehrerer  Staaten  einen  durchaus  begründeten 
Anspruch  auf  Berücksichtigung  haben  und  dafs  sich  die  einseitige  und 
absolute  Herauskehrung  des  Heimatsrechts  durchaus  nicht  rechtfertigt. 
Die  Doktrin  mufs  also  der  Gesetzgebung  vorarbeitend  die  Interessen 
der  beteiligten  Rechtsordnungen  sorgfältig  abwägen  und  bei  den  ein- 
zelnen Instituten  untersuchen,  ob  der  ethische  Zusammenhang  mit  dem 
Heimatstaate  vorzüglich  in  Betracht  komme  und  welchen  fiinflufs 
man  daneben  dem  Domizilreclite  gestatten  könne,  insofern  nicht  eine 
Verschmelzung  zulässig  sei.  Die  Versöhnung  und  die  beiderseitige 
Berücksichtigung   der   zwei  Hauptprincipien   ist  im  Grunde   genommen 


laud  noch  lange  nicht  genug  gewürdigten  wissenschaftlichen  Vereinigung 
verweise  ich  auf  meine  Schrift  Geschichte  und  System  des  internationalen 
Privatrechts  im  Grundrifs  (Leipzig  1892)  S.  6  u.  7  und  meine  Institutionen 
der  vergleichenden  Hechtswissenschaft  (Stuttgart  1898)  S.  10.  —  v.  Liszty 
Das  Völkerrecht,  nennt  diese  Vereinigung  stets  Institut  für  Völkerrecht 
(vergl.  z.  B.  S.  55,  63),  was  nicht  richtig  ist:  man  mufs,  wenn  ich  mir  dies 
hier  zu  sagen  erlauben  darf,  vom  Institut  für  internationales  Recht 
sprechen.  Merkwürdigerweise  redete  man  auch  schon  vom  „Institut  für 
Völkerkunde",  wogegen  ich  in  meiner  Broschüre:  Der  internationale  Geist 
in  der  Jurisprudenz  (Zürich  1897)  S.  37  Anm.  51,  opponierte.  Nach  meiner 
Meinung  sollten  im  Institute  für  internationales  R^ht  zwei  Sektionen  ^• 
bildet  werden:  1)  für  Völkerrecht,  2)  für  internationales  Privatrecht,  in  der 
Meinung,  dafs  zwar  alle  Mitglieder  (memhrcft  und  associif)  in  beiden  Sek- 
tionen mitreden,  dafs  aber  nur  die  Mitglieder  der  betr.  Sektion  über 
materielle  Fragen  stimmen  dürfen.  Eine  überaus  bedenkliche  Schattenseite 
des  Instituts  liegt  darin ,  dafs  die  Traktandenliste  für  jede  Session  gewaltig 
überladen  ist,  —  daraus  entsteht  ganz  natnrgemäfs  eine  Obstruktion  im 
eigentlichen  Sinne. 

26)  Vergl.  meine  Broschüre:  Der  erste  europäische  Staatenkongrefs  über 
internationales  Privatrecht  (Wien  1894)  S.  10  und  meine  vorhin  citierte 
Publikation:  Der  internationale  Geist  in  der  Jurisprudenz  S.  27.  Ich  sagte 
hier,  es  müsse  anstatt  den  Jahrhundertelang  fortgesetzten  Pendelschwingungen 
zu  Gunsten  des  Domizils  oder  der  Nationalitat  eine  in  der  Mitte  liegende 
Lösung  (eine  media  ifenteruia)  gesucht  werden.  In  meiner  Abhandlung  im 
Ost err eichischen  Centralblatt  für  die  juristische  Praxis  XV  S.  193—222 
lieferte  ich  die  kasuistische  Probe  dafür,  dafs  auf  einzelnen  Gebieten  diese 
Lösung  auch  gefunden  werden  könne.  Ich  möchte  die  Kenner  des  inter- 
nationalen Privatrechts  wiederholt  bitten,  diesen  meinen  Versuch  theoretiBcb 
nachzuprüfen.  Torren  CampoSy  Bases  de  una  Legislation  sobre  Extra- 
territorialidad  (1896)  p.  301^  336  u,  337  pflichtet  meiner  Ansicht  grundsätz- 
lich bei 
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nur  eine  Weiterentwickelung  derjenigen  Ideen,  welche  schon  die  früheste 
itaÜenische  Doktrin  zwar  nicht  aufgestellt,  aber  befolgt  hat,  —  es  sind 
Losungen  auf  dem  internationalen  Rechtsboden  aufzusuchen,  welche 
der  Gerechtigkeit  entsprechen,  Lösungen,  welche  dem  vernünftigen 
internationalen  Verkehre  dienen.  Und  dazu  —  meine  ich  —  führt 
die  Huldigung  an  eine  Formel  nicht,  zumal  dann  nicht,  wenn  man 
diese  eine  juristische  Melodie  so  energisch  betont,  dafs  sie  einem 
taktfesten  Unisono  oder  einem  cantus  firmus  vergleichbar  ist.  Unter 
diesen  Umständen  glaube  ich  mit  guten  Gründen  wiederum  im  Interesse 
unserer  Wissenschaft  auf  die  alten  Schriftsteller  verweisen  zu  können 
und  zu  sollen,  —  ich  möchte  eben  mit  ihrer  Hülfe  gegen  das  so  laut 
angepriesene  Universalrecept  der  heutigen  Doktrin  opponieren.  Im 
übrigen  ist  mit  Bekker  zu  sagen,  dafs  die  Fragen  des  internationalen 
Privatreehts  nicht  einseitig  von  einem  Staate  geordnet  werden 
können'^).  Der  Weg  der  internationalen  Konferenzen 
und  der  internationalen  Diskussion  kann  allein  zum 
Ziele  führen.  Darin  liegt  die  unwiderstehliche  Bedeutung  und 
Kraft  des  mündlichen  Meinungsaustausches  durch  Delegierte  der  ver- 
schiedenen Staaten,  dafs  notwendigerweise  gegenseitige  Kon- 
zessionen gemacht  werden,  —  dies  ist  mir  nie  so  klar  geworden, 
wie  an  den  internationalen  Staatenkonferenzen,  an  denen  ich  als 
offizieller  Vertreter  der  Schweiz  im  Haag  teilnahm.  Fast  jeder  Ver- 
treter eines  Staates  erhob  bei  dieser  Gelegenheit  zunächst  die  Präten- 
tion, dafs  die  in  seinem  Gebiete  geltenden  Normen  und  Anschauungen 
international  anerkannt  werden  und  da  dies  in  der  Regel  nicht  durch- 
geführt werden  kann,  bestand  und  besteht  der  Zwang,  eine  in  der 
Mitte  liegende  Lösung  aufzusuchen^^).  Allerdings  ist  es 
zum  Gelingen  des  Werkes  absolut  notwendig: 

i.    dafs  die  Dishussionsoljekte  der  Konferenzen  gum   voraus  gang 
genau  abgesteckt  und  abgegrenzt  werden^ 

2.  dafs  die  Traktanden  sorgfältig  präpariert  werden, 

3.  dafs  nur  Specialisten  vom  Fach  (in  Verbindung  mit  den  Diplo- 
maten) an  die  Konferenzen  abgeordnet  werden. 

Bie  Notwendigkeit  dieses  Vorgehens  ist  durch  eine  Reihe  von 
Staaten  anerkannt  worden.  Gemäfs  königlichem  Erlasse  wurde  in 
Belgien  am  3*  August  1898  bei  den  Ministerien  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten und  der  Justiz  ein  ständiger  Ausschufs  eingesetzt 
zur  Prüfung  aller  Fragen  des  internationalen  Privatrechts.  Der  Erlafs 
stdlt  folgende  Beftignisse  des  Ausschusses  fest^*): 

1)  er  soll  die  geeigneten  Mittel  studieren,  um  die  Kodifikation  des  inter- 
nationalen Privatrechts  anzubahnen, 


27)  E,  «/.  Behher^  Die  Couponsprozesse  S.  59. 

28)  Auch  hier  wird  ein  Wort  der  Pandekten  zur  Wahrheit:  Omne  jvß 
taU  consensuB  fecit  aut  necesMitaa  (L  40  de  leg.  1,  3),  Vergl.  femer  die 
eleganten  Ausführungen  von  Regei^bergery  Pandekten  I  S.  57^59. 

29)  Veigl.  Auerbach  in  der  Deutschen  Juristenzeitung  (1898)  III 
S.  404/5. 
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2)  er  soll  die  Lösungen  und  Forderungen  vorbereiten,  welche  die  Ver- 
treter  Belgiens  in  den  internationalen  Konferenzen  für  das  PriTatrecht 
vertreten  sollen, 

3)  er  soll  alle  den  belgischen  Ministerien  zur  Entscheidung  zugehenden 
Fragen  über  das  internationale  Privatrecht  vorprüfen  und  entscheiden, 

4)  er  soll  die  Klauseln  vorbereiten,  welche  in  die  mit  ausländischen 
Staaten  abzuschliefscnden  Verträge  hinsichtlich  des  Privatrechts  aaf- 
zunehmen  sind. 

Der  bestellte  Ausschufs  wird  eine  Denkschrift  ausarbeiten,  welche 
als  Grundlage  für  die  Unterhandlungen  dienen  soll,  die  Belgien  mit 
den  Hauptstaaten  anknüpfen  will,  um  eine  Einigung  über  die  Grund- 
sätze des  internationalen  Privatrechts  herbeizuführen. 

Gleiche  interne  Rommissionen  wurden  eingesetzt  durch  die 
niederländische,  russische  und  französische  Regierung^^). 
Aus  Deutschland  hört  man  in  dieser  Beziehung  bis  jetzt  noch 
nichts  ^^). 

Nur  auf  diesem  Wege^^)  wird  nach  und  nach  ein  ganzer 
Komplex  von  Regeln  des  internationalen  Privatrechts  aufgestellt  werden 
können.  Das  effektive  Ergebnis  wird  sich  beziehen  auf  privatrecht- 
liche Normen,  —  das  Völkerrecht  ist  nur  die  äufsere  Form,  in  welcher 
das  Privatrecht  ausgestaltet  wird:  dieses  Privatrecht  wird  allerdings 
erst  zur  verbindlichen  Norm  erhoben  durch  die  innerstaatliche 
Genehmigung  des  völkerrechtlichen  Vertrages. 

Das  materielle  Resultat  aber  wird  ein  Zeugnis  dafUr  sein,  in 
welch*  glücklicher  Weise  die  Vergangenheit  mit  der  Gegenwart  ver- 
bunden werden  kann. 


80)  Vergl.  Annuaire  de  VlnstittU  de  droit  international  (1898)  XVI f 
p.  184. 

31)  Wollte  man  dies  pessimistisch  deuten,  so  könnte  man  sagen,  es 
li<^ge  gewollte  logische  Konsequenz  darin.  Die  deutschen  Universitäten  thun 
—  mit  wenigen  Ausnahmen  —  für  die  Doktrin  des  internationalen  Privat- 
rechts nichts  und  auch  die  Regierungen  wollen  die  Bedeutung  der  Materie 
noch  nicht  anerkennen.  Vergl.  die  Bemerkung  in  meiner  Broschüre,  Der 
internationale  Geist  in  der  Jurisprudenz  S.  28  Note  34  und  namentlich  v.  Bar, 
Lehrbuch  des  internationalen  Privat-  und  Strafrechts  im  Vorwort.  In  Elr- 
gänzung  zu  diesen  Klagen  verweise  ich  auch  auf  meine  BroschüiC,  Die 
Gesetzgebung  und  das  Rechtsstudium  der  Neuzeit  (Dresden  1894)  S.  55—64. 

32)  Bei  der  Ordnung  des  internationalen  Privatrechtes  speciell  ist  nicht 
vorzugenen,  wie  wenn  ein  Handelsartikel  in  Frage  liegen  würde.  Ich 
bin  daher  auch  nicht  der  Ansicht  von  Endemann,  Einführung  in  das  Studium 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  (1896)  S.  40—45.  Es  wird  hier  u.  a.  der  ge- 
sunde Egoismus  angerufen,  der  me  hr  entfaltet  werden  müsse,  „bis  die  andern 
Staaten  sich  zu  einer  fi;erechten  Ansprüchen  entsprechenden  Regelung  herbei- 
lassen". Dabei  spracn  Endemann  von  den  Errahrungen,  die  man  mache, 
wenn  man  z.  B.  in  der  Schweiz  als  Deutscher  Prozesse  führen  müsse.  So- 
weit es  sich  hier  um  die  Schweiz  handelt,  ist  die  Stelle  für  mich  dunkel,  — 
in  der  3.  Aufl.  hat  Endemann  die  Ausführung  abgeschwächt  (S.  76  Note  9). 
Auf  Grundlage  lan^^er  Praxis  darf  ich  doch  sagen ,  dafs  Deutsche  in  der 
Schweiz  immer  zu  ihrem  Rechte  gelangt  sind.  Dafs  im  übrigen  auch  bei 
uns  noch  vieles  zu  bessern  ist,  bestreite  ich  nicht  Wo  trifft  dies 
nicht  zu? 
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IV, 

Wenn  nach  dem  Gesagten  die  Ausführungen  der  alten  Schrift- 
steller wichtig  sind  fUr  das  internationale  Privatrecht,  so  wird  die 
Frage  daran  gereiht  werden  müssen,  ob  dies  auch  zutreffe  ftlr  das 
internationale  Strafrecht  Es  mufs  anerkannt  werden,  dafs  die 
Ausbeute  hier  geringer  ist,  gleichwohl  können  wir  auch  hier  einen 
Natxen  ziehen,  —  ich  meine  den  Nutzen  der  Selbsterkenntnis  dafür, 
dafs  wir  wenigstens  bezüglich  des  Weltstrafrechts  noch  nicht  viel 
weiter  gekommen  sind^^).  Im  internationalen  Strafrechte  schliefst  die 
Glosse,  wie  früher  gesagt,  an  die  l.  1.  C.  uhi  de  crimine  agi  oportet 
3y  15  an.     Diese  Stelle  lautet: 

Quaentiones  eorum  criminum,  guae  legibus  aut  extra  ordinem  coer^ 
centur,  tM  cammisaa  vel  inchoaia  sunt,  vel  ubi  reperiuntur,  qui  rei  esse 
perhibeniiir  criminis,  perfici  debere,  satis  notum  sst. 

Die  Glosse  sagt  zu  dem  Titel  ^vibi  de  crimine  agi  oportet*^: 

Causa  criminaUs  iractatur  altera  de  tribus  locis,  scilicet,  ubi 
crimen  est  eommissum  vel  causa  est  inchoata,  vel  ubi  deprehenditur 
reus  habere  domicilium.  Bald,  et  Scdic,  Additur  et  alius  in  vaga- 
bundo:  ut  in  gl.  Sali, 

Die  Glosse  macht  zu  einzelnen  Worten  verschiedene  Bemerkungen, 
nämlich : 

Quaestiones.  Tu  Mutinensis  Bononiae  deliquisti;  ubi  con' 
veniri  debeas,  quaeritur,  Respondeo  ibi^  ubi  deliguisti.  Item  ubi  causa 
inehoata  est. 

Das  Beispiel,  das  die  Glosse  hier  giebt,  liefert  eine  bemerkens- 
werte Parallelstelie  zu  der  früher  herausgehobenen  Stelle  über  inter- 
nationales Privatrecht. 

Reperiuntur.  Id  est  tibicumque  sint,  secvndum  P,*^)  ünde 
ülud,  ubi  te  invenerOj  ibi  te  judicabo  etc.  et  pro  eo  j\  l,  prox,  ibi,  ubi 
degit  etc.  (^^  l.  2  C\  3,  15).  Tu  die:  reperiuntur,  sc,  habere  domicilium 
sive  forum,  quod  multis  modis  constituitur  ....  Vel  die  quawio  lo* 
quitur  ibi  de  vagabundis,  ut  Uli  ubilibet  possint  conveniri^), 

Grauz  wie  im  internationalen  Privatrechte  werden  auch  im  inter- 
nationalen Straf  rechte   eine  Reibe  von  Stellen  aus  dem  rtfmischen 


33)  Eine  tüchtige  Monographie  bt  und  bleibt  das  Buch  von  W,  v.  Roh- 
land,  Das  internationale  Strafrecht  (1877).  Leider  erschien  blofs  die  erste 
AbteUun^:  SLritik  der  internationalen  Strafrechtstheorien.  Das  Specialgebiet 
des  Auslieferungsrechts  ist  nunmehr  bereichert  worden  durch  das  höchst 
bedeutsame  Werk  von  v.  Martitz,  Internationale  Rechtshülfe  in  Strafsachen. 
Bdtriffe  cur  Theorie  des  positiven  Völkerrechts  I  (1888;,  II  (1897).  Ich  mache 
BpedeU  anfinerksam  auf  die  Anlagen  (Sammlung  der  Auslieferungsgesetze). 

34)  Pillius  gestorben  nach  IWl. 

85)  Donellus,  Comment,  juris  civilis  liber  XVI T  cap.  XVI,  wirft  frei- 
lich angesichts  der  l.  1  C.  ubi  de  crimine  agi  oportet  die  Frage  auf,  welche 
Bedeutung  das  Wort  rrppriuntur  haben  könne,  und  er  tritt  dann  gegen  die 
Auslegung  der  Glosse  auf. 
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und  kanonischen  Rechte  allegiert  ^^),  —  sie  beweisen  aber  nicht  viel*^) 
Es  werden  namentlich  citiert: 

c.  14  C,  ad  legem  JuLiam  de  aduUerüs  et  siupro  P,  9: 

AduUeram^  si  postea,  quam  crimen  contra  eam  inckoatum  est, 
provinciam  exceuü^  eliam  absentem  inter  reos  recipi  posse^  explorati 
jurU  est. 

l.  22  de  accusiüionihus  et  inscripHonüms  48 j  2: 

AUeriu»  provindae  reu»  apud  eos  accusatur  et  damnaiur,  apud 
quos  crimeti  contractum  oatendünr. 

Dazu  (^aUerius*^)  bemerkt  die  Glosse: 

Muttnenns  deliquit  in  hac  terra^  potest  hie  accusari  et  puniri;  ei 
hoc  non  solum  in  privativ  aed  et  in  müüibue  est  obeervandum  (Fron» 
ciscus  Accureius), 

l.  7  §  4   cU.: 

Idem  imperaiar  (Divua  Piu»)  rescripaity  servo*  ibi  puniendo»^ 
ubi  Miquisse  argtianttw^  dominumque  eorttm,  ai  velit  eoa  d^endere^ 
non  posse  revocare  in  provinciam  attam^  aed  ibi  oportere  dejendere^ 
ubi  fieliquerint, 

l,  3  pr.  de  re  fnüitari  49,  16: 

....  ibi  enim  cum  plecti  poena  debere,  ubi  facinua  admiasum  est, 
Divi  Severva  et  Antoninua  reacripaerunt, 

h  3  de  officio  praesidis  1,  18: 

Praeaes  provindae  in  auae  provinciae  hominea  tantuim  imperium 
habet y  et  hoc,  dum  in  proüincia  eat;  nam  ai  exeeaaerit,  friwUua  eat. 
Habet  tnterdum  imperium  et  adveraua  extraneoa  hominea,  at  quid  manu 
commiaerint;  nam  et  in  mandatia  Principum  eat,  nt  cur  et  ia^  ^i  pro- 
vindae praeeat,  malia  hominibua  promnciam  purgare;  nee  tUattnguitur^ 
unde  aint. 

Authent.  ut  omnes  oboed,  judic,  provinc.  §  Haec  considerantes 
(Nov.  69  c.  1). 

Qua  in  provinda  quia  deliquit,  avt  in  qua  pecuniarum  aut  crP' 
minum  reua  ait,  aive  de  terra,  dve  de  terminia,  aive  de  poaaeaaiane,  dve 
de  proprietate,  aive  de  hypotheca,  aut  de  alia  qualibet  occaaione,  vel 
de  qualibet  re  fuerit  reua,  illic  etiam  juri  auoiaceat;  quod  iua  per- 
petuum  eat,  Si  ergo  ambo^  et  aclor  et  reua,  aint  in  provinda,  illic 
omni  privilegio  ceaaante  rea  expediatur,  Eo  autem  abaente,  ex  cuius 
domo  iniquum  quid  patior ,  ipaum ,  qtxi  id  admiait ,  vel  dua  curatorem 
conveniam,  cui  datia  indutiia  licet  nuntiare  domino  cauaae.  Qui  d 
neque  per  ae  veniat,  neque  mütat,  ia,  qui  primo  conventua  est,  praeaen- 
tatua  condemnetur,  in  quo  dt  obnoxiua  ineuper  ei  ia,  qui  miitere  noluii, 
ai  tarnen  omnino  appareai  obnoxiua;  nam  et  de  rebua  eiua  aaiiafiet,  si 
ia,  qui  praeaena  eat^  non  dt  aolvendo.  Sed  ai  nee  ipae,  qui  domitwm 
praeaentare  debuii,   compareeU  praeconia  voce  voeatua,  eomdemmeiur. 


36)  Über  die  im  internationalen  Strafrecht  angeiufenen  Stellen  des 
römischen  Rechts  vergL  Ziegler,  De  judic  um  officio  ei  delictia  4  ed,  1754 
ConcUmio  XV  §  34 — 48;  Brocher,  Coura  de  droit  intenuUional  prive  III 
p.  291—294;  Hocco,  DefV  vao  e  autoriih  delle  leggi  2  ed.  I  p.  224, 

87)  Vergl.  in  diesem  Sinne  auch  Pattquale  Fiore,  TraM  de  droit  püutl 
international  et  de  Vextradition  (Antoine)  I  No.  36, 
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quia  contumacia  eius  pro  praeserUia  esU    Quod  si  deaü  actor,  quum 
reus  venerü  sive  miserit,  absolvendus  est,  et  damna  ei  resarciantur, 

Nov.  134  de  vicariis  et  feminh  ctduUeris  äliisqite  capUibtiS  c,  5 : 

8i  quis  autem  eorum^  qui  criminum  rei  sunt,  laieat,  vel  provinciam 
iüam^  in  qua  crimina  commisit,  reliquerity  jubemus^  ut  legitimis 
edietis  a  magistratu  vocetur^  et  si  non  oboediat,  ea  in  iUum  statuoMtur^ 
quae  legibus  nostris  de  finita  sunt,  Si  vero  constet  eum  in  alia  pro- 
tfineia  degere,  ßibemus,  ut  rector  provinciae,  in  qua  ejusmodi  delictum 
commüti  contigerüf  publicam  episiulam  mittat  ad  provinciae  illius 
praesidemy  in  qua  persona  delinquens  degit,  tue  vero^  qtti  publicas 
Jitteras  acdpit,  suo  et  cohortis  stiae  periciuo  eum  comprehendat ,  eum» 
que  ad  praesidem  provinciae,  in  qua  peccavit,  transmittat,  ut  poenis 
legitimis  subßcialur. 

Die  verschiedenen  Stellen  ordnen  aber  nicht  das  Verhttltnis  der 
örtlichen  Herrschaft,  welche  die  materiellen  Strafgesetze  verschiedener 
Staaten  betreffen,  sondern  nur  das  Verhältnis  der  Kompetenzen  in  den 
verschiedenen  Teilen  des  römischen  Keichs^^).  Die  Haaptstellen 
statoleren  die  exklusive  Geltung  des  forum  deUcH  commissK  An 
diesem  Princip  wird  man  aber  stutzig  gemacht  durch  I.  ^.  C.  übt  de 
crimine;  denn  hier  ist  der  Gerichtsstand  der  Ergreifung  anerkannt. 

Aus  den  kurzen  Bemerkungen  der  Olosse  ergiebt  sich  folgendes: 

1.  Sie  geht  davon  aus,  dafs  der  Richter  des  Deliktorts  Straf- 
gewalt habe  auch  Über  die  Fremden;  sie  nimmt  aber  an,  dafs 
diese  Strafgewalt  auch  dem  Richter  des  Domizib  zukomme. 
Freilich  wird  auch  einschränkend  gesagt,  dafs  der  judex  dami" 
alii  die  Sache  nur  untersuchen,  dann  aber  den  Thäter  an  das 
forum  delicti  commissi  verweisen  solle. 

2.  Ein  Weltstrafrecht  besteht  nach  der  Glosse  einzig  gegen  den 
Vagabunden. 

Die  Glosse  markiert  zwar  nicht  die  Entstehungszeit  der  Doktrin 
des  internationalen  Strafrechts,  so  wenig,  wie  dies  bezüglich  des  inter- 
nationalen Privatrechts  der  Fall  ist,  aber  sie  bezeichnet  doch  mit  ihren 
theoretischen  Bemtthungen  den  ernsthaften  Willen,  die  in  dieser  Materie 
auftauchenden  Fragen  einem  Studium  der  „Doktoren**  zu  unterwerfen, 
—  ganz  ähnlich  wie  im  internationalen  Civilrecht®^). 


38)  Dies  hat  schon  Berner,  Wirkungskreis  des  Strafgesetzes  nach 
Zeit,  Raum  und  Personen,  besonders  von  der  Bestrafung  der  im  Aus- 
lände begangenen  Verbrechen,  vom  Asjlrecht  und  von  der  Anslieferung  der 
Verbrecher,  von  der  Rückwirkung  der  Strafgesetze  und  vom  Rechtsirrtam 
(Berlin  1853)  S.  88  treffend  ausgefffiirt  Vei^l.  auch  v.  Bar,  Das  internatio- 
nale Privat-  und  Strafrecht  S.  504,  femer  dessen  Theorie  und  Praxis  I  S.  17  ff. 
und  dessen  Lehrbuch  S.  8. 

39)  Die  Parallele  geht  noch  weiter.  Auch  an  den  Univeraitäten  er- 
langte das  internationale  Strafrecht  kein  rechtes  Domizil,  —  es  gin^  ganz 
so,  wie  beim  internationalen  Privatrechte.^  Diese  Partie  des  internationalen 
Lebens  mnfs  meiner  Ansicht  nach  von  einem  Specialisten  vertreten  werden 
und  zwar  am  richti^ten  von  deo^'enigen,  der  das  kosmopolitische  Leben 
und  seine  Konflikte  im  Privatrechte  erörtert  und  behandelt. 
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Schon  frühe  wurde  in  der  Litteratnr  nntersucht, 
ob  die  Fremden  wegen  der  Verletsung  der  internen 
Btrafstataten  bestraft  werden  können.  Die  Einen  sagten, 
die  Unkenntnis  des  Gesetzes  entschuldige  nie,  die  Andern  aber 
warfen  die  Frage  auf:  an  et  quando  stoMum  civitatis  liget  eoctrtmeoa^^). 
Joannes  Faher  speciell  macht  darüber  interessante 
Ausführungen:  er  will  unterscheiden,  ob  das  Delikt  strafbar  sei 
nach  jus  commune  oder  nur  nach  dem  Statut  des  betreffenden  Ortes. 
Aber  auch  die  Erörterungen  der  anderen  zwei  Juristen  sind  von  Be- 
deutung, wenn  auch  die  von  ihnen  gewählten  Beispiele  aus  einer 
anderen  Welt  als  der  heutigen  stammen.  Die  vorhin  erwähnte  Frage, 
ob  einem  Fremden  zugemutet  werden  könne,  die  lokalen  Strafstatute 
zu  kennen,  gab  den  Anlafs  zu  weiteren  Betrachtungen,  die  nicht  un- 
wichtig sind  und  die  unter  Umständen  auch  für  das  inter- 
nationale Civilrecht  verwertet  werden  können.  In  der 
späteren  Praxis  wurde  ausgesprochen,  es  genüge  ein  Zeitraum  von 
sechs  Wochen,  um  die  Statuta  kennen  zu  lernen ^^).  Es  liefse  sich 
nun  an  der  Hand  dieser  Idee  erwägen,  ob  es  nicht  zulässig  wäre, 
nach  einer  gewissen  Zeitperiode  einen  Fremden  trotz 
der  Beibehaltung  seiner  Nationalität  privatrechtlicb 
völlig  dem  Domizilrecht  zu  unterwerfen,  —  ich  habe  dabei 
allerdings  nicht  an  sechs  Wochen,  sondern  an  einen  Zeitraum  von  un- 
gef^Lhr  zehn  Jahren  gedacht  Indessen  erwähne  ich  dies  nur  im  Vorbei- 
gehen: der  Gedanke  muilei  noch  weiter  geprüft  werden. 

Im  internationalen  Stra  fr  echte  kommen  nach  dem  Gesagten 
neben  den  späteren  auch  die  frühen  italienischen  und  französischen 
Juristen  in  Betracht^').  Wir  finden  hier  schon  die  Spuren  eines  ge- 
wissen Weltstrafrechts  und  zwar  neben  dem  Falle  des  Vaga- 
bunden (den  schon  die  Glosse  annahm)  auch  bezüglich   des  bannitus 


40)  Im  Strafrechte  ist  namentlich  von  Bartohu  und  Baldus  mehrfigich 
hervorgehoben  worden,  dafs  die  Straf  Statuten  auch  auf  Fremde  anzuwenden 
seien,  wenn  sie  dieselben  kannten.  Und  dieses  Kennen  wird  insbesondere 
auch  angenommen,  wenn  der  Fremde  sich  in  der  betreffenden  Gegend  schon 
länger  aufgehalten  hat  Vergl.  die  Stellen  von  Bartohia  No.  20;  Baldus 
No.  95,  abgedruckt  in  der  Zeiiachiift  für  intemat  Privat-  und  Strafrecht  IV 
S.  264  u.  &7.    Vergl.  auch  Kohler  das.  V  S.  234. 

41)  VergL  Baullenois,  TraiU  de  la  personnalüi  et  de  la  rMiti  des 
loix  I  p.  160. 

42)  Vergl.  Kohler  in  der  Zeitschrift  für  internationales  Privat-  und 
Strafrecht  IV  S.  225,  V  S.  232  und  i*.  Martitz,  Internationale  Rechtshülfe 
in  Strafsachen.  Beiträge  zur  Theorie  des  positiven  Völkerrechts  der  G^en- 
wart  (1888)  I  S.  145,  der  sagt,  man  bemerke  mit  Verwunderung,  wie  zahl- 
rdche,  höchst  moderne  Probleme  schon  von  den  Praktikern  des  15.  und 
16.  Jahrhunderts  als  strafyrozessualische  Lehren  bearbeitet  worden  sind,  — 
die  Wurzeln  gehen  indessen  meiner  Meinung  nach  weiter 
zurück.  Das  Detail  des  frühen  italienischen  Strafirechts  ist  nunmehr  dar- 
gestellt von  Köhler,  Studien  aus  dem  Strafirecht  Heft  1  (1890)  und  Heft  2—6 
unter  dem  Titel:  Das  Strafrecht  der  italienischen  Statuten  vom  12.— 16.  Jahr- 
hundert (1897). 
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und  gegenüber  Mördern  und  Räubern^).  Und  an  diesen  Ge- 
danken ist  auch  im  heutigen  internationalen  Straf- 
rechte anzuknüpfen.  Das  sogenannte  Weltrechtsprincip  ist  in 
einem  gewissen  üm&nge  anzuerkennen,  weil  es  (zumal  heute)  einzelne 
Rechtsgttter  giebt,  die  eine  imiverselle  Natur  haben  ^^).  Dies  ist  in 
folgenden  Richtungen  anzuerkennen: 

1.  Soweit  es  sich  um  Verbrechen  gegen  die  ganze  Menschheit 
handelt  (Anarchismus,  Seeraub,  Sklavenhandel):  „Der  solida- 
rische Feind   mufs   den  solidarischen  Widerstand  erzeugen^  ^'^). 

2.  Soweit  es  sich  handelt  um  Rechtsgttter,  welche  im  Interesse 
des  ungehinderten  Volkerverkehrs  oder  der  besseren  Beförderung 
des  Völkerwohls  dem  Alleinbesitz  der  einzelnen  Staaten  entzogen 
sind  (neutralisierte  Kanäle,  Telegraphen-  und  Telephonlinien, 
Spitäler). 

3.  Soweit  es  sich  handelt  um  Rechtsgüter,  die  dem  einen  Staate 
zwar  angehören,  an  deren  Unversehrtheit  aber  alle  Kulturstaaten 
das  gleiche  Interesse  haben  (Echtheit  der  Münzen,  Unverf^&lscht- 
heit  der  Waren  des  internationalen  Handels). 

Der  Gedanke  eines  so  limitierten  Weltstrafrecbts^^)  ist  von  Ht^go 
QfoHus  sehr  schön  begründet  worden:  eine  Bestrafung  (speciell  eine 
Aaslieferung)  soll  erfolgen  iUr  Verbrechen,  quae  statum  publicum  tangunt^ 
(Hä  quae  eodmiam  häbent  facinoris  atrocUcUem^'').  Die  Nutzanwendung 
dieses  Satzes  für  die  specifisch  moderne  Zeit  liegt  auf  der  Hand. 

Aber  ich  möchte  doch  noch  folgendes  betonen.  Auch  im  inter- 
nationalen Strafrechte  bedarf  es  ganz  so  wie  im  inter- 
nationalen Privatrechte  der  Verständigung  der  Staaten, 
—  es  kann  auch    hier  nicht  jeder  einzelne  Staat  mit  Erfolg  von  sich 


43)  Die  ^äteren  Juristen,  welche  über  die  internationalen  Privatrechts- 
fingen  schrieben,  machten  ebenfalls  wichtige  Erörterungen  über  internatio- 
nales Strafrecht,  so  z.  B.  F.  Voei,  De  stcUutis  aectio  IV  cap,  3,  4;  XI  cap. 
1  u,  2.  Dieser  Autor  beruft  sich  nicht  selten  auf  Gresichtspunkte  des  inter- 
nationalen Verkehrs  und  er  stellt  dann  zwei  Ausdrücke  in  eine  antithetische 
BeleachtUBg,  nämlich  die  Worte  de  jure  und  lie  humanitate.  Damit  will  er 
asgen,  rein  juristisch  (de  Jure)  wäre  die  Sache  so  aufzufassen,  aber  mit 
Backsieht  auf  die  Ordnung  des  kosmischen  Verkehrs  (de  humanücUe)  müsse 
die  I^nge  anders  beurteilt  werden.  Vergl,  auch  Burgundus,  Ad  consuetH' 
dinea  Üandriae  iract.  V  No.  2;  Hertiua,  De  coli.  leg.  Sectio  IV  §  XIX; 
BoMenoiSy  Ob».  4  p.  64,  65;  Bouhier^  Lee  cotUumes  du  duchi  de  Bour^ 
gogne  c.  34  p.  588. 

44)  Binding,  Handbuch  des  Strafrechts  I  S.  379  u.  380.  Die  Aus- 
ftthrungen  dieses  Juristen  sind  speciell  hier  grundlegend. 

45)  Binding  a.  a.  0.  S.  379. 

46)  Verffl.  aus  der  neueren  Zeit  auch  R.  Heinze^  Universelle  und  par- 
tikuläre Stra&echtspflege  (1896)  S.  27.  Es  giebt  Normen,  welche  die  ganze 
Menschheit  beherrschen  „unabhängig  von  den  Qrenzen  der  einzelnen  Staaten, 
von  der  Nationalität  der  Verbrecher  und  der  Verletzten ;  sie  gelten  auch  für 
Apoliden  und  für  staatenlose  Teile  der  Erdoberfläche*'. 

47)  CrrotviSf  De  jure  belli  ac  pacie  liber  II  cap.  V  §  5  und  cap.  XXI 
§  3 — 6  und  dazu  die  feinen  Deduktionen  von  v.  Mariitt  a.  a.  0.  I  S.  445  ff. 
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aus  vorgehen.  Wir  haben  es  eben  auch  hier  mit  einem  inter- 
national zu  lösenden  Tradcutdum  zu  thon^®).  Was  ntltzen  auch 
die  kontinuierlichen  Betrachtungen  über  die  Principien  des  internatio- 
nalen Strafrechts,  welche  der  partikuläre  Staat  praktisch  verwenden 
soll?  Alle  tiefsinnigen  Betrachtungen  über  das  Territorialitäts- ,  Per- 
sonal- (Subditions- ,  Subjektions-,  straft-echtliehe  Nationalitäts-)  F^neip, 
das  Realprincip  (Princip  der  beteiligten  Rechtsordnung ;  Schutzprincip)^*) 
sind  direkt  für  das  internationale  Leben  so  lange  unfruchtbar,  als 
man  sich  nicht  entschliefst,  sich  unter  den  Staaten  darüber  zu  einigen. 
Ganz  ähnlich  wie  im  internationalen  Privatrecht  ist  auch  hier  Front  zu 
machen  gegen  die  sogenannten  „Principien"  und  „Axioroata".  Die 
grofse  internationale  Staatenfamilie  mufs  die  heutige 
Kultur  gegen  die  Feinde  der  Menschheit  schützen.  Eine 
vereinzelte  interne  Gesetzgebung  ist  bekanntlich ^^)  nicht  im  stände, 
der  civilisierten  Welt  direkt  Gebote  und  Verbote  zu  dekretieren^^)  und 
deswegen  mufs  der  Kreis  derjenigen  Vergehen,  welche  heute  schon 
unter  dem  Namen  der  delida  jwris  gentium  zusammengefafst  werden 
können,  auf  dem  internationalen  Boden  geordnet  werden.  Es  genügt 
nicht  zu  sagen,  es  bestehe  ein  grofses  und  anerkanntes  Stammkapital 
des  Strafrechts  der  Welt  oder  der  Menschheit,  —  dieses  Kapital 
ist  auszuprägen  und  von  den  Staaten  gemeinsam  und 
förmlich  zu  sanktionieren.  Diese  Detailarbeit  kann  wiederum 
nur  durch  staatliche  Konferenzen  vorbereitet  werden. 


48)  Vergl.  v.  Liszt  in  der  Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafrechtswissen- 
schaft II  S.  55 — 81.  Gegen  die  Ausführung  dieses  Juristen  habe  ich  freilich 
verschiedenes  einzuwenden ,  aber  der  Grundgedanke  ist  gewifs  zutreffend, 
dafs  eine  Art  Weltrechtshülfevertra^es  abgeschlossen  werden  sollte.  Das 
Institut  de  droit  international  hat  diese  Fragen  noch  nicht  scharf  angefiifst. 
VergL  Tableau  gin^al  de  VInstiiut  p.  92^102  und  Remte  de  dr.  u  XV 
p.  602—604. 

49)  „Die  Buntscheckigkeit  der  theoretischen  Anschauungen",  von  der 
E.  J.  Behker^  Theorie  des  deutschen  Strafrechts  I  (1857)  S.  159,  sprach, 
besteht  zum  Teil  auch  heute  noch. 

50)  Viel  citicrt  ist  die  Bemerkung  von  r.  Liszt  (Zeitschrift  für  die  ge- 
samte Strafrech ts Wissenschaft  II  S.  52),  dafs  die  Redewendung  von  einem 
deutschen  internationalen  Strairechte  eine  logische  Unmöglich&eit  ist  Ich 
bin  nicht  dieser  Ansicht  und  eine  Vergleichune  dieses  Gebietes  mit  dem 
internationalen  Civilrechte  hätte  sofort  gezeigt,  dafs  die  behauptete  Unmög- 
lichkeit eine  reale  Wirklichkeit  enthält.  Die  positiven  Bechtsnormen  sind 
im  internationalen  Privat-  und  Strafrechte  allerdings  zunächst  auf  der  in- 
ternen Autorität  aufp;ebaut,  allein  ihre  Aufgabe  liegt  doch  darin,  dafs  sie  die 
internationalen  Beziehungen  ordnen  wollen,  soweit  dies  mit  den  Normen 
der  andern  Staaten  verträglich  ist. 

51)  Dafs  das  internationale  Straf  recht,  so  wie  die  Sachen  jetzt  liegen, 
zunächst  ein  deutsches,  französisches  oder  englisches  Strafrecht  ist,  hat  neuer- 
dings Beling,  Die  strafrechtliche  Bedeutung  der  Exterritorialität  1896  S.  19, 
betont. 
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Die  Auslieferung  ist  allerdings  unter  den  civilisierten  Staaten 
gegenwftrtig  so  gut  organisiert,  dafs  dadurch  eine  Art  räumlichen 
Gesamtgebietes  hergestellt  wird,  innerhalb  dessen  der  Aufenthalt  des 
Verbrechers  jenseits  irgend  welcher  Landesgrenzen  nicht  mehr  von 
perem torischer,  sondern  nur  noch  von  dilatorischer  Be- 
deutung ist^'). 

Ich  gebe  nun  freilich  zu,  dafs  die  Pflicht  der  Aus- 
lieferung nicht  direkt  auf  die  italienische  Doktrin 
suTttckgeftthrt  werden  kann.  Die  Glosse  nahm  nämlich  eine 
rechtliche  Auslieferungspflicht  nicht  an,  sondern  sie  erklärte,  die  Aus- 
lieferung sei  eine  Sache  des  feinen  Tones  fy^urhaniias'^).  Sie  sagt  zu 
h  7  §  5  de  accusat.  48 y  2  und  speciell  zu  dem  darin  enthaltenen 
Worte  reriMUeret: 

Jioc  81  kUüabaiy  tU  in  atUk.  ut  nullt  judi.  §.  Si  vero  guü,  vel 
hoc  speciale:  tU  in  naufragio  ut  L  7  de  incendio^  ruina  et  naufragiie 
47i  9  vel  hoc  /ctcere  debet  ex  urbanitate.*^ 

Und   zu   dieser   letzteren    lex   bemerkt   die   Glosse    (speciell   zu   dem 
Worte   „remiUanHur^) : 

No.  speciale  ut  actor  trahat  reum  ad  suum  judicem:  licet 
quandoque  ex  urbanitate /iat**). 


52)  Vergl.  Heinee  a.  a.  0.  8.  57.  Zu  diesen  treffenden  Ausführungen 
imd  zu  dem  gegenwärtigen  Rechtszustande  überhaupt  bilden  die  Bemerknnffen 
von  Beecaria  einen  merkwürdigen  Kontrast  Beccaria^  Über  Verbrechen 
imd  Strafen  zuerst  1764  (ttbersetet  von  Glaser),  2.  Aufl.  1876,  21.  Kapitel 
(S.  88X  untersucht  die  Frage,  ob  Asyle  gerecht  mnd  und  ob  völkerrechtliche 
Verträge  über  die  gegenseitige  Auslieferung  von  Verbrechern  nützen  oder 
schaden  und  sa^t  dann:  Die  Frage,  ob  es  nützlich  ist,  wenn  die 
Nationen  sich  gegenseitig  ihre  Verbrecher  ausliefern,  wage 
ich  nicht  zu  beantworten,  solange  die  Gesetze  nicht  den  Bedürfnissen 
der  Menschen  mehr  angepafst,  die  Strafen  milder  sind,  solange  nicht  die 
Herrschaft  der  Willktlr  und  blofser  Meinungen  ^brechen  und  dadurch  die 
onterdrUckte  Unschuld,  die  angefeindete  Tugend  sichergestellt  ist,  solange 
die  Tyrannei  nicht  gänzlich  aus  jenem  grofsen  Grebiete,  wo  die  Interessen 
des  Thrones  und  der  Unterthanen  immer  mehr  miteinander  verwachsen, 
^ansgedrängt  wurde  in  die  öden  Flächen  Asiens.  Allerdings  wäre  die 
Überzeugung,  es  sei  auch  nicht  eine  Hand  breit  Erde  zu  finden,  wo  wahre 
Verbrecher  Verzeihung  finden,  ein  sehr  wirksames  Mittel,  diese  zu  verhindern. 
^  Es  ist  auch  charakteristisch,  was  Christ»  Wol/^  Jus  gentium  §  145,  sagte: 
Erga  exules  misericordes  esse  debemus  .  .  .  nobis  potius  incumbitj  ut  eos 
ad  meUorem  frugem  reducamus. 

53)  Qnxa  ähnlich  wird  auch  heute  noch  in  der  enffUsch-amerikanischen 
Doktrin  als  Grund  der  Auslieferung  die  comity  bezeichnet  VergL  Philli- 
more,  Cammentaries  upon  interwUional  law  3  ed,  I  pag,  622^  der  seine 
&orterungen  dahin  zusammenfafst:  The  result  of  the  whole  consideratian 
of  this  subject  is ,  that  the  extrcuiition  of  criminals  is  a  matter  of  comity, 
not  of  rights  except  in  the  cases  of  special  Convention.  Ganz  ähnuch  Hall^ 
International  law.  Oxford  1880,  p.  48  u.  49  (es  erschien  allerdinffs  1895 
eine  4.  Aufl.).  Ebenso  Creasy,  First  platform  of  international  law,  London 
1876  No.  5H>8.  Anders  und  selbständig  wie  immer  spricht  sich  Lorimer, 
The  Institutes  of  the  law  of  nations  1883  I  p.  336  aus:   es  handelt  sich 
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Die  Aasliefemngspflicht  trat   DatargemäfB   in   Gegensatz  zu   dem  Selb- 

stflndigkeitsgefUhl   der  italienischen  Städte  und   deswegen  verneinte  sie 

die  Praxis,   ausgenommen,    wenn   die  verschiedenen  Territorien   unter 

dem  einen   und  gleichen  Fürsten   standen.     Abgesehen   davon  galt  der 

Satz:    ^secundtim  consuetudinetn  Itäliae  remissio  non  fU^  (Bartolus). 

In   dieser  Richtung  hat   die  Neuzeit  allerdings   energische  Fortschritte 

gemacht,   —   das  Instäut  de  droit  international   formulierte  die  Aos- 

lieferungspflicht  sehr  gut,  indem  es  den  Satz  aufstellte: 

Vextradüion  est  un  acte  international  con/orme  ä  la  jttatice  et  h 
rifUirSt  des  EtaU^  puisqtiil  tend  ä  pr^nir  et  ä  rSprimer  effieacement 
lea  infractiona  h  la  Un  pinale^). 

Aber  abgesehen  vom  Auslieferungsrechte ,  —  was  ist  das  Facit 
des  modernen  internationalen  Strafrechts?  Wir  stehen  hier  am  Anfange 
unserer  Aufgaben.  Das  historische  Debüt  der  Doktrin  zeigt 
uns,  dafs  die  Wissenschaft  in  dieser  Materie  auch  heute 
noch  —  fast  darf  man  sagen  —  weiter  debütiert  Die  Ordnung 
dieser  Fragen  mufs  ähnlich  angefafst  werden,  wie  es  im  internationalen 
Privatrechte  geschehen  ist :  es  müssen  staatliche  Konferenzen  abgehalten 
und  eine  Übereinstimmung  darüber  gescha£Pen  werden,  welche  Rechts- 
güter unter  den  Völkern  als  menschheitliche  auizu&ssen  sind  und 
welche  deswegen  ihren  Schutz  verdienen^''). 

Der  Gedanke,  den  ich  hier  ausspreche,  ist  nicht  neu,  aber  ganz 
so,  wie  ich  im  internationalen  Privatrechte  energisch  auf  die  Not- 
wendigkeit von  Staatenkonferenzen  hingewiesen  hatte '^^),  mOchte  ich 
es  auch  im  Interesse  des  internationalen  Strafrechts  thun.  Wir  müssen 
uns  auch  hier  von  dem  Voigehen  der  südamerikanischen  Staaten  in- 
spirieren lassen:  diese  Staaten  haben  einen  Vertrag  entworfen  über 
internationales  Strafrecht,  der  folgende  Titel  enthält: 

1.  die  Gerichtsbarkeit  (Titel  I), 

2.  das  Asylrecht  (Titel  II), 

3.  das  Recht  der  Auslieferung  (Titel  III), 

4.  das  Auslieferungsverfahren  (Titel  IV), 
4.  die  vorläufige  Festnahme  (Titel  V). 


hier  nach  ihm  um  ein  debitum  juatitiae;  ebenso  Kentj  Commentariee  on 
American  law  12  ed.  I  p,  39 — 41,  Wharton,  Conflict  of  laws  2  ed.  §  836 
findet,  eine  Auslieferungspflicht  bestehe  auch,  wenn  ein  Staatsverfraf  nidit 
vorliege,  „for  offenses  jure  gentium*^.  Ich  verwwse  auch  auf  Gar- 
raudf  Tratte  thiorique  et  pratique  du  droit  j^inal  frangaie  2  id.  Parte 
1898  I  no.  180  f. 

54)  Vergl.  Tableau  ghiiral  de  VInstitut  de  dr.  i.  1873—1892  p.  104  ff. 

55)  Die  bisherigen  Arbeiten  von  Bemer^  Wirkungskreis  des  Straf- 
gesetzes (1853),  V.  Bar^  Binding,  v.  Bohlandj  Paequale  Fiore^  Brochcr 
werden  dabei  als  treffliche  Grundlage  der  Diskussion  dienen,  —  nicht  zu 
vergessen  die  sehr  beachtenswerten  Erörterungen  von  E.  J,  Bekker, 
Theorie  des  heutigen  deutschen  Strafrechts  I  (1857)  S.  157—194. 

56)  Vergl.  meine  Abhandlung:  Die  Doktrin  des  internationalen  Privat^ 
rechts  in  der  Zeitschrift  für  intematioDales  Privat-  und  Stnirecht  I  (1891) 
S.  160—162,  169  u.  170.  Bezüglich  des  internationalen  Straf  rechts  be- 
tonte dies  schon  J.  Fr.  Hch.  Abegg,  Über  die  Bestrafung  der  im  Auslande 
begaogenen  Verbrechen  (1819)  S.  92. 
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Es  ist  dies  der  Vertragsentwurf  von  Montevideos^). 
Die  Konferenz  der  nord-,  mittel-  und  südamerikanischen  Staaten, 
welche  in  Washington  am  2.  Oktober  1889  zusammentrat  und  am 
19.  April  1890  geschlossen  wurde,  empfahl  den  Regierungen  die 
Prüfung  der  durch  den  Kongrefs  von  Montevideo  beschlossenen  Verträge 
(Privat-,  Handels-,  Prozefsrecht  u.  s.  w.).  Es  bestand  auch  eine  Com- 
imssion  ä^extradUton  ^  welche  die  Annahme  des  Vertrages  über  inter- 
nationales Strafrecht  befürwortete.  Fr(id%er  -  Fodiri  fügt  dieser  Notiz 
folgende  Worte  bei*®): 

.  .  .  maU  eomme  la  Ugislation  tpiciale  des  Etats  Unis  a  eertaines 
r^gles  qui  lui  aont  propres  sur  eette  mcUiire  la  commission  a  pr^vu  ce 
eas  et  a  recommandi  atix  gouvernemerUs  lattno-amSricaina  de  conclure 
Qßotc  celui  des  Etats -Unis  de  VAmMque  du  Nord  des  traüü  d^  extra- 
dition  sur  des  bases  acceptables  par  ces  demierSf  mais  aussi  uniformes 
que  possible. 

Die  angenommenen  Konklusionen  lauton  (Minutes  of  (he  inter- 
national American  Conference  Washington  1690  p.  755  u.  756) 
folgendermafsen : 

1)  To  recommend  to  the  Oovemments  of  the  Latin 'American  nations 
the  study  of  the*  treaty  of  penal  international  law  made  at  Mont^ 
Video  by  the  South  American  Congress  of  1888,  in  order  that  within 
a  year,  to  be  countedfrom  the  date  ofthe  final  adjoumment  ofthis 
Conference^  they  may  express  whether  they  adhere  to  the  said  treaty^ 
and  in  case  that  their  adhesion  is  not  complete,  whieh  are  the  restric- 
tions  or  modifications  with  whieh  they  accept  it, 

2)  To  recommend  at  the  same  time  that  those  Oovemments  of  Latin 
America,  which  have  not  already  made  special  treaties  of  extrcuUtion 
with  the  Government  of  the  United  States  of  North  America,  should 
mdke  them. 

Mit  Ausnahme  von  Chili  votierten  alle  Delegierten  für  diese  Re- 
solution (Minutes  p.  756)^  —  freilich  ist  es  richtig,  dafs  bis  heute  ein 
praktisches  Resultat  aus  allen  diesen  Bemühungen  meines  Wissens  noch 
nicht  hervorgegangen  ist,  indessen  sind  die  geschilderten  Anstrengungen 
an  sich  schon  sehr  zu  loben,  —  es  sind  Profile  der  späteren  Ent- 
Wickelung. 

Jedenfalls  sollten  wir  versuchen,  das  Beispiel  der 
südamerikanischen  Staaten  auch  im  Gebiete  des  Straf- 
rechts nachzuahmen. 

Auch  auf  dem  Gebiete  des  internationalen  Kampfes  gegen  die 
Verbrechen  würden  dann  wohl  infolge  dieses  Vorgehens  Rechtsnormen 
entstehen,  welche  von  hoher  Bedeutung  sein  können  für  das  Wohl  der 
Staaten  und  der  Individuen.  Selbstverständlich  gilt  aber 
auch  für  diese  Konferenzen  alles  dasjenige,  was  ich  be- 


57)  Der  Vertragsentwurf  von  Montevideo  ist  in  der  Ursprache  und  in 
eDglischer  Sprache  publiziert  in  Minutes  of  the  interncUional  American 
Conference  f  Washington  1890  p.  739 — 750.  Femer  ist  er  in  der  Ursprache 
enthalten  in  der  Schrift  von  Segovia,  El  derecho  intemacional  privado  y 
el  Congres  Sud-Americano,  Buenos'Aires  1889  p,  228 — 243.  In  deutscher 
Sprache  wurde  der  Vertragsentwurf  publi^ert  von  Heck  in  der  Zeitschrift 
fOr  internationales  Privat-  und  Strafrecht  I  S.  886-338,  592—597. 

58)  Vergl.  Revue  de  droit  international  XXII  p,  639. 
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züglich  der  staatlichen  Colloquia  ttber  internationales 
Privatrecht  gesagt  habe.  Nur  dann  ist  auch  hier  an  ein  wirk- 
liches Gelingen  des  Werkes  zu  denken,  wenn  die  internationalen 
Zusammenkünfte  sorgfältig  vorbereitet  sind ,  —  ich  verweise  hier  auf 
das  Mher  Gesagte. 


Zweiter    Teil. 

Auszüge  aus  den  alten  Juristen. 

Ä.    Stellen  ai4S  dem  Speculum  juris 

von  Durantis. 

Vorbemerkungen. 

Guüidmus  Durantia^^),  geb.  1237  in  Puimisson  unweit  Beziers 
in  Languedoc  (Sttdfrankreich),  studierte  in  Bologna,  —  er  konnte  noch 
Äccursiua  (f  ungef^r  1260)  und  Odofredus  (f  1265)  hören.  Er 
verfafste  das  Speculum  judicicde.  Dies  ist  bekanntlich  ein  grofses 
Sammelwerk,  „das,  wie  der  Ozean  die  StrOme,  den  Stoff  der  bedeuten- 
deren früheren  Schriften  in  sich  aufnahm  und  durch  die  Erfahrungen, 
die  der  Verfasser  in  dem  eigenen  thatenreichen  Leben  als  Rechtslehrer, 
Richter  und  Staatsmann  gemacht,  bereichert  wurde^^^).  Wegen  dieses 
Werkes  wurde  der  Ver&sser  Speculator  genannt,  —  er  starb 
1296"). 

Es  kommen  drei  Hauptausführungen  des  Speculator  in  Betracht, 
die  ich  hier  zum  Abdruck  bringe*^): 

1.  aus   liber   2   pari.   II  §   12:    De   instrumentorum 
editione  No.   15  ,u.  16  (Form  der  Testamente), 

2.  aus  liber  2  pari.  III  §  5:   De  sententia  et   de  his 
quae  ipsam  sequuntur  No.  2  (Verträge), 

8.    aus  liber  4  part  I  No.  5 — 11:  De  constitutionibus. 

Über  ^Durandi  vüa^  sagt  die  in  der  Note  citierte  Ausgabe: 

59)  Der  Name  darf  nicht  Durandus  oder  Durandi,  sondern  nur 
DurarUis  oder  Duranti  schrieben  werden.  Vergl.  Savigny^  Geschichte 
des  römischen  Rechts  im  Mittelalter  V  S.  573. 

60)  Vei]^L  Bethmann-  HoUtßeOf  Der  CivilprozeCs  des  gemeinen  Rechts 
in  gecKshichtlicher  Entwickelung  Vi  1  S.  208  ff.,  femer  Savigny,  Greschichte 
des  römischen  Rechts  im  Mittelalter  V  S.  571  und  Lcun^,  IrUroduetion  au 
droit  irUemcUional  prive  I  pag.  118.  Das  Speculum  Juris  von  DuranÜs 
gab  den  Anlafs  zur  Herausgabe  eines  Speculum  abifreviatumy  welches,  1511 
gedruckt,  einem  Johannes  de  Stynna  (Johannes  de  Zinna)  zugeschrieben 
wird.  Vergl.  Stintnng^  Geschichte  der  deutschen  Rechtswissenschaft  I  8. 14 
und  Bethmann-Hollweg  a.  a.  0.  VI  8.  234. 

61)  E.  J.  Behhery  Pandekten,  I  S.  30  Anm. 

62)  Nach  der  Ausgabe  Francofurti  1592.  Ich  verglich  damit  die  Aus- 
gabe Venetiis  1494.  Es  giebt  noch  andere  Ausgaben,  z.  B.  Francofurti 
1612;  Savigny  z&hlt  im  ganzen  39  Editionen. 
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Henriei  de  Segusia,  cardinalis  Hostiensis,  auditor  et  diecipultus 
fuü  Guüielmus  Durandus;  gut  eximium  opus,  quod  „speculum^  in- 
tcripaitf  anno  MCCLXXI^  edidü^  ex  eo  magnam  sane  gloriam  apud 
poeUrütUem  conseeutu»,  Mulla  tarnen  veterum  seriptorum  ipse  eibi 
sumpsäf  et  in  hoc  opus  ad  verhum  descripett,  quae  poatea  Joannes 
Ändreae  in  additionilnu  suis  passim  notavü  atque  prodidit,  Praeterea 
frequeniissitnum  hoe  Uli  est,  opinionibus  aliorum  hinc  inde  utramque 
in  partetn  recitatis,  subiicere;  quaestionemque  in  suspenso  relinquere. 
Quae  quidem  res  dubium  lectoris  animum  magis  etiam  implicatum  red- 
dä.  Nihilominus  tarnen  utHis  scriptor  est,  deqtie  iurisprudentia  bene 
meriius.  Excessit  ex  vita  non  mutto  postquam  „speculum'^  absolvisset, 
invems  adhuCy  et  annum  XXX  non  ita  muUum  egressus^). 


Liber  2  Part.  II. 

De  instramentoram  edltlone« 

Summarium. 

Testamenta  qnaliter  impiignentar 

IS*  Ad  testamentum  validandum  an  sola  consuetudo  regionis  vel  patriae 

su/fieiat. 
!€•  Alienigena  in  testamenti  conditione  servans  consuetudinetn  patriaej  in 

qua  esty  an  possit  a  legUimis  suae  regionis  impediri. 

15.  Sed  nnmqaid  dicemos  in  hoc  snfficere  Bolaxn  consuetudinem 
regionis  aut  civitatis  vel  villae  vel  castri  aliquod  ins?  Pato,  quod  sie, 
et  super  hoc  vide 

l.  1  de  muris  22^  1 

l  3  de  teOibus  22,  5  (in  fine) 

l.  13  §  1  cofMnunia  praed.  8,  4 

l.  3  C.  de  aedilic.  privatis  8y  10 

L  1  C.  quae  sii  longa  conaueiud,  8,  52 

c,  final,  X  de  coneuäudine  i,  4. 

16.  Quid  si  de  consuetadine  alicuius  loci  testamentum  coram 
tribiis  testibns  factum  valet,  et  aliqais  alienigena  et  ibi  coram  tribus 
testamentum  condit,  et  aliquem  de  ipso  loco  heredem  instituit,  nunc 
legitimi  huic  testamento  se  opponunt?  Et  videtur  testamentum  valere, 
vgom. 

h  13  §  1  eomniun.  praed,  8,  4 
l  11  l  12  de  rOm  duhiie  34,  5 

c.  2  D.  vin 

hat  enim  pro  consuetudine  tali, 


68)  Savigny  sagt  a.  a.  O.  VI  S.  574  Note  2  auf  Grund  einer  Stelle  im 
8pee,  L  2  tii.  de  instr.  ed.  §  2,  der  Yerfiuser  sei  zur  Zeit  der  Herausgabe 
(1271)  94  Jahre  alt  gewesen.  Der  Ausdruck  Speculum  wurde  vielfach  auch 
m  sotdem  Wissenschaften  verwendet  Vergl.  z.  B.  Ten  Brink  und  Ungery 
Gesehiedems  der  Nederlandsche  Letterkunde  pag.  140,  174. 

64)  Dieser  §  12  beginnt  mit  dem  Worte  compendiose. 
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l.  27  §  2  (in  med.)  äe  pädia  2,  14 

h  1  §  fm.  de  bonor.  poes.  secund^  tob.  37^  11. 

ctun  invotnr  per  legem  divinam  at 

c.  4  X.  de  iesHbus  2,  20. 
aigam.  contra 

l.  12  C.  de  testamentia  6,  23. 
Non  enim  Tidetar  in  loco  fbisse,  qui  ad  tempüs  ibi  erat 

{.  78  de  legatis  IH 

c.  2  X.  de  verhör,  signific.  5^  40. 
et  ego. 

Item  illa  consaetodo  est  specialis,  sed  lex  est  generalis,  nt  Septem 
testes  r€quirantnr.     Unde  consaetado  non  valet 

l  3  §  5  de  a^üUAro  vM.  47,  12. 

nee  ligat  nisi  incolas, 

l.  27  de  tutor.  et  curat,  dat.  ab  hia  26^  5. 

Super  hoc  dicunt  quidam  quod ,  si  agatnr  in  foro  ecclesiastico, 
valebit,  si  in  saecnlari,  et  agatnr  in  loco,  ubi  testamentnm  fiictom  est, 
index  servabit  illam  consuetndinem,  aignm. 

l.  3  §  ^.  de  testtbua  22,  5 

c.  3  X.  de  eo  qui  mittihir  2,  15. 

Et  ntmm  ibi  agi  debeat,  die  ut 

C.  ubi  fideicomm,  peti  oport.  3^  17. 
l.  6  de  etndionibua  21,  2, 

Si  antem  agitnr  in  terra,  unde  testator  fiiit,  non  servabitur  con- 
suetndo.     Sed  argumentum  contra  hoc  in  praed. 

l.  6  de  eviäionibua  21,  2. 

cum  talis  consuetudo  sit  ad  litem  decidendam. 

Alii  dicunt,  quod  si  mora  est  periculosa,  quia  erat  in  mortis 
periculo  constitutus,  nee  alibi  poterat  ire,  tunc  valet  testamentum,  arg. : 

l,  2  (in  fine)  C.  de  annäti  except  7,  40. 
l  37  (36)  ad  8.  C.  Trebdl.  36,  1. 

Vel  die  quod  si  instituit  extraneos,  non  valet:    vel  si  l^timos,  sie  ut 

l.  21  C.  de  teatamentia  6,  23 

—  secundum  Ubertum  de  Bobio,  —  et  vide 

l.  28  §  1   (in  med.  „ain  autem  peraona^)  C.  de  epiacqpia  et 
der,  1,  3. 
Et  argumenta  pro  et  contra  infra 

Üb.  IV  part.  1  de  conatitut.  verb,  „Et  aunt  "haec.^ 

et  vide,  quod  notatur  in 

l.  3  §  11  de  peculio  15,  1, 

De  hoc  notatur  infra 

Vib.  2  part,  III  de   aententia    §  qualiter  autem  verb.    ^^Uem 
pone^. 
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Liber  2  Part  III. 

De  sententla  et  de  his  qaae  Ipsam  sequuntnr. 

Summartum. 

§  5. 

1.  Sententla  fern  debet  secundom  allegata  et  probata  non  secondum  oon- 

sdentiam. 
2»   SentetUia  ferri  debet  secundum  consuetudinem  loci^  in  quo  eofUractum 

utj  ubi  liHgaiores  •unt  diversoru/n  locorum^ 

2.  Debet  etiam  ferri  secundum  consuetudinem  loci  in  quo  con- 
traetnm  est,  ubi  litigatores  sunt  diversorum  locorum,  quod  die  ut  supra 

lib.  2  pari.  1  de  feriis  §  1  verb.  „sed  pone*^. 

Quid  ergo,  si  unus  Camuteims  et  alter  Bhemensis  contrahunt 
Pomns,  demnm  de  communi  consensu  consentiunt  in  iudicem  Belua- 
censem  scientes  eum  snum  non  esse  iudicem,  ut 

I.  74  de  iudiciis  5,  1, 
Die  quod  ille  iudicabit  secundum  consuetudinem  Parisiensem,  si  sit  iUa 
eonsuetudo  ad  decidendam  litem,  ut  probatur  in  praed. 

{.  2  pari.  1  de  feriis,  verb.  ^sed  pone*^. 

Bern  pone,  quidam  Flandreneis  obiit  Januae^^)  ot  ibi  in  testa- 
mento  uzorem  suam  heredem  instituit,  sed  ecce,  secundum  consuetudinem 
Januae  non  potest  uxor  succedere  viro,  ex  quo  possessor  bonorum  se 
taetor.  In  Flandria  vero  est  contraria  eonsuetudo  y  ex  quo  mulier  re- 
plicat  Die,  quod  mulier  secundum'^)  consuetudinem  Flandriae,  ubi 
Utigatur,  potior  est  in  adeunda  hereditate, 

l.  3  (fw  /ifitf)  qjiMbus  ex  causis  in  poss.  eatur  42^  4. 

£t  sie  obtinuit  in  bac  quaestione  et  in  praed.  secundum  Odofredum  per 
iura  posita 

in  praed.  verb.  „sed  pone^  (de  feriis^  lib.  II  pari.  1  §  1). 

De  hoc  notatur  supra 

IXb.   2    part.  II  de  ediHone  instrumenU    §  compendiose, 
verb.  „quid  si  de  consuetudine^  (No.  16). 


65)  Janua  »s  Gknna. 

66)  MuLUplicüer  sed  schreibt  d.  Ausg.  ▼.  x494. 
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Liber  4  Part  I. 

De  constltutlonlbus*^), 

Summarium. 

1.  Libellns  qnaliter  sit  contra  constitutionnm  yiolatorem  concipiendns. 

2.  Actor  qualiter  habeat  Baas  positiones  formare. 

3.  Bens  qualiter  formabit  snam  positionexn« 

4.  Constitationes  generales  sunt  ab  omnibna  sdendae. 

S»    Constitutio  aolum  subiectos  constütientis  ligare  dicitur^  et  impercUor 

tantum  mbiectos  imperio  vuU  Bui9  legibus  adHringi, 
6*    Doctoree^  scholares^   advenae  et  peregrini  non  ligatUur  statutia  cim~ 

tatiSf  in  qua  $unt. 
7*    ContrakenB  non  debet  condüionem  ülitu,  cum  quo  contrahtt^  ignorare. 
S»    Statutum  in  civitate  factum  an  comprehendat  forenaem, 
9m    Extraneua  delinquena  in  aliqua  cioitate,  an  eecundum  statuta  tUius 

civitatis  punietur. 
10»   Judiei  non  Ucet  puniendi  modum  alium  a  statuta  civitatis  invenire. 
Um   Extraneus  in  cUiqua  civitate  portane  gladium  extra  formam  fraimt, 

an  sit  puniendus. 

5.  Et  nota,  quod  constitutio  solam  ligat  Bubiectos  constitaentis. 
Unde  et  Imperator  subiectos  imperio  tantum  vult  suis  legibus  adstringi,  ut 

{.  1  pr.  C,  de  summa  trinitate  i,  1 

§  5  de  Justiniano  Codice  Confirmando  (Cod,) 

h  unica  de  cohnis  Palaestlnis  11^  61 

l.  14  C.  de  iudidis  3^  1, 

c.  1  D.  vni 

l  27  (26)  ad  S.  C,  Trd)eaian,  36,  1. 

6.  Et  sunt  haec  in  argumento  quod  doctores  et  scbolares  peregini 
et  advenae  non  ligantur  statutis  civitatis,  in  qua  sunt,  nee  doctor  iadi- 
cabit  inter  scbolares  secundum  illa  sed  secundum  ins,  vel  si  Biierrensis 
litigat  Narbonae  cum  Narbonensij  non  nocebit  illud  statutum  seu  con- 
Buetudo  Narbonensis,  et  hoc  tenent  Jacobus  et  AJhericus  Papienses, 
sed  evidenter  est  contra 

c.  2  D.  Vni  in  princ. 

ibi  nulla  civis  aut  peregrini  libidine  violetur.  Unde  dicunt  äUi,  quod 
licet  constitutio  non  liget  directe  non  subiectos,  ligat  tarnen  indirecte. 
Nam  si  Biterrensis  convenit  Narbonae,  Narbonae  sequitnr  statuta  et 
consuetudinem  Narbonensem,  nam  actor  forum  rei  et  iura  fori  sequi 
debet,  ut 

c.  6  X.  de  foro  campet,  2^  2. 
cum  suis  concordiis  etiam  si  reconveniatur,  ut 

C.  3  qu.  8. 


67)  Laini  sagt  zu  diesen  Ausfahrungen  &.  &,  0.  I  p.  118:  Durant 
riunit  plusiewrs  questions ,  tnais  il  lea  traue  d'une  fa^on  vague  et  obseure^ 
parce^ueHl  niglige  de  prSciser  lea  rapports  de  droit  au  sujet  desquels  il 
privott  des  d%JficuU4a;  ü  eat  cependant  wn  peu  plua  explicite  pour  lea  düits. 
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coiiis  in  agendo 

h  6  de  evicHonibus  21^  2. 

Et  81  Biterrensis  allegat  ignorantiam ,    quoddam  decretam  non  ligat,  nt 

c.  2  X.  de  Consta,  i,  2 

l.  finalis  de  decreHs  ab  ordine  faciend,  50,  9 

et  qnae  praesamitor,  nisi  contra  probetor  de 

{.  21  de  prohationibus  22^  3 

l.  16  de  ep%8cop<ü%  audientia  1,  4, 

7.  Bespondebitur  ei,  qaod  non  debet  esse  ignarus  conditionis 
ans,  cum  quo  contrahit, 

l.  19  de  regtdis  iuris  50^  17, 
Sed  certe  iste  poterit  replicare  per 

I.  1  pr.  de  exerdt  actione  14  ^  1 
item  pro  hac  parte  facit 

l,  1  C>  de  emcmcipat.  liberor.  8^  48 

sed  ibi  loqaitur  de  voluniaria  iorisdictione,  in  qua  alia  iura  stataontnr 
quam  in  contentiosa,  ut 

l.  2  de  officio  praesidis  1,  18 
ande  prins  dictam  verios  est  de  iuris  rigore,  ut 

c.  21  X  de  sentent.  excomm,  5,  39. 
Pneses  enim  nihil  statuere  potest  in  non  subditos,  ut 

l.  final,  C  de  iurisdidione  omnium  iud.  3,  13 
et  Boli  perpetuo  babitantes  obligantor  lege  civitatis,  argum. 

1,  40  de  pigneratida  actione  13  ^  7 

2.  25  de  peculio  15y  1 

l.  ex  facto  §  testes  de  heredib,  instit.  28j  5. 

8.  Pone  ergo,  quod  statntum  sit  in  civitate,  ne  quis  inde  extrabat 
bkdom  vel  aliud ,  alioquin  extrahens  perdat  bladum  et  animal ,  ecce 
aliqnis  forensis  extrahit:  numquid  perdet  rem  et  animal?  £t  videtur 
qnod  non. 

Item  ignorans  fecit,  unde  non  ineidit  in  edictum 

l.  4  de  acHonibtis  et  oblig.  44 y  7 

h  1  ad  legem  Comeh  de  sicariis  48,  8 

c.  2  X.  de  constUut.  i,  2, 
Item  licet  deliquit,  non  ideo  debet  ei  res  auferri,  qui  non  deliquit  in 

c.  1  Nov.  17  de  mandaiis  prindp.  coli,  III. 
{Jacobus,   Baldus  contra,   per  iura  supra  inducta)  nam  in  delictis  non 
potest  ignorantia  praetendi; 

l.  4  ad  leg.  ComeH,  de  sicariis  48 j  8 
cnssa  enim  est  talis   ignorantia,   cum   esset  per  civitatem  publice  pro- 
molf^atum 

l.  9  de  iuris  et  facti  ignor,  22,  6. 
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c.  14  fin.  2>.  XVI 

c»  1  X.  de  postülaiione  pradat,  1,  5 

l.  fin.  §  2  de  publicanis  39,  4. 

Dicit  tarnen,  qaod  debet  poena  mitigari,  ut  si  poena  sit  dapli, 
simplnm  amittat,  si  simpli,  tanc  medietatem. 

9.  Qaid  si  extraneos  ibi  portat  cnltellum  contra  formam  banni? 
Dicnnt  quidam^  qaod  ant  ibi  momm  traxit,  ita  quod  sit  yeiisimile  eom 
posse  bannnm  scire,  quo  casn  in  bannnm  incidit  et  ponitur,  nt  in  praed. 

c.  2  D.  ym 

ant  non  traxit  moram,  ut  scire  possit,  et  tnnc  non  tenetur, 

l.  final,  de  decräis  ab  ordine  fac.  50,  9. 
Super  hac  materia  vide,  quod  notatum  secundum  Papam  super  mbrica 

X  de  consuä.  1,  4. 

Utrum  ordinarii  et  demonstratores  possint  licite  leges  transgredi,  notatum 
secundum  Papam 

c.  1  X.  de  oonsHtui.  1,  2. 
Constitutio  autem  sedis  apostolicae  omnes  fidelea  ligat,  ut 

c.  /in.  X  de  constit.  1,  2 
c.  17,  c.  18  C.  IX  qa.  3 
c.  4   C.  XXV  qu.  1. 

B.    Aus  dem  Breviariu/ni  des  Joannes  Fäber. 

Vorbemerkung. 

Joannes  Faber  („ego  didus  fui  Fäber,  non  ferrarius  guia 
libenter  operor  et  facto  operari^  so  erzählt  er  selbst)  war  Kechts- 
gelehrter  in  Montpellier  und  nachher  Advokat  in  Angouldme.  Er  starb 
ungefähr  1340<^»). 

Neben  dem  Commentarius  in  InslUutiones  schrieb  er  ein  Breuiarium 
in  Codicem  ®®)  und  es  wird  in  der  Einleitung  dazu  gesagt,  jeder  könne 
das  Bremarium  auf  die  Reise  mitnehmen :  „ .  .  .  m  Itbello ,  ^t  una 
cum  textu  codids  deferri  posset  faciläer  in  maleta^  ^^). 


68)  Verffl-  über  Faber  Savigny,  Geschichte  des  römischen  Bechts  Im 
Mittelalter  VI  S.  40—45  und  Laintf,  Jntroduction  au  droit  international 
privi  I  (1888)  p.  128 — 130*  Dupin  dt  LabotUaye,  Institutes  coutumi^es 
iV  A.  Loysel  I  p.  XCVII  sagen  von  Faber  „jurisconsulte  fran^ais  du 
XIV  sihsle,  un  des  commeniateurs  du  droit  romain,  qvi  ont  eu  le  plus 
d* influenae  sur  la  jurisprudence  frangaise". 

69)  Bremarium  ist  ein  Summarium ,  ein  kurzer  Auszug  aus  gröfseren 
Werken.  Diese  Bezeichnung  wurde  eine  Zeit  lang  in  der  Juzispnu&iz  viel- 
fiich  verwertet,  —  ganz  abgesehen  vom  Breviarium  Alaricianum, 

70)  Das  Wort  maleta  ist  das  Diminvtiv  von  mala  =»  sareina  Gepäck 
{rera  viatoria  »»  Reisesack).  Man  darf  also,  wenn  man  die  Schilderung  des 
Autors  auf  unsere  Specialmaterie  anwendet,  sagen,  dafs  es  sich  hier  um  eine 
Art  internationales  Frivatrecht  im  Reisesack  handle. 
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Sachlich  ist  das,  was  in  diesem  Breviarium  ausgeführt  wird,  sehr 
za  beachten,  —  die  Glosse  hat  zutreffend  gesagt,  es  sei  sch(5n  oder 
elegant  (puUiire)^  was  Faber  entwickelt.  Damit  stimmt  auch  LainS 
ttberein  ^^). 

In  der  von  mir  benützten  Ausgabe  wird  das  Breviarium  folgender- 
maTsen  bezeichnet: 

Famosünmi  €U!  edeherrimi  tUriuaque  censurae  facile  principü 
domini  Joanniß  Fabri  Burdigalensis  super  eodice  eompendiosum 
ae  enucleaiissimum  opits  breviarium  nuncup€itum  ffUra  Jacilitaie  atque 
hreoiUUe  lueulenta  iurie  ac  pnicticae  conelueiones  accurtUissime  per- 
9tringen9, 

Dem  Werke  geht  folgende  Fraefatio  voraus: 

Labilis  memoria,  variarum  opinionum  muUOudo,  librarum  quasi 
infinitus  numertts,  qui  ubique  Irans ferri  non  possunt  nee  quandoqve 
videri  negotiorum  Jrequentes  occursus,  induxerunl  me  eonclustones  glos- 
sarum  et  doetorum  iuris  civilis  et  (cum  hea  occurrerint)  iuris  canonici^ 
m  qudbus  consistit  legis  perfeclio,  quibus  parum  aut  nihil  in  facto, 
super  eodice,  qui  summa  est,  succinctis  verbis,  omissis  disputationibus 
esBcerpere ,  in  Rbeüo,  ^i  una  cum  iextu  codiets  de/erri  posset  JaciUter 
in  maleta,  (iuem  quta  brevis  et  pro  itinerante  et  negotiante  et  ab 
itinerante  et  negotiante  ei  (ut  plurimum)  extra  librorfim  praesentiam 
faetus  est,  iudicant  breviarium  nuncupari, 

I"). 

^Cunetos  poptdos  quos*^.     Supponit  ergo   hie,    quod   non  omnes 
populoB  r^it  Imperator;  et  satis  patet,  quia  imperium  habet  limites. 

l.  1  C,  de  officio  praefedi  praetorio  Äfricae  1,  27 

C.  de  fundis  limitotrophis  11,  60  (per  iotum) 

l,  4  C*  de  commerciis  et  fnercatoribus  4,  63 

l.  2  C.  de  eunuchis  4,  42 

c.  1  libri  fettdorum  II  Ht.  53, 
Et  dare  patet 

c.  2  in  Clem.  de  sententia  et  re  iudicata  2^  11. 
Sed  opponitur,  quod  Imperator  est  dominus  totius  mundi 

I.  9  Ad  legem  Bhodiam  de  iactu  14,  2 
l.  3  C,  de  quadriennii  praescriptione  7,  37. 

Et  imperium  processit  a  deo,  ut  praeesset  in  temporalibus  in 

pr,  Nov.  guomodo  oport.  qpisc.  6  (coli.  1  tU.  6) 
c.  1  Nov,  73  de  imtru. 


71)  Lain^  a.  a.  0.  /  p.  130  sagt  von  den  Regeln,  die  Faber  au&tellt: 
EUes  sowt  inoncies  en  termes  dune  pricision  ei  cPune  fermeti  remarquahles, 
Eües  rivUent  aussi  de  la  part  de  Vauteur  un  effort  pour  embrasser  dans 
tditf  vue  synihitique  Tensemble  des  diffiadtis  auxquelles  donne  lieu,  de  son 
temp9,  le  conßit  des  lois.  Und  Laine'  fu^t  bei,  es  scheine  die  Skizze  zwei 
Jamkmiderte  spftter  nicht  ohne  Einflufs  auf  die  Abhandlung  von  Molinaeus 
(TogL  Zeitschi&t  ffir  internationales  Privat-  und  Stiafrecht  Y  S.  554-566) 
gewesen  zu  sein. 

72)  Ich  schied  die  Ausführungen  in  einzelne  Teile. 
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Et  omnes  principes  ei  subsant 

c.  41  C.  VII  qu.  1  (in  aptbus). 
Et  omnes  nationes. 

c.  35  C.  XI  qu,  1. 
Et  omnes  provinciae 

c.  22  D.  LXIII. 

Et  omnia  sunt  in  potestate  imperatoris 
c.  1  D.  8. 
c.  21  C.  23  qu.  8. 

Solatio:  quidam  dicunt  quod  hoc  pronomine  „quos"  ponUur 
hie  demonstrative  ei  multiplicativey  ,^cuncto$  quos'*^  et  sie  dicunt^  quod 
omnes  regit.     Sic  sumitar 

l.  9  de  iusiitia  ei  iure  1,  1 
l,  7  de  legibus  ly  5 
Z.  82  de  iudidis  5,  1. 

Sed  tunc  obstat  concordia  allegatorum.  Alil  dicunt,  qaod  non  regit 
omnes  de  facto^  sed  de  iure  debet  omnes  r^ere,  non  tarnen  vnlt  leges 
suas  extendi  ad  illos,  qni  de  facto  non  oboediunt,  ut  hie  sed  et  bis  obstat 

dictum  c.  ptzstorälis  (c,  2  in  Clem,  de  sent.  et  re  iudic,  2^  11) 
abi  patet,  quod  terra  ecclesiae  non  est  sabdita  de  iare. 

Sed  potest  responderi,  quod  sit  speciale  in  terra  ecclesiae,  qnae  a 
deo  processit  in  maiori  potestate  quam  imperium 

e,  6  X,  de  maioritate  et  oboedientia  1,  33 

et  antea  fuit  fundata  in  populo  Israeli tico  quam  imperium  apud  gentes, 
ut  plene  notat 

Innocentius  de  foro  competenii  c.  13, 

Videtur  ergo  secundum  hoc,  quod  omnes  subsunt  de  iure  Romano  im- 
perio.  Et  hoc  etiam  probatur,  quia  certum  est  tam  per  iura  allegata 
quam  per  scripturas  et  chronicas,  quod  quandoque  subiecti  ftierunt,  ut 
patet 

7.  final.  C.  de  officio  praefedi  praetor.  Äfncae  1 ,  27  et  nota 
pr.  lihri  feudorum  II  tit.  53. 

Si  ergo  aliqui  dicant  se  exemptos  esse,  oportet,  quod  hoc  sit  aut  ex 
praescriptione,  et  hoc  non  est  possibile  de  iure 

l.  6  C.  de  praescriptione  XXX  vel  XL  annor.  7y  39 
c.  16  X.  de  praescriptionih.  2,  26. 

Aut  concessione,  ratione  adhuc  concessio  non  ligaret  successorem,  ut 

l.  4   C.  de  legibus  i,  14. 
Et  notat  plene  in 

pr.  Nov.  6  quomodo  ^iscopi  coU.  1  tit.  6. 

Nam  cum  imperator  sit  administrator ,  non  videtur,  quod  taatum  possit 
imperio  detraliere 

l.  1  §  1   de  officio  procuratoris  Caesaris  vel  rationälis  i,  19. 
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£t  hoc  tenet  Hostiensis  in  dubietate  in 

c.  13  X.  gut  ß.  sint.  legU,  4,  17. 

Sed  Ifmoceniius  ibi  contra,  cuins  opinio  videtur  vera.  Unde  forte 
qoantam  ad  exemptionem,  praescriptio  non  prodesset.  NihilominnB 
coosnetado  posset  prodesse,  qoae  sine  dubio  est  introdacta  ex  tanto 
temporis  corsn  cum  actibns  frequentibns  qnae  dat  lurisdictionem,  at  scripsi 

lu  2  C.  de  emandpationibus  liberorum  8,  48. 
Et  ad  hoc  facit 

2.  14  de  iniuriis  47,  10  iuncta 

l.  final,  de  usucqpianibtis  41^  3. 

PopuloB  enim  ad  quem  iure  commoni  spectat  electlo  et  creatio  principis, 
potait  dare  ins  regibus,  quos  creavit. 

§  6  J.  de  iure  naturäli  ä  gentium  1,  2  cum 

l.  2  §  2  §  11  de  origine  iuris  i,  2 

h  2  §  nihilominus  C.  de  väeri  iure  enudeando  1,  17. 

Et  licite  se  exemerunt  a  potestate  Romanorum,  qnae  violenter  fhit  per 
Jalium  Caesarem  usurpata,  ut  patet  per  chronicas.  Nam  licitum  est 
coilibet  recuperare  ins  suum  auctoritate  propria,  quando  per  superiorem 
non  potest,  ut  scripsi 

1.  1  C.  unde  vi  8,  4. 

Unde  quamyis  imperium  ^it  a  deo  institutum  permissive,  populus  tarnen 
fait  auctor  et  dispositor  per  leges  praedictas  et 

noiam  in  auiK  pr.  Nov.  6  quomodo  oport.  epis.  coU.  1  iit.  6, 

Cam  enim  in  dei  operibus  nihil  sit  irratiouabile ,  nihil  malum,  si  im- 
peratores  fnissent  dei  dispositione  instituti  et  non  per  violentiam  usur- 
paasent,  nee  tot  mali,  tot  insipientes  praefuissent  bonis  et  sapientibus, 
quot  scripturae  attestantur  praefuisse  et  sanctos  et  sapientes  trucidasse. 
Restat  ergo  non  subesse  vel  de  iure  vel  de  facto.  Et  quidquid  sit, 
apparet  in  illis  qui  resistunt  de  facto,  magnanimitas ,  in  imperatoribus 
impotentia  vel  pnsillanimitas,  qui  tantis  temporibus  ad  subieetionem  eoe 
reducere  non  valuerunt  nee  4u8  suum  recuperare. 

Fateor  tamen,  quod  imperator  ftmdatus  erat  olim  de  iure  communi 
in  omni  orbe.  Hodie  vero  cum  divisum  sit  imperium  dei  permissione, 
ut  notatur  a: 

2.  1  C.  de  studiis  liheralihus  urhis  Bovncte  11,  19 

et  alii  reges  et  principes  per  populos  coustrtuti,  ad  quos  pertiuet  con- 
stitatio  per  praedicta  et  per  consequens  destitutio 

l.  1  C,  de  officio  praefedi  vigilutn  1,  43 
c.  12  X.  et  infra.  Licet,  de  haeret.  5,  7 
c.  8  X.  de  statu  monach.  3,  35 
X.  de  cap.  monach.  3,  37 

oec  crederem  imperatorem  fundatum  esse  de  iure  communi  extra  metas 
Boas,  infra  quas  ei  oboeditur,  quam  vis 

Zeitaehrift  f.  istern.  PriYAt-  u.  Strafrecht  etc..  Band  IX.  8 
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Hostiensis  contra:  c.  10  X.  de  officio  archidiac.  i,  ^3 

qui  dicit,  qaod  Imperator  est  fandatas  de  iure  communi,  et  nallus  res 
alias  vel  baro;  immo  nee  persona  aliqua  ecclesiasäca ,  nisi  papa  vel 
episcopns,  ut  ibi  plene  notator.  Sed  tu  potes  dicere,  quod  qaüibet  qui 
liabet  territoriam  limitatam  ab  antiquo,  sit  fundatos  de  iure  commani 
infra  metas  eiusdem,  ad  ezercendum  in  qualibet  parte  ins,  quod  in  toto 
universali  ezercet 

l.  239  §  8  de  verhör,  significcUione  50,  16 

l,  30  €td  munidpalem  50,  1 

l.  4  §  1  de  censibus  50^  15 

l.  3  de  tutorib.  et  curator.  26^  5 

l.  53  C.  de  decurwnibus  10,  32 

c.  17  X.  de  praescript,  2,  26, 

Immo  secandam  Speculum  omnia  censentur  teneri  a  domino  terri- 
torii  pro  qno 

§  fin,  in  libri  feudorum  1^  5 

et  videtor  quasi  expressum 

c.  1  D,  8. 

Sed    de  papa   non  est  dubium,   quin   sit   superior  omnibus   et  in 
temporalibus  et  in  spiritualibus,  ut  plene  probat 

Hostiensis  in   dicto   cap,  13  X,   qui  fil.   sint  legit,  4,  17 

(verhum  ^paüUis*^)  et  idem 
Innocentius  dicto  cap.  super  verho  „non  recognoscit^  (c,  13 

X  4,  17). 

Quod  aliter  probari  potest.  Nam  cum  papa  sit  yicarius  domini,  cuius 
est  plenitudo  rerum  et  qui  est  princeps  principum  et  res:  regum  se- 
cundum  apostulum  in  principio  et  cui  data  est  omnis  potestas 

Matfhaei  VII 

ridiculosum  esset  dicere  quin  in  omnibus  temporalibus  haberet  superiori- 
tatem  et  potestatem. 

c.  24   C.  XII  qu,  1 
cum  omnis  iurisdictio  in  vicarium  transeat 

c.  1  X,  de  officio  1,  29 

l.  1  C.  de  officio  eius  qui  vicem  jf,  50, 

Nusquam  enim  reperitur,  quod  dominus  concedendo  potestatem  Petro 
restrinxit  ad  spiritualia.  Nullus  enim  negare  potest,  quin  Jesus  haberet 
omnimodam  superioritatem ,  si  exercere  vellet ,  cum  sit  creator  et  sie 
dominus, 

§  25  J.  de  rerum  divisione  2,  1 
ä  in  princ.  Genesis 

et  vide 

c.  X  de  sentenHa  excommunic.  5,  39 
c.  3  D.  63. 
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Tarnen  satis  credo,  qaod  papa  non  se  debeat  intromittere  de  tem- 
poimli  inrisdictione.  Immo  debet  tenere  gladinm  in  vagina,  nisi  in 
caaibiiB,  qni  tangant  praeiadicium  animae  vel  iostitiae  sabversionem  yel 
alias  peccatum, 

c.  13  X.  de  iudiciis  2,  1 

c.  11  X  de  foro  compet,  2,  2 

c.  7  X.  de  appeUat.  2,  28 

did.  c,  13  X.  gtii  ß.  sint  legit.  4,  17 
et  ex  titalo 

c.  7  X  gut  ßii  sint  legit  4,  17. 
Et  ibi 

Hosiiensis  plene  et 

Innocentius  de  foro  compet.  (c.  11  X.  2^  2). 

Ipee  enim  est  loco  illins,  qni  iadicari  venit,  non  iudicare.  „Non  enim 
misit  dens  filium  snam  in  mundum  etc." 

Johannis  III,  item  XYIII  „Regnum  meam  non  est  de  hoc  mnndo*', 
item  Johannis  VI  „Fogit  cum  velient  eum  regem  facere**. 

Item  Lncae  XII  „Qais  constitnit  me  divisorem  inter  vos  etc." 
Unde  Clemens:  „neqae  enim  iudlcem  neque  cognitorem  negotiomm 
saeedarinm  hodie  te  ordinäre  vult." 

c.  29  C.  XI  qu.  1 

c.  1  D.  88. 
Unde 

Bernhardum  ad  Eugemum  in  Ixbro  de  consideratione 

stetisse,  deniqne  lego  apostalos  sedisse  iudicantes.  Qaidni  contemnant 
Iudicare  de  terrenis  possessionibus  vel  possessiuncalis  hominam^  qni  in 
cadestiboB  angelos  indicabunt?  Ergo  in  criminibus,  non  in  possessionibus 
potostas  vestra,  propter  illa,  non  propter  has  accepistis  claves  regni 
caelomm  praevaricatorum  ozclusivi,  non  posseesorum.  Non  quia  indigni 
TOS,  sed  quia  indignum  vos  talibus  insistere  quippe  potioribus  occu- 
patL    Item 

apoatulus  ad  Corinih.  VI. 

„Si  enim  in  vobis  indicabitur  hie  mundus,  indigni  estis,  qui  de  minimis 
indicatis." 

In  casibus  tamen  praemissis  cum  agitur  de  praeiudicio  animae  vel 
popnli,  papa  potest  et  debet  providere.  Et  si  necesse  sit,  quoscumque 
reges  deponere  vel  interdicere  eis  administrationem  et  ex  minori  causa 
quam  privato,  cum  eorum  fatuitas  vel  malitia  plus  laedat 

e.  2  in  6*^  de  suppUnda  negligentia  1,  8 

c.  2  in  6*^  de  eentent.  et  re  iudic.  2^  14 
et  vide  historiam,  quae  notatur 

c.  34  X.  de  dect.  i,  6 
cum  concordantiis,  quae  notantur 

diet.  c.  2  in  6*^  de  suppl.  negl.  1,  8 
et  vide 

Innocentium  dict.  c.  11  X.  de  foro  con%p.  2y  2 

8* 
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c  6  D.  96 

e.  6  X.  de  voio  d,  34. 

Sio  intell^e  et  determina,  qaod  notatar  in 

pr.  Nov,  6  quomodo  opart.  epiacopi* 
Sic  ergo  nota  hie,  qaod  lex  non  ligat  nisi  subiectos  de  facto 

pr.  J.  de  patria  potest  i,  9. 
Et  idem  in  decretali  secnndum  Hostiensem 

0.  1  X,  de  consHtuHonihiis  1,  1 

in  Specul.  eod.  tit.  in  fine. 
Pro  qnibus 

c.  1  X.  de  Judaeis  5,  6, 
Sed 

Innocentius  contra  in  diclo  c.  1. 

caivLB  opinio  est  vera,  si  hoc  exprimatur.  Alias  in  dubio  oboedientes 
tantum,  ut 

dictum  c.  IX,  et 

c.  2  vn  Clem.  de  sententia  et  re  iudicata  2^  11. 

Credo  tarnen,  quod,  qnamyis  leges  non  ligent  non  snbditos,  qaod 
per  eas  debeant  iadicare.     Nam  ecclesiam  non  ligant 
c.  7  X.  de  constit.  1,  2 
c.  1.  D.  X 

et  tarnen  debent  in  negotiis  ecclesiasticis  per  eas  iadicare,  si  canones 
non  repognent 

c.  1  X.  de  iuramento  cälumniae  2^  7 

c.  2  X.  de  causa  possess.  et  propr.  2,  12 

c.  1  X,  novi  operis  nu/ntiat,  5,  32 

initio  Nov,  6  quomodo  oport,  episc, 

Qaae  aatem  leges  ligent  ecclesiam  vel  quas  admittat,  notat  plene 

Hostiensis  c.  final.  X.  de  soltdion,  3^  23 

nbi  concladit,  quod  leges  imperatoris  favorabiles  admittit,  alias  alionim 
principam  non  qaantamcamqae  favorabiles.     Die  nt  ibi. 

IL 

Et  est  argamentum,  quod  statuta  non  ligent  non  subditos,  item 
nee  consuetadines.  Super  quo  die,  quod  aut  quaeritur^  utrum  extraneus 
ligetur  ddinquendo  aut  contrahendo  aut  alias,  JPrimo  casu  aut  sciebat, 
et  die  ligari,  si  delinquat  in  territorio, 

{.  1  C.  ubi  de  criminibus  agi  oportet  3,  15 

aut  ignorabat,  et  die,  quod  aut  prohibitum  per  statutum  vel  consnetu- 
dinem  erat  per  se  illicitum,  et  ligat;  aut  non^  et  non  ligat ^®).  Sic 
tenet  Dinus 


73)  Vergl.  dazu  auch  Bartolua  No.  44  und  45  in  der  Zeitschrift  für 
intemationales  Privat-  und  Strafiecht  IV  8.  446 — i4S,  ferner  Baldus  daaelbst 
S.  467  und  468. 
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h  7  §  4  de  accusoHonüms  48^  2 
l.  21  §  2  de  furüa  17,  2 

et  hoc  intellegit  Jacobus   de  Ravenna  qaantam   ad  ultimum  membrum, 
lusi  verteretur  publica  utilitaa.    Nam  tunc  ligant  ignorantes  secundum  eum 
l.  1  §  11  de  officio  praef.  urbi  1,  12. 

Ta  dicas  indistincte  noo   ligari   ignorantes  poena  statuti,   sed   debere 
alias  puniri  de  iure  communi, 

e.  2  in  6^  de  constU.  1,  2. 

rm  esset  ignorantia  crassa  yel  supina,  ut 

l.  final,  de  decräii  ab  ordine  fackndia  60j  9 
et  oorrige 

Spec,  de  constU,  qu.  1 
qoi  notat  contra. 

Sed  an  statuens  vel  superior  ligetur  statuto?  Hostieims  qnoA  non, 
Bed  Archidiaconm  contra  in 

dich  0.  2  in  6^  de  cond.  1,  2 

qoia  non  ligatur  sententia  hominis,  sed  iuris.     Et  die  plene  ibi  et  plenius 
X  de  regtdis  iuris 

UU  Joannes  Ändreae  tenet  contra  Ärchidiaconum*     Illud  autem  notat, 
qnod  sententia  ezcommunicationis  non   ligat  ignorantem.     Et  vide  per 
HosHensem  c.  49  X.  de  sententia  excom,  5,  39. 

Et  sie  potest  intellegi 

dict.  c.  2  in  6*^  de  const.  1,  2. 
Et  forte  posset  dici  secus  in  alia  poena.     De  episcopo  non  est  dubium 

e.  4  in  6^  de  sentent.  excom.  5,  11. 

Et  per  hoc  potest  dici  etiam  ezemptos  ligari 

e.  1  in  Clem.  de  excess.  prad.  5,  6  verh.  ^adetea^. 

In  seenndo  casu  die,   quod  servatur  consuetudo  vel  statutum  loci 
contraetns  quoad  causae  decisionem, 

l.  6  de  evictionibiu  21^  2. 
sed  quoad  ordinationem  causae  consuetudo  loci,  ubi  agitur, 

l.  3  §  final,  de  testibus  22,  5 

l.  25  C.  de  qnscopis  ä  dericis  i,  3 

l.  final,  de  iniuriis  47,  10. 
Vide  bic  quod  scripsi 

l,  1  C.  ubi  de  crimin.  agi  oportet  3,  15, 
Et  hoc  in  contentiosa;  sed  idem  videtur  in  voluntaria  iurisdictione 

l.  1  C.  de  emandpationihus  Itberor.  8,  48. 

Item  die  quod  hoc  casu  consuetudo  ligat  ignorantes.     Sed  restituuntur 
in  integrum,  ut  notat 

Innocentius  in  rubrica  X.  de  const.  1,  2. 

Quid  ergo  ai  actio  non  oriatur  ex  contractu^  sed  ex  distractu^  ut  actio 
de  dote?    Die  attendi  locum  distradus. 
l.  65  de  fudicOs  5,  1. 
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In  tertio  casu,  quando  non  delinqait  nee  conyenitar  ex  contractu 
seu  quasi,  tnnc  aut  statutum  seil  consuetudo  concemit  rem,  sie  qnod 
prozimus  possit  retrahere  rem  alienatam,  et  tunc  attenditur  consaetndo 
loci,  abi  res  est, 

h  47  §  2  l.  32  §  6  de  administrat.  tutorum  26,  7 

l.  27  de  tidorib.  et  curator.  26^  5 

l.  16  C.  de  praediis  vel  aliis  reb.  minor,  5,  71 

c.  18  X.  de  deäm.  5,  30 

l,  3  C.  de  aedificiis  privatis  8,  10 
et  notat 

Innocentius  c.  14  X.  de  foro  comp.  2,  2. 

III. 

Quid  ergo,  si  quis  possessiones  habecU  in  uno  loco,  uhi  est  statutum 
vd  consuetudo  super  bJado  ^*)  et  domicilivm  älibi :  numquid  ttnetur 
servare  statutum  in  rebus  crescentibus  in  possessionibus  Ulis?  Die 
quod  sie 

l,  33  de  rei  vindicatione  5,  1 

l,  27  de  usufruäu  7,  1. 

Secus  si  tangerent  mere  personalitatem 

l.  1  §  2  de  munerib.  et  honarib.  50^  4 

l.  unica  C  de  mulieribus  in  quo  hco  munera  10,  64. 

IV. 

Quis  ergo  iadex  cognoscit  de  fractione  statuti?  die  quod  iudex  rei  si 
agatur  reäliy  iudex  domicilii,  Bipersonali^  ut  quae  emenda  sit  pecuniaria, 
ut  notat 

Innocentius  in  dict.  cap.  2  in  Clem.  de  sent.  et  re  iud.  2.  11. 
Et  secundum  praedicta  intellege 

c.  2  B.  8 

c.  2  in  Clem.  de  sent,  et  re  iud.  2,  11. 

Item  die,    quod  non  ligat   subiectos  extra  territorium  delinquentes ,    ut 
diäum  cap.  verb.  inhibendo. 

Sed  videtur,  quod  consuetudo  liget  etiam  non  subditos 

l.  3  §  finälis  de  testibus  22,  5 
sed  ibi  non  dielt  ligari  testes  sed  iudicem. 

V. 

Quid  ergo  de  Ulo,  qui  testatur  in  hco,  tibi  est  una  consuetudo  de 
rebus  alibi  positis,  ubi  est  cdia?     Dicas,  si  sint  diversae  consuetudÜnes 


74)  Das  Glossarium  Vucange  sagt  ttber  Bladum,  Galt,  ble':  sie 
autem  appeüatum  quodvis  trätcum  etsi  differret  a/rumento  quod  bU  fro- 
ment  vuigo  dicimusj  puriori  scilicet  nee  aliis  granis  rrweto  tritieo.  Der  Fall 
ist  schon  beim  Speculator  über  4  pari.  I  no.  8  behandelt. 
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in  modo   testandi,    ut  circa  soUemnitates ,   qaod   attenditar  consaetudo 
loci,  ubi  testator,  per  praedicta.     Argamentum 

C.  l,  2  quemadmod.  aperiofd.  ie$tam.  6y  32. 

Aignmentam  cofdra 

l.  9  l  31  C.  de  testamentis  6,  23. 

Sed  intellege  quod  ibi  testabatar  in  patria,  ubi  erant  bona  et  &cit  dicta 
l.  1  C.  de  emancipationibus  liberorum  8,  48 
l.  45  de  excusationihus  ,27y  1. 

Si  vero  circa  divisiones  rerttm  et  modos  succedendi,  tnnc  consnetudo 
loa,  ubi  res  sunt  positae,  qaia  iUae  concemunt  rem  per  praedicta. 
De  hoc  notat  Speculum,  non  tarnen  figit  pedem 

in  Spec.  de  instrum.  edition.  §  compendiose  verh.  „quid  si  de 

consuet.^  (lib,  II  pari.  II) 
eod.  de  sentent,  §  qualUer  verb.  „item  pone^  (lib.  H  pari.  HI). 

£t  sie  servatar  de  facto. 

Qaid  si  quis  tenet  feudam  infra  fines  nnius  castellaniae ,  ubi  est 
tma  consnetudo  in  succedendo  a  domino  alteiius  castellaniae,  ubi  est 
alia,  et  dominus  habet  omnem  iurisdictionem  in  dicto  feudo.  Cuius 
loci  consnetudo  attendetur?  Satis  videtur,  quod  loci,  a  quo  tenet,  cum 
censeatur  membrum  illius  castri  et  castellaniae,  a  qua  tenet 
l.  239  §  8  de  verb.  signific.  50,  16, 

Argumentum  contra 

c.  1  in  Clem,  de  rescriptis  1,  2. 

Item  quaere  hie  de  bis,  quae  scripsi. 

I.  1  C.  iM  de  criminibits  agi  oportet  3,  15 
Äuth.  qua  in  provincia  in  nota  QuaerUur  in  fine. 

VI. 

Quaeritur,  quid  si  quis  foraneus  deliquit  vel  contraxit  in  hco,  in 
guo  quis  non  sortitur  forum  ratione  contractus  vel  delicti  de  consuetu- 
dine  et  convenUur  in  curia  superioris  iUius  Zod,  ubi  contraxit  vel 
d^Aquä,  quae  utitur  iure  Scripte,  et  in  quo  alias  non  teneretur  res- 
pondere  nisi  ratione  contractus  vel  delicti,  numqtUd  attendemus  con- 
suäudinem  loci,  ubi  contraxit  vel  deliquit,  vel  ius  scriptum,  quo  curia 
suptrior^  ubi  convenitur,  utitur,  vel  loci  domicilii  rei?  Potest  aigui 
pro  et  contra  per  praedicta;  sed  tarnen  non  videtur  dubium,  quin  debeat 
rcspondere.  Quid  si  quis  contraxit  in  loco,  ubi  est  una  consnetudo  et 
Bubmittit  se  coörcioni  alicuius  sigilli  vel  iudicis,  ubi  est  alia,  quae 
attendetur  in  litis  decisione,  videtur  quod  loci  sigilli,  cum  ibi  vide- 
ator  contrahi,  et  maxime,  quando  contrahitur  in  scriptis. 

l.  17  C.  de  fide  instrumentorum  4,  21. 
Sed  videtur  contra,  quod  ibi  proceditur  per  viam  exsecutionis. 

h  7  (circa  medium)  C.  de  exadion.  tribuior.  10,  19. 

Quid  de  doctore,  qili  cognoscit  inter  scholares?  Die  debere  sequi 
lU)  etiam  quoad  ordinationem  litis,  ut  notat 
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Ärchidiaconus   c.  5   in  6*^  de  sent  excotn,   5,  11   (verb. 

y^porro*^)  ä  in 
Specul.  de  constitut.  verb.  „et  sunt  haec  in  argumenta^  (Ixb.  4 

part  I). 

vn. 

Quid  de  iudice  appellationis  ?  Innocenüm  dicit,  qaod  servmbit 
consuetadinem  litigantiam,  ut  notatar 

in  rubrioa  X.  de  const.  1,  2.  . 
Quid  ergo,  si  eint  diversae?    Die,  quod  in  ordinatione  litis  servat  con- 
suetudinem  fori  sui.     In  decisione  litis  die  ut  notatur 

c.  16  X.  de  testam.  3,  26, 
Qaid  ergo,  si  appelletor  ab  aliquo  loco,  ubi  appellator  sine  seriptis 
de  eonsuetudine  ad  auditoriam,    ubi  est  appellandnm  in  seriptis?     Die 
appellandam  in  seriptis.  v 

c.  1  in  pr.  in  6^^  de  appeU.  2,  15 
quamvis  ex  hoe  decidatur  eausa.     Et  idem  die,    si  appelletor  in   pro- 
vineia,    ubi    potest  appellari   infra    deeem   dies   ad    patriam,    ubi    est 
appellandum  statim,  quamvis  ex  boe  deeidatur  causa  appellationis. 

c.  16  in  6^^  de  eUä.  J,  6 

c.  38  X,  de  offic.  et  potest.  iud.  deleg,  1,  29. 
Vide 

{.  14  C.  de  appdlationibus  7,  62. 
Item  hoc  non  proeedit,  ubi  appellatur  ab  interlocutoria  lata  super  ipsa 
litis    ordinatione,   quia   tune   oportet  inquiri,   an   consuetudo   sit   vera, 
seeundum  quam  iudieatnm  est,    et  illam  teneri.     Quia  et  hoc  ipsum  in 
causa  appellationis  devolvitur  et  in  eognitione,  ut  dixi 

in  materia  consuetudinum. 
Et  idem  videtur,  ubi  quis  obnoxius  scbolaribus,  qui  est  de  provincia 
iuris  seripti,  eonvenitur  per  privil^um  coram  praeposito  Parisiensi  vel 
Aurelianensi ,  qui  possunt  illum  tnihere  coram  se  de  toto  regno,  in 
euiuB  auditorio  est  consuetudo,  quod  procedatur  ad  diffinitivam  in  con- 
tumaciam capitis  et  lite  non  eoneessa,  quia  videtur  interlocutoria, 
ut  scripsi 

l.  14   C.  de  appellütionibits  7,  62 
Sed  obstat,  quod  consuetudo  ligabit  sie  non  subiectos,  contra 

cap.  2  didae  constit 
Item  delegatus  non  debet  sequi  consuetudinem,  ut  initio  dicitur. 

Sed  quid  si  non  debetur  emenda  in  curia ,  a  qua  appellatur,  sed 
in  curia,  ad  quam  appellatur?  Videtur,  quod  debeatur,  quia  ex  quasi 
delicto  in  curia  superiori  contracto  debetur;  et  illo  modo  videtur  quia 
ad  hoe  eontrabere  ibi  forum.  Curia  tamen  Franeiae  statuat  contrarium. 
Sed  quid  si  fiat  exsecutio  et  sint  diversae  consuetudines ,  una  in  loco 
sententiae,  alia  in  loco,  ubi  fit  exseeutio?  Quae  attendetur?  Videtur, 
quod  consuetudo  loci,  ubi  fit  exsecutio 

h  7  (circa  meditim)  0.  de  exact.  tribtäor.  10^  19 
quod   potest   esse   verum   circa  modum    exsequendi.     Sed   si   per  viam 
actionis  peteretur  exsecutio   vel   fieret   opposito    super   qualis   oriretur, 
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tnnc  videretar  distingaendnm,  nt  supra,  an  tendit  ad  decisionem,  an  ad 
Ordinationen!  litis  et  cansae. 

Quid  de  delegato?  Hostiensis  dicit,  quod  servet  consaetadinem 
fori  rei. 

c.  4  D.  xn. 

abi  plene. 

Tu  die,  quod  si  sit  datus  ad  inquirendam  et  reportandum,  servat 

quoad  Ordinationen!  litis  stilum  cnriae,  cai  referre  habet,  cum  eins  officio 

ftiogatar.     Si  ad  diffiniendum  et  cognoscendum,  si  ab  ordinario,  servet 

eins  stilum ;  si  a  principe,  ins  scriptum.    Et  sie  intellege  notata  et  allegata 

dido  cap.  4  D.  XU. 

Quid  si  sit  consuetudo  in  reprohatione  testium?  Videtur  ad  litis 
ordinationem.  Vel  quid,  si  sit  consuetudo  inutilitate  defectuum  sicut 
in  curia  Franciae?  Videtur  ad  litis  ordinationem,  quamvis  tarnen  ex 
hoc  decidatur  causa,  per  allegata  supra,  et  sie  intelleguntur  notata  et 
allegata  in 

dido  cap.  4  D,  XIL 

Item  qnaere,  a  quo  tempore  ligent  statuta?     Die  plene 
c.  1  in  Clem,  de  concess.  praebend.  3,  7. 


C.    Auszüge  aus  dem  Werke  des  Albericus  de  Bosate. 

Vorbemerkungen. 

ÄJbericus  de  Bosate  oder  de  Bosciate''^)  Bergomensis  ventarb 
1854.  Er  war  Advokat  und  schrieb  u.  a.  einen  Kommentar  zum 
Codex  und  ein  Optis  stcUutontm'^^). 

ÄJbericus  de  Bosate  schickte  seinen  Erörterungen  folgende  prae- 
fatio  voraus,  —  er  verspricht  etwas  viel  und  hält  daftlr  ein  bifschen  weniger. 
Aber  die  Abhandlung  dieses  Schriftstellers  ist  sehr  beachtenswert 

Christi  nomine  tnvocato.  Et  praemiaso,  ceteris  pruefationibus 
re$eeatis  traetare  diäposuij  ego  Albericus  de  Rosate,  Bergo- 
mensis advocatuSf  quaestiones  tUiles  et  continu<ts  statutorum,  eUcitas 
ex  antiquorum  et  modernorum  scripiuris^  übt  ordinem  talem 
BSTvabo: 

Prima  enim  ponam  aliqua  communia  tarn  ad  eausas  civiles^ 
id  est  pecuniariaSf  quam  criminales, 

Secundo,  subiieiam  de  causis  civilibus  tantum^  large  sumendo 
civiles,  id  est  pecuniarias:  de  quibus  etiam  poena  pecuniaria  Jisco 
applicetuTj  quae  etiam  criminales  dici  possunt:  ut  §  10  J.  de 
tntttr.  4,  4. 

TertiOy  de  criminalibus  tantum,  stricte  sumendo  criminales^ 
j^o  criminibus  publicis  vel  privatis:  ex  quibus  poena  corporalis 
tnßigitur:   et  de  publicatione  et  devastaiione  bonorum, 

Quarto  et  ultimo^  tangam  pulchra  et  utilia^  de  bannitis 
nostri  temporis,    ßedeo  ad  propositum. 


75)  £.  J.  Bekher^  Pandekten  I  S.  80  Anm. 

76)  Vergl.  Savigny,  Geschichte  des  römischen  Rechts  im  Mittelalter  YI 
S.  126-186  und  Lain6  a.  a.  O.  I  S.  125—128. 
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Aus  den  Erörterungen  dieses  Schriftstellers  greife  ich  die  wichtigsten 
heraus ^^).  Es  sind  vier  Hauptkategoricn  von  Materien,  über  welche 
er  sich  ganz  besonders  ausspricht: 

I.  Testamentsfragen, 

II.  Vertragsrecht, 

III.  Erbrecht, 

IV.  Strafrecht, 

I. 

Über  Testamentsfragen. 

Liber  I  Quaestio  46. 
Sunmiarium. 

1.  Venetiis  factum  teetamentum  a  qnodam  Pergamense  iuxta  Venetorum 
statuta,  an  valeat  Peigami.  Et  numero  3,  5,  18.  Et  quare  illa  indncta, 
num.  21. 

2.  Statutum  vel  consuetudo  non  ligat  uisi  subditos. 

4.   Testamentorum  sollemnitas  ubi  ad  unguem  Bit  observanda. 

6.  Donatio  potest  ineinuari,  uon  obstante,  quod  res  ibi  non  sint,  et  de* 
cretum  interponi  super  rebus  alibi  sitis. 

7.  Statutum  vel  consuetudo  loci,  ubi  fit  testamentum,  num  attendenda, 
licet  res  sint  alibi  sitae. 

8.  CoDBuetudine  et  statutis  stantibus  ultra  montes,  quod  primogenitus 
succedat:  citra  montes  omnes  aequaliter  succedant:  aliquis  habens 
bona  ultra  et  citra  montes  decedit:  numquid  primogenitus  succedat  in 
Omnibus  bonis. 

9.  Statutum  vel  consuetudo,  quod  testamentum  sit  firmum  cum  daobus 
testibus,  an  valeat.    Et  num.  13. 

10.  Testatoris  voluntas  unde  effectum  Bumat. 

11.  Testamenti  etymologia. 

12.  Testamentum  cum  duobus  testibus  valet  iure  canonico. 

14.  ConBuetudo,  quando  pro  lege  observetur. 

15.  Jurisdictionis  diversitas,  non  debet  iuduci  ex  diversitate  locorum. 

16.  Testamentum  cur  plures  testes  duobus  requirat. 

17.  Testamentum  est  de  iure  civill,  cuius  cffectus  est  ipsa  forma. 

19.  Consuetudo  valet  super  non  diffinitis  a  lege. 

20.  Consuetudo  an  et  quando  legem  unicat.    Et  uum.  22. 

23.    Statuta  et  consuetiidines  tam  circa  gravia  quam  levia,  in  testamentis 
an  valeant. 

Quaestio    XXXXVI. 

1 .  Item  quaero :  aliquis  mercator  Pergamensis,  cum  esset  Venetiis 
causa  mercandi,  infirmat  ibi,  condidit  testamentum  secundum  statuta  vel 
consuetudines  civitatis  Venetiarum,  secundum  quae  videlicet  testamentum 
cum  duobus  testibus.     Adde  hoc,  statu to  si  caveatur  quod  valeat  testa- 


77)  Sie  sind  abgedruckt  in  dem  Werke  Tractatus  ülustrium  in  utro" 
que  tum  pontißcii  tum  catsarei  juris  J'acultate  jurieconsultorum  de  staL 
et  consuet.  et  privilegiia  tomua  secundus  Venetiis  1664,  Die  Aus- 
führung hat  den  Titel:  Albertet  a  Roaate  J,  C.  clarisa,  commentariorum  de 
statutis  libri  IV.  Sie  findet  sich  t.  II  Blatt  2—85.  Der  liber  quartus 
bezieht  sich  nur  auf  das  baiinum  Blatt  55—85. 
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mentam  coram  daobos  modo  institutus  coram  duobus  testibus,  est 
bannitos.  Quaeritur  nanc,  nnmquid  valeat?  Dicendum  est,  quod  non: 
qaia  est  privatos  beneficio  sive  civitatis,  vide 

Baläum  in  l.  29  §  5  D.  de  lib.  ä  post.  28,  2 
et  ibi  mortuus  est,  delato  testamento  ad  civitatem  Pergami,  dabitabatur 
an  tale  testamentani  yaleret?  et  primo  allegabatur  quod  sie,  per 

l.  6  de  evid.  21,  2 

h  1  pr.  de  usuris  22,  1 
et  quia  ibi  dicitnr,  nasci,   ubi  conditur 

V  28  C.  de  testam.  6,  23  (circ.  j^i^i^c,). 
Ibi  codicillas  nascitnr  et   talis  locus   videtur  praecipue  attendendus,   ut 

l.  5  C.  de  mumc.  et  orig,  10,  39 

h  3  de  man.  et  hon.  50,  4 
secundum  unam  intellectum 

l.  6  pr,  §  1  de  mtmicip.  50,  1 
et  pro  hoc  bene  facit 

l.  1  C,  de  emanc.  Über.  8,  48 
h  2  C.  quemadm.  testam.  aper.  6,  32 
et  bene 

L  45  §3  de  excusation.  27,  1. 

2.  In  contrarinm  videtnr:  quia  statutum  vel  consuetndo  non  ligat 
nisi  snbditos:  nt  dictum  est  et  probatur  in  dicta 

h  1  C,  de  summa  trin.  1,  1 
et  bene 

c.  4  D.  XU 
et  ibi  notas  in  glossa  et  per  Ärchidiaconum, 

3.  Et  quia  iuris  fictione  non  videtur  testamentum  Venetiis  con- 
ditam,  cum  testator  esset  ibi  tum  ad  tempus  et  mente  Pergami,  arg. 

J.  26  de  capt.  et  de  postl.  49,  15 

l  35  §  3  de  heredib.  instit.  28,  5 

l.  78  §  uU,  l.  86,  l.  44  de  legatis  III 

l.  19  §  1  de  itidic.  5,  1. 
Item:    quia    habitantes    in    urbe  Romana    non   testantur  ut    civee 
Romani:  sed  illi  demum  qui  acceperunt  usum  togao  Romanae,  ut 

l,  32  in  fin.  de  iure  fisci  49,  14 
et  videtur  satis  ezpressum 

l.  9  C,  de  testam.  6,  23  ^hi  ^patriae  tuae^J. 

4.  Et  quia  consuetudo  circa  soUemnitatem  testandi  non  videtur 
approbari  nisi  quoad  rusticos  et  in  locis  in  quibus  raro  inveniuntur 
homines  littcrati  ut 

l.  final.  C.  de  testßm,  6,  23 

l.  75  de  legatis  III  (ibi  „neque^) 
ex  regione  unde  fuit  et  cetera. 

Et  hanc  opinionem  tenebat  dominus  Oldradus  et  Jacobus  de  Arena 
qui  hanc  quaestionem  disputavit  et  incipit  quaestionem  secundum  con- 
Buetadinem  civitatis  Venetiarum ,  unde  credo  Oldradum  traxisse  alle- 
gationes  praedictas,    ut  ex   lectione   apparere   potest:    ubi   etiam   multa 
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allegantor,  qaae  causa  brevitatis  dimitto.  Et  ibi  etiam  disputator,  an 
yaleat  tale  statatum  vel  consuetudo  quod  cum  daobns  testibus  possit 
testari,  de  quo  statim  sabiiciam. 

5.  Primam  tarnen  opinionem,  secundum  quam  testamentum  yaleat, 
tenebat  dominus  Bichardiis  per  iura  ad  hoc  supra  adducta,  quae  etiam 
allegantur  per  dictum  d.  Jacohum  in  quaestione  praedicta.  Et  hanc 
opinionem  credo  veriorem  et  obtinuit  de  facto  et  de  hoc  non  in 

Specul,    y^de  instrumentorum  editione*^   §  compendiosej  vers. 

^quid  81  de  consuetudine  alicuius  casiri*^, 
Cinus  qui  hanc  guaesiionem  tangit  in.  d.  l,  1  C.  de  summa 
trinit  1,  1 
ubi  etiam  de  hoc  satis  dixi,  dicit  attendendam  consuetudinem  et  formam 
loci  in  quo  sunt  res  hereditariae, 

l.  27  de  tutor.  et  curat.  26^  5 
l.  47  §  7  de  admin.  et  peric.  tut,  26^  7 
secundum  Jacobum  et  Feriglem  (?)  contra  quorum  opinionem  et  multum. 

6.  Quia  donatio  potest  insinuari,  non  obstante  quod  res  ibi 
non  sint 

l.  27  l  1  C.  de  donat.  8,  53 
ac  et  decretum  interponi  super  rebus  alibi  positis 
l,  5  §  12  de  rebus  eorum  27,  9. 

7.  Unde  ipse  Cinus  tenet,  quöd  attenditur  statutum  vel  con- 
suetudo loci,  ubi  fit  testamentum,  licet  res  sint  alibi  positae. 

l.  12  C  de  praescr.  longi  tempor.  7,  33 

quia  per  hereditatis  aditionem  bona  veniunt  ex  quadam  consequentia : 
argum. 

I.  3  pr,  de  legitim,  tutorih.  26,  4 

l.  19  C.  de  testamentis  6,  23. 

8.  Et  ex  iis  solvit  aliam  quaestionem :  consuetudo  est  ultra  montes, 
quod  primogenitus  succedat,  citra  montes,  succedant  aequaliter:  aliqois 
habens  bona  citra  et  ultra  montes  decedit :  numquid  primogenitus  succe- 
dat  in'  omnibus  bonis  ^^)  ?  Die  quod  non,  sed  solum  in  ultramontanis, 
in  citramontanis  succedunt  omnes  aequaliter,  per  praeall^ationes 

l.  27  de  tut.  et  curat.  26^  5 
l.  47  §  7  de  admin.  tut.  26,  7. 

Nee  obstat  secundum  eum,  quod  dictum  est  supra  proxima  quod 
attendendam  consuetudinem  loci,  ubi  ita  disponitur:  quia  ibi  consuetudo 
est  uniformis:  hie  autem  difformis  ultra  montes  et  citra  montes;  et  ideo 
ultra  montes  servetur  illa  consuetudo,  quoad  illa  bona;  citra  montes 
servetur  citramoutana  quoad  bona  citramontana.  Cinus  vero  aliter  et 
forte  non  male  videtur  dicere ,  quod  non  debeat  attendi  ubi  sunt  honaj 
sed  an  decedens  sit  ongine  et  domicilio  citramontanus :  et  tunc  si  per- 
sona citramontana,  servetur  consuetudo  citramontana,  si  ultramontanus, 


78)  Auch  Bartoluß  behandelt  diese  Frage  Pars  aecunda  No.  42. 
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oltFamontana ,  ut  sie  magis  attendatur  persona,  de  caius  hereditate 
igitur,  quam  abi  sint  sita  bona ;  et  pro  hoc  bene  fi9u:iant  praeallegationes 

l  27^  l.  33  C.  de  don.  8,  53 

h  12  C.  de  praescr.  long.  temp.  7,  33 

l.  5  §  12  de  rebus  eorum  27^  9 

et  qaia  ex  persona  fit  exsecutio  in  bonis  abicumqae  positis,  at 

/.  15  de  re  iudicaia  42^  1 

L  commtmia  §  3  C,  de  bonis  auctor.  iud,  poss.  7y  72 

et  qnod  dixi  infra  tertia  particnla  rubricella,  „an  in  pnblicatione 
bononun  veniant  bona  alterius  territorü",  et  qnia  bona  veniunt  ex 
qnadam  consequentia  per  aditionem  hereditatis  ut  praedietam  est  Et 
htnc  opinionem  credo  yeriorem. 

9.  Modo  tangamns  an  valeat  praedietam  statatnm  vel  consaetndo 
qnod  testamentam  valeat  cum  dnobus  testibns.  Qnod  vaJeat,  faciunt 
omnia  iura  concedentia  consnetudinem. 

l  32  de  Jegib.  1,  3 

et  (7.  quae  sit  long.  cons.  8,  52  per  totum 

et  mazime  qnia  est  rationabile:  quia  ex  ea  seryator  volnntas  testatoris, 
qnae  est  lex  in 

auih.  de  nupt.  §  disponai, 

et  nihil  est  qnod  magis  hominibos  debeatar  etc. 

et  l.  1  C.  de  sacrosanct.  ecd.  i,  2 

et  c.  4  (tdtima  voltmtas)  C.  XIII  qu,  2. 

10.  Item  volnntas  testatoris  non  a  praesentia  mnltorom  testinm, 
sed  ab  ipsins  testantis  volnntate  samit  effectom. 

l.  12  §  3  de  legatis  I 
et  ex  etymologia  vocabnli:  qnia  dicitnr  testamentum,  testatio  mentis  . 
pr.  J.  de  testam.  ordin.  2^  10. 

11.  Probabilis  est  ergo  consnetndo,  qnae  indncit  testamentum  ad 
consaetndinem  et  antiqnnm  numemm  testinm? 

l.  3  C.  de  flaufrag.  11^  6 
l  12  de  testibus  22,  5. 

Et  consaetndo  qnae  redncit  rem  ad  suam  natnram  valet 
c.  8  X.  de  consang.  et  affinit  4,  14 
l.  27  §  2  (in  media)  de  pactis  2,  14  (j^quod  et  in  specie  etc.^). 

12.  Nam  in  inre  canonico  tale  testamentum  valet,  cum  dnobus 
testibos 

c.  11  et  c.  10  X  de  testamentis  3,  26 
probabilis  non  consnetudo  bene  potest  praeiudicare  iuri  canonico 
l.  32  §  6  de  admin.  tut.  26,  7 
h  13  §  1  commufiia  praediorum  8,  4 

qnod  fiicit  licitnm  qnod  alias  non  esset. 
l.  5  C.  de  emandp.  liberor.  8^  48 
l.  9  C.  de  divers,  off.  12,  59  et  l  8  eod. 
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Et  maxime  in  testibus  videtar  licita  consnetado  de  minori  numero 
teBtinm 

l.  31  C.  de  testament  6^  23. 

18.  In  cofUrarium  quod  teile  statutum  vd  consuetudo  non  valeoi, 
quia  iure  ciyili  tale  testamcntam  est  Dullam, 

l  12,  l.  21  C.  de  testam.  6,  23 
ergo  coDSuetudo  non  potest  validare,  tunc  non  consuetudo  pro  lege  ser- 
vatur,  cum  deficit  lex. 

c.  5  D.  I 

l.  32,  l  33  JD.  de  legibus  i,  3. 

14.  Cum  hie  ergo  lex  non  deficiat  sed  contra  dicat,  consuetudo 
non  valet,  sicut  non  yalet  consuetudo  quod  non  praestetur  iuramentnm 
calumniae. 

c.  5  X.  de  iuramento  calumniae  2,  7 
vel  quod  actor  iurare  teneatur  aliquis  pleno  probaverit 
X  de  probationibus  2,  19 
h  2  C.  quae  sii  longa  consuetudo  8,  52 
l.  3  §  5  D,  de  sq)ülchro  violato  47,  12. 

15.  Nee  ex  diversitate  locorum,  debet  iudici  diversitas  iuris. 
l.  7  C,  de  tempor.  in  integr.  restii.  2,  52. 

Et  ad  hoc  possunt  adduci  omnia  iura  supra  adducta  in  quaestione,  an 
valeat  statutum  contra  ins  commune  ^^).  Item  ista  consuetudo  videtnr 
temeraria  et  non  rationabilis. 

16.  Nam  ideo  testes  plures  requiruntur  in  testamentis,  ne  falsitas 
committatur. 

l.  29  C.  de  testam.  6,  23 

l.  32  G.  de  fideicomm.  6,  42. 
Cum   ergo   ex   tali  consuetudine   facilius   possit   falsitas   committi,    non 
videtur  rationabilis,  et  sie  invalida 

l  39  de  Ugih.  1,  3 

c.  7  D.  VIII 
et  cum  veritate. 

Item  haec  consuetudo  videtur  expresse  a  iure  reprobata,  cum  dicat 
talem  consuetudinem  seryari  debere  solum  in  locis,  ubi  non  est  copia 
peritorum,  ut 

l.  fm.  C.  de  testam.  6^  23. 

17.  Nee  potest  dici,  quod  consuetudo  reducat  rem  ad  statum  anti- 
quum,  quia  testamentum  est  de  iure  civili  ut 

l.  1  §  2  de  legatis  III 
et  notat 

l.  17  de  poenis  48,  19 
et  per  ins  civile  est  data  forma  testamentis,  et  soUemnitas  Septem  testium, 
ut  probatum  est  supra,  et  forma  data  etiam  rei 


79)  Die  Frage  wurde  von  RotcUe  in  l.  I  quaestio  1  u.  2  erörtert. 
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l  9  §  3  ad  exhib.  10,  4 
h  6  de  auro  argent.  34,  2, 

Si  eigo  testamentum  caret  forma,  caret  et  effecta,  argnm. 
l.  6  §  1  de  contrah.  empt.  18,  1 
l.  9  C.  de  contrah.  empt,  4,  38, 

18.  Solvendo  dicit  idem  dominoa  JacohuSj  quod  aut  talis  con- 
saetado  est  indacta  consensu  imperatoriB,  et  tunc  valeat,  quasi  Im- 
perator eam  tolerando  videatur  eam  indoxisse,  arg^om. 

l.  13  §  1  de  his  qui  notant.  infam,  3j  2 

l  60  §  6  locali  condudi  19,  2 

l.  2  C.  de  servitutibus  et  de  aqua  3,  34, 

CoDstat  aatem  principem  speciali  privilegio  potoiBse  concedere  VenetiB 
talem  consaetadincm  vel  statatam  ut 

h  9  C.  de  iestamefUis  6,  23, 
Et  ex  tali  consaetudine  privilegiam  indacitnr  ut  notatar  in 

c.  8  C,  IX.  qu,  3 
qnla  sancta  aat  sine  consenfln  principis,    et  non  valet,   rationibus  sive 
scriptis,  maxime  per 

didam  l.  üU.  C.  de  test,  6^  23 
ubi  etiam  de  hoc  satia  dixi. 

19.  Vel  die  aliter,  aut  consuetudo  est  super  non  diffinitis  a  lege, 
aut  snper  diffinitis,  primo  casu  valet,  ut 

l  32,  l,  34  de  legxb,  1,  3 
doonmodo  sit  rationabilis  et  praescripta,  ut 
l  21  eod.  tu, 

l,  1  C.  quae  sit  longa  consuet.  8,  52 
c.  fin,  X,  de  conaecroHone  3,  40 

seeimdo  casu  aut  est  a  lege  expresse  reprobata  et  non  valet  ut 
l  26  C,  de  ustme  4,  32 
l,  1  §  3  furti  advers.  nautas  47,  5 

nlBi  imperator  eam  expresse  approbaret,  non  obstante  lege  reprobante,  ut 
l  22  de  legaiis  III 
l  17  pr.  C.  de  testibtis  4,  20. 

Aut  est  a  lege  expresse  probata  et  tunc  valet,  ut 

l,  32  §  6  de  admin.  tut.  26,  7 

l.  6  quod  cuiuscumque  universitaiis  3,  4   —  cum  similibus, 

Aut  nee  est  specialiter  approbata  nee  reprobata  et  tunc  aut  est  super 
lex  interpretanda  vel  determinanda,  et  valet,  ut 

{.  37,  l  23  de  legibus  1,  3, 
Aut  super  lex  observanda,  et  tunc  corroborat  lex  ut 

h  11  C.  de  legibus  d  const.  1,  14 

l.  final.  C.  quae  sit  long,  consud,  8,  52, 

Aut  est  1^  contraria,  et  quod,  quod  lex  probibet,  consuetudo  in- 
distincte  permittit,  vel  econtra,  tunc  autem  consuetudo  procedit,  et  lex 
secuta  est,  et  tunc  seeundum  omnes  non  valet  consuetudo  ut 
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L  1   C,  ne  fkdeiussores  5,  20 

l.  8  C,  gui  admiiti  ad  hon,  possess,  posa,  6,  9 

et  sie  intellegetar  gloBsa 

l.  3  §  5  de  sepulchro  violaio  47^  12 

ibi  etiam  oportet  imperialia  statuta  etc. 

Ant  consnetado  secnta  est  legem,  et  valet  consnetado,  ut  deroget 
legi  eo  loco,  abi  est  consuetado,  non  autem  alibi,  nt 

l,  2  C.  quae  sü  long,  eonsuet.  8,  52. 

20.  Quod  dixi  consaetadinem  vincere,  veram  est^  abi  est  rationa- 
'bilis  et  ad  peccatum  non  indacens,  alias  non  valet, 

c,  6  X,  de  iuram.  cdlumn.  2,  7 
l.  9  de  lege  Bhodia  de  iadu  14,  2. 

Si  yero  est  rationabilis,  valet,  principe  patiente,  ut  praedictum  est 

21.  Et  talis  potest  diel  dicta  consuetado  Venetiaram,  quia  indacta 
est,  at  mercatores  factlius  testari  possint,  et  non  avocentor  a  negotiis  suis 

h  7  iestatn.  quemadm.  aperianittr  29^  3 

imo  etiam  si  princeps  nesciret,  quia  verisimile  est,  quod  talem  con- 
suetudinem  per  utilitatem  subditorum  concederet,  quia  eornm  utilitatem 
desiderat  et  inquirit,  argum. 

l.  43  de  vülgari  et  pupiU.  suhst.  28,  6  (circ.  princX 

Quod  verum  est,  secundum  ipsum  Jacobum  „super  bis  quae  sunt  de 
levi  soUemnitate  statutorum",  argum. 

l.  1  §  fin.  de  venire  37,  9, 

22.  Si  autem  essent  gravia  et  sti&Mia,  tunc  dicitur,  quod  lex 
praevalet  cousuetudiui ,  quoniam  princeps  ignorat  consuetudinem, 
per  dict. 

l.  3  §  5  de  sepuldiro  violaJto  47,  12. 
£t  pro  boc,  quia  nulla  consuetudo  debet  I^  opponi,  ut  in  Lombardia, 
qualiter  iudices  ee  iuvare  debeant  legem,  placuit  Jacobus  de  Arena,  de 
hoc  tarnen  an  lex  praevaleat  consuetudini  late  dixi. 

C.  quae  sit  long,  consuet.  8j  52 

super  rubricella  et  dicta 

l.  32  de  legibus  1,  3. 

Et  de  quaestione  praedicta,  vide  quod  notat  in  patria  domin«  Ubert. 
de  Bobio  „de  productione  testium^. 

23.  Quidquid  tamen  fit  de  iure  communi,  ubique  servatur,  quod 
statuta  et  consuetudinee  circa  testamenta  tarn  circa  gravia  quam  circa 
lovia  valeant,  et  serventur.     De  hoc  etiam  dixi 

de  l.  4  de  testam.  29,  3 

et  dixi  super  rubricella:  „an  valeant  statuta  contra  ins  commune*',  et 
initio  hac  ea  parte  causa  165. 
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IL 

Über  Vertragsrecht. 

IL  Quaestio  8  Blatt  3L 
Summarium, 

1.  Staiuia  quae  potius  servanda^  aetoriä^  rei  vel  iudicia, 

2.  Staiutum  loci  servmri  dsbet^  in  quo  convenüur  reu». 

3.  Contractu»  prae»umüur  idi  /actu»^  ubi  fieri  debet  »olutio. 

4.  SoluUo  ihi  fieri  debet,  ubi  celebratu»  e»t  contractu», 

Qaaestio    VIIL 

1.  Item  quaero  qnaestionem  saepe  oceurrentem :  Bononiensia  agit 
Matinae  contra  Mutinensem,  diversa  sant  statata  actoris  et  rd  et  iu- 
dieis,  qnaeritor  qnae  statata  in  cansa  illa  debeant  servari?  Et  videtor 
qnod  stetatam  rei  non  debeat  servari,  qnia  actor  illis  non  adstringitor, 
qoia  non  subditns,  et  idem  potest  dici  de  statutis  actoris,  qoia  eadem 
latione  eis  non  adstringitor  reos,  ut 

l.  1  C.  de  summa  trinitate  1,  1 

ubi  baec  qaaestio  tangitar  in  glossa  et  per  doctores  et  ibi  dixi,  et  pro  boc 
{.  14   C,  de  iudiciis  3,  1 
atUh,  de  non  ligent  2  nu.  in  fm, 
I.  2  pr.  C.  de  cälumniatoribfta  P,  46. 

2.  Et  per  consequens  servabitar  staiutum  iudicis.  Et  in  ista 
opinione  ftiit  dominas  Hostiensis  doctor  antiqaus.     Et  dixit  esse  casam  in 

l,  1  §  final,  quod  quisque  iuris  2^  2. 
3ed  quod  deb«it  servari  statatam  loci  in  qao  reos  convenitur^  fikoit 

l  3  §  fin.  de  testibus  22,  5 

l,  3  C.  de  aedificiis  priv.  6,  10 

l.  1  C.  quae  sit  longa  cons.  8,  52. 
Sed  l^es  illae  loqaantar  quoad  caosae  Ordinationen!,  et  inter  snbditos 
illi  iori  manicipali.     Et   idem  Jacobus  de  Arena  ^  Odofredus  et  com- 
Diimiter  doctores  dicnnt,  aat  statatam  est  ad  litem  ordinandam,  et  ser- 
▼antor  statuta  loci,  in  qao  reas  convenitur  per  leges  praedictas,  et 

l,  1  C,  de  emanc.  liheror.  ö,  48. 
Si  antem  ad  litem  decidendam,  tanc  servantar  statata  loci,  in  quo  cele- 
bntos  fuit  contractas,  at 

l.  6  de  eviction,  21,  2 

l.  1  de  usuris  22,  1. 

3.  Et  quoad  boc  intellegitar  eontraxisse  eo  loco  nbi  fieri  debeat 
flolatio,  etiam  si  alibi  foret  celebratns  contractas 

l  21  de  oU.  et  ad.  44,  7 
l.  ^5  dt  iudidis  5,  1 
l.  1  de  bonis  auctoritaie  iudicis  possid. 
qnod  dixi  in  statnto,  idem  intellegas  in  consaetadine,  ut  dixi 
C.  quae  sH  longa  cons.  8,  52 

Z«tt«chrift  f.  intorn.  PrirnT-  u.  Straffeoht  «to.,  Baiid  IX.  4 
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saper  mbricella  et 

l.  32  de  legibus  1,  3  vers,  „gutd  si  alia  est  consueitudo^ . 
Et  vide  bene  in 

Speotdo,  de  feriis  §  1  vers,  j^licet  pone^y 
qaod  in  loco  et  in 

Margaritaj  de  sententiis  vers.  p. 
Et  qnod  dixi 

l,  1  de  iiAdiciis  5,  1  (circa  finem). 
Et  ad  hoc  etiam  iacit,  quod  nam.  12  dixit  illa  et 

c.  3  X.   de   eo   qui   mitHiur   in  possessionem   causa  rei  ser^ 
vandae  2,  15. 

Praedicta  rera  sunt,  si  oonsuetudo  Tigebat  tempore  contractas,  de  quo 
agitar.  Si  enim  poetea  supervenisset,  non  indicaretor  contractus,  quoad 
robnr,  secandam  ipsam,  ut 

I.  13  C.  de  usuris  4,  32 
et  ibi  dixi. 

l.  8  mandati  17,  1  in  pr, 
l  49  de  V.  0.  45,  1 
l.  7  C.  de  legibus  1,  14 
et  ibi  dixi. 

l.  29  C.  de  testam.  6,  23  (ad  fmem) 

c.  1  Nov.  115  ut  cum  de  appdiaiione  cogn. 

et  ut  factae  novae  eonsti.  in  f%, 

£t  de  hoc  etiam  dicetur  infra  in  tertia  parte  operis,  mbricella:  „an 
forensis  debeat  paniri  poena  statati  loci,  in  quo  deliquit,  vel  poena 
iuris  oommuniB**,  et  vide  super  prim.  parte  „verum  ex  quo  diximus 
forenses**  etc. 

4.  Et  ex  praedictis  colligitur  solutio  quaestionis,  si  statutum  est 
Mutinae,  quod  mortua  muliere  in  matrimonio,  perdat  mariius  totam 
dotem,  et  Regii  est  statutum,  quod  perdat  tantum  dimidiam,  et  Mutinensis 
contraxit  matrimonium  cum  Regina,  et  contractas  dotis  celebratos  foit 
Mutinae,  in  quo  convenit  maritum  restituere  dotem  in  civitate  Regii, 
quod  statutum  servari  debeat  mortua  muliere?  Et  videtur  quod  statutum 
Mutinae,  quia  ibi  celebraius  fuit  contractus, 

l  6  de  evict,  21,  2. 

Sed  dicatur  quod  statutum  Regii,  quia  ibi  ficte  videtur  celebratos  con- 
tractus, quia  ibi  debet  fieri  solutio  per  dictam 

l.  21  de  Ä.  et  0.  44,  7 
L  65  de  ifidiciis  5,  1  et 
Gabriel^^). 


80)    Der   Schriftsteller    Gabriel    wird   auch    angeführt   bei    P.    Voet 
(1619-77). 


k^ 
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IIT. 

Über  Erbrecht. 

(IL   Quaestio    136   Blatt  43,   2.) 
Summarium. 

1.  Bona  habens  in  diverais  civitatibus,  et  moriiur^  an  de  honU  suis 
debeat  deeerni  secundtim  statuta  civitatis^  unclc  est  originarius,  an 
eivitaium,  in  quibus  bona  et  patrimonia  sunt  sita, 

2.  Ofiginis  ratio j  in  multis  praevalet, 

3.  Instüutio  tacita,  quo  pacta  se  habeat  ad  venientes  ab  intestato, 

Quaentio    CXXXVL 

1.  Ex  hoc  insargit  alia  qaaestio  palchra.  Aliquis  habens  bona 
in  diversis  civitatibus  moritur,  quaoritar  an  de  bonis  sais  debeat  iudi- 
eari  secnndum  statuta  civitatis,  ubi  est  originarius,  an  civitatum,  in 
qnibus  bona  et  patrimonia  sunt?  Quidam  dicunt,  quod  debent  servari 
statuta  civitatuni,   in  quibus  habet  patrimonia,  arg. 

l.  fin.  C.  de  midieribus  in  quo  loco  10,  64. 

l.  27  de  tutor,  et  curat  dat,  ab  his  26^  5. 
AM  dicunt  spectari  locum  originis,  arg. 

l.  28  C,  de  episc,  et  der.  1,  3, 
Et  hiec  videtur  tutior,  quia  in  multis  praevalet  ratio  originis,  ut 

l.  6  §  fin.  de  mun.  et  honor.  50,  4. 

2.  Alii  tarnen  dicunt,  quod  spectetur  locus,  in  quo  testator  mori- 
tar.  Quod  sie  probatur:  sicut  heredes  instituti  capiunt  expressa  volnn- 
tate  testatoris,  sie  venientes  ab  intestato  ex  tacita. 

8.  Sicut  ergo  se  habet  expressa  ad  institutos,  sie  tacita  ad  venientes 
ab  intestato,  ut 

l,  8  de  twre  codiciUor,  29,  7 

l  1  §§  9  et  10  de  legatis  UI 
sed  expressa  regulantur  aectmdufm  hcum^  in  quo  disponit  ut 

l  9  C.  de  iestatnentis  6,  23 

l.  1  C.  quemadmod.  aperiantHr  fest.  6y  32 
ergo  et  tacUa.     Tacite  autem  disponit,   cum  moritur,    et  non  providet 
slbi  de  alio  berede,  si  eo  tempore,  igitur,  et  eo  loco,   secundum  eam 
igitnr,  locum  regulär!  debet  haec  tacita  dispositio  et  haec  videtnr  fnisse 
opinb  Jacobi  Butrigarii. 

Verius  credo,  quod  locus  originis  attendatur  et  non  locus  mortis, 
nam  locus  mortis  demum  inspicUur,  cum  hcus  originis  est  incertus,  nt 

l  28  §  3  C.  de  episc.  et  deric.  1,  3. 
pro  determinatione  etiam   fociunt  multa  ex  allegatis  super  prima  parti- 
cnla  circa  princ. :  „Item  quaero  aliquis  mercatorum  Pergami^  ^^),  et  pr. 
particula  circa  princ.  versic.     „Item,  quia   dictum   est  forensem   debere 
poniri.'* 


81)  Yergl.  Hb,  I  qu.  46. 
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IV. 

Über  8tnifr«oht. 

(111.  QufteBtio  1  Blatt  54,  2.) 
Sutnmarium. 

1.  Foremit,  mi  dtliqvit,   an  debeat  puniri  Mcattdwn  iW  contmuM,  vel 
sMundum  itu  municipalB. 

2.  ludici  quid  obtervandam,  quoad  lÜU  deeüioium. 

3.  Argvmtiüian  de  eivüibu»  ad  crimmalia,  an  wüeat. 

Quaestio    I. 
Nunc  transeamnB  ad  tertium  articnlam ,    seu  tractando  qnaeationea 
statutorum  pertiDentee  ad  cauaaa  crimifuüea,  ex  qnibiu  poena  corporalis 
ingeritnr,  et  de  publicatione  bonorum  et  de  gastatioae. 

1.  Et  primo  quaero ,  si  Mutinensis  deliqait  Bononian  et  Bio  ibi 
sortitur  forum  rationa  delicti,  et  ibi  debet  paniri  ut 

C.  übt  de  crtminittts  a^  oportet  3,  15  per  totum 

Atäh.  qua  in  provincia 
nnniquid  debeat  puniri  secuadum  ins  municlpale  civitatis  Bononiae.  Et 
anbiiciamns  rem  exemplo :  Bononiae  est  statutum  quod  pro  fbrto  ez- 
cedente  qnantitatein  docem  solidomm  eruatnr  unus  ocnlna.  UattneoBiB 
fecit  Bononiae  tale  fartatn,  namquid  faBtigabitur  Bocnadam  formam  inria 
commnnia 

C,  de  servis  fugÜivis  6,  1. 

ÄtUh.  sed  novi  iure 
an    eruetnr   sibi    oculus  secundam    fortnain    atatati  ?     Et   primo   videtar 
qnod  secandum  formam  iuris  communis  qnia  statuta  non  ligant  fbrenMS, 
sen  non  sabditoa 

l.  1   C.  de  summa  trin,  1,1. 
Et  qnia  poteet  statnii  ignorantiam  allegare  ut 

I,  i^M.  de  dfcretis  ab  ord.  fac.  50,  9. 
Kd  ad    lioc  iBciunt  omnia  alle^ta   anper  in   prima  parte  huios  operis, 
rubricetla,  „qui  ligentor  statutis",  2  parte  prima  rabricella,  „an  statuta 
ligent  forenfleg". 

CoDtrarlum  terminatum  fitit  Bononiae  per  dominum  Lambmtinnm 
de  Kampontbufl  et  Koiandinam  de  Uomantits  et  eam  disputarit  pras- 
fatuB  dominnB  Lambertinus  et  videre  est  in  qoaestione  5  qoaeationum 
diBputatarum  BononienBium ,  et  addaeant  tales  rattones,  quod  dubitatur 
qnod  statntum,   vel  consuetudinem   index  de  canaa  cognoBcens  debeat 

'"'"""^   quod    ad    litis    decisionem   debet  serrare    legem,    vti 
ci  contnctus,  ut 
victionüim  31,  3 

pra   in    aecunda   parte   operis   rabricella    „qua«  statuta 
ictoris,  rei,  vel  iudicis"  ')  et  pro  hoc 
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l  5  §  1  de  admin.  iuC  26,  7 
l.  31  §  20  de  aedü.  edict.  21,  1 
l.  22  §  4  de  pigner,  ad.  13,  7. 

8.  Si  ergo  servatar  in  contractibas  quta  ibi  reos  Bortitar  forum, 
ergo  idem  in  delictis,  qnia  ratione  delicti  sortitor  quis  forum  ut  pro- 
batom  est     Et  quoad  hoc  delicta  et  contractus  aequtperantur,  ut  dicta 

auih,  c[iM  in  promnc, 

l  20  de  iudic.  5,  1. 

h  2  ad  /in.  de  custodia  et  eachib.  reor.  48,  3 
ibi  quod  in  privatis  quoque  causis,  licet  sit  argumentum  contrarium 

I.  1  pr.  J.  de  puhlids  üidiciis  4,  18 
ibi  non  videtor  posse  argni  de  civilibus  ad  criminalia  quod  puto  verum, 
Disi  eadem  sit  ratio  vel  maior,   sicnt  etiam   dicimus  de  contractibus  ad 
ultimas  volnntates,  ut  dicitur  in 

h  %m%ca  C.  de  lege  Fufia  Canin.  toll.  7,  3 

l.  46  de  pädia  2,  14. 
Sed  hie    est  eadem  ratio,    quia   sie  sortitur   forum  ratione   delicti, 
sicut  ratione  contractus,  ut  probatum  est  supra. 

Et  haue  opinionem  etiam  sequitur  Jacöbus  de  Arena  et  allegat  et 
bene  facit 

l.  7  l.  9  de  extraord.  criminih,  47,  11. 

SiMmnarium. 

t.  Bona  delinquetUis  si  ex  forma  statuti  debeant  pnblicari,  num  publica' 
bufUur  bona,  quae  delinquens  hahei  in  alieno  districtu,     num»  10, 

j3.  Forum  ubicumque  quia  sortitur ,  ibi  potest  conveniri  pro  rebus  alibi 
suis. 

3»  Tutor  vel  curator  datus  simpUcüer,  vidLetur  (latus  ad  totum  Patri- 
monium ubicumque  situm, 

4.  Jurisdidio  a  lege  manat. 

5.  Nota  quae  infligitur  personae,  personam  sequitur  sicut  lepra. 

6.  Bonorum  appeUatume^  veniunt  nomina. 

7.  Tutor  debitum  in  sua  provincia  contractum,  in  alterius  tutoris  pro- 
vincia  exigii,  et  ad  suam  administrationem  deducit. 

8.  Fiscus,  camera  est  imperialis.    Et  quam  late  pateat  eins  ius.   num.  9. 
11.   OfficiaUs  plures  in  diversis  provinciis,  repraesentarU  unum  fiscum. 

Quaestio    II. 

1.  Item  quaero,  quia  dictum  est  forensem  debere  puniri  poena 
Btatati,  an  si  ex  forma  statuti  ex  delicto  debeant  bona  publicari,  an 
publicari  poterunt  bona  quae  habet  in  alieno  districtu,  et  videtur 
quod  non 

l.  1  de  bonis  aiudoritaie  tudids 

l  7  §  1  §  6  §  10  de  interdidis  48,  22. 

2.  In  contrarium  est,  quia  ubi  quis  sortitur  forum,  potest  con- 
veniri pro  rebus  alibi  positis. 

l.  final.  C.  ütn  in  rem  adio  3,  19 
l.  12  C,  praescr.  longi  temp.  7,  33. 
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Jacohus  de  Arena  dicit  tenninatam  fuiAe  Bononiae  quod  bona  ubicam- 
que  poeita,  pablicata  intellegerentur  ut  tempore  Rameri  regni,  tone 
Potfstatis  Placentiae,  qui  bona  cuiusdam  Placcntini  pablicaverat  per 
crimen  proditionis,  et  iste  Placentinus  niutaaverat  Bononiae  centom 
libras  Venetomm  grossorum,  et  de  variis  et 

l.  1  §  10  de  extraord,  cognit  50,  13 
ubi  videtur  servari  fori  consuetudinctn  et 

{.  1  C.  guae  sit  longa  consuet»  8,  52 

l,  3  C.  de  aedific.  privat,  8,  10 
et  quia  communiter  rectores  iurant  servare  statuta,  ergo  servare  debent 

l.  1  C.  si  advers.  venditionem  2,  27  et 

c.  28  X,  de  iureiurando  2,  24 
et  haec  opinio  abicumqne  servatur.  Hoc  tarnen  pnto  vemm  in  delictis 
quia  sunt  delicta  ex  forma  iuris  communis,  sicut  homicidinm,  fartam  et 
similia.  Si  autem  esset  prob  ibi tum  a  forma  statuti,  et  concessum  a  iure  com- 
muni,  sicut  traherentur  raerces,  et  Tictualia  extra  civitatem,  adbnc  dicnnt 
quidam  idem  per  dictam  legem  9  (47,  11),  nam  prohibitio  lacit  eaae 
delictum  et  pro  hoc 

l  3  §  15  de  re  müit.  49,  16 

l.  20  de  operis  novi  nuntiat.  39 y  1 

c.  /in.  X.  de  clandestina  despons.  4,  3. 
AUi   tarnen    distinguunt   seien tem   ab    ignorante.      Alii   aliter,   ut   dixi 
plene  supra 

prima  parte  rubricelia:   „qui  ligentnr  statntis^  et 
secunda  parte,  prima  rubricelia,  „an  statuta  ligent  forenses.^ 
et  de  boc  bene  in 

Qa^dino  de  poenis  versic.  „pone  quaestionem,  quae  tota  die^  et 
„de  rebus  vetitis"  §   „praeterea  pone". 

Terminatum  fuit,  quod  illud  nomen  debitoris  Bononiae  contractum, 
caderet  sub  publicatione  per 

l.  2  C.  de  exeusationibus  5,  62 

§  17  J.  de  exaisationibus  1,  25. 

8.  Ubi  tutor  vel  curator  datus  simpiiciter,  videtur  datus  ad  totum 
Patrimonium,  ubicumque  consistat,  licet  petere  possit,  ut  liberetor  a 
punicialibus  et  pro  hoc  bene 

c.  14  Z.  de  foro  campet.  2,  2. 
In  contrarium  facit 

l.  16  §  2  de  puU.  39,  4 
ubi  de  hoc  dixi.    Dominus  Nicolaus  de  Marfarel  banc  quaestionem  publice 
disputayit.     £t  ultra  praedicta  allegat  primo,  quod  bona  aiieni  districtiis 
in  publicatione  non  venient,   quia  iudex  ibi  iurisdictionem  non  habet 

1.  27  de  tutor.  et  curat,  datis  ah  his  26,  5 

l.  30  §  1  de  excusation.  27,  1 

l,  5  C  qui  dari  tutores  5,  34,  —  cum  simüibus. 
Item  non  potest  iudex    iurisdictionem   suam  ad  illum  locum  eztendere, 
in  quo  si  esset  personaliter,    exercere  non  posset     Sed  ita  est  in  pro- 
posito.     Priroum  probatur 
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I.  IS  §  fm.^  l.  30  de  iurisdicHane  2y  1 
l.  de  arbUr.  si  cum  dies  sc, 
Seeandmn  probatur 

l  3  de  ofßc.  praesidis  ly  18 

l.  3  de  ofßc  praefecti  urbi  1^  12. 

Et  pro  hae  opinione  facit 

I.  qmd  loquUur  in  easecutore 
l  15  §  1  de  re  iudicata  42^  1. 

4.  Item  pro  hac  parte  facit,   quia  iorisdictio  a  lege  procedit  ut 
l  5  l.  6  de  iunadid.  2,  1 

l.  1  de  officio  eiua  cui  mandata  i,  21 

imde  inriBdictio  Tel  eins  effectos  non  potest  plus  eztendi,  quam  ipsa 

{.  54  de  regtU.  iuris  50,  17. 
Sfld  lex  mnnicipalis,  cains  anctoritate  facta  est  publicatio,  non  extenditnr 
ad  non  snbditos  ut 

l.  1  C.  de  summa  trinitaie  Ij  1. 
Ezgo  nee  eins   effectns,   id   est,    ipsa  sententia   publicationis ,    et  pro 
hoe  bene 

l.  9y  l.  8,  l.  6  §  1  de  postulando  3y  1 

l  2y  39  §  8  de  verh.  sign.  50y  16 

l.  43  de  poenis  48,  19 

nam  et  miles  damnatns  de  crimine  capitali,  respectu  unins  patnmonii 
«t  teetabilis  et  respectu  alterius,  notat 

l.  6  §  5  de  iniusto  rupto  irrito  facto  test,  28,  3 

l.  11  de  testam.  mü/ütis  29,  1 

et  limitia  sie  et  obsides,    qui  apud    nos  sunt,   quoad  bona  quae  apud 
DOS  habent  secundnm  legem  nostram  iudicantnr,  ut  fisco  qnaerantnr,  et 
quoad  bona  quae  domi  relinquuntur  secundnm  suas  1^^  iudicantur,  ut 
l.  31  l.  32  de  iure  fisci  49,  14 

et  ibi  notata. 

{.  11  qui  testamenta  facere  possimi  28,  1. 

Et  eapti  ab  boetibus,  quoad  nos  iudioantur  secundum  legem  nostram, 
seeondum  fictionem  legis  Comeliae  et  postliminii,  quoad  eos,  secundum 
raam  ut 

{.  de  capite  minutis  4,  5  (per  totum). 

5.  In  contrarium  allegatur,  quia  quotiescumque  nota  personae 
infligitur,  personam  ubique  sequitur,  sicut  lepra,  nee  potest  a  persona 
separari,  ut  probatur  per  dictiun 

l.  9  de  postulando  3,  1 

a  eontnuio  sensu  nt  ibi  est  exposita 

h  8  pro  socio  17,  2 

l.  16  (l.  39),  l.  40  depecuUo  15,  1 
Jos  enim  personale  non  respicit  certi  loci  facultates. 

l  1  §  16  ad  8.  C.  TrebeUian.  36,  1 

l  50  §  1  de  iudic.  5,  1. 
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6*  Item  pro  hoc  quia  sententia  dicit  omnia  bona,  ergo  nomina 
et  qnaecamqae  comprehendit,  sicat  «t  hereditas; 

l  62  de  B.  J.  50,  17 
nam  qui  omne  dicit,  nihil  excipit 

h  1  a  procuratore  mandati  17 y  1 

l.  23  de  Servitut,  praed.  urban.  8,  2. 

Item  quia  in  illa  civitate  commisit  delictum,  ergo  eidem  civitati  bona 
sunt  concedenda. 

l.  5  C,  de  aervis  fugUiv,  6,  1. 

h  53  §  4   C.  de  episcop.  et  dericis  1,  3 

videtor  expreasum 

l.  13  C.  de  vedigalibus  4,  61 
ibi,  hanc  tertiam  iubemus  etc. 

7.  Et  pro  hoc,  quia  tutor  debitom  in  sua  provincia  contractom 
in  alteriuB  tutoris  provincia  exigit,  et  ad  suam  administradonem  deducit, 

l.  47  §  2  de  administr.  iutd.  26,  7. 

8ed  quod  bona  pertineant  ad  civitatem,  in  cuiuB  territorio  sunt,  sie 
probatur.  Ubi  acquisitio  fit  uni  ex  parte  alterios,  illad,  sie,  ei,  quae- 
Bitnm  non  toUitur. 

l.  10  §  6  de  contra  tabut.  bonor.  possess,  37,  4 

l.  1  §  6  de  separat.  42,  6 

et  videtar  expreaaam 

l  39  §  3  de  admin.  tut.  26,  7. 

8.  Hoc  modo  fiscos  est  camera  imperialis  ut 
G.  de  iure  fisei  super  ruhriceUa  (10,  1) ;  -^ 

sed  imperiom  unum  est,  in 

auth,  quo  oport.  episco.  in  princ. 
h  9  de  lege  Bhodia  de  iadu  14,  2, 

9.  Et  ita  unoB  est  fiscus,  licet  eins  iura  per  uaurpationem  vel  ex 
privilegio  diversis  locis  et  per  diverses  exerceantur,  sicnt  una  est  tatela, 
licet  plura  sint  patrimonia  et  plures  tutores  vicem  unius  pupilli  reprae- 
sentant,  ut  dicta 

l.  30  §  1  de  excusat.  27,  1  et 
l  9  de  pactis  2,  14 

unde  sicnt  in  dicta 

l.  39  §  3  de  adm.  tut.  26,  7 

quia  unus  est  pupillus  licet,  plures  sint  tutores  divisa  administratione 
per  provincias,  tarnen  unus  ex  sua  provincia  acquirit  hereditatem  exi- 
stentem in  alia,  et  tarnen  pertinet  ad  administrationem  illius,  qui  non 
acquisivit  et  ibi  administrat.  Ita  in  proposito,  cum  pro  fisco  in  sin- 
gulis  provinciis  sint  procura tores  fisci,  ut 
l.  7  C.  de  honis  damnat.  9,  49 

et  eorum  divisa  est  administratio ,  sicut  tutorum  in  diversis  provinciis 
quod  in  qualibet  provincia  consistit  administrandum ,    et  incorporandum 
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est  per  procoratorem  illitis  provinciae,  et  alias  se  intromittere  non  debet, 
ut  dictis  iuribns  et 

L  51  de  admin.  tut,  26^  7« 

Nee  obstat  qaod  alibi  sit  facta  publicatio  per  contemplationem  sententiae 
saper  maiefieio,  qaia  de  maleficio  iadicare  certis  iadicibas  competit,  et 
ille  est  uniis  actus,  per  se,  sed  alias  actos  est  res  pablicatas  describere, 
inqairere,  et  incorporare.  Et  hoc  officiam  per  proviucias  est  divisam, 
et  certis  officialibos  commissam ,  non  inspecto  iadice ,  qai  tulit  sen- 
tentiam,  at 

{.  1  G.  ubi  causae  fiscal.  3^  26 

l.  7  C.  de  bonis  proscript.  9,  49 

l.  11  de  bonis  dcmnat.  48,  20. 

CoDstat  aatem  civitates  Italiae  et  inaxime  Jjombardiae,   qaae  faerant  in 
paee  Constantiae,  sibi  vendicare  iura  fiscalia,  et  iarisdictiones  per  civi- 
tates esse  divisas,  sicat  olim  erant  per  provincias  at 
l.  final,  C.  de  praescript,  hng.  temp.  7,  33 

et  ibi  notas  et  dixi.  Unum  qaantam  ins  in  administrando  habebat, 
olim  officialis  in  qaacumqae  provincia  in  rebas  confiscatis,  abicumqae 
esset  facta  confiscatio,  at  aliqais  alterias  provinciae  se  non  habeant 
intromittere.  Idem  ias  debet  habere,  qai  ex  privilegio  vel  consaetadine 
in  eins  locam  saccessit,  cam  ad  eias  similitadinem  sit  constitatos,  sicat 
dicimas  de  qaolibet  subrogato  in  locam  alterias. 

l.  26  §  4  de  noxälibttö  9,  4 

l.  10  §  2  si  quis  cautionibtis  2,  11. 

Civitas  ergo  caios  iadex  pablicavit  bona,  se  non  habet  nee  potest  in- 
tromittere de  bonis  in  alieno  districta  existentibus ,  sed  illa,  in  euias 
districta  sunt,  arg.  iurium  praedictorum.  Absolutum  non  esset  diceie 
qaod  civitates  haben tes  ins  fiscale  ex  asurpatione  plus*  iuris  habeant, 
qoam  si  haberent  ex  privilegio,  vel  de  iure.  Hoc  tenet  Ghsüielmus  de 
Gune  et  allegata 

h  2  de  capii.  diminut.  4,5, 
ubi  de  hoc  dixi,  et 

l.  5  §  15  de  tributor.  ad.  14^  4. 

10.  Solvendo  distinguit,  aut  iudex,  qui  bona  pablicavit,  iuris- 
dictionem  habet  iure  communi,  et  poenam  imponit,  secundum  ordinem 
iuris  communis,  aut  utrumque  vel  alterum,  procedit  a  lege  municipali. 
Primo  casu  publicatio  et  effectus  banni,  seu  sententiae  extenditur  ad 
omnem  locum  subiectum  iuri  communi,  non  ut  sint  publicata  per  illam 
sententtam  sed  publicanda,  et  incorporanda  in  fiscum,  auctoritate  talis 
sententiae  per  officiales  tarnen  illius  territorii,  in  quo  sunt  sita  bona, 
argum.  dictarum  legum 

l.  15  de  re  iudicata  42,  1 

l,  1  l.  2  de  rebus  audorUaie  iud.  poss.  42 ,  5 
et  qaod  ibi  notatur  et 

l.  39  §  3  de  admin,  tut.  26,  7 

l.  3  C.  de  bonis  vacantibus  10,  10. 
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facta  similitndine,  quod  sicut  plures  tutores  repraesentant  unaoi  papiUmn, 
ut  dicta 

l.  9  §  1  de  pacHs  2,  U 

et  si  divenamm  provinciamm  aint  tutores  divisa  tarnen  admintstratione, 
Tinas  in  sna  provincia  administrat ,  et  facit  restitai  bona  hereditatis 
existentia  in  alia  provincia,  qaae  ad  tutores  illius  provinciae  pertment, 
qui  postea  res  petere  et  administrare  in  sua   provincia  debet,   ut  dicta 

l.  39  §  3  de  adm.  tut.  26,  7. 

11.  Sic  plures  officiales  in  diversis  provinciis,  repraesentant  unum 
fiscum,  et  quod  in  una  provincia  confiscatur  per  officiales  in  illa  pro- 
vincia deputatos,  non  pertinet  ad  iurisdictionem  alterius  provinciae,  sed 
procurandum  et  ezequendttm  est  per  officiales,  in  quorum  territorio  sita 
sint  ut  dictis  legibus 

l,  3  C.  de  bonis  vacant.  10,  10 
l.  9  C.  de  bonis  damn.  9,  49. 

Ista  tarnen  publicatio  ex  forma  iuris  communis  hodie  locum  non 
habet,  per 

cmth.  bona  danmatorum^  de  bonis  dawnatorum. 

Secundo  casu  principali,  quoniam  publicatio  facta  est  auctoritate  iuris 
municipalis,  tunc  puto,  quod  publicatio  non  eztendatur  ad  loca  non 
subiecta  iurisdictioni  illius  iudicis,  arg. 

l.  2  C.  qui  dare  tutores  5,  34, 
l.  5  C.  eod.  5,  34. 

et  aliis  iuribus  supra  pro  hac  parte  inductis,  et  haec  vera  sint,  quatenus 
ad  bona  publicanda.  Ubi  autem  tractatur  de  poena  afficiente  personam, 
distinguit,  aut  afficit  personam  respectu  loci,  puta,  restringendo  ad  cer- 
tum  locum,  vel  removendo  a  certo  loco,  vel  interdicendo  certum  locum 
et  tunc  non  excedit  poena  iurisdictionem  indicantis,  nisi  casualiter  ut 

1.7  §  6  §  10  de  interdict.  48,  22; 

aut  non  afficit  respectu  loci,  tunc  si  quidem  continet  interdictionem 
facti,  ut  puta,  ne  exerceat  officium  advocationis  et  non  excedit  terri- 
torium  iudicantis  ut 

l.  9  de  postui.  3,  1. 

Si  autem  infligat  impedimentum  iuris  tunc  aut  ratione  notae  quae  se- 
quitur  causam  et  tunc  cessante  causa,  cesset  nota.  Aut  ratione  notae 
quae  sequitur  poenam,  vel  ratione  expressionis  in  sententia  fiictae,  et 
bis  duoDus  casibus  servanda  est  distinctio  ^aicta  utrum  a  iure  commani 
vel  municipali  processerit  iurisdictio,  et  poenae  impositio  ut  ex  legibus 
allegatis  patet.  Et  sie  concludendo  tenet,  quod  si  ex  lege  municipali 
Sit  facta  publicatio,  non  extenditur  ad  bona  alterius  territorii  et  tenet, 
quod  illa  bona  pertineant  ad  eum ,  vel  heredem  eins ,  ut  in  ipsa  quae- 
stione  plenius  tangitur  et  incipit  „quod  qnidam  inculpatus  de  bomicidio.*' 
Et  de  ista  materia  tangitur  per  Oldradum 

l,  1  C.  de  heredib.  instit.  6,  24 


i.diaata^ 
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et  per  eam  indecisa  Nicolaus  de  Martarel,  Ad  praedicta  iaciunt,  quod 
Dotavi  saper  seciinda  parte  rabricella  „an  quis  teneatnr  solvere  collectas 
saper  bonis,  quae  babet  in  alia  civitate"  et  yers.  „aequenti*',  et  in  bac 
eadem  parte  yersic  „aed  qnod  si  clericns  tenebat  ftindum'*,  et  plene  dixi 

l.  1  a  de  heredüh.  imt.  6^  24. 

Et  pro  declaratione  praedictomm  et  quaeatione  praedicta  domini  I^uxAai 
est  prima  in  libro  magno  qoaestionam  dispatatamm. 


Die  Behandlung  der  im  Auslände  begangenen  Deiiirte 

nach  dem  Rechte  Grof^britanniens  unter  Berilclcsichtigung 

des  Rechts  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerilca. 

Von  Oaear  BUatracer,  Jostizreferendu  in  Stuttgart. 

Blnleituner«    Die  Aufgabe. 

Ein  Blick  aaf  die  Strafgeeetzgebungen  der  einzelnen  Staaten 
zeigt  eine  grofse  Verschiedenheit  in  der  Behandlung  der  anfserhalb  des 
Staatsgebietes  begangenen  Delikte.  Wenn  auch  alle  Staaten  der  Gegen- 
wart in  der  Anwendung  von  Strafsatznngen  auf  extraterritoriale  Delikte 
einig  sind,  so  giebt  doch  auf  die  Frage,  in  welchem  Umfang  diese  An- 
wendung zu  geschehen  habe,  jedes  Strafgesetzbuch  eine  andere  Antwort 
Der  eine  Staat  erkennt  die  Aufgabe  seines  Strafgesetzes  darin,  jede 
Verletzung  der  durch  dasselbe  aufgestellten  Rechtsordnung,  gleichviel 
wo  und  von  wem  begangen ,  zu  sühnen ;  der  andere  läfst  sein  Straf- 
gesetz nur  dem  Unterthanen  ins  Ausland  folgen;  ein  dritter  thut  dies 
nur  hinsichtlich  einzelner  Gruppen  von  Delikten,  während  wieder 
andere  Gresetzgebungen  den  Schutz  inländischer  Personen  und  Rechts- 
güter,  wo  sie  immer  auch  seien,  zum  leitenden  Glesichtspunkt  ihres 
Strafrechts  gemacht  haben  ^). 

So  Btöfst  Princip  auf  Princip,  und  ihr  Widerstreit  ist  nicht  ohne 
praktische  Konsequenzen  fllr  das  Leben  der  Völker.  Oft  wird  um  des 
Principes  willen  die  Bestrafung  des  Verbrechers  unterlassen,  und  anderer- 
s^ts  führt  die  Bestrafung  des  Ausländers  wegen  eines  aufserhalb  des 
strafenden  Staats  begangenen  Delikts  nicht  selten  zu  Konflikten  mit 
dem  Heimatsstaat  des  Delinquenten.  Wenn  nun  auch  Beispiele  gezeigt 
haben,  wie  derartige  Konflikte  mit  dem  Nachgeben  des  politisch 
schwächeren  Staates  enden'),  so  haben  diese  Konflikte  doch  anderer- 
seits zum  Abschlnfs  von  Verträgen  zwischen  den  einzelnen  Staaten  ge- 
führt und  so  zu  ihrem  Teile  mitgewirkt  zu  der  eigenen  Lösung. 

Letztere  freilich  ist  der  Zukunft  vorbehalten.  Der  internationale 
V^nrkehr  und  damit  die  Praxis  und  Wissenschaft  des  Rechts  in  seinen 


1)  Eine  Zusammenstellung  des  Standes  der  Gesetzgebungen  nahezu  aller 
ehmklichen  Staaten  v.  J.  1887  giebt  Moore's  Report  S.  38  ft. 

2)  So  der  YtXX  CuUing  (1886);  vergl.  unten  S.  32,  insbes.  Anm.  117. 
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intemationaleii  Beziehungen,  des  8tx«frecht8  insbeBondere,  schein^i  noch 
nicht  alt  genug  zu  sein,  um  solche  Früchte  zu  zeitigen.  Doch  Eines 
ist  erreicht:  Die  abstrakten  Spekulationen  haben  sich  als  unfllhig  er- 
wiesen, einen  obersten  Grundsatz  zu  finden,  der  den  Gresetzgebnngen 
aller  Völker  bei  Lösung  jener  Frage  zur  Richtschnur  dienen  könnte; 
denn  das  Hecht  entsteht  nicht  den  Principien  zulieb  und  nach  ihnen; 
vielmehr  sind  die  Principien  nur  Abstraktionen  von  der  Wirklichkeit 
Die  Wissenschaft  hat  sieh  daher  der  veqileicbeiideD  Unteraaciiiing  des 
positiven  Rechts  aUer  Staaten  zugewandt^).  Durch  die  soigfiimge 
Anaijse  der  geltenden  Rechte  wird  wie  das  Gemeinsame  so  auch  das 
Gegeoslitzliehe  hervertreten;  mit  dem  Verständnis  klären  sich  die  Gegen- 
sätze und  wächst  die  Aussicht  auf  deren  Ausgleichung. 

Einen  Beitrag  zu  dieser  Aufgabe  soll  die  folgende  Darstellung  der 
einschlägigen  Bestimmungen  des  Rechts  Grofsbritanniens  unter  zusätz- 
licher Berilcksichtigung  desjenigen  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
bilden.  Gerade  dieser  Teil  des  Rechts  Grofsbritanniens  darf  wohl 
Anspruch  auf  das  Interesse  des  nicht  britischen  Juristen  erheben,  weil 
Grofsbritannien  seiner  geschichtlichen  Entwickeiung  nach  auf  eine  be- 
sonders lange  und  infolge  seines  lebhaften  Handels  und  Verkehrs  tlber- 
aus  vielseitige  Praxis  in  internationalen  Rechtsfragen  zurückblickt  Zu- 
dem liefert  eine  Kenntnis  dieser  Praxis  und  der  sie  leitenden  Gedanken 
manchen  Beitrag  zur  Charakteristik  der  britischen  Weltpolitik  Überhaupt. 
Eine  wertvolle  Ergänzung  wird  die  Betrachtung  der  Veränderungen 
bieten,  welche  britische  Rechtsgrundsätze  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  erfahren  mufsten,  da  hier  die  bunte  Mischung  der 
Nationalitäten  und  die  Nichtisoliertheit  der  Lage  des  Landes  neue  An- 
forderungen an  sie  stellten. 


§  2. 

Das  Prinoip  und  dessen  Qeschlolite. 

Dem  leitenden  Princip  des  englisch-ij^merikanischen  Rechts  in  der 
Lehre  vom  räumlichen  Anwendungsgebiet  der  Strafgesetze  hat  der 
Amerikaner  Story  die  berühmte  Formulierung  gegeben:  ^The  common 
law  considers  cnmes  ob  allogether  local ,  and  cognustMe  and  pwiish- 
äbU  excluswdy  in  the  country,  tohere  ihetf  are  eommiüed'^  ^) ,  und 
denselben  Gedanken,  von  der  deutschen  Jurisprudenz  gemeinhin  Terri- 
torialprincip  genannt,  haben  hervorragende  britische  und  nordamerikantsche 
Juristen  in  zahlreichen  Fällen  ausgesprochen  *).     Es  sei  ein  wesentlidies 


3)  H.  Meyer,  Lehrbuch,  L  Aufl.  (1875)  S.  99  ff.:  Binding,  Handbuch 
(1885)  S.  377  ff.;  V.  Martita  I  S.  61;  vergl.  auch  v.  Bar,  Lehrbuch  des  mtemat. 
Privat-  u.  Strafrechts  S.  217  ff. 

4)  Story  §  620. 

5)  S.  die  zahlreichen  Wiedergaben  derselben  bei  Story  §  620  ff.  und 
§  20;  Phälimore  IV  S.  800  f.;  Travers-Ttoiss  I  §  151  und  §  219;   Wharton^ 
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Attiibat  der  Soaverttnität  eines  jeden  Staates,  so  aigumentieren  die- 
s^ben,  in  seinem  Territorium  aosschliefslich  za  bestimmen,  was  strafbar 
und  was  nicht  strafbar  sei;  bei  der  Oleichheit  der  Staaten  wäre  es 
daher  ein  Eingriff  in  die  Sonverünität  des  fremden  Staates,  wollte  ein 
Staat  Verletaungen  seines  Strafgesetzes,  begangen  im  Gebiete  jenes  Staates, 
ahnden.  Ein  solcher  Anspruch  wäre  gleichbedeutend  mit  der  Erklärung, 
dafs  jeder  Staat  fdr  alle  und  keiner  f\ir  sich  selbst  Gesetze  machen 
könne ^).  Eine  Ausdehnung  des  inländischen  Strafgesetzes  auf  extra- 
territoriale  Delikte,  so  wird  weiter  gefolgert,  sei  höchstens  möglich  mit 
Gtoehmigang  des  auswärtigen  Staates,  der  damit  eben  die  Aus- 
echliefsltchkeit  seiner  territorialen  Souveränität  aufgebe. 

Seinen  geschichtlichen  Ausgangspunkt  hat  dieser  Grundsatz  im 
englischen  Strafprozefs,  dessen  Entwickelung  derjenigen  des  Strafrechts 
vorausgingt);  die  Deliktsbegriffe  haben  sich  erst  später  nach  und  nach 
gebildet,  insbesondere  durch  Gerichtsgebrauch,  der  ja  heute  noch  eine 
sehr  wesentliche  Rechtsquelle  in  den  Ländern  englischen  Rechts 
bildet. 

Mit  den  Normannen  war  auch  die  alte  fränkische  inquisitio  nach 
Grofsbritannien  übergegangen.  Sie  diente  zur  Eröffnung  des  Straf- 
verfahrens und  bestand  im  wesentlichen  darin,  dafs  der  Richter  eine 
Anzahl  G^meindegenossen,  bei  denen  er  die  Kenntnis  bestimmter  That- 
sachen  vorraussetzt,  vorlädt  und  durch  promissorischen  Eid  verpflichtet, 
auf  seine  Fragen  nach  dem  Vorkommen  von  Verbrechen  wahrheits- 
gemäfs  zu  antworten.  Die  inquisiHo  wurde  zur  englischen  RUgejury, 
die  wir  zuerst  zur  Zeit  Heinrichs  II.  (1154 — 1189)  in  der  Besetzung 
von  je  zwei  Mitgliedern  aus  der  Hundertschaft  vorfinden,  welche  jedoch 
später  verdrängt  wird  durch  die  aus  der  ganzen  GrafiK^baft  berufene 
und  für  diese  antwortende  grosse  jury  von  24,  spMter  28  Mitgliedern, 
die  Anklagßjuiy  des  heutigen  englischen  Strafprozesses.  Wie  bei  der 
inguisitiOy  so  war  auch  bei  der  ursprünglichen  englischen  Anklagejuiy, 
welche  zusammentrat,  so  oft  der  königliche  Reiserichter  (justUiarius) 
aaf  seln^  Amtsreise  durch  die  Grafschaft  kam,  der  Grund  der  Wissen- 
schaft der  Geschworenen  ihre  Lokalkunde.  Sie  wohnten  in  der  Nachbar^ 
Schaft  des  Thatortes,  hier  machte  sich  der  Bruch  des  Rechtsfriedens  am 
stärksten  fühlbar,  hier  war  man  den  Augen-  und  Ohrenzeugen  und 
damit  der  Erkundigung  des  wahren  Sachverhaltes  am  nächsten.  Darum 
sollte  auch  nur  hier  die  Anklage  erhoben  werden  können.  So  gelangte 
der  englische  Strafprozefs  zu  der  ausschliefslichen  Zuständigkeit  des 
forum  deUcH   commissi^   einem  Grundsatz,    den   die  englische  Rechts- 


CVm/tct  §  853ff.;  Moore' s  Report  S.  67—69;  femer  Biahop  I  §  79;  Law- 
rme^e  Whealon  8.  161  ff. 

6)  Lewü  8.  1  ff.;  Story  §  20:  Hall,  Int,  Law,  8.  51;  Lawrence,  hU, 
Law.  i  113;  HaUeek  §  14. 

7)  SUphen  im  Journal  du  Droit  Int,  Priv4  Bd.  14  S.  129;   Stephen, 
HüL  I  S.  276  ff.;  Stephen' a  Blacketone  IV  S.  369  ff.;  Moore' a  Report  S.  78. 
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spräche  von  alters  her  „laK?  of  venue^^)  nennt.  Zum  praktischen 
Ausdruck  kam  derselbe  bei  Einleitung  des  Strafverfahrens  zunächst  bei 
dem  Eid  der  Rttgegeschworenen,  den  diese  dem  Abgesandten  der  Krone  u.  a. 
dahin  abzuleisten  hatten,  dafs  sie  vor  Erhebung  der  Anklage  ermitteln 
wollen,  ob  dieselbe  hinreichend  begründet  sei.  Diese  Inquisitions* 
kompetenz  war  in  dem  Eide  ausdrücklich  auf  das  Grebiet  der  betreffen- 
den Ora&chaft  {pro  corpore  comitatuSj  for  bezw.  wWUn  (he  body  of 
ihe  coufUy)^)  heschrttnkt;  .denn  die  Kenntnis  dessen  allein,  was  in 
diesem  Bezirke  vorging,  wurde  bei  den  Geschworenen  vorausgesetzt. 
Sie  konnten  daher  ohne  eine  ausdrückliche  gesetzliche  Ermächtigung 
Ereignisse,  die  aufserhalb  der  Grafschaft,  fUr  welche  sie  beeidigt 
waren,  vorfielen,  nicht  berücksichtigen,  eine  Anklage  auf  Grund  solcher 
nicht  erheben. 

Es  ist  erstaunlich,  zu  sehen,  mit  welcher  Zähigkeit  das  lonc  of 
venue  von  der  englischen  Praxis  festgehalten  wurde.  Es  lag  ja  auf 
der  Hand,  dafs  dieser  Grundsatz  zu  absurden  Konsequenzen  fahren 
mufste;  denn  in  vielen  Fällen  ist  der  Ort  der  Begehung  eines  Delikts 
überhaupt  nicht  zu  bestimmen,  oder  fHllt  Anfang,  Ende  und  Erfolg  der 
Thätigkeit  des  Delinquenten  je  an  einen  andern  Ort  Aber  man 
scheute  sich  nicht,  in  solchen  Fällen  selbst  das  inländische  Delikt  un- 
gestraft  zu  lassen,  nur  um  des  law  of  venue  willen.  Dieser  Zustand, 
über  dessen  Existenz  selbst  englische  und  amerikanische  Juristen  die 
Köpfe  schütteln^^),  dauerte  hinsichtlich  der  im  Inland  begangenen  Delikte  ^^) 
bis  zum  Jahre  1549.  In  diesem  Jahre  erging  das  Statut  2  und  8 
Edfv.  VI  c.  24  ,  welches  die  Erhebung  der  Anklage  im  Fall  eines 
Mords,  bei  dem  Verletzung  und  Tod  in  verschiedenen  Grafschaften 
erfolgt  waren,  ermöglichte  in  derjenigen  Grafschaft,  in  welcher  der 
Tod  erfolgte.  Das  Vorwort  dieses  Statuts  charakterisiert  den  Mifs- 
stand,  der  das  Gesetz  veranlafste,  kurz  damit:    ^for  hy  the  custom  of 


8)  venue  von  vicintAs.  Diese  ursprüngliche  Bedeutung  ist  in  Vergessen- 
heit geraten  und  heute  wird  in  der  Gesetzes-  und  Juristensprache  venue 
gebraucht  fttr  den  Ort,  wo  die  Klage  erhoben  wird.    Es  ist  ein  noch  heute 

feltender  Grundsatz  des  britischen  Rechtes,  dafs  der  Ort  der  Be^hune  der 
*hat  nicht  in  der  Anklaff eschrift  genannt  zu  sein  braucht,  da  die  im  Kopf 
der  Anklageschrift  enthaltene  Bezeichnung  des  zuständigen  Gerichts  als  Ort 
der  Begehung  aller  in  derselben  genannten  Handlungen  angenommen  wird. 
Vergl.  14  V,  15  Vict.  c.  100  ».  23 \  Russell  I  S.  23  f.;  ebenso:  Statutes  of 
Missouri  s.  4107. 

9)  Bezeichnend  ist  die  Erweiterung,  welche  die  Fassung  der  Eides> 
formel  der  grofaen  jury  nach  amerikanischem  Statutarrecht  erfuiren  hat;  so 
dehnt  die  s.  4069  der  Revised  Statutes  of  Missouri  die  Inquisitionspflicht 
der  Geschworenen  aus  auf  alle  Delikte,  „commüted  or  tr table  in  this 
county".     Verffl.  auch  Wharton,  Crim.  Lato.  1  §  212. 

10)  Stepken  im  Journal  du  Droit  Int.  Pr,  L  c.  spricht  von  einer 
„rigueur  pidantesqve".  Derselbe  spricht  History  I  S.  277  seine  Verwunde- 
rung darüber  aus,  dafs  ein  solcher  Zustand  so  lange  ertragen  wurde;  s.  auch 
Wharton,  Conflict  S  17. 

11)  Hinsichtlicn  der  extraterritorialen  Delikte  wurde  mit  dem  law  of 
venue  schon  durch  28.  Henry  VIII  c.  25  (a.  1536)  gebrochen. 
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Ms  retdm  ihe  Jurors  of  the  caunty^  where  such  party  Med  ofsuch  stroke, 
ean  iahe  no  knowledge  of  ihe  said  strokCy  heing  in  a  fcreign  oounby 
.-  .  .  ,  ne  fhe  Jurors  of  the  county^  where  (he  stroke  was  ywen^  cannot 
iake  knowledge  of  ihe  deaih  in  another  county.*^  ^') 

Mit  diesem  Gesetze  war  nur  der  Anfiing  einer  langen  Reihe  von 
statatarisehen  Ausnahmen  gemacht,  die  in  kasuistischer  Weise  auf- 
einander  folgten,  alle  lediglich  dem  Zwecke  dienend,  die  Strafverfolgung 
zu  ermöglichen,  wo  diese  wegen  des  venue  nicht  möglich  war. ^^)  £s 
li^  nicht  im  Rahmen  der  gestellten  Aufgabe,  diese  einzelnen  Ans- 
nahm^esetze  näher  zu  untersuchen.  Hier  kommen  nur  diejenigen  in 
Betracht,  welche  Bestimmungen  enthalten,  die  von  Delikten  in  einer 
anderen  Graftchaft  analog  auf  Delikte  im  Ausland  Anwendung  fanden. 
Auiser  diesen  haben  auch  die  Grundsätze  des  common  law  Erwähnung 
zu  finden,  welche  zur  Vermeidung  und  Abschwächung  der  nachteiligen 
Konsequenzen  beitrugen,  die  das  starre  Festhalten  des  „Gesetzes  der 
Nachbarschaft^  mit  sich  brachte. 

1.  Ein  dem  nicht  englischen  Juristen  fremder  Deliktsthatbestand  ist  das 
dem  Strafrechte  Grofsbritanniens  und  der  Vereinigten  Staaten  geläufige 
„hringing  stolen  goods  into  county^.  Schon  bei  dem  gewöhnlichsten  aller 
Delikte,  dem  Diebstahl,  hat  sich  der  Grundsatz  des  venue  als  unzweckmäfsig 
erwiesen.  Da  der  Dieb  mit  dem  Grestohlenen  nicht  am  Ort  der  That  zu 
bleiben  pflegt,  eine  Bestrafung  aber  nur  in  der  Grafschaft  der  That  möglich 
und  damit  eine  wirksame  Anwendung  des  Gresetzes  keineswegs  garantiert 
war,  griff  man  zu  der  Fiktion,  dafs  der  Dieb  in  jeder  Grafechaft,  in 
welche  er  die  gestohlene  Sache  brachte,  diese  gestohlen  habe.  Dieser 
schon  durch  das  common  law  ^^)  ausgebildete  Gedanke  fand  gesetzliche 
Sanktion  in  der  Larcency  Ad  7  und  8  Oeo  IV  c.  29  s.  76 ;  während 
jedoch  das  Recht  Grofsbritanniens  nicht  soweit  ging,  diesen  Gedanken 
auch  auf  aufserhalb  des  Inselreicbs  begangene  Delikte  auszudehnen, 
hat  das  Strafrecht  der  einzelnen  Staaten  der  Union  den  Dieb,  welcher 
im  Inland  im  Besitz  der  im  Ausland  —  und  zu  diesem  gehört  auch 
jeder  andere  Unionsstaat  —  gestohlenen  Sachen  betroffen  wird,  teils 
dorch  Gesetz,  teils  durch  Gerichtsgebrauch  ftlr  strafbar  erklärt.  Es 
Längt  dies  wohl  mit  dem  Umstände  zusammen,  dafs  es  bei  der  Be- 
grenzung der  einzelnen  Unionsstaaten  durch  ideale  Linien  sowohl  unter 


12)  Aufgehoben  ist  dieses  Gesetz  durch  7.  Geo  IV,  c,  64,  welches  die 
Zuständigkeit  sowohl  des  Gerichtes  des  Ortes  der  Verletzung  als  degenigen 
des  Todeseintrittes  bestimmt  Dafs  England  auf  diese  Weise  die  Frage  nach 
der  Begehung  eines  Deliktes  löste,  weraen  wir  noch  öfter  wahrnehmen. 

13)  Nicht  weniger  als  30  zählt  Stephen- Blackaione^  4,  Comm.  S.  371 
ßnbesoDdere  Anm.  r)  ff.  auf;  yergl.  auch  J,  F.  Stephen,  History  I 
D*  «577. 

14)  BlacksUms,  Com.  IV  S.  305;  Stephen,  Hietorp  I  S.  278;  Stephen' s 
BlackHone  IV  S.  373:  jjor  the  law  cvvgiders  ü  as  a  taking  in  both  counties'*. 
Erst  spätere  juristische  Konstruktion  erblickte  den  Thatlrastand  in  dem  „im 
Besitz  haben^  des  Gestohlenen  und  suchte  so  das  Princip  zu  retten.  Veigl. 
Moore's  Report  S.  29. 

ZeiUohrift  f.  intern.  Frirat-  u.  Strafrecht  eto..  Band  IX.  5 
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sich   als  mit  Canada  und  Mexiko    leichter  ist,   in  einen  anderen  Staat 
za  entkommen,  als  es  die  insulare  Lage  Orofsbritanniens  znläfst^*^) 

2.  Schon  früh  hat  das  common  law  das  Princip  anerkannt,  daft, 
wer  vom  Aaslande  ans  eine  Kraft  im  Inland  in  Bewegung  setzt,  für 
das  durch  diese  Kraft  im  Inland  begangene  Delikt  im  Inland  strafbar 
ist,  ^®)  ein  Grundsatz ,  der  bei  dem  Fortschritte  der  Erfindungen  und 
der  infolgedessen  immer  zahlreicher  werdenden  Möglichkeiten  in  dieser 
Weise  zu  delinquieren,  von  grofser  Bedeutung  ist  Wer  die  Cirkulation 
einer  verbotenen  Druckschrift  im  Inlande  vom  Auslande  aus  be- 
werkstelligt, ist  im  Inlande  strafbar.  Da  man  jedoch  das  in  Bewegung 
Setzen  menschlicher  Kraft  gleich  behandelte,  so  wurde  jedes  Delikt, 
dessen  Natur  eine  Begehung  durch  das  Mittel  der  Thätigkeit  einer 
nicht  eingeweihten  im  Inland  weilenden  Person  zuliefs,  im  Inlande 
bestraft,  auch  wenn  der  im  rechtlichen  Sinne  als  Thftter  Anzusehende 
im  AusUnd  sich  befand  zur  Zeit  der  That  ^^) 

Mit  Unrecht  erblicken  amerikanische  Juristen^^)  hierin  eine  Abweichung 
vom  law  ofvenue^  die  sie  mit  der  rechtlichen  Konstruktion  einer  Gegenwart 
des  Thälers  am  Orte  der  That  rechtfertigen  zu  müssen  glauben.  Dies  hat 
darin  seinen  Grund,  dafs  sie  das  law  ofvenue  als  eine  räumliche  Begrenzung 
der  delinquierenden  Personen  auftassen,  während  es,  wie  weiter  unten  dar- 
zulegen sein  wird,  übrigens  schon  aus  dessen  Gleschichte  hervoigeht, 
im  Sinne  einer  räumlichen  Begrenzung  der  Delikte  zu  nehmen  ist. 

Die  Gesetzgebung  der  einzelnen  Staaten  der  Union  hat  den  ge- 
nannten Grundsatz  in  weitestem  Sinne  verwertet  ^®). 

3.  Wie  ausgeftlhrt  wurde,  konnte  nach  altenglischem  Gewohnheits- 
recht der  Theilnehmer ^^)  nur  da  bestraft  werden,  wo  die  fragliche 
Teilnahmehandlung  vorgenommen  wurde.  ^^)  Dieser  Grundsatz  erlitt 
jedoch  schon  nach  common  law  hei  treason  und  misdemeanors  eine  Aus- 


15)  Sti^hm  im  Journal  du  Dr.  L  Pr,  Bd.  14  S.  181:  Wharton,  Conßid 
§  932;  Bükop,  Cr,  L.  I  §  107  AT.:  Wkarton,  Cr.  Z,.  I  §  284;  Moore' s  Report 
S.  28  ff.  Letzterer  berichtet,  dais  auch  ein  Gresetz  in  Canada  den  Dieb,  der 
im  Ausland  gestohlen  hat,  bestraft,  wenn  er  im  Inland  im  Besitz  von  ge- 
stohlenen Sachen  betroffen  wird.  Das  Strafgesetzbuch  von  New  York  von 
1881  §  540  straft  im  gleichen  Falle  auch  den  Hehler.  Von  amerikanischen 
Statutes  vergl.  weiter  §  16  Z.  2  des  Str.G.B.  von  New  York;  StatiUes  oj 
Minnesota  ss,  6721  und  6298  Z.  2;  Code  of  Iowa  s.  4831  und  die  daselbst 
citierte  Entscheidung  im  Fall  State  vs.  Bennett;  Stat.  oj  Missouri  s.  3942. 

16)  Moore's  Report  S.  23  ff. 

17)  Moore  l.  c;  Wharton,  Conßict  §  876  f.  5  Cr.L.  1  %  278;  Bühop, 
Cr.L.  S  80  f. 

lo)  Wharton^  Conti,  l.  c,  insbesondere  der  Ausspruch  des  amerikanischen 
Chief  Justice  Beasley  §  877  Anm.  o:  „The  lato  implies  a  consiructive  pre- 
eence  from  the  necessity  of  the.  case.** 

19)  Vergl.  Moore  l.  c.  Strafgesetzbuch  von  Texas  a.  454;  Statutes  von 
Minnesota  s.  6298;  Code  of  Iowa  s.  5155. 

20)  Das  englische  Recht  unterscheidet  accessory  hefore  and  afier  the 
fact,  ersteres  unserer  Anstiftung,  letzteres  unserer  Begünstigung  etwa  ent- 
sprechend. Der  Mitthäter  wird  als  Uauptthäter  (prineipal)  ^handelt  Das 
Nähere  s.  Russell  I  S.  164  ff. 

21)  Stephen's  Blackstone  IV  S.  372. 
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nähme,  insofeme  bei  diesen  Deliktsgattungen  jeder  Teilnehmer  an* 
gesehen  und  behandelt  wurde,  als  hätte  er  die  That  selbst  vollbracht.  ^^) 
Einen  Schritt  weiter  in  dieser  Richtung  that  das  Gesetz  7  Qeo  VI  c.  64 
s.  9j  welches  bestimmte,  der  accessory  hefore  the  fad  bei  felonies  solle 
der  Jurisdiktion  des  Gerichts  der  Hauptthat  unterstehen,  als  ob  das 
Delikt  desselben  am  Ort  der  Hauptthat  begangen  wäre.  Danach  kann 
also  dem  englischen  Strafgesetze  sich  verantwortlich  machen  auch  der- 
jenige, welcher  vom  Ausland  aus^^)  durch  das  in  Bewegung  Setzen 
der  Thätigkeit  eines  im  Inland  befindlichen  Mitschuldigen  handelt. 

In  den  meisten  der  Vereinigten  Staaten  ist  nach  Statut  jede  Teil- 
nahme an  inländischen  Delikten,  ausgenommen  accessory  afler  the  fad, 
ohne  Rücksicht  auf  den  Ort  der  Teilnahmethätigkeit  strafbar  ^^). 

4.  Endlich  hat  hier  Erwähnung  zu  finden  der  in  s.  12  des  oben- 
genannten Gesetzes  (7  Qeo.  TV)  niedergelegte  Grandsatz,  welchen  schon 
das  common  law  bei  treason  aufgestellt  hatte,  dafs,  wenn  der  That- 
bestand  eines  Deliktes  teilweise  in  einer,  teilweise  in  einer  anderen 
Gra&chaft  verwirklicht  wurde,  das  Gericht  jeder  Grafschaft  zuständig 
sein  solle  ^^). 

Auch  diese  Bestimmung  finden  wir  in  den  Vereinigten  Staaten 
analog  auf  das  Verhältnis  zum  Ausland  angewandt'^). 

War  durch  diese  hier  nur  in  ihren  Grundzügen  wiederzugebenden 
Bestimmungen^'')  die  Strenge  des  „Gesetzra  der  Nachbarschaft^  in  er- 
heblichem Mafse  abgeschwächt,  so  ergiebt  eine  Betrachtung  der  weiteren 
Entwicklung  des  Rechts  Grofsbritanniens  erst  recht  dessen  Einseitigkeit 
und  Unzulänglichkeit. 

Zuvor  ist  jedoch  der  besondere  DeliktsbegrifT  der  „Verbrechen 
gegen  das  Völkerrecht^  zu  erörtern. 


22)  Bishop  I  §  603  f. 

23)  Vergl.  den  Ausspruch  Lord  Campbells;  „A  person  may  hy  the 
employmerU  as  well  of  a  coruciotis  as  of  an  unconsciovs  agerU  render  him- 
Melf  amenable  to  the  law  of  England,*^  Whartort,  Confl.  §  877;  s.  auch 
Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Strafisachen  XIII,  337. 

24)  Wharton  Confl,  §  922;  ßishop  I  §  650;  Strafgesetzbuch  von  New 
York  §  16  Z.  3 ;  Mmnesota  «.  6398  Z.  3 ;  Moore' s  Report  8.  27  ff.  Inter- 
essant ist  der  S.  29  ff.  berichtete  Fall  Nevada  vtt,  Hamilton ,  bei  welchem 
die  Teilnahmehandlung  darin  bestand,  dafs  den  30—40  Meilen  entfernten 
Komplicen  ein  Zeichen  durch  Anzünden  eines  Feuers  auf  einem  Berge  ge- 
fireben  wnrde* 

25)  Stephen  im  Journal  du  Droit  Int.  Pr.  Bd.  14,  131  ff.;  Wharton^ 
Confl.  §  931. 

26)  Strafgesetzbuch  von  New  York  §  16  Z.  1 :  .Der  Bestrafung  inner- 
halb des  Staates  ist  unterworfen,  wer  innerhalb  des  Staates  ein  Verbrechen 
ganz  oder  teilweise  begeht**    Desgl.  Minnesota  s.  6298  Z.  1. 

27^  Hier  sei  auch  die  um  ihrer  Analogie  im  italienischen  Strafrecht 
willen  mteressante  Bestimmung  der  «.  12  von  7.  Geo  IV.  c.  64  erwähnt, 
wonach  das  innerhalb  500  Yaras  von  der  gemeinsamen  Grenze  zweier  Graf- 
schaften begangene  Delikt  in  beiden  striubar  ist.  Die  Fugitive  offenders 
Act  1881  (44  u.  45  Viet.  c.  69)  wendet  diese  Bestimmung  auch  auf  die  500 
Yards  von  der  gemeinsamen  Grenze  zweier  britischer  Besiteungen  begangenen 
Delikte  an.    Stephen  l.  c,  Russell  I  S.  5. 
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§  3. 

Die  yyOffences  agralnst  the  law  of  natlons** '®). 

Das  gemeinsame  Interesse  aller  Staaten  an  der  Freiheit  imcl 
Sicherheit  des  Verkehrs  sowohl  der  Staaten,  als  ihrer  Unterthanen 
untereinander  hat  zu  dessen  strafrechtlichem  Schatze  g;efhhrt  Dahin 
gehende  Bestimmungen  enthalten  die  Gesetzgehongen  aller  Staaten; 
jedoch  nnr  wenige'*)  hahen  dem  allgemeinen  Recht  und  der  aU- 
gemeinen  Pflicht  zur  strafrechtlichen  Repression  der  in  Betracht  kommen- 
den Vergehangen  darch  Schafiang  des  besonderen  Deliktsbegrifis  der 
^Verbrechen  gegen  das  Völkerrecht **  Ausdruck  gegeben. 

Schon  das  common  Uhd^  welches  wie  Blackstone  (IV.  S.  67) 
sagt,  das  Völkerrecht  seinem  ganzen  Umfang  nach  in  sich  aufgenommen 
bat,  so  dass  in  allen  das  Völkerrecht  betreffenden  Fragen  dieses  ab 
ein  Teil  des  Landesrechts  angeseiien  wird,  hat  dem  gemäfs  den  ge- 
nannten Deliktsbegriff  aufgestellt.  Die  Besonderheit  der  hierunter 
fallenden  Delikte  besteht  darin,  dafs  ihre  Begehung  alle  Staaten  gleich 
und  unmittelbar  verletzt  und  daher  jeder  Staat  strafberechtigt  ist,  ohne 
Rücksicht  auf  Ort  der  Begehung  und  Staatsangehörigkeit  des  Delin- 
quenten.^^) Damit  ist  die  gesonderte  Betrachtung  dieser  Verbrechen 
von  selbst  gegeben.  Die  hauptsttchlichsten  derselben  nach  common 
law  sind: 

1.    Yiolation  of  safe  condaets  or  passports. 

Hierunter  ist  begriffen  die  Verletzung  des  von  einem  Souverän 
oder  seinen  Gesandten  den  Unterthanen  einer  fremden  Macht,  mit  der 
er  sich  im  Krieg  befindet  oder  verbündet  ist,  ausdrücklich  oder,  wie 
bei  letzterem  Falle,  stillschweigend  gewährten  freien  Geleites.  Der 
Grund  des  Interesses,  welches  jeder  Staat  an  der  Bestrafung  dieses 
Deliktes  nimmt,  liegt  in  dem  Bruch  des  öffentlichen  Glaubens,  dessen 
Erhaltung  im  Interesse  des  internationalen  Verkehrs  geboten  ist  Mit 
Beziehung  hierauf  sind  im  Laufe  der  englischen  Rechtsentwickelung  be- 
sondere Statutes  ergangen,  von  denen  insbesondere  das  noch  heute 
geltende  31  Ben,   VI.  c.  4  zu  erwähnen  ist.  8^) 


28)  Blackstone  IV  eh.  V;  Stephen-Blackstone  II  p.  512  u.  IV  eh.  8: 
TraverS'Twiss  I  §  170;  Wüdman  I  eh.  VI;  PhiUimore  I  8.  488  ff.,  11 
S.  186  ff.;  Lewis  K  13;  Ha/L  Int.  Law.  §  81;  Lawrence  §  122;  Russell 
I  S.  253. 

29)  Italien,  Schweiz  und  Spanien  s.  r.  Martüz  I  S.  60  Anm.  1. 

30)  Stephen-Blackstone  IV  eh.  8;  Halleek  §  24  i.  f. 

31)  Stephen- Blackstone  IV  S.  244  ff.:  Wüdman  l.  c.  Bei  ersterem 
sind  die  einschlägigen  Bestimmungen  ao^enihrt 


^ 
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2.     InMiigemeBt  of  the  rights  of  Ambassadors. 

Nach  Tölkerrechtlichor  Gewohnheit  ist  die  Person  des  Gesandten 
nnyerletzlich ;  denn  er  ist  der  Repräsentant  des  Souveräns,  der  ihn 
sandte.  Ab^  ein  Delikt  gegen  ihn  ist  nicht  allein  ein  Ddikt  gegen 
den  Sonverün  bezw.  den  Heimatsstaat  des  Gesandten,  sondern  zugleich 
auch  eine  Verletzung  der  allgemeinen  Sicherheit  des  völkerrechtlichen 
Verkehrs.  Daher  hat  jeder  Staat  ein  unmittelbares  und  direktes  Inter- 
esse und  ein  Recht  an  der  Bestrafting  solcher  Delikte. 

Das  Statut  7  Anne  c.  1J2  ist  in  dieser  Hinsicht  sehr  weit  ge- 
gangen ;  es  bestraft  strenge  selbst  civilprozessuale  gegen  einen  Gesandten 
gerichtete  Mafsnahmen  und  giebt  durch  die  Bestimmung  besonderer 
Beweiserleichterungen  beim  Verfahren  die  vom  common  law  hoch  ge- 
haltene Sicherheit  fUr  Leben,  Freiheit  und  Eigentum  preis.  Das  Statut 
erging  unter  dem  ersten  Eindruck  einer  in  den  Strafsen  Londons  vor- 
gekommenen Festnahme  des  russischen  Gesandten'^). 

3.     Piraej. 

Der  Seerttuber  ist  von  alters  her  als  ^communis  hostis  omnium*^ 
(Cioero)  angesehen  und  behandelt  worden.  Die  Gefährlichkeit  seines 
Unternehmens,  unter  welcher  alle  Nationen  zu  leiden  haben  und  der 
eoctraterritoriale  Charakter  des  Meeres  haben  zu  dem  völkerrechtlichen 
Grundsatz  geftlhrt:  Den  Piraten  kann  jeder  Staat  bestrafen.  Er  hat 
gleichsam  gegen  die  ganze  Menschlieit  den  Krieg  erklärt,  darum  soll 
und  kann  er  auch  von  allen  verfolgt  werden.  England,  welches  natur- 
gemäfs  ein  lebhaftes  Interesse  an  der  Unterdrückung  der  Seeräuberei 
haben  muCste,  hat  von  den  ersten  Anfängen  seines  Seeverkehrs  an  diese 
Anschauungen  vertreten  ^^)  und  bis  auf  den  heutigen  Tag  behandeln 
die  englischen  Strftf-  und  Völkerreclitslehrer  das  Delikt  der  ppiracy^ 
mit  aufserordentlicher  Sorgfalt  und  Ausführlichkeit 

Piracy  besteht  nach  common  law  in  der  Begehung  derjenigen 
Handlungen  auf  dem  Meere,  welche^  wenn  an  Land  begangen,  als 
Raub  anzusehen  wären,  und  war  verschieden  zn  strafen,  je  nachdem 
das  Delikt  von  einem  Unterthan  oder  Nichtunterthan  begangen  wurde, 
•eine  Unterscheidung,  die  jedoch  das  Statut  25  Edw,  III,  c.  2  aufhob. 
Diese  common  law  —  Definition  ist  unzutreffend ;  sie  ist  zu  eng,  denn 
die  diebische  Absicht  ist  nicht  erforderlich;  zn  weit  andererseits,  da 
nach  ihr  selbst  der  von  einem  Matrosen  gegen  einen  anderen  begangene 
Raub  an  Bord  eines  Schiffes  strafbar  wäre.  Das  Charakteristische  ist 
vielmehr   das   gemeinsame    Handeln   mehrerer   ohne  Autorisation   eines 


32)  KerU,  Int.  Law,  S.  426  f. 

33)  Phillimore  1  S.  494  citiert  einen  Ausspruch  des  Sir  Heäges,  Achters 
des  Admiralitätsgerichtshofes,  welchen  dieser  im  Jahre  1696  in  einer  Rechts- 
belefanmg  an  die  Geschworenen  that:  „The  hing  of  England  has  ,  .  .  an 
undoubted  Jurisdiction  and  power,  in  concurrency  toith  other  princes  and 
SiaieSy  for  the  puniehment  of  all  piraciea  and  rooberies  at  «ea,  in  the  most 
-remote  paris  of  the  world.^ 
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politiscben  Gemeinwesens^*).  Der  Seeräuber  hat  sich  selbst  aus  dem 
Verband  der  Staaten  gestofsen,  daher  wird  die  Bemannung  eines  unter 
nationaler  Flagge  segelnden  Schiffs  mit  dem  Augenblick,  wo  sie  der 
Seerftuberei  obliegt,  nationalitätslos  und  das  Schiff  verliert  seinen 
nationalen  Charakter..  Piracy  kann  daher  nicht  nur  von  der  Be- 
mannung eines  Schiffes  gegen  die  eines  anderen  begangen  werden, 
sondern  liegt  auch  dann  vor,  wenn  die  Mannschaft  eines  Schiffes  dieses 
selbst  durch  Gewalt  aus  den  Händen  der  gesetzlichen  Autorität  nimmt. 
Dem  Handeln  ohne  eine  gesetzliche  Autorisation  —  wird  mit  solcher 
gehandelt,  so  liegt  Seekrieg  und  nicht  Seeräuberei  vor  —  wird  gleich- 
geachtet die  Thätigkeit  des  Kapers,  der  auf  Grund  von  Kommissionen 
beider  kriegführenden  Teile  handelt.  Auch  er  ist  daher  Pirat  Im 
einzelnen  gehen  die  Meinungen  der  englischen  Völkerrechtslehrer  aus- 
einander, insbesondere  über  das  Erfordernis  des  animus  furandi  und 
der  Begelmng  auf  hoher  See,  d.  h.  aufserhalb  der  Territorialjurisdiktion 
irgend  eines  Staates  ^^). 

Zu  den  genannten  Fällen  wird  zuweilen^®)  noch  gezählt  der 
^Libels  against  Foreign  Sovereigm^.  Gestutzt  wird  die«  auf  die  Rechts- 
belehrung  Lord  EUenhorou^VSy  in  welcher  dieser  anläfslich  des  Falles 
einer  Schmähschrift  gegen  Napoleon  I.  die  Publikation  einer  solchen 
als  ein  Verbrechen  gegen  das  Völkerrecht  charakterisierte,  da  sie  den 
Frieden  der  Nationen  zu  stören  geeignet  sei.  Allein  so  bedeutend  auch 
die  Autorität  ist,  auf  welche  diese  Ansicht  sich  gründet,  so  wird  dieselbe 
angesichts  der  besonderen  politischen  Verhältnisse,  unter  welchen  sie 
ausgesprochen  wurde,  keinen  Anspruch  auf  allgemeine  und  dauernde 
Gültigkeit  machen  können.  Thatsächlich  übergehen  auch  die  neueren 
englischen  Völkerrechtslehrer  den  genannten  Fall  mit  Stillschweigen. 

Hinsichtlich  der  Verbrechen  gegen  das  Völkerrecht  gilt  in  den 
Vereinigten  Staaten  dasselbe  wie  in  Grofsbritannien.  Durch  die  Ver- 
fassung (I  §  8)  ist  dem  Kongrefs  Kompetenz  verliehen,  „to  define  and 
pwnish  offences  against  the  law  of  nations,^  Auf  'Grund  dieser  ist 
die  Materie  durch  Gesetz  vom  30.  April  1790  geregelt  worden*^). 

§  4. 
Die  auf  offenem  Meer  begrang'enen  Delikte. 

Da  die  common  {au7- Gerichte  eine  streng  auf  das  Gebiet  der 
Grafschaft    beschränkte    Zuständigkeit    besafsen,     waren    Gesetze    not- 

84)  Dies  hat  die  britische  Re^erunff  in  dem  bei  Lawrence  §  122  an- 
geführten Falle  des  peruanischen  Schiffs  „Huascar^  (1877)  deutlich  aus- 
gesprochen. 

35)  Im  einzelnen  s.  die  oben  Citierten.  Lawrence,  Int.  Law,  §  122  er- 
klärt den  in  territorto  mittels  Anlandens  begangenen  Raub  als  em  Delikt 
lediglich  gegen  das  Strafgesetz  des  betreffenden  Staates;  Hall  l.  c,  erklärt 
auch  dies  mr  piracy. 

36)  Wüdman  L  c, 

37)  Lawrence'»  Wheaton,  P,  II  eh.  II  §  13  u.  15;  Kent,  Int,  Law. 
l.  c./   Kent,  Am.  Law.  I  S.  184  ff.;  Bishop,  CV.  JL  I  §  88;   WooUey  §  137. 
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wendig,  welche  die  auf  hoher  See  befindlichen  Unterthanen  englischer 
Oerichtabarkeit  und  damit  der  Geltangekraft  englischer  Gesetze  unter- 
stellten. Dies  geschah  durch  die  Regelung  der  Admiralitäts- 
Jurisdiktion,  d.  h.  der  Gerichtsbarkeit  des  High  Court  of  ÄdmiräUy 
über  die  hohe  See. 

Die  Greschichte  der  Admiralitftts- Jurisdiktion  ist  im  einzelnen  sehr 
dtinkel  und  der  Um&ng  derselben  war  früher  sehr  bestritten.  Jeden- 
fiüls  muCs  schon  unter  Richard  U.  dieselbe  in  weitem  Umfange  be- 
standen haben,  denn  unter  diesem  König  erging  ein  Gesetz  (15,  Bich,  U, 
c.  3X  wonach  sich  dieselbe  erstrecken  soll  auch  auf  Schiffe  in  grofsen 
Fltlssen  unterhalb  der  untersten  Brücke. 

Da  jedoch  das  besondere  Verfahren  in  dem  Admiralitätsgerichte 
nicht  die  gleiche  Gewähr  für  eine  wirkungsvolle  Rechtspflege  bot,  wie 
das  Verfahren  nach  common  law,  erging  im  28.  Jahre  der  Regierung 
Hemy's  VUI.  das  ftlr  diese  ganze  Lehre  grundlegende  Statu/t  28, 
Hm,  VIII.  c,  15,  wie  schon  oben  erwähnt,  das  erste  Abweichen  der 
G^esetzgebung  vom  strengen  Territorialprincip.  Man  geht  wohl  nicht 
fehl,  wenn  man  das  Ergehen  dieses  Gesetzes  (a.  1536)  mit  dem 
regeren  Seeverkehr,  den  die  nicht  lange  vorher  gemachten  Entdeckungen 
neuer  Erteile  und  Seewege  angeregt  hatten,  in  Zusammenhang  bringt 
In  seiner  Einleitung  weist  auch  das  Gesetz  ausdrücklich  darauf  hin, 
dafs  bisher  sehr  viele  Delikte  auf  hoher  See  straflos  geblieben  seien, 
da  die  Gerichtsbarkeit  der  common  law-couris  sich  nicht  auf  sie  er- 
streckte, und  bestimmt,  dafs  alle  unihin  ÄdmiraUy  -  Jurisdiction ,  d.  h. 
auf  hoher  See  begangenen  ireasons,  fdonies,  robberies  and  confederades 
nach  common  law  behandelt  werden  sollten,  ab  wären  sie  in  britischem 
Territorium  begangen.  Die  Bestimmung  dieses  Gesetzes  wurde  nun  in 
der  der  englischen  Rechtsentwickelung  eigentümlichen  kasuistischen 
Weise  durch  eine  Reihe  von  Statutes  '^)  nach  und  nach  auf  die  anderen 
Delikte  ausgedehnt,  bis  endlich  der  Gegenstand  durch  folgende  zwei 
Ghnppen  von  Gesetzen  in  erschöpfender  Weise  geregelt  wurde: 

1.     Die  6  Consolidation-Aets^*)  von  1861. 

Jedes  dieser  Gesetze,  welche  alle  gewöhnlichen  Delikte  nahezu 
SQ     einem     Strafgesetzbuche     zusammenfassen ,     enthält    eine    Bestim- 


38)  Stephen,  History  8.  22  zählt  sie  auf. 

39)  Zum  allgemeinen  Verständnis  der  Quellen  des  englischen  Strafrechts 
sei  hier  bemerkt:  Das  Strafiredit  Grofsbritanniens  beruht  gröfstenteils  auf 
Gewohnheitsrecht  (common  law).  Dazu  kommt  eine  Menge  kasuistischer 
Gesetzesbestimmungen  (ttatutes)^  vielfach  veraltet  lückenhaft  principlos  imd 
unter  sich  in  Widerspruch.  Auf  Grund  dieser  Quellen  schafft  der  Richter 
dnrch  eine  oft  sehr  freie  Interpretation  das  case  law.  Um  diesen  Zustand, 
den  Stephen^  Orim.  Law  S.  327  ff.  scharf  verurteilt,  abzuschaffen,  wurden 
in  neuerer  Zeit  yerschiedene  Biaterien  in  erschöpfender  Weise  zusammen- 
gefikfst  durch  sogenannte  Conaolidation-  Statutes ,  die  freilich  die  Kasuistik 
und  Schwulstiffkeit  der  alten  Gesetze  bewahren.  Zu  einer  Kodifikation  ist 
es  trotz  yerBcniedener  neuerer  Versuche  bis  jetzt  nicht  gekommen.  Vergl. 
H,  Meyer,  Lehrbuch,  IV.  Aufl.  S.  118  f.;  Holizendorjf ,  Encyklopaedie  I, 
5.  Anfl.  S.  921. 
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mnng^^),  wonach  das  betreffende  Delikt,  wenn  wUhin  (he  Juris- 
diction of  ihe  ÄdmiräUy  begangen,  behandelt  werden  boU  als  im 
Inland  begangen. 

2.     Die  Merehaat  Shlpplng-Aets  ron  1854,  1856  and  1867^^). 

Danach,  sowie  unter  Berücksichtigung  einiger  kleinerer  Statutes 
ist  der  gegenwärtige  Stand  des  englischen  Rechts  folgender: 

a)  In  Übereinstimmung  mit  den  Gesetzgebungen  aller  Staaten 
erkl&rt  die  englische  alle  auf  englischen  Schiffen  auf  hoher 
See,  gleichviel  ob  von  Unterthanen  oder  Nichtunter- 
thanen  begangenen  Delikte  für  im  Inland  strafbar.  Be- 
gpründet  wird  dies  von  den  kontinental-europäischen  Völkerrechtslehrem 
damit,  dafs  das  Schiff  rechtlich  als  ein  schwimmender  Teil  des  natio- 
nalen Territoriums  angesehen  werde.  Diese  Fiktion  wird  von  der 
englischen  Rechtswissenschaft  als  unnötig  und  zudem  hinsichtlich  der 
Handelsschiffe  nicht  zutreffend  bekämpft^');  wäre  sie  richtig,  so  wird 
mit  Recht  argumentiert,  so  hätte  das  Schiff  überall  als  ein  solcher  Teil 
des  Staatsterritoriums  zu  gelten ,  was  jedoch  anerkanntermafsen  nicht 
der  Fall  ist  eben  bei  einem  in  fremden  Häfen  befindlichen  Handelsschiff. 
Die  Fiktion  ist  in  der  That  auch  sehr  wohl  zu  entbehren.  Der  Grund 
der  Jurisdiktion  des  Heimatsstaates  über  seine  Schiffe  wird  vielmehr 
darin  erblickt,  dafs  auf  dem  Meer  kein  Staat  ein  Jurisdiktionsrecht 
hat  und  es  ganz  selbstverstHndlich  sei ,  dafs  der  Staat  sie  übe ,  dem 
das  Schiff  zugehört.  Kriegs-  und  Staatsschiffe  (public  sfiips)  repräsen- 
tieren die  Souveränität  ihres  Heimatsstaates,  ihnen  wird  daher  nach 
völkerrechtlichem  Gebrauche  auch  in  fremden  Häfen  und  Küsten- 
gewässem  das  Recht  der  Exterritorialität  zugestanden,  soweit  nicht 
hafenpolizeiliche  Bestimmungen  der  lokalen  Autorität  in  Betracht 
kommen. 

Anders   bei    Handelsschiffen.     Diesen   hat   das  englische  Recht  ^*) 


40)  Diese  Bestimmungen  sind:  ^4  u.  25  VicL  c,  96  8.  115;  c.  97  s.  72; 
c.  98  n.  50  i  c.  99  s.  36;  c.  100  s.  68. 

41)  17  V.  18  Vicf,  c.  104  (>.  267);  18  u.  19  VicL  c.  91  (n.  21);  30  u, 
31  Vicf,  c,  124.  Da  die  erstgenannte  Gesetzesbestimmung  uns  später  noch 
beschäftigen  wird,  sei  sie  hier  wiedergegeben:  „All  offences  ctgainst  pro^ 
perty  or  person  commüted  in  or  ai  any  place  eüher  ashore  or  aßoat  out 
of  Her  Maje8ty*8  dominionSy  iy  any  maater ,  seaman  or  apprentice  who,  at 
the  time  lohen  the  offence  is  commüted  y  ts,  or  loithin  3  montha  preoioualy 
kaa  been  employed  in  any  British  skip,  shall  he  deemed  offences  of  the 
aame  natnre  .  ,  .  as  if  committed  toithin  the  Jurisdiction  of  the  AdmiraltyJ*^ 

42)  Daher  die  englische  Rechtswissenschaft  diese  Delikte  als  eztraterri- 
toriale,  also  als  Ausnahmen  von  ihrem  Grundprindp  ansieht. 

43)  Im  Gegensatz  zum  amerikanischen  Hall,  Int.  Law  §  76  S.  262  Anm.  1. 
Der  Standpunkt  der  englischen  Regierung  kam  gerade  im  Gegensatz  zu 
dem  der  V^  St.  in  einem  neueren  von  Hall,  Int.  Law,  S.  266  miteet^ten 
Fall  zu  prägnantem  Ausdruck:  Ein  englischer  Matrose  beginn  ein  Tötungs- 
verbrechen an  Bord  eines  amerikanischen  Handelsschiffes  auf  noher  See  und 
wurde  wessen  desselben  von  dem  englischen  Gerichte  in  Calcutta,  dem  Be- 
stimmungsnafen  des  Schiffes,   verurteilt.    Der  Greneralkonsul  der  V.  St.  ver- 
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«die  Territorialitftt  nicht  sugebilligt  und  gelangt  daher  in  diesem  Falle 
za  der  von  den  Anhängern  des  Territorialprincipes  so  streng  verpönten 
mehrfachen  Jurisdiktion:  während  an  Bord  des  Kriegsschiffes  nur  die 
Strafgesetae  des  Heimatsstaates  desselben  gelten,  unterstehen  die  auf 
Handelsschiffen  auf  hoher  See  befindlichen  Seeleute  und  Passagiere  in 
erster  Linie  der  Jurisdiktion  des  Heimatsstaates  des  Schiffes,  daneben 
aber  auch  je  derjenigen  ihres  eigenen  Souveräns.  Denn  dieser  habe 
das  Recht,  welche  Konsequenzen  er  auch  immer  mag,  an  die  auf  hoher 
See  begangenen  Delikte  seiner  Unterthanen  zu  knüpfen. 

b)  Von  diesem  Recht,  Delikte  englischer  Unterthanen, 
welche  an  Bord  fremder  Handelsschiffe  auf  hoher  See 
begangen  wurden,  dem  englischen  Strafgesetz  zu  unter- 
stellen, hat  England  in  ziemlichem  Um&ng  Gebrauch  gemacht: 

a)  Die  oben  citierte  s.  J267  der  Merchant  Shipping  Act  1654 
unterstellt  alle  gegen  Person  oder  Eigentum  von  englischen  Seeleuten 
iigendwo  auf  hoher  See  begangenen  Delikte  der  Ädmirältp- Jurisdiction. 

ß)  Die  nach  Statutenrecht  der  Seeräuberei  gleich  zu  achtenden 
Thatbestände :  Es  sind  dies  hauptsächlich  Teilnahme  am  Sklavenhandel 
imd  Kaperei**). 

Y)  Die  Merchant  Shipping  Ad  1867  8.  11  straft  alle  Delikte 
eines  britischen  Unterthanen,  begangen  ^^on  hoard  of  any  fareign  ship^ 
to  which  he  does  not  hdong.  — 

Die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  a  I,  8  giebt  dem  KongrePB 
Kompetenz  zur  Erlassnng  von  Strafgesetzen  für  auf  hoher  See  begangene 
Delikte.  Auf  Grund  dieser  Bestimmung  erging  das  Gesetz  vom  80.  April 
1790,  welches  (s.  8)  die  Strafbarkeit  aller  auf  hoher  See  begangenen 
Delikte  bestimmt  Dieses  Gesetz  wurde  jedoch  auf  an  Bord  nicht- 
amerikanischer  Schiffe  begangene  Delikte  nicht  angewendet,  eine  Aus- 
legung, die  das  Gesetz  vom  3.  März  1835  bestätigte.  Im  tlbrigen  ist 
der  Rechtszustand  derselbe  wie  in  Grofsbritannien*^). 


langte  Auslieferong  mit  der  Begpründnng,  dafs  der  fleimatsstaat  in  diesem 
Falle  ausschliefslicn  Juriadiktionsrecht  habe.  Die  Antwort  der  englischen 
Regierung  ging  dahin,  sie  sei  „not  pr epared  to  admiti  that  a  Statute  con- 
ferring  Jurisdiction  on  the  cowrt  of  the  offender,  in  the  ctue  of  offences 
committed  by  its  oum  gttbjects  on  the  high  geas^  on  board  a  foreign  vessel  or 
in  place*  toithin  foreign  Jurisdiction ,  vjould  violate  any  principle  oj  Int, 
Lauf  or  comiiy,  On  the  contrary,  it  was  of  opinion  that  there  are  many 
caseSj  in  which  the  conferring  of  such  Jurisdiction  toould  subserve  the  pur- 
poses  of  fusticey  and  be  quite  consistent  with  those  principles.  Such  an  as' 
sumptian  of  ßtrisdiction  tioes  not  involve  a  denial  of  Jurisdiction  on  the 
pari  of  the  stalte,  in  whose  territory  the  offence  was  committed;  it  involves 
no  more  than  the  right  of  concurrent  Jurisdiction.*^  Thatsächlich  wurde 
der  Delinquent  dann  aus  anderen  Gründen  an  die  V.  St.  ausgeliefert 

44)  Über  piracy  nach  law  of  nations  s.  oben.  Die  statutenrechtliche 
piracy  wird  natürlich  nur  am  britischen  Unterthanen  bestraft  Im  einzelnen 
«.  8t€phen's  BlackMtone  IV  S.  246  f.;  Lewis  S.  12;  HaU,  Int.  Law  §  81; 
Fhiüimore  I  S.  503;  RusseU  I  S.  338. 

45)  Vergl.  Wharton.  Confl.  §  857  u.  862;  Moore's  Report  8.  57  ff.; 
Buhop  I  §  &;  Halleck  §  24  f.;  Kent,   Int.  Law  S.  109  ff.;  Woolsey  §  54. 
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§  5. 

Die  KüstenerewAsser. 

£^  ist  ein  im  Völkerrecht  allgemein  anerkannter  Orondflatz» 
dafs  das  Meer,  soweit  es  von  der  Küste  ans  durch  Geschütze 
beherrscht  werden  kann,  der  ausschliefslichen  Territorialgewalt  des 
angrenzenden  Sonveräns  unterliegt;  völkerrechtliche  Gewohnheit  hat 
trotz  der  Fortschritte  der  Artillerie  an  der  Grenze  von  drei  englischen 
Meilen  (=  1  marine'lmgwi)  bisher  festgehalten^^). 

Das  englische  Recht  wandte  ursprünglich  und  bis  in  die  neuer« 
Zeit  auf  die  Ktlstengewässer  keine  anderen  Grundsätze  an,  als  die 
eben  hinsichtlich  des  offenen  Meeres  dargestellten.  Es  war  daher  die 
Bestrafung  eines  Ausländers,  der  an  Bord  eines  ausländischen  Schiffes 
innerhalb  drei  Meilen  von  der  britischen  Küste  delinquierte,  unmöglich, 
ein  Mifsstand,  der  bis  zum  Jahre  1878  geduldet  wurde.  Im  Jahre 
1876  hatte  sich  nämlich  derselbe  besonders  fühlbar  gemacht  in  dem 
bekannten  Falle  der  „Franconia^  {Beg,  vs.  Keyn).  Letzterer,  ein 
Nichtengländer,  fuhr  mit  seinem,  einem  nichtengliscben,  Schiff  innerhalb 
drei  Meilen  von  der  englischen  Küste  auf  ein  englisches  Schiff  und 
verursachte  dadurch  den  Tod  eines  Passagiers  an  Bord  des  letzteren. 
Das  verurteilende  Erkenntnis  des  Gerichts  erster  Instanz  mufste  auf- 
gehoben werden  aus  dem  oben  angeführten  Grunde  ^^).  Dieser  Fall 
erregte  Aufsehen  und  führte  zu  dem  Erlafs  der 

Territorial  Waters  Jurisdiction  Aet  1878 

(41  und  4^  Vid,  c.  73)*^). 

Dieses  Gesetz  bestimmt  (s.  ^),  dafs  die  ÄdmiräUy  -  Jurisdiction 
sich  auf  alle  innerhalb  der  Territorialgewässer,  d.  h.  der  drei  Meilen, 
vom  niedersten  Wasserstand  an  gemessen,  begangenen  Delikte  erstrecke, 
auch  wenn  dieselben  von  einem  Ausländer^*)  und  auf  oder  mittels 
eines  nicht  britischen  Schiffs  begangen  worden  sind. 

Diese  Regel  hat  übrigens  Grof^britannien  in  mehrfacher  Hinsicht 
durchbrochen : 

1.  In  dem  mit  China  abgeschlossenen  Konsularvertrag  und  der 
auf  Grund  desselben  ergangenen  Order  in  Council  vom  9.  März  1865^ 


46^  Dais  diese  Gewohnheit  wirklich  ein  bestehendes  VölkeigewohnheitB- 
recht  bilde,  ist  übrigens  bestritten.  Yeigl.  Pereis,  Internat,  öffentl.  See- 
recht S.  24,  26  (Anm.  1)  u.  aO. 

47)  Pereis,  L  c.  S.  86;  Harburger,  Inland  S.  8  ff.,  29;  Phülimare  I 
8.  277  ff 

48)  Zu  diesem  Gesetz  vergl.  die  Ansfähmngen  Pereis,  Seerecht  S.  86 — 94; 
V,  Bar,  Internat.  Privatrecht,  Bd.  II  S.  618  ff.;  Harburger,  Inlmd, 
8.  27—29. 


49)  Beachtenswert  ist  die  Bestimmune  in  s.3,  dafs  die  Strafverfolgung 
iusländers  nur  mit  Zustimmung  des  St 
der  betreffenden  Kolonie  erfolgen  darf. 


des  Ausländers  nur  mit  Zustimmunfir  des  otaatsscdiretfirs  bezw.  Gk)uyemeurB 
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sowie  der  Foreign  Jurisdiction  Act  1890  8.  14  überläfst  China,  ab- 
gesehen von  der  Gerichtsbarkeit  über  britische  Unterthanen  in  diesem 
Liande,  auch  die  Gerichtsbarkeit  über  diese  an  Bord  irgend  eines 
Schiffes  innerhalb  100  Meilen  von  der  chinesischen  Kttste'^^)  an  Grofs- 
britannien  ^*). 

2.  Eine  weitere  Gruppe  von  Fällen,  in  denen  England  seine 
Stra^esetze  auf  dem  Meer  aufserhalb  der  territorialen  Gewässer  nicht 
nur  vom  Unterthanen,  sondern  anch  vom  Ausländer  respektiert  wissen 
will,  wird  weiter  unten  bei  der  Lehre  vom  extraterritorialen  Delikte 
des  Ausländers  zu  betrachten  sein. 

Hinsichtlich  der  Jurisdiktion  in  den  Kttstengewässern  ist  das  Recht 
der  Vereinigten  Staaten  durchaus  das  britische.  Die  einst  von  den 
Vereinigten  Staaten  gemachten  Ansprüche  einer  weit  über  das  völker- 
rechtlich anerkannte  Mafs  hinausgehenden  ausschliefslichen  Territorial- 
gewalt über  angrenzende  Meeresteile  scheinen   aufgegeben   zu  sein^'). 


§  6. 

Die    In   Ländern   niederer    oder    anderer   Clvlllsatlon 

begrang'enen  Delikte. 

Gleichzeitig  mit  der  Ausdehnung  des  Seeverkehrs  erfolgte  auch 
die  Niederlassung  des  britischen  Kaufmanns  in  überseeischen  Ländern. 
DexBelbe  Mifsstand,  den  das  strenge  Festhalten  an  dem  Territorial- 
princip  dort  herbeigeführt  hatte,  mufste  sich  auch  hier  ergeben.  Man 
verliefs  Grofsbritannien,  um  die  Schätze  fremder  Weltteile  zu  plündern 
und  zu  Hause  ungestraft  des  Raubes  sich  zu  freuen.  Weder  das  gegen 
den  Mitbürger  noch  das  gegen  den  Fremden ,  insbesondere  den  halb- 
od»  nncivilisierten  Eingeborenen,  in  jenen  Gegenden  von  britischen 
Unterthanen  begangene  Verbrechen  fiind  im  Heimatlande  einen  Rächer. 
Dies  dauerte  bis  in  die  Zeit  der  Königin  Elisabeth.  Auch  hier  wurde 
nur  von  Fall  zu  Fall  gesetzgeberisch  vorgegangen.  So  oft  eine  An- 
siedlung  englischer  Unterthanen  in  irgend  einem  fremden  Lande  er- 
folgte, ergab  sich  auch  das  Bedürfnis,  ihre  Handlungen  daselbst  unter 
das  britische  Strafgesetz  zu  stellen  und  dieses  Bedürfnis  führte  allemal 
zu    einem  Gesetze^).     Erst  unter  der  Regierung  der  Königin  Victoria 


50)  Phülimare  I  8.  283  und  472;  HaU,  F.  J,  S.  240;  Stephen,  Hittory 
S.  59  meint,  dies  müsse  sich  wohl  auf  nichtenglische  Schiffe  beziehen. 

51^  In  den  Konsularkonventionen  mit  den  Orientstaaten  ist  durchweg 
anch  die  Jurisdiktion  in  den  Territorialgewftssem  an  England  abgetreten. 
S.  nnten. 

52)  Kent,  ItU.  Law  S.  112  ff. ;  WooLsey  §  56;  Kent,  Am,  Law  I  S.  29  ff.; 
Phaiimare  I  8.  286  ff. 

53)  Die  geschichtliche  Entwickelnng  soll  unter  Aufzählung  der  haupt- 
sachlicKsten  derselben  hier  gegeben  werden:  Schon  a.  1699  erging  10  und 
11  JVül.  JIL  c.  25,,  welches  in  ».  IS.  robberies,  murders,  felonies  and  aiU 
other  eapüal  crimes  in  New- Foundland  or  ihe  adjoining  ialands  für  in 
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erfolgte  die  einheitliche  R^gelnng  durch  die  Foreign  Jurisdiction  Aäs^ 
deren  letzte  vom  Jahre  1890  (53  u.  54  Viä.  e.  37)  alle  yorber- 
gehenden '^^)  konsolidierte  und  aufser  Kraft  Betete. 

Dieses  Gesetz  ttbertrügt  (s.  1  n.  2)  der  Königin  die  Regelang 
der  Jurisdiktion  ttber  britische  Unterthanen  aufserhalb  der  britischen 
Besitzungen  und  zwar  sowohl  in  Ländern,  in  welchen  ^hy  treaty^ 
capitfdation  y  grant^  usage,  sufferance  and  other  lawfül  means^  GroCs- 
britannien  das  Recht  dieser  Jurisdiktion  besitzt  und  etwa  noch  er- 
werben kann,  sondern  auch  in  den  Ländern  ohne  eine  ordentliche 
Regierung,  von  welcher  die  Einräumung  dieses  Jurisdiktionsrechts  in 
der  genannten  Weise  erlangt  werden  könnte.  Danach  kann  durch 
königliche  Verordnung  (order  in  Council)  jedes  Gesetz  auf  solche 
Länder  ausgedehnt  werden,  als  wären  dieselben  britische  Besitzungen 
(s.  5 ,  al.  2)*  Unter  diesen  Ländern  sind  zu  unterscheiden  solche 
anderer  (als  europäisch  -  amerikanischer)  Civilisation  unter  mehr  oder 
weniger  geordneter  Regierung,  und  uncivilisierte  Länder  ohne  eine 
solche  Regierung,  neben  welchen  beiden  Gruppen  das  eigentümliche 
Gebilde  der  Protektorate  Erwähnung  finden  mufs. 

1)  Zu  der  erstgenannten  Gruppe  gehören  vor  allem  die  orienta- 
lischen Staaten^*^).  Von  alters  her  ist  den  Unterthanen  der  abend- 
ländischen Staatenwelt  in  den  Ländern  orientalischer  Kultur  von  dortigen 
Machthabem  gestattet  worden,  unter  ihrem  eigenen  Strafgesetze  zu 
leben.  Die  f^eroption  wurde  in  der  rngliscben  Rechtsgescbichte  zuerst 
den  zahlreichen  Faktoreien  der  ostindischen  Compagnie  gewährt  und 
liatte  lange  ihre  rechtliche  Grundlage  lediglich  in  der  Gewohnheit, 
welche  selbst  wiederum  in  dem  principiell  verscliiedenen  Charakter  der 
abend-  und  morgenländischen  Kultur  und  der  Indolenz  der  Potentaten 
des  Orients  ihren  Grund  hatte.  Nach  und  nach,  mit  dem  Inniger- 
werden der  Beziehungen,  ergab  sich  das  Bedürfnis,  den  Umfang  der 
Gerichtsbarkeit  der  cliristlichen  Staaten  im  Orient  vertragsmäfsig  fest- 
zulegen und  dies  geschah  durch  Verträge  (Kapitulationen),  infolge 
deren    dann    die   Ausdehnung   des  britischen   Strafgesetzes   auf  die   in 


England  strafbar  erklärte  (England  stritt  damals  mit  Frankreich  um  New- 
foundland).  Dasselbe  bestimmte  im  Jahre  1773  hinsichtlich  misdevteanorä  in 
India  13,  Geo.  III.  c.  63.,  ferner  57.  Geo.  III.  c.  53  (1817)  hinsichtlich 
murders  und  manslaughters  in  Hondurcut ^  ^ew^ Seeland,  Otaheite^  ffOr  üi 
any  other  islands^  countries  or  places  not  mithin  ff,  M.^s  dominio9is  nor 
subjeet  to  any  Europeen  State  or  Foicer  nor  toithin  the  territory  of  the 
United  States.**  Eine  erhebliche  Ausdehnung  enthält  9  Geo.  IV.  c.  83, 
welches  Gesetz  in  s.  4  die  Jurisdiktion  erstreckt  auf  alle  Delikte  britischer 
Unterthanen  „committed  in  any  island  or  country  in  the  Indian  or  Pacific 
Ocean»  not  sfibject  to  the  British  Crown.**  Endlich  6  u,  7  Wül.  IV.  c.  67 
(a.  1836)  bestimmt  die  Ausdehnung  aller  ^^enwärtiß  und  künftig  in  der 
Oapkolonie  geltenden  Strafgesetze  auf  alle  ontische  Unterthanen  in  den  der 
Oapkolonie  anliegenden  Territorien  bis  zum  25.  Grad  südl.  Breite. 

54)  Es  smd  dies  ffinf  aus  den  Jahren  1843,  1865,  1866,  1895  und  1878. 
Vergl.  HaU,  For.  Jurisd.  S.  296. 

55)  ffall,  F.  J,  §  71-78;  PhUlimore  I  S.  460  ff.,  II  S.  282  ff.;  Tracers 
Twiss  I  §  156;  Leiois  S.  16. 
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jeneo  Lftndem  lebenden  britischen  Unterthanen  dorch  Gesetz  oder  (wie 
seit  Erlafs  der  Ibreign  Jurisdiction  Acts)  durch  königliche  Vor- 
ordnnng  geschah. 

Solche  Vertritge'*)  hat  Grofsbritannien  mit  Siam,  Marocco,  Persien, 
Chinas  Japan,  Korea  sowie  mit  Belgien  hinsichtlich  des  Congofreistaates 
abgeschlossen.  Nur  in  der  Türkei  ^'')  und  Muscat  beruht  heute  noch  die 
britische  Stra%erichtsbarkeit  auf  Gewohnheit,  da  die  mit  der  Pforte 
abgeschlossenen  Kapitulationen,  deren  erste  vom  Jahre  1675  datiert,  nur 
▼on  der  Oivilgerichtsbarkeit  tlber  britische  Unterthanen  handeln.  Die 
in  diesen  Ländern  der  englischen  Krone  überlassene  Kriminalgerichts- 
barkeit über  ihre  Unterthanen  wird  nun  auf  Grund  der  durch  oräers 
in  coufict}*®)  getroffenen  Regelung  durchgehends  durch  die  britischen 
Konsularbeamten  daselbst  ausgeübt,  teils  allein,  teils  unter  Beiziehung 
▼on  britischen  Unterthanen,  in  einzelnen  Füllen  auch  eines  eingeborenen 
Richters. 

2.  In  gleicher  Weise  wie  in  Staaten  anderer  Civilisation  übt 
Grofsbritannien  Gerichtsbarkeit  über  seine  Unterthanen  in  uncivili- 
sierten  Ländern^*).  Vorbildlich  ist  hier  die  für  die  britischen 
Besitzungen  im  stillen  Ocean  erlassene  Pacific  Islanders  Protection 
Ad  1875  (38  u.  39  Vict  cap.  51),  welche  in  s.  ö' bestimmt:  ^It  shaU 
he  lavful  for  Her  Majesty  to  exercise  power  and  Jurisdiction  over  her 
sti^eds  irsffttfi  any  islands  and  places  in  the  Pacific  Ocean  not  heing 
withm  Her  Majesty's  dominions  nor  wUhin  the  jurisdidion  of  any 
dvüised  power  in  the  same  and  as  ample  a  numner,  as  if  such  power 
or  jurisdidion  had  been  acquired  hy  the  cession  or  conquest  of  terrir 
tory^.  Diese  Bestimmung  hat  die  oben  citierte  s.  2  der  .Fbr.  Jiir. 
Ad.  1890  verallgemeinert  und  auf  alle  Länder  ohne  ordentliche 
Regierung  ausgedehnt. 

Auf  Grund  dieser  Ermächtigung  hat  die  Krone  durch  die  Pacific 
Order  in   Council  1893   die  Jurisdiktion   in   diesen  Ländern   geregelt. 


56)  Die  wichtigsten  dieser  Verträge  sind :  mit  Siam  1855,  Marocco  9.  Dez. 
1856  and  3.  Jnli  1880,  Peraien  4.  März  1857,  China  22.  Juli  1843  und  26.  Juni 
1858,  Japan  26.  Aug.  1858,  Korea  26.  Nov.  1883,  Belgien  betr.  Kongofreistaat 
16.  Dez.  1884.  .. 

57)  Betr.  Ägypten,  welches  in  neuerer  Zeit  in  Fragen  der  Gerichts- 
baikeit  als  ein  unabhängiger  Staat  und  nicht  als  ein  Teil  des  ottomanischen 
Reichs  bebandelt  worden  ist,  s.  Fhillimore  I  S.  464  ff. 

58)  An  solchen  ergingen:  Ottomanorders  vom  30.  Nov.  1864,  vom 
12.  Dea.  1873,  7.  Juli  1874,  13.  Mai  1875,  26.  Okt.  1875,  5.  Februar  1876; 
femer  für  Muscat  1867,  China  und  Japan  1881,  China,  Japan  und  Korea 
1884  und  1886;  Afrikaorders  1889  und  1890;  Siamorders,  Persienorders  und 
Maroocoorders  von  1889.  In  den  meisten  dieser  Orders  sind  besondere 
DeUktsthatbestände  für  die  in  den  betr.  Ländern  nch  aufhaltenden  eng- 
liachen  Unterthanen  aufgestellt,  so  z.  B.  Vergehen  gegen  die  in  den  betr. 
L&Ddern  bestehenden  Religionen;  Vergeben  gcu^en  den  Frieden  der  betr. 
Staaten  und  gegen  die  betr.  Souyeräne  etc.  ST  Hall,  F,  J,  §  79;  Kent, 
Int,  L.^  152  f. 

59]  HaU,  F.  J.  S.  230  ff.;  v.  Martüz  I  S.  68  f. 
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Dafs  letztere  Order  aach  auf  Ausländer  sich  erstreckt,   wird  unten  za 
betrachten  sein. 

3  •*').  Der  völkerrechtliche  Begriff  des  Protektorats  wird  von 
Orofsbritannien  im  Gegensatz  zu  den  anderen  Staaten  Europas  sehr 
weit  gefafst.  Das  Charakteristische  desselben  bestehe  darin,  dafs  der 
geschützte  Staat  in  politische  Beziehungen  nach  aufsen  nur  durch 
die  Vermittlung  des  schützenden  Staates  treten  kann.  Weiter  aber 
gehen  Rechte  und  Pflichten  des  letzteren  nicht.  Insbesondere  bleibe 
das  Schutzgebiet  Ausland  und  eine  Ausdehnung  der  Gerichtsbarkeit 
des  Protektionsstaates  sei  daher  höchstens  auf  seine  eigenen  Unter- 
thanen  im  Schutzgebiet  möglich.  Dero  entsprechend  hat  auch  auf  der 
Berliner  Konferenz  1884/85  allein  Grofsbritannien  —  die  Vereinigten 
Staaten  waren  nicht  vertreten  —  die  Ansicht  vertreten,  dafs  ein  Protek- 
torat nicht  das  Recht  in  sich  schliefse,  Gerichtsbarkeit  auch  tlber  die 
Unterthanen  anderer  Kulturstaaten  im  Schutzgebiet  zu  üben'^),  und 
dies  haben  die  englischen  Jnristen  folgerichtig  auch  hinsichtlich  der 
Eingeborenen  des  Schutzgebietes  erklärt;  denn  letztere  sind  Nichtbriten 
auf  nicht  britischem  Territorium. 

Dafs  Grofsbritannien  von  diesem  Standpunkt  aus  praktischen  Rück- 
sichten gelegentlich  abgewichen  ist,  ergiebt  eine  Betrachtung  der  Regelung 
der  Gerichtsbarkeit  in  den  Protektoraten. 

a)  Während  in  den  Protektoraten  Zansibar  und  Brunei  und  dem 
Schut^ebiet  an  der  Somaliküste  die  Gerichtsbarkeit  Grofsbritanniens 
durch  die  betreffenden  orders  in  Cotmcil^^)  ausdrücklich  auf  britische 
Unterthanen  beschränkt  ist '®),  und  auch  die  auf  alle  damals  oder  später 
in  Afrika  bestehenden  britischen  Protektorate  Anwendung  findende 
Äfrica  Order  1889  die  Ausübung  der  Strafgerichtsbarkeit  über  Untere 
thanen  fremder  Staaten  in  concreto  von  dem  Einverständnis  ihrer 
Regierungen,  bezw.  des  abzuurteilenden  Individuums  abhängig  macht  ^^), 
beansprucht  Grofsbritannien  auf  den  unter  seinem  Protektorat  stehenden 
Inselgruppen   des   stillen  Oceans  —  es  sind  dies  die  Unions-,  Phönix-, 


60)  Hall,  F.  J,  §  92-100. 

61)  Die  Gerichtsbarkeit  in  den  deutschen  Schutzgebieten  erstreckt  sich 
auch  auf  daselbst  befindliche  Nichtdeutsche  (Art.  1  des  Ges.  vom  15.  März 
1888  und  die  kaiserl.  Verordnung  vom  gleichen  Tage,  sowie  Verordnung, 
betr.  die  Rechtsverhältnisse  in  Riautschou,  vom  27.  April  1898;  letzere 
übrigens  mit  besonderer  Beschränkung  hinsichtlich  der  Chinesen).  Ebenso 
Frankreich.  Hall,  F.  J.  S.  208.  VergL  auch  R.Ges.  vom  19.  März  1888 
und  die  Verordnungen  vom  5.  Juni  1886,  3.  Sept  1886,  11.  Jan.  1887, 
18.  Nov.  1887  (ergänzt  1.  Jan.  1891),  21.  Dez.  1887  (ergänzt  10.  Aug.  1890) 
und  2.  Juli  1888. 

62)  Zansibarorder  1884,  Somaliorder  1889,  Bruneiorder  1890. 

63)  Hinsichtlich  Zansibars  ist  auch  hiervon  durch  Art.  16  des  Vertrags 
vom  30.  April  1886  eine  Ausnahme  gemacht  worden.  Dieser  dehnt  (Ue 
britische  Eriminalgerichtsbarkeit  auch  auf  Unterthanen  des  Sultans  von 
Zansibar  oder  anderer  nicht  christlicher  Mächte,  die  nicht  durch  Konenln 
vertreten  sind,  aus  in  allen  Fällen,  bei  welchen  ein  britischer  Unterthan  be* 
teiligt  ist 

64)  Dasselbe  bestimmen  auch  die  Zansibar-,  Brunei-  und  Somaliorders. 
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Cook-,  Oilbert-  und  stldlichen  Salomonsinseln  —  in  der  Pacific  order 
in  Councü  1893  die  Jurisdiktion  nicht  blofs  tlber  Eingeborene  sondern 
auch  über  Unterthanen  fremder  Staaten  ohne  Einschränkung*^).  Dasselbe 
gilt  auch  hinsichtlich  der  der  Goldküstenkolonie  anliegenden  Schutzgebiete 
(Goldcoasi  Order  y.  29.  Dez.  1887). 

b)  Es  ist  eine  in  der  Geschichte  der  englischen  Kolonialpolitik 
häufige  Erscheinung,  dafs  Privatgesellschaften  durch  BoyaH  Charter 
staatliche  Hoheitsrechte  verliehen  werden.  So  hat  Grofsbritannien  das 
Recht  der  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  in  dem  durch  die  Sofdh  Äfirica 
Order  etablierten  Protektorat  über  die  Teile  Südafrikas,  begrenzt  von 
Britiflch-Betschuanaland,  die  deutschen  Schutzgebiete,  die  Flüsse  Ohobe 
und  Zambesi,  die  portugiesischen  Besitzungen  und  die  südafrikanische 
Republik,  der  Soidh  Äfiican  Company  verliehen,  und  entsprechend  der 
Royotl  Niger  Company  in  den  Nigerschutzgebieten;  in  beiden  Fällen 
erstreckt  sich  das  Jurisdiktionsrecht  auf  alle  Einwohner  der  ge- 
nannten Gebiete,  ohne  Rücksicht  auf  Nationalität 

In  den  Vereinigten  Staaten  ist  die  Bestrafung  der  in  Ländern  ohne 
geordnete  Regierung  begangenen  Delikte  amerikanischer  Unterthanen 
vorgesehen  in  der  5.  8  des  schon  erwähnten  Gesetzes  vom  30.  April  1790, 
welche  alle  Delikte  begangen  „out  of  the  particular  Jurisdiction  of 
any  particular  state*^  für  strafbar  erklärt  ••).  Femer  haben  die  Ver- 
einigten Staaten  auf  Grund  von  Verträgen*^)  mit  der  Türkei,  China, 
Japan,  Siam,  Tripolis,  Tunis,  Marocco  und  Muscat  ihren  Konsular- 
beamten in  diesen  Ländern  durch  die  Gesetze  vom  11.  August  1858 
und  22.  Juni  1860  die  Strafgerichtsbarkeit  über  ihre  Unterthanen 
übertragen  «»). 

Hierher  gehört  auch  die  Frage  der  Behandlung  der  in  dem 
Indianerterritorium  begangenen  Delikte^*),  eine  Frage,  welche 
im  Zusammenhang  mit  der  Eigentümlichkeit  des  Verhältnisses  lange 
Gr^enstand   der  Kontroverse  war.     Die  Vereinigte   Staaten  -  Regierung 


65)  HM  l,  c.  S.  215  rechtfertigt  diese  Principwidrigkeit  damit,  dafs 
jfßxercise  of  ßirisdiction  over  all  persona  within  a  protected  territory  is 
so  neceesary ,  or  €U  leetat  so  ncUural ,  a  coneecfuence  of  the  protectorcUe^ 
where  naiwe  adminiatrcUion  and  Judicial  organiaation  is  inadequate,  that 
forei^n  powere  may  be  expected  to  cujquiesce  in  ita  enforcement,'^  Diese 
Zustimmung  der  fremden  Souveräne  wurde  also  einfach  präsumiert  Die 
Foreign  Juriad.  Acta  lassen  die  Fra^e  offen,  ob  die  Ausüpunf  extra  terri- 
torialer Gksrichtsbarkeit  Ghrofflbritanmens  sich  auch  auf  die  Unterthanen 
eoropäiacher  oder  amerikanischer  Staaten  in  britischen  Protektoraten  er- 
strcMdLe!     IJall,  F.  J.  S.  221  ff. 

66)  Bezeichnend  för  die  universalistische  Auffassung  der  Nordamerikaner 
ist  der  Ausspruch  des  Richters  Vredenburgh  (1859):  „any  regulär  govemment 
moff  Jeel  a  tUvine  eommiaaion  to  try  and  pftniah.'*     Trharton,  Confl.  §  863. 

67)  Aufgezählt  in  Lawrence' a  Wheaton  S.  228  ff.;  PhiUimore  II  S.  282  ff. ; 
Travera-Twiaa  I  §  156. 

68)  Wharton,  Confl.  §  863  ff.;  Woolaey  §  65;  Wheaton  S.  215  ff.; 
Moore'a  Report  S.  65. 

69)  Wharton^  Confl.  §  7;  Kent,  Am.  Law.  Ul  S.  464  f.;  Wharton,  Int. 
Law.  Digest  11  §  208. 


80  0.  Hmtnger, 

hat  bei  ÜberlMsnng  der  Beservationea  an  die  Indianer  den  bei  dieaea 
geltenden  Orundaatz  der  Peraonalitilt  der  Rechte,  tiber  welchen  ihre 
Knltnrentwickelang  nicht  hinauagekommen  war,  reapeküert  mit  Be- 
sehrftnkong  aaf  das  Grebiet  der  Reaervationen.  Duiach  dehnt  daa 
Oeaetz  vom  80.  Juni  1884  8.  ^5  die  Strafgeaetze  der  Vereinigten 
dtaaten  aof  alle  im  Indianerterritorium  begangenen  Delikte  aoa,  ana- 
genommen die  von  einem  Indianer  gegen  Person  oder  Eigentum  einea 
anderen  Indianers  bc^ngenen.  Thatsächlich  haben  sich  Weifae  in 
sehr  grofser  Anzahl  in  den  Indianerreaervationen  niedeigelaaaen ,  was 
mit  Erlaubnis  der  betreffenden  Indianerstftmme  geschehen  darf  ^^). 


§7- 
Das  extraterritoriale  Delikt  des  Uiitertixanen. 

Es  ist  schon  oben  ausgeführt  worden,  dafs  die  Hauptstütze  des 
Territorialprincipes  von  der  englisch  -  amerikanischen  Rechtswissenschaft 
in  der  absoluten  und  exklusiven  Natur  der  Souveränittft  gefunden  wird, 
die  einen  Eingriff  nicht  dulde.  Mit  diesem  Gedanken  waren  auch  die 
bisher  genannten  Ausnahmen  vom  Territorialprincip  im  Einklang,  da  — 
abgesehen  von  dem  Sonderfall  der  Protektorate  —  durch  dieselben 
nicht  in  fremde  Souveränitätsrechte  eingegriffen  wird  (Delikte  auf  dem 
Meer  und  in  uncivilisierten  Ländern),  oder,  wo  dies  der  Fall  ist 
(Orientstaaten),  es  nur  mit  Zustimmung  des  betreffenden  Souveräns 
geschieht. 

Aber  die  Gesetzgebung  Grofsbritanniens  ist  hierbei  nicht  stehen 
geblieben.  Sie  läfst  in  einer  beträchtlichen  Anzahl  von  Fällen  das 
Strafgesetz  dem  Unterthanen  folgen,  wohin  er  sich  auch  wenden  mag, 
in  civilisierte  wie  in  uncivilisierte  Länder  und  hat  damit  thatsächlich 
mit  dem  Territorialprincip  gebrochen.  Es  ist  dies  im  Laufe  der  briti- 
schen Rechtsentwickelung  hinsichtlich  folgender  Delikte ^^)  geschehen: 

1.    Treason  und  misprision  of  treason^'). 

Alle  civilisierten  Staaten  erklären  Verbrechen  gegen  ihren  Bestand 
und  ihre  Souveränität,  begangen  von  ihren  Unterthanen  im  Ausland, 
für  strafbar  und  dies  hat  auch  England  von  alters  her  gethan.  Schon 
das  common  law  hatte  das  Nichtzurtlckkehren  des  im  Ausland  weilen- 


70)  Die  hieraos  entsprungenen  Milsstände  haben  die  Gesetzgebung  der 
Vereinigten  Staaten  in  den  letzten  Jahren  lebhaft  beschäftigt 

71)  Keines  der  mir  bekannten  englischen  Lehrbücher  glebt  sie  yoU- 
Btänd^  wieder.  Vollständig  (bis  zum  Jahre  1888)  v.  Afariüz  I  S.  75  Note  3 
und  Woolsey  §  78.    Oben  sind  sie  in  historischer  Reihenfolge  wiedergegeben. 

72)  Blackstone -Stephen  IV  S.  185  ff.,  371;  SUphen,  Eist.  11  8.  14; 
Stephen,  Crim.  Law.  S.  35  ff.,  113  ff.;  LetPÜ  S.  20  f.;  PhiUimore  III S.  121  ff. 
Mtspriston  «=  blofses  Wissen  und  VerheimUchen  des  treaeon*  Stephen's^ 
Blacketone  IV  S.  199  £ 


r 
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den  englischen  Unterthanen  einem  Rückkehrbefehl  der  Krone  zuwider 
ftlr  strafbar  erklärt  ^^).  Und  das  Gesetz  35  Henr.  VIII  c.  2  bestimmt 
in  omfisuMender  Weise,  dafs  alle  Delikte  britischer  Unterthanen,  welche 
▼or  und  nach  dem  Erlassen  desselben  für  treason  und  misjßvision  of 
treason  erklärt  wurden,  bezw.  werden  sollten,  wenn  aufserhalb  Grofs- 
britanniens  begangen,  behandelt  werden  sollen,  als  wären  sie  im  Inland 
begangen. 

Um  die  Tragweite  dieses  Gesetzes  zu  verstehen,  ist  eine  kurze 
Abschweifung  über  den  Begriff  des  treeison  erforderlich. 

Um  der  grofsen  Hechtsunsicherheit  ein  Ende  zu  machen,  welche 
die  Gesetzgebung  absolutistischer  Herrscher  und  die  unter  ihrem  Einflufs 
stehende  Rechtsprechung  hinsichtlich  des  ^reo^on-Begriffes  herbeigeführt 
hatte,  erging  a.  1350  das  sogenannte  Statute  of  Treasons  (25.  Edw.  II 
e.  2)^  die  englische  lex  Julia  ma^estatis^  welche  die  ganze  Materie  zu 
erschöpfen  bestimmt  war  und  heute  noch  die  Grundlage  der  Lehre 
rem  treason  bildet.  Das  Statut  enthält  folgende  Hlnf  Gruppen  von 
Tbatbeetänden : 

a)  y^when  an  man  doth  compass  or  imagine  (he  death  of  our  lord 
the  hing,  or  our  lady  his  queen^  or  of  (heir  eldeat  son  and  heir.^ 

b)  „tf  a  man  do  violate  the  Mngs  companion  (==  unfej,  or  Ühe 
kings  eldest  daughter  ummarried  or  the  wife  of  the  kinga  ddest  son  and 
hei/r J^  Unter  y^violaie^  ist  verstanden  Notzucht  und  Verftlhrung;  das 
ZQ  schützende  Rechtsgut  ist  die  Unzweifelhaftigkeit  der  legitimen  Ab- 
stammung. 

e)  ^if  a  man  do  levy  war  agavnst  our  lord  the  kvng  in  his 
reaHm.'^ 

d)  ^if  a  man  be  adherent  to  the  kings  enemies  in  his  realmy 
givlng  them  aid  and  com  fort  in  the  reaHm  or  dsewhere.^ 

e)  ^if  a  man  slay  the  chanceäor^  treasurer^  or  the  kings  jusOoes 
of  one  bendt  or  the  other^  .  .  .  heing  in  (heir  places  doing  fhevr 
ofßces.^ 

Zu  diesen  Thatbeständen  kamen  im  Laufe  der  Jahrhunderte  noch 
viele  ^^)  hinzu.  Da  jedoch  auch  hier  nur  von  Fall  zu  Fall  gesetz- 
geberisch vorgegangen  und  das  Verhältnis  des  neuen  Gesetzes  zum 
alten  nur  selten  im  Gesetze  selbst  geregelt  wurde,  so  herrscht  im  ein- 
zelnen viel  Streit  Thatsächlich  wird  jenes  alte  Statut  Edw.  III.  heute 
noch  von  den  englischen  Gerichten  angewendet,  freilich  mit  der  der 
englischen  Rechtspflege  charakteristisclien  freien  Interpretation  den 
modernen  Verhältnissen  angepafst.     Als  das  Resultat  der  Entwickelung 


73)  BlacUtone,  Com.  IV  S.  122;  Blackstone- Stephen  IV  S.  230;  PhtUi' 
more  IE  S.  126;  RttsseU  1  S.  244  fi. 

74)  Angezahlt  bei  Stephen  -  Blackstone ,  Stephen  ^  Cr,  L.  u.  Phiüimore 
l.  e.  Auiser  den  Statutes  11  Geo.  IV.  u.  1  WiU.  IV  c.  66  s.  2.  welche 
Fälchone  der  königlichen  Si^el  für  strafbar  erklären,  ist  bemerkenswert 
das  info^^  der  Unmhen  in  mand  (1848)  erlassene  11  Vict,  c.  12,  welches 
viele  der  früher  aufgestellten  tr^otfon-Thatbestände  wieder  aufhob. 

ZeiUehrift  f.  intern.  Prirat-  u.  Stnfreoht  eto.  Band  IX.  6 
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mag  daher  betrachtet  werden,  daOi  England  alle  (nicht  blofii  aehwereren) 
gegen  Bestand  und  Sicherheit  seines  Staatswesens  gmchteten  eoctra- 
territorialen  Delikte  seiner  Untertbanen  straft;  das  Recht  hiena  wird 
aach  ausdrücklich  von  englischen  Juristen  beansprucht  ^^).  Dafs  Grofs- 
britannien  auch  in  Fällen  weniger  schwerer  Natur  sich  durch  das 
Territorialprincip  nicht  abhalten  liefs,  extratenitoriale,  gegen  es  selbst 
gerichtete  Delikte  seiner  Untertbanen  zu  strafen,  zeigt  eüi  anliLfslieh 
des  Krimkrieges  erlassenes  Gesetz,  17.  u.  18.  Vidt.  c.  123  (1854)  '^% 
welches  die  finanzielle  Beteiligung  irgendwelcher  Art  an  den  von  oder 
namens  Rufslands  nach  dem  29.  Mttrz  1854  aufgenommenen  Anleihen 
strafbar  «lacht,  wo  auch  immer  das  Delikt  b^angen  sein  mag. 

2.   Homieide^^). 

Nur  fünf  Jahre  nach  der  Erlassung  des  Gesetzes  28.  Hen.  FHT. 
c.  15  <i  welches  die  Geltung  des  common  law  auf  alle  auf  hoher  See 
begangenen  Delikte  englischer  Untertbanen  ausdehnte,  that  die  eng- 
lische Gesetzgebung  den  weiteren  bedeutsamen  Schritt,  ein  Stra%esetz 
dem  englischen  Untertbanen  über  die  ganze  Welt  hin  folgen  zu  lassen ; 
dies  geschah  a.  1541  durch  das  Statut  33,  Hen.  VIU.  e.  23,  welches 
das  Verbrechen  des  Mordes,  wo  es  auch  immer  von  einem  Unter- 
thanen  begangen  sein  mag,  für  strafbar  erkUtrt.  Dieses  Gesetz  wurde 
durch  43.  Geo.  III,  c,  113  s.  6  auf  accessories  hefore  (he  act  of 
murdermid  auf  Todschlag  (mamlaughter)  ausgedehnt  Die  Bestimmungen 
dieser  beiden  Gesetze  wurden  zusammengefafst  durch  9.  Geo.  IV.  c.  31 
88,  7  u.  8  ^®),  an  dessen  Stelle  jedoch  in  neuerer  Zeit  das  Oonsolidaiions-' 
Statut  24  u.  25  Yict.  c.  100  ss,  9  tmd  10  getreten  ist 

Unter  dem  Statut  9.  Geo.  TV.  hatte  sich  die  Streitfirage  erhoben, 
ob  der  Getötete  ein  britischer  Unterthan  sein  müsse,  was  jedoch  auf 
Grund  der  Entscheidung  im  Falle  Beg,  V8,  Äzeopardi  (mitgeteilt  von 
Lewis  S.  23  f.)  verneint  wurde.  Das  Statut  24  u.  25  Vid,  c.  lOOj 
das  sich  übrigens  nur  auf  zu  Lande  begangene  Delikte  bezieht,  hat 
die  Streitfrage  ausdrücklich  in  demselben  Sinne  entschieden,  ohne  sonst 
von  den  Bestimmungen  des  früheren  Gesetzes  abzuweichen. 


75)  Lawrence,  Int,  Law.  §  121;  Lewis  S.  21  u.  die  bei  Wharion. 
Cr.  Law.  I  §  210  g.  (und  InAbesondere  Anm.  z.)  citierten  Autoritäten  nna 
Entscheidunj^en  englischer  Gerichte.  —  Lewis  l,  c,  rechtfertigt  diese  Aus- 
nahme damit,  dafs  der  ausländische  Staat,  in  dessen  Territorium  delinquiert 
wurde,  diese  Handlungen  nicht  bestrafe,  also  keine  doppelte  Jurisdiktion 
entstehe.  Dabei  ist  mifsachtet,  dafis  die  Gesetzgebungen  der  mdsten  Staaten 
feindliche  Handlungen  gegen  befreundete  Staaten  atmen! 

76)  Abgedruckt  bei  Fhillimore  III  S.  124  f.  Die  «.  //  enthält  die 
charakteristische  Fiktionsklausel,  dafs  das  im  Ausland  begangene  DeUkt  an- 
gesehen und  behandelt  werden  solle  ^as  if  the  same  had  been  respecttoely 
commifted  within  the  body  of  the  county  of  Middlesex,*^ 

77)  Stephen,  Hut,  it  S.  15;  Russell  I  S.  10;  Phillimors  I  S.  457,  IV 
S.  800;  Leims  S.  21  ff.,  vergl.  insbes.  die  bei  den  beiden  letzteren  wieder- 

gegebenen   Entscheidungen.     Die    Fälle    der    Anwendung    der   genannten 
resetze  sind  selten. 

78)  Auf  Irland  ausgedehnt  durch  10,  Geo,  IV,  c.  34.  s.  10, 
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8.    Foreign  Enlistment  ^*). 

Auch  die  englische  G^eeetzgebang  bat  von  alters  her  dem  Unter- 
thanen  den  Eintritt  in  fremde  Kriegsdienste  unter  gewissen  Vorans- 
aetEong^a  verboten.  Da  dies  jedoch  ohne  einen  Bruch  mit  dem  zäh 
festgehaltenen  Territorialprincip  nicht  geschehen  konnte,  so  half  man 
sieh  in  der  Weise,  dafs  man  das  j^going  out  of  ihe  reälm  to  serve 
OffiSf  foreign  prince  tvithout  having  first  iahen  the  oa(h  of  äUegiance 
before  hia  d^afiure*^  bestrafte;  dies  geschah  durch  das  Statut  3  James  I 
c,  4  s.  18  (1605)  und  damit  ist  wohl  das  älteste  geschichtliche  Beispiel 
des  besonderen  Thatbestandes  des  „m  fraudem  legis  domesticae  ins 
Ausland  Gehens **  gegeben,  zu  welchem  die  Gesetzgebung  Grofsbritanniens 
and  der  Vereinigten  Staaten  noch  öfters  ihre  Zuflucht  zu  nehmen  ge- 
zwungen waren  und  der  auch  in  der  deutschen  Juristenwelt  zahlreiche 
Vertreter  gefunden  hat®®). 

Nach  einigen  weiteren  aus  besonderen  kriegerischen  Veranlassungen 
ergangenen  Gesetzen  erging  a.  1819  die  erste  Foreign  Erdistment  Act 
(59  &eo.  III  c.  69)  y  welche  der  amerikanischen  NeuirälUy  -  Ad  vom 
Jahre  1817  nachgebildet  ist  und,  wie  diese,  ihre  Entstehung  den 
Ünabhängigkeitskämpfen  der  spanisch-amerikanischen  Kolonien  verdankt 
Da  sich  jedoch  dieses  Gesetz  während  des  nordamerikanischen  Btlrger- 
krioges  als  unzulänglich  erwiesen  hatte,  erging  im  Jahre  1870  die 
zweite,  nunmehr  geltende  Foreign  Erdistment  Act  33  u,  34  Vict.  c.  90. 
Diese  bestraft  in  s,  4  das  ohne  Erlaubnis  der  Krone  erfolgte  Eintreten 
in  die  Heeres-  oder  Marinedienste  einer  kriegführenden  Macht,  deren 
Gegner  mit  Grofsbritannien  in  Frieden  lebt  und  in  s.  5  das  Verlassen 
der  britischen  Besitzungen  mit  der  Absicht,  in  solche  Dienste  zu  treten. 

4.    Slayetrade  and  SlaTeholdlng®^). 

Im  Jahre  1807  wurde  in  England  zum  erstenmal  Sklavenexport 
und  -Import  von  bezw.  nach  britischen  Besitzungen  durch  Statut  47 
Qto.  HI  ftlr  strafbar  erklärt  und  seither  hat  Grofsbritannien  die  Ab- 
sehafFnng  des  Sklavenhandels  zu  einer  Aufgabe  seiner  Gesetzgebung 
and  Politik  gemacht.  Es  sei  hier  nur  an  die  Versprechung,  welche 
Frankreich  auf  Englands  Veranlassung  im  ersten  Pariser  Frieden  in 
dieser  Hinsicht  machen  mufste  und  an  die  Beschiefsung  Algiers  im 
Jahre  1816  erinnert  Erst  im  Jahre  1824  jedoch  wurde  der  Sklaven- 
handel in  umfiissender  Weise  kriminalisiert  durch  das  Gesetz  5  Qeo,  IV 


79)  Stephen- Blackstofie  IV  S.  226;  Rvstell  I  S.  243  ff.;  Travers-Twiss 
n  §  229;  Stephen,  Hut.  II  8.  15:  Hall,  Int.  Lnw.  §  225:  FhiUimore  I, 
App.  VI,  in  S.  236  ff.;  Kent,  Int.  Law.  S.  308  ff.  (Bei  letzteren  beiden 
Ausführliches  über  die  Geschichte.)    Hallech,  eh.  XXII  §  20. 

80)  S.  Rohland  S.  86  f.  und  die  dort  Citierten.  Dort  ist  auch  auf  die 
rerfehlte  Konstruktion  dieses  Sonderthatbestandes  hingewiesen. 

81)  Stephen  Blackstone  IV  S.  247;  Stephen,  Hist.  II  S.  15;  PhiUimore 
IV  8.  800,  I  S.  405  ff.;  Lawrence,  Int.  Law.  %  123  f.;  Kent,  Int.  Law. 
S.  448  ff.;  WooUey  §  138;  Wüdman  I  S.  7  ff.,  U  S.  152. 
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0. 113^  weiches  denselben  und  jedwede  Art  der  Teilnahme  daran  dem 
britischen  UnterthanMi,  zunächst  jedoch  nur  auf  britischem  Gebiete, 
verbot  und  wenn  auf  hoher  See  begangen,  als  der  Seeränberei  gleich 
strafbar  erklärte.  Im  wesentlichen  dieselbe  Bestimmung  enthalten  die 
neueren  Gesetze  3  u.  4  Wül.  IV.  c.  73  und  1  VicL  c.  91 ;  durch 
6  u.  7  Vict.  c.  98  wurde  sie  auf  alle  britischen  Unterthanen,  wo 
diese  sich  auch  befinden  mOgen,  ausgedehnt.  Diese  Strafbestimmungen 
treffen  aber  das  extraterritoriale  Delikt  nur  des  britischen  Unterthanen, 
nicht  auch  des  Ausländers;  denn  das  Statutarrecht  kann  nicht  einen 
Verbrechensthatbestand  fUr  piracy  nach  lato  of  naiions  erklären  ^^), 
d.  h.  auch  den  Ausländer,  der  den  Thatbestand  im  Auslande  erfüllt, 
strafen.  Trotzdem  aber  hat  Grofsbritannien  wenigstens  den  Versuch 
gemacht,  eine  solche  Art  Weltrechtspflege  sich  anzumafsen,  indem 
es  in  seinem  Eifer  dir  die  Unterdrückung  des  Sklavenhandeb  seine 
Kriegsschiffe  instruierte,  jedes  desselben  verdächtige  Schiff  anzuhalten, 
eine  Mafsregei,  die  1841  zu  Konflikten  mit  den  Vereinigten  Staaten 
und  in  der  Folge  zum  Abschlufs  des  Vertrags  von  Washington  1842 
führte,  in  welchem  der  Streit  beigelegt  wurde,  ohne  dafs  jedoch  Eng- 
land auf  sein  angemafstes  Recht  der  Durchsuchung  ausdrücklich  ver- 
zichtet hätte.  Schon  im  Jahre  1828  war  von  den  Vereinigten  Staaten^) 
der  Gedanke  angeregt  worden,  den  Sklavenhandel  durch  ein  Überein- 
kommen der  civilisierten  Staaten  für  piracy  nach  Völkerrecht  zu  er- 
klären, allein  ohne  weiteren  Erfolg.  Es  blieb  somit  kein  anderer  Weg, 
als  durch  Verträge  den  Sklavenhandel  für  piracy  zu  erklären  und  sich 
gegenseitig  ein  Recht  der  Durchsuchung  einzuräumen.  Diese  Politik 
hat  England  verfolgt  und  mit  mehreren  Mächten  dahingehende  Ver- 
träge abgeschlossen^^),  deren  keiner  jedoch  einem  Staate  ein  Juris- 
diktionsrecht über  Unterthanen  des  anderen  Staates  einräumt;  nur  der 
Vertrag  mit  Portugal  1839  sieht  gemischte  Gerichtshöfe  vor. 

5.    Bigamy  ®*). 

Das  Eingehen  einer  zweiten  Ehe  war  durch  das  Statut  1  James  J. 
0.  11  für  eine  ^fdony^  erklärt  worden.  Da  jedoch  das  strikte  Fest- 
halten der  ausschliefslichen  Zuständigkeit  des  forum  delicti  commissi 
eine  Anwendung  dieses  Gesetzes  auf  Eheschliefsungen  im  Ausland  un- 
möglich machte,  erging  a.  1829  das  Gesetz  9  Qeo.  IV.  c.  21,  welches 
in  s.  22  die  Fiktionsklausel  enthält,  dafs  der  im  Ausland  eine  zweite 


82)  In  dem  von  Kent^  Int.  Law,  S.  451  angeführten  Fall  des  schwe- 
dischen Schiffes  „Fortana"  sagt  der  englische  Richter:  „England  did  not 
mean  to  sei  herseif  up  as  the  legislator  and  custos  morum  for  the  tohole 
World,'*    Weitere  Fälle  daselbst  und  bei  Phillimore  l.  c. 

83)  Vergl.  die  an  den  Präddenten  gerichtete  Resolution  des  Repräsen- 
tantenhauses vom  28.  Februar  1823;  Woolsey  §  138. 

84)  Deren  Aufzählung  bei  Phillimore  I  S.  410  ff.,  daselbst  insbesondere 
der  Vertrag  mit  den  V.  St.  1862. 

85)  Lewie  S.  21;  Phülimore  IV  S.  800;  Russül  UI  S.  264  f.;  WharUm^ 
Cr.  Law.  II  §  2618. 
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Hhe  eingebende  Brite  angesehen  wenien  soll,  als  habe  er  sie  im  Inland 
eingegangen.  An  Stelle  dieses  Gesetzes  ist  1861  s.  57  des  CansoU' 
daUonS'StaMea  24  u.  25  Vid.  c.  100  getreten. 

6.   Abnahme  oder  Leistung  gesetswidriger  Eide^*). 

Durch  zwei  Gesetze  G^igs  III.  sind  besondere  Thatbestände  auf- 
gestellt, die,  auch  wenn  im  Ausland  begangen,  im  Inland  strafbar  sind. 
Nach  37  Qeo.  UI.  c.  123  8.  1  ist  fUr  strafbar  erklärt:  „who  shaU 
administer  or  cause  to  he  administered  .  .  .  any  oath  or  engagemevd 
purporHng  or  intended  to  bind  the  person  taking  (he  satne  to  engage 
in  any  mulinous  or  sedUums  purpose;  or  to  disturb  (he  ptMic  peace; 
or  io  he  of  any  AssociaHon^  Society  or  Confederacy  formed  for  any 
such  purpose^j  zu  welchen  Bestimmungen  das  Oesetz  in  systemloser 
Weise  noch  eine  Anzahl  analoger  hinzuftlgt. 

Das  folgende  Oesetz  52  Geo.  UI,  c,  104  ,  welches  erging,  um 
den  Zweck  jenes  wirksamer  zu  erreichen,  bestimmt,  dafs  die  Abnahme 
wie  die  Ableistung  eines  Eides  oder  eine  Verpflichtung,  welche  den 
Zweck  hat,  jemand  zur  Begehung  eines  treason,  eines  Mordes  oder 
einer  mit  Todesstrafe  bedrohten  fdony  zu  verpflichten,  strafbar  sein 
solle.  Beide  Gesetze  enthalten  in  s.  6  bezw.  7  die  Klausel,  dafs  für 
den  Fall  der  Begehung  aufserhalb  Grofsbritanniens  das  Delikt  als  im 
Inland  begangen  angesehen  und  behandelt  werden  solle. 

7.    Nach  der  Explosire  Snbstances  Act  1888 

{46  Vid.  c.  3)  sind  Versuchs-,  Vorbereitungs-  und  Teilnahmehandlungen 
zu  bexw.  an  der  Bewerkstelligung  einer  Explosion  in  Grofsbritannien 
auch  dann  im  Inland  strafbar,  wenn  diese  Handlungen  im  Ausland 
▼oigenommen  wurden  ^^). 

8.     False  oath  or  notice. 

Zu  den  genannten  Thatbeständen  sind  in  neuester  Zeit  noch  zwei 
weitere  gekommen  durch  die  Foreign  Marriage  Act  1892  (55  u»  56 
Vid.  e.  23)^^). 

Diese  bestimmt  in  s.  15^  wer 

a)  hnounngly  and  wüfuüy  makes  a  fälse  oa(h  or  signs  a  false 
notice  j  under  (his  Äd^  for  the  purpose  of  procuring  a  mar- 
riage; or 

b)  forhids  a  marriage  under  (his  Ad  hy  fälsely  representing  htm- 
sdf  to  h€  a  person ,  whose  consent  to  (he  marriage  is  required 
hy  lau>^  knowing  such  represeniation  to  he  falsCj 

aoU  nach  den  für  den  Meineid  geltenden  Strafbestimmungen  im  Inland 


86)  Wharton,  Confl.  8  874. 

87)  V.  Martits  I  S.  101  Anm.  48.    Hinsichtlich  der  Teihiahmehandlung 
veigl.  das  oben  J  2  Z.  8  Gesagte. 

88)  Hall,  F.  J.  App.  U. 
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bestraft  werden  und  zwar,  auch  wenn  das  Delikt  niebt  im  Inland  be- 
gangen worden  ist^*). 

Die  bisher  genannten  Aasnahmef^Ue  haben  sich  auf  alle  britisch«! 
Unterthanen  ohne  Unterschied  bezogen.  Zu  ihnen  kommen  noch 
folgende,  sich  nur  auf  Handlungen  bestimmter  Klassen  englischer  Unter- 
thanen erstreckende  Straf  bestimmungen. 

9.    Delikte  britiseher  Seeleute  gegen  Person  oder  YermSgen'^}. 

Die  weitgehendste  Ausnahme  vom  Territorialprincip  hat  die  Geaets- 
gebung  Grofsbritanniens  hinsichtlich  ihrer  Seeleute  gemacht  Die  schon 
oben  aus  anderer  Veranlassung  erwähnte  Merchant  Shipping  Äd  1854 
hat  nämlich  alle  Delikte  gegen  die  Person  oder  das  Vermögen,  irgendwo 
begangen  von  britischen  Seeleuten,  für  strafbar  erkUirt.  Diese  Be- 
stimmung ist  bei  dem  Umstände,  dafs  sie  auf  eine  gerade  in  England 
sehr  zahlreiche  Personenklasse  Anwendung  findet,  welche  beru&mäfsig 
fremdes  Territorium  zu  betreten  hat,  von  solchem  Umfang,  dafs  man 
angesichts  derselben  von  einem  Territorialprincip  eigentlich  nicht  mehr 
reden  kann*^). 

10.     Delikte  englischer  Beamten  im  Ausland*'). 

Endlich  sind  durch  11  WtU.  IV.  c,  12  u.  42  Geo.  Hl.  c.  85  j 
sowie  einige  speciell  Indien  betreflfende  Statutes^)  verschiedene  „acte 
of  oppression^y  begangen  von  britischen  Civil-  oder  Militärbeamten  im 
Ausland  in  Ausübung  ihrer  Amtspflichten  oder  unter  Mifsbrauch  ihrer 
Amtsgewalt,  für  im  Inland  strafbar  erklärt  worden. 

In  weit  geringerem  Umfange  hat  die  Gesetzgebung  der  Vereinigten 
Staaten  die  eztraterritorialen  Handlungen  des  Unterthanen  unter  Straf- 
drohung gestellt 


89)  Nicht  zu  den  anfeez&hlten  Ausnahmefällen  gehört  der  Fall  der 
forgery  nach  11  Geo,  Iv  und  1  Will,  IV.  e,  66,  welches  Statut  (s.  30) 
die  aufserhalb  Englands  be^ngene  Urkundenfälschung  zu  bestrafen  schebit. 
Allein  dem  ist  bei  näherer  Betrachtung  nicht  so.  Das  Gesetz  unterscheidet 
durchweg  zwei  getrennte  Thatbestände ,  das  Fälschen  einerseits  und  das 
Grebraucnmachen  andererseits.  Der  Sprachgebrauch  des  Gesetses  (m.  2 — 11) 
verbindet  das  ^orging  or  altsring^  mit  dem  „offering^  tUtering^  düposing 
of^  stets  mit  einem  „or**,  nicht  mit  einem  ^and*^.  Die  das  in  Grofisbriätnnien 
Erfolgende  Gebrauchmachen  einer  aufsernalb  Grofsbritanniens  gefälschten 
Urkunde  kriminalisierende  «.  30  straft  also  keine  extraterritoriale  Handlang. 
LewiB  S   21 

90)  Phülimore  IV  S.  800  f.;  JUwis  S.  24  f.:  Rf*aseU  1  S.  17;  Wharton^ 
Confl.  §  860;  Hau,  F.  J,  S.  232. 

91)  In  dieser  Erkenntnis  bemerkt  Lewis  L  e,  ausdrucklich:  „/<  ie  p&e- 
sible,  ihai  ihe  very  extensive  terms  of  this  enactmerU  might  receive  some 
lifiutciHon  fram  fudicial  interpretation,*^  In  der  That  ist  die  Auslegungs- 
freiheit der  englischen  Gerichte  eine  sehr  grofse^ 

93)  Säephen^Blaekstone  TV  S.  371;   Stephen,  Bist  H  8.  16;  derselbe 
im  Journal  du  Droü  Int,  Pr.  XIV  S.  131;  Ruasell  1  S.  28. 
93)  Aufgezählt  bei  Stephen,  Hist.  L  e. 
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1.  Treason  gegen  die  Vereinigten  Staaten  ist  dnrch  verschiedene 
Kongrefsakte  für  strafbar  erklärt  worden,  wo  immer  begangen.  Die 
Gesetagebtingskompetenz  des  Kongresses  gründet  sich  auf  a,  3  s,  3 
der  Ver&ssoiig,  welche  auch  den  Begriff  treason  im  Anschlnfs  an  das 
englische  (reoson -Statnt  Edw.  XZ7.  definiert  Treason  gegen  die  ein- 
seinen Staaten  wird  von  diesen  teils  als  common  2aii;- Delikt,  teik  attf 
Ghrond  besonderer  Oesetzesbestimmnng  bestraft,  aach  wenn  aufserhalb 
des  Staates  begangen  ^^). 

2.  Ein  Gesetz  vom  30.  Januar  1799,  genannt  das  Log  an- 
Statat,  straft  die  von  Untertbanen  ohne  Regieningserlanbnis  geftihrte 
Unterhandlang  mit  fremden  Regierungen  oder  deren  Beamten  zum 
Zweck  der  Beeinflussung  der  betreffenden  Regierungen  in  ihrem  Ver- 
halten in  einem  Streitfalle  mit  den  Vereinigten  Staaten,  und  zwar  ohne 
Kficksicht  auf  den  Ort  der  Buchung.  Dieses  Gesetz  erging  anläfslich 
einer  von  einem  gewissen  Logan  1798  auf  eigene  Faust  geführten 
diplomatischen  Unterhandlung  mit  Frankreich,  mit  welchem  damals 
Krieg  drohte»^). 

3*  Ein  weiteres  Beispiel  daftlr,  dafs  der  Rttcksicbt  auf  das  eigene 
Interesse  m  concreto  das  Princip  zu  weichen  hat,  ist  das  während  des 
Btlrgerkri^es  erlassene  Gesetz  vom  25.  Februar  1863,  welches  die 
ohne  Regierungserlaubnis  und  in  feindseliger  Absiebt  eifolgte  An- 
knüpfung von  Beziehungen  (correspondence)  mit  Rebellen  für 
strafbar  erklärt,  auch  wenn  im  Ausland  begangen*^). 

4.  Die  amerikanische  Foreign  Enlistment  Ad  vom  20.  April 
1818  stellt,  wie  die  britische,  den  Thatbestand  des  „in  fraudem  legis 
ins  Ausland  Gehens*'  auf,  straft  jedoch  im  Gegensatz  zu  jener  an 
extiaterritorialen  Handlungen  der  Untertbanen  nur  die  Teilnahme  an 
ndfitärischen  Operationen,  welche  gegen  die  Veremigten  Staaten  bezw. 
deren  Untertbanen  gerichtet  sind*''). 

5.  Die  Beteiligung  am  Sklavenhandel  ist  durch  zahl- 
reiche Kongressacte '^)  ftir  piracy  erklärt,  daher  wo  sie  auch  immer 
seitens  eines  Untertbanen  erfolgt  sein  mag,  strafbar. 

6.  Endlich  bestraft  das  Gesetz  v.  18-  August  1856  8.J24.  Meineid, 
begangen  vor  Gesandtschaftssekretären  und  Konsular- 
beamten der  Vereinigten  Staaten,  sowie  Fälschung  des  Siegels 
oder  der  Unterschrift  eines  solchen  Beamten**).  Dafs  dieses  Gesetz 
auch  das  Delikt  des  Nichtunterthanen  mit  Strafe  bedroht,  wird  im 
nfldksten    Paragraphen    zu    erwähnen    sein.      Während    das    Bundes- 


94)  Wharton,  Cr.  L.  %  2715  und   2766;   Biskop,   CV.  X.  J  §  910  und 
U  §  1189:  daselbst  sind  die  verschiedenen  trettson-acts  abgedruckt. 

95)  Wharian,  Conß,  §  867;  Cr.  Law,  §  210  g;  Moore* a  Report  S.  64. 

96)  Wharion,  ConfL  f  868;  Cr.  L.  §  2717b. 

97)  KmU,  Im.  Law.  I  Ch.  VU;  Woohey  §  165;  Haüech,  Ch.  XXII, 
§191;  PhüUmore  l  8.  667  und  App.  VI. 

98)  Aufgezählt  bei  Erna,  InL  Lmo.  S.  442  ff.;  s.  aiuch  Wharkm,  Cr.  L. 
§  2865;  Wo^e^  §  78. 

99)  WhaH&m,  Conß.  «  873,  Cr.  Law.  §  210 i;  Moore's  RepoH  &  65  f. 
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Btrafrecht  sich  nur  nm  diese  wenigen  Fälle  von  extraterritorialen 
Delikten  des  amerikanischen  Bürgers  kümmert,  hat  die  Strafgesets- 
gebnng  der  einzelnen  Unionsstaaten  jene  in  solchem  Umfiinge  nnter 
Strafe  gestellt,  dafs  von  einem  Territorialprincip  hier  nicht  mehr  ge- 
redet werden  kann.  Es  liegt  nicht  im  Rahmen  der  Aufgabe,  eine  auch 
nur  annähernd  vollständige  Übersicht  der  einschlägigen  Bestimmongen 
des  Strafrechts  der  einzelnen  Staaten  za  geben.  Bei  der  Unabgeklärt- 
heit  und  dem  raschen  Wechsel  derselben  wäre  dies  auch  ein  höchst 
undankbares  Unternehmen.  Es  genüge  hier  der  Hinweis  anf  die  Oesetz- 
gebung  weniger  Staaten  insbesondere  New  Yorks,  um  zu  zeigen,  dafs 
das  Territorialprincip   den  Bedürfhissen   derselben   weichen   mnfste^^^). 

§  8. 
Das  extraterrltoriale  Delikt  des  Ausländers. 

Dafs  das  britische  Recht  die  Bestrafung  des  Ausländers  wegen  eines 
im  AusUnd  begangenen  Delikts  im  Princip  verwirft,  ergiebt  sich  ohne 
weiteres  aus  dem  Gesagten.  Die  Rechtfertigung,  welche  man  der,  wenn 


100)  Am  Schlüsse  mehrerer  Titel  des  New  Yorker  Str.G.B.s,  selbst  des 
Titels  ^Grausamkeit  gegen  Tiere",  befindet  sich  die  Bestimmung  (§  239, 
461,  667  etc.):  »Wer  diesen  Staat  in  der  Absicht  verläfst,  einer  Bestimmung 
dieses  Kapitels  zu  entgehen  oder  eine  Handlung  aufserhalb  dieses  Staates 
zu  begehen,  welche  in  diesem  Kapitel  verboten  ist,  oder  wer  in  diesem 
Staate  wohnt  und  aufserhalb  dieses  Staates  eine  Handlung  begeht,  welche 
nach  den  Bestimmungen  dieses  Kapitels  strafbar  sein  würde,  wenn  sie  inner- 
halb dieses  Staates  Mgangen  wäre,  ist  desselben  Verbrechens  schuldig  und 
derselben  Strafe  unterworfen,  als  wenn  die  Handlung  innerhalb  dieses 
Staates  b^^gen  worden  wäre  oder  hätte  durchgeführt  werden  sollen.^ 

Das  Schutzprincin  im  weitesten  Sinne  vertritt  §  676  desselben  Gresetzes, 
welcher  alle  aufserhalo  des  Staates  begangenen  Handlungen  straft,  welche 
Personen  oder  Eigentum  innerhalb  des  Staates  oder  die  Uesundheit,  Mond 
oder  Sittlichkeit  des  Staates  berühren.  VergL  auch  §  16  Z.  5  desselben 
Gesetzes,  welche  eztraterritoriale  HandluD^en  schon  dann  straft,  wenn  sie 
ihrem  gewöhnlichen  Verlauf  nach  eine  Handlung  oder  Wirkung  herbeiführen, 
welche  die  Gesetze  des  Staates  verletzt. 

Zweikampf  aufserhalb  des  Staates  ist  strafbar,  wenn  die  Verabredung 
dazu  im  Staate  erfolgte:  New  York  §  185;  Minnesota  s,  6439, 

Bigamie  wird  in  einzelnen  Staaten  wie  nach  dem  Recht  Grofsbritanniens 
bestraft,  wenn  die  zweite  Ehe  aufserhalb  des  Staates  geschlossen  wurde; 
andere  Staaten  helfen  sich  durch  Aufstellung  eines  besonderen  Thatbestandes 
yfContinuance  in  a  bigamous  state^  oder  „cohabüing  in  the  stcUe^  (so  Missonri 
8,  3792).  Wharton,  Cr.  L,  II  §  2618.  —  Sehr  charakteristisch  ist  die  Be- 
stimmung des  Art.  454  des  Str.G.B.  von  Texas,  wonach  alle  unter  dem 
Titel  yjorgtrits*^  aufgeführten  Delikte,  which  do  not  in  their  commisHon 
necessarÜy  require  a  personal  presenee  in  this  State  ^  the  object  oj  this 
chapter  being  to  reach  and  punish  all  persona  offending  agatnst  its  pro- 
visionsj,  wether  within  or  irithout  the  State  ....  im  Inland  strafbar  mnd. 
Diese  Bestimmung  wurde,  weil  gegen  das  Territorialprincip  verstofsend,  als 
ungültig  bezeichnet  im  Falle  einer  in  Louisiana  begangenen  Fälschung  eines 
tezaniscnen  j.land-title's*^.  Diese  Ansicht  wurde  aber  von  dem  höchsten 
Gerichtshof  des  Staates  verworfen  mit  der  ebenso  treffenden  als  naiven  Be- 
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ancb  nur  gezwungen  und  schrittweise  erfolgten  Herbeilassung  zur  Be- 
strafung des  extraterritorialen  Delikts  des  Unterthanen  gegeben  hatte, 
die  nahträl  aUegianee,  das  Unterthanenverhältnis,  fehlte  hier.  Der  Ein- 
griff, welchen  der  in  diesem  Fall  strafende  Staat  in  die  doch  wesent- 
lich exklusiven  Souveränitätsrechte  des  Begangenschaftsstaates  machen 
würde,  wäre  ohne  jede  Rechtfertigung.  Es  sei  daher  zum  mindesten 
sehr  zweifelhaft,  ob  derartige  Stra%esetze  internationale  Gültigkeit 
haben,  d.  h.  in  Kraft  gesetzt  werden  können  gegen  den  Widerspruch 
des  Heimatsstaats  des  Verbrechers^^').  Demgemäfs  ist  es  eine  Inter- 
pretationsregel des  britischen  Rechts,  dafs,  wo  ein  Strafgesetz  nur  vom 
Thäter  als  j,every,  any  person^  oder  ^^wAoever^  spricht,  damit  nur  der 
britische  Unterthan  gemeint  ist'^'),  eine  sehr  wichtige  Regel,  wenn 
man  in  Betracht  zieht,  dafs  die  britischen  Strafgesetze  nur  sehr  selten 
die  Unterscheidung  zwischen  Unterthan  und  Nichtunterthan  machen; 
eine  Ausnahme  macht  das  oben  erwähnte  Statut  ^4  u,  25  Vid.  c.  100^ 
welches  (s.  57)  ausdrücklich  bestimmt,  dafs  es  auf  zweite  Heiraten 
Yon  Ausländem  nicht  Anwendung  finden  solle.  Englischerseits  wurde 
auch  g^en  den  vom  Institut  fttr  internationales  Recht  zu  Brtlssel  1879 
und  zu  München  1883  gefafsten  Majoritätsbeschlufs  opponiert,  welcher 
bestimmte,  dafs  jeder  Staat  das  Recht  habe,  Verletzungen  seiner  Straf- 
gesetze durch  extraterritoriale  Handlungen  auch  des  Ausländers  zu 
strafen  ^älors  gue  ces  faits  consUtuent  une  atieinte  ä  Vexistence  sociale 
de  Väat  en  cause  et  comprometieni  sa  securitSy  et  quüs  ne  sont  point 
prevus  par  la  loi  pendle  du  pays  sur  le  territoire  duguel  üs  ofit 
eu  Ueu  »<«). 

Trotzdem  hat  aber  auch  Orofsbritannien  in  verschiedenen  Fällen 
sein  Stra%esetz  auf  extraterritoriale  Handlungen  des  Ausländers  aus- 
gedehnt : 

1.  Die  mehrfiich  erwähnte  Nerchant  Shipping  Act  1854  bestraft 
in  8.  267  alle  extraterritorialen  Delikte  gegen  Person  oder  Vermögen, 
wenn  begangen  Jby  any  tnaeter,  Seaman  or  apprentice,  who  at  ihe  time, 
when  Ae  offence  ia  commUted  is,  or  unthin  3  months  prevtously,  has 
heen  employed  in  any  British  Ship*^.  Danach  kann  ein  italienischer 
Seemann,  der  in  Marseille  einen  Mord  begeht  und  innerhalb  drei  Monaten 
▼or  der  That  auf  einem  englischen  Schiff  Dienste  gethan,  in  England 
bestraft  werden  ^^). 

Dafs  durch  die,  wenn  auch  nicht  mehr  gegenwärtige  Zugehörigkeit 
ca  einem  britischen  Schiffe  eine  Art  Gehorsamspflicht,  welche  der  Unter- 
tfaanenpflicht  nicht  gleich-  aber  nahekommt,   begründet  werde,   ist  ein 


grftndnng,  das  Gericht  könne  keinen  yemflnftigen  Grund  einsehen,  warum 
die  Gesetzgebung  des  Staates  nicht  berechtigt  gewesen  sein  solle ,  den 
Art.  454  zu  erlaoen.    Moore's  Report  8.  25. 

101)  Lawrence  §   125;    Hall,   Int.   Law.  §  62;   PhiOimore   I   S.  458, 
IV  S.  796. 

102)  Hall,  F.  J.  8.  247. 

im  HaU,  Int.  Law.  §  222  Anm.  1 ;  Westlake  S.  127. 
104)  Stephen,  Eist.  II  S.  12  und  28. 
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in  der  britiichen  (Jeaetzgebang  auch  Bonst  vorkommender  Oedaake;  lo 
bestimmt  die  sofort  m  betrachtende  Pacific  Order  1893,  dafo  auf  den 
nicht  in  britiBchem  Besitz  oder  nnter  britischem  Protektorat  stehenden 
Inseln  des  stillen  Oceans  Grofsbritannien  Jurisdiktion  habe  „only  aver 
Her  Mßjesty^s  subjedSy  and  any  foreigners  or  naüves,  in  so  far  as  ly 
reasan  of  heing^  er  hamng  been,  on  board  a  Bristiah  skip  or  oOterwisej 
(Hey  have  come  under  a  dnUy  of  aUegiance  to  Her  Majesty^^)*. 

Schon  bei  der  Betrachtung  der  zur  Regelung  der  Jurisdiktion  in 
uncivilisierten  Ländern  und  Protektoraten  ergangenen  ordere  in  Council 
ist  hervorgehoben  worden,  dafs  diese  auch  eine  Gerichtsbarkeit  ttber 
Nichtbriten  in  den  betreffenden  Gebieten  kennen.  In  enteren  ist  diese 
freilich  der  Rßgel  nach  abhängig  gemacht  von  der  Zustimmung  der 
Regierung  des  Heimatsstaates  des  Verbrechers,  an  deren  Stelle  aber 
auch  die  in  bestimmter  Form  erklärte  Zustimmung  des  letzteren  selbst 
treten  kann  ^<>^). 

2.  Anders,  wie  oben  schon  ausgef^rt  in  Protektoraten.  That- 
sächlich  übt  Grofsbritannien,  trotzdem  es  Protektorate  als  fremde  Tenri- 
torien  ansieht,  Kriminalgerichtsbarkeit  auch  über  Unterthanen  fremder 
Staaten,  ohne  Rücksicht  auf  deren  Zustimmung  ^^^)  in  den  durch  die 
Pacific-  und  Qoldcoasi  ordere  geregelten  Schutzgebieten,  sowie  in  den 
unter  der  Hoheit  der  South  African  Company  und  der  Royal  Ifiger 
Company  stehenden  Ländern  ^®^). 

8.     £ine  Kategorie  von  Fällen,   in   welchen   Grofsbritannien   den 


105)  HM,  F.  J,  S.  281  f.;  v.  Bar  §  188  Note  11.  Hierher  eehört  auch 
die  Bestimmung  des  Gesetzes  57  Geo.  III.  c,  53  (1817),  nach  welchem 
j^murders  and  manslaughters  may  he  tried  in  any  of  Hia  M*a  poesesnon* 
abroad,  if  committed  under  the  follotoing  circumstanees :  1)  commiUed 
on  land  at  Honduras  ^  by  any  person  within  the  settlement.  2)  commiUed 
in  the  ialanda  of  the  New-Zealand  and  Otaheite,  or  in  any  other  ielande^ 
countries  or  places  not  within  His  APe  dominions  nor  eubj'ect  to  any  Europeen 
State  or  power ^  nor  within  the  territory  of  the  ü.  St.  of  America,  by  the 
maeter  or  erew  of  any  British  shif^  or  by  any  person  sailing  or  belonging 
thereto,  or  that  shdll  have  sailed  %n,  or  belonged  to,  and  have  quitted  any 
British  ship  to  live  in  any  of  the  »aid  islandsy  countries  or  places,  or  that 
shall  he  there  living,*^  Diese  Bestimmungen,  die  einen  weiteren  Fall  der 
Ausdehnnnr  des  englischen  Strafgesetzes  ant  extraterritoriale  Delikte  aneh 
des  Auslänaers  darstellen  (s.  Levjis  S.  25  f.l  sind  frdlich  nur  von  historischsm 
Int^ase,  da  die  in  Betracht  kommenden  Länder  und  Inseln  seither  britische 
Besitzungen  geworden  sind. 

lOe)  Hall,  l.  c. 

107)  Diese  wird  einfach  präsumiert;  Hall,  F.  J.  S.  215:  „exereise  of 
Jurisdiction  on  all  persons  vnthin  a  proieeted  territory  . . .  is  so  neeessary^ 
or  at  least  so  natural,  a  consequence  of  the  protectorate,  where  native  ad" 
ministration  aud  judicial  organieation  is  inadequate,  that  foreign  powere 
may  be  expeeted  to  acquiesce  in  its  enforeementJ^ 

108)  Stephen,  Hist.  ü  8.  12;  Hall,  F.  J.  S.  215:  Lewie  S.  17  f.  Be- 
achtenswert ist  die  Bemerkung  HalVs  (/.  e,  8.  221):  „It  must  be  confessed, 
that  if  the  Courts  are  bound  to  guide  themselves  solely  by  referenee  to  the 
Foreign  Jurisdiction  Act ,  the  right  of  exercising  Jwrtsdiction  over  subjeets 
of  foreign  powera  hardly  eeems  to  reet  upon  so  solid  a  foundestion  as 
might  be  wished.*^ 
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AuBlJtnder  ftir  seine  auf  hoher  See  auch  auf  nichtbritischen  Schifien 
begangenen  Verletzungen  des  britischen  Strafgesetzes  verantwort- 
lich macht: 

a)  ^®*)  Grofsbritannien  hat  verschiedene  mit  den  Produkten  des 
Meeres  zusammenhängende  Erwerbszweige  auch  über  die  Grenze  der 
TerritorialgewHsser  hinaus  geschützt  und  konnte  bei  den  zu  diesem 
Zweck  erlassenen  Straf  bestimmungen  natürlicherweise  die  Handlung  des 
AnsU&nders  nicht  ignorieren.  Die  hier  in  Betracht  kommenden  Gesetze, 
die  Sea-Flskeries  Act  1868  (31  u.  32  Yict.  c.  45)  und  die  Herring- 
Fisher^  Act  1889  (52  u.  53  Viä  c.  23)  sehen  daher  auch  die  Be- 
strafnng  des  Auslftnders  wegen  aufserhalb  der  TerritorialgewKsser  be- 
gangener Verletzungen  vor,  jedoch  dies  nur  nnter  der  Voraussetzung 
dee  Bestehens  eines  mit  dem  Staat  des  Delinquenten  bestehenden  und 
diese  Jurisdiktion  gestattenden  Vertrags.  In  einem  Falle  straft  aber 
Grofsbritannien  den  AnslAnder  auch  ohne  einen  solchen  Vertrag,  nämlich 
wegen  Verletzungen  der  zum  Schutz  der  Perlenfischerei  an  der 
Küste  Ceylons  ergangenen  Bestimmungen ^^^).  Dieses  Fischerei- 
recht wird  von  der  britischen  Regierung  beansprucht  bis  auf  eine  Ent- 
fornung  von  20  englischen  Meilen  von  der  Küste  der  Insel. 

Zar  Rechtfertigung  dieses  Anspruchs,  der  nicht  allein  dem  Terri- 
toröJprincip,  sondern  auch  den  durch  die  Terriiorial-Waiers  Jurisdiction 
Act  ^tgelegten  Grundsätzen  widerspricht,  wird  geltend  gemacht,  dafs 
es  sich  nur  am  Ansprüche  von  Produkten  zur  Insel  gehöriger  unter- 
seeischer Landesteile  handle,  welche  seit  unvordenklicher  Zeit  von  den 
jeweiligen  Herrschern  der  Insel  als  Eigentum  behandelt  worden 
seien« 

b)  Einen  weiteren  Fall  bietet  die  Hovering  Ad  8  u.  9  Vict, 
c.  86  (früher  9  Oeo  II  c.  35).  Diese  enthält  zum  Zweck  der  wirk- 
samen Durchführung  der  Zollgesetze  verschiedene  Strafbestimmungen, 
welche  die  auch  vom  Ausländer  innerhalb  vier  ^leagues'^  von  der 
britischen  Küste  begangenen  Handlungen  (z.  B.  transshipping  of 
ffcodSj  non-production  of  the  mamfest)  treffen  ^^^). 

Diese  Bestimmungen,  deren  Grund  in  dem  Recht  der  Selbst- 
erhaltung gefunden  wird,  werden  auch  von  dea  britischen  Juristen  als 
unhaltbar  bezeichnet  Sie  werden  nicht  ab  ein  Recht  geltend  gemacht^ 
nnd  könnte»  gegen  den  Widersprach  eines  fremden  Staates  nicht  in 
Wirksamkeit  gesetzt  werden  ^^'). 

e)  Eine  ähnliche,  wenn  auch  nicht  gleich  umfiuigreiche  Jurisdiktion 
wird  geübt  aof  Grand  der  Quarantine  Ad  6  G-eo  IV  c.  78  (1825). 
Dieses  Gkssetz  setzt  bestimmte  Formalitäten  z.  B.  Signale  fest,  welche 
jedes  der  Quarantäne  unterworfene  Schiff  beachten  mafs,  sobald  es  auf 


109)  HaU,  F.  J.  §  107. 

110)  fftül,  L  0.  S.  248  Anm.  1. 

111)  BaU^  F.  «/.  §  108;  FhüUmore  I  S.  275. 

112)  Hau,  L  c.  and  Amn.;  FhüHmore,  l.  e.  8.  276. 
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zwei  ^leagues*^  sich  der  britischen  Kttste  genUbert  hat  Auf  die  Nicht- 
beachtung sind  Strafen  gesetzt ,  die  jedoch  nur  dann  zur  Vollstreckung 
gelangen,  wenn  das  betreffende  Schiff  nach  begangener  Übertretung  in 
die  territorialen  Gewässer  kommt  ^^^). 

In  der  englischen  Kechtswissenschaft  sind  die  Meinungen  über  die 
Ausdehnung  des  inländischen  Strafgesetzes  auf  das  extraterritoriale 
Delikt  des  Ausländers  geteilt  Auf  der  einen  Seite  wird  dieselbe  ent- 
schieden verworfen,  da  man  niemand  zumuten  könne,  die  Strafgesetze 
aller  Länder  zu  kennen,  welche  etwa  seine  geschriebenen  oder  ge- 
sprochenen Worte  erreichen  könnten. 

Das  Recht  der  Selbsterhaltung  insbesondere,  auf  welche  die  in 
Betracht  kommenden  Gesetze  gestützt  zu  werden  pflegen,  rechtfertige 
nicht,  dafs  man  so  weit  gehe,  in  fremde  Souveränitätsrechte  einzugreifen. 
£s  sei  besser,  dies  in  concreto  der  diplomatischen  Beschwerde  zu 
überlassen,  deren  Erfolg  um  so  sicherer  sei,  als  jeder  Staat  darauf  be- 
dacht sein  müsse,  dafs  sein  Gebiet  nicht  zum  Schauplatz  von  ver- 
brecherischen Angriffen  auf  den  Nachbarstaat  werde  ^^^). 

Andererseits  wird  geltend  gemacht,  nach  völkerrechtlichen  Grund- 
sätzen geben  genügend  wichtige  und  dringende  Rücksichten  der  Selbst- 
erhaltung jedem  Staat  das  Recht,  die  gewöhnlichen  Grenzen  seiner 
Rechte  zu  überschreiten  und  Ausnahmemafsregeln  zu  seinem  eigenen 
Schutze  zu  treffen. 

Es  sei  somit  nur  die  Frage,  ob  der  in  concreto  obwaltenden  Rück- 
sicht der  Selbsterhaltung  das  Recht  der  Souveränität  zu  weichen  habe; 
dafs  dies  in  seltenen  Fällen  möglich  sei,  könne  nicht  bestritten 
werden  *^^). 

Auch  in  den  Vereinigten  Staaten  proklamiert  die  Rechtswissen- 
schaft den  Grundsatz,  dafs  der  Staat  Nichtunterthanen  wegen  im  Aus- 
land begangener  Delikte  nicht  zur  Verantwortung  ziehen  könne  ^^^),  und 
die   Regierung   der  Union   hat  gelegentlich   des  Falles  Cutting^^'^)   im 


113)  Hall,  F.  J.  8.  245  f 

114)  Weatlake  §  217;  Phülimore  I  S.  458;  Laivrence  §  125.  Be- 
zeichnend ist  die  BemerkuDff  des  letzteren:  Es  sei  jedenfalls  „an  occasional 
failure  of  justice  preferable  to  puUing  ihe  subjects  qf  every  State  aiihe 
mercy  of  the  la;io  and  administration  of  its  neighboura,"  So  die  V.  St  i./F. 
Cutting, 

115)  Hall,  F.  J.  S.  245  u.  Int.  Law,  S.  222  Anm.  1.  Derselbe  zählt 
(F.  J.  S.  243)  vier  Gründe  auf,  auf  welche  dn  Staat  sein  Jurisdiktionsrecht 
stützen  kann :  1)  soveretgnty  over  place,  2)  sovereigniy  over  person,  3)  eon- 
aent,  4)  urgency  of  neceasity  oder  „protective  neceaaüy^  (S.  246  l.  c). 

116)  Story  §  20;  Woolaey  §  20a;  Moore' a  Report  S.  125. 

117)  Der  Fall  war  folgender:  Der  Vereinigte  Staaten -Bürger  CvUing, 
wohnhaft  zu  Paso  del  Norte,  Mexiko,  wurde  daselbst  wegen  einer  in  Texas 
begangenen  Beleidigung  eines  mexikanischen  Bürgers  auf  Grund  des  Art  186 
des  mexikanischen  Str.G.B.  verhaftet,  wonach  exterritoriale  Delikte  geeen 
einen  Mexikaner  iri  Inland  bestraft  werden,  auch  wenn  von  Ausländem  De- 

fangen.    Die  Verdnigte  Staaten-Resierung  verlange  kategorisch  FreUassung 
es  Cutting  mit  der  Sc^ündung,  dafs  Mexiko  kern  Jurisdiktionsrecht  habe. 
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Jahre  1886  diesen  Grundsatz  auch  einem  anderen  Staate  ausdrücklich 
aufzuzwingen  versucht.  Umsomehr  mufs  es  befremden,  dafs  die  Gesetz- 
gebung der  Union  selbst  in  einem  Fall  das  im  Ausland  begangene 
Delikt  des  Auslilnders  bestraft,  wie  dies  durch  das  schon  oben  er- 
wfthnte  Gesetz  vom  18.  August  1856  hinsichtlich  Meineids  vor 
amerikanischen  Gesandtschafissekrettfren  und  Konsularbeamten  und 
Fälschung  des  Siegels  oder  der  Unterschrift  der  genannten  Personen 
geschehen  ist  Diese  Bestimmung  ist  vom  Standpunkt  des  englisch- 
amerikanischen Rechts  nicht  zu  rechtfertigen  ^^^). 

Aufserdem  ist  durch  das  Bundesstrafrecht  eine  Art  protektiver 
Jurisdiktion  geübt  über  auf  hoher  See,  gleichgültig  ob  von  Unterthanen 
oder  Nichtunterthanen  begangene  Verletzungen  der  Zollgesetze.  Das 
Gesetz  vom  2.  Mttrz  1799  bestimmt  im  wesentlichen  dasselbe,  wie  die 
erwfthnte  britische  Havering  Act^  und  der  höchste  Gerichtshof  der 
Vereinigten  Staaten  hat  dieses  Gesetz  als  mit  den  Grundsätzen  des 
Völkerrechts  Übereinstimmend  bezeichnete^*). 

Dafs  übrigens  die  Vereinigten  Staaten  auch  in  neuester  Zeit  noch 
trotz  des  stets  hochgehaltenen  Princips  der  Freiheit  des  offenen  Meeres 
und  des  Grundsatzes  der  Nichtbestrafung  des  extraterritorialen  Delikts 
des  Ausländers  gerne  bereit  sind ,  eine  Ausnahme  zu  machen  ,  wo  es 
gilt,  eigene  Interessen  zu  schützen,  hat  die  im  Jahre  1893  durch  inter- 
nationales Schiedsgericht  beigelegte  Beringsee-Streitigkeit  zwischen  Grofs- 
britannien  und  den  Vereinigten  Staaten  gezeigt  Britische  Unterthanen 
hatten  etwa  70  Meilen  von  der  Küste  Alaskas  die  zum  Schutz  der 
Bobbenfischerei  ergangenen  Gesetze  der  Vereinigten  Staaten  übertreten. 
Ihre  Bestrafung  und  die  Konfiskation  ihrer  Schiffe  führte  zu  einem 
Konflikt  zvnschen  den  beiden  Regierungen,  in  welchem  die  Union  aus- 
drücklich ein  Jurisdiktionsrecht  auf  hoher  See  ohne  bestimmte  räum- 
liche Begrenzung  zum  Schutze  ihrer  Interessen  forderte  ^'^). 


da  das  Delikt  in  Texas  beengen  sei.  Nach  einem  lebhaften  Notenwechsel 
erledigte  sich  der  Konflikt  dadurch,  dafs  der  Verletzte  um  des  lieben  Friedens 
willen  und  wohl  nicht  ohne  von  seiner  Regierung  dahin  beraten  zu  sein, 
seinen  Strafantrag"  zurücknahm.  In  seiner  Botschaft  an  den  Kongrefs  vom 
6.  Dezember  1886  sprach  dann  der  President  der  Verein.  Staaten  unum- 
wunden die  Erwartung  aus,  dafs  Mexiko  sein  Strafgesetz  ändere.  Litteratur 
aber  den  Fall  Cuttina:  Mortre^s  Report^  Congresaional  Records,  2d  Session 
—  49^  Cangress;  HonaB'  and  Senate^Executive  Documenta  voL  I;  Molin, 
VAffaire  CfUtingj  in  der  Revue  de  Droit  International  XX  S.  559. 

118)  Moore y  Report  S.  65,  sucht  sie  damit  zu  rechtfertigen,  dafs  die 
Wohnung  der  betreffenden  Beamten  als  ein  Teil  des  heimatlichen  Terri- 
toiioms  anzusehen  sei.  Abgesehen  jedoch  von  der  Unrichtigkeit  dieser  Fiktion 
tiifit  nach  dem  Sinne  des  nagUchen  Gesetzes  die  Straf  bestimmung  auch  den 
anlserhalb  der  Wohnung  der  betreffenden  Beamten  begangenen  Meineid 
bezw.  die  Urkundenfälschung. 

119)  Biehop  I  §  76;  Kent,  Int.  Law.  8.  116;  WooUey  §  194  L  f. 

120)  Hallt  Int.  Law,  S.  267  Anm.  2;  Lawrence  §  106.  Beide  ver- 
urteilen scharf  die  Haltung  der  Vereinigten  Staaten. 
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§9. 

Solilullsbetrachtimgr« 

Damit  ist  die  Darstelimig  des  gegenwärtigen  Rechtsznstandes  in 
Theorie  and  Praxis  beendet.  Ein  kritischer  Überblick  über  das  Gkinze 
scheint  nunmehr  geboten. 

Wie  schon  erwähnt,  kennt  das  englische  Recht  eine  Lehre  von 
dem  räumlichen  Anwendungsgebiet  der  Strafgesetze  in  dem  von  der 
deutschen  Rechtswissenschaft  hiemit  verbundenen  Sinne  nicht  Bei  ihm 
tritt  an  die  Stelle  desselben  die  prozessuale  Lehre  von  der  Zuständigkeit 
des  Gerichts.  Dem  Briten  erscheint  es  so  selbstverständlich,  dafs  seine 
Gerichte  nicht  fremdes  Recht  anwenden,  dafs  er  bei  der  Betrachtung 
des  Verbrechens  nicht,  wie  der  Deutsche,  zuerst  fragt :  Haben  wir  ein 
Gesetz,  das  straft?  sondern  vielmehr:  Haben  wir  ein  Gericht,  das  straft? 
Darum  ist  auch  der  Ausdruck  ftlr  diese  Lehre  in  der  englischen  Rechts- 
Sprache  ein  prozefsrechtlicher  (^foreign  Jurisdiction^)  und  die  Aus- 
dehnung eines  Strafgesetzes  auf  extraterritoriale  Handlungen  erfolgt 
stets  in  der  Weise,  dafs  einem  inländischen  Gerichte  das  Recht,  ttber 
die  betreffende  Handlung  zu  erkennen,  erteilt  wird,  was  wiederum  in 
den  meisten  Fällen  durch  Aufstellung  der  Fiktion  geschieht,  das  Delikt 
sei  im  Inland  bezw.  in  einer  bestimmten  Grafschaft  (z.  B.  Midcßesex) 
begangen.  Aus  letzterer,  wie  auch  aus  der  geschichtlichen  Entwickelung 
des  Territorialprincips  in  England  geht  hervor,  dafs  das  englische  Recht 
dasselbe  im  Sinne  einer  räumlichen  Umgrenzung  der  strafbaren  Hand- 
lungen, nicht  der  delinquierenden  Personen  aufgefafst  hat. 

Das  Verbrechen  ist  ein  äufserer  Vorgang  und  darum  in  den 
Formen  des  Raumes  in  die  Erscheinung  tretend,  insofern  also  zweifel- 
los etwas  Lokales.  Da,  wo  es  verübt  wurde,  ist  der  Bruch  des  Rechts- 
ftriedens  am  empfindlichsten,  noch  lange  zeigt  man  die  Stelle  des  Ver- 
brechens und  der  Glaube  des  Volkes  läfst  die  Geister  hier  nicht  zur 
Ruhe  kommen.  Hier  sind  aber  auch  die  redenden  und  stummen  Zeugen 
der  That  und  deshalb  in  der  Regel  die  beste  Möglichkeit  zur  Er- 
forschung des  thatsächlichen  Sachverhalts  gegeben.  Darin  lag  zweifellos 
das  Richtige  an  jenem  Grundsatz  der  ausschliefslichen  Zuständigkeit  des 
forum  delicti  commissi. 

Allein  dieser  in  primitiven  Verhältnissen  und  einem  einfachen 
Prozefsver&hren  begründete  Gedanke  mufste  sich  bald  als  zu  eng  und 
zu  einseitig  erweisen,  um  auch  nur  den  im  Inland  der  Strafirechtspflege 
obliegenden  Aufgaben  zu  genügen.  Er  versagte  schon  bei  dem  ein- 
fachen Fall  der  Unmöglichkeit  der  Feststellung,  in  welcher  Grafschaft 
das  Delikt  begangen  wurde,  wenn  dieses  z.  B.  in  einem  durch  mehit^re 
Grafschaften  ^^^)  sich  bewegenden  Fahrzeuge  geschah.  Als  dann  mit  der 
Entwickelung  eines  internationalen  Verkehrs  die  Frage  unseres  Themas 


121)  Für  diesen  Fall  bestimmte  7.  Oeo,  IV,  e.  64  s.  13  die  Zuständigkeit 
der  Gerichte  sämtlicher  Grafschaften,  durch  welche  das  Fahrzeug  kam. 
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an  den  eoglüchen  Gksetzgeber  herantrat,  zeigte  sich  das  alte  Princip 
▼ollenda  ab  unzalänglicb.  Eine  solche  Anzahl  von  AuBnahmegeeetzen 
eigiBg,  dafs  man  angesichts  derselben  versacht  ist,  die  Geschichte  dieser 
Materie  des  englischen  Rechts  eine  Geschichte  der  Ausnahmen  vom 
lauf  of  venue  za  nennen  „The  only  general  interest^y  so  sagt 
Stepben ^'')  im  Hinblick  darauf,  ^^atiaching  io  tkese  exceptions 
is,  that  they  prove  thai  the  general  principle  which 
requires  so  many  exceptions,  must  be  fcrong^^^^). 

In  der  That  zeigt  auch  eine  Betrachtung  der  einzelnen  Ausnahmen, 
wie  Grofsbritaunien  die  Einseitigkeit  und  Schwflche  des  zu  Grunde 
liegenden  Principe  in  praxi  erfahren  und  sieb  mit  all  seinen  nach- 
teiligen Folgen  abzufinden  gesucht  hat 

Wollte  jeder  Staat  sich  nur  zur  Bestrafting  der  in  seinem  Terri- 
torium begangenen  Delikte  für  zuständig  erklären,  so  bliebe  das  in 
gar  keinem  Staatsgebiet,  also  auf  hohem  Meer  oder  in  der  Wildnis  be- 
gangoie  Verbrechen  straflos,  und  der  Staat  würde  zum  Yerbrecherasjl. 
Dies  hat  Grofsbritaunien  zunächst  er&hren.  Wollte  es  nicht  die  Heimat 
zum  Asyl  werden  lassen  fllr  den  Unterthanen,  der  aufserhalb  seiner 
Grenzen  delinquiert  hatte,  so  mufste  es  von  dem  alten  Principe  ab- 
gehen. 

Die  Verletzung  des  Rechtsge^hls ,  die  in  der  Anwesenheit  des 
ungestraften  Verbrechers  im  Inlands  liegt,  mufste  bei  dem  regen  See- 
und  Auslandsverkehr  des  Briten  empfindlich  sich  geltend  machen. 
Schrittweise  dehnte  man  den  Geltungsbereich  des  Strafgesetzes  über 
den  Rahmen  des  Territoriums  aus,  zunächst  auf  die  Delikte  des  Unter- 
than^i  auf  hoher  See  in  uncivilisierten  Ländern,  sodann  aber  auch  auf 
solche  ohne  Rücksicht  auf  den  Ort  der  Begehung.  Die  Rechtfertigung 
ftlr  diese  Ausdehnung  war  auch  gleich  gefunden;  es  war  die  ^nalM/ral 
düegianee^  y  die  auch  aufserhalb  des  Staatsgebietes  fortdauernde  Ge- 
horsamspflicht des  Unterthanen,  also  der  Grundgedanke  des  Personal- 
princips. 

Damit  war  der  entscheidende  Schritt  gethan;  an  die  Stelle  der 
Politik  engherziger  Selbstsucht  war  die  Erkenntnis  der  Kulturaufgabe 
getreten,  die  Idee  des  Rechts  zu  verwirklichen,  wo  es  auch  sei,  und 
das  Strafgesetz  war  ausgedehnt  über  die  ganze  Welt  Nun  war  auch 
der  Staat  nicht  mehr  machtlos  gegen  die  Verletzung  und  Gefiihrdung 
setner  Interessen,  soweit  sie  von  Unterthanen  im  Ausland  erfolgte. 

Seit  nun  mehr  als  3  ^/s  Jahrhunderten  handelt  Grofsbritaunien  auf 
Grund  der  Maxime,  dafs  der  Staat  seine  Unterthanen  wegen  extra- 
territorialer Delikte  strafen   kann,   insoweit  er  mag^'^)  und  ein  Blick 


122)  Stephen,  HiaU  I  S.  877. 

123)  Vergl.  auch  o.  Bar,  Lehrbuch  des  Internat  Privat-  und  Straf- 
leehts  S.  209. 

124)  H€ai,  F.  J.  8.  12  f. ;  Hall,  L  L.  8.  51  f. ;  Wewüalee,  J.  Z.  8.  125  ff. 
Schon  BlackMtone  I  S.  369  f.  spricht  von  der  überall  und  zu  jeder  Zdt  den 
Unterthanen  bindenden  Natur  der  natural  allegiance  im  Gegensatz  zur  local 
aUegtance,  dem  Verhältnis  des  subdätu  temporariue.    Vergl.  auch  Bentham 
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auf  die  obige  Darstellang  zeigt,  in  welch  grofsem  Umfang  Grro(8- 
britannien  von  diesem  Rechte  Gebrauch  gemacht  hat,  dafs  es  ins- 
besondere eine  beträchtliche  Anzahl  eztraterritorialer  Delikte  seiner 
Ontertbanen  für  strafbar  erklärt  hat,  wo  auch  immer  begangen. 

Dem  Territorialprincip  freilich  war  hiemit  die  Grundlage  entssogen ; 
denn  insoweit  das  britische  Strafgesetz  das  in  fremdem  Jorisdiktions- 
gebiet  begangene  Delikt  des  Unterthanen  straft,  wird  eben  die  Aos- 
schliefsliclikeit  der  Territorialsouveränität  verneint,  auf  welche  das 
Territorialprincip  doch  gesttltzt  wird,  und  es  ergiebt  sich  das  von  den 
Anhängern  dieses  Princips  so  streng  verpönte  Resultat,  dafs  in  einem 
Territorium  zwei  verschiedene  Strafgesetze  gelten.  Allein  bei  näherer 
Betrachtung  kann  jene  Rechtfertigung  mit  dem  Begriff  der  Souveränität 
nicht  Stand  halten.  Wohl  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dafs  ein  Staat  seine 
Strafgesetze  nicht  im  Gebiete  eines  anderen  vollziehen  kann;  die 
praktische  Befriedigung  des  staatlichen  Strafanspruchs  ist  ihrer  Natur 
nach  auf  sein  Territorium  beschränkt  Aber  ein  Eingriff  in  die 
Souveränität  des  fremden  Staates  liegt  doch  darin  noch  nicht,  dafs  ein 
Staat  seinem  Untertbanen  die  Beobachtung  gewisser  Vorschriften  im 
Gebiete  jenes  zur  Pflicht  macht  und  ihre  Verletzung  ahndet  an  dem 
Zurückgekehrten '  ^^). 

War  einmal  den  Unzulänglichkeiten  des  Territorialprincips  be- 
gegnet mit  dem  Gedanken,  dafs  der  Staat  seinen  Unterthanen  Pflichten 
überallhin  mitgeben  könne,  so  war  es  freilich  eine  starke  Inkonsequenz, 
dies  nur  hinsichtlich  einzelner  Thatbestände  zu  thun.  Folgerichtig 
hätte  —  das  sagt  sich  auch  der  englische  Jurist  ^^^)  —  der  britische 
Gesetzgeber  alle  schwereren  Delikte  des  Unterthanen  im  Ausland 
strafen  müssen.  Thatsäclilich  hat  er  aber  in  systemloser  Weise  nach 
und  nach  eine  Reihe  von  Handlungen  unter  Strafe  gestellt,  welche 
gerade  die  gewöhnlichsten  Verbrechen  gegen  Person  und  Eigentum 
vermissen  läfst.  Zu  welch  völkerrechtswidrigen  Konsequenzen  ktzterer 
Umstand  im  Verhältnis  Grofsbritanniens  zu  den  meisten  Kontinental- 
staaten Europas  geführt  hat,  ist  in  neuerer  Zeit  durch  die  verdienst- 
vollen  Ausführungen    eines   deutschen  Juristen   klargelegt   worden  ^^^). 


S.  543,  Travers '  TwisB  I  §  152.  Die  genannten  Neueren  (l,  c.)  treten  mit 
Bestimmtheit  für  das  Personalprincip  ein  und  verhehlen  sich  durchaus  nicht, 
dafs  die  britische  Gesetzgebung  seit  Heinrich  VUI.  dasselbe  anwendet 
Westlake  insbes.  (l.  c.)  macht  darauf  aufmerksam,  ein  Staat  sei  nicht  blofs 
ein  Stück  Landes,  sondern  auch  eine  Vereinigung  von  Menschen,  über 
welche  sich  die  Souveränität  ebenso,  wie  über  das  Territorium  erstrecke. 
Nicht  zu  gestatten,  dafs  ein  Staat  extraterritoriale  Delikte  seiner  Unter- 
thanen stiiuPe,  wäre  daher  auch  ein  Eingriff  in  dessen  Souveränität. 

125)  V.  Bar  §  182.  Diese  Erwä^ng  stellt  auch  Hall,  I.  L,  S.  51  f.  an. 
Thatsächlich  war  eben  jene  Rechtiertigung  eme  spätere  juristische  Kon- 
struktion des  geschichtlich  auf  ganz  anderer  Grundfage  ruhenden  Princips. 

126)  Lewis  S.  80  f.  verwirft  das  Gesetz ,  welches  das  im  Ausland  vom 
britischen  Unterthanen  begangene  Tötungs verbrechen  straft,  weil  es  eine 
Politik  sanktioniere,  die  folgenchtig  auch  auf  andere  schwerere  Delikte  aus- 
zudehnen sei. 

127)  V.  Martäz  I  S.  194  ff. 
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AuBtatt  nftmlich,  wie  es  vom  Standpunkte  des  strengen  Territorial- 
prindps  allein  konsequent  gewesen  wtfre,  seine  eigenen  Unterthanen 
auszuliefern,  ist  Orofsbritannien  vielmehr  durch  seine  Auslieferungs- 
vertzüge  mit  üat  allen  europäischen  und  einer  Reihe  amerikanischer 
Staaten ^^^)  gezwungen,  seinen  Unterthanen,  die  sich  im  Auslande 
vergangen  haben,  Asylrecht  zuzugestehen.  Danach  haben  wir  den  für 
das  Verhältnis  von  Kulturstaaten  unwürdigen  Zustand,  dafs  der  britische 
Unterthan  straflos  bleibt,  wenn  es  ihm  gelingt,  nach  einer  in  Frank- 
reich, Deutschland,  Belgien  oder  Holland  ausgeführten  Begehung  von 
Raub,  Erpressung,  Diebstahl,  Unterschlagung,  Fälschung,  Betrug  u.  s.  w., 
kurz  nach  Begehung  irgend  eines  der  vielen  Delikte,  welche  Grofs- 
britannien  nur  als  intraterritoriale  strafen  zu  können  erklärt,  in  die 
Heimat  zu  entkommen.  Hierauf  wird  englischerseits  meist  erwidert 
mit  dem  Hinweis  auf  die  grundsätzlich  bestehende  Bereitwilligkeit 
Grofsbritanniens  zur  Auslieferung  Staatsangehöriger;  dafs  es  zur  ver- 
tragsmäfsigen  Bestimmung  der  letzteren  nicht  gekommen,  Uege  nicht 
an  Grofsbritannien,  sondern  an  den  andern  Vertragsstaaten,  die  ihrer- 
seits sich  zur  Auslieferung  Staatsangehöriger  nicht  herbeilassen  wollen 
und  dadurch  Grofsbritannien  um  der  Reciprocität  willen  zum  Ausschlufs 
der  Auslieferung  seiner  Unterthanen  genötigt  haben.  Dafs  jedoch  dieses 
Argument  nicht  stichhaltig,  geht  daraus  hervor,  dafs  Grofsbritannien  in 
verschiedenen  Verträgen  ^'*)  ausdrücklich  auf  die  Reciprocität  in  diesem 
Punkte  verzichtet  hat,  ein  Entgegenkommen,  dessen  praktisch  wichtigster 
Erfolg  lediglich  eine  Entlastung  der  britischen  Strafrechtspflege  auf 
Kosten  der  betreffenden  Vertragsstaaten  ist. 

Die  Auslieferung  ist  übrigens  nur  ein  höchst  mangelhafter  Not- 
behelf. Ihre  Bewerkstelligung  setzt  einen  Staat  voraus,  der  Aus- 
lieferung begehrt,  und  einen  solchen,  an  den  sie  zu  erfolgen  hat.  An 
beiden  Voraussetzungen  mag  es  im  einzelnen  Falle  fehlen;  denn  der 
Ort  des  Verbrechens  ist  oft  nicht  festzustellen,  oder  es  will  der  Begangen- 
sehafbstaat  die  Auslieferung  nicht,  oder  endlich  läfst  sich  überhaupt 
nicht  bestimmen,  an  welchen  Staat  auszuliefern  ist,  so  insbesondere 
wenn  die  Staatsangehörigkeit  des  Verbrechers  bestritten  ist,  oder 
aufserhalb  eines  Staatsgebietes  delinquiert  wurde. 

In  all*  diesen  Fällen  mufs  der  Staat  den  flüchtigen  Verbrecher  in 
seinen  Grenzen  behalten.  Warum  also  mit  einem  Notbehelf  ein  Princip 
unterstützen,  dessen  Unzulänglichkeit  seine  eigene  Geschichte  so  deut- 
lich daigethan  hat !  In  der  Lücke  des  britischen  Strafrechts,  und  nicht 
in  der  Fassung  der  Auslieferungsverträge  liegt  die  Grundursache  des 
gegenwärtigen  Rechtszustandes,  dessen  Folgen  in  neuerer  Zeit  in  so  auf- 


128)  Nach  dem  mit  den  Vereinifften  Staaten  abgeschlossenen  Ashburton- 
Vertrag  vom  9.  August  1842  liefern  beide  Mächte  den  auch  ihre  Unterthanen 
aus;  V.  Martü»  I  sT  189  f. 

129)  Vertrag  mit  Spanien  vom  4.  Juni  1878,  sowie  nach  dessen  Vorbild 
mit  der  Schweiz  und  Luxemburg  vom  26.  und  24.  Nov.  1880;  v.  Martüz 
I  S.  198. 

ZMUGhrift  f.  intero.  Privat-  o«  Strafireoht  etc.,  Band  IX,  7 
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aeheDerregender  Weise  eq  Tage  getreten  sind  ^'®)  und  mit  dem  Waefasen 
des  Penonenverkehrs  sweifälos  httofiger  in  die  Encheinnng  treten 
werden. 

£s  ist  oben  im  Lanfe  der  Darstellung  der  britischen  Rechts- 
entwicklang  darauf  hingewiesen  worden,  dafs  der  in  sich  widersprachs- 
▼oUe  Zuschnitt  des  britischen  Strafrechts  eine  Folge  des  zähen  Fest- 
haltens am  Alten  und  der  kasuistischen  Rechtsbildung  ist  Allein  damit 
ist  nur  die  eine  Seite  der  Sache  getroffen.  Dafs  Grofsbritannien  so 
lange  und  ztth  beim  Territorialprincip  verharren  konnte,  ohne  es  in 
gröfserem  Umfiing  als  geschehen,  zu  durchbrechen,  ist  in  seiner  terri- 
torialen Lage  begründet  Die  Schwäche  des  Territorialprincips  macht 
sich  am  empfindlichsten  geltend  in  dem  Fall  des  unweit  der  Gh»Dze 
begangenen  extraterritorialen  Delikts. 

Wie  sehr  in  diesem  Falle  die  Straflosigkeit  des  Thäters,  dem  es 
gelang,  ins  Inland  zu  entkommen,  das  Rechtsgefühl  verletzen  kann, 
zeigt  der  Bericht  des  französischen  Generalprokuiators  Laplagne-BarriSy 
wichen  dieser  im  Jahre  1848  im  französischen  Parlament  ttber  seine 
dienstlichen  Erfahrungen  in  einem  an  der  preufsischen  Grenze  ge- 
legenen Bezirke  machte ^^^).  Nicht  blofs  10  oder  20  mal,  nein  viel 
häufiger  innerhalb  eines  Zeitraums  von  vier  Jahren,  so  erzählte  er,  sei 
es  ihm  vorgekommen,  dafs  Verbrecher,  zum  Teil  der  schlimmsten  Art, 
straflos  in  seinem  Bezirke  lebten,  wo  jedermann  ihre  nahe  ttber  der 
Grenze  begangenen  Schandthatcn  kannte.  So  macht  das  Territorial- 
princip die  Grenzen  der  Länder  zu  Schutzwehren,  hinter  welche  der 
Verbrecher  sich  jederzeit  zurückziehen  kann,  nachdem  er  einen  Angriff 
auf  den  Rechtsfrieden  des  jenseits  belegenen  Staats  gemacht  hat 

Dies  hat  auch  Grofsbritannien,  wiewohl  nur  in  geringem  Mafse 
erfahren.  An  der  englisch  -  schottischen  Grenze  herrschte  vor  der 
Einigung  der  beiden  Königreiche  eine  Art  fortwährenden  Kriegs- 
zustands unter  der  Grenzbevölkerung.  Das  unaufhörliche  gegenseitige 
Raub-  und  Plündersystem,  so  berichtet  WaUer  Scott  ^^'),  und  der  dadurch 
verursachte  chronische  Zustand  von  Gefahr  und  Unsicherheit  nötigte 
die  beiderseitigen  Regierungen  zu  strengen  Mafsregeln  in  den  Grenz- 
distrikten, deren  Hauptzweck  in  dem  Abbrechen  jeden  Verkehrs  zwischen 
den  Unterthanen  beider  Königreiche  bestand.  Aber  dieser  Zustand 
ist  mit  deren  Einigung  unter  James  I.  (1603)  und  der  einheitlichen 
Gestaltung  der  Rechtspflege  und  Verwaltung  verschwunden.  Seitdem 
hat  Grofsbritannien  nur  noch  das  Meer  zur  Grenze.  Nun  war  nicht 
allein  die  Möglichkeit  des  Delinquierens  im  fremden  Staatsgebiet  un- 
weit jenseits  der  Grenze  ausgeschlossen,  sondern  auch  die  bei  der  Be- 


130)  Fall  WUson  (1877)  verel.  v.  Martüz  I  S.  195.  Der  Diamanten- 
diebstahl in  Belgien  a.  1886 ;  vergi.  Stepken  im  Journal  du  Drau,  Int  Priv. 
Bd.  14  S.  129.  Der  FaU  BUly  Porter  (1889),  mitgeteUt  von  JET.  Meytr  in 
„Internat.  Strafrecht  u.  Auslieferung*',    rreuis,.  Jahrbttcher  Bd.  66  Heft  1. 

131)  Aniftifalich  einer  Debatte  über  eine  Änderung  des  Art  7  des  Cotie 
€CIn»trttction  Crim.    Mitgeteilt  bei  Lewis  8.  34. 

132)  Lewis  S.  33. 
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gienaong  durch  eine  ideale  Linie  so  grofse  Leichtigkeit  der  Flucht  des 
auslSndiachen  Verbrechers  ins  Inland  war  gering,  zumal  zu  einer  Zeit, 
da  der  Schiflahrtsverkehr  noch  nicht  die  Dimensionen  der  Neuzeit  an- 
gOBommen  hatte.  Mochten  schon  diese  beiden  Umstände  Grofsbritannien 
die  Nachteile  des  Territorialprincips  weniger  ^hlbar  machen,  so  muftte 
andererseits  die  mit  der  insularen  Lage  verbundene  Schwierigkeit 
der  Führung  von  Strafprozessen,  deren  Scene  im  Auslande  liegt, 
ein  Abgehen  vom  Territorialprincip  nicht  empfehlenswert  erscheinen 
lassen. 

Doch  alle  diese  Gründe  haben  an  Gewicht  verloren  mit  der  Ver- 
änderung der  Verhältnisse,  auf  denen  sie  beruhen.  Dampf  und  Elektricität 
haben  auch  die  natürlichen  Schranken  zwischen  den  Staatsgebieten 
überwunden  und  die  Entfernungen  auf  ein  geringes  Mafs  zurück- 
gei^hrt. 

Nun  ist  der  Fall  der  Grenzdistrikte  in  analoger  Weise  wieder 
gegeben,  und  will  nicht  der  Brite  die  Politik  engherziger  Selbstsucht 
dem  Dienst  der  Verwirklichung  der  Gerechtigkeit  vorziehen,  so  wird 
er  einen  Schritt  weiter  thun  müssen  auf  der  nun  schon  so  lang  be- 
gangenen Bahn ;  er  wird  sein  Strafgesetz  auf  das  extraterritoriale  Delikt 
des  Unterthanen  in  weiterem  Umfang  ausdehnen  müssen,  als  dies  bisher 
geschehen.  Die  geschichtliche  Entwicklung  dieser  Materie  des  Rechts 
Grofsbritanniens  und  die  Haltung  insbesondere  der  neueren  englischen 
Jurisprudenz,  welche  die  Unzulänglichkeit  des  Territorialprincips  nicht 
ganz  verkennt  ^^),  lassen  diese  HoflPnung  begründet  erscheinen.  Es 
bedarf  nur  einer  oder  mehrerer  Veranlassungen,  welche  die  Völkerrechts- 
widrigkeit des  gegenwärtigen  Verhältnisses  in  krasser  Weise  zur  Schau 
stellen.  Ohne  solche  Ist  freilich  kaum  eine  gesetzgeberische  Thätigkeit 
in  Grofsbritannien  zu  erwarten,  hat  doch  auch  der  neueste  Entwurf 
einer  Kodifikation  des  Strafrechts,  die  Criminal  Code  Btä  1878  ^^^)  in 
der  besagten  Richtung  nichts  geändert 

In  einem  Punkte  wird  heute  schon  das  Ungenügende  des  Terri- 
torialprincips in  Grofsbritannien  schmerzlich  empfunden.  Alltäglich 
kommen  fremde  Schiffe  in  britische  Häfen  und  nur  zu  ofl  werden  Opfer 
von  an  Bord  derselben  begangenen  Verbrechen  in  britische  Hospitäler 
verbracht,  während  der  Thäter  ungestraft  durch  die  Strafsen  der  gleichen 
Stadt  wandelt;  er  bleibt  naturgemäfs  meist  überhaupt  straflos.  Man 
wäre  versacht,  in  dem  Charakter  des  Briten  einen  Mangel  an  Intensität 
des  RechtsgefUhls  anzunehmen,  wollte  er  sich  gegen  einen  solchen 
Zustand  nicht  auflehnen.     Dafs   die  so   grofse  Hochachtung   vor   dem 


183)  VergL  die  Kritik  bei  PhiUimore  IV  S.  804  f. ;  auch  Lewis  S.  32—35 ; 
Stephen  im  Journal  dn  Droit  Int.  Priv.  14  S.  131  spricht  von  einem  pri»- 
eipe  dar  et  see.  Stephen,  Hist.  I  S.  277;  Lawrence,  Int,  Law.  §  113j  ins- 
besondere Hall,  Int.  Law.  §  60  Anm.  4.  Auch  die  Antwort  der  britischen 
Hegiemng  in  dem  oben  (§  4)  erwähnten  Konflikt  mit  den  Verein.  Staaten 
anläralich  des  Calcutta- Falles  läfst  deutlich  ein  Abgehen  vom  Territorial- 
priactp  eckeanen. 

134)  M.  3  tt.  287.    Vergl.  v.  Martüz  I  S  196. 

7* 
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Territorialprincip  ihn  hieran  nicht  hindert,  zeigt  die  ÄaTaening  PMBt- 
more'8  (IV,  804): 

„The  irue  md  of  InUmaiional  Law^  (he  wdfare  and  safdy  of 
Indwiduals  as  memhere  of  States^  ia  8<icnficedto  an  overscrupulous 
reapeci  for  a  general  Principlef  which  has  ceased,  in 
th%8  particular  instance^  to  he  a  means  of  maintaining 
thai  end,^ 

Die  oben  ausgesprochene  Erwartung  sowohl  als  auch  die  Be- 
trachtungen über  die  Unzulänglichkeit  des  Territorialprincips  werden 
bestätigt  durch  die  Entwicklung,  welche  dieses  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  genommen  hat  Hier  traten  andere  Anforderungen 
an  die  Strafrechtspflege  heran.  Da  die  Grenze  nicht  nur  des  Staats- 
gebiets gegen  Mexiko  und  Oanada  sondern  auch  der  einzelnen  Staaten 
zum  weitaus  gröfsten  Teile  durch  Linien  gebildet  wird,  welche  um 
ihrer  idealen  Natur  und  der  guten  Verkehrsmittel  willen  sehr  leicht 
zu  überschreiten  sind,  so  mufsten  sich  hier  die  obenerwähnten  Nachteile 
geltend  machen,  von  denen  Grofsbritannien  durch  seine  insulare  Lage 
▼erschont  blieb.  Nur  eine  nattlrliche  Folge  hiervon  ist  es  daher,  dafs 
die  nordaroerikanische  Gesetzgebung  teils  das  Territorialprincip  YüUig 
durchbrochen  und  zu  einer  Adoption  des  Scbutzprincips  in  weitem  Um- 
£uige  gegriffen  hat,  teils  sich  mit  sehr  allgemeiner  Aufstellung  des 
„Delikts  des  in  fraudem  legis  ins  Ausland  Gehens^  und  anderen  Kon- 
struktionen helfen  mufste. 

Zwar  haben  auch  die  Vereinigten  Staaten  grundsätzlich  gegen  die 
Auslieferung  einiger  Untertlianen  nichts  einzuwenden,  allein  in  einem 
grofsen  Teil  ihrer  Verträge  haben  sie  diese  ausgeschlossen  aus  dem- 
selben Grund,  wie  Grofsbritannien ^^^) ,  so  ist  insbesondere  in  dem 
Vertrag  mit  Mexiko  vom  11.  Dez.  1861  eine  solche  Pflicht  nicht 
statuiert  ^^®)  und  darum  wiederholt  sich  hier  der  Grenzdistriktfiill  der 
englisch-schottischen  Grenze.  Wie  sich  der  VerfSisser  gelegentlich  einer 
durch  Texas  und  Nordmexiko  unternommenen  Heise  überzeugte,  ist 
die  Unsicherheit  des  Eigentums  (insbes.  an  Vieh)  in  den  Distrikten 
dies-  und  jenseits  vom  Rio  Grande  del  NorUy  welcher  abgesehen  von  der 
Regenzeit  ziemlich  seicht  und  leicht  zu  passieren  ist,  grofs.  £}s  mag 
dies  freilich  zu  einem  Teil  auch  dem  Charakter  der  Bevölkerung  jener 
Gegenden,  sowie  dem  Umstand,  dafs  dieselben  überhaupt  dünn  bevölkert 
sind,  zuzuschreiben  sein,  allein  es  ist  immerhin  ein  Zeugnis  ftlr  die 
wahre  Ursache  der  gemachten  Erfahrungen,  dafs  unter  den  amerika- 
nischen Juristen  Stimmen  laut  werden,  welche  das  gegenwärtige  Ver- 
hältnis zu  Mexiko  als  unhaltbar  bezeichnen  und  die  Vermutung  aus- 
sprechen, dafs  es  fUr  die  Vereinigten  Staaten  wohl  notwendig  werde, 
felonies  ihrer  Unterthanen  in  anliegenden  Ländern  insbesondere  Mexiko 
zu  strafen  *^^). 

135)  V.  Mariüz  I  S.  203  ff. 

136)  WharUm^  Conflict  §  942. 

137)  Wliarton ,  l.  c.  %  920.  Aus  der  in  jüngster  2knt  eraangenen  Bot- 
schaft des  Präsidenten  Mac  KMey  vom  5.  Dezember  1898  geht  hervor,  dab 
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Die  amerikaniachen  Juristen  sind  es  auch,  die  die  Schwäche  des 
Territorialprincips  mit  Bestimmtheit  und  ohne  Vorurteil  darl^en^®^) 
und  andererseits  ganz  entschieden  für  das  Personalprincip  eintreten  ^^^). 
Noch  freilich  ist  in  den  Vereinigten  Staaten  alles,  so  auch  die  Hechts- 
entwicklung  in  lebendigem  Flusse  und  zu  einer  relativen  Abgeschlossen- 
heit nicht  gelangt;  allein  schon  auf  Grund  der  bisherigen  Geschichte 
dea  Territorialprincips  daselbst  erscheint  die  Annahme  gerechtfertigt, 
dafa  dieses  bestimmt  ist,  hier  sich  den  Anforderungen  des  Lebens  als 
TdlÜg  ungenügend  zu  erweisen. 

Darüber,  dafs  die  Auslieferung  nur  eine  unzureichende  Abhülfe 
bietet,  ist  man  sich  in  den  Vereinigten  Staaten  klar.  Die  Organisation 
der  Rechtspflege  in  den  spanisch-amerikanischen  Republiken,  um  die  es 
sieh  tttr  die  Vereinigten  Staaten  vor  allem  handelt,  bietet  nicht  die 
Gewähr  einer  wirksamen  Einleitung  und  Durchführung  der  zum  Zweck 
einer  Auslieferung  nötigen  Schritte  ^^®).  Andererseits  führt  auch  die 
den  einzelnen  Staaten  der  Union  unter  sich  durch  a,  4  8.  2  der  Ver- 
gasung zur  Pflicht  gemachte  Auslieferung  ^^^)  oft  nicht  zu  dem  ge- 
wünschten Ziele,  da  der  Gouverneur  des  Auslieferungsstaates,  welcher 
über  das  Gesuch  zu  entscheiden  hat,  dieses  ablehnen  kann. 

Was  endlich  die  Behandlung  des  eztraterritorialen  Delikts  des 
Ausländers  betrifft,  so  ist  schon  bei  der  Darstellung  der  einschlKgigen 
Bestimmungen  des  positiven  Rechts  auf  die  widerspruchsvolle  Haltung 
sowohl  Grofsbritanniens  als  der  Vereinigten  Staaten  hingewiesen  worden. 
Auch  die  genannten  Ausnahmen  beweisen  nur  die  Unrichtigkeit  der 
grundsätzlichen  Nichtberücksichtigung  des  extraterritorialen  Delikts, 
sie  liefern  vielmehr  Beispiele  von  Fällen,  in  welchen  das  Interesse  des 
Staats  eine  Jurisdiktion  selbst  über  ausländische  Delikte,  begangen  von 
Unierthanen  anderer  Staaten,  mit  Recht  fordern  kann. 

Wo  freilich  die  Grenze  liegt,  an  welcher  die  Anmafsung  einer 
derartigen  Jurisdiktion  Halt  zu  machen  hat,  liegt  nicht  im  Rahmen  der 
gestellten  Aufgabe  zu  untersuchen. 


Mexiko  wegen  eines  neuerdings  vorgekommenen  Zwischenfalls  den  Vertrag 
vom  11.  Dezember  1861  auf  24.  Januar  1899  gekündigt  hat  Die  Botschaft 
macht  auf  die  Notwendigkeit  einer  prindpiellen  Abänderung  der  Anslieferungs- 
gesetze  der  Union  aufmerksam  unter  Hinweis  auf  die  Forderungen  „80und 
moraiUy'*.    Man  diurf  gespannt  sein,  was  da  kommen  wird. 

188)  Vergl.  WooUey  §  78,  welcher  mit  Recht  bemerkt,  die  Staaten  des 
Territorialprincips  säen  jinconstistewt  with  themselvea,  The  principle  19  noi 
fowded  on  reason,*'  Wharton^  ConfL  §  855;  „/«  i>  obviaus,  that  <u  a 
frineiple  of  international  law  U  can  not  be  maintained  without  tmpairing 
that  verp  territorial  sovereignty.  whick  it  is  üa  avowetl  object  to  secure.^ 
VerarL  femer  Wharton,  ConA.  |§  UE,  920;  Wheaton  p.  II  eh.  II  §  19, 
wieaergegeben  auch  bei  JEToä,  Int.  Lato.  §  62  Anm.  1. 

iSd)  VergL  die  zahlreichen  Aussprüche  der  bei  Moore  S.  74  ff.  Citierten; 
femer  Story  §  21;  Bishop  I  §  89;  Wharton,  Crim.  JL  II  §  2784;  Wheaton 
S.  231;  HalUck  eh.  IV  ^  16  und  cÄ.  VII  §  14  u.  27.  Jedoch  auch  Bishop 
1  §  120. 

140)  Wharton,  Confi.  §  920. 

141)  Kent,  Com.  on  Am.  Law.  S.  39  ff. 
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AngreftUirte  Werke. 
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Die  Wiederverehelichung  einer  Frau  nacti  erfoigter 
Todesericläning  ihres  Ehemannes  auf  Grund  des  Art.  9 
Abs.  3  Einf.Ges.  z.  B.G.B.  oder  NichtigJceitserlciärung 
ihrer  Ehe  auf  Grund  des  §  606  Abs.  2  ,u.  3  R.G.Pr.O. 

Von   A.   Marlolle. 

Nach  Art  9  Abs.  8  Einf.Ges.  z.  B.G.B.  kann  ein  Tenchollener 
ansllbidischer  Ehemann,  der  seinen  letzten  Wohnsitz  im  Inlande  hatte 
und  dessen  im  Inlande  znrtlckgebliebene  oder  dahin  zorttckgekehrte 
Ehefrau  Deutsche  ist  oder  bis  zu  ihrer  Verheiratung  mit  dem  Ver- 
schollenen Deutsche  gewesen  ist,  auf  Antrag  seiner  Ehefrau  im  Inlande 
nach  den  deutschen  Gesetzen  für  tot  erklärt  werden.  Die  gleiche 
Sympathie  des  Gesetzgebers  f\ir  die  deutsche  Ehefrau  eines  Ausländers 
und  die  Deutsche,  welche  durch  ihre  Verehelichung  die  Reichs- 
angehörigkeit verloren  hat  —  sei  es  unmittelbar  durch  ihre  Ver- 
heiratung mit  einem  Ausländer,  sei  es  dadurch,  dafs  sie  von  einem  in 
der  Person  ihres  früher  deutschen  Ehemannes  eingetretenen  Wechsel 
der  Staatsangehörigkeit  mitbetroffen  worden  ist  —  kommt  in  §  606 
Abs.  2  Satz  2  Halbsatz  1  und  Abs.  3  KC.Pr.O.  zum  Ausdruck: 
hiemach  kann  die  deutsche  Ehefrau  gegen  ihren  ausländischen  — 
Mher  reichsangehörigen  —  Ehemann  die  Nichtigkeits-  wie  die 
Scheidungsklage  bei  dem  Landgerichte  des  letzten  inländischen  Wohn- 
sitzes ^)  ihres  Ehemannes ,  die  Inländerin  aber ,  welche  sich  mit  einem 
Ausländer  verheiratet  hat,  und  die  Inländerin,  welche  zwar  einen  In- 
länder geheiratet,  später  aber  die  Reichsangehörigkeit  verloren  hat, 
wenn  auch  ihr  Ehemann  Angehöriger  eines  fremden  Staates  geworden 
ist,  gegen  ihren  ausländischen  Ehemann  die  Nichtigkeitsklage  bei  dem 
Landgerichte  ihres  letzten  inländischen  Wohnsitzes  erheben.  In  den 
Motiven  zu  §  606  ist  zwar  der  Gedanke,    dafs  die  Frau  wegen  ihrer 


1)  In  Ermangelune  eines  solchen  Wohnsitzes  kommen  die  Vorschriften 
des  §  15  Abs.  1  Satz  2  u.  3  RC.Pr.O.  zur  Anwendung. 
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—  noch  hestehenden  oder  durch  die  Ehe  zu  Verlust  gegangenen  — 
Reichaangehörigkeit  einen  besonderen  Rechtsschutz  verdiene,  nicht  aus- 
drücklich ausgesprochen,  die  Zuständigkeit  vielmehr  darauf  gegründet, 
dals  die  Nichtigkeit  und  Scheidung  der  Ehe  in  diesen  Flülen  nach 
deatschem  Rechte  zu  beurteilen,  die  Anwendung  des  deutschen 
Rechtes  aber  dadurch  sicherzustellen  sei,  dafs  den  Beteiligten  das  An- 
gehen der  inländischen  Gerichte  ermöglicht  wird.  Dafs  dies  aber  nicht 
der  einsige  Grund  ftlr  die  Annahme  der  Zuständigkeit  der  deutschen 
Gerichte  war,  ergiebt  sich  daraus,  dafs  in  §  606  Abs.  3  nur  der  Ehe- 
frau ein  Klagerecht  eingeräumt  ist,  während  das  deutsche  Recht  doch 
auch  zur  Anwendung  kommt,  wenn  die  Klage  vom  Ehemann  erhoben 
würde,  und  dafs  überdies  im  Falle  des  §  606  Abs.  8  Satz  1  die 
Nichtigkeitsklage  vor  den  deutschen  Gerichten  auch  dann  zulässig  ist, 
wenn  dieselbe  auf  das  Nationalgesetz  des  ausländischen  Ehemannes 
gestützt  wird. 

Bezwecken  sohin  die  eben  angeführten  Bestimmungen  des  Art.  9 
Abs«  3  wie  die  des  §  606  Abs.  2  u.  8  unzweifelhaft  einen  besonderen 
Rechtsschulz  der  Inländerin,  so  wird  man  weiter  fragen  dürfen,  welche 
vorteilhaften  Folgen  der  Frau  aus  der  Todeserklärung  ihres  Ehemannes 
bezw.  aus  der  Nichtigkeitserklärung  und  Scheidung  ihrer  Ehe  erwachsen 
und  zwar  beschränken  wir  uns  hier  auf  die  Beantwortung  dieser  Frage 
mit  Rücksicht  auf  eine  von  der  Frau  beabsichtigte  Wiederverehe- 
lichung. 

Dafs  die  Inländerin  und  die  heimatlose,  früher  reichsangehörige 
Frau,  welche  eine  Entscheidung  der  deutschen  Gerichte  auf  Grund 
der  in  Frage  stehenden  Bestimmungen  erwirkt  hat,  wenigstens  im  In- 
lande  und  im  Auslande  vor  etwa  zur  Ehescliliefsung  ermächtigten 
diplomatischen  Agenten  und  Konsuln  des  Deutschen  Reiches  eine  neue 
Ehe  eingehen  kann,  folgt  unmittelbar  aus  Art.  13  Abs.  1  und  Art  29 
Einf-Ges.  z.  B.G.B. ,  da  ihre  Fähigkeit  zur  Eingehung  der  Ehe  in 
diesen  (^en  auf  Grund  dieser  Bestimmungen  nach  deutschem  Rechte, 
als  ihrem  Nationalgesetze,  bezw.  letzten  Nationalgesetze  beurteilt  wird. 
Anders  liegt  die  Sache  bezüglich  der  früher  reichsangehörigen, 
jetzt  ausländischen  Frau.  Da  ihre  Fähigkeit  zur  Eingehung  einer 
Ehe  auf  Grund  des  Art  18  Abs.  1  nach  dem  Rechte  ihres  Heimat- 
staates beurteilt  wird,  hat  dieses  Recht  auch  darüber  zu  entscheiden, 
ob  ihre  Ehe  durch  die  Todeserklärung  ihres  Ehemannes  bezw.  die 
Nichtigkeitserklärung  ihrer  Ehe  durch  die  deutschen  Gerichte  als  nicht 
mehr  bestehend  angesehen  werden  kann.  Da  nun  aber  die  mehr- 
erwähnten Bestimmungen  des  Art  9  und  des  §  606  von  den  im  inter- 
nationalen Rechtsverkehre  anerkannten  Grundsätzen  über  die  Zuständig- 
keit der  Gerichte  zu  sehr  abweichen,  als  dafs  von  Seiten  des  Heimat- 
Btaates  der  Frau  —  der  in  diesen  Fällen  zudem  regelmäfsig  auch  der 
Heimatstaat  des  Ehemannes  sein  wird  —  die  Anerkennung  der  Ent- 
scheidung der  deutschen  Gerichte  zu  erwarten  wäre,  so  wird  die  aus- 
ländische Frau  aus  dieser  Entscheidung  ein  Recht  zur  Wiederverehe- 
lichung  unmittelbar  in  der  Regel  nicht  ableiten  können. 
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Das  deateche  Becht  bietet  ihr  aber  einen  Aasweg,  sich  den  Hmdeiv 
nissen,  welche  ihr  Nationalgesats  ihr  entgegeostelit,  zn  entziehen :  sie  kann 
nach  AoflOsong  ihrer  Ehe')  ihre  Natoralisation  im  Dentschen  Bäche 
erwirken,  mit  der  Folge,  dafs  nunmehr  ihre  Fähigkeit  zur  Eingehnng 
einer  neuen  Ehe  nach  deutschem  Rechte  beurteilt  wird. 

Die  Frau  mufs  zu  diesem  Behufe  allerdings  in  Deutschland  sieh 
niedergelassen  haben ^).  Allein  von  einer  Ausländerin,  welche  den 
Schutz  der  deutschen  Gresetze,  auf  Grund  ihrer  früheren  Keichs- 
angehörigkeit,  in  Anspruch  nehmen  will,  wird  man  immerhin  auch 
fordern  dttrfen,  dafs  sie  ihre  Anhänglichkeit  zu  ihrem  früheren  Vater- 
lande, dessen  Schutz  sie  anruft,  auch  äufserlich  durch  Wohnsitznahme 
im  Inlande  zum  Ausdruck  bringe. 

Tbatsächlich  bat  nun  auch  der  deutsche  Gesetzgeber  der  Aus- 
länderin, deren  Ehe  von  den  deutschen  Gerichten  für  nichtig  erkUtart 
worden  ist,  keinen  anderen  Weg  er<$ffnet,  um  sich  die  Möglichkeit  der 
Wiederverehelichung  zu  verschaffen,  als  den  der  Naturalisation. 

Anders  im  Falle  der  Todeserklärung  ihres  Ehemannes:  nach 
Art  13  Abs.  2  Einf.G«s.  z.  B.G.B.  wird  die  Eingehung  der  Ehe  in 
Ansehung  der  Ehefrau  eines  nach  Art.  9  Abs.  3  ftlr  tot  erklärten 
Ausländers  nach  den  deutschen  Gesetzen  beurteilt. 

Dafs  eine  gleiche  Bestimmung  nicht  auch  für  den  Fall  der 
Nichtigkeitserklärung  der  Ehe  einer  früheren  Inländerin  getroffen  ist, 
hat  wohl  ausschliefslich  darin  seinen  Grund,  dafs  die  Bestimmung  des 
§  606  später  als  die  des  Art  13  Abs.  2  entstanden  ist 

Von  Bedeutung  kann  die  Bestimmung  des  Art  13  Abs.  2  nur 
in  dem  Falle  sein,  dafs  die  Ehefrau  des  ftlr  tot  erklärten  Ausländers 
früher  Inländerin  war  und  zur  Zeit  der  Todeserklärung  ebenfalls  Aus- 
länderin ist:  ist  sie  Inländerin  oder  heimatlos,  so  folgt  die  Anwmdung 
der  deutschen  Gesetze  auf  die  Eingehung  einer  neuen  Ehe  seitens  der- 
selben, wie  erwähnt,  bereits  aus  Art  13  Abs.  1  und  Art  29  Einf.G^. 
z.  B.G.B. 

In  der  Litteratur  hat  die  Bestimmung  bereits  zu  Zweifeln  über 
ihre  Tragweite  Anlafs  gegeben:  während  ihrem  Wortlaute  nach  die 
—  ausländische,  fiüher  reichsangehörige  —  Ehefrau  eines  nach  Art  9 
Abs.  3  für  tot  erklärten  Ausländers  bezüglich  der  Eingehung  einer 
neuen  Ehe  schlechthin  wie  eine  Inltfnderin  zu  behandeln  ist,  wollen 
Niemeyer  —  das  internationale  Privatrecht,  Heft  VII  der  Sammlung 
von  Vorträgen  über  den  Entwurf  eines  Büi^erl.  Gesetzbuchs  S.  89  — 
und  sich  ihm  anschliefsend  Baraeetti   —  das   internationale  Priv»t- 


2)  Ob  eine  Ehefrau,  solange  ihr  Ehemann  lebt,  für  sich  allein  die 
Naturalisation  selbst  mit  Genehmi^nff  ihres  Ehemannes  erwirken  kann,  ist 
zweifelhaft  In  der  Praxis  wird  die  Frage  regelmäfsig  verneint.  Gegen  die 
Zulässigkeit  der  Naturalisation  Seydel,  Bayer.  Staatsrecht,  IL  Aufl.  Bd.  1 
S.  276;  für  die  Zulässigkeit  Cahn,  Das  Beichsgesetz  über  die  Erwerbung 
und  den  Verlust  der  Reichs-  und  StaatsaDgebörigkeit  2.  Aufl.  S.  79. 

3)  Vexgl.  §  8  Abs.  1  Ziff.  8  des  Gesetzes  über  Erwerb  und  Verlust  der 
Reichs-  und  Staatsangehörigkeit  vom  1.  Juni  1870. 
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recht  im  Bttrgerl.  Gesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich  S.  61  ff.  —  die 
Bestimmung  des  Art  13  Abs.  2  beschränkend  dahin  ausgelegt  wissen, 
dafs  die  Eingehung  der  Ehe  nur,  soweit  das  Verschollenheitsrecht  — 
§§  1348  ff.  B.G.B.  —  hierbei  in  Betracht  kommt,  nach  deutschem 
Rechte,  im  übrigen  nach  dem  Nationalgesetze  der  Ehefrau  beurteilt 
wird.  Der  Ansicht  Niemeyers  und  Baraeettis^  auf  deren  Ausftlhrungen 
hier  nur  hingewiesen  werden  soll,  wird  auch  die  Billigung  nicht  zu 
versagen  sein,  wenn  man  in  ErwUgung  zieht,  dafs  die  Todeserklärung, 
soweit  ihre  Wirkungen  hier  in  Betracht  kommen,  nur  den  Zweck  ver- 
folgt, die  Ehe  mit  dem  Verschollenen  als  Hindernis  für  den  Abschlufs 
einer  neuen  Ehe  zu  beseitigen,  dafs  daher  die  weitere  Anwendung  des 
deutschen  Rechts  nur  insoweit  sich  rechtfertigen  läfst,  als  dasselbe  die 
Folgen  der  Beseitigung  dieses  Hindernisses  zum  Gegenstande  hat,  dafs 
aber  diese  Folgen  im  allgemeinen  ausschliefslich  darin  bestehen,  dafs 
die  Frau  als  nicht  mehr  in  einer  Ehe  lebend  betrachtet  wird  und  die 
von  ihr  eingegangene  neue  Ehe,  auch  wenn  der  ftlr  tot  erklärte  Ehe- 
mann noch  am  Leben  ist,  fUr  gültig  erachtet  wird,  während  im  übrigen 
der  Personenstand  der  Frau  und  namentlich  ihre  Staatsangehörigkeit 
keine  derartige  Veränderung  erleidet,  dafe  die  Anwendung  ihres  früheren 
Nadonalgesetzes  für  die  Beurteilung  ihrer  Rechtsverhältnisse  begründet 
wflre. 


Zur  Verlassenschaftsabhandlung  nach  in  Österreich 

verstorbenen  Ausländern. 

Von  Dr.  €•  A«  Koelunann  in  Dobranzen. 

Die  beiden  nachstehenden  Fälle  zeigen,  in  wie  verschiedenartiger 
Weise  in  Osterreich  bei  der  Nachlafsregulierung  nach  Ausländem  vor- 
g^angen  wird  und  wie  dringend  diesfalls  das  Bedürfnis  nach  der 
Schafiung  einer  einheitlichen  Norm  ist  Vorauszuschicken  ist,  dafs  in 
beiden  Fällen  die  österreichischen  Gerichte  und  Gebührcnbemessungs- 
behOrden  vollkommen  den  Gesetzen  und  den  bestehenden  Staatsvertrtfgen 
gemäfs  gehandelt  haben  und  dafs  daher  ihre  Entscheidungen  nicht 
anders  erfolgen  konnten.  Nicht  also  die  Anwendung  der  gesetzlichen 
Normen,  sondern  diese  selbst  sollen  durch  die  Gegenüberstellang  der 
folgenden  Daten  einer  Kritik  unterzogen  werden.  — 

Der  erste  Fall  betrifft  eine  amerikanische  Staatsbürgerin  A,  welche 
in  Osterreich  mit  Hinterlassung  von  beweglichem  Vermögen  starb.  In 
Oemälsheit  des  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und 
Österreich  bestehenden  Staatsvertrages  wurde  bezüglich  des  in  Österreich 
befindlichen  beweglichen  Nachlasses  der  A  die  Verlassenschaftsabhandlung 
nach  derselben  auf  Grund  ihres  in  New  York  nach  den  dortigen  Gesetzen 
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errichteten  Testamentes  bei  dem  zuständigen  Österreichischen  Gerichte 
wie  nach  einem  Inländer  gepflogen  und  nach  Beendigung  derselben 
das  gesamte  in  Österreich  befindliche  bewegliche  Vermögen  der  A 
deren  Testamentserben  eingeantwortet.  Insoweit  bietet  dieser  Fall 
nichts  merkwürdiges,  das  Aoffidlende  desselben  liegt  yielmehr  darin, 
dafs  bei  dieser  Verlassenschaftssache  von  dem  in  Österreich  befindlichen 
beweglichen  Nachlasse,  obwohl  das  österreichische  Gericht  genaa  in 
demselben  Mafse  thstig  war  wie  bei  der  Verlassenschaftsabhandlnng 
nach  einem  Inländer,  aufser  der  staatlichen  Vermögensübertragongs- 
gebühr  fiir  Erwerbungen  mortis  causa  ^  die  sonst  in  Österreich  Yom 
Nachlasse  zu  entrichtenden  Gebühren  an  bestimmte  öffentliche  Fonde, 
die  sogenannten  frommen  Legate,  nicht  bemessen  wurden  und  die 
Erben  den  Nachlafs  der  A  beinahe  abzngsfrei  ausgefolgt  erhielten.  — 
Da  nach  den  Gesetzen  des  Staates  New  York,  der  Heimat  der 
Erblasserin,  das  bereits  im  Auslande  einer  Nachlafsregulierung  unter- 
zogene Vermögen  bei  seinem  Eintritte  in  den  Staat  New  York  einer 
Eirbsteuer  daselbst  nicht  unterliegt,  so  war  diesfalls  das  Ergebnis,  da 
es  sich  hier  um  ein  ziemlich  bedeutendes  Vermögen  handelte,  —  für 
die  Erben  ein  sehr  günstiges,  indem  sie  für  den  in  Österreich  ab- 
gehandelten Teil  des  Nachlasses  daselbst  weniger  als  die  Hälfte  der 
sonst  üblichen  Gebühren,  in  der  Heimat  aber  eine  Erbsteuer  gar  nicht 
zu  bezahlen  hatten. 

Der  zweite  Fall  betrifit  einen  Franzosen.  In  Wien  war  der 
französische  Unterthan  B  mit  Hinterlassung  zweier  letztwilliger  An- 
ordnungen, in  denen  er  seine  roinderjährigen  Kinder  als  Erben  ein- 
setzte, gestorben.  Der  Erblasser,  welcher  eine  lange  Reihe  von  Jahren 
in  Österreich  gelebt  hatte,  hegte  den  Wunsch,  dafs  seine  Kinder  auch 
nach  seinem  Tode  daselbst  verbleiben  und  erzogen  werden  sollten.  In 
dieser  Absicht  verfügte  er  in  seinen  beiden,  ihrer  Form  nach  den 
Erfordernissen  des  österreichischen  Rechtes  vollkommen  entsprechenden, 
in  Wien  errichteten,  letztwilligen  Anordnungen,  dafs  nach  seinem  Tode 
über  sein  Vermögen  die  Verlassenschaftsabhandlung  gleich  wie  nach 
einem  Österreicher  von  dem  berufenen  österreichischen  Gerichte  nach 
österreichischem  Rechte  gepflogen  und  von  diesem  Gerichte  auch  die 
Vormundschaft  über  seine  minderjährigen  Kinder  geftlbrt  werden  und 
zu  diesem  Zwecke  sein  Nachlafs  in  Österreich  verbleiben  sollte.  Da 
der  zwischen  Österreich  und  Frankreich  diesfalls  bestehende  Staats- 
vertrag die  Bestimmung  enthält,  dafs  das  in  Österreich  befindliche 
Nachlafsvermögen  eines  daselbst  verstorbenen  Franzosen  von  den  öster- 
reichischen Gerichten  an  die  französischen  Behörden  auszuliefern  ist, 
so  lehnten  die  österreichischen  Gerichte,  welche  diese  Bestimmung  ab 
eine  Anordnung  stricti  juris  auffafsten,  dem  ausdrücklichen  Willen  des 
Erblassers  entgegen  sowohl  die  Abhandlung  seines  Nachlasses,  als  auch 
die  Führung  der  Vormundschaft  über  seine  minderjährigen  Kinder  ab 
und  beschränkten  ihre  Thätigkeit  lediglich  auf  die  Sichersteilung  des 
Nachlasses  und  Ernennung  eines  provisorischen  Vormundes.  Nach  er- 
folgter Sicherstellung  des  Nachlasses   wurde   das  gesamte  in  Österreich 
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befindliclie  bewegliche  Vermögen  des  B.  der  französischen  Botschaft  in 
Wien  zum  Zwecke  der  Ausfolgnng  an  die  znstttndigen  Behörden  in 
IVankreich  übergeben  und  derselben  auch  die  weiteren  Verfügungen 
betre&  der  Vormundschaft  über  die  minderjährigen  Erben  überlassen. 
—  Obwohl  in  diesem  Falle  das  österreichische  Gericht  eine  Verlassen- 
sehaftsabhandlung  nicht  vorgenommen  und  somit  nach  öster- 
reichischem Rechte  eine  Übertragung  des  Nachlafsvermögens  an  die 
Erben  nicht  stattgefunden  hat,  wurde  dennoch  von  diesem 
Nachlasse  die  staatliche  Vermögensübertragungsgebtthr  mortis  causa 
bemessen  und  eingehoben,  welche  Bemessung  auch  von  der  höheren 
Instanz  gegen  den  Rekurs  des  Vertreters  der  minderjährigen  Erben 
bestätigt  wurda  Das  durch  die  französische  Botschaft  in  Wien  an 
die  französischen  Behörden  übergebene,  in  Osterreich  bereits  versteuerte 
Vermögen  wurde  dann  in  Frankreich  einer  neuerlichen  Gebühren- 
bemessung unterzogen.  Da  der  Gegenstand  des  Nachlasses  hier  ebenso 
wie  im  ersten  Falle  ein  namhaftes  Vermögen  war,  so  waren  die  von 
den  Erben  doppelt  bezahlten  Erbsteuem  ziemlich  bedeutend ;  mit  Rück- 
sicht aber  darauf,  dafs  die  Erben  erst  durch  die  französischen  Behörden 
in  den  faktischen  Besitz  ihres  Erbes  gelangten,  erscheint  diese  zwei- 
fi^he  Besteuerung  als  besonders  drückend  und  —  wenn  auch  durch 
gesetzliche  Normen  gerechtfertigt,  —  als  ungerecht  im  gewöhnlichen 
Sinne  des  Wortes. 

Im  enteren  Falle  entwickeln  die  österreichischen  Gerichte  eine 
Thätigkeit  genau  wie  beim  Tode  eines  Inländers  und  der  Staat  erläfst 
diesem  Nachlasse  mehr  als  die  Hälfte  der  sonst  zu  berichtigenden 
Gebühren ;  im  zweiten  Falle  beschränken  sich  die  Gerichte  auf  vorsoig- 
liche  Mafsregeln  und  weisen  die  ganze  Angelegenheit  meritorisch  von 
«ch  und  hierftir  müssen  die  Erben  die  Gebühren,  wie  ftir  eine  voll- 
ständige Verlassenschaftsabhandlung  zahlen. 


Neunzehnte  Sitzung  des  „Institut  de  droit  internationai'' 

im  Haag. 

Bei  der  in  den  Tagen  vom  18.  bis  24.  August  1898  im  Haag 
unter  dem  Präsidium  von  Staatsrat  T.  M,  C.  Ässer  im  Haag  ab- 
gehaltenen Tagung  des  Instituts  für  internationales  Recht,  das  nunmehr 
auf  ein  Vierteljahrhundert  erfolgreichen  Wirkens  zurückblickt,  fanden 
mehlfache  wichtige  und  interessante  Gegenstände  eingehende  Erörterung. 
Die  Lehre  von  der  sog.  Rückverweisung  gab  zu  sehr  lebhaften 
Debatten  Veranlassung ,  ohne  dafs  es  jedoch  zu  einem  endgültigen  Be- 
schlüsse gekommen  wäre.  Hinsichtlich  der  Litispendenz  in  Be- 
ziehung auf  die  Gerichtsbarkeit  verschiedener  Staaten 
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wurde  es  als  wünschenswert  erklttrt,  dafs  für  die  gegenseitigen  Be- 
ziehungen der  Gerichte  verschiedener  Staaten  jeweils  dieselben  Regelo 
gelten  sollen  wie  ftlr  die  Beziehungen  zwischen  den  eigenen  Gerichten 
jedes  Staates. 

Die  internationalrechtliche  Gültigkeit  von  Notariats- 
urkuuden  betreffend  wurden  folgende  Grundsätze  angenommen: 

1.  Hinsichtlich  der  Form  mufs  die  Gültigkeit  von  rechtlich  erheb- 
lichen Erklärungen,  sowie  von  Urkunden,  welche  durch  Notare  oder 
andere  zur  Auiuahme  ähnlicher  Akte  ermächtigte  Beamte  errichtet 
wurden,  nach  dem  Gesetz  desjenigen  Staates,  wo  die  förmliche  Be- 
uriLundung  stattgefunden  hat,  beurteilt  werden,  auch  wenn  ihre  recht- 
lichen Wirkungen  in  einem  anderen  Staate  eintreten  sollen. 

2.  In  Ansehung  ihrer  Beweiskraft  ist  der  Wert  ausländischer 
Urkunden  nach  der  lex  fori  oder  nach  etwaigen  internationalen  Ver- 
trilgen  zu  beurteilen. 

8.  Die  Vollstreckbarkeit  ausländischer  Urkunden  richtet  sich  nach 
den  Gesetzen  jedes  einzelnen  Staates  oder  der  einzelnen  Staatsverträge. 

Angenommen  wurde  femer  ein  Reglement  über  die  Rechtsver- 
hältnisse der  Schiffe  in  fremden  Häfen  in  Friedens-  wie  in 
Kriegszeiten  in  46  Artikeln. 

Mehrere  Gegenstände  der  Tagesordnung,  wie  insbesondere  die 
internationale  Regelung  der  Materie  des  Konkurses,  die  Anwendung 
der  Grundsätze  der  Genfer  Konvention  auf  den  Seekrieg, 
die  Verantwortlichkeit  des  Staates  für  bei  Aufständen 
etc.  durch  Fremde  verursachten  Schäden  u.  a,  wurden  zur 
nächsten  Sitzung  verwiesen.  — 

Zu  ordentlichen  Mitgliedern  wurden  gewählt  J.  C,  BugeaH^  Pro- 
fessor an  der  Universität  Pavia,  G.  F.  Hagerup,  Professor  in  Christiania, 
C.  P.  Heiniburger^  Professor  in  Giefsen,  Ed.  Boliny  Advokat  und  Chef- 
redakteur der  Eeuue  de  droU  international  ä  de  ISgislaHon  comparee 
in  Brüssel,  Mü.  R.  Vesnitchy  Professor  in  Belgrad  und  A,  Weifs^  Pro- 
fessor in  Paris. 

Als  aufserordentliche  Mitglieder  (associis)  wurden  neu  aufgenommen : 
Q.  Cahn,  Gebeimer  Legationsrat  in  Berlin,  A.  Corst,  Professor  in  Pisa, 
Gr,  TF.  W,  Oram^  vormaliger  Staatsminister  in  Hamar  (Norwegen), 
B.  HiMer,  Professor  in  Berlin,  Graf  RostworotDSki,  Professor  in  Krakau, 
G,  Streitf  Professor  in  Athen  und  E.  UUmann,  Professor  in  München. 

Die  Vorstandschaft  des  Instituts  besteht  zur  Zeit  aus  dem 
Rilsidenten,  Staatsrat  Asser  (Haag),  den  beiden  Vicepräsidenten,  Senator 
Professor  Pierofftoni  (Rom)  und  Universitätskurator  Geheimrat  von 
Kapustin  (St  Petersburg)  und  dem  ständigen  Genendsekretär,  Bot- 
schaftsrat Professor  Lehr  (Lausanne). 

Die  nächste  Session  soll  im  Jahre  1900  stattfinden. 
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Alphonse  Rivier  f- 

Die  Wiasenschaft  hat  einen  höchst  schmerzlichen  und  schwer 
empfundenen  Verlust  erlitten  durch  den  in  der  zweiten  Hälfte  vorigen 
Jahres  erfolgten  zeitlichen  Hintritt  von  Universitätsprofessor  Älphons 
Eivier  in  Brüssel.  Von  berofener  Seite  sind  den  Verewigten,  seinen 
Lebeni^ng  und  seine  grofsen  Verdienste  um  die  Sache  des  internatio- 
nalen Rechtes  schildernde  ausfllhrliche  Nachrufe  zu  teil  geworden.  Wir 
verweisen  insbesondere  auf  die  Nekrologe  in  der  Revue  de  droit  inter- 
nationcü,  ei  de  ligUHation  comparSe  Tome  XXX  Nr.  3  p.  382  ff-  und 
in  Antmaire  de  VlnstHut  de  droit  vniemaüonaly  17.  Bd.  (1898)| 
j».  342  ff.  Rivier  war  Generalkonsul  der  schweizerischen  Eidgenossen- 
sebaft  und  Professor  der  Pandekten  und  des  Völkerrechtes  an  der 
Universität  in  Brüssel;  dem  Institut  für  internationales  Recht  gehörte 
6r  seit  dem  Bestehen  desselben  an,  in  den  Jahren  1888  auf  1891 
als  Präsident.  Von  seinem  erfolgreichen  Wirken  als  Lehrer  und  Schrift- 
steller zeugen  eine  Reibe  von  rühmlichst  anerkannten  Schriften,  ins* 
besondere  seine  Introduction  historique  au  droit  romain,  Traiti  des 
9iieces8u>fis  en  droU  romain^  Prdcis  du  droit  de  famiüe  romaifif  die 
Übersetzung  der  ilUmenta  de  droU  international  priv4  ou  du  conflict 
des  loia  von  T,  3f.  0.  Asaer^  seine  Mitarbeiterschaft  am  Handbuch  des 
Völkerrechts  von  HoUzendorff,  seine  Principes  du  droit  des  gens,  auch 
in  deutscher  Sprache  als  Lehrbuch  des  Völkerrechts  herausgegeben  und 
T.  a.  Auch  an  der  Redaktion  der  Revue  de  droit  intematUmaU  war 
er  in  hervorragender  Weise  beteiligt. 

Unserer  Zeitschrift  war  Rivier  von  der  Begründung  an  mit  wärmstem 
Interesse  zngethan,  das  er  vielfach  im  Laufe  der  Jahre  durch  treue 
Mitarbeiterschaft  bekundet  hat  Ein  dankbares  Andenken  wird  ihm 
stets  bewahrt  bleiben! 
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Rechtsprechung. 


Deutschland. 

A.    BOrgrerliohes  Hecht,  eiiiBOhlle£)9lloh.  des  Handels-, 
\l7ecli8el-  und  Konknrsreolits.  —  Civilprozefs. 

Anwendung  des  fremden  Rechts.  —   Schweizerisches  Bundesgesete 
über   die   civürechÜichen   Verhältnisse  der   Niedergelassenen  und 

Aufenthalter. 
Urteil  des  bajer.  obersten  Landesgerichts  in  München  vom  2.  Joli  1898. 

Ans  den  Gründen: 

Von  der  Revision  wird  zonttcbst  geltend  gemacht,  das  Berufiings- 
gericht  habe  die  §§  259  und  265  der  C.Pr.0.  dadurch  verletzt,  dafs 
es  das  Beweisanerbieten  des  Beklagten,  ein  Gutachten  des  Bemer 
Gerichtshofs  tlber  die  hier  interessierenden,  nach  dem  ausländischen 
Rechte  zu  beurteilenden  Rechtsfragen  in  Vorlage  zu  bringen,  abgelehnt 
und  hierdurch  sich  nur  ungenügende  Kenntnis  von  dem  Bemer  Rechte 
verschafft  habe.     Diese  Rüge  ist  jedoch  nicht  gerechtfertigt 

Nach  §  265  der  C.Pr.O.  bedarf  das  in  einem  anderen  Staate 
geltende  Recht  des  Beweises  nur  insofern,  als  es  dem  Gerichte  un- 
bekannt ist.  Bei  Ermittelung  dieses  Rechtes  ist  das  Gericht  auf  die 
von  den  Parteien  beigebrachten  Beweise  nicht  beschränkt;  es  ist  befugt, 
auch  andere  Erkenntnisquellen  zu  benutzen.  Dem  Gericht  ist  sonach 
gestattet,  bei  Ermittelung  des  treffenden  Rechts  sich  der  Mitwirkung 
der  Parteien  durch  Zulassung  der  von  denselben  angebotenen  Beweise 
zu  bedienen;  allein  vor  allem  ist  es  seine  Aufgabe,  die  Rechtsnormen, 
welche  in  Anwendung  zu  kommen  haben,  also  auch  solche,  bezüglich 
deren  eine  Beweisfllhrung  zulässig  ist,  zu  ermitteln  (Entsch.  dos  Reichs- 
gerichts Bd.  21  S.  177).  Dieser  Verpflichtung  ist  das  Berufungsgericht, 
wie  die  Entscheidungsgründe  des  angefochtenen  Urteils  ersehen  iaasen, 
nachgekommen,  und  es  hat  daher  dadurch,  dafs  es  das  vorerwähnte 
Beweisanerbieten  des  Beklagten  abgelehnt  hat,  weder  den  §  265  der 
C.Pr.0.  verletzt,  noch  die  Grenzen  der  freien  Beweiswürdigung  über- 
schritten. 

Das  Berujßingsgericht  hat  nämlich  angenommen,  dafs  nach  Art  19 
Abs.  1  des  schweizerischen  Bundesgesetzes  vom  25.  Juni  1891,  betr. 
die  civilrechtlichen  Verhältnisse  der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter, 
das  GüterrechtsverhältniB  der  Ehegatten  untereinander  für  die  ganze 
Dauer  der  Ehe  von  dem  Rechte  des  erstehelichen  Wohnsitzes  beherrscht 
und  hieran  auch  durch  die  Verlegung  des  ehelichen  Wohnsitzes  in  das 
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Ausland  unter  der  Voranssetzong  nichts  gelindert  werde ,  dafs  das  aus- 
llndische  Recht  dieser  Fortdauer  nicht  entgegenstehe  (Art  32  Ahs.  2 
des  Bnndesgeeeties) ,  dafs  also  das  eheliche  Gtlterrecht  des  KlHgers  C. 
und  seiner  Ehefiran,  welche  nnbestrittenermafsen  den  ersten  ehelichen 
Wohnsitz  in  Bern  hatten,  nach  dem  Civilgesetzbuche  des  Elantons  Bern  vom 
28.  Dezember  1824  nnd  den  nachträglich  hierzn  erlassenen  Gesetzen 
sich  bestimme. 

Revident  behauptet  nun,  das  Berufungsgericht  habe  ttbersehen,  dafs 
nich  den  Bemer  Gesetzen  von  dem  Rechte  des  ersten  ehelichen  Wohn- 
sitzes nur  die  Gttterrechtsverhiütnisse  der  Ehegatten  nntereinander  be- 
herrscht wttrden,    wtthrend   für  die  Gttterrechtsverhältnisse  gegenüber 
Dritten  das  Recht  des  jeweiligen  Wohnsitzes  mafsgebend  sei,  nnd  dafs 
daher,   soweit  die  Gttterrechtsverhältnisse  der  Frau  C.   gegenttber  dem 
B^lagten  in  Betracht  k&men,  nicht  das  Bemer  Recht,  sondern  das  in 
MOnsterhansen    subsidiär   geltende   gemeine    Recht    hätte    angewendet 
werden  sollen.     Allein  zur  Zeit  der  hier  in  Frage  stehenden  Darlehns- 
vertrüge    hatten    die   Eheleute    G.    ihren   ehelichen  Wohnsitz    nicht    in 
Mttnsterhausen,  sondern  es  hielt  sich,  wie  feststeht,  nur  Frau  G.  damals 
allein  dort  auf,   während  ihr  Ehemann,    mit  dem  sie  nach  Art.  4  des 
aqgefUfarten  Bundesgesetzes  den  Wohnsitz  teilte,  an  einem  anderen  Orte 
wohnte.     Deshalb  hat  die  von  der   Revision   angeführte,   in  Art.  19 
Abs.    2    des   Bundesgesetzes    enthaltene    Bestimmung    hier    keine   An- 
wendung zu  finden  und  sind  daher  auch  die  von  der  Revision  hieraus 
gezogenen  Folgerungen  unzutreffend.  —  —  —  — 

Ausländer.  —  Grrundstücke  in  der  Bheinprovinz.  —  Handlimgs- 

fahigJceit  —  Internationales  PrivcUrecht 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  in  Köln  vom  8.  Oktober  1898  (Archiv  f.  avil- 
nnd  Kriminahrecht  der  Preufs.  Rheinprovinz  Bd.  94,  N.  F.  67,  1.  Abt  S.  186  ff.). 

Die  Handlungsfähigkeit  der  Ausländer  ist  auch  in  Bezug  auf  in 
der  Rheinprovinz  gel^ene  Grundstücke  nach  dem  Rechte  des  Heimats- 
staates derselben  zu  beurteilen. 

Gründe:  Dem  an  sich  schlüssigen  Klagevorbringen  hat  die 
Beklagte  als  umfiissendsten  Einwand  entgegengestellt,  dafs  die  Voll- 
macht, auf  Grund  deren  der  Kauf  stattgefunden  habe,  von  ihr  ttber- 
baapt  nicht  habe  rechtsgültig  erteilt  werden  können.  Diese  Einwendung 
ist  unbegründet  Es  kann  dahingestellt  bleiben,  wie  die  von  der  Be- 
klagten mit  Ermächtigung  ihres  Ehemannes  erteilte  Vollmacht  sich  zum 
Art  223  des  B.G.B.  verhält,  denn  die  Gültigkeit  der  Vollmacht  ist 
nicht  nach  rheinischem,  sondern  nach  englischem  Recht  als  dem  Personal- 
stAtut  der  Vollmachtgeberin  zu  beurteilen. 

Ans  der  Bestimmung  des  Art  8  Abs.  8  des  B.G.B. ,  wonach  die 
inländischen  Gesetze  betreffend  den  Stand  und  die  Handlungsfähigkeit 
für  den  Rheinländer  auch  im  Auslande  bindend  sind,  wird  als  un- 
bestrittener  Satz  des  internationalen  Privatrechts  gefolgert,  dafs  ebenso 
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auch  der  AoslKnder  im  Inlande  seinen  eigenen  Gesetzen  hinsiehtlieh 
seines  Standes  und  seiner  Handlungsflihigkeit  untersteht  Hiermit  tritt 
der  GrondsatK  des  Abs.  2  des  Art.  8,  wonach  auch  die  AaalXadeni 
mgehöngen,  im  Inlande  belegenen  Grundstücke  den  inl&ndischen  Gresetaen 
unterworfen  sind,  nicht  in  Widerspruch.  Die  Frage,  welchem  yon 
beiden  Principien  der  Vorzug  zu  geben  ist,  muTs  zu  Gunsten  des  Abs.  3 
entschieden  werden,  der  die  ersten  und  unerlärslichen  Voraussetzungen 
für  die  Entstehung  von  RechtsverhJtltnissen  ganz  allgemein  und  unein- 
geschränkt ordnet  und  deshalb  gegenüber  dem  immerhin  specielleren 
Grundsatz  des  Abs.  2  in  KoUisionsfkllen  als  das  um&ssendere  und 
weiiertragende  Princip  zur  Anwendung  zu  bringen  ist  In  diesem  Sinne 
heifst  es  bei  Zackariae-Crome,  1894,  Bd.  1  S.  108 :  „Der  Stand,  die 
Rechts-  und  Handlungsfähigkeit  eines  Fremden  sind  auch  von  den 
französischen  Gerichten  schlechthin  nach  den  Gesetzen  des  Landes, 
welchem  der  Fremde  angehört,  zu  beurteilen."  Auch  Crome  ftlhrt  in 
seinem  allgemeinen  Teil  der  Iranzösischen  Privatrechtswissenschaft,  §  12 
S.  80 ,  aus :  „Nach  dem  för  die  Handlungsf^igkeit  in  Betracht 
kommenden  G-esetz  bestimmen  sich  beispielsweise  die  Fragen  hinsicht- 
lich ....  der  HandlnngsHlhigkeit  der  P^hefrauen",  ohne  dafs  er  dabei 
eine  Ausnahme  für  ihre  VerfÜgungsf^higkeit  hinsichtlich  inländischer 
Grundstücke  macht  Am  entschiedensten  findet  die  hier  vertretene 
Auffassung  aber  bei  Merlin,  RSperUnre  de  jurigprudenoe,  1827,  Bd.  18 
unter  loi  §  6  Note  2  Ausdruck,  wo  es  heifst:  II  est  deux  cos  oü  &€St 
au  contraire  la  Loi  fra^niae  gut  dort  ceder  ä  la  hoi  ära/nghre:  Le 
Premier  est  ...  .  lorsque  la  mlidit^  des  transactions  ou  disposüions 
relatwes  ä  ces  immeubles  est  subardonnee  ä  la  capacitS  ou  ä  Vincap<icUe 
des  etrangers  qui  les  fönt. 

Nach  dem  hiemach  zur  Anwendung  zu  bringenden  Personabtatut 
der  Beklagten,  dem  englischen  Recht,  war  die  Beklagte  aber  zweifellos 
befllhigt,   die  hier  fragliche  Vollmacht  gültig  zu  erteilen. 

Vormundschaft  bei  Wohnsitzwechsel.  —  Bayer.   Verordnung  vom 
11.  Juni  1816  f    die  in   CivilsorChen  gegen  Militärpersonen  anzu- 
wendenden Gesetze  betr. 

Beschluls  des  k.  bajex.  Obersten  Landeagerichts  in  München  vom 

27.  September  1898. 

In  der  oben  S.  414  referierten  Sache  hat  das  Oberlandesgericht 
Zweibrücken,  welches  durch  das  Amtsgericht  T.  gemäfs  Art  77  des 
bajer.  Ausf.Ges.  zum  d.  Ger.Verf.Ges.  und  §  160  des  letzteren  Gesetze« 
um  Entscheidung  angegangen  wurde,  durch  Beschlnfs  vom  6.  Juli  1898 
die  angesonnene  Rechtshülfe  als  unzulässig  erklttrt  Die  Beschwerde, 
welche  das  k.  Amtsgericht  X.  hiergegen  unterm  19.  September  1898 
eingelegt  hat,  ist  zwar  gemttfs  den  vorangeftlhrten  Gesetzesbestimmungen 
als  in  zulässiger  Weise  erhoben,  jedoch  nicht  als  begründet  er- 
achtet worden. 

Nach  Art  890  Code  dvü  wird  allerdings  mit  dem  Tode  des  einen 
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Ehcigatten,  aveii  wean  dies  die  Ehefrau  ist^  die  Vormundscliaft  fiber 
die  ans  der  £be  entsproisenen  minderjährigen  Kinder  eröffnet  Dies 
ist  aber  arg.  aas  Art.  407  in  Verbindung  mit  Art  406  Code  cträ  nur 
dann  der  Fall  und  eine  Yormundschaft  hieniach  im  Geltungsgebiete 
des  Code  cml  nur  dann  einzurichten,  wenn  der  Minderjtthrige  zur  Zeit 
der  firöffianng  der  Vormundschaft  seinen  Wohnsitz  im  Geltungsgebiete 
des  Code  cwil  hatte.  Vergl.  Zachariae,  Handbuch  des  franz.  Civil- 
reehts,  Ausgabe  von  Dreyer^  §  94  Anm.  4  und  Beschlufs  des  Obersten 
Landesgerichts  vom  22.  August  1892,  Sammlung  Bd.  14  8.  225-  Nach 
diesem  Grundsatze  kann,  wie  der  Wechsel  des  Wohnorts  des  Vormunds 
oder  Mtlndels  während  bestehender  Vormundscliaft  keinen  Grund  bildet, 
den  Sita  der  Vormundschaft  nach  dem  neuen  Wohnorte  zu  verlegen, 
ebenao  gut  der  Wohnortwechsel  des  Minderjährigen  oder  seines  Gewalt- 
habers während  einer  nicht  bestehenden  Vormundschaft  keinen  Grund 
dafür  abgeben,  die  Vormundschaft  am  neuen  Wohnorte  einzurichten, 
wenn  die  Thatsache,  welche  nach  dem  an  letzterem  Orte  geltenden 
französischen  Rechte  zur  Eröffnung  einer  Vormundschaft  zu  ftihren 
geeignet  ist,  nicht  am  neuen  Wohnorte,  sondern  am  früheren  Wohnorte 
eingetreten  ist,  nach  dessen  Recht  die  eingetretene  Thatsache  für  die 
£röffi]ung  einer  Vormundschaft  ohne  Belang  war.  Auch  in  letzterem 
Falle  sind  die  Voraussetzungen  nicht  gegeben,  um  nach  den  angeführten 
Bestimmungen  des  Code  civil  den  Sitz  der  Vormundschaft  als  in  dessen 
Geltungsgebiet  begrtlndet  annehmen  zu  lassen. 

Da  die  Mutter  der  minderjährigen,  nunmehr  mit  ihrem  Vater  in 
Y.  wohnenden  £.  v.  G.  starb,  während  letzterer  in  Z.,  also  im  Geltunp- 
gebiete  des  bayerischen  Landrechts,  seinen  Wohnsitz  hatte,  so  haben 
das  k.  Amtsgericht  T.  und  das  k.  Oberlandesgericht  Zweibrttcken  mit 
Reckt  angenommen,  dafs  eine  Vormundschaft  über  jene  nach  firanzö- 
sis^em  oder  pfiLlzischem  Rechte  nicht  bestehe  und  nicht  zu  ftihren  sei. 

Zu  demselben  Resultate  kommt  man  auch  nach  dem  diesseitigen 
bayerischen  Rechte,  da  auch  hier  der  Sitz  der  Vormundschaft  wenig- 
stens principiell  nur  da  besteht,  wo  sie  sich  eröffnet.  Vergl.  insbesondere 
Becher  y  bayer.  lAudescivilrecht  S.  1151  und  Both,  bayer.  Givilrecht 
§  16  II  Z.  3. 

Umsomehr  kommt  man  im  vorliegenden  Falle  nach  dem  dies- 
seitigen Rechte  zu  dem  gleichen  Resultate  auf  Grand  der  Vorschriften 
der  A.Verordu.  vom  11.  Juni  1816,  die  in  Civilsachen  gegen  Militär- 
peesonen  anzuwendenden  Gesetze  betr. 

Nach  Vorschrift  dieser  Verordnung,  deren  Rechtsgültigkeit  für  die 
Pfidz  zvrar  bestritten  ist,  für  das  diesseitige  Bayern  aber  aufser  Zweifel 
steht,  sind  die  Rechte  und  Rechtsverhältnisse  der  Oberoffiziere  und 
anderer,  dem  üeerverbande  angeböriger,  diesen  im  Range  gleich- 
fit^ender  Personen,  namentlich  Militärärzte,  für  welche  die  Personal- 
statuten oder  das  Gesetz  des  Wohnorts  madsgebend  sind,  stets  nach 
dem  bayerischen  Codex  MaximÜicmeue  zu  beurteilen.  Zu  den  be- 
zetchneteo  Personen  gehört  zweifellos  der  k.  Oberstabsarzt  v.  G. 

Die  angeführte  Vorschrift   der  V.   vom    11.  Juni   1816   erstreckt 

8* 
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sich  der  Natur  der  Sache  nach  auf  die  den  PerBonaktatoten  unter- 
liegenden BechtsverhältniBse  der  vorbezeichneten  Personen  auch  in 
ihrer  Beziehung  zu  den  dabei  beteiligten  Familienangehörigen  jedenfidls 
insoweit,  ab  letztere  kraft  Gesetzes  den  Wohnort  jener  teilen,  also 
inabesondere  auf  die  väterliche  Gewalt  der  Oberoffiziere  und  Militär- 
ärzte tlber  ihre  minderjährigen  ELinder.  Da  hiemach  diese  Grewalt 
trotz  des  Todes  der  Mutter  der  E.  ▼.  G.  einfiich,  ohne  die  Eröflnnng 
einer  Vormundschaft  fortbestehen  blieb,  so  ist  nach  vorstehender  Aus- 
führung einerseits  nach  den  Vorschriften  des  pftdaischen  Rechts  eine 
Vormundschaft  ttber  £.  v.  G.  in  der  P&lz  nicht  zu  führen,  und  hat 
es  andererseits  in  Bezug  auf  die  Familiengewalt  ttber  sie  bei  den  Vor- 
schriften des  diesseitigen  Rechts  sein  Bewenden.  Im  Hinblick  hierauf 
erscheint  die  eine  andere  Behandlung  der  Sache  bezweckende  Beschwerde 
des  k.  Amtsgerichts  X.  als  unbegründet 

Unterhält  der  geschiedenen  Ehefrau.     Örtliches  Recht 

Rückverweisung. 

Urteil  des  Rdchsgerichts  vom   11.  Juli  1898  (Jur.  Wochenschrift  1898 

S.  545  Nr.  14). 

Die  Ehe  der  Parteien  ist  durch  ein  rechtskräftig  gewordenes  Urteil 
des  Landgerichts  I  zu  Berlin  vom  2.  Februar  1895,  durch  welches 
der  Beklagte  ftlr  den  schuldigen  Teil  erklärt  ist,  vom  Bande  geschieden. 
Die  Klägerin  hat  nach  Mafsgabe  des  in  Berlin  geltenden  Rechtes,  daa 
auch  die  Grundlage  ftlr  die  erkannte  Ehescheidung  gebildet  hat,  lebens- 
längliche Unterbaltsgelder  vom  Beklagten  gefordert,  und  dementsprechend 
hat  das  Beruftingsgericht  erkannt.  Diese  Bestimmung  der  besonderen 
vermögensrechtlichen  Folgen  der  Ehescheidung  nach  demjenigen  ört- 
lichen Rechte,  nach  welchem  die  Scheidung  ausgesprochen,  und  der  in 
Anspruch  Genommene  für  den  schuldigen  Teil  erklärt  worden  ist,  ent- 
spricht dem  in  den-Entsch.  des  R.Ger.  in  Gvilsachen  Bd.  38  S.  197  £ 
abgedruckten  Urteile  dieses  Senates  und  einem  zur  Entscheidung  dieser 
Frage  auf  dem  Boden  des  gemeinen  deutschen  Rechts  am  25.  Juni  1898 
ergangenen  Beschlüsse  der  vereinigten  Civilseuate  des  Reichsgerichts. 
Wenn  der  Beklagte  in  dieser  Hinsicht  geltend  gemacht  hat,  durch  den 
zuletzt  erwähnten  Beschlufs  werde  doch  nicht  die  Erwägung  ana- 
geschlossen,  ob  nicht  durch  das  hiemach  zunächst  mafsgebende  Ertliche 
Recht  wieder  auf  das  an  dem  Orte,  wo  der  Ehemann  beim  Eintritt 
der  Rechtskraft  des  Scheidungsurteils  seinen  Wohnsitz  gehabt  hat, 
geltende  Recht  zurückverwiesen  werde,  wie  dies  nach  den  in  den 
Entsch.  des  R.Ger.  in  Civilsachen  Bd.  5  S.  195  ff.  und  Bd.  19  S.  309 
mitgeteilten  Urteilen  des  IV.  Civ.S.  vom  preuTstschen  Landrechte  gdte, 
so  mag  es  an  sich  vielleicht  richtig  sein,  dafs  jener  Beschlufs  eine 
solche  Erwägung  nicht  ausschliefst;  aber  es  würde  fitlsch  sein,  sie  an- 
zustellen, weil  r^elmäfsig  eine  solche  Rückverweisung  in  Ansehung 
des  anzuwendenden  örtlichen  Rechtes  überhaupt  nicht  zu  beachten  ist; 
veigl.  Entsch.   des  R.Ger.  in  Civilsachen  Bd.  24  S.  330  ff.     Demnach 
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10t  die  mmiittelbare  Anwendung  des  Air  Berlin  die  sogenannten  privat- 
rechtlichen  Ehescheidongsstrafen  normierenden  Rechtes  als  gerechtfertigt 
«miseben. 

Vindikation  gestohlener  Inhäberpapiere.     Örtliches  Recht  für  die 
Einrede  des  Lösungsanspruchs  (Art.  2280  Code  civil). 

Urtol  des  Röchsgerichts  vom  19.  Man  1898  (Entsch.  Bd.  41  S.  152  ff.> 

Ans  den  Gründen: 

—   Die   mitgeteilten  EntscheidungsgrUnde  sind   irrevisihel, 

soweit  sie  den  Inhalt  des  französischen  Rechtes  feststellen;  sie  onter- 
h^gen  dagegen  der  Nachprttfting  des  Revisionsgerichts,  soweit  sie  anf 
Gnmdsi&tsen  des  internationalen  Privatrechts  beruhen.  Letzteres  trifit 
zu  für  die  Frage,  ob  die  Einrede  aus  Art.  2280  Code  cml  der  vor 
dem  Hamburger  Gericht  erhobenen  Eigentumsklage  entgegengesetzt 
'  werden  kann ,  und  ob  diese  Einrede  auch  den  Nachmännem  von 
E.  &  Co.  zusteht,  die  das  Papier  aulserhalb  des  französischen  Rechts- 
gehietes  erworben  haben. 

Das  Reichsgericht  vermag  sich  bezüglich  beider  Fragen  dem 
Berufungsgerichte  nicht  anzuschliefsen.  Mufs  man  mit  dem  Berufungs- 
gerichte davon  ausgehen,  daf»  nach  französischem  Rechte  weder  8.  noch 
K.  A,  Co.  Eigentum  an  dem  streitigen  Rententitel  erworben  haben,  so 
fehlt  es  in  vorli^endem  Falle  an  einem  Rechtsgrunde  für  die  An- 
wendung des  Art  2280.  Eine  in  der  deutschen  und  französischen 
Rechtslitteratur  von  einzelnen  SchrifUtellem  vertretene  Ansicht  geht 
allerdings  dahin,  dafs  der  Lösungsanspruch,  den  das  französische  und 
preufsische  Recht  wie  auch  einige  andere  deutsche  Landesrechte  dem 
gntgUlubigen  Erwerber  einer  beweglichen  Sache  einräumen,  auch  dann 
erhalten  bleibt,  wenn  die  Sache  demnächst  in  das  Herrschaftsgebiet 
eines  Rechtes  übergeht,  das  einen  solchen  Anspruch  nicht  anerkennt 
Diese  Ansicht  führt  indes  weder  zu  einem  juristisch  befriedigenden 
Ergebnis,  noch  entspricht  sie  der  Verkehrsnatur  der  beweglichen  Sachen. 
Det  Anspruch,  um  den  es  sich  hier  handelt,  entsteht  nach  allen 
Keehtaaystemen ,  die  ihn  zulassen,  erst  dadurch,  dafs  der  Eigentümer 
die  Sache  abfordert  Gutgläubigkeit  beim  Erwerbe  ist  nur  eine  Voraus- 
setzung für  die  Geltendmachung  des  Anspruchs.  Schon  hieraus 
folgt,  dafs  dasselbe  örtliche  Recht,  das  für  die  Be- 
urteilung der  Vindikation  mafsgebend  ist,  auch  dar- 
über entscheiden  mufs,  ob  und  in  welchem  Umfange 
auf  Orund  des  erwähnten  Anspruchs  ein  Zurückbehal- 
tungsrecht zusteht  Es  würde  auch  der  Verkehrssicherheit  wenig 
forderlich  sein,  in  dieser  Hinsicht  eine  Scheidung  eintreten  zu  lassen; 
ebensowenig  sprechen  BilligkeitsgrUnde  dafür.  Mufs  der  Bestohlene 
sich  gefallen  liuBsen,  dafs  in  Bezug  auf  seine  Vindikationsbcfugnis ,  sei 
es  das  Personalstatut  des  Beklagten  oder  das  Recht  der  belegenen 
Sache,  oder  das  örtliche  Recht  des  Prozefsgerichts  zu  Grunde  gelegt 
wnd   (im  vorliegenden   Falle  führen  alle  drei  Auffassungen  zu  dem- 
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selben  fififebnis),  so  gebietet  nicht  nur  die  jnristiBche  Kansequens, 
sondern  anch  die  Billigkeit,  in  Bezug  anf  Statthaftigkeit  von  Einreden 
gegen  die  Eigentomsklage  den  gleichen  Mafsstab  anzulegen.  Derselbe 
Senat  des  Hamborger  Oberlandesgerichts,  von  dem  das  jetzt  angefochtene 
Urteil  herrührt,  hat  in  einer  anscheinend  nur  in  hier  unerheblichen 
Beziehungen  anders  gelagerten  Sache,  in  der  es  sich  um  eine  im  Ge- 
biete des  preufsischen  Landrechts  gestohlene,  demnHchst  nach  Hamburg 
verbrachte  Brillantnadel  handelte,  den  vorstehend  gebilligten  Standpunkt 
eingenommen. 

Vergl.  Hans.  Oerichtszeitung  1894,   Beibl.   Nr.  163   S.  308; 
Seuffertj  Archiv  Bd.  49  Nr.  229. 

In  der  Begründung  des  jetzt  angefochtenen  Urteils  wird  zwar 
darauf  Gewicht  gelegt,  dafs  im  vorliegenden  Falle  ein  Inhaberpapier 
den  Gegenstand  des  Rechtsstreites  bildet.  Allein  für  die  hier  in  Be- 
tracht kommende  Frage  macht  dies  keinen  Unterschied;  im  G^enteil: 
der  Umstand,  dafs  Inhaberpapiere  in  höherem  Mafse  vor  andern  beweg- 
liche Sachen  einem  Ortswechsel  unterworfen  sind,  ist  geeignet,  die  Be- 
denken gegen  die  gegenwärtig  vom  Berufungsgericht  befolgte  Auf- 
fassung zu  bestärken. 

Aus  den  dargelegten  Gründen  ergiebt  sich,  dafs  K  A  Co.,  wean 
sie  am  Orte  ihrer  Handelsniederlassung  auf  Herausgabe  des  gestohlenen 
Inhaberpapiers  verklagt  worden  wären,  eine  Einrede  ans  Art  2280 
Code  eivtl  nicht  hätten  herleiten  können.  Noch  weniger  kann  diese 
Einrede  seitens  ihrer  Nachmänner  zugelassen  werden,  die  das  Papier 
erst  in  Deutschland  gekauft  haben 

örtliches  Recht  hei  Ausübung  des  Verfolgungsrechts. 

Urteil  des  Beichsgerichts  vom  4.  Juni  1898  (Sächsisches  Archiv  f.  Büi]gerL 
Recht  etc.  Bd.  8  S.  570,  Eutsch.  d.  R.G.  in  Civils.  Bd.  41  S.  333). 

Die  Klägerin,  eine  Bremer  Handelsgesellschaft,  hatte  im  Sommer 
1896  dem  Kaufmann  P.  F.  in  Warschau  85  Sack  Kaffee  verkauft  und 
diese  an  den  Spediteur  J.  N.  in  Danzig  gesandt  mit  dem  Auftrage,  sie 
zur  Verfügung  des  Käufers  zu  halten.  Dieser  forderte  am  5*  Oktober 
den  Spediteur  J.  N.  auf,  88  Sack  an  die  Firma  J.  Fr.  &  Co.  in 
Warschau  zu  verladen.  Noch  ehe  die  Absendung  erfolgte,  widerrief 
indes  die  Klägerin  ihren  dem  Spediteur  erteilten  Auftrag,  weil  sie  in- 
zwischen erfahren  hatte,  dafs  ihr  Abkäufer  P.  F.  siiine  Zahlungen  ein- 
gestellt hatte.  Der  Spediteur  nahm  deshalb  den  Kaffee  auf  Lager  und 
machte  der  Klägerin  hiervon  am  15.  Oktober  Mitteilung.  An  eben 
diesem  Tage  erwirkte  die  Beklagte,  eine  in  Thom  domizilierende  Firma, 
gegen  den  P.  F.  einen  Arrestbefehl  nach  Höhe  von  9482  Mk.;  sie 
liefs  auf  Grund  desselben  am  17.  Oktober  den  Anspruch  pfllnden,  der 
dem  P.  F.  an  den  Spediteur  J.  N.  wegen  des  Kaffees  zustehe.  In 
dem  nun  anhängig  gewordenen  Prozesse  wurde  vor  allem  die  Fragfi 
streitig,  nach  welchem  Rechte  zu  entscheiden  sei,  ob  der  Klägerin  das 
von  ihr  in  Anspruch  genommene  sog.  Veifolguagsrecht  (£L0.   §  36) 
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EUgeBtendeD  habe,  ob  naeh  deatschera  oder  nach  dem  in  Warschaa 
geltenden  Code  de  commerce^  Dies  war  insofern  von  durchschlagender 
Bedentnng,  weil  dieees  Becht  nach  der  deutschen  Konkursordnong  an 
die  Ertffinong  des  Konkursverfithrens  geknüpft  ist,  während  es  nach 
dem  Warsehaner  Recht  dem  Verkaufer  zusteht,  sobald  der  Künfer  auch 
nur  seine  Zahlungen  eingestellt  hat.  Das  Oberlandesgericht  Marien- 
werder  nahm  an,  dafs  das  Warschauer  Recht  mafsgebend  sei,  und  er- 
kannte daher  zu  Gunsten  der  Klilgerin.  Das  Reichsgericht  verwarf  die 
dagegen  eingelegte  Revision.  £s  sei  allerdings  sehr  zweifelhaft,  aus 
dem  Recht  welchen  Orts  grundsätzlich  die  Norm  der  Entscheidung  ent- 
lehnt werden  müfste ,  feste ,  allgemein  anerkannte  Regeln  hätten  sich 
iasoweit  nicht  ausgebildet.  £s  sei  indes  im  gegebenen  Falle  jedenfalls 
sa  Gunsten  der  Klägerin  zu  entscheiden.  Unzweifelhaft  komme  der 
Sekntz  des  Warschauer  Rechts  auch  einem  ausländischen  Gläubiger 
jedenfalls  dann  zu  Gute,  wenn  er  gegen  einen  Warschauer  Schuldner 
vor  den  dortigen  Gerichten  das  Verfolgungsrecht  rücksichtlich  einer  im 
dortigen  Gerichtsbezirke  angetroffenen  Sache  zur  Geltung  bringe.  Die 
Klägerin  hätte  also  die  Ware  aufhalten  ktfnnen,  sobald  sie  die  russische 
Grenze  überschritten  gehabt  hätte.  Daraus  mflfste  aber  die  Folgerung 
abgeleitet  werden,  dafs  ihr  die  gleiche  Befugnis  auch  schon  vor  diesem 
Moment  eingeräumt  werden  mufste,  selbst  wenn  im  übrigen  das  deutsche 
Recht  Anwendung  finden  sollte.  Denn  es  wäre  unvernünftig,  wollte 
man  die  Weiterbeförderung  der  Ware  zu  einer  unerläfslichen  Yoraus- 
BBtzung  ftlr  den  Eintritt  des  Rückforderungsrechts  erheben.  Die  Fort- 
setzung des  noch  unvollendeten  Transports  könne  nicht  die  rechtliche 
Bedingung  für  den  Erwerb  der  Befognis  sein,  den  Rücktransport  zu 
▼erlangen.  Dem  Käufer  der  Ware  könnten,  während  die  Ware  sich 
noch  auf  dem  Wege  befinde,  keine  weitergehenden  Befugnisse  zustehen, 
als  ihm  nach  ihrer  Ankunft  zustehen  würden.  Sobald  also  der  Ver- 
ktafer  seinen  Willen  bethätige,  dafs  der  Kaufsgegenstand  dem  Eläufer 
nidit  ausgeliefert  werden  solle,  könne  dieser,  wenn  das  hierauf  ge* 
richtete  Verlangen  des  Verkäufers  nach  dem  Rechte  des  Bestimmungen 
orts  begründet  sei,  Auslieferung  der  Ware  nicht  mehr  fordern,  der 
Verkäufer  s«  vielmehr  in  der  Lage,  das  ihm  günstige  Recht  des  B»* 
stimmungBorts  für  sich  geltend  zu  machen. 

Mafsgehendes  örtliches  Recht,    Erfüllungsort.    Rechtshülfe, 

Erstaüimgspflicht  für  ProeefsJcosten  eines  Vorprozesses. 

Art.  1650,  1654,  1184,  1142,  1139  C.  c,  Art.  130  C.  de  pr.  civ., 

Motive  au  §§  660,  661  C.Pr.O.  Entw.  (§  660). 

UfteQ  des  Oberiandeagerichts  zu  Darmstadt  ^eitsehxift  für  französ.  CSvilrecht 

Bd.  29  S.  517). 

Kläger  Adrien  -  Didion  in  Nancy  verkaufte  an  die  Firma  B.  in 
Worms  4  Waggons  Kleie.  Da  Zahlung  für  den  vom  Käufer  zurück- 
gewiesenen zweiten  Waggon  ausblieb,  klagte  A.  diesen  Betrag  sowie 
SehadensonatB  wegen  der  beiden  letzten  Waggons  gegen  B.  ein,   und 
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zwar  vor  dem  Handelsgericht  in  Nancy,  welches  Versänmnisiirteil  er- 
liefs.  ZwangsvoÜBtreckong  erfolgte  nicht,  vielmehr  erhob  A.  spftter 
wiederholt  Klage  bei  der  Kammer  fttr  Handelssachen  in 
Worms,  welche  am  14.  November  1896,  soweit  es  hier  interessiert, 
den  B.  znr  Zahlung  verschiedener  Betrttge  verurteilte,  jedoch  den  An- 
spruch auf  Ersatz  der  in  Nancy  durch  das  dortige  Prozefsverfiüiren 
entstandenen  Kosten  zurückwies.  Berufung  und  Anschlufsberufung 
wurde  vom  Oberlandesgericht  verworfen. 

Aus   den   Gründen: 

„Die  Entscheidung  tlber  die  erste  Beschwerde  hängt  von  der  Be- 
antwortung der  Frage  ab,  ob  die  rechtlichen  Wirkungen  des  zwischen 
den  Parteien  abgeschlossenen  Vertrages  nach  dem  örtlichen  Recht  von 
Nancy  oder  nach  demjenigen  von  Worms  zu  beurteilen  sind.  In  erster 
Linie  ist  dafllr  dasjenige  Ortsrecht  mafsgebend,  .dessen  Anwendung  die 
Vertragschliersenden  wollten  oder  als  selbstverständlich  an- 
wendbar bei  dem  Geschäftsscblusse  voraussetzten  (K.O.H.G.  Bd.  12 
S.  55;  R.G.  Bd.  9  S.  227,  Bd.  14  S.  239).  Aus  der  Vertrags- 
beredung  ^comptcmt  id  sans  escompte^^  d.  h.  zahlbar  in  Nancy 
ohne  Abzug,  kann  eine  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Verein- 
barung über  das  örtliche  Recht  des  abgeschlossenen  Vertrages  nicht 
gefolgert  werden ;  denn  die  Parteien  haben  damit  nur  bestimmen  wollen 
und  bestimmt,  dafs  der  Käufer  den  Kaufpreis  in  Nancy  zahlen  solle. 
In  zweiter  Linie  entscheidet  Über  die  rechtlichen  Wirkungen  einer 
Vertragsobligation  das  Ortsrecht  des  Erfüllungsorts  (R.O.H.G. 
Bd.  9  S.  8;  Bd.  11  S.  418;  Bd.  15  S.  134,  212;  Bd.  19  S.  132; 
Bd.  23  S.  209;  R.G.  Bd.  6  S.  126;  Bd.  9  und  14  a.  a.  0.;  Bd.  12 
S.  37 ;  Bd.  20  S.  335).  Nach  dem  unter  den  Parteien  abgeschlossenen 
Lieferungsvertrag  sollte  Nancy  sowohl  für  die  Erfüllung  des  Verkäufers 
wie  für  die  Zahlung  des  Kaufpreises  als  Erfüllungsort  gelten;  also  ist 
das  dortige  Recht  anwendbar.  Sollte  aber  auch  der  Vertragsort 
für  das  örtliche  Recht  des  hier  fraglichen  Lieferungsvertrags  mafsgebend 
sein  (Zachariä-Dreyer  Bd.  I  S.  82  Note  9),  so  kommt  lediglich  Nancy 
als  solcher  in  Betracht  Denn  bei  einem  durch  Briefwechsel  unter 
Abwesenden  abgeschlossenen  Vertrage  ist  derjenige  Ort  als  Ort  des 
Vertrags  anzusehen,  an  welchem  die  Annahme  des  Angebots  zur 
Kenntnis  des  Offerenten  gelangt,  also  liier  Nancy  (vergl.  Entsch.  des 
ELassationshofs  Darmstadt  vom  7.  Dezember  1857  und  5.  Mai  1858 
bei  GHredy  S.  46,  374).  Die  rechtlichen  Wirkungen  des  hier  frag- 
lichen Vertrages  sind  somit  nicht  nach  dem  deutschen  Handelsgesetz- 
buch, sondern  ....  nach  dem  in  Nancy  geltenden  C,  ctr.  und  C,  de 
comm,  zu  beurteilen  ....  Die  Beklagte  hat  ihre  Verpflichtung,  den 
Kaufpreis  für  den  zweiten  Waggon  ....  in  Nancy  an  Klüger  zu 
zahlen,  nicht  erfüllt  (Art.  1650  0.  dv^,  Kläger  konnte  darum  nach 
Art  1184,  1654  C.  cw.  auf  Auflösung  des  Vertrags  bezüglich  der 
noch  zu  liefernden  zwei  Waggons  Kleie  und  Schadensersatz  klagen. 
Vorliegend  ist  nicht  auf  Auflösung,  sondern  nur  auf  iSchadensersatz 
geklagt.     Ersteres   ist  bei  Verbindlichkeiten   auf  ein  Thun  nicht  nötig 
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(Art  1142  C.  €W.).  Beklagte  war  durch  Brief  des  KlHgera  vom 
26.  Juni  1895  we^en  firfhllnng  ....  gemttb  Art.  1189  C.  ew.  in 
Venmg  gesetzt  und  konnte  alsbald  anf  SchadensersatK  verklagt  werden 
{Zodumä-Dreyer  Bd.  II  S.  297) 

Zur  Anachlnfsbeniftuig :  In  Deatschland  wird  eine  Gerichtsbarkeit 
des  aosländisehen  Gerichts  tlber  den  Deutschen  bei  mangelnder  Ein- 
lassong  desselben  anf  den  Prosefs  nicht  anerkannt,  wenn  weder  die 
Person  des  Schuldners  für  das  Gericht  oder  den  Gegner  unmittdbar 
eneichbar  war,  noch  die  Rechtshttlfe  für  dessen  Elrreichnng  rechtzeitig 
in  Ansprach  genommen  ist  (vergl.  Motive  zu  §§  610,  611  Entw.  der 
C.Pr.0.).  Vorliegend  hatte  Klttger  die  Beklagte  vor  das  Handelsgericht 
in  Nancy  geladen.  Die  Beklagte  hat  sich  aber  anf  diesen  Rechtsstreit 
daselbst  nicht  eingelassen.  Sie  hatte  vielmehr  brieflich  dem  Klager 
mitgeteilt,  dafs  sie  sich  niemals  der  Rechtsprechung  des  Handelsgerichts 
zu  Nancy  unterwerfen  werde,  dafs  sie  die  Ware  in  Worms  refüsiert 
habe  und  dort  verklagt  werden  mttsse.  Die  Beklagte  war  weder  dem 
Handelsgerichte  in  Nancy  noch  dem  Kläger  daselbst  erreichbar;  es  ist 
auch  eine  Rechtshtllfe  zu  ihrer  Erreichung  nicht  in  Anspruch  ge- 
nommen worden  ....  Auftodem  ist  zwischen  Deutschland  und 
Fnmkreich  die  Gegenseitigkeit  nicht  verbttigt  (R.G.  Civ.Entsch.  Bd.  VIII 
S.  388).  Unter  diesen  Umständen  ist  das  Verehren  vor  dem  Handels- 
gericht in  Nancy  von  den  deutschen  Gerichten  so  anzusehen,  als  ob 
dasselbe  überhaupt  nicht  stattgefunden  habe.  Da  nun  Prozefskosten 
nicht  aus  der  allgemeinen  Pflicht  zum  Ersatz  widerrechtlich  verursachten 
Schadens  zu  erstatten  sind,  sondern  das  Unterliegen  in  der  Hauptsache 
als  Rechtsfolge  die  Verantwortlichkeit  für  die  Prozefskosten  nach  sich 
sieht  (§  87  aPr.O.,  Art.  ISO  C.  de  proc.  cw.),  so  kann  Kläger  die 
ihm  durch  den  Prozefs  zu  Nancy  erwachsenen  Kosten  ....  vor  dem 
deutsehen  Gerichte  nicht  geltend  machen.  Sollten  diese  Kosten  aber 
als  Schaden  in  Betracht  zu  ziehen  sein,  so  ist  ihre  Geltendmachung 
gleichfalls  ausgeschlossen.  Kläger  konnte  und  mulbte  auf  Grund  des 
angeführten  Briefes  des  Beklagten  diese  Kosten  vermeiden;  er  hat  sie 
durch  eigenes  Verschulden  verursacht  und  kann  deren  Ersatz  von  der 
Beklagten  nicht  beanspruchen.  ** 

Welches  Becht  ist  aneuwenden  auf  einen  von  einer  englischen 
Reederei  mit  einem  deutschen  Kaufmann  in  Japan  in  englischer 

Sprache  abgeschlossenen  Frachtkontrakt? 

Urtöl  des  Oberiandesgerichts  in  Hamburg  vom  25.  Juni  1898  (Hans.  Gerichts- 
zeitung 1898,  Hauptblatt  8.  257  ff.). 

Gründe:  Die  Kläger  behaupten,  Bekhigte  bestreiten,  der  Inhalts 
AnL  8  zwischen  den  Klägern  als  Befrachtern  und  Butterfield  &  Swire, 
den  in  Kobe,  Japan,  domiziliertem  Vertretern  der  Ocean  Steamship  Co. 
in  Liverpool  als  Verfrachtern  abgeschlossene  Frachtvertrag  über  1000 
Ums  Rice  per  Satpedon  from  Moji  aJc.  Kobe  to  Hamburg  sei  von 
der  Reederei    nicht    erfüllt   worden.     Sie   gründen    darauf  ihren    ein- 
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geklagten  Schadensansprach  in  Höhe  von  Hk.  19682,50.  Sie  finden 
den  Vertragsbruch  darin,  daTs  die  VertragsbeBtimmmig :  ^Tke  Rice  to 
he  ready  hy  20.  Aprü^  sUamer  to  dear  during  Äprü^  Ton  den  Ver- 
frachtern nicht  er^lt  sei,  indem  der  Reia  erst  am  1.  Mai,  dem  Datum 
des  Konnossementes,  in  Moji  abgeladen  worden  sei.  Dagegen  berufen 
sich  Beklagte  darauf,  dafs  der  Sieamer  am  26.  April,  also  rechtaeitig 
in  Kobe,  einem  Vertragshafen,  ausklariert  und  damit  den  Vertrags- 
bedingungen Genüge  geschehen  sei.  Auf  die  Klarierung  der  Ladung 
beziehe  sich  die  angeführte  Klausel  Überhaupt  nicht,  ttbrigens  sei  eine 
solche  in  Moji,  einem  Nichtvertragshafen ,  auch  gar  nicht  ausftlhrbar, 
auch  nicht  erforderlich  gewesen. 

Der  Auflassung  der  Beklagten  kann  nicht  beigetreten  werden. 
Schon  die  Fassung  der  Aul.  3  läfst  erkennen,  dafs  die  Verpflichtung 
der  Ausklarierung  im  Monat  April  sich  nicht  ausschliefslich  auf  das 
Schiff,  sondern  auch  auf  die  Ladung  beziehen  sollte.  Die  Bestimmung: 
jfSteamer  to  dear  äwring  Aprü^  schliefst  sich  unmittelbar  und  in  dem- 
selben Satze  an  an  die  Vorschrift  f\^x  den  Befrachter:  ^^The  Rice  to  he 
ready  hy  20.  Aprü."^ 

Hätten  Kontrahenten,  wie  Beklagte  behaupten,  nur  gewollt,  dafs 
der  Dampfer  ohne  die  Ladung  im  April  ausklariere,  dafs  aber  die 
Ladung  auch  noch  später  im  Mai  sollte  eingenommen  werden  dürfen, 
so  wäre  nicht  wohl  einzusehen,  weshalb  dem  Verfrachter  die  Ver- 
pflichtung sollte  auferlegt  sein,  die  Ware  schon  am  20.  April  zur  Ab- 
ladung bereit  zu  halten.  Dieser  Termin  ist  offenbar  nur  deshalb  in 
den  Vertrag  aufgenommen,  um  dem  Verfrachter  eine  ausreichende  Zeit 
kontraktlich  zu  sichern,  innerhalb  deren  er  die  Ladung  einnehmen  und 
nach  geschehener  Einladung  den  Dampfer  noch  im  April  ausklarieren 
könne.  Es  ist  auch  unter  Berücksichtigung  der  Gebräuche  im  OeschäAs- 
verkehr  von  vornherein  anzunehmen,  dafs  die  Klausel  vorzugsweise  den 
Zweck  hatte,  die  Abladung  der  Ware  im  April  sicher  zu  stellen  und 
sie  dadurch  zu  einer  April- Abladung  zu  machen,  die  als  solche  verkauft 
werden  konnte.  Dafs  beide  Kontrahenten  den  Vertrag  in  diesem  Sinne 
verstanden  haben  woUen,  erhellt  aus  der  Korrespondenz. 

Nach  all  diesem  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dafs  die 
Beklagten  den  Vertrag  gebrochen  haben,  und  den  EJägem  schadens- 
ersatzpflichtig  sind.  Streitig  ist  unter  den  Parteien,  ob  für  die  Frage 
nach  dem  Umfange  des  Schadensersatzes  englisches  oder  deutsches  oder 
vieÜeicbt  gar  japanisches  Hecht  anzuwenden  ist 

Das  Landgericht,  dem  sich  die  Kläger  im  Resultat  anschliefsen, 
hat  deutsches  Recht  als  das  Recht  des  Bestimmungsortes  des  Scfaffies 
zur  Anwendung  gebracht,  die  Beklagten»,  sich  stützend  auf  die  Gut- 
achten englischer  Rechtsgelehrter,  wollen  die  Frage  nach  englischem 
Rechte,  welches  f%kr  sie  günstigere  Bestimmungen  enthalte,  entschieden 
wissen. 

Zurückzuweisen  ist  zunächst  die  in  dem  Gutachten  entwickelte 
Rechtsansicht,  dafs  das  englische  Recht  als  da«  Recht  des  Landes,  dem 
das  Schiff  angehöre,   den  Frachtkontrakt  beherrsche,   wenn  nicht  Ab- 
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weichendeB  vereinbart  aeu  Dieae  den  englischen  Anscbannngen  ent- 
spreebende  Rechtsansicht  Btimmt  mit  der  dentsch-recbtlichen  AnfiGusong 
nicht  ttberein.  Nach  dentschem  Recht,  speeiell  nach  dem  Recht  des 
GerichtaorteB,  das  allein  für  die  Frage  nach  Entscheidung  der  sogen. 
StatatenkoUision  mafsgebend  ist  (cf.  R.O.H.6.  in  Seufferts  Arch.  Bd.  83 
No.  184),  steht  der  Frachtvertrag  regelmttfsig  und  im  allgemeinen, 
ebenso  wie  die  Rechtsverhältnisse  aas  dem  Konnossement  unter  der 
Herrschaft  des  Rechts  des  Bestimmungsortes  des  Schiffes,  ab  des  Ortes, 
an  dem  der  Vertrag  zu  erfüllen  ist  (cf.  R.0.H.6.Ent8ch.  Bd.  25 
S.  192  ff.,  R.O.£ntsch.  Bd.  20  S.  56,  Hans.  Ger.Ztg.  von  1892 
S.  136  Abs.  5,  Wagner,  Seerecbt  I  8.  141),  vorbehaltlich  ander- 
weitiger aosdrUcklicher  oder  stillschweigender  Vereinbarong  der  Kontra- 
benten. 

Solche  anderweitige  Vereinbarung  finden  die  Beklagten  nun  in 
der  Klausel  der  Anl.  8:  y^Other  terms  aa  ueual^^j  in  Verbindung  mit 
der  Bestimmung  des  Konnossements:  „Contracty  whereever  maddy  io  he 
eonstrued  Inf  Engliah  2air."     £s  ist  ihnen  darin  Recht  zu  geben. 

Die  Klausel  der  Anl.  8:  y^Other  iherme  as  ueuäl^  bringt  zum 
Ausdruck,  dafs  das  kurze  Bestätigungsschreiben  AnL  3  nicht  alle  Be- 
dingungen des  abgeschlossenen  Frachtvertrages  enthält,  dafs  vielmehr 
noch  andere  ^gebräuchliche*',  (j^ueual'^)  Bedingungen  existieren,  welche 
Kontrahenten  durch  die  angeführte  kurze  Klausel  zu  Bestandteilen  des 
Frachtkontraktes  gemacht  haben.  Diese  ueual  terms  können  nur  die 
bei  der  Ocean  Steam  Ship  Compctgnie  gebräuchlichen  Konnossements- 
bestimmungen sein.  Der  Befrachter  und  der  Ablader  sind  im  kon- 
kreten Falle  eine* und  dieselbe  Person,  die  Kläger.  Diesen  hatte  der 
Schiffer  als  Vertreter  des  Verfrachters  das  Konnossement  einzuhändigen. 
Das  Konnossement  enthält  die  detailliertesten  Bestimmungen  über  die 
Verpflichtungen  und  Rechte  des  Verfrachters,  namentlich  auch  über 
seine  um&ngreicfaen  Freizeichnungen  von  der  Haftung  für  zahlreiche 
Risikos,  über  das  Verhalten  des  Schiffers  bei  seiner  Ankunft  in  London, 
Liverpool  und  an  verschiedenen  Orten  des  europäischen  Festlandes  u.  s.  w. 
£s  entspricht  der  durchgängigen  Praxis  im  Seeverkehr,  dafs  alle  der- 
artige Bestimmungen,  fiedls  eine  ausführliche  Chartepartie  aufgemacht 
wird,  ebensowohl  in  letzterer,  wie  im  Konnossement  enthalten  sind, 
oder  dafs  im  Konnossement  auf  die  Bestimmungen  der  Chartepartie 
Bezug  genommen  wird.  Die  Verpflichtungen  des  Verfrachters  gegen 
den  Befrachter  und  diejenigen  des  Schiffers  gegen  den  Empf^lnger 
stimmen  aber  regelmäfsig  überein.  Das  wird  hier,  wo  eine  ausführ- 
liche Chartepartie,  da  es  sich  nur  um  Verladung  von  Stückgut  handelt, 
nicht  aufgenommen  ist,  zum  Ausdruck  gebracht  durch  die  Verweisung 
auf  die  Konnossementsbestimmungen  in  dem  kurzgeßifsten  Bestätigungs- 
schreiben über  den  Fracbtkontrakt  (cf.  einen  ähnlichen  Fall  in  den 
R.O.Entsch.  Bd.  11  S.  102  unten).  Nun  enthält  das  Konnossement 
Q.  a.  auch  die  Klausel:  „7%e  contractu  whereever  made^  to  be  construed 
by  English  law,^  Dafs  diese  Klausel  etwa  nicht  zu  den  usual  terms 
des   Konnossements   gehöre,    ist   nicht   behauptet     Sie    ist    also   dem 
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FiAchtvertrage  mit  den  ttbrigen  KonnoBsementsklauBelii  zoBammeii  ein- 
verleibt  und  besieht  sich  demnach  nicht  mehr  allein  auf  die  in  der 
KonnossementBurkunde  enthaltenen  Vertragsbedingungen,  sondern  auf 
sämtliche  Bestimmungen  des  Frachtvertrages,  auch  soweit  sie  ausschlieCs- 
lieh  in  der  Anl.  8  enthalten  sind.  Der  Frachtvertrag  wie  das  Kon- 
nossement soll  unter  der  Herrschaft  des  englischen  Rechtes  stehen. 

Eine  solche  Willensmeinung  der  Kontrahenten  entspricht  auch 
durchaus  der  ganzen  Sachlage  und  ist  auch,  abgesehen  von  jener 
Klausel,  aus  den  Umständen  zu  folgern.  Der  Frachtkontrakt  ist  ge- 
schlossen von  einer  englischen  Reedereigesellschaft  mit  einem  deutschen 
Ejiufmann  in  Japan  unter  Anwendung  der  englischen  Sprache.  Der 
Seehandel  in  jenen  Gegenden  ist  zum  weitaus  gröfsten  Teil  in  Händen 
der  Engländer,  die  Konnossemente  werden  in  englischer  Sprache  ab- 
gefafst  und  unterliegen  der  englischen  Rechtsauffassung,  es  lag  also 
nichts  näher,  als  dafs  die  Kontrahenten  schon  stillschweigend  von  der 
selbständigen  Voraussetzung  ausgingen,  dafs  auch  im  ttbrigen  der 
Frachtkontrakt  dem  englischen  Recht  unterstellt  sein  solle. 

Allermindestens  ist  dies  zu  präsumieren  fUr  diejenigen  Obli^;en- 
heiten  des  Schiffers,  die  an  den  Abladebäfen  in  Japan  zu  erfüllen 
waren,  also  namentlich  für  die  rechtzeitige  Klarierung  und  die  Folgen 
der  Unterlassung  dieser  Vertragspflicht  Die  Kläger  haben  die  Meinung 
aufgestellt,  dafs  für  diese  in  Japan  zu  erfüllenden  Vertragspflichten  im 
Zweifel  nur  das  japanische  Recht  anwendbar  sein  könne.  Indessen 
davon  kann  auch,  abgesehen  von  den  für  die  Anwendung  des  eng- 
lischen Rechts  sprechenden  Erwägungen,  schon  aus  dem  Grunde  nicht 
die  Rede  sein,  weil  die  in  Japan  sich  aufhaltenden  Europäer  nicht  dem 
japanischen  Recht  unterworfen  sind,  sondern  als  Exterritoriale  nach 
ihrem  eigenen  nationalen  Recht  leben  und  von  ihren  eigenen  Behörden 
in  Streitfällen  abgeurteilt  werden  (cf.  Art.  5  des  Handebvertrages  mit 
Japan  von  1870). 

Das  BeruAmgsgericht  hat  sich  hiemach  in  Übereinstimmung  mit 
den  englischen  Rechtsgelehrten  für  die  Anwendbarkeit  des  engliscben 
Rechts  entschieden. —  —  —  —  —  —  —  — — 

Kcwm  ein  Ausländer  im  Inlande  einen  gewerblichen  Rechtsschutz 
in  Anspruch  nehmen,  der  ihm  in  seinem  HeimcUsstaaie  nicht  zur 
Seite  steht?    Kcmn  das  Namensrecht  eu  aewerblicher  Ausnutzung 

übertragen  werden? 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  18.  November  1897  (Entsch.  in  Civils.  Bd.  40 

8.  61  ff.). 

Die  Firma  Liebig  Extrad  of  Meat  Company  limUed  in  London, 
die  Fleischextrakt  vertreibt,  hat  durch  Vertrag  mit  dem  verstorbenen 
Professor  Baron  Justus  von  Liebig  in  München,  in  welchen  dessen 
Erben  eingetreten  sind,  die  ausschliefsliche  Berechtigung  zur  Benutzung 
des  Namens  Liebig  in  ilirora  Geschäftsbetriebe  übertragen  erhalten. 

Der  Beklagte  vertreibt  ebenfalls  Fleisch  ex  trakt  unter  Benutzung 
des  Namens  Liebig.     Seine  Ware  ist  mit  einer  Etikette  versehen,  welche 
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die  Aufschrift  „Idebigsches  Fleisch -Extrakt  von  A.  Gastellanos  &  Co. 
Un^goay  Sttdamerika^  zeigt,  sowie  mit  einer  Kapsel,  die  die  Umschrift 
j,Exiraciiim  Carms  LUbig.  A.  CagteOanos  dt  Co.  Uruguay  Süd- 
Amerika'^  trügt  In  neuester  Zeit  hat  der  Beklagte  die  Bezeichnung 
„Prima  Fleisch-Extrakt  (SjBtem  Liebig)  von  A.  Gastellanos  &  Co.  etc.'' 
gewfthlt  Ancb  hat  er  am  25.  Febmar  1897  das  Warenzeichen  „Prima 
Fleiseb  -  Extrakt  nach  Prof.  J.  v.  Liobig  Marke  Dampfschiff^  beim 
Patentamte  ftlr  sich  eintragen  lassen.  Die  Eltfgerin  erachtet  sich  darch 
diese  Bezeichnungen  in  ihren  Rechten  gekränkt  und  hat,  gestützt  auf 
§14  des  Gesetzes  zum  Schatze  der  Warenbezeichnungen,  vom  12.  Mai 
1894,  sowie  eventuell  auf  die  §§  1  und  8  des  Gesetzes  zur  Bekämpfung 
des  unlauteren  Wettbewerbs  vom  27.  Mai  1896,  gegen  den  Beklagten 
Klage  auf  Untersagung  dieser  Bezeichnung  erhoben. 

Der  erste  Richter  hat  die  Begründung  der  Klage  auf  Gbund  des 
Gesetzes  von  1894  nicht  geprüft,  ihr  aber  auf  Grund  des  Gesetzes 
von  1896  in  folgender  Formulierung  entsprochen: 

^Der  Beklagten  wird  bei  einer  Strafe  von  100  Mk.  für  jeden 
Zawiderhandlungsftdl  untersagt,  Fleischextrakt  unter  der  Marke  und 
Benennung  „Liebigs  Fleischextrakt**  oder  „Liebigsebes  Fleischextrakt^ 
oder  einer  dieser  Benennung  gleichkommenden  Bezeichnung  in  den 
Verkehr  zu  bringen,  und  sich  überhaupt  des  Namens  ^Liebig^  in 
Verbindung  mit  Fleischextrakt  irgendwie  zu  bedienen." 

Auf  die  Berufung  der  Beklagten  wurde  dieses  Urteil  angehoben 
und  die  Klage  abgewiesen.  Die  hiergegen  eingelegte  Revision  wurde 
zurückgewiesen. 

Gründe:  Das  Berufungsgericht  hat  die  Eüage  aus  §  14  des 
Gesetzes  zum  Schutze  der  Warenbezeichnungen  vom  12.  Mai  1894 
zurückgewiesen,  weil  dem  Beklagten  nicht  vorgeworfen  werden  könne, 
dafs  er  seine  Ware  mit  der  Firma  der  Klägerin  versehe,  die  Be- 
zeichnung seiner  Ware  mit  dem  Namen  Lieb  ig  aber  ihm  von  der 
Klägerin  nicht  untersagt  werden  könne.  Diese  letztere  Annahme 
ist  durch  folgende  Ausftlhrung  begründet:  Der  durch  §  14  g^ebene 
Schutz  des  Namens  sei  nur  ein  Ausflufs  der  allgemeinen  Grundsätze 
über  das  Recht  am  Familiennamen.  Dieses  Recht  aber  sei  von  der 
Person  des  Berechtigten  nicht  zu  trennen.  Möge  immerhin  Liebig  der 
Klägerin  gestattet  haben,  seinen  Namen  zur  Kennzeichnung  ihrer  Ware 
zu  benutzen,  so  sei  ihr  dadurch  doch  kein  „dingliches  Recht*'  an 
diesem  Namen,  und  insonderheit  kein  eigenes  Untersagungsrecht  gegen 
Dritte  erwachsen.  Die  Klage  aus  den  §§  1  und  8  des  Gesetzes  zur 
Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs  vom  27.  Mai  1896  aber  ver- 
wirft das  Berufungsgericht,  weil  das  Reichsgesetzblatt  eine  Bekannt- 
msehung  nicht  enthalte,  aus  der  sich  ergebe,  dafs  deutsche  Gewerbe- 
treibende in  Grofsbritannien  einen  diesem  Gresetze  entsprechenden  Schutz 
geniefsen,  und  die  Klägerin  daher  nach  §  16  auf  den  Schutz  dieses 
Gesetzes  keinen  Anspruch  habe.  In  zweiter  Linie  ist  dann  noch  aus- 
geführt, dafs  auch  die  thatsächlichen  Voraussetzungen  der  §§  1  und  8 
nicht  vorlägen. 
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InBOwdt  sich  dieBe  AnsftlhniDgen  auf  den  angebltchen  MifelMraiieh 
der  Firma  der  KUtgerin  nnd  auf  dt>n  Versach  bezielien,  die  Klage  anf 
den  §  1  des  GesetEes  vor  Bekämpfting  des  unlaateren  Wettbewerbe  sa 
gründen ,  kann  ihnen  unbedenklich  beigepflichtet  werden.  Nach  dieser 
Richtung  hat  die  Revision  denn  aach  Angriffe  nicht  erhoben. 

Im  übrigen  aber  mufs  der  Revision  zugegeben  werden,  dafs  die 
Ausflibrungen  des  OberlandesgerichtB  in  mehrfacher  Hinsicht  zn  redit- 
lichen  Bedenken  Anlafs  geben.  Insonderheit  steht  die  Annahme,  dafs 
niemand  an  einem  Namen,  der  nicht  sein  eigener  ist,  ein  Unt^-sagiings- 
recht  gegen  Dritte  haben  könne,  nicht  im  Ejinklange  mit  den 
RechtsgrandstttzMi ,  die  der  erste  Strafisenat  des  Reichsgerichts  bei  An- 
wendung des  §  14  des  Gesetzes  zum  Schutze  der  Warenbezeichnungen, 
durch  Urteil  vom  1.  Februar  1897  (Entsch.  in  Strafe.  Bd.  29  S.  353) 
ausgesprochen  hat.  Es  ist  indes  nicht  erforderlich,  auf  diese  Bedenken 
näher  einzugehen.  Denn  der  Klage  steht  jedenfalls  ein  anderer  Um- 
stand, der  in  den  Instanzen  zwar  erörtert,  vom  Berufungsgerichte  aber 
nicht  gewürdigt  ist,  vernichtend  gegenüber. 

Die  Klttgerin  hat  selbst  voigetragen,  dafs  ihr  der  Schutz  in  der 
ansschliefslichen  Benutzung  des  Namens  Liebig,  wie  sie  ihn  mit  dem 
gegenwärtigen  Prozesse  im  Deutschen  Reiche  verfolgt,  in  England  von 
den  englischen  "Gerichten  versagt  worden  ist  Die  betreffenden  Urteile 
datieren  vom  19.  November  1867  und  vom  17.  März  1884  und  finden 
sich  abgedruckt  in  den  Law  Times  Reports  Vol.  17  N.  8.  S.  298  und 
in  den  Law  Reports  Chancery  Division  Völ,  26  S.  409.  Diese  Urteile 
beruhen  auf  folgenden  Ausführungen :  Trotz  des  Vertrages  mit  J.  v.  Liebig, 
worin  dieser  ihr  das  Recht  gewährt  habe,  allein  seinen  Namen  für  ihr 
Fabrikat  zu  gebrauchen,  könne  die  Klägerin  ein  ausschliefs liebes 
Recht  zur  Benutzung  dieses  Namens  snir  Bezeichnung  von  Fleischeztrakt 
nicht  in  Anspruch  nehmen.  Denn  infolge  der  von  Liebig  selbst  her- 
rührenden Veröffentlichungen  seiner  Vorschläge  fllr  eine  zweckent- 
sprechende und  vorteilhafte  Herstellung  des  Extrakts  sei  der  Name 
Liebig  auf  diesem  Fabrikationsgebiete  Gemeingut  geworden.  Es  sei 
aber  pMici  juriSy  dafs  eine  einzelne  Person  ein  ausschliefsliches  Recht 
darauf  nicht  erwerben  könne,  was  der  G^esamtheit  zum  Gebrauche  offen 
stehe.  Steht  hiemach  fest,  dafs  die  Klägerin  nach  dem  Rechte  des 
Staates,  wo  sich  ihre  Hauptniederlassung  befindet,  ein  ausschliefsliches 
Recht  auf  die  gewerbliche  Benutzung  des  Namens  Liebig  nicht  hat, 
so  kann  sie  ein  solches  Recht  auch  nicht  aufserhalb  ihres  Heimats- 
staates,  insonderheit  im  Deutschen  Reiche,  in  Anspruch  nehmen.  Der 
Grundsatz,  dafs  fUr  den  Bestand  eines  Individualrechtes  an  einer  ge- 
wissen Warenbezeichnung  auf  das  Recht  des  Heimatsstaates  zurück- 
gegriffen werden  mufs,  dafs  also  der  Ausländer  im  Inlande  nur  einen 
accessorischen  Schutz  beanspruchen  kann,  der  seinem  Heimatsrechte 
zuwächst,  das  Heimatsrecht  aber  auch  voraussetzt,  ist  im  internationalen 
Rechte  im .  allgemeinen  anerkannt  (v,  Bar,  Theorie  und  Praxis  des 
internationalen  Privatrechts,  2.  Aufl.  Bd.  2  8.  272  ff.).  Auf  diesem 
Grundsatze   beruht   auch    der   §    28    des   Gesetzes    zum    Schutze   der 
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Wareabezeichnang  Tom  12.  Mai  1894,  obflchon  der  Gedanke  hier  nicht 
mit  derselben  Konsequenz  bis  in  alle  Einzelheiten  festgehalten  ist,  wie 
dies  im  §  20  des  Gesetzes  tlber  Markenschutz  vom  30.  November  1874 
der  Fall  war.  Jedenfidls  ist  aber  auch  auf  dem  Boden  der  neueren 
Gresetzgebung  daran  nicht  zu  zweifeln,  dafs  für  die  Frage,  ob  einem 
Ausländer  ein  Namensrecht,  fUr  das  er  den  Schutz  der  inländischen 
Gesetagebung  in  Anspruch  nimmt,  zusteht,  auf  das  Recht  seines 
HeimatBstaates  zurückgegangen  werden  mufs.  Auf  dem  Gebiete  der 
Warenbezeichnungen  aber  gilt  als  Heimatsstaat  der  Staat,  in  dessen 
Gebiet  sich  die  gewerbliche  Niederlassung  des  Ansprechenden  befindet. 
Diese  Erwilgungen  beseitigen  die  auf  §  14  des  Gesetzes  zum  Schutze 
der  Warenbezeichnungen  und  die  auf  §  8  des  Gesetzes  zur  Bekämpfung 
des  unlauteren  Wettbewerbes  gegründete  Klage. 

StempdpfUcht  ausländischer  Aktien.  —  Was  ist  unter  Ansehaffen 
einer   ausländischen   Aktie  im  Reichsstempelgesete   0u  verstehen; 
fäUt  darunter  die  bei  Errichtung  einer  AktiengeseUschafl  statt- 
findende Übernahme  der  Aktien  durch  die  Orimder? 

urteil  des  OberiandesgerichtB  Hamburg  Yom  4.  Juli  1898  (Hans.  Gerichts- 

zeitung  1898,  Hauptbi.  S.  247). 

Nach  dem  Inkrafttreten  des  Ges.  vom  27.  April  1894  wegen 
Abänderung  des  Ges.,  betr.  die  Erhebung  von  Reichsstempelabgaben, 
Tom  1.  Juli  1881/29.  Mai  1885  hat  der  in  Hamburg  wohnende  Klttger 
bei  Gründung  einer  ausländischen  Aktiengesellschaft  als  Mitbegründer 
eine  Anzahl  von  Aktien  übernommen.  Eine  dieser  Aktien  hat  er 
hierher  kommen  lassen  und  zwar  nicht,  um  sie  hier  weiter  in  Verkehr 
zu  bringen,  sondern  nur,  um  sie  hier  aufzubewahren.  Auf  Anhalten 
der  beklagten  Behörde  hat  er  fUr  diese  Aktie  einen  Reichsstempel  von 
iVs  ®/o  vom  Nominalwert  bezahlen  müssen.  Er  hat  die  Zahlung  von 
18  Mk.  unter  Vorbehalt  geleistet  und  klagt  jetzt  auf  Rückzahlung. 

Das  Oberlandesgericht  I   wies   am   14.  Mttrz  1898  die  Klage  ab. 

Gründe:  Tarif  Ib  des  oben  angefUlirten  Gesetzes  erklärt  aus- 
liadische  Aktien  ftlr  stempelpflichtig  zu  P/s^/o,  ,)Wenn  sie  im  Inlande 
ausgehändigt"  werden.  Unter  Aushändigen  ist  an  dieser  Stelle  nicht 
jede,  im  Inlande  sich  vollziehende  körperliche,  sondern  nur  die  rechts- 
geschäfdiche  Aushändigung  zu  verstehen.  Das  ergiebt  sich  teils  aus 
der  Gleichstellung  mit  der  Veräufserung ,  Verpfandung  und  anderen 
rechtsgesehäfUichen  Vorgängen,  teib  auch  aus  der  Anmericung  zu  Tarif- 
nnmmer  1  und  2,  wo  der  Begriff  der  Ausbändigung  erweitert  wird 
durch  die  Bestimmung,  dafs  „der  Aushändigung  ausländischer  Wert- 
papiere im  Inlande gleichgeachtet  (wird),  wenn  solche  Wert- 
papiere, welche  durch  ein  im  Auslande  abgeschlossenes  Geschäft  von 
einem,  zur  Zeit  des  Geschäftsabschlusses,  im  Inlande  wohnhaften  Kontra- 
henten angeschafft  sind,  diesem  aus  dem  Auslande  übersandt  oder  von 
ihm  oder  eiaein  Vertreter  aus  dem  Auslande  abgeholt  werden''. 

Es  tegt  sich  fbr  den  vorliegenden  Fall  nur,   ob  der  Klttger,  der 
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im  Inlande  wohnt  und  der  die  auBländische  Aktie  aiu  dem  Aoslaade 
ttbenandt  erhalten  hat,  diese  Aktie  dnrch  ein  im  Auslände  abge- 
schlossenes Geschäft  „angeschafil^  bat,  d.  h.  ob  die  Übernahme  der 
Aktie  bei  der  Simultangrtlndang  der  ausländischen  Aktiengesellschaft 
ein  „Anschaffen"  im  Sinne  dieser  Anmerkung  ist 

Bekanntlich  hat  das  Reichsgericht  vor  Erkfs  des  jetet  geltenden 
Reichsstempelgesetzes  von  1894  den  Begriff  des  AnschaffangsgeschSfts 
theoretisch  so  festgestellt,  dafs  gewisse,  von  der  damaligen  steaerliehen 
Praxis  als  steuerpflichtige  Anschafiungsgeschäfte  behandelte  Erwerbs- 
arten,  insbesondere  die  Übernahme  von  Aktien  durch  die  Gründer  im 
Fall  der  Simultangründung,  nicht  darunter  fielen,  also  stempelfrei 
blieben.  Mit  Rücksicht  darauf  erhielt  der  dem  Reichstag  vorgelegte 
Entwurf  des  neuen  Reichsstempelgesetzes  von  1894  in  Tarif  4  a  einen 
Zusatz,  wonach  den  Anschafiungsgeschäften  gleichgestellt  wurde,  aufiier 
anderen  Erwerbsarten,  insbesondere  auch  „die  bei  Errichtung  einer 
Aktiengesellschaft  stattfindende  Übernahme  der  Aktien  durch  die 
GrfUider**.  Damit  sollte,  wie  die  Motive  ergeben,  jener  theoretische 
Begriff  des  Anschaffungsgeschäfts  ftlr  die  praktischen  Steuerzwecke  des 
Gesetzes  dahin  erweitert  werden,  dafs  auch  diese  Erwerbsart  als  steuer- 
pflichtiges Anschaffungsgeschäft  behandelt  wurde. 

Demnächst  wurde  dieser  Gesetzesvorlage  von  der  Reichstagskom- 
mission die  Anmerkung  zu  Tarif  Nr.  1  und  2  hinzugeftlgt,  ebenso 
auch  •  der  erste  Satz  von  §  3  des  Ges.  An  diesen  beiden  Stellen  findet 
sich  der  Ausdruck  „anschaffen^,  indem  ausländische  Wertpapiere,  die 
ein  Inländer  durch  ein  im  Ausland  abgeschlossenes  Geschäft  „angeschafft^ 
hat,  stempelpflicbtig  werden,  wenn  sie  dem  Erwerber  ins  Inland  gesandt 
werden  oder  wenn  er  sie  ins  Inland  holt  oder  holen  läfst.  Es  ist  bei 
unbefangener  Auslegung  nicht  wohl  anzunehmen,  dafs  hier  der  Begriff 
„anschaffen"  nicht  in  dem  weiteren  Sinn  gemeint  sein  sollte,  wie  ihn 
der  erste  Entwurf  in  dem  Zusatz  zu  Tarif  4  a  über  den  theoretischen 
Begriff  hinaus  für  die  steuerliche  Praxis  aufgestellt  hat.  Wenn  die 
Zusätze  der  Reichstagskommission  anders  hätten  verstanden  werden 
sollen  im  Sinne  der  engeren  theoretischen  Begrifibbestimmung,  so  würde 
dies  sicher  durch  ausdrückliche  Einschränkung  aufser  Zweifel  gestdlt 
worden  sein. 

Dieser  Auslegung  steht  auch  nicht  entgegen,  dafs  es  sich  in 
Tarif  4  a  um  einen  Geschäftsstempel ,  dagegen  in  der  Anmerkung  su 
Tarif  1  und  2,  sowie  in  §  3  des  Ges.  um  einen  Effektenstempel 
handelt.  Vielmehr  stellen  sich  auch  sachlich  die  beiderseitigen  Be- 
stimmungen als  Korrelate  dar,  wenn  dieselben  Geschäfte,  die,  wenn  im 
Inland  geschlossen,  steuerpflichtig  sind,  zwar,  wenn  im  Ausland  ge- 
schlossen, an  sich  steuerfrei  bleiben,  aber  doch  wenigstens  die  Wirkung 
haben,  dafs  die  auf  Grund  solcher  Geschäfte  ins  Inland  an  den  in- 
ländischen Erwerber  gelangenden  Wertpapiere  selbst  steuerpflichtig 
werden. 

Endlich  wird  die  Steuerpflicht  der  fraglichen  Aktie  nicht  dadurch 
bedingt,    ob   der  Kläger   sie  weiter  in  den   inländischen  Verkehr  zu 
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bringen   oder    nur   sie    im   Inlande    au&abewahren   gedenkt.     Diesen 
ünterachied  macht  das  Gesetz  nicht 

Das  Beichsgericht  VI   wies   die  Revision   des  Klagers  am  4.  Juli 
1898  znrttck. 

Entscheidnngsgründe:  Die  Bekhigte  sttltzt  die  von  ihr 
geltend  gemachte  Steaerpfltcht  anf  den  Tarif  Nr.  Ib  in  Verbindong 
mit  der  Anmerkung  zu  Tarifnnmmer  1  und  2  bezw.  anf  §  3  Abs.  1 
dieses  Ges.  Nach  jener  Nr.  Ib  sind  mit  iVs^/o  steuerpflichtig  aas- 
Ubidisehe  Aktien,  wenn  sie  im  Inlande  ansgehltndigt  werden,  and  nach 
der  erwähnten  Anmerkung  wird  es  der  Aoshändigang  ausländischer 
Wertpapiere  im  Inlande  gleichgeachtet^  wenn  solche  Wertpapiere,  welche 
durch  ein  im  Aaslande  abgeschlossenes  Geschäft  von  einem  zur  Zeit 
des  Geschäfitsabschlasses  im  Inlande  wohnhaften  Kontrahenten  an- 
geschafit  sind,  diesem  aus  dem  Aaslande  tlbersandt  oder  von  ihm  oder 
einem  Vertreter  aus  dem  Auslande  abgeholt  werden.  Es  handelt  sich 
nar  darum,  ob  das  Wort  „angeschafft"  hier  und  in  dem  sich  an  diese 
Vorschrift  anschliersenden  §  3  des  Gros,  in  dem  bestimmten  technischen 
Smne  zu  nehmen  ist,  der  nach  allgemeiner  Annahme  dem  Worte  „An- 
schauung" in  Art.  271  Nr.  1  des  H.G.B  und  nach  der  Entscheidung 
der  vereinigten  Civilsenate  in  den  Entsch.  des  R.6.  in  Civ.S.  Bd.  31 
S.  18  ff.,  dem  Worte  „Anschaffungsgeschäft"  in  Nr.  4  des  Tarifes  zum 
Reichsstempelgesetze  vom  3.  Juni  1885,  und  dann  nattlrlich  auch  in 
der  entsprechenden  Bestimmung  desjenigen  vom  27.  April  1894  bei- 
wohnt und  nach  welchem  der  Erwerb  von  Aktien  durch  Gründung 
der  Aktiengesellschaft  nicht  unter  diese  Bezeichnung  fidlen  würde,  oder 
ob  dem  Worte  „angeschafft"  hier  ein  weiterer  Sinn  beizulegen  ist,  so 
dafs  diejenigen  Vorgänge,  welche  nach  Nr.  4a  2  Abs.  2  des  Tarifes 
zum  Gres.  vom  27.  April  1894  „den  Anschafliungsgeschäften  gleich- 
stehen" sollen,  also  u.  a.  die  bei  Errichtung  einer  Aktiengesellschaft 
stattfindende  Übernahme  der  Aktien  durch  die  Gründer,  mit  darunter- 
fallen. 

An  sich  wäre  es  natürlich  ausgeschlossen,  eine  Bestimmung,  welche 
m  Ansehung  einer  bestimmten  Abgabe  den  Anschafinngsgeschäften  ge- 
wisse andere  Voigänge  gleichstellt,  ohne  weiteres  dazu  zu  ver- 
werten, um  an  einer  anderen  Stelle  desselben  Gesetzes,  wo  sich  eine 
entsprechende  Bestimmung  nicht  findet  in  Beziehung  auf  eine  andere 
Abgabe  unter  „Anschaffungsgeschäft"  nun  gleich  jene  Vorgänge  mit- 
zuverstehen.  Aber  so  liegt  die  Sache  hier  auch  nicht.  Wenn  auch 
die  Worte  „Anschaffung"  und  „Anschaffnngsgeschäft"  durch  ihre  Zu- 
sammenstellung mit  dem  Kaufe  bezw.  mit  den  Kaufgeschäften  an  ge- 
wissen Gesetzesstellen  eine  ganz  bestimmte  technische  Bedeutung  erlangt 
haben,  so  ist  doch  damit  die  Thatsache  nicht  beseitigt,  dafs  das  Zeit- 
wort „anschaffen*^  an  sich  auch  in  einem  allgemeineren  Sinne  gebraucht 
werden  kann,  gleichbedeutend  mit  „erwerben".  Nun  hcifst  es  eben  an 
den  jetzt  in  Rede  stehenden  Gesetzesstellen  nicht  etwa:  „durch 
ein  Geschäft"   —  nun  freilich   nicht:    „erworben",   sondern:    „an- 
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geschafft  sind'*,  wo  aber  nicbta  hindert,  ^angeacbaft"  hier  in  dem 
allgemeineren  Sinne  von  „erworben*^  zu  verBteben;  dafs  abor  auch  die 
Gründung  einer  AktiengeBelhcbaft  ein  „ Geschäft*^  ist,  wird  niemand 
bezweifeln.  Dieser  freieren  Auslegung  den  Vorzug  zu  geben,  nötigt 
der  Umstand,  dafs  sonst  dem  Gesetze  ein  entschiedener  Mangel  an 
Folgerichtigkeit  vorzuwerfen  sein  würde,  darin,  dafs  bei  einer  Be- 
steuerungSYOrschrift  den  AnschaffungsgeschAften  jene  anderen  Voigttnge 
gleichgestellt  wKren,  bei  einer  anderen  nicht,  ohne  dafs  doch  Dir 
diese  Verschiedenheit  irgend  ein  innerer  Grund  erfindlich  wttre. 

Der  Vorschrift  in  Art.  14  des  bayer.  Notartatsgesetzes  wird  nur 
durch  die  Beurkundung  eines  bayerischen  Notars  entsprochen. 

Beschlufs  des  obersten  Landesgerichts  in  Mflnchen  vom  18.  Dezember  1897 

(Slg.  Bd.  IB  S.  541). 

Aus  den  Gründen: 

Die  landgerichtliche  Entscheidung  ist  auf  nachstehende  Erwttgungen 
gestützt:  Nach  Art  14  des  Notariatsgesetzes  seien  über  alle  VertrSge, 
welche  dingliche  Rechte  an  unbeweglichen  Sachen  betreffen,  bei  Strafe 
der  Nichtigkeit  Notariatsurkunden  zu  errichten,  somit  sei  auch  die 
Gession  einer  Hypothekforderung  behufs  ihrer  Gültigkeit  an  notarielle 
Fertigung  gebunden,  diese  Vorschrift  greife  auch  im  vorliegenden 
Falle  Platz,  weil  nach  dem  feststehenden  Grundsatze  bei  Verträgen, 
welche  zur  Erwerbung  eines  dinglichen  Rechts  führen  sollen,  die  Form 
sich  nach  dem  Gesetze  der  belegenen  Sachen  zu  richten  habe;  auch 
bei  Vertrügen,  welche  aufserhalb  des  Geltungsbereichs  des  Art  14  des 
Notariatsgesetzes  geschlossen  werden,  müsse  die  notarielle  Beurkundungs- 
form  als  Bedingung  ihrer  Gültigkeit  eingehalten  werden,  wenn  der 
Vertrag  Grundstücke  betreffe,  welche  innerhalb  des  Geltungsbereiches 
des  erwähnten  Gesetzesartikels  gelegen  seien;  unter  den  nach  Art  14 
erforderlichen  Urkunden  könnten  aber  nur  solche  verstanden  werden, 
welche  von  einem  bayerischen  Notare  errichtet  sind,  weil  das 
Notariatsgesetz  nur  von  dem  Notare  in  den  sieben  rechtsrheinischen 
Provinzen  Bayerns  handle,  weshalb,  wenn  im  Gesetze  vom  Notare  die 
Rede  sei,  immer  nur  der  nach  der  Vorschrift  des  ersten  Titels  in 
Bayern  angestellte  Notar  verstanden  werde,  bezüglich  dessen  die  Be- 
achtung der  Vorschriften  erwähnten  Gesetzes  durch  die  Möglichkeit 
der  Anwendung  der  Ordnungs-  und  Disciplinarstrafen  gesichert  sei; 
lediglich  ein  solcher  Notar  sei  zur  Beurkundung  jener  Rechtsgeschäfte 
und  Rechtsvorgänge  befugt,  deren  Rechtswirksamkeit  vom  Gesetze  an 
die  Errichtung  von  Notariatsurkunden  geknüpft  werde.  Diese  Aus- 
führungen lassen  im  allgemeinen  einen  Rechtsirrtum  nicht  erkennen 
und  könnten  nur  insofern  etwa  ab  nicht  völlig  einwandfrei  erachtet 
werden,  als  die  Beschwerdeinstanz  mit  einem  Teile  ihrer  Ausführungen 
zu  der  Konsequenz  gelangen  müfste,  dafs  selbst  die  von  einem  der 
Herrschaft  des  Gesetzes  vom  10.  November  1861  unterstellten  baye- 
rischen Notare,  also  die  von  einem  Notare  in  der  P&lz  beurkundete 
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GesBion  der  in  dnem  diesrheiniflchen  Hypotheke&bnche  eingetn^eneo 
Forderang  nnyoUsiehbar  Bei,  während  doch,  in  Widersprach  mit  der 
bestlglichen  Ao&tellang,  an  Anderer  Stelle  der  Gründe  nur  den  von 
einem  nichtbayeriscben  Notar  beorkondeten ,  unter  Art  14  fiülenden 
Rechtsakten  die  Rechtegültigkeit  abgesprochen  wird. 

Wenn  nun  gegenüber  dieser  Begrttnduog  die  Beschwerdeftlhrerin 
geltend  macht,  das  Notariatagesetz  vom  10.  November  1861  stelle  in 
Art  14  blofs  den  auf  dem  Gebiete  des  Allg.  Preüfs.  Landrechts 
geltenden  Satz  auf:  „locus  regit  adum*^  und  enthalte  keine  Bestimmung 
des  Inhalts,  dafa  nur  solche  Notariatsurkunden  für  in  Bayern  in 
Betracht  kommende  Rechtsgeschäfte  Geltung  habeu  sollen,  welche  von 
einem  bayerischen  Notare  errichtet  seien,  es  ktfnne  vielmehr  aus  dem 
Greeetse  nur  entnommen  werden,  dafs  Verträge,  welche  zur  Erwerbnng 
dinglicher  Rechte  an  unbeweglichen  Sachen  fUhren  sollen,  Uberhaupt  in 
notarieller  Form,  von  einem  Notare  errichtet  werden  müssen,  so  sind 
diese  Aofiitellnngen  als  verfehlt  zu  erachten,  wenn  sie  auch  in  vereinzelt 
stehenden  Äufserungen  der  Doktrin  eine  Stütze  finden  k((nnen  (s.  z.  B. 
Behnif  Gesetz,  das  Notariat  betr.  Anm.  13  Abs.  2  u.  8  zu  Art  14, 
2.  Aufl.  S.  41—42). 

Das  Ges.  vom  10.  November  1861  hat  in  Art  14,  wie  in  allen 
anderen  seiner  Vorschriften,  selbstverständlich  nur  die  Zuständigkeit 
der  bayerischen  Notare  und  die  gesamten  Rechtsverhältnisse  des  Notariats* 
Wesens  für  Bayern  diesseits  des  Rheins  regeln  wollen  und  ragein 
können,  im  Anschlüsse  und  meistens  in  Obereinstimmung  mit  der  im 
kleineren  Teile  des  Königreichs  bereits  bestandenen  Rechtsetnigung  des 
Notariats. 

Der  Grundsatz,  da(s  die  Bestimmungen  des  Notariatsgesetzes  nur 
auf  die  Notare  Bayerns  und  die  von  diesen  zu  errichtenden  Urkunden 
eich  beziehen,  ist  denn  auch  in  der  Rechtslehre  und  Rechtsttbong  fiMt 
aomahmslos  stets  anerkannt  worden ;  insbesondere  sind  die  Äufserungen 
von  Zink,  Bemerkung  7  zu  Art  11  {Dollmann  ^  Gesetzgebung  etc. 
TL  II  Bd.  8  S.  404  ff.)  offenbar  nur  in  diesem  Sinne  zu  verstehen, 

s.  auch  Zeitschrift  des  Anwaltverems  Bd.  19  S.  881«   bayer. 
Notariatszeitung  Bd.  18  (1884)  S.  170  Anm.  1. 

Ausländische  Notariatsurkunden,  d.  h.  von  nichtbayerischen  Notaren 
errichtete  Urkunden  hat  der  Gesetzgeber  bei  seiner  Vorschrift  in  Art.  14 
nickt  im  Auge  gehabt,  und  es  mnfs  als  unstatthaft  abgelehnt  werden, 
zn  unterscheiden  zwischen  dem  Gebote  der  notariellen  Beurknndungs- 
form  im  allgemeinen  und  den  Vorschriften  über  die  einzelnen  Förm- 
lichkeiten dieser  Art  von  Beurkundung  (so  Rehm  a.  a.  0.).  In  dieser 
Besäehnng  kommt  insbesondere  noch  in  Betracht,  dafs  zur  Zeit  des 
Inkrafttretens  des  Ges.  vom  10.  November  1861  und  von  seinem 
Standpunkte  aus  eine  jede  aufserbalb  Bayerns  errichtete  Notariats* 
mininde  als  eine  inländische  nicht  angesehen  wurde,  und  dafs  in 
ünnangelang  eines  Reichsgesetzes,  betr.  das  Beurkundungswesen  und 
das  Notariat,  und  auf  die  Dauer  dieses  Mangeb  reichsgesetzlicher  ein- 
Regelung auch  dermalen  noch  an  jener  ursprünglichen  Be- 

9* 
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deatting  und  WirkBamkeit  des  Art  14  umsomehr  festzahalteii  ist,  als 
ao  diesem  Rechtszustande  aaeh  durch  die  inzwiBchen  erlassenen  Normen 
ttber  Leistung  von  Rechtshiüfe  nichts  g^üidert  wurde,  indem  weder 
das  Ges.  vom  21.  Juni  1869,  die  Gkwlihrung  der  Rechtshttlfe  betr., 
noch  das  Beichsgerichtsverfossnngsgesetz,  noch  ixgend  ein  anderes  Gesetz 
irgend  welche  Bestimmungen  ttber  Vollziehbarkeit  der  Urkunden  deut- 
scher Notare  innerhalb  des  gannzen  Bundesgebietes  aufgenommen  bat, 
soweit  es  sich  um  Akte  der  nichtstreitigen  Rechtspflege  handelt 

Die  Folgerung,  dafs  das  Gesetz  den  AuBschlufs  der  nichtbayeriscben 
Notare  von  Beurkundungen  der  in  Art  14  angeführten  Recht^eschäfte 
ausdrücklich  hätte  verordnen  mtlssen,  wenn  es  diesen  Ausschlufs  be- 
absichtigt hätte,  findet  ihre  Widerlegung  noch  durch  BEin Weisung  auf 
Art  44  des  NotGes.,  wonach  die  Beteiligten  bei  der  Wahl  des  Notars 
nur  insoweit  frei  sind,  als  sie  nicht  auf  einen  Notar  des  Landgerichts- 
sprengeis, in  dem  sie  wohnen  oder  in  weichem  der  Gegenstand  der 
Beurkundung  liegt,  gebunden  sein  sollen,  womit  mittelbar  die  Wahl 
eines  aufserhalb  Bayerns  befindlichen  Notars  ausgeschlossen  ist 

Auch  von  einer  Verletzung  der  Grundsätze  des  intemationaleD 
Privatrechts  kann  bei  solcher  Auslegung  des  Gesetzes,  insbesondere  des 
Art  14,  keine  Rede  sein;  der  Grundsatz  ^locus  regit  adam^  findet 
eben  durch  diese  Gesetzesvorschrifi;  eine  durch  die  Bestimmungen  in 
der  Gerichtsordnung  Kap.  XIV  §  7  Nr.  8  in  Verbindung  mit  der 
Allerh.  Verordnung  vom  11.  Juni  1816,  die  in  Oivilsacben  g^en 
Militärpersonen  anzuwendenden  Gesetze  betr.,  und  Art  81  des  Ausf.Ges. 
z.  R.C.Pr.0.  und  K.O.  gesetzlich  gerechtfertigte  Einschränkung.  Auch 
der  Gesichtspunkt  ist  nicht  zutreffend,  dafs  durch  eine  derartige  Aus- 
legung des  Art.  14  des  NotGes.  der  rechtsgeschäftliche  Verkehr  der 
aufserhalb  Bayerns  befindlichen  Personen  in  Bezug  auf  in  Bayern 
wahrzunehmende  Rechte  unmöglich  gemacht  oder  au fserge wohnlich 
erschwert  werde ,  indem  ja  diese  Beteiligten ,  finUs  sie  nicht  persönlich 
vor  dem  bayerischen  Notar  sich  einfinden  wollen,  durch  Bevollmächtigte 
sich  vertreten  lassen  können. — 

Erbfähigkeit  der  im  Auslande  wohnenden  Mönche  und  Nonnen. 
§§  1199  ff.  Allg.  Preufs.  L.R.  II  Tit.  11. 

Urteil  des  Hdchsgerichts  vom  5.  Mai  1898  (fintsch«  Bd.  41  S.  303  ff.). 

Aus  den  Gründen: 

Unter  den  Parteien  ist  zunächst  streitig,  welches  Recht  ftlr  die 
Frage  der  Erbfähigkeit  anzuwenden  sei. 

Mit  Bezug  auf  den  in  dem  Urteile  des  Obertribunales  vom 
17.  Januar  1860  (Entsch.  des  Obertribnnals  Bd.  43  S.  242)  aus- 
gesprochenen Grundsatz,  es  sei  die  persönliche  Rechtsfähigkeit  nach 
den  Gesetzen  des  Wohnorts  zu  beurteilen,  nimmt  das  Landgericht  an, 
dafs  fdr  die  Erbfähigkeit  das  Recht  des  Wohnsitzes  der  Person,  hier 
also  das  holländische  bezw.  das  französische  Recht  mafsgebend  sei;  es 
erkennt,  da  nach  beiden  Rechten  Mönche  und  Nonnen  erb-  und  erwerbe* 
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ftlhig  sdeii,  das  Erbrecht  der  Beklagten  an  und  hat  deshalb  schon  ans 
diesem  Grunde  die  Klage  abgewiesen. 

Der  Berofnngsrichter  geht  dagegen  davon  ans,  dafs  lediglich 
preofsiscbes  Recht  Platz  greife,  und  führt  aus: 

Die  Regel,  dafs  die  £rbiUhigkeit ,  als  zu  den  persönlichen  Eigen- 
schafien  eines  Menschen  gehörig,  im  allgemeinen  gemafs  §  23  Einl.  z. 
A.L.R.  nach  dem -Rechte  am  Wohnsitze  des  Berufenen  zu  beurteilen 
sei,  erleide  eine  Ausnahme  bei  den  im  öffentlichen  Interesse  gegebenen 
Vorschriften  zwingender  Natur.  Durch  die  Vorscliriften  der  §§  1199  ff. 
A.jLR.  II  11  solle  verhindert  werden,  dafs  Mönche  und  Nonnen  Erb- 
schaften erwerben  und  dadurch  auf  ihr  Kloster  bringen  könnten;  es 
sei  also  bezweckt,  dem  Anh&ufen  von  Vermögen  in  der  sog.  toten 
Hand  entgegenzutreten,  damit  es  nicht  dem  Verkehre  dauernd  entzogen 
werde.  Dieser  Zweck  liegt  auf  volkswirtschaftlichem  Gebiete.  Jene 
Vorschriften  seien  also  im  öffentlichen  Interesse  gegeben  und  mttfsten 
deshalb  auch  gegenüber  den  im  Auslande  wohnenden  Ordensangehörigen 
zur  Anwendung  kommen. 

Diese  Erwägungen  geben  zu  rechtlichen  Bedenken  keine  Ver- 
anlassung, sind  vielmehr  als  zutreffend  anzuerkennen.  Der  Berufungs- 
richter erkennt  an  sich  den  im  §  23  Einl.  z.  A.L.R.  aufgestellten 
Grundsatz  an,  dafs  die  Erb^liigkeit  nach  dem  Rechte  des  Domizils  des 
Berufenen  zu  beurteilen  sei,  macht  von  dieser  allgemeinen  Regel  aber 
eine  Ausnahme  bei  den  im  öffentlichen  Interesse  gegebenen  Vorschriften 
zwing^ider  Natur  und  rechnet  zu  den  letzteren  die  in  den  §§  1199  ff* 
A.L.R.  II  11  getroffenen  Bestimmungen.  In  dieser  Auffassung  be- 
findet sich  der  Bemftingsrichter  in  Übereinstimmung  mit  dem  in  dem 
Urteile  des  erkennenden  Senates  vom  13.  Juli  1893  (Entsch.  d.  R.  Ger. 
in  Civils.  Bd.  32  S.  177)  ausgesprochenen  Grundsätze,  dafs  die  Vor- 
schriften der  §§  1199  a.  a.  0.  im  öffentlichen  Interesse  erlassen  sind 
und  selbst  dann  Anwendung  finden  müssen,  sofern  das  ausländische 
Recht  eine  entgegenstehende  Anordnung  enthält  Wenn  die  Revisions- 
beklagten geltend  machen,  dafs  der  erwähnte  Ausspruch  in  dem  ge- 
nannten Urteile  nur  nebensächlicher  Natur  sei,  so  ist  diese  Annahme 
unb^grttndet;  vielmehr  war  derselbe  gerade  für  die  materiellrecbtliche- 
Entscheidung  von  principieller  Bedeutung,  und  eine  nähere  Begründung 
ist  dort  deshalb  nur  unterblieben,  weil  es  sich  damals  lediglich  um  die 
Frage  der  Partei fähigkeit  einer  russischen  Nonne  handelte.  Mit 
dem  erwähnten  Grundsatz  steht  die  von  v.  Savigny  angestellte  und 
fast  allgemein  anerkannte  Theorie  im  Einklänge,  dafs  das  Recht  des- 
jenigen Rechtsgebietes  anzuwenden  ist,  welchem  das  Rechtsverhältnis 
seiner  Natur  nach  angehört  und  unterworfen  ist  (v,  Savigny,  System 
Bd.  8  S.  28,  108).  Es  wird  daselbst  S.  313  und  161  ausgeftihrt, 
dals  dit)  persönliche  Fähigkeit  der  zur  Erbschaft  berufenen  Personen 
in  der  Regel  nach  ihrem  Wohnsitz,  nicht  nach  dem  des  Erblassers 
zu  beurteilen  ist,  und  zwar  nach  dem  Wohnsitze,  den  sie  zur  Zeit  des 
Todes  des  Erblassers  haben,  dafs  Ausnahmen  jedoch  da  eintreten,  wo 
Gesetze  zwingender  Natur  in  Betracht  kommen,   und  dafs,   wenn  der 
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eingeeetste  Erbe  durch  den  bürgerlichen  Tod  nach  dem  Geeetse  seiaee 
Wohnsitzes  zur  Erbfolge  un^hig  ist,  welches  Hindernis  anderweit  nicht 
aneikannt  wird,  oder  wenn  ein  beschränkendes  Gesetz  ttber  den  Erwerb 
der  toten  Hand  entgegensteht,  alsdann  nicht  das  am  Wohnsitze  des 
Erben,  sondern  das  am  Orte  des  arteilenden  Richters  geltende  Gesetz 
anzuwenden  ist.  Mit  diesem  als  richtig  zu  erachtenden  Princip  stimmen 
tiberein  die  Ausführungen  bei  t^.  Bar  (Internationales  Privatrecht  Bd.  1 
8.  414)i  Stohbe  (Handbuch  des  deutschen  Privatrechts,  8.  Aufl.  Bd.  1 
S.  242,  286),  V.  Roth  (System  des  deutschen  Privatrechts  Bd.  1 
S.  282 — 286,  294)  und  die  dort  an<|;efUhrten  Schriftsteller,  daninter 
auch  Förster  (Preufsisches  Privatrecht  Bd.  1  §  11),  femer  die  Be- 
schltlsse  des  Kammei^erichts  vom  26.  Oktober  1885  und  4.  Mai  1888 
bei  Johow  (Jahrbücher  Bd.  6  8.  27  und  Bd.  8  S.  119).  Auch 
Dernburg  (Lehrbuch  des  Pnaufs.  Privatrechts  5.  Aufl.  Bd.  1  S.  50) 
legt  das  entscheidende  Gewicht  auf  den  Grund  und  Zweck  des  be- 
treffenden Gesetzes. 

Hiemach  hat  der  Berufungsricbter  mit  Recht  angenommen,  dafs 
ftlr  die  Frage  der  Erbfähigkeit  der  beiden  Beklagten  nicht  das  hollän- 
dische beew.  französische,  sondern  lediglich  das  prenfsische  Recht  sor 
Anwendung  kommt  .... 

Schenhmg  vor  ausländischem  Notar. 

Urteil  des  OberUndesgerichts  Cohnar  vom  25.  April  1898  (Jur.  Zeitschrift 

f.  ElBafs-Lothringen  Bd.  23  S.  442). 

Die  vor  einem  nicht  elsafs-lothringischen  Notar  errichtete  Schenkung 
einer  in  Elsafs  -  Lotbringen  gelegenen  Liegenschaft  ist  sowohl  in  ding- 
licher wie  in  obligatorischer  Beziehung  kraft  Gesetzes  nichtig  und  kann 
daher  nicht  der  Schenkungsgebtthr  unterworfen  werden. 

Anfechtung  eines   in  Baden  von  einer  Angehörigen  des  Staates 
Ohio,  Verein.  Staaten  von  Amerika,  errichteten  Testaments. 

Urteile  des  Oberlandesgerichts  Karlsruhe,  I.  Civilsenat,  vom  23.  Oktober  1897, 
und  des  Rdchsgerichts,  II.  Civilaenat,   vom  19.  April  1898  (Zeitschxift  Ar 

französ.  Civilrecht  Bd.  XXIX  S.  432  ff.). 

Die  Witwe  des  Johann  Peter  Dietz,  Angehörige  des  Staates  Ohio 
(Ver.  Staaten  von  Amerika)  war  nach  Deutschland  (Baden)  zurück- 
gekehrt und  hatte  unter  Ausschliefsung  ihrer  in  Amerika  vorhandenen 
gesetzlichen  Erben  über  ihren  Nachlafs  zu  Gunsten  ihrer  Schwester, 
einer  Witwe  Knoll,  in  mehreren  Testamenten  verfügt  Die  Erben 
fochten  nach  dem  Tode  der  Erblasserin  diese  Testamente  aus  mehreren 
Grttnden  an,  insbesondere  wegen  von  der  Witwe  Knoll  auf  die  Testiererin 
ausgeübten  Zwanges. 

Sie  drangen  mit  der  Klage  in  beiden  Instanzen  durch,  und  er- 
wirkten die  Verurteilung  der  Rechtsnachfolger  der  Witwe  Knoll  cur 
Herausgabe  des  Ererbten   bezw.  zur  Erstattung  des  Wertes  des  nicht 
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mehr  Vorhandenen,  Bowie  die  Einwilligaug  zur  Verteilnng  des  Nach- 
laaseB  anf  Grund  älterer,  den  Elil^^em  vorteilhafter  Testamente. 

Ans  den  Grttnden  des  Berufungsgerichts: 

,Zunilcfast  war  nach  badisehem  Rechte  zu  prüfen,  ob  ihr 
die  Beurteilung  der  klSgerischerseitB  geltend  gemachten  Anfechtungs- 
grttnde  das  inländische  oder  das  von  den  Klägern  angerufene  aus- 
ländische Recht  mafsgebend  sei. 

Indem  sich  das  Untergericht  für  die  letztere  Annahme  entschied, 
hat  es  nach  diesseitiger  Aufißissung  die  hier  in  Betracht  kommenden 
Oesetsesvorschriffcen  richtig  ausgelegt  und  zur  Anwendung  gebracht 

Nach  §  2  lit.  1  des  VI.  bad.  Konstitutionsedikts  vom  4.  Juni  1808, 
welches  gemäfs  Art  18.  des  I.  Einfllhrungsediktes  zum  Landrechte 
neben  dem  letzteren  noch  in  Kraft  geblieben,  ist  für  die  Erbfolge  in 
das  Vermögen  eines  Ausländers,  auch  wenn  dieser  im  Inlande  ge- 
storben ist  und  hier  seinen  letzten  Wohnsitz  gehabt  hat,  das  Recht 
des  Heimatsstaates  desselben  entscheidend. 

Die  im  weiteren  sich  aufwerfende  Frage,  ob  hiemach  das  be- 
treffende ausländische  Recht  sofort  auch  in  materieller  Beziehung  zu 
Grunde  zu  legen  sei,  wurde  in  Übereinstimmung  mit  der  diesseitigen, 
in  Sachen  Greuzburg  gegen  Niemayer  und  Genossen  unterm  22.  No- 
vember 1893  erlassenen  und  vom  Reichsgerichte  in  seinem  Urteile  vom 
24.  April  1894  gebilligten  Entscheidung,  wegen  deren  des  näheren 
auf  Bd.  60  der  badischen  Annalen  8.  213  ff.  verwiesen  wird,  bejaht 

Ea  wurde  hierdurch  das  firtther  von  den  Gerichten  mehrfoch  tet- 
gehaltene Princip  der  sogenannten  Rttckverweisung  ftir  unzulässig 
erklärt,  also  verneint,  dafs  zunächst  wieder  nach  den  Bestim- 
mungen des  bezüglichen  ausländischen  Rechtes  die 
Frage,  welche  Gesetze  ftkr  die  materiellen  erbrechtlichen  Ansprüche 
mafiigebend  seien,  zu  prttfen  sei. 

Mit  Unrecht  berief  sieh  der  Vertreter  der  Beklagten  fllr  die  An- 
wendung des  badischen  Rechts  auf  §  13  lit  b  des  angerufenen 
YL  Konstitutionsedikts,  wonach  für  die  von  fremden  Staatshtlrgem  im 
Inlande  vorgenonmienen  erlaubten  und  unerlaubten  Handlungen  die 
Gesetze  des  Ortes,  an  welchen  solche  begangen  wurden,  entscheidend 
sein  sollen« 

Denn  diese  Bestimmung  darf  offenbar  nicht  auch  auf  die  erb- 
reehtliehen  Verhältnisse  ausgedehnt  werden,  da  für  letztere  in  dem 
gleichen  Konstitutionsedikte  in  dem  erwähnten  §  2  lit  b  eine  specielle 
und  umfassende  Norm  gegeben  worden  ist,  welche  sowohl  bei  der 
testamentarischen  als  der  gesetzlichen  Erbfolge  angewendet  werden  muls. 

Bei  dieser  AufPassung  war  es  von  keiner  Bedeutung,  ob  etwa  die 
Gerichte  des  Staates  Ohio,  wenn  sie  den  vorwürfigen  Prozefs  zu  ent- 
scheiden hätten,  das  an  dem  letzten  Wohnsitze  der  Erblasserin  geltende, 
also  das  badische  Recht,  zu  Grunde  legen  würden. 

Es  kann  aber  kein  Zweifel  darüber  obwalten,  dafs  das  vorgelegte 
Gesetzbuch  des  Staates  Ohio  (j^The  Siate  of  Ohio  general  and  locäl 
law8  and  Joint  resöUiiions  eUs^     Vol.  75  v.  J.  1878.    Vergl.  S.  888) 
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binsichüicli  des  Zwangs,  keine  strengeren  Voraussetasongen  als  das 
badische  Recht  au&tellen  will;  es  sind  daher  die  angefochtenen  Testa- 
mente wegen  Zwangs  fUr  nichtig  za  erklären,  wenn  Thatsachen  vor- 
liegen, welche  auch  nach  badischem  Rechte  die  Nichtigkeit  ans  jenem 
Ghimde  herbeiführen  mttfsten.'^  (Im  folgenden  wird  das  Vorhandensein 
solcher  Thatsachen  daigelegt) 

Die  Revision  der  Beklagten  wurde  snirückgewiesen. 

Aus   den   Gründen   des   Reichsgerichts. 

„Das  von  dem  Berufungsgericht  f)ir  mafsgebend  erachtete  Civilrecht 
des  Staates  Ohio  ist  nach  §  511  C.Pr.0.  nicht  revisibel  und  das  badische 
Landrecht  nach  dessen  Sätzen  (L.R.S.  S.  901b,  1109,  1111—1117) 
zufolge  der  Feststellung,  dafs  das  Recht  von  Ohio  im  Vergleiche  mit 
jenem  die  Anfechtung  letztwilliger  Verfügungen  wegen  Zwangs  jeden- 
&lb  nicht  erschwere,  durch  die  getroffene  Entscheidung  nicht  verletzt.*^ 

Sicherheit  für  die    Prozefskosten.     Berufungsinstanz,     Erbe  des 

Klägers,  welcher  Ausländer  war. 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  25.  Januar  1898  (Zeitschrift  für  franzos. 

GivUrecht  Bd.  29  S.  493). 

Aus   den   Gründen: 

„Hat  der  Beklagte  in  erster  Instanz  dem  Kläger  gegenüber, 
welcher  Ausländer  war,  auf  die  prozefshindernde  Einrede  der  mangeln- 
den Sicherheit  für  die  Prozefskosten  (§  247  Ziff.  4  C.Pr.O.)  wirksam 
verzichtet,  so  darf  er  nach  §  409  Abs.  1  C.Pr.O.  in  der  Berufungsinstanz 
diese  Einrede  den  Erben  des  Klägers,  welche  Ausländer  sind,  gegenüber 
nur  dann  noch  geltend  machen,  wenn  er  glaubhaft  macht,  dafs  er  ohne 
sein  Verschulden  aufser  stände  gewesen  sei,  sie  in  erster  Instanz  vor- 
zubringen. Hat  der  Beklagte  solches  nicht  glaubhaft  gemacht,  so  wirkt 
der  in  erster  Instanz  eingetretene  Verlust  der  Geltendmachung  dieser 
Einrede  auch  in  der  Berufungsinstanz  fort.  Das  Gresetz  macht  hierbei 
keinen  Unterschied  i\lr  den  Fall,  dafs  während  des  Rechtsstreites  andere 
Personen  an  die  Stelle  des  ursprünglichen  Klägers  treten.  Dieser 
Wechsel  in  der  Person  des  Klägers  würde  nur  dann  von  Bedeutung 
sein,  wenn  der  Kläger  an  sich  ftlr  seine  Person  von  der  Sicherheits- 
leistung befi*eit  gewesen,  eine  solche  Befreiung  aber  bei  seinen  Rechts- 
nachfolgern nicht  vorhanden  wäre,  indem  dann  die  Annahme  zutreffen 
würde,  dafs  der  Beklagte  ohne  sein  Verschulden  aufser  stände  gewesen 
wäre,  die  Einrede  gleichzeitig  vorzubringen.^ 

Bei  der  Zustellung  eines  Versäunmisurteües  an  eine  im  Auslande 

wohnende  Partei  ist  eine  vorherige  Aufforderung  zur  Benennung 

eines  ZusteUungsbevollmächtigten  nicht  erforderlieh, 

Urteil  des  OberlaDdeegerichts  in  Köln  vom  26.  Juli  1869  (Archiv  für  das 
Civil-  u.  Kriminalrecht  der  Preufs.  Rheinprovinz  Bd.  94,  N.  F.  87, 

I.  Abt.  S.  102). 

Gründe:  Die  Beschwerde  ist  an  sich  zulässig  und  auch  sach- 
lich begründet. 
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Bals  die  klare  WortfRsamig  des  §  160  Abs.  2  der  C.Pr.0.  an 
sich  keinen  Zweifel  giebt,  wird  auch  von  dem  Landgericht  nicht  ver- 
kannt Der  angefochtene  Beschlufs  gkabt  aber  aus  dem  Zusammen- 
hange der  in  der  Givilprozefsordnung  über  das  Zustellungswesen  ge- 
troffenen Bestimmungen,  aus  der  Gegenüberstellung  von  Abs.  1  und  2 
des  §  160  und  der  besonderen  Vorschrift  des  §  804  Abs.  2  der  G.Pr.O. 
folgern  zu  müssen,  dafs  bei  der  Zustellung  von  Versttumnisurteilen  an 
die  im  Auslande  wohnende  Partei  der  §  160  Abs.  2  daselbst  nur  dann 
nur  Anwendung  komme,  wenn  diese  Partei  vorher  erfolglos  zur  Be- 
nennung eines  Zustellungsbevollmttchtigten  aufgefordert  war.  Dieser 
Au&asung  kann  jedoch  nicht  beigetreten  werden. 

Qegenüber  den  allgemeinen  ErwMgungen  des  Landgerichts  ist 
darauf  hinzuweisen,  dafs,  wenn  die  Civilprozefsordnung  das  Zustellungs- 
vexfiihren  durchaus  förmlich  ger^elt  hat,  dies  bezüglich  der  §§  160, 
161  zunächst  nur  den  Schlu(s  gestattet,  dafs  der  Gesetzgeber  die  dort 
unter  besonderen  Voraussetzungen  zugelassene  Zahlungsweise  ftlr  alle 
in  Betracht  kommenden  Fälle  als  ausreichend  erachtet  hat.  Denn  ist 
das  ZusteUungswesen  durch  die  Prozefsordnung  sorgfältig  und  er- 
schöpfend geordnet,  so  ist  nicht  einzusehen,  warum  der  §  160  Abs.  2 
das  vom  Landgericht  au%estellte  weitere  Erfordernis  einer  vorgängigen 
Aufforderung  nicht  ausdrücklich  erwähnt  haben  sollte.  Von  demselben 
G^chtspunkte  aus  ist  es  auch  nicht  folgerichtig,  wenn  das  Landgericht 
mit  Rücksicht  auf  die  einschneidende  Folge  einer  nach  §  161  bewirkten 
Zustellung  eines  Versäumnisurteils  noch  eine  besondere,  die  Tragweite 
dieser  Vorschrift  auf  das  Versäumnisverfahren  erstrtickende  Bestimmung 
verlangt,  da  der  Wille  des  Gesetzgebers  durch  die  gedachte  Vorschrift 
selbst  unzweideutig  zum  Ausdrucke  gebracht  ist.  Ferner  berechtigt 
gerade  der  Zusammenhang  der  beiden  Absätze  des  §  160  zu  der  An- 
nahme, dafs  der  Gesetzgeber  die  in  Frage  stehende  Verpflichtung  im 
Falle  des  Abs.  1  nur  auf  Grund  einer  auf  Antrag  und  nach  Ermessen 
des  Gerichts  zu  treffenden  Anordnung,  dagegen  im  Falle  des  Abs.  2 
kraft  Gesetzes  hat  eintreten  lassen  wollen. 

Ebensowenig  läfst  sich  aber  auch  der  §  304  Abs.  2  der  CPr.O. 
für  die  AufPassung  des  Landgerichts  ernstlich  verwerten.  Diese  Be- 
stimmung trägt  lediglich  dem  Umstände  Rechnung,  dafs  für  die  im 
Auslande  wohnende  Part^  die  Erhebung  des  Einspruchs  mit  gröfserer 
Schwierigkeit  verbunden  sein  kann,  als  sie  bei  Festsetzung  der  regel- 
mälsigen  Einspruchsfrist  vorausgesetzt  ist.  Für  diesen  Fall  ermöglicht 
der  §  304  Abs.  2  die  Verlängerung  dieser  Frist,  ganz  ebenso  wie  aus 
derselben  Rücksicht  nach  §  234  der  CPr.O.  der  Vorsitzende  bei  Fest- 
setzung des  Verhandlungstermins  zu  Gunsten  der  im  Ausland  wohnen- 
den Partei  die  Einlassnngsfrist  über  die  regelmäfsige  Frist  hinaus 
erstrecken  kann.  Anerkanntermafsen  findet  deshalb  der  §  304  Abs.  2 
ebensowohl  Anwendung,  wenn  die  Möglichkeit  einer  Zustellung  mittels 
Aufgabe  zur  Post  vorliegt,  als  wenn  die  Zustellung  in  Gremäfsheit  des 
§  182  der  CPr.O.  erfolgt  Denn  im  Sinne  des  §  804  Abs.  2  bleibt 
die  Zustellung  nach   §  161    eine  Zustellung   im  Auslande,   wenngleich 
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sie  mit  der  Aufgabe  zar  Post  als  bewirkt  ansnseben  ist  Das  IVeben« 
einanderbesteben  der  §§  161  und  182  ergiebt  daher  gegenüber  der  nn 
Aaslande  wohnenden  Partei  lediglich  eine  wahlweise  gestattete,  doppelte 
Znstellangsfonn ,  besttglich  deren  der  §  304  Abs.  2  gleichmäfsig  snr 
Anwendung  kommt.  Die  letztere  Vorschrift  kann  daher  die  vom  Land- 
gericht daraus  gezogene  Folgerung  nicht  rechtfertigen  (vergl.  Struck- 
mann 'Koch,  CPr.O.  §  160  Nr.  1,  §  161  A.  2,  §  182  A.  4,  §  804 
A.  2;  Wümomhi'Levy,  CPr.O.  §  160  A.  2c  und  8,  §  161  A.  3—5; 
Seufferiy  CPr.O.  §  160  A.  2,  §  161  A.  3,  §  804  A.  3;  Gaupp  §  161 
A.  II;  Busch,  Zeitschrift  Bd.  13  S.  878). 

Im  vorliegenden  Falle  ergiebt  sich  aus  der  Erklärung  des  Gerichts- 
Schreibers  und  dem  angefochtenen  Beschlüsse,  dafs  die  Zustellung  des 
Urteils  vom  15.  April  1898  vorschriftsmHfsig  nach  §  161  der  CPr.O. 
geschehen  ist  und  zwar  am  3.  Mai  1898.  Da  die  Einspruchsfrist  im 
Urteil  auf  vier  Wochen  festgesetzt  ist,  war  mangels  Einlegung  eines 
Einspruchs  der  Gerichtsschreiber  am  4.  Juni  1898  verpflichtet,  das 
Zeugnis  der  Rechtskraft  und  die  Vollstreckungsklausel  zu  erteilen. 

Ist  nach  der  österreichischen  Exehutionsordnung  vom  27.  Mai  1896 
die  Gegenseitigkeit  im  Sinne  des  §  64  Ziff.  5  CPr.O.  verbikrgt? 

UrteU  des  Rdchsgerichts  vom  15.  Juni  1898  (Entsch.  Bd.  41  S.  424  ff.). 

Der  Klüger,  der  in  Osterreich  domiziliert  ist,  hatte  gegen  den 
damals  und  jetzt  in  Berlin  wohnhaften  Beklagten  auf  Klagen,  die  dem- 
selben in  seinem  Bureau  durch  Übergabe  an  einen  Schreiber  im  Wege 
der  Rechtshttlfe  durch  einen  vom  Amtsgerichte  I  Berlin  dazu  beauf- 
tragten Grerichtsvollzieber  zugestellt  waren,  rechtskräftige  Urteile  des 
Handelsgerichtes  zu  Prag  vom  Jahre  1888  und  1884  auf  Zahlung  von 
drei  in  Prag  domizilierten  Wechseln  erstritten  und  erhob  im  Jahre 
1895  Klage  auf  Erlafs  des  Vollstreckungsurteils.  Der  Beklagte  be- 
antragte Abweisung  der  Klage,  weil  ihm  weder  die  1888  erhobene 
Klage,  noch  die  Urteile  zugestellt  worden,  auch  die  Gegenseitigkeit 
nicht  verbürgt  sei. 

Der  erste  Richter  erkannte  nach  der  Klage  und  die  Berufung 
wurde  zurückgewiesen. 

Auf  die  Revision  des  Beklagten  ist  die  Klage  abgewiesen  worden 
aus  folgenden  Gründen: 

....  Dem  Bemfungsrichter  kann  in  der  Beurteilung  des  unter 
Ziff.  5  des  §  661  CPr.O.  aufgestellten  Erfordernisses  der  verbürgten 
Gegenseitigkeit  nicht  beigetreten  werden.  Dabei  ist  davon  auszugehen, 
dafs  das  Vollstreckungsurteil  nach  §  661  CPr.O.  nur  erlassen  werden 
kann,  wenn  die  gesetzliche  Voraussetzung  der  verbürgten  Gegenseitigkeit 
zur  Zeit  des  Erlasses  des  Vollstreckungsurteiles  vor- 
handen ist  Ea  kommt  deshalb  darauf  nicht  an,  dafs  die  Gegenseitig- 
keit in  Osterreich  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1897  durch  die  that- 
sKchliche  Übung  der  Gerichte  verbürgt  war,  wie  das  Reichsgericht 
wiederholt  angenommen    hat     Da   das    Berufongsurteil ,    welches    das 
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YolbtreekiingvarteQ  enthält,  am  4.  Januar  1898  ergangen  ist,  war  m. 
prüfen,  ob  nach  der  am  1.  Janoar  1898  in  Kraft  getretenen  öater- 
raiehischen  ExeLO.  vom  27.  Mai  1896  (Ost.  R.G.B1.  S.  269)  die 
Gegenseitigkeit  verbUrgt  ist  Der  Bemfbngsrichter  hat  dieselbe  nicht 
aoTser  acht  gelassen,  aber  doch  auf  Grund  derselben  keine  solche 
FeststeUang  getroffen,  die  nach  §  525  C.Pr.0.  ftkr  den  Revisionsrichter 
bindend  w&re. 

Der  §  79  jener  Exek.O.  lüfst  die  Exekntion  ans  Urteilen  ans- 
wflrüger  Gerichte  nur  zu,  wenn  die  Gegenseitigkeit  durch  Staats- 
verträge oder  durch  direkt  erlassene,  im  Reichs- 
gesetzblatt kundgegebene  Regierungserklärungen  ver- 
bttigt  ist  Aufserdem  fordert  der  §  80  der  Exek.O.  neben  der 
Zuständigkeit  des  auswärtigen  Gerichtes  und  der  Rechtskraft  des  Ur- 
teiles  unter  2 1  dafs  die  Ladung ,  durch  die  das  Verfahren  von  dem 
auswärtigen  Gerichte  eingeleitet  worden,  der  Person,  gegen  die  in 
Österreich  aus  dem  auswärtigen  Urteile  die  Exekution  geführt  werden 
soll,  entweder  in  dem  auswärtigen  Gebiete  oder  mittels  Grewährung  der 
RechtshOlfe  in  einem  anderen  Staatsgebiete,  oder  im  Inlaude  su 
eigenen  Händen  zugestellt  worden  ist.  Ladung  durch  Ersatz- 
Zustellung  ist,  abweichend  von  §  661  Ziff.  4  C.Pr.0»,  nicht  zugelassen. 

Danach  kann  seit  dem  1.  Januar  1898  das  Urteil  eines  deutschen 
Gerichtes  in  Österreich  nur  dann  vollstreckt  werden,  wenn  dem  Exe- 
quendendie  Ladung  in  Person  zugestellt  worden  ist.  Die  notwendige 
Folge  ist,  dafs  seit  dem  1.  Januar  1898  auch  ein  in  Österreich  gegen 
einen  Deutschen  ergangenes  Urteil  im  Deutschen  Reich  nur  vollstreckt, 
das  VoUstreckungsurteil  für  ein  solches  Urteil  nur  dann  erlassen  werden 
darf,  wenn  die  Ladung  dem  verklagten  Deutschen  in  Person  zugestellt 
ist  Die  Urteile  der  österreichischen  Gerichte,  für  welche  der  Kläger 
das  VoUstreckungsurteil  verlangt,  sind  aber  auf  Klagen  ergangen,  die 
dem  Beklagten,  wie  festgestellt,  nicht  in  Person  zugestellt  sind.  Fflr 
diese  Urteile  kann  deshalb  nach  dem  Grundsatze  der  Gegenseitigkeit 
die  Vollstreckung  in  Deutschland  nicht  gefordert  werden. 

Daran  wird  dadurch  nichts  geändert,  dafs  durch  Verordnung  des 
Ostenreichischen  Justizministers  vom  10.  Dezember  1897  im  Reichs- 
gesetzblatt  für  die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder 
(S.  1477)  bekannt  gegeben  ist,  die  Gegenseitigkeit  sei  für  die  im  §  1 
Zi£  1,  2,  3,  7  und  11  der  Exek.O.  angeführten  Exekutionstitel  auch 
als  verbürgt  anzusehen,  wenn  es  sich  gemäfs  §  79  der  Exek.O.  um 
Exekutionen  auf  Grund  von  Akten  und  Urkunden  handele,  die  im 
Deutschen  Reiche  errichtet  werden.  Denn  der  §  80  der  Exek.O. 
fordert  ^überdies^,  d.  h.  aufser  der  kundgemachten  verbürgten 
Gegenseitigkeit,  für  die  Exekution  von  Erkenntnissen  auswärtiger 
Gerichte  die  Erfüllung  der  oben  erörterten,  hier  fehlenden  Voraus- 
Setzung  unter  2.  Für  Urteile  deutscher  Gerichte,  die  gegen  einen 
nicht  persönlich  geladenen  Österreicher  ergangen,  ist  dadurch  die 
Gegenseitigkeit  ofiensichtlich  nicht  verbürgt  Und  es  kann  nicht  in 
Zweifbi  gezogen   werden,   dafs  damit  die  G^^genseitigkeit ,   die  §  661 
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Ziff.  5  fordert,  in  einem  wesentlichen  Punkte  fehlt,  wenn  es  auch 
richtig  ist,  dafs  nach  §  80  Ziff.  2  der  £zek.O.  die  Exekution  in  Öster- 
reich auch  gegen  einen  Deutschen  und  aus  deutschem  Urteile 
nur  zultfssig  ist,  wenn  er  im  Prozefs  persönlich  geladen  war. 

Darauf,  dafs  der  Beklagte  in  dem  Verfahren  vor  den  Oster* 
reichischen  Gerichten  nach  den  damals  geltenden  Vor- 
schriften und  auch  dem  §  661  Ziff.  4  der  deutschen  QPr.O.  ent- 
sprechend gesetzlich  geladen  war,  kommt  es  nicht  an.  Weder  die 
Bxekutionsordnung  vom  27.  Mai  1896 1  noch  die  V(*rordnung  vom 
10.  Dezember  1897  bieten  irgend  einen  Anhalt  dafür,  dafs  dio  Eze- 
kutionsordnung  entgegen  ihrer  rechtlichen  Natur  des  Prozefsgesetzes 
und  öffentlichen  Rechtes  nicht  sofort  unbeschränkt  Anwendung  finden 
soll,  und  die  österreichischen  Gerichte  ermächtigt  wären,  ftlr  Urteile, 
die  vor  dem  1.  Januar  1898  ergangen,  von  dem  Erfordernisse  Ziff.  2 
des  §  80  abzusehen  .... 

Unter  welchen  Voraussetzungen  können  Angehörige  der  schweize- 
rischen Eidgenossenschaft  den  Schutz  des  deutschen  Reichsgesetzes 
vom  U.  Ja/nuar  1876,  betr.  das  Urheberrecht  an  Mustern  und 
Modellen,  in  Anspruch  nehmen?  Deutsch-schweizerisches  Überein- 
kommen vom  13.  April  1892,  betr.  den  gegenseitigen  Patent-,  Muster- 
und  Markenschutz  (R.G.BI  1894  S.  511). 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  16.  April  1898  (Entsch.  in  Civils.  Bd.  41 

S.  77  ff.). 

Der  Kläger,  der  in  der  Schweiz  die  Fabrikation  von  Stickereien, 
Passeraentrie  und  Spitzen  betrieb  und  im  Jahre  1895  in  Berlin  eine 
Zweigniederlassung  besafs,  liefs  am  25.  November  1895  ein  Modell  in 
das  Musterregister  des  Amtsgerichts  I  zu  Berlin  mit  einer  dreijährigen 
Schutzfrist  eintragen.  Die  Beklagte  liefs  innerhalb  der  Schutzfrist 
15  Meter  dieses  Musters  auf  Bestellung  anfertigen  und  verkaufte  die- 
selben. Der  Kläger  beantragte  deshalb,  die  Beklagte  zu  verurteilen: 
1.  anzuerkennen,  dafs  sie  nicht  berechtigt  sei,  das  dem  Kläger  ge- 
schützte Muster  herzustellen,  herstellen  zu  lassen,  in  Verkehr  zu  bringen 
oder  feilzuhalten;  2.  die  vorhandenen,  dem  Muster  entsprechenden 
Waren  zum  Zwecke  der  amtlichen  Aufbewahrung  bis  zum  Ablaufe  der 
Schutzfrist  an  einen  vom  Kläger  zu  beauftragenden  Gerichtsvollzieher  zu 
übergeben. 

Der  Kläger  sttltzte  seine  Anträge  auf  das  Reichsgesetz  vom  1 1.  Januar 
1876,  betr.  das  Urheberrecht  an  Mustern  und  Modellen,  und  auf  das 
Übereinkommen  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  der  Schweiz,  betr. 
den  gegenseitigen  Patent-,  Muster-  und  Markenschutz,  vom  13.  April 
1892.  Die  Beklagte  machte  geltend:  a)  Kläger  habe  im  Inlande 
weder  einen  Wohnsitz,  noch  eine  Hauptniederlassung,  hätte  daher  die 
Anmeldung  der  Niederlegung  des  Musters  nicht  in  Berlin,  sondern  in 
Leipzig  bewirken  milssen;  b)  der  Schutz  des  Gesetze«  vom  11.  Januar 
1876    stehe  dem  Eüäger   überhaupt   nicht  zu,    da  Kläger  das  streitige 
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Muster  nicht  im  Inlande  fiibriziere;  c)  das  Master  sei  für  plastische 
Eneognisse  angemeldet,  das  Plastische  daran  sei  jedoch  nicht  neu, 
sondern  lange  vor  1895  bekannt  gewesen. 

Das  Landgericht  wies  die  Klage  ab,  nnd  die  vom  Klttger  ein- 
gelegte Berofimg  wurde  zurückgewiesen.  Das  Reichsgericht  hat  auf 
die  Revision  des  Klagers  das  Beruftingsurteil  aufgehoben  aus  folgenden 
Gründen: 

Die  Vorinstanzen  gehen  davon  aus,  dafs  das  Reichsgesetz  vom 
11.  Januar  1876  nach  §  16  Abs.  1  Anwendung  findet  „auf  alle  Muster 
and*  Modelle  inländischer  Urheber,  sofern  die  nach  den  Mustern  oder 
Modellen  hergestellten  Erzeugnisse  im  Inlande  verfertigt  sind",  während, 
abgesehen  von  der  hier  nicht  in  Frage  kommenden  Bestimmung  im 
Abs.  2,  zufolge  Abs.  3  des  §  16  „im  übrigen  der  Schutz  der  aus- 
ländischen Urheber  sich  nach  den  bestehenden  Staatsvertrffgen  richtet*'. 
Das  Übereinkommen  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  der  Schweiz 
vom  13.  April  1892  beschränkt  sich  nach  der  Auffassung  der  Instanz- 
gerichte  darauf,  die  Angehörigen  des  einen  vertragschliefsenden  Teiles 
im  Gebiete  des  anderen  in  Bezug  auf  den  Schutz  von  Mustern  und 
Modellen  den  eigenen  Angehörigen  gleichzustellen.  Daraus  folge  aber 
nicht,  dafs  hinsichtlich  des  Erfordernisses  der  Fabrikation  im  Inlande, 
welches  §  16  Abs.  1  des  deutschen  Gesetzes  für  die  GewHhrung  des 
Schutzes  von  Geschmacksmustern  aufstellt,  das  Deutsche  Reich  und  die 
Schweiz  als  ein  Gebiet  zu  betrachten  seien,  wie  dies  z.  B.  im  Art  7 
Abs.  4  des  Handels-  und  Schiffahrtsvertrages  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  und  Spanien  vom  12.  Juli  1883  (R.G.B1.  S.  312)  ausgesprochen 
sei.  Mangels  einer  ähnlichen  Bestimmung  im  deutsch  -  seh  weizerischen 
Vertrage  sei  ftlr  Schweizer,  wie  für  Deutsche,  die  Anwendung  des 
deutschen  Gesetzes  dadurch  bedingt,  dafs  die  Anfertigung  des  Erzeug- 
nisses in  Deutschland  stattfinde.  Anderenfalls  würden  nach  der  Ansicht 
des  Berufungsgerichtes  die  Schweizer  im  Deutschen  Reiche  besser  gestellt 
sein  als  die  Reichsangehörigen.  Nicht  für  durchgreifend  erachtet  das 
BerufiingBgericht  das  Bedenken,  dafs  nach  seiner  Auffassung  das  Über- 
einkommen vom  13.  April  1892  den  Schweizern  nur  fUr  einen  prak- 
tisch ziemlich  bedeutungslosen  Fall  einen  über  das  Gesetz  vom  11.  Januar 
1876  hinausgehenden  Schutz  gewähre,  nämlich  nur  für  den  Fall,  dafs 
der  Schweizer  die  Fabrikation  der  nach  den  Mustern  oder  Modellen 
beigestellten  Erzeugnisse  in  Deutschland  nicht  in  eigener  Niederlassung, 
sondern  bei  einem  Dritten  betreibe.  Denn  das  gedachte  Übereinkommen 
etstrecke  sich  nicht  blofs  auf  Geschmacksmuster,  sondern  umfasse  auch 
den  Patent-,  Gebrauchsmuster-  und  Markenschutz.  Ebensowenig  treffe 
das  aus  Art  5  des  Übereinkommens  hergeleitete  Bedenken  zu,  da  hier 
keiner  der  in  dieser  Bestimmung  geregelten  Fälle  gegeben  sei. 

Das  Reichsgericht  vermag  sich  dieser  Auffassung  nicht  anzuschliefsen. 
Zwar  ist  anzuerkennen,  dafs  sie  mit  dem  Wortlaute  des  Art.  1  der 
Übereinknnfl  vom  18.  April  1892,  wenn  dieser  Artikel  allein  in 
Betracht  gezogen  wird,  wohl  vereinbar  sein  würde.  Berücksichtigt 
man  aber  den  Stand  der  dezzeitigen  schweizerischen  Gesetzgebung  und 
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den  sonstigen  Inhalt  des  Übereinkommens,  insbesondere  dessen  Art  5, 
so  zeigt  sich,  dafs  die  Auslegung  der  Instanzgerichte  eq  einem  der 
Billigkeit  und  der  Gesamttendenz  des  Staatsvertrages  nicht  entsprechenden 
Ergebnisse  führt. 

Nach  dem  schweizerischen  Bundesgesetz  vom  21.  Dezember  1888, 
betr.  die  gewerblichen  Muster  und  Modelle,  kann  Jedermann,  gleichviel 
ob  Inländer  oder  Ausländer,  den  durch  dieses  G-esetz  gewährten  Schutz 
für  neue  gewerbliche  Muster  und  Modelle  erlangen,  wenn  er  dieselben 
bei  dem  Eidgenössischen  Amte  ftlr  geistiges  Eigentum  hinterlegt  and 
die  vorgeschriebene  HinterlegungsgebUhr  entrichtet  Wer  nicht  in  «der 
Schweiz  wohnt,  mufs  einen  in  der  Schweiz  wohnhaften  Vertreter  be- 
stellen. Es  ist  femer  nach  dem  schweizerischen  Gesetz  nicht,  wie  nach 
dem  Reichsgesetz  vom  11.  Januar  1876,  Voraussetzung  des  Rechts- 
schutzes, dafs  die  nach  den  Mustern  oder  Modellen  hergestellten  Er- 
zeugnisse im  Inlande  verfertigt  werden.  Der  Rechtsschutz  besteht 
auch,  wenn  die  Anfertigung  aufserhalb  der  Schweiz  stattfindet  Aber 
nach  Art.  2  Z.  2  des  schweizerischen  Gesetzes  geht  der  Rechte  aus 
der  Hinterlegung  verlustig  „derjenige,  welcher  das  Muster  oder  Moddl 
im  Inland  nicht  in  angemessenem  Urning  zur  Ausftlhrung  bringt, 
während  im  Ausland  fabrizierte  Artikel  desselben  Musters  oder  Modells 
importiert  werden".  Die  Klage  auf  Verfall  kann  von  jedermann  an- 
gestellt werden,  der  ein  rechtliches  Interesse  nachweist. 

Im  Art  5  des  Übereinkommens  vom  18.  April  1882  ist  bestimmt: 
,,Die  Rechtsnachteile ,    welche  nach   den  Gesetzen   der  vertrag- 
schliefsenden  Teile  eintreten,  wenn  eine  Erfindung,  ein  Muster  oder 
. Modoll,    eine  Handels-  oder  Fabrikmarke   nicht   innerhalb  einer  be- 
stimmten Frist  ausgeführt,  nachgebildet  oder  angewendet  wird,  sollen 
auch   dadurch   ausgeschlossen   werden,   dafs  die  AusftLhrung,   Nach- 
bildung oder  Anwendung  in  dem  Gebiete  des  anderen  Teiles  erfolgt 
Die  Einfuhr  einer  in  dem  Gebiete  des  einen  Teiles  hergestellten 
Ware  in  das  Gebiet  des  anderen  Teiles  soll  in  dem  letzteren  nach- 
teilige Folgen  fllr  das  auf  Grund  einer  Erfindung  eines  Musters  oder 
Modells  oder  einer  Handels-  oder  Fabrikmarke  gewährte  Schutzrecht 
nicht  nach  sich  ziehen.^ 

Der  Inhalt  dieser  Besthnmung  trifit,  wie  das  Berufongsgericht  in 
Übereinstimmung  mit  dem  Landgerichte  richtig  ausfuhrt,  den  hier  vor- 
liegenden Fall  nicht  unmittelbar.  Wohl  aber  folgt  aus  derselben,  dafa 
dem  Deutschen,  der  den  Förmlichkeiten  des  schweizerischen  G^etzea 
genügte,  der  Schutz  dieses  Gesetzes  auch  dann  erbalten  bleibt,  wenn 
die  Fabrikation  der  nach  den  Mustern  oder  Modellen  hergestellten  Er- 
zeugnisse nicht  in  der  Schweiz,  sondern  in  Deutschland  stattfindet,  and 
dafs  die  Einfuhr  der  in  Deutschland  &briziert«i  Erzeugnisse  in  das 
Gebiet  der  Eidgenossenschaft  nicht  als  eine  Einfuhr  aus  dem  Auslände 
ith  Sinne  des  schweizerischen  Gesetzes  behandelt  wird.  Hiemach  würde, 
wenn  man  die  Auslegung  der  Instanzgerichte  billigte,  sich  eine  aof- 
fkllige  Ungleichheit  ergeben,  fUr  die  es  an  einem  ersichtlichen  Motive 
fehlt.     Ftlr  die   in  der  Schweiz  eingetragenen  Master  und  Modelle 
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wflrde  die  Aiufbhning  im  DentBchen  Reiche  derjenigen  in  der  Schweis 
gleichstehen,  wogegen  in  BeEng  auf  die  Anwendung  des  deutschen 
GesetieB  dann  festzuhalten  sein  würde,  dafs  die  Ausführung  in 
Deutschland  selbst  erfolgen  mtlsse.  Ist  es  von  vornherein  wenig 
wahrscheinlich,  dafs  eine  derartige  Ungleichheit  von  den  vertrag' 
schliefsenden  Teilen  beabsichtigt  war,  so  steht  dieser  Auslegung  auch 
der  weitere  Inhalt  des  Art  5  entgegen.  In  demselben  tritt  das  Princip 
hervor,  dafs  in  Fftllen,  in  denen  nach  der  deutschen  oder  der  schweize- 
rischen Gesetzgebung  die  Unterlassung  der  Anwendung  oder  Ausführung 
den  Verlust  des  Muster-,  Patent-  oder  Markenschutzreohtes  nach  sich 
zieht,  die  Anwendung  oder  Ausführung  in  dem  Gebiete  des  einen  Teiles 
geotSgen  soll,  um  der  Verwirkung  in  dem  Gebiete  des  anderen  Teiles 
vorzubengen.  £s  wird  also  für  diese  Fftlle  allerdings  in  gewissem 
Sinne  eine  Einheitlichkeit  der  beiderseitigen  Gebiete  begründet.  Die 
Bestimmung  im  §  16  Abs.  1  des  deutschen  Gesetzes  vom  11.  Januar 
1876  weicht  von  den  tlbrigen  hier  in  Betracht  kommenden  Vorschriften 
darin  ab,  dafs  das  Erfordernis  der  Ausbeutung  im  Inlands  positiv,  als 
eine  Voraussetzung  für  die  Begründung  des  Geschmacksmusterschutzes, 
ausgesprochen  ist  Die  Grundsätze  der  Vertrags-  wie  der  Gesetzes- 
anslegung  gebieten  indes,  das  obige  Princip  auch  auf  diese  Bestimmung 
zur  Anwendung  zu  bringen,  da  sonst  ein  sinngemäfses,  mit  dem  Geiste 
des  Staatsvertrages  in  Einklang  stehendes  Ergebnis  nicht  zu  gewinnen 
iat  Dafs  die  Fassung  des  im  Beruitmgsurteile  angezogenen  deutsch- 
spanischen  Vertrages  zweifelsfreier  ist,  als  diejenige  des  vorliegenden 
Übereinkommens,  kann  zugegeben  werden.  Daraus  folgt  aber  nicht, 
dafs  bei  Abschlnfk  des  letzteren  Vertrages  die  kontrahierenden  Mächte 
von  einer  anderen  Auffiissung  ausgegangen  sind,  um  so  weniger  ab  der 
deutBch-spanische  Vertrag  fast  10  Jahre  vor  dem  Übereinkommen  mit 
der  Schweiz  zurückliegt,  und  die  Fassung  der  betreffenden  Bestimmung 
seitdem  in  keinem  der  einschlägigen  vom  Deutschen  Reiche  geschlossenen 
Staatsvertrtfge  wiederholt  ist 

Dagegen  setzt  Art  5  des  Übereinkommens  vom  13.  April  1892 
aUerdings  voraus,  dafs  die  Angehörigen  der  vertragschliefsenden  Teile, 
die  sich  auf  diese  Bestimmung  berufen  wollen,  die  zur  Begrtlndung 
des  Mustenchutzes  erforderlichen  Förmlichkeiten  in  beiden  Gebieten 
erfüllt  haben.  In  dieser  Hinsicht  gelten  für  den  Musterschutz  dieselben 
Erwignngen  wie  für  den  Patentschutz. 

Vergl.  Entoch.   d.  RGer.   in  Givils.   Bd.  37  Nr.  14  S.  49  ff. 

Unter  dieser  Voraussetzung  erweist  sich  das  Argument  des  Berufungs- 
gerichtes ab  hinfüllig,  dafs  durch  die  hier  vertretene  Auslegung  die 
Schweizer  dem  deutschen  Gesetz  gegenüber  günstiger  gestellt  werden, 
als  die  Einheimischen.  Ea  wird  vielmehr  durch  vorstehende  Auslegung 
die  dem '  Grundgedanken  des  .  Übereinkommens  entsprechende  materielle 
Gleichstellung  für  alle  diejenigen  erreicht,  die  in  einem  der  beiden 
Gebiete  staatsangehörig  sind  oder  daselbst  ihren  Wohnsitz  oder  ihre 
Hauptniederlassung   haben,   und   die   in  beiden  Gebieten  den  daselbst 
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ZOT    Erlangung    des    MoBterachutzes    vorgeschriebenen    FOrmlichkelteD 
genügen. 

Aach  mit  dem  Wortlaute  des  Art  1  des  Übereinkommens  steht 
diese  Aoslegong  nicht  in  Widersprach.  Im  Art  1  ist  allerdings  ea- 
nächst  nar  der  Grandsatz  der  formalen  Gleichbehandlang  der  beider- 
seitigen Angehörigen  aasgesprochen.  Dadaroh  wird  aber  die  darüber 
hinausgehende,  aus  dem  weiteren  Inhalte  des  Übereinkommens  zu  ent- 
nehmende materielle  Oleichstellung  in  dem  hier  erörterten  Sinne  nicht 
ausgeschlossen. 

Kann  hiemach  der  Grund,  aus  denen  die  Vorinstanzen  die  EJage 
abgewiesen  haben,  nicht  fhr  gerechtfertigt  erachtet  werden,  so  ist  auch 
der  von  ihnen  nicht  beurteilte  Einwand  der  Beklagten  zu  verwerfen, 
dafs  Klüger  nach  §  9  Abs.  3  des  Gresetzes  vom  11.  Januar  1876  seine 
Muster  und  Modelle  bei  dem  Amtsgerichte  in  Leipzig  hatte  anmelden 
mttssen.  Da  Klttger  in  Berlin,  wenn  auch  nicht  seine  ELauptnieder- 
lassnng,  so  doch  eine  Zweigniederlassung  hat,  so  war  es  ganz  korrekt, 
dals  die  Eintragung  in  das  vom  Amtsgericht  I  zu  Berlin  geführte 
Musterregister  bewirkt  worden  ist 

Vergl.   Dant&och,    Kommentar   zum   Gesetz   vom    11.  Januar 
1876  S.  62. 

Die  auf  das  Gesetz   vom    30.   November   1874    bezügliche   Ent- 
scheidung des  Reichsgerichtes  vom  28.  Februar  1888, 
Entsch.  d.  K.Ger.  in  Civils.  Bd.  21  S.  1  f., 
kommt  hier  nicht  in  Betracht 

Aus  den  dargelegten  Gründen  ergiebt  sich,  dafs  das  angefochtene 
Urteil  nicht  aufrecht  erhalten  werden  kann.  Zur  Endentscheidung  ist 
die  Sache  noch  nicht  reif;  denn  es  fehlt  noch  an  einer  Feststellung 
darüber,  ob  das  streitige  Muster  in  der  Schweiz  geschützt  ist,  wie  über 
die  von  der  Beklagten  bestrittene  Neuheit  desselben  .... 


B.    Rechtshülfe. 

Venceigerung  des  Zeugnisses  vor  einem  ersuchten  Richter; 
Ablehnung  dieses  Richters  durch  den  Zeugen. 

Beschlnfs  des  Oberlandesgerichts  in  Rostock  vom  10.  Januar  1898  und  des 
Reichsgerichts  vom  II.  Juli  1898  (Mecklenboig.  Zdtschrift  für  ELeehtspflege 

und  Rechtswissenschaft  Bd.  17.  S.  42).  | 

Das  kOnigl.  Landgericht  zu  A.  ersuchte  das  Amtsgericht  zu  Rostock 
um  Vernehmung  des  dort  wohnhaften  früheren  Versicherungsdirektors  M. 
als  Zeugen.  Nachdem  der  Zeuge  das  Zeugnis  aus  einem  durch  Zwischen- 
urteil des  Prozefsgerichts  verworfenen  Grunde  verweigert  hatte,  wurde 
er  durch  das'  ersuchte  Gericht  zu  einem  neuen  Termine  vor  den  Amts- 
richter G.  geladen,  in  welchem  er  erklärte,  dafs  er  den  Amtsrichter  G. 
wegen  Befangenheit  ablehne  und  deshalb  vor  ihm  eine  Aussage,  zu 
der  er  im  übrigen   bereit   sei,   nicht  abgeben    werde,   und    bei  dieser 
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Ei^lämng  auch  verblieb,  obgleich  ihm  von  dem  Richter  Torgebfilten 
wurde,  dafs  eine  solche  Ablehnung  nicht  zulltasig  sei.  Eine  gleiche 
firklflnu:^  gab  er  auch  in  einem  späteren  Termine,  der  vor  demselben 
Richter  anstand,  ab.  Das  Amtsgericht  setzte  darauf  nach  §  355  C.Pr.O^ 
gegen  den  Zeugen  eine  Geld-  eventnaliter  Haftstrafe  fest  und  verurteilte 
ihn  zur  Tragung  der  durch  seine  Weigerung  verursachten  Kosten.  Auf 
die  Beschwerde  des  Zeugen  hob  das  Landgericht  zu  Rostock  diese  An- 
ordnung auf,  vreil  ttber  den  vom  Zeugen  geltend  gemachten  Grund  der 
ZeogniBverweigerung  noch  nicht  durch  das  Prozefsgericht  nach  §  854 
CPr.O.  entschieden  worden  sei.  Das  Amtsgericht  legte  nunmehr,  da 
es  zu  einem  weiteren  Vorgehen  nicht  in  der  Lage  sei,  die  Akten 
wiederum  dem  k($nigl.  Landgerichte  zu  A.  vor.  Auf  den  vom  letzteren 
Oerichte  gemäfs  §  160  G.V.G.  gestellten  Antrag  hat  das  Oberlandes- 
gericht durch  Beschluf^  vom  10.  Januar  1898  entschieden,  dafs  das 
Verfahren  des  Amtsgerichts  gerechtfertigt  erscheine. 

Ans  den  Grtlnden: 

Ein  Verehren  nach  §§  42  ff.  G.Pr.O.  kann  zufolge  der  Erklärung 
des  Zeugen  nicht  stattfinden,  da  das  Recht,  einen  Richter  abzulehnen, 
onr  den  Prozefsparteien,  nicht  aber  einem  Zeugen  zusteht,  und  da  die 
Anwendung  der  §§  42  ff.  C.Pr.O.  im  vorliegenden  Falle  der  öffentlich- 
rechtlichen  Natur  dieser  gesetzlichen  Vorschriften  widersprechen  und 
durch  Berufung  auf  Zulässigkeit  analoger  Gesetzesanwendung  nicht  zu 
reehtfertigen  sein  würde.  Nach  Bl.  50  hat  der  Zeuge  auch  am  21.  Mai 
d.  J.  genttgend  zu  erkennen  gegeben,  dafs  er  sein  Zeugnis  in  diesem 
Termine  verweigere,  weil  er  nach  wie  vor  den  Amtsrichter  G.  wegen 
Befimgenheit  ablehne.  Hierin  liegt  eine  Zeugnisverweigerung ,  welche 
das  Amtsgericht  mit  Recht  veranlafst  hat,  die  Akten  an  das  Prozefs- 
gericht gemäfs  §  354  CPr.O.  zurtlckzusenden.  Gleichgültig  ist,  dafs 
der  Zeuge  sich  bereit  erklärt  hat,  vor  einem  anders  besetzten  Amts- 
gericht Aussagen  zu  machen. 

Das  Reichsgericht  hat  die  hiegegen  erhobene  Beschwerde  das 
königl.  Landgerichts  zu  A.  unterm  11.  Juli  1898  als  unbegründet 
zurückgewiesen. 

Äblekfumg  des  Erstickens  einer   VerwäUungsbehörde  um  eidliche 
Zeugenvemdimung  nach  §  8  des  Eeichsgesetzes  vom  9.  Juni  1895. 

BeKhJnfs  des  OberlandeegerichtB  Colmar  vom  28.  Mai  1898  (Jur.  Zeitschrift 

f.  ElBafs-Lothringen  Bd.  23  8.  462). 

Bin  auf  Grund  §  8  des  Ges.  vom  9.  Juni  1895  seitens  der 
Steuerbehörde  bei  einem  Amtsgericht  gestelltes  Ersuchen  um  eidliche 
Vernehmung  von  Zeugen  ist  nicht  als  ein  Ersuchen  um  Rechtshttlfe, 
sondern  ab  ein  Antrag  im  Sinne  des  160  der  Str.Pr.O.  zu  erachten; 
gegen  dessen  Ablehnung  steht  dem  Antragsteller  das  Rechtsmittel  der 
Beschwerde  nach  §  846  der  Str.Pr.O.  zu. 

ZcMsehrift  f.  InUrn.  Privat-  o.  Strafreeht  eto.,  Band  IX.  IQ 
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Bescheinigung   der  VollstreckbarJceit   bei  Einssiehimg   von  Kosten 
der  freiwüligen  Gerichtsbarkeit  in  einem  anderen  Bundesstaate,  — 

Beichsgesetg  vom  9.  Juni  1895  §  4. 

Beschlufs  des  k.  s.  Oberlandesgerichts  in  Dresden  vom  5.  Juli  1898. 
filitgeteilt  von  Herrn  Oberlandesgerichtsrat  Dr.  Grenser  in  Dresden. 

Die  vom  Kurator  der  k.  prenfsiBchen  Grerichtskasse  zu  Liebenwerda 
eingelegte  Beschwerde  über  das  Amtsgericht  asa  Grofsenhain  giebt  keinen 
AnUfs  za  einer  Verfügung  an  das  letztere. 

Die  Gebuhr  von  1,70  Mk. ,  deren  Beitreibung  im  VoUBtreckungs- 
wege  von  der  Gerichtskasse  zu  Grofsenhain  unter  Billigung  des  dortigen 
Amtsgerichts  abgelehnt  worden  ist,  weil  es  an  der  Bescheinigung  der 
Vollstreckbarkeit  des  Anspruchs  im  Ersuchungsschreiben  der  k.  Gerichts- 
kasse zu  Liebenwerda  fehlt,  ist  —  wie  die  beigelegte  Kostenrechnung 
erkennen  lafst  —  für  Beglaubigung  einer  Unterschrift  nach  §  48  Ziff.  3 
des  k.  preufsischen  Kostengesetzes  angesetzt^  mithin  bei  Ausübung  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  entstanden.  Dagegen  bezieht  sich 
die  im  Ersuchungsschreiben  und  in  der  Beschwerdeschrift  angezogene 
Anweisung  des  Bundesrates  vom  23.  April  1880,  betr.  den  zum  Zwecke 
der  Einziehung  von  Gerichtskosten  unter  den  Bundesstaaten  zu  leisten- 
den Beistand ,  ausschliefslich  auf  die  nach  dem  Reichs  -  Gerichtskosten- 
gesetze  vom  18.  Juni  1878  anzusetzenden  Kosten,  also  auf  solche 
Gebühren  und  Auslagen,  die  in  den  vor  die  ordentlichen  Gerichte  ge- 
hörigen Rechtssachen  zu  erheben  sind,  auf  welche  die  Civilprozefs- 
ordnung,  die  Strafprozefsordnung  oder  die  Konkurs- 
ordnung Anwendung  finden  (vergl.  R.Ger.K.Ges.  §  1).  Denn  jene 
Anweisung  ist  unter  ausdrücklicher  Bezugnahme  auf  §  99  des 
KGer.K.Ges.  erlassen  und  enthält  nur  die  daselbst  vorbehaltenen  An- 
ordnungen, die  folgerecht  auf  andere  Gerichtskosten,  die  nicht  nach 
dem  Reichs- Gerichtskostengesetze  anzusetzen  sind,  nicht  bezogen  werden 
dürfen.  Daher  ist  die  Anweisung  des  Bundesrates  auch  auf  den  vor- 
liegenden Fall  nicht  anwendbar.  Auf  der  anderen  Seite  wird  die 
Anwendbarkeit  des  R.Ges.  vom  9.  Juni  1895,  Über  den  Beistand  bei 
Einziehung  von  Abgaben  und  Vollstreckung  von  Vermögensstrafen,  in 
der  Beschwerdeschrift  ohne  Grund  verneint.  Denn  nach  §  1  Abs.  2 
dieses  Ges.  fallen  unter  die  Bestimmungen  der  Nr.  1  b  und  c  des 
Abs.  1  daselbst  auch  die  durch  ein  gerichtliches  oder  Verwaltungs- 
ver&hren  entstandenen  Gebühren  und  Auslagen,  soweit  nicht  §  99  des 
R.Ger.K.Ges.  Anwendung  findet.  Dieser  Wortlaut  bietet  schon  an 
und  für  sich  keinen  Anlafs  dazu,  unter  „gerichtlichem  Verfahren^  nur 
das  Verfahren  bei  Erhebung  und  Beitreibung  öffentlicher  Abgaben 
(Nr.  1  b  und  c)  zu  verstehen,  wie  in  der  Beschwerdeschrift  an- 
genommen wird.  Vielmehr  bezweckt  die  fragliche  Bestimmung  er- 
kennbar die  Gleichstellung  und  Gleichbehandlung  aller  Grerichtskosten, 
die  nicht  auf  Grund  des  Reichs-G^richtskostengesetzes  erhoben  werden, 
mit  den  erwähnten  Öffentlichen  Abgaben.  Mithin  leiden  namentlich 
auch  auf  den  Beistand,   den  sich   die  Behörden   verschiedener  Bundes- 
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Staaten  zum  Zweck  der  Erhebung  und  Beitreibung  von  Gebtlhren  und 
Auslagen  zu  leisten  haben,  die  bei  Ausübung  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit eitstanden  sind,  die  Bestimmungen  des  ILGes.  vom  9*  Jnni  1895 
Anwendung.  Dies  ist  überdies  nicht  nur  in  §  488  der  Geschäfts- 
ordnung ftlr  die  k.  sächs.  Justizbehörden,  sondern  auch  schon  in  der 
Begründung  des  Entwuifs  desselben  Reichsgesetzes  ausdrücklich  an- 
erkannt, indem  daselbst  zu  §  1  Abs.  2  bemerkt  wird,  was  das  gericht- 
liche Verfahren  anlange,  kommen  für  den  Geltungsbereich  des  Entwurfs 
hauptslUshlich  nur  die  Angelegenheiten  der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit 
in  Betracht. 

Vergl.  Stenographische  Berichte   über   die  Verhandlungen   des 

Reichstages,    9.    Legislaturperiode,    III.   Session    1894/95, 

Anlagenband  II  S.  1295. 
Aus  der  ebendaselbst  anzutreffenden  Bemerkung  über  die  Bedeutung 
des  Ausdruckes  ,,Verwaltnng8  verfahren**  ergiebt  sich  zugleich  für 
die  Bedeutung  der  Worte  ,, gerichtliches  Verfahren**,  dafs  hierunter 
nicht  nur  Streitverfahren,  sondern  auch  alle  anderen  gebührenpflichtigen 
oder  mit  Auslagen  verbundenen  Akte  der  G^chtsbehOrden  verstanden 
werden  müssen. 

Nach  alledem  ist  im  vorliegenden  Falle  die  Bescheinigung  der 
Voll£treckbarkeit  im  Ersuchungsschreiben  (R.Ges.  vom  9.  Juni  1895 
§  4)  nicht  entbehrlich. 


Frankreich. 

Bechtspreclimig  franzSsischer  GerichtshSfe. 

StaatsangchörigkeiL 
Urteil  des  Appellhofes  von  Aix  vom  18.  November  1897  (Clunet  1898  S.  925). 

Wer  in  Frankreich  geboren  ist  und  von  ausländischen  Eltern 
stammt,  ist  Franzose,  wofeme  er  nicht  innerhalb  eines  Jahres  nach 
erlangter  Grofsjttlirigkeit  die  Eigenschaft  der  französischen  Staats- 
angehörigkeit ausdrücklich  abgelehnt  hat  (Art  8  §  4  und  Art  17  des 
Ges.  vom  28.  Juni  1889).  Bis  dahin  ist  seine  Staatsangehörigkeit  an 
eine  resolutive  Bedingung  geknüpft. 

Es  wäre  auch  ^unpolitisch  und  grausam**,  einen  solchen  Menschen 
wtiurend  seiner  Minderjährigkeit  seinen  in  Frankreich  wohnhaften 
Eltern  zu  entziehen,  vergl.  Urteil  des  Kassationshofee  vom  16.  nnd 
22.  April  1896  (Cimet  1896  S.  1049,  1897  S.  851  u.  858). 

Naturalisation  eines  Franzosen  im  Ausland. 

Uitdl  des  avilgerichts  der  Seme  vom  23.  Februar  1898  {aunet  1898  S.  927). 

Wurde  ein  Franzose  im  Auslande  auf  Grund  eines  von  der  hierzu 
zuständigen  Behörde  ergangenen  rechtsfdrmlichen  Aktes  naturalisiert,  so 
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ist  diese  Behörde  des  Auslandes  allein  befugt,  über  die  Rechtsgttltigkdt 
der  Naturalisation  zu  entscheiden,  und  kahn  demgemäfs  allein  darttber 
befinden,  ob  der  Beteiligte  die  nach  dem  aosländischen  Gesetze  hierzn 
erforderlichen  Voraussetzungen  erfllllt  hat.  Unerheblich  ist,  dafk  der 
Franzose,  der  die  Eigenschaft  eines  Auslftnders  erwarb,  sich  vorher 
nicht  die  im  Dekret  vom  26.  August  1811  vorgeschriebene  Ermächtigung 
hierzu  verschafit  hat. 

Staatsangehörigkeit  minderjähriger  EUafs-Lothringer. 

Urteil  des  Zuchtpolizeigerichta  von  Andelvs  vom  4.  Juni  1896  (Clunei  1896 

S.  1086). 

Die  minderjährigen  Kinder  eines  Elsafs-Lothringers  sind  Franzosen 

geblieben,    wenn   ihr  Vater   oder  sonstiger   gesetzlicher  Vertreter    die 

Option   für  dieselben   erklärt  hat,   und   zwar  selbst   dann,   wenn   die 

Kinder  im  Optionsakte   nicht  besonders   bezeichnet  und   genannt  sind. 

Natürliches  Kind, 
UrteU  des  Civilgerichts  der  Seine  vom  22.  März  1898  (Clunet  1898  8.  1067). 

Der  Ausländer  wird,  soweit  es  sich  um  sein  Personabtatut  handelt, 
in  Frankreich  nach  dem  Gesetze  seines  Landes  beurteilt  Die  An- 
erkennung eines  natürlichen  Kindes  ändert  den  Personalstand  des  An- 
erkennenden. Es  handelt  sich  bei  ihm  um  Fragen  der  Geschäfts- 
flibigkeit  und  deren  Voraussetzungen.  Hierüber  entscheidet  nur  das 
ausländische  Recht  desselben. 

Eheliches  Ghuterrecht. 

1.  Urteil  des  Gerichts  von  Guelana  vom  1.  April  1897  (Clunei  1898  S.  935). 

Wurde  eine  Ehe  von  zwei  Ausländem  in  Frankreich  eingegangen, 
so  ist,  in  Ermangelung  eines  Ehevertrages,  das  Gesetz  des  ehelichen 
Wohnsitzes  für  ihr  Güterrecht  mafsgeb^d,  d.  h.,  wo  die  Ehegatten 
zur  Zeit  des  Ebeabschlusses  die  Absicht  gehabt  haben,  ihren  Wohnsitz 
aufzuschlagen,   oder  wo    sie  ihn   seither  thatsächlich  genommen  haben. 

2.  Urteil  des  Appellgerichts  Paris  vom  9.  Juni  1898  (Clunet  1898  S.  981). 

Das  eheliche  Güterrecht  wird  ftir  Ehegatten  verschiedener  Staats- 
angehörigkeit zunächst  nach  dem  Gesetze  beurteilt,  das  sie  in  dieser 
Hinsicht  als  mafsgebend  ausdrücklich  erklärt  haben;  fehlt  es  an  einer 
solchen  Erklärung,  so  spricht  eine  Vermutung  dafür,  dafs  sich  die  Ehe- 
gatten dem  Personalstatut  des  Ehemannes,  als  Hauptes  der  Ehe  und 
Familie,  haben  unterwerfen  wollen. 

Nichtigkeit  der  Ehe. 
Urteil  des  AppeUhofs  zu  Angers  vom  81.  Mai  1898  {Clunet  1898  S.  911). 

Nichtig  ist  die  in  Frankreich  zwischen  einem  Ausländer  und  einer 
Französin  vor  dem  Konsul  des  ausländischen  Ehegatten  abgeschlossene 
Ehe.     Eine  solche  kann  auch  nicht  als  Putativehe  gelten. 
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Unterhältsansprüche  eines  ausländischen  EhegcMen  während  des 

Ehescheidungsprozesses. 

ürtafl  d60  CSTilgericbtB  der  Seine  yom  14.  FebniAr  1898  {Clunet  1898  S.  909). 

Aach  wenn  die  franzöeischen  Gerichte  onzastttndig  sind,  über  die 
Ehescheidung  von  ausländischen  Ehegatten  za  entscheiden ,  so  können 
sie  doch  anordnen,  dafs  der  Ehemann  zum  Unterhalte  seiner  Ehefrau 
Terpflichtet  ist  und  zwar  solange,  bis  ttber  die  Ehescheidung  rechts- 
kiflftig  erkannt  ist,  und  er  kann  sich  von  Weiterbezahlung  des  Unter- 
haltes nur  durch  eine  richterliche  Anordnung  befreien. 

WarenzeichenschuUs. 

Urteil  des  ZuchtpoIizeigeriehtB  zu  Paris  Tom  16.  Dezember  1897  (Clunet  1898 

S.  897). 

Der  französische  oder  ausländische  Fabrikant,  dessen  Fabrik  sich 
im  Aaslande  befindet,  kann  in  Frankreich  nicht  rechtswirksam  seine 
Fabrikzeichen  hinterlegen,  falls  er  nicht  in  Frankreich  selbst  die  Her- 
stellung der  Erzeugnisse  seiner  Industrie  ausübt. 

Zuständigkeit  der  Gerichte  gegenüber  dem  ausländischen 

Beklagten, 

UrteQ  des  Handelsgerichts  zu  Nantes  vom  4.  September  1897  (Clunet  1898 

S.  894). 

Gegen  den  Ausländer,  der  gemäfs  Art  14  des  B.G.B.,  wonach  er 
wegen  aller  im  In-  und  Auslände  mit  einem  Franzosen  eingegangenen 
Schnldverbindlichkeiten  vor  den  französischen  Gerichten  belangt  werden 
kann,  darf  jedoch  nicht  vor  jedem  beliebigen  Gericht  verklagt  werden, 
sondern  entweder  vor  dem  des  jeweiligen  Aufenthalts  des  Ausländers 
oder  dem  des  ErHlIlungsortes  des  Vertrages  nach  Art.  420  der  C.Pr.0. 
oder  dem  der  Entstehung  der  Schuldverbindlichkeit. 

Streitigkeiten  der  Ausländer  über  Personenstandsfragen, 
urteil  des  Appellgerichts  Amiens  vom  16.  November  1897  {Clunet  1898  S.  895). 

Die  französischen  Gerichte  sind  unzuständig  zur  Entscheidung 
zwischen  Ausländem  ttber  Fragen  des  Personenstandes,  folglich  auch 
ttber  eine  Ehescheidungsklage,  selbst  wenn  der  beklagte  Ehegatte,  wie- 
wohl er  seit  lange  in  Frankreich,  wo  er  verheiratet  ist,  insbesondere 
seit  82  Jahren,  wohnt,  ohne  die  Ermächtigung  der  Regierung  zum 
Wohnsitz  in  Frankreich  erhalten  zu  haben. 

Unerheblich  ist,  dafs  die  Ehefrau  geborene  Französin  ist,  da  sie 
durch  die  Verheiratung  die  Staatsangehörigkeit  ihres  Ehemannes  erlangt 
bat.  Auch  der  Umstand  ist  gleichgültig,  dafs  die  Ehegatten  vor  Ein- 
gehung der  Ehe  die  Ermngenschaftsgemeinschaft  gemäfs  den  Vorschriften 
des  französischen  Btligerlichen  Gesetzbuchs  als  mafsgebendes  eheliches 
Gttterrecht  vereinbart  haben. 
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Progefskastensicherheit. 

Urteil  des  Handelagerichta  der  Seine  vom  15.  Juni  1898  (Clunet  1898  S.  898). 

Nach  dem  Gesetze  vom  5.  März  1895  sind  AosU&nder,  insbesondere 
auch  Deutsche,  selbst  in  Handelssachen,  wenn  sie  ab  Kläger  oder 
Hauptintervenient  auflreten,  Prozefskostensicberheit  in  Frankreich  gemäfs 
Art  16  des  B.G.6  und  Art.  166  der  C.Pr.O  zu  stellen  verpflichtet 
Diese  Vorschrift  gilt  auch  für  die  zur  Zeit  der  Verkttndung  jenes 
Gesetzes  bereits  rechtshängigen  Streitsachen. 

Erfolgt  im  Schiedsgerichtsverfahren  die  Ladung  vor  den  Bericht- 
erstatter, so  tritt  die  Verhandlung  ganz  auf  den  ft'iiheren  Stand  des 
in  Umine  litis.  Deshalb  können  die  Parteien  in  demselben  neue  und 
abgeänderte  Anträge  stellen  und  Einreden  geltend  machen. 

Börsentermingeschäfte  an  ausländischen  Börsen. 

Urteil  des  Handelsgeriohts  der  Seine  vom  18.  Februar  1897  (Clunet   1898 

S.  1047). 

1.  Die  Schuldverbältnisse ,  Vielehe  durch  die  an  der  Börse  von 
London  abgeschlossenen  Geschäfte  entstehen,  sind  gemäfs  der  Rechts- 
r^el  ^hcus  regit  adum^  nach  englischem  Gesetze  zu  beurteilen,  in 
Frankreich  jedoch  nur  unter  der  Voraussetzung  rechtsgtlltig,  dafs  diese 
Geschäfte  nicht  der  öffentlichen  Ordnung  des  französischen  Rechts 
widersprechen.  (Dieser  Grundsatz  ist  auch  ftür  die  nach  deutscher 
Rechtsauffassung,  insbesondere  durch  das  deutsche  Börsengesetz  vom 
22.  Jnni  1896,  §§  48—69,  verbotenen  Geschäfte  mafsgebend.) 

2.  Das  in  krt.  1695  Code  civil  ausgesprochene  Verbot  der  Klag- 
barkeit w^en  Spielschuld  oder  Zahlung  einer  Wette  ist  öffentlicher 
Ordnung,  und  der  Richter  hat  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  die 
RechtsgUltigkeit  der  an  fremden  Börsen  abgeschlossenen  Geschäfte  ssu 
beurteilen. 

3.  Seit  dem  französischen  Ges.  vom  28«  März  1885  findet  die 
Vorschrift  des  Art  1965  Code  dvü  auf  Börsengeschäfte  nur  dann  An- 
wendung, wenn  festgestellt  wird,  dafs  bei  Abschlufs  des  Geschäftes  die 
einen  Börsenterminhandel  Abschliefsenden  nicht  beabsichtigt  haben,  nur 
auf  „Hausse**  oder  „Baisse"  der  Wertpapiere  oder  Waren  zu  speku- 
lieren, also  ein  Spiel  oder  eine  Wette  einzugehen. 

4.  Von  der  englischen  Rechtsprechung  werden  die  Börsentermin- 
geschäfte nur  dann  ab  Spiel  angesehen,  wenn  bewiesen  ist,  dafs  die 
Lieferung  der  Wertpapiere  oder  Waren  weder  von  der  einen  noch  der 
anderen  Vertragspartei  beabsichtigt  ist.  Andererseits  hat  dieselbe  aber 
auch  dahin  entschieden,  dafs  die  Vermittelung  seitens  des  Kursmäklers 
(hroker)^  der  ftlr  Rechnung  seines  Kunden  den  Terminhandel  abschliefst, 
selbst  dann,  wenn  die  Parteien  die  Spielabsicht  haben,  trotzdem  nicht 
als  Spielgeschäft  anzusehen  ist  Folglich  ist  die  vom  Kunden  des 
Kursmäklers  gegen  dessen  Klage  auf  Abrechnung  aus  Börsentermin- 
gesch&ften  vorgeschützte  Einrede  der  Unzulässigkeit  wegen  Spiel- 
charakters hinftlllig,    selbst  wenn  feststeht,   dafs  der  ^hroker^  nur  ab 
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Beauftragter  gehandelt  hat,   und   der  Auftraggeber    die  Lieferung  der 
Wertpapiere  oder  Waren  ▼ereinbamngsgemärs  nicht  fordern  konnte. 

Zuständigkeity  audändische  Gesellschaft 

Urteü  des  Civilgerichte  der  Seine  yom  12.  Blärz  1898  {Clunet  1898  S.  1052). 

Die  Vorschrift  des  Art  14  Code  civü^  wonach  die  französischen 
Grerichte  zur  Entscheidung  über  Schaldverhältnisse  zuständig  sind, 
welche  mit  Ausländem,  sei  es  in  Frankreich,  sei  es  im  Auslande,  ab- 
geschlossen wurden,  ist  nicht  blofs  auf  Individuen,  sondern  auch  auf 
Gesellschaften  anwendbar.  Auch  die  Eisenbahngesellschaften  können 
sich  dieser  Bestimmung  nicht  etwa  von  dem  Gesichtspunkte  aus  ent- 
ziehen, dafs  ihre  Existenz  auf  einem  öffentlichen  oder  nationalen  Inter- 
esse beruht  Unerheblich  ist  dabei,  ob  das  Schuldverhältnis,  das  der 
Franzose  einklagt,  auf  einem  Vertrage  oder  einer  anderen  Rechtsquelle 
beraht ;  ebenso  ob  die  Schuldtitel,  welche  der  Klage  zu  Grunde  liegen, 
ron  Anfing  an  in  den  Händen  des  klagenden  Franzosen  waren,  oder 
ob  sie  erst  später  in  seinen  Besitz  gelangten,  wenn  er  sie  nur  zur  Zeit 
der  Klage  als  Berechtigter  besitzt 

Streitigkeiten  zwischen  AusUmdem. 

Urteil  des  Appellhofe  zu  Bordeaux  vom  1.  Juni  1898  {Clunet  1898  S.  1056). 

In  Handelssachen  sind  die  französischen  Gerichte  zuständig,  um 
über  Streitigkeiten  zwischen  Ausländem  zu  erkennen,  wenn  die- 
selben ans  Ebindelsgeschäften  herrühren,  die  in  Frankreich  entstanden 
oder  zu  erftlllen  sind.  Der  Ausländer,  der  in  Frankreich  Handeb- 
geschäfie  abechliefst,  steht  rechtlich  den  Einheimischen  völlig  gleich. 
Folglich  kann  derselbe  keinen  anderen  Wohnsitz  haben,  als  den  seiner 
Handelsniederlassung.  Dieser  ist  der  thatsächliche  Wohnsitz  und  ver- 
tritt den  rechtlichen,  ohne  dafs  es  darauf  ankommt,  dafs  sein  persön- 
licher Aufenthaltsort  vom  handelsgeschäftlichen  oder  ursprünglichen 
Wohnsitz  verschieden  ist.  Auch  ist  es  unerheblich,  ob  der  Ausländer 
nach  Art  18  Code  civil  zur  Begründung  seines  Wohnsitzes  in  Frank- 
reich ermächtigt  war.  Alle  diese  Regeln  sind  auch  auf  Quasikontrakte, 
insbesondere  auf  die  Klage  auf  Rückforderung  bezahlter  Nichtschuld 
anwoidbar. 

JRechtsstreüigkeiten  ztvischen  Ausländem,  insbesondere  Ober 

Trennung  von  Tisch  und  Bett. 

Urteil  des  Appellgeriehts  zu  Algier  vom  7.  März  1898  (Clunet  1898  S.  1102). 

Die  französischen  Gerichte  sind  zuständig,  um  über  Streitigkeiten, 
die  in  Frankreich  zwischen  Spaniern  entstehen,  zu  entscheiden,  nament- 
lich wenn  es  sich  um  eine  Klage  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
bandelt  Mafsgebend  sind  aber  hierfür  die  französischen  Gesetze,  ins- 
besondere die  Prozefsgesetze.  Folglich  mufs  die  Klage  bei  dem  ordent- 
lichen Qvilgericht  erhoben  werden,  wenngleich  sie  in  Spanien  vor  die 
geistlichen  Gerichte  gehört 


152  Recht^»ieohiuig. 

Arrest  auf  Wertpapiere  in  Frankreich. 

Urteil  des  AppellgeriehtB  sa  Paris  Yom  19.  Mai  1897  {Clunet  1898  S.  1088). 

Im  Falle  der  Klage  aaf  GültigerUttrong  eines  Arrestes  vor  einem 
französischen  Gerichte  kann  der  Schuldner  sich  niciit  auf  die  Be- 
stimmungen des  französisch  -  schweizerischen  Übereinkommens  vom 
15.  Juni  1869  berufen  und  demgemttfs  die  Zuständigkeit  der  franzö- 
sischen Gerichte  ablehnen  mit  der  Behauptung,  er  sei  schweizer  Staats- 
angehörigkeit, falls  er  nicht  einen  gesetzlichen  oder  authentischen  Akt 
hiertlber  vorlegt  Eine  von  der  Gemeindebehörde  hiertlber  ausgestellte 
Bescheinigung  genügt  nicht 

VoTlstreckharTceit  ausländischer  Urteile. 
Urteil  des  AppellhofeB  zu  Paris  vom  18.  Januar  1898  {Clunet  1898  S.  1071). 

1.  Ein  Arrest  kann  in  Frankreich  auf  Grund  eines  ausländischen, 
selbst  nicht  fUr  vollstreckbar  erklärten  Urteils  vollzogen  werden«  Es 
genügt,  dafs  dies  Urteil  durch  die  Entscheidung,  welche  den  Arrest 
bestätigt,  fdr  vollstreckbar  erklärt  wird. 

2.  Die  Tragweite  der  Rechte,  welche  ein  ausländisches,  in  Frank- 
reich für  vollstreckbar  erklärtes  Urteil  übt,  ist  nach  dem  Gesetze  des 
Landes,  welches  es  erlassen  bat,  zu  beurteilen,  insbesondere  bezüglich 
der  Wirkungen  des  Urteils,  der  rechtlichen  Natur  des  Schuldverhält- 
nisses, seines  Umfiuigs  in  Haupt-  und  Nebensache,  sowie  der  solida- 
rischen Haftbarkeit 

8.  Damit  dürfen  aber  nicht  die  Rechtswege  verwechselt  werden, 
um  die  Vollstreckung  zu  sichern.  Diese  hängen  allein,  nicht  nur  hin- 
sichtlich der  Form,  sondern  auch  dem  Grunde  nach,  von  dem  Gesetae 
des  Landes,  wo  die  Vollstreckung  stattfinden  soll,  ab.  Namentlich  gilt 
dies  von  der  PfUndbarkeit  der  Gegenstände  und  Forderungen. 

Bechtsverfolgung  des  im  Inlands  begangenen  Verbrechens  im 

Auslände. 

Urteil  des  Zuchtpolizeigericbts  zu  Nancv  vom  21.  Juli  1898  (Clunel  1896 

S.  1058). 

Die  französischen  Gerichte  sind  nicht  zuständig,  um  über  ein  im 
Ausland  von  einem  Ausländer  begangenes  Verbrechen  zu  erkennen  und 
zwar  selbst  dann,  wenn  nach  dem  Verbrechen  der  Verbrecher  die 
Staatsangehörigkeit  als  Franzose  erworben  hat,  da  derselben  keine 
rückwirkende  Kraft  zukommt.  Deshalb  ist  aber  andererseits  auch  eine 
Auslieferung  an  das  Ausland  unstatthaft. 


Italien,  Österreich.  \^ 


Italien. 

Ktmkurs  einer  ausländischen  Handelsgesellschaft 

Urteil  dee  Giyilgeriehts  von  Mailand  Tom  22.  September  1896  (Clunei  1898 

S.  970> 

Eine    ansUindiBche    HandelBgesellschafk ,    die    in    Italien   nur    eine 

Zweigniederlassung   hat,  kann,   wiewohl  der  Geeellschaftssitz   im  Ans- 

lande  ist,    in  Italien   in  Konkars   erklärt  werden  (vergl.  Art  685  des 

itaL  H.G.B.). 


Österreich. 

Bechtspreehnng  der  Ssterreichisehen  OeriehtshBfe. 

Die  Zulässigkeii  der  Exekution  auf  Grund  im  Auslande  errichteter 
Akte  und  Urkunden  ist  nur  nach  den  Bestimmungen  der  §§  79 
bis  81  Exek.O.  bu  beurteilen.  Im  Verhältnisse  eum  Deutschen 
Bische  ist  *sswr  Exekutionsbewilligung  die  Erwirkung  eines  Voll- 
streckungsurteües  des  inländischm  öerichtshofes  nicht  notwendig. 

Entsch.  Tom  7.  September  1898,  Z.  11818  (Allg.  österr.  Gericfatszeitang 

1898  S.  376). 

Das  Rektursgericht  hat  den  erstrichterlichen  Bescheid,  womit  dem 
Exekationsantrag  des  betreibenden  Gläubigers  auf  Pfändung  des  den 
Betrag  von  800  fl.  tlbersteigenden  Jahresgehaltes  des  Verpflichteten 
«of  Grand  eines  Urteiles  des  könlgl.  Kreisgerichtes  in  Kempen  als 
Ezekationstitels  stattgegeben  wurde,  abgeändert,  und  das  Exekntions- 
gesuch  abgewiesen,  weil  die  Zwangsvollstreckung  nach  §  79  Exek.O., 
nach  der  JustMin.V.  vom  10.  I>Bzember  1897,  R.G.B1.  Nr.  287, 
letzter  Absatz,  und  nach  den  §§  660  und  661  der  deutschen  CPr.O. 
nicht  bewilligt  werden  durfte,  ohne  dafs  die  Zulässigkeit  derselben 
dnrch  ein  Volistreckungsurteil  des  kompetenten  inländischen  Gerichts- 
hofes ausgesprochen  worden  sei. 

Der  oberste  Gerichtshof  hat  dem  Kevisionsrekurse  des  betreibenden 
Gläubigers  stattgegeben  und  den  erstrichterlichen  Beschlufs  wieder  her- 
gestellt 

Gründe:  Das  in  den  früheren  CivilprozefsgesetaEen  fufsende 
Delibationsverfahren  zur  Erwirkung  eines  inländischen  Vollstreckungs- 
orteiles  wurde  in  der  nunmehrigen  Exekutionsordnung  gänzlich  auf- 
gehoben, wie  die  §§  79 — 86  Exek.O.  und  insbesondere  die  Regierungs- 
motive zum  §  83  Exek.0.  klar  darthun.  Die  Zulässigkeit  der  Exe- 
kution auf  Grund  im  Auslände  errichteter  Akte  und  Urkunden  ist 
g^enwärtig  nur  nach  den  Bestimmnugen  der  §§  79 — 81  Exek.O.  zu 
beurteilen  und  es  hatte  auch  die  Verordnung  des  Justizministeriums  vom 
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10.  Desember  1897,  R.G.B1.  Nr.  287,  welche  die  im  Deatschen  Reiche 
geschöpften  Urteile  und  errichteten  Akte  bekannt  giebt,  auf  Grand  welcher 
zufolge  der  Beweis  der  G^egensdtigkeit  hierlands  gemäfs  §  79  EzeLO. 
Exekution  geführt  werden  kann,  ihrem  ganzen  Inhalte  nach  nicht  den 
Zweck,  jene  Bestimmungen  der  Ezekutionsordnung  in  Bezug  auf  das 
Deutsche  Reich  aufzuheben  oder  abzuändern.  Das  bestandene  Deliba- 
tionsverfahren  wird  durch  das  nach  §  83  £xek.O.  tlber  den  Wider- 
spruch des  Verpflichteten  einzuleitende  Verfiihren,  in  welchem  über  die 
Zulässigkeit  der  Exekution  kontradiktorisch  zu  verhandeln  ist,  voll- 
kommen ersetzt  und  wollte  man  im  Verhältnisse  zum  Deutschoi  Reiche 
nach  dem  Grundsatze  der  Reciprocität  dermal  noch  ein  Delibations- 
verfiihren  zulassen,  so  würde  sich  der  im  §  88  £xek.O.  normierte 
Widerspruch  des  Verpflichteten  und  das  über  denselben  einzuleitende 
Ver&hren  geradezu  als  gegenstandslos  herausstellen.  Eb  ist  somit  nach 
der  nunmehrigen  Exekutionsordnung  neben  dem  letztgenannten  Ver- 
fiüiren  für  das  Delibations verfahren  kein  Raum  vorhanden  und  die 
Abweisung  des  vorliegenden  Exekutionsgesuches  aus  dem  Grunde,  weil 
vorerst  die  Zulässigkeit  der  Exekution  durch  ein  Vollstreckungsarteil 
des  kompetenten  inländischen  Gerichtshofes  ausgesprochen  werden 
müfste,  ungerechtfertigt 

Geständnis  eines  Minderjährigen  betreff  der  Beiwohnung  vor  einem 
ausländischen    Gerichte.     Beweiskraft  eines  ausländischen    (säch- 
sischen) ürteüs  hinsichtlich  dieser  Beiwohnung. 

Entsch.  des  k.  k.  obersten  Gerichtshofes  vom  14.  April  1898,  Z.  4887 

(Jor.  Bl.  1898  S.  466). 

Mit  Klage  de  praes,  17.  Februar  1897  begehrte  Louise  T.  in 
Dresden  als  aufsereheliche  Mutter  und  Franz  H.  in  Dresden  als  Vor- 
mund des  minderjährigen  Friedrich  T.  wider  Karl  K.  in  Bodenbach 
das  Erkenntnis:  Der  Geklagte  Karl  K.  sei  schuldig:  1.  die  Vaterschaft 
zu  dem  von  Louise  T.  am  8.  Jänner  1895  aufserehelich  geborenen 
Kinde  Friedrich  T.  anzuerkennen,  2.  an  die  Vormundschaft  des  Friedrich 
T.  an  Unterhalts-  und  Erziehungskosten:  a)  vom  Klagstage,  das  ist 
vom  17.  Februar  1897  bis  zum  zurückgelegten  sechsten  Lebensjahre 
dieses  Kindes  täglich  80  kr. ;  b)  von  diesem  Zeitpunkte  bis  zum  zurück- 
gelegten zwölften  Lebensjahre  täglich  40  kr.  und  c)  von  diesem  letz- 
teren Zeitpunkte  bis  zur  Selbstemährungsfähigkeit  täglich  50  kr.  zu 
bezahlen. 

Hierüber  hat  das  k.  k.  Bezirksgericht  in  Tetschen  mit 
Urteil  vom  27.  August  1897,  Z.  11503  erkannt:  L  Der  Geklagte 
Karl  K.  ist  schuldig:  1.  die  Vaterschaft  zu  dem  von  Louise  T.  am 
9.  Jänner  1895  aufserehelich  geborenen  Kinde  Friedrich  T.  anzu- 
erkennen, 2.  an  die  Vormundschaft  des  Friedrich  T.  an  Unterhalts- 
und Erziehungskosten  a)  vom  Klagstage,  das  ist  vom  17.  Februar  1897 
bis  zum  zurückgelegten  sechsten  Lebensjahre  dieses  Kindes  tilglich 
10  kr.;  b)  von  diesem  Zeitpunkte  bis  zum  zurückgelegten  zwölften 
Lebensjahre  täglich  20  kr.  und  c)  von  da  ab  bis  zur  Selbstemähnuurs- 
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f^Üiigkeit  den  Betrag  von  30  kr.  tflglich  zu  bezahlen;  dies  jedoch  nur 
dann,  wenn  die  ELltfger  dnrch  den  nachstehenden  Eid  den  Beweis 
darüber  herstellen,  „dafs  der  Geklagte  Karl  K.  der  Louise  T.  in  einer 
Zeit  von  der  zweiten  Hälfte  des  Monats  Mttrz  1894  bis  anfiings  Aagnst 
1894  fleischlich  beigewohnt  habe."  II.  Der  Beweis  ist  hei^gestellt, 
wenn  der  Geklagte  den  ihm  aufgetragenen  Haupteid  nicht  ablegt,  oder 
wenn  die  Klilgerin  und  freiwillige  Vertretungsleisterin  Louise  T.  den 
rfickgeschobenen  Haupteid  ablegt.  III.  Der  Beweis  ist  dagegen  nicht 
hergestellt,  wenn  der  Geklagte  diesen  Haupteid  ablegt,  oder  die 
Klägerin  diesen  rtlckgeschobenen  Eid  nicht  ablegt  IV.  Stellen  nun 
die  Kläger  den  Beweis  durch  diesen  Haupteid  nicht  her,  so  werden 
sie  mit  der  Klage  de  praes.  17.  Februar  1897  und  dem  darin  gestellton 
Bi^hren  abgewiesen.  —  Gründe: 

In  der  Klage  und  den  weiteren  klägerischen  Satzreden  wird  an- 
geführt,  dafs  der  Geklagte  der  Louise  T.  in  der  Zeit  vom  Februar 
1894,  welch  letzterer  Zeitpunkt  in  der  Replik  auf  die  zweite  Hälfte 
des  Monats  März  1894  bis  anfangs  August  1894  richtiggestellt  wird, 
bis  an&ngs  August  1894  fleischlich  beigewohnt  habe,  und  dafs  infolge 
dieser  Beiwohnung  Louise  T.  am  3.  Jänner  1895  das  Kind  Friedrich 
T.  gebar.  Die  Kläger  führen  ihre  Beweise  über  die  vom  Geklagten 
widersprochene  fleischliche  Beiwohnung  in  der  kritischen  Zeit  aus: 
1.  durch  Berufung  auf  das  Erkenntnis  des  königl.  Amtsgerichtes  Dresden 
vom  21.  Februar  1895  und  das  vorher  aufgenommene  Protokoll  vom 
14.  Februar  1895,  inhaltlich  welcher  Urkunden  der  Geklagte  seine 
VateiBchaft  zu  dem  unehelichen  Friedrich  T. ,  bezw.  seine  fleischliche 
Betwohnung  innerhalb  der  kritischen  Zeit  ausdrücklich  zugestanden 
habe;  2.  durch  den  negativen  referiblen  Haupteid.  Der  unter  1  an- 
gebotene Beweis  ist  jedoch  unbedeutend  und  unzulänglich,  weil  die  er- 
wähnten ausländischen  Urkunden  nicht  unter  die  im  §  112  a.  G.G. 
aufgezählten  beweiskräftigen  Urkunden  fallen,  weil  weiters,  wenn  selbst 
diesen  Urkunden  eine  Beweiskraft  zuerkannt  werden  würde,  der  hieraus 
abgeleitete  Beweis  eines  Geständnisses  vor  Gericht  nicht  für  diesen 
KeclitBstreit  Geltung  haben  kann,  zumal  das  gerichtliche  Geständnis  als 
Dispositivakt  nur  in  jenem  Prozesse  wirken  kann,  in  welchem  es  ab- 
gelegt wurde,  jener  Rechtsstreit  jedoch  die  aus  dem  obligatorischen 
Rechtsverhältnisse  entspringenden  Wochenbett-  und  Entbindungskosten, 
aber  nicht  die  im  Familienrechte  gegründeten  Yaterschaftspflicbten  zum 
Gr^enstande  hatte,  weil  aufserdem  Karl  K.  damals  noch  minderjährig 
and  daher  nicht  prozefsfähig  gewesen  ist,  sohin  auch  kein  wirksames 
gerichtliches  Geständnis  ablegen  konnte,  und  weil  endlich  diesem 
Geständnisse  auch  nicht  einmal  die  Bedeutung  eines  au(sergerichtlichen 
Gesttndnisses  beigelegt  werden  kann,  da  es  nicht  über  Befragen  der 
Louise  T.y  sohin  nicht  über  Befragen  einer  Person  erfolgte,  von  der  der 
angeblich  Geständige  gewufst  hat,  dafs  ihr  daran  gelegen  sei,  die 
Wahrheit  zu  erfahren  und  demzufolge  der  wesentlichsten  Voraussetzung 
des  §  110  a.  G.G.  zu  seiner  Gültigkeit  ermangelt  hatte.  Hieran  ver- 
iDag  auch  der  Umstand  nichts  zu  ändern,  dafs  das  bezeichnete  Erkenntnis 
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mit  der  Volktreckongsklausel  versehen  ist,  weil  die  Exekution  aus- 
ländischer Urteile  im  Hofdekrete  vom  18.  Jftnner  1799  Nr.  452  und 
im  HoMekrete  vom  15.  Februar  1805  Nr.  714  J.6.S.  noch  an  weitere 
Voraussetzungen  gekntlpft  ist,  und  weil  Überdies  das  bezogene  Erkenntnis, 
wie  erwähnt,  nur  die  Wochenbett-  und  Entbindungskosten  betrifft.  Bei 
solcher  Unzulänglichkeit  der  Beweise  mufste  über  das  Faktum  der 
fleischlichen  Bei  wohn  ung  in  der  kritischen  Zeit  auf  obigen  Hauptetd 
erkannt  werden.  Unberttcksichtigt  blieben  die  Einwendungen  des  Ge- 
klagten, dafs  er  a)  im  Jahre  1894  in  Neusalza  war,  b)  dafs  er  bei 
der  Verhandlung  bei  dem  Amtsgericlite  in  Dresden  die  Sprache  des 
verhandelnden  Richters  nicht  verstand,  c)  dafs  er  mit  seinem  Gewerbe 
als  Sattler  in  Bodenbacli  nichts  fUr  Alimente  erübrigen  kOnne;  denn 
die  Einwendung  ad  a)  Bchliefst  nicht  aus,  dafs  der  Greklagte  in  der 
Zeit  von  Ende  März  bis  8.  Juni,  sowie  nach  dem  4.  August  1894, 
jedoch  noch  in  der  ersten  Hälfte  des  Monats  Augast  der  Liouise  T. 
fleischlich  heigewohnt  habe,  zumal  ja  der  obige  Haupteid  nur  die 
fleischliche  Beiwohnung  in  der  kritischen  Zeit  und  nicht  an  einem  be- 
stimmten Tage  betrifft,  ganz  abgesehen  davon,  dafs  der  Geklagte  die 
Louise  T.  von  Neusalza  aus  zu  besuchen  in  der  Lage  gewesen  ist,  und 
die  ad  b)  eingebrachte  Einwendung  wird  gegenstandslos,  weil,  wie 
oben  ausgeführt,  dem  vorgelegten  Erkenntnisse  bezw.  Protokolle  des 
Amtsgerichtes  Dresden  keine  Bedeutung  beigelegt  wurde.  Die  ad  c) 
erhobene  Einwendung  endlich  vermag  nicht  auf  die  Alimentationspflicht 
selbst,  sondern  nur  auf  deren  Umfang  von  Einflufs  sein,  weshalb  auch 
die  obigen  Alimente  nach  dem  ortsüblichen  Einkommen  und  Stande 
des  unehelichen  Vaters  festgesetzt  worden  sind.  Legt  nun  der  Geklagte 
den  obigen  Haupteid  nicht  ab,  hingegen  die  Klägerin  Louise  T.  im 
Rttckscliiebungsfalle  denselben  ab,  so  ist  der  Beweis  der  Vaterschaft 
im  Sinne  des  §  168  a.  b.  G.B.  erbracht,  und  obliegt  dem  Geklagten 
gemäfs  §  167  a.  b.  G.B.  die  Erfttllung  der  Vaterpflichten,  insbesondere 
die  Leistung  der  obigen  Alimente,  während  im  Falle  der  Ablegung 
dieses  Prides  durch  den  Geklagten  oder,  falls  derselbe  rttckgeschoben 
wird,  die  Nichtablegung  desselben  durch  Louise  T.  die  Klage  als  un- 
begründet abgewiesen  wird. 

Über  Appellation  des  Vormundes  Franz  H.  hat  das  k.  k. 
Ober  landesgericht  in  Prag  mit  Urteil  vom  14.  Dezember 
1897,  Z.  26045  das  erstrichterliche  Urteil  abgeändert  und  er- 
kannt: Der  Geklagte  Karl  K.  ist  unbedingt  schuldig,  a)  die  Vaterschaft 
zu  dem  von  Louise  T.  am  8.  Jänner  1895  aufserehelich  geborenen 
Kinde  Friedrich  T.  anzuerkennen,  b)  an  die  Vormundschaft  des  Friedrich 
T.  an  Unterhalts-  und  Erziehungskosten :  vom  Klagstage,  das  ist  vom 
17.  Februar  1897  bis  zum  sechsten  Lebensjahre  dieses  Kindes  täglich 
15  kr.,  von  diesem  Zeitpunkte  bis  zum  zurückgelegten  zwölften  Lebens- 
jahre dieses  Kindes  täglich  25  kr.  und  von  diesem  letzteren  Zeitpunkte 
bis  zur  Selbstemährungsfähigkeit  dieses  Kindes  täglich  35  kr.  zu  be- 
zahlen. —  Gründe: 

Das   aufsergertchtliehe  Geständnis   des   Geklagten,   der  Louise  T. 
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in  der  kritischen  Zeit  fleischlich  beigewohnt  zu  haben,  beweisen  die 
Kliger  anter  anderem  durch  das  in  den  Akten  erliegende,  am  21.  Februar 
1895  kundgemachte  Urteil  des  ktfnigl.  stIchsischen  Amtsgerichtes  in 
Dresden,  inhaltlich  dessen  der  Geklagte  bei  der  bezüglichen  Verhandlung 
eingestanden  hat,  anfangs  Juni  1894,  daher  innerhalb  der  kritischen 
Zeit,  mit  der  Louise  T.  den  Beischlaf  vollzogen  zu  haben,  welches 
Urteil  ab  öffentliche  Urkunde  im  Sinne  des  §  112  a.  6.0.  einen  vollen 
Beweis  bilde.  Gemäfs  §  112  a.  G.O.  lit.  c  sind  auch  die  von  den  in 
auswärtigen  Landen  zur  Ausstellung  öffentlicher  Urkunden  eigens  be- 
rechtigten Personen  errichteten  Schriften  für  öffentliche  Urkunden  zu 
halten,  wenn  sie  mit  der  in  jedem  Lande  üblichen  Legalisierung  ver- 
gehen sind.  Umsomehr  mufs  dieses  von  solchen  Urkunden  gelten,  die 
von  ausländischen  Gerichten  ausgestellt  sind,  und  bedürfen  auch  die 
von  den  Gerichten  und  höheren  Verwaltungsbehörden  Deutschlands 
AQSgefortigten  Urkunden  gemBfs  Vertrages  vom  25.  Februar  1880, 
R.G.BL  Nr.  85,  keiner  L^alisiemng,  um  vollen  Glauben  zu  verdienen, 
weshalb  es  auch  keinem  Zweifel  unterliegen  kann,  dafs  das  bezogene 
Urteil  des  königl.  sächsischen  Amtsgerichtes  in  Dresden  einen  vollen 
Beweis  über  seinen  Inhalt  bildet.  Die  Frage  jedoch,  ob  dieses  Urteil 
infolge  dar  damaligen  Minderjährigkeit  des  Geklagten  nichtig  und  rechts- 
anwirksam  sei,  ist  in  diesem  Rechtsstreite  nicht  zu  entscheiden  und 
kann  nur  insoweit  in  Betracht  kommen,  als  es  sich  um  die  Gültigkeit 
und  Hechtsunwirksamkeit  des  Geständnisses  handelt  Nach  §  4  a.  b.  G.B. 
bleiben  Österreichische  Staatsbürger  auch  in  Handlungen  und  Geschäften, 
die  sie  aufser  dem  Staatsgebiete  vornehmen,  an  die  für  Österreich 
^Itenden  Gesetze  gebunden,  insoweit  als  ihre  persönliche  Fähigkeit, 
sie  zu  unternehmen,  dadurch  eingeschränkt  wird  und  als  diese  Hand- 
langen und  Geschäfte  zugleich  in  diesen  Ländern  rechtliche  Folgen 
hervorbringen  sollten.  Wenn  nun  auch  der  Geklagte  zur  Zeit  der 
Verhandlung  vor  dem  königl.  sächsischen  Amtsgerichte  in  Dresden 
noch  minderjährig  y  daher  nach  dem  österreichischen  Gesetze  prozefs- 
unfähig  war,  so  hat  doch  dieser  Umstand  auf  die  Thatsache,  dafs  der- 
selbe den  Beischlaf  mit  der  Louise  T.  in  der  kritischen  Zeit  ein- 
gestanden hat,  keinen  Einflufs,  weil  dieses  Geständnis  weder  als  eine 
Handlung,  noch  als  ein  Geschäft,  sondern  lediglich  als  ein  Beweismittel, 
ab  ein  anfsergericLtliches  Geständnis  im  Sinne  des  §  163  a.  b.  G.B. 
au&ufassen  ist,  dessen  Gültigkeit  und  Rechtswirksamkeit  von  der 
Haadlungsfäbigkeit  des  Gestehenden  und  davon  unabhängig  ist,  wo 
und  wem  gegenüber  es  gemacht  wurde.  Dem  Beehren  auf  Aner- 
kenDung  der  Vaterschaft  ist  daher  stattzugeben,  wenn  auf  eine  in  der 
Gerichtsordnung  vorgeschriebene  Art  der  Beweis  erbracht  wird,  dafs 
der  Geklagte  der  Louise  T.  innerhalb  des  Zeitraumes  beigewohnt  hat, 
von  welchem  bis  zu  ihrer  Entbindung  nicht  weniger  als  sechs,  nicht 
mehr  ab  zehn  Monate  verstrichen  sind,  oder  wenn  er  dieses  auch  nur 
aufser  Gericht  gestanden  hat.  Dieser  letztere,  nach  §  163  a.  b.  G.B. 
zulässige  Beweis  ist  ein  von  dem  Beweise  des  aufsergerichtlichen  Ge- 
ständnisses im  Sinne  des  §  110  G.O. ,   welches  eben  eine  im  ersten 
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Satze  dee  §  168  a«  b.  O.B.  bezeichnete,  in  der  Gerichtsordnung  yor- 
geschriebene  Art  des  Beweises  bildet,  verschiedener  Beweis,  welcher 
der  im  §  110  6.0.  vorgeschriebenen  Bedingung,  dafs  das  Geständnis 
auf  Befi^gen  Jemandes  geschehen  ist,  von  dem  der  Bekenner  wafste, 
dafs  ihm  daran  gelegen  sei,  die  Wahrheit  zn  erfahren,  zu  seiner  Wirk- 
samkeit nicht  bedarf,  da  sonst  die  Anftiahme  dieser  Beweisart  in  dem 
§  163  a.  b.  G.B.  überflüssig  VT^ire.  Dafs  der  Geklagte  aufser  Glicht 
eingestanden  hat,  der  Louise  T.  anfangs  Jani  1894,  folglich  innerhalb 
des  kritischen  Zeitranmes,  beigewohnt  zu  haben,  ist,  trotzdem  derselbe 
dieses  Geständnis  abgelegt  zu  haben  entschieden  in  Abrede  stellt,  durch 
das  oben  bezogene  Urteil  des  königl.  ^U^hsischen  Amtsgerichtes  in  Dresden 
erwiesen,  wobei  es  belanglos  bleibt,  dafs  der  Geklagte  zur  Zeit  dieses 
Geständnisses  noch  minderjährig  war,  sowie  wem  gegenüber  er  dasselbe 
gemacht  hat.  Der  Geklagte  versuchte  es  wohl,  dieses  angeblich  ge- 
machte Geständnis  auf  ein  Mifs Verständnis  zurückzufahren,  weil  er  die 
Sprache  des  Verhandlungsrichters  nicht  verstanden  habe,  allein  diese 
Behauptung  ist  unbegründet,  wenn  erwogen  wird,  dafs  der  Geklagte 
inhaltlich  seines  den  Akten  beigeschlossenen  Arbeitsbuclies  in  den  Jahren 
1891,  1892  und  1894  in  Dresden^  Blasewitz  und  Neusalza  beschäftigt 
war,  und  daher  nicht  anzunehmen  ist,  dafs  er  sieb  die  deutsche  Sprache, 
resp.  die  sächsische  Ausdrucksweise  nicht  soweit  angeeignet  habe,  um 
die  an  ihn  gestellten  Fragen  zu  verstehen  oder  sich  einem  Richter 
gegenüber  verständlich  zu  machen.  Nachdem  nun  auch  dem  aufser- 
gerichtlichen  Geständnisse  des  Geklagten  mit  Hinsicht  auf  die  Umstände, 
unter  welchen  es  geschehen  ist,  die  Emstlichkeit  nicht  abgesprochen 
werden  kann,  ist  die  Vermutung,  dafs  er  das  von  der  Louise  T.  am 
3.  Jänner  1895  geborene  Kind  erzeugt  habe,  begründet,  weshalb  das 
Urteil  diesfalls  über  Appellation  des  Vormundes  dieses  Kindes  abzu- 
ändern und  der  Klage  unbedingt  stattzugeben  war.  Die  Appellation 
des  Vormundes  ist  auch,  soweit  sie  gegen  die  Hohe  der  zugemessenen 
Alimente  per  10,  20  und  30  kr.  gerichtet  ist,  begründet  Bei  Be- 
stimmung der  Höhe  der  Alimente  ist  lediglich  das  Vermögen  der  EUtem 
mafsgebend,  und  in  erster  Linie  der  Vater  zur  Verpflegung  des  Kindes 
verbunden.  Wenn  nun  auch  hierbei  die  Bedürfnisse  des  Kindes  in 
Betracht  zu  ziehen  sind,  so  kann  doch  der  Vater  zur  Leistung  der 
Alimente  nur  insoweit  verpflichtet  werden,  als  sie  seinem  jeweiligen 
Vermögen  angemessen  sind.  Wird  erwogen,  dafs  der  Geklagte  seinem 
eigenen  Geständnisse  gemäfs  das  Sattler-  und  Tapezierergewerbe  selb- 
ständig betreibt  und  daher  an  den  Taglohn  nicht  angewiesen  ist,  dafs 
er  bei  seinem  jugendlichen  Alter  in  der  Lage  ist  und  die  Fähigkeit 
und  das  Vermögen  besitzt,  nicht  blofs  den  Lebensunterhalt  fOr  sich 
und  seine  Gattin  zu  besorgen,  sondern  auch  angemessene  Alimente 
zu  leisten,  so  erscheinen  die  von  dem  ersten  Richter  bemessenen  Alimente 
von  10,  20  und  30  kr.  allerdings  etwas  zu  niedrig,  wogegen  die  seitens 
der  Vormundschaft  begehrten  Alimentationsbeträge  von  30,  40  und 
50  kr.  zu  hoch  erscheinen,  weshalb  dieselben  in  Abänderung  des  an- 
gefocht^en  Urteils   mit  den  angemessenen  Beträgen  von  15,    25  und 
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35  kr.  bestimmt  worden  sind,  zu  deren  anbedingten  Leistang  der  Ge- 
klagte infolge  des  Obgesagten  gemäfs  §§  166  und  167  a.  b.  6.B.  sn 
venurteilen  war. 

Über  die  Bevisionsbeschwerde  des  Greklagten  hat  der  k.  k. 
oberste  Oerichtshof  mit  Urteil  vom  14.  April  1898,  Z.  4887 
das  Urteil  des  k.  k.  Oberlandesgerichtes  am  bestätigen  befinden. — 
Grttnde: 

Der  Revisionsbeschwerde  ist  es  nicht  gelangen,  die  Orttnde  za 
der  Entscheidang  zweiter  Instanz  za  widerlegen.  Indem  sich  aaf  diese 
richtigen  Grttnde  berafen  wird^  wird  nar  noch  bemerkt,  dafs  von  Seite 
des  Geklagten  ganz  richtig  zagegeben  wird,  dafs  za  dem  Geständnisse 
nach  §  168  a.  b.  G.B.  nicht  alles  das  nOtig  ist,  was  der  §  110  a.  G.O. 
sam  aafsei^richtlichen  Geständnisse  fordert  Da  es  dorchaas  nicht 
nOtig  ist,  dafs  derjenige  grofsjäbrig  sein  müfste,  der  die  Thatsache,  dafs 
er  in  einer  bestimmten  Zeit  der  Kindesmatter  beigewohnt  habe,  mit 
der  damit  yerbnndenen  Wirkung  eingesteht,  so  kann  auch  die  Kechts- 
wirksamkeit  des  Geständnisses  des  Geklagten,  welches  er  vor  einem 
Grerichte  im  Aaslande  abgelegt  hat,  mit  Berulung  auf  die  damals  noch 
bestehende  Mindeijährigkeit  nicht  zweifelhaft  sein.  Es  handelt  sich 
nicht  um  die  Rechtskraft  des  Urteils,  sondern  um  die  in  dieser  Ur» 
kande  von  einem  Gerichte  konstatierte  Thatsache,  dafs  und  was  der 
Geklagte  gestanden  hat  Die  Einwendung  des  Geklagten,  er  sei  nicht 
richtig  verstanden  worden,  wird  dadurch  widerlegt,  dafs  ein  Gericht 
das  Geständnis  als  Thatsache  nicht  angeHlhrt  haben  würde,  wenn  ein 
Zweifel  darüber  hätte  obwalten  können,  ob  ein  solches  Geständnis 
wirklieb  abgel^  wurde.  Es  ist  sohin  der  Geklagte  ganz  richtig  un- 
bedingt für  den  Vater  des  minderjährigen  Friedrich  T.  zu  halten.  Die 
Alimente  sind  so  bemessen,  wie  sie  für  die  Verpflegung  des  Kindes 
and  dessen  spätere  Erziehung  nötig  erscheinen,  und  die  auch  den 
Erwerbsverhältnissen  des  Geklagten  angemessen  sind. 


Schweiz. 

Reehisprechnng  schweizerischer  OerichtshSfe. 

Nach   welchem   örtlichen  Hechte   beurteilt  sich   die  Verjährung? 

AH.  153  Ziff.  6   O.R. 

Entaeh.  des  Bnndesgeiiohts  vom  16.  September  1898  (Revue  der  Grerichts- 

prazis  etc.  17.  Bd.  S.  5). 

Die  iVage,  nach  welchem  örtlichen  Rechte  die  Veijährung  zu 
bearteüen  sei,  ist  zwar  in  Doktrin  und  Praxis  eine  aalserordenüich 
bestrittene.  Allein  das  Bandesgericht  hat  sich  bereits  in  seiner  Ent- 
scheidang in  Sachen  Branner  c.  Branner  vom  18.  November  1886 
(Amtl.  Slg.  Bd.  Xn  S.  682  1.  6),  in  Obereinstimmung  mit  der  in  der 
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deatschen  Doktrin  and  Praxis  herrachend^o  Ansicht,  grandslUxlich 
dahin  ausgesprochen,  dafs  die  Verjähmng  nach  demjenigen  örtlieheo 
Rechte  zu  beurteilen  sei,  welchem  die  Obligation  nach  ihrem  Wesen 
and  ihrer  Wirkung  untersteht,  und  an  dieser  (neuerdings  wieder  von 
MiMeTy  die  Klageverjtthrung  im  internationalen  Privatrechte,  insbesondere 
S.  24  u.  ff.  vertretenen  und  näher  begründeten)  Ansicht  ist  festzuhalten. 
Wenn  der  Klüger  meint,  aus  Art.  153  Ziff.  6  O.E.,  nach  welchem  die 
Verjährung  nicht  beginnt  oder  stillestellt,  solange  ein  Anspruch  vor 
einem  schweizerischen  Gerichte  nicht  geltend  gemacht  werden  kann, 
ergebe  sich,  dafs  die  Verjährung  nach  den  Gesetzen  des  Wohnsitzes 
des  Schuldners  zur  Zeit  der  Klage  zu  beurteilen  sei,  so  ist  dies  nicht 
recht  verständlich.  Im  Gegenteil  dürfte  gerade  aus  dieser  Norm  des 
schweizerischen  Gesetzes  eher  folgen,  dafs  dieses  nicht  auf  die  Ver- 
jährung von  Ansprüchen  aus  Obligationen  angewendet  sein  wolle,  di« 
nach  Wesen  und  Wirkung  einem  fremden  Gesetze  unterstehen.  Denn 
so  viel  ist  doch  jeden&lls  klar,  dafs  Art  153  Ziff.  6  O.R.,  insbesondere 
hinsichtlich  des  Beginnes  der  Verjährung,  nicht  angewendet  werden 
kann,  wenn  es  sich  um  zwischen  Ausländem  im  Auslande  begründete 
und  dort  zu  erfüllende  Obligationen  handelt  und  lediglich  nachträglich 
eine  Partei  ihren  Wohnsitz  in  die  Schweiz  verlegt 

Bwndesgesetg ,  betr.  die  cwilrechtlichen  Verhältnisse  der  Nieder- 
gelassenen wnd  Aufenthalter  vom  25.  Juni  1891  Art.  22  ^  Z7. 
'Bedeutung  und  Tragweite  des  Art,  27.  Anwendharkeit  desselben 
auf  Schenkungen,  die  vor  seinem  Inkrafttreten  na>ch  dem  für  sie 
geltenden  kantonalen  Rechte  definitiv  und  unanfechtbar  geworden 

waren? 

EntBch.  des  BandeBgerichts  Tom  28.  April  1898  (Revue  der  Gexichtsprazis  etc. 

Bd.  17  S.  21). 

Xaver  S.  von  Horw,  Kanton  Luzern,  wohnhaft  in  Hergiswyl 
(Nidwaiden),  hatte  im  Jahre  1890  seinem  Bruder  A.  S.  und  dessen 
Kindern  bedeutende  sofort  durch  Übergabe  der  geschenkten  Gttlttitel 
vollzogene  Schenkungen  gemacht  Er  starb  am  6.  Dezember  1892  an 
seinem  Wohnort  in  Hergiswyl  und  wurde  von  seinen  Geschwistern  und 
Geschwisterkindern  beerbt  Seine  übrigen  Erben  fochten  nun  durch 
Klage  gegen  A.  S.  die  Schenkungen  an,  indem  sie  u.  a.  geltend 
machten,  dieselben  seien  nach  dem  mafsgebenden  nidwaldnischen  Rechte 
wegen  Pflichtteilverletzung  anfechtbar.  Die  nidwaldnischen  Gerichte 
wiesen  die  Klage  ab,  indem  sie  die  erwähnte  Frage  nach  luzerni- 
schem  Rechte  beurteilten.  Hiergegen  eigriffen  die  Kläger  den  staats- 
rechtlichen Rekurs  an  das  Bundesgericht,  indem  sie  ausführten,  nach 
Art.  22  und  27  des  Bundesgesetzes,  betr.  die  civUrechtlichen  Verhält- 
nisse der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter  vom  25.  Juni  1891,  Bei 
die  erwähnte  Frage  nach  nidwaldnischem  Rechte  zu  beurteilen.  Das 
Bundesgericht  hat  die  Beschwerde  abgewiesen ,  im  wesentlicheii  ans 
folgenden   Gründen: 
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Unbestritten  ifit,  dafs  sich  die  Erbfolge  des  X.  S.,  da  er  nach 
den  1.  Juli  1892  (dem  Zeitpunkte  des  Inkrafttretens  des  Bandes- 
gesetzes, betr.  die  civib-echtliohen  Verhältnisse  der  Niedergelasseaen 
und  Aufenthalter)  gestorben  ist,  in  Anwendung  dieses  Gesetzes,  Axt  22, 
nach  Nidwaldner  Recht  richtet.  Nach  dem  nttmlichen  Eecht  bestimmt 
sich  demnach  aoch  geraäfs  Art  27  des  Bandesgesetzes  das  Ffiichtteila- 
recht  bei  Schenkungen.  Obschon  nun  das  Bandesgesetz  hierbei  aasi> 
drtteklich  nur  das  in  Ortlicher  Beziehung  anwendbare  Recht  bestimmt 
hat,  so  läfst  sich  doch  aus  dem  unzweifelhaften  Zwecke  des  Gresetzes, 
welcher  dahin  geht,  die  einheitliche  rechtliche  Behandlung  des  Nach- 
lasses SU  sichern,  der  Schlafs  ziehen,  dafs  auch  in  zeitlicher  Hinsicht 
die  Einheit  des  anzuwendenden  Rechts  gewahrt  werden  soll. 

Aber  hiermit  ist  die  vorliegende  Frage  noch  nicht  entschieden. 
Es  folgt  aus  dem  eben  Gesagten  nicht,  dab  alle  Schenkungen,  welche 
der  Erblasser  S.  in  irgend  einem  Zeitpunkte  und  unter  der  Herrschaft 
iigend  eines  Gresetzes  vorgenommen  hat,  nun  ohne  weiteres  der  Pflicbt- 
tetlsanfechtung  nach  der  Gesetzgebung  von  Nidwaiden  unterlictgep».  Viel- 
mehr ixagt  sich,  welche  rechtliche  Bedeutung  diesen  Schenkungen  nach 
der  Oesetzgebnng ,  unter  welcher  sie  errichtet  und  vollzogen  wurden, 
zukommt,  und  in  welchem  rechtlichen  Verhältnisse  sie  zu  den  Rechten 
der  Pflichtteilserben  des  Schenkers  standen. 

In  dieser  Beziehung  gingen  die  beim  Inkrafttreten  des  Bundee- 
gesetaes  bestehenden  kantonalen  Geseti^bungen  auseinander.  Nafih 
der  Mehrzahl  derselben  waren  Schenkungen  unter  Lebenden  den 
gleichen  Pflichtteilsvorschriften  unterstellt,  wie  Verfttgungen  von  Todes- 
wegen.  Solche  Schenkungen  vermochten  definitive  Wirkungen  nur 
zwischen  dem  Schenker  und  dem  Beschenkten  zu  begründen;  gegen- 
über den  Erben  blieb  dagegen  eine  derartige  Schenkung  noch  in  der 
Schwebe,  und  hing  ihre  schliefsliche  Wirkung  von  der  Gestaltung  der 
Verhältnisse  im  Zeitpunkte  des  Todes  des  Schenkers  ab.  WUrde  die 
ntaterieUe  Dispositionsbefognis  des  X.  S.  sich  nach  einer  dieser  Gesetz- 
gebungen richten,  so  würden  sich  gewichtige  Gründe  fUr  die  Anwend- 
barkeit des  neuen  Rechts  auf  die  vorliegenden  Schenkungen  anführen 
lassen,  obschon  diese  Frage  anderwärts  durch  die  Gesetzgebung  und 
Rechtsprechung  im  gegenteiligen  Sinne  entschieden  worden  ist  (vergl. 
Ein£Ges.  zum  ital.  Oiv.Ges.B.  von  186S  Art  27  und  die  Darstellung 
der  Entwickelung  der  Kontroverse  in  der  französischen  Gericbtsprazis 
und  Wissenschaft  bei  Qätha^  Teoria  ddla  retroattmtä  deOe  leggi,  2  ed. 
m  p.  454—485,  ferner  Äubry  dt  Bau  I  §  30 ,  Baudry ,  PrSäs  I 
Nr,  €3).  Nach  andern  kantonalen  Gesetzgebungen  hinwieder  ist  die 
Anfechtung  von  Schenkungen  unter  Lebenden  wegen  Verletzung  von 
Pflichttoilsrechten  ganz  ausgeschlossen  oder  beschränkt  .  .  . 

Schenkungen  unter  Lebenden  nun,  welche  von  einem  Schenkgeber 
voigenommen  wurden ,  der  hinsichtlich  seiner  materiellen  Dispositions- 
befignis  unter  einer  dieser  letzteren  Gesetzgebungen  stand,  vermögen 
für  den  Beschenkten  Rechte  zu  begründen,  welche  von  den  Pflichtteils- 

Zaitsehrift  t  intern.  Prirat-  u.  Strafrecht  etc..  Band  IX.  H 
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rechten  der  EIrben  vollständig  unabhängig  sind.  Mit  dem  Vollzöge  der 
Schenkung  oder  nach  einer  gewissen  Frist  tritt  der  Gregenstand  der^ 
selben  definitiv  und  mit  verbindlicher  Wirkung  für  die  Erben  aus  dem 
Vermögen  des  Schenkgebers  und  aus  dem  Bereich  der  erbrechtlicfaen 
Beziehungen  desselben  heraus.  Auf  derartige  Schenkungen  findet,  so- 
fern sie  vor  dem  Inkrafttreten  des  Bundesgesetzes,  betr.  die  civilrecht- 
lichen  Verhältnisse  der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter  voi^^ommen 
oder  unanfechtbar  geworden  sind,  Art.  27  desselben  keine  Anwendung. 
Sie  bedürfen  einer  neuen  Normierung  durch  eine  neue  Gesetzgebung 
nicht  mehr;  es  sind  definitiv  abgeschlossene  Rechtsverhältnisse;  in  der 
Anwendung  des  Art  27  1.  c.  auf  sie  v^rde  eine  Rückwirkung  des 
Gesetzes  liegen,  welche  sich  in  Ermangelung  einer  ausdrücklichen 
Gesetzesbestimmung  nur  rechtfertigen  liefse,  wenn  andere  zwingende, 
aus  dem  Inhalt  oder  Zwecke  des  Gesetzes  entnommene  Gründe  dafür 
sprechen  würden.  Derartige  Gründe  sind  jedoch  nicht  vorhanden.  Der 
Zweck  der  einschlägigen  Vorschriften  wird  durch  die  Beurteilung  dieser 
Schenkungen  nach  dem  Rechte  ihres  Zustandekommens  nicht  bean- 
trächtigt ;  der  Nachlafs  wird  nicht  mehreren  Gesetzgebungen  unterstellt, 
sondern  es  kann  nur  das  vom  Erblasser  definitiv  Verschenkte  nicht 
mehr  zurückgefordert  werden  und  die  Pflichtteilsbestimmungen  des  die 
Erbschaft  beherrschenden  Rechtes  finden  darauf  keine  Anwendung.  .  .  . 

Was  nun  die  in  Frage  stehenden  Schenkungen  anbelangt,  so  ge- 
hören dieselben  unter  die  definitiven,  der  Anfechtung  wegen  Pflicht- 
teilsverletzung nicht  unterliegenden  (wie  an  Hand  der  Bestimmungen 
des  luzemischen  Civ.Ges.B.  [§§  565,  566]  näher  ausgeführt  wird). 

Es  darf  daher  Art.  27  des  Bundesgesetzes ,  betr.  die  civilrecht- 
lichen  Verhältnisse  der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter,  auf  diese 
Schenkungen  nicht  zur  Anwendung  gebracht  werden. 

Klage  aus  einem  ausländischen  Civüurteü.    Inkompetenz  des 

ausländischen  Richters. 

Urteil   des  Handelsgerichts  in  Zürich  vom   29.  April  1898  (Zeitschrift  für 
Schweizerisches  Recht  40.  Bd.,   N.  F.  18.  Bd.  S.  101), 

A.  Häberli  in  Ztlrich  hatte  von  D.  Pelazza  in  Turin  eine  tennin- 
weise  zu  liefernde  Partie  Sesamkuchenmehl  gekauft.  Auf  Reklama- 
tionen seiner  Kunden,  denen  er  die  ersten  Sendungen  weiter  verkauft 
hatte  und  die  nun  Mängel  geltend  machten,  verlangte  er  von  Pelazza 
eine  Vergütung  von  Fr.  591,55,  und  als  letzterer  nicht  darauf  eintrat, 
verweigerte  er  die  Einlösung  des  letzten  Wechsels,  den  Pelazza  auf  ihn 
für  den  letzten  unbeanstandet  gebliebenen  Wagen  im  Betrage  Ton 
1015  Fr.  gezogen  hatte.  Pelazza  erwirkte  dann  i^r  seine  Forderung 
am  15.  Juni  1896  bei  der  Prätur  in  Turin  gegen  den  Beklagten, 
welcher  der   Vorladung  dorthin    keine  Folge  gab,   ein  KontumazurteiL 

Vor  dem  ELandelsgericht  des  Kts.  Zürich  stützte  er  seine  Forderung, 
für  den  Kaufpreis  des  letzten  Wagens  von  Fr.  1015 ,  zunächst  auf 
dieses  italienische  Urteil,  indem  er  ausführte,  dasselbe  sei  rechtskräftig 
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und  hier  ToUstreckbar,  da  Italien  gemK(^  Art  941  der  dortigen  CPr.O. 
der  Schweiz  G^enrecht  halte  und  die  Kompetenz  des  Toriner  Gerichtes 
begründet  gewesen  sei,  zunächst  nach  Art  91  der  italten.  CPr.O.,  da 
Turin  der  BrMlongsort  sei,  und  im  übrigen  auch  mit  Rücksicht  duanf, 
dals  die  Fakturen  des  Klägers  eine  gedruckte  Klausel  (italienisch)  ent- 
halten, wonach  der  Käufer  jeweilen  verpflichtet  sei,  in  Turin  sein 
Reehtsdomizil  zu  nehmen,  was  der  Beklagte  stillschweigend  acceptiert 
habe.  Der  Grerichtsstand  des  Vertrages  und  derjenige  des  gewählten 
Domizils  seien  ferner  auch  im  zürcherischen  Prozefsrecht  anerkannt. 
In  zweiter  Linie  bestritt  der  Kläger  die  Reklamationen  des  Beklagten. 

Der  Beklagte  bestritt  die  Vollstreckbarkeit  des  Urteils  von  Turin 
wegen  Mangeb  der  Kompetenz  des  dortigen  Gerichts.  Das  Handels- 
gericht trat  dieser  letzteren  Ansicht  bei. 

Gründe:  Die  Klage  wird  in  erster  Linie  auf  das  vorgelegte 
Urteil  der  Prätur  in  Turin  als  selbständigen  Rechtstitel  gestützt  (tidio 
judicaii)^  wodurch  dem  Kläger  die  eingeklagte  Forderung  gegen  den 
Beklagten  zuerkannt  worden  ist  In  prozessualischer  Beziehung  handelt 
es  sich  dabei  nicht  sowohl  um  ein  Vollstreckungsbegehren,  wofür  das 
Schuldbeitreibnngs-  und  das  summarische  Verfi&hren  besteht,  als  vielmehr 
um  die  richterliche  Feststellung  der  klägerischen  Forderung,  und  hierfür 
encheint  das  Handelsgericht  in  Streitf^Lllen  von  der  Art  des  vorliegenden, 
über  ein  kaufmännisches  Lieferungsgeschäft,  dessen  Beurteilung  gemäfs 
§  95  G.  b.  Rpfl.  in  seine  Kompetenz  fallen  würde,  als  zuständig,  wie 
schon  in  früheren  Entscheidungen  ausgesprochen  worden  ist  Das  in 
Frage  stehende  italienische  Urteil  kann  indes  hierorts  gemäfs  §  752 
6.  b.  Rpfl.,  da  mit  Italien  ein  Staatsvertrag  über  diese  Materie  nicht 
besteht,  nur  geschützt  werden,  wenn  das  Turiner  Gericht,  welches 
dasselbe  ausgefällt  hat,  „an  sich*'  (d.  h.  nach  italienischem  Recht, 
8.  Handelsr.  Entsch.  Bd.  IV  S.  100  Erw.  5)  kompetent  war  und 
deasen  Kompetenz  auch  nicht  durch  die  hierseitige  Gesetzgebung  aus- 
geschlossen war,  —  es  mufs  sonach  fUr  den  fremden  Richter  wenigstens 
ein  KompetensBgrund  vorgelegen  haben,  der  auch  nach  dem  hiesigen 
Gesetz  ein  solcher  ist  Im  Urteil  selbst  sind  nun  die  Kompetenz- 
gründe, worauf  dasselbe  sich  stützt,  nicht  genannt;  nach  der  italieni- 
schen Civilprozefsordnung  können  folgende  in  Frage  kommen:  a)  der 
Gerichtsstand  des  Vertrages  (forum  contradus)  gemäfs  Art  91  gen.  Ges. ; 
—  b)  der  vereinbarte  Gerichtsstand  (forum  prorogaium)  am  Orte  des 
gewählten  Domizils,  laut  den  Bestimmungen  über  die  Domizilerwählung 
in  Art  95  der  italien.  CPr.O.  in  Verbindung  mit  Art  19  des  italien. 
Civ.Ges.B.  Der  erstgenannte  Kompetenzgrund  ist  jedoch  im  hier- 
seitigen  Rechtspflegegesetz,  §§  214  und  215,  nur  bei  Zutreffen  einer 
Reihe  weiterer  Bedingungen  anerkannt,  welche  hier  offenbar  nicht  vor- 
liegen, nnd  war  gegenüber  dem  in  Zürich  domizilierten  und  aufrecht- 
stehenden, d.  h.  zahlungsfähigen  Beklagten  nach  der  hierseitigen  Gesetz- 
gebung sogar  ganz  ausgeschlossen  infolge  der  in  Art  59  der  Bundes- 
verfittsung  gewährleisteten  Garantie  beim  Richter  des  schweizerischen 
Wohnortes.     Der  zweite  Kompetenzgrund,   die  Domizilerwählung,  gilt 
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nun  allerdings  auch  hierorts  auf  Orund  von  §  91  Ziff.  5  des  kanlo- 
aalan  £inf.OeBb  z.  Seh.  und  K.6cs.;  allein  es  fehlt  hierftlr  an  der 
erforderlichen  Domizilerwihlnng  seilens  des  Beklagten.  Der  Kl%er 
erblickt  «die  durch  Art  19  des  Italien.  Giv.Gfes.B.  verlangte  schriMiehe 
Beurkundung  einer  solchen  in  der  seinen  Fakturen  beigeftlgten,  dieselbe 
statuierenden  Klausel.  Allein  derartige  nachtrügliche  einseitige  Er- 
günzungen  des  Vertragsinhakes  sind  für  den  G^^genkontrabenten  selbst- 
▼erständlich  so  lange  unverbindlich,  als  derselbe  sie  nicht  annimmt 
(Art  1  O.R.).  Abgesehen  davon,  dafs  die  in  Frage  stehende,  in 
kleiner  Druckschrift  auf  den  Fakturen  angebrachte  Bemerkung  dem 
Beklagten  sehr  leicht  entgehen  oder  von  ihm  mifsverstanden  werden 
konnte,  darf  sein  Stillschweigen  hierQber  vorliegend  jedenfalls  nicht  ab 
Zustimmung  ausgelegt  werden,  da  nicht  g^esagt  werden  kann,  dab  die 
gute  Treue  des  kaufmännischen  Verkehrs  von  ihm  eine  Amtwort  auf 
diesen  nachtrüglichen  Zusats  erheischt  hätte  (Sämeider,  Komm.  z.  0.fi. 
Art.  1  N.  7  und  Handelsr.  Entoch.  Bd.  XV  S.  102).  Der  v«m 
Klüger  auf  Ghrund  des  italienischen  Urteils  beanspruchte  Reehtsschota 
katnn  demselben  daher  nicht  gerwährt  werden. 
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Justizverwaltungsstellen  etc. 

I.    Deutschland. 

1.     Reichsgesetze,  Kaiserliche  Verordnungen  etc. 

1.  Militärstrafgerichtsordnung  vom  1.  Dezember  1898 
(R.G.B1.  S.  1189). 

§  144.  Sind  Znstellungen  im  Auslande  an  Personen,  welche  nioht 
aktive  Militfirpersonen  sind,  zu  bewirken,  so  ist,  soweit  nicht  der  unmittel- 
bare Verkehr  mit  den  ausländischen  Gerichtsbehörden  zugelassen  ist,  das  zu 
überftebende  Schriftstück  der  obersten  BlilitärjustizverwaltnngsbehOrde  mittels 
Berichts  einzureichen. 

Dasselbe  gilt,  wenn  Zustellungen  an  Deutsche,  welche  das  Recht  der 
Exterritorialität  genieüsen,  oder  an  Vorsteher  der  Keichskonsulate  erfolgen 
sollen. 

Die  weitere  Veranlassong  der  Zustellung  ezfolgt  in  diesen  flUlen  in 
Gemäfsheit  der  §§  182,  188  der  G.Pr.0. 

§  289.  Beschlaffnahmen  und  Durchsachungen  in  anderen  als  den  im 
§  288  bezeichneten  Fällen  ^)  erfolgen  durch  Ersuchen  des  Amtseerichts.  Bei 
&efahr  im  Verzuge  kann  das  Ersuchen  an  die  Staatsanwaltschiaft  oder  die- 
jenigen Polizei-  oder  Sicherheitsbeamten  gerichtet  werden,  welche  als  HülfiB- 
beamte  der  Staatsanwaltschaft  den  Anor&nngen  derselben  Folge  au  leisten 
haben. 


1)  Beschlagnahme  und  Durchsuchung  bei  aktiven  Militäzpersonen. 
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Für  die  Befvigniese  der  ersaehten  Behörden  und  Beamten  zur  Anocdnong 
Ton  Beschlagnahmen  und  Durchsuchungen  und  das  Verfallen  bei  dem  Voll' 
rage  der  getroffenen  Anordnung  mnd  die  Vorschriften  der  bürgerlichen 
Stnfprosefsordnunff  mafseebend.  In  allen  Fällen  ist  die  Militärbehörde  auf 
Verlangen  zum  VolUnge  neizuzieben. 

I  206^  Die  Landesherren  und  die  Mitglieder  der  landesherrlichen 
Famihen,  die  Mitglieder  der  Fürstlichen  Familie  äohenzollem,  sowie  die  Mit- 
eKeder  dee  Tormaligen  Hannoverschen  Königshauses,  des  vormaligen  Kur- 
EessiBeben  und  des  yonnalig  Henoglich-Nassanischeii  Fürstenhanses  smd  in 
ihrer  Wohnung  zu  Temehmen. 

§  207.  Der  Reichskanzler,  die  Minister  eines  Bundesstaats,  die  Mit- 
fflieder  der  Senate  der  freien  Hansestädte,  die  Vorstände  der  obersten  Reichs- 
oehördea  und  die  Vorstinde  der  Ministerien  sind  an  ihrem  Amtssitze  oder, 
wenn  sie  sich  aulserhalb  desselben  aufhalten,  an  ihrem  Aufenthaltsorte  zu 
vernehmen. 

Die  Mitglieder  des  Bundesrats  sind  während  ihres  Aufenthalts  am 
Sitze  des  Bundesrats  an  (üesem  Sitze,  und  die  Mitglieder  einer  deutschen 
gesetzgebenden  Versammlung  während  der  Sitzungsperiode  und  ihres  Auf- 
enthalts am  Orte  der  Versammlung  an  diesem  Orte  zu  vernehmen. 

2.  Einführungsgesetz  zur  Militärstrafgerichtsord- 
nnng  vom  1.  Dezember  1898  (R.G.BL  S.  1289). 

§  11.  Die  zur  Ausübung  der  Militärstrafgerichtsbarkeit  berufenen 
Stellen  haben  sich  gegenseitig  £echtshülfe  zu  leisten. 

Beschwerden  über  verweigerte  Rechtshülfe  werden  im  Aufsichtswege 
erledigt. 

§  12.  Die  bürgerlichen  Gerichte  haben  den  zur  Ausübung  der  Mllitär- 
Btrafgerichtsbarkeit  berufenen  Stellen  und  diese  jenen  in  den  zu  ihrer  Zu- 
stänmgkeit  ^hörigen  Rechtssachen  Rechtshülfe  zu  leisten. 

insoweit  die  DürgerUchen  Gerichte  angegangen  werden  müssen,  ist  das 
Oesoch  an  das  Amtsgericht  zu  richten,  in  dessen  Bezirk  die  Amtshandlung 
vorgenommen  werden  soll. 

Das  Elreuchen  darf  nur  abgelehnt  werden,  wenn  dem  ersuchten  Gerichte 
die  örtliche  Zuständigkeit  mangelt  oder  die  vorzunehmende  Handlung  nach 
dem  Rechte  des  ersuchten  Gerichts  verboten  ist.  Beschwerden  über  Ab- 
lehnung des  Gesuchs  sind  an  das  Oberlandesgericht,  zu  dessen  Bezirke  das 
ersnehte  Gericht  gehört,  in  letzter  Instanz  an  das  Reichssericht  zu  richten. 
Die  Entscheidungen  erfolgen  ohne  vorgängige  mündliche  Verhandlung. 

Kosten  der  Rechtshülfe  werden  von  der   ersuchenden  Behörde  nicht 


§  13.  Die  bürgerlichen  Gerichtsbehörden  haben  Ersuchen  um  Rechts- 
hülfe in  den  zu  ihrer  Zuständigkeit  gehörigen  Strafsachen  an  die  im  §  9 
bezeichneten  Stellen'*)  zu  richten.  Das  Ersucnen  durf  nur  abgelehnt  werden, 
wenn  die  Erledigung  desselben  aufserhalb  des  Zuständigkeitsbereichs  des 
aagegangeaen  Gierichtsherm  liegt  und  eine  Abgabe  an  die  zuständige  Stelle 
unäunUdi  encheint,  oder  die  vorzunehmende  Handlung  nach  dem  Rechte 
der  errocbten  Stelle  verboten  ist  Beschwerden  gegen  eme  abldinende  Ver- 
fagODg  sind  an  den  höheren  Gerichtsherrn,  in  letzter  Instanz  an  das  Reiehs- 
mitttärgericht  zu  richten.  Die  Entscheidungen  erfolgen  ohne  vorgängige 
mündliche  Verhandlung. 


2)  |§  206  und  207  betreffen  Zeugenvernehmung. 

3)  Gericht  des  ...  .  R^riments,  Gericht  der  ....  Division,  Komman- 
dantur (GouTemements-)  Gericht  etc. 
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2.     Gesetze,    Verordnungen   etc.   der  einzelnen 

Bundesstaaten. 

Bekanntmachung  des  Min.  des  Innern  vom  81.  Juli  1898,  betr. 
das  Aufserkrafttreten  des  Handelsvertrags  zwischen 
dem  Deutschen  Zollverein  und  Grofsbritannien,  sowie 
des  zwischen  den  Zollvereinsstaaten  und  Grofsbri- 
tannien  abgeschlossenen  Schiffahrtsvertrags   (G.U.V.B1. 

8.  228). 

Baden. 

Min.Bekanntmachung  vom  24.  August  1898,  die  Vollstreckung 
österreichischer  und  ungarischer  Urteile  in  btlrger- 
liehen  Rechtssachen  in  Baden  betr.  (G.U.V.B1.  S.  419). 

HedLlenbnr  CT  -  Seit  weriia« 

Min.Bekanntmachung  vom  8.  August  1898,  betr.  das  Aufser- 
krafttreten des  Handelsvertrags  zwischen  dem  deut- 
schen Zollverein  und  Grofsbritannien,  sowie  das  Er- 
löschen des  Schiffahrtsvertrags  zwischen  Preufsen  and 
Grofsbritannien  (Reg.Bl.  S.  251). 

Bremen. 

Ges.  vom  19.  November  1898,  betr.  Änderung  des  Gesetzes 
über  die  Erbschafts-  und  Schenkungsabgabe  vom  18.  De- 
zember 1895  (Ges.Bl.  S.  119). 

II.    Auswärtige   Staaten. 

Österrelcb« 

1.  Das  Ges.  vom  11.  Januar  1897  (R.G.B!.  1897  Nr.  30),  betr. 
den  Schutz  von  Erfindungen  (Patentgesetz)  ist  am  1.  Januar 
1899  in  Kraft  getreten. 

2.  Verordnung  des  Handelsministeriums  vom  15.  September  1898, 
betr.  die  Erfordernisse  von  Patentanmeldungen,  sowie  von 
Vollmachten  zur  Vertretung  in  Patentangelegenheitea 
(R.G.B1.  1898  S.  264). 

§  7  Abs.  2.  Für  im  Auslände  wohnhafte  Patentwerber  sind  Anmel- 
dungen, sowie  deren  Beilagen  in  der  deutschen  Sprache  abzufassen.  Hm- 
sichtlich  der  von  solchen  Patentwerbem  in  ausifindischen  Sprachen  ab- 
ffefafsten  Vollmachten  bidbt  es  dem  Patentamte  überlassen,  die  Vorlage 
beglaubigter  deutscher  Übersetzungen  zu  verlangen. 
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Internationale  Verträge. 

1.  Übereinkunfl  zwischen  der  Schweiz  und  Osterreich, 
betr.  die  Regelnng  des  Verfahrens  bei  der  Übergabe 
und  Übernahme  von  Verbrechern  an  der  Grenze,  vom 
4.  November  1898  (Schw.  Bandesblatt  1898  V  8.  156,  eidg.  amtl. 
Slg.  N.  F.  Bd.  XVI  8.  838). 

2.  Die  in  den  Verhandlangen  des  Weltpostkongresses  in 
Washington  abgeschlossenen  Verträge  and  Übereinkommen 
Tom  15.  Joni  1897  (s.  oben  8.  171  ff.)  sind  nanmehr  im  Reichs- 
gesetzblatte  1898  8.  1079  veröffentlicht 

3.  Lant  Meldung  des  deatschen  Reichsanzeigers  ist  die  Über- 
einkauft  zwischen  dem  norddeatschen  Band  and  der  Schweiz 
w^gen  des  gegenseitigen  Schatzes  der  Rechte  an  littera- 
rischen Erzeagnissen  and  Werken  der  Eanst  vom  13.  Mai 
1869  am  17.  November  1898  von  der  Schweiz  gekündet  worden.  Die 
Übereinkanft  tritt  am  19.  November  1899  aufser  Kraft. 

4.  Aaslieferangsvertrag  zwischen  der  Schweiz  and 
den  Niederlanden  vom  81.  März  1898,  in  Kiait  vom  22.  Man 
1899  an  (Eidgen.  amtl.  Slg.,  N.  F.  Bd.  XVU  8.  2  ff.). 

5.  Znsatzttbereinkanft  zar  Übereinkanft  zwischen  der 
Schweiz  and  Italien  vom  8.  November  1882,  betr.  gleich- 
artige Bestimmnngen  über  die  Fischerei  in  den  beiden 
Staaten  gemeinsam  angehörenden  Gewässern,  vom  8.  Joli 
1898  (Eidgen.  amtl  Slg.,  N.  F.  Bd.  XVU  8.  29  ff). 


Mitteilungen. 

1«  Die  internationale  Seerechtskonferenz  in  Ant- 
werpen im  September — Oktober  beschäftigte  sich  mit  den  Fragen  der 
Schiffskollision  and  der  Verantwortlichkeit  des  Schiffs- 
eigenttlmers.  Hierbei  wurden  folgende  Grandsätze  angenommen: 
In  Fällen  der  SchifiskoUision  darch  unvermeidlichen  Zufall  hat  das 
Schiff  seinen  Verlast  zu. tragen.  Dasselbe  ist  der  Fall,  wenn  keines 
der  kollidierenden  Schiffe  eine  Schuld  tri£^  Trägt  ein  Schiff  alle 
Schuld,  so  hat  es  den  ganzen  Verlust  zu  tragen.  Die  Verantwortlichkeit 
eines  Schiffes  wird  dadurch  nicht  beeinträchtigt,  dafs  ein  Zwangslootse 
sich  einer  Vemachlässignng  der  pflichtmäfsigen  Sorgfalt  schuldig  gemacht 
hat  Trifil  beide  Schiffe  die  Schuld  an  der  Kollision,  so  sollen  die 
Schäden  zwischen  ihnen  im  Verhältnis  ihrer  jeweiligen  Veischuldung 
getolt  werden.  Die  bei  einer  Kollision  entstandenen  Schäden  sollen 
nach  gemeinem  Keehte  reguliert  werden.     Die  Klage  erfordert  keinen 


]^  Vermischte  Mitteilangen. 

vorausgehenden    Protest    oder    einen    sonstigen    ähnlichen   Akt      Die 
Klagen  aas  Kollisionen  veqähren  in  awei  Jahren« 

2«  (Zur  Reciprocität  der  Nachlafsbesteuernng  zwi- 
schen Österreich  und  Preufsen.)  Der  bewegliche  Nachlaß 
eines  preufsischen  Staatsangehörigen  ist  an  den  preufsischen  F^kns 
auch  dann  erbsteuerpflichtig,  wenn  der  Erblasser  seinen  letzten  ordentr 
liehen  Wohnsitz  in  Österreich  hatte  und  in  diesem  Wohnsitze  ver- 
storben ist 

Am  27.  Juni  1895  starb  die  preursische  Staatsangehörige  Ch.  W. 
in  Wien,  woselbst  sie  ihren  letzten  ordentlichen  Wohnsitz  hatte.  Der 
Nachlafs  bestand  lediglich  in  einer  in  keiner  Weise  sichergestellten 
Forderung  (mütterlicher  Erbteil)  per  15  000  d.  R.  M.  an  den  in  Köln 
a.  Rh.  wohnhaften  Vater  der  Erblasserin  und  fiel  ex  iestamento  einer 
nicht  verwandten  österreichischen  Staatsangehörigen  zur  OHnze  zu.  Der 
väterliche  Pfliclitteilsanspruch  entfiel  aus  bestimmten,  hier  nicht  ntther 
zu  erörternden  Grtlnden.  Von  diesem  Nachlasse,  welcher  bei  dem  k.  k. 
Bezirksgerichte  Landstrafse  Wien  abgehandelt  und  mit  Dekret  vom 
18.  November  1896,  Z.  41888,  eingeantwortet  wurde,  wurden  im 
Hinblick  auf  den  Erlafs  des  k.  k.  Finanzministeriums  vom  8.  Oktober 
1896,  Z.  40687,  welcher  die  Gebührenbefreiung  beweglicher  Nachütose 
in  Österreich  verstorbener  preufsischer  Angehöriger  regelt,  von  dem 
k.  k.  Centraltaxamte  in  Wien  keine  anderen  Staatsgebübren  als  der 
Testamentsstempel  vorgeschrieben.  Dagegen  worden  von  diesem  Nach- 
lasse allerdings  im  Sinne  der  in  neuerer  Zeit  in  dieser  Richtung  kon- 
sequenten oberstgerichtlichen  Judikatur  die  Fondsgebühren  bemeasen 
und  bezahlt.  Die  Erbin  erhielt  am  20.  November  1897  von  dem 
königl.  Erbschaftssteueramte  in  Köln  a.  Rh.  die  Feststellungsbescheinigung 
Nr.  491  des  Einnahmsregisters  (IL  Halbjahr  1896/97)  über  die  aus- 
gemittelte  Erbschaftssteuer  von  dem  Nachlasse  der  am  27.  Juni  1895 
zu  Wien  verstorbenen  Ch.  W.  im  Betrage  von  acht  Prozent  des  Nach- 
lasses per  15  000  d«  R.  M.,  also  per  1200  d.  R.  M.  In  der  Be- 
schwerde wurde  hauptsächlich  geltend  gemacht,  dafs  es  sich  nicht  um 
ein  in  Preufsen  befindliches  Vermögen  handelt,  da  die  gegenständliche 
Forderung  eine  rein  persönliche,  in  keiner  Weise  in  Preufsen  dinglich 
siehergestellte  ist,  also  als  im  Wohnorte  des  Gläubigers  befindlich  an- 
gesehen werden  mufs,  und  dafs  diese  Auffassung  auch  von  dem  Ab- 
handlungsgerichte geteilt  wurde,  da  letzteres  sich  ja  sonst  zur  Abhandlung 
dieses  Nachlasses  nicht  hätte  kompetent  erachten  können. 

Die  königl.  Provinzialsteuerdirektion  in  Köln  a.  Rh.  als  erste 
Beschwerdeinstanz  wies  die  Beschwerde  mit  der  Entscheidung  vom 
10.  Februar  1898,  Nr.  B  811,  mit  folgender  Begründung  ab:  „Nach 
Abs.  2  §  10  des  Erbschaftssteuergesetzes  vom  24.  Mai  1891,  wdohes 
auf  den  vorliegenden  Fall  Anwendung  findet,  unterließ  das  im  Inlande 
befindliche  bewegliche  Vermögen  eines  preufsischen  Staatsangehörigen 
der  Versteuerung,  wenn  in  dem  Staate,  wohin  dasselbe  verabfolgt  werden 
soll,   keine  Steuer  erhoben  wird.     Letzteres   ist    zufolge   Erlasses  des 
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kaiMvl.  (toterreichischen  JostizmiiÜBteriiimB  vom  17«  September  1875 
do  Fan,  und  der  Herr  Finanzminister  hat  demgeml&rB  auf  Gnmd  dm 
§  11  des  genannten  Gesetses  durch  Erlafs  vom  29.  Juii  1897,  m 
9001,  bestimmt,  dafs  im  Verbältniflse  za  diesem  Staate  die  Erhebong 
der  £rbsefaaft88teaer  unabhängig  von  dem  Wohnaitse  des  Erblassers  au 
geschehen  hat,  wenn  der  Erblasser  ein  preufsischer  Staatsangeh^tanger 
war.''  Auch  der  kOnigl.  preufsische  Finansminister  als  zweite  Be- 
§ehwerdeinstanz  erklärte  mit  dem  Erlasse  vom  27.  Juli  1898,  J*N.  III 
4611,  die  erfolgte  Erbsteuervorschreibung  für  gesetzmttfsig  und  zwar 
mit  folgender  Begründung:  „Nach  §  10  des  preufsischen  Erbschafls- 
steuergesetzes  vom  19./24.  Mai  1891  ist  zwar  die  Versteuerung  vom 
Wohnsitze  des  Erblassers  abhttngig.  Für  diese  Regel  bestehen  jedoch 
AuBnahmen,  denn  nach  §  11  des  bezogenen  Gresetzes  k&nn  in  Bezug 
auf  den  Nachlafs  von  Personen,  welche  in  solchen  Staaten  ihren  Wohn- 
sitz gehabt  haben,  in  welchen  die  Erbschaftssteuer  nach  anderen  als 
den  in  Preufsen  mafsgebenden  GrundsKtaen  erhoben  wird,  der  Finanz- 
minister anordnen,  dafs  die  Erhebung  der  preufsischen  Erbschaftssteuer 
ftlr  das  nicht  in  Grundstücken  oder  Grundgerechtigkeiten  bestehende 
Vermögen  unabhängig  von  dem  Wohnsitze  des  Erblassers  zu  erfolgen 
hat,  sofern  derselbe  preufsischer  Staatsangehöriger  war.  Von  dieser 
gesetalichen  Ermächtigung  habe  ich  Österreich  gegenüber  Gebrauch 
gemacht  und  durch  Erlafs  vom  29.  Juni  1897,  III  9001 ,  angeordnet, 
dafs  im  Verhältnisse  zu  Osterreich  die  Erhebung  für  das  nicht  in 
Grundstücken  oder  Grundgerecbtigkeiten  bestehende  Vermögen  auch 
fernerhin,  entsprechond  den  bisherigen  Grundstttzen,  unabhlbigig  von 
dem  Wohnsitze  des  Erblassers  zu  geschehen  hat,  wenn  der  letztere 
preufsischer  Staatsangehöriger  war.  Da  die  preufsische  Staatsangehörig- 
keit der  Ch.  W.  unbestritten  ist,  so  ist  deren  Kachlafs  mit  Recht  der 
pceufsischen  Erbschaftssteuer  unterworfen  worden.  Bei  dieser  Sachlage 
kann  es  dahingestellt  bleiben,  ob  der  Nachlafs  der  Gh.  W.  sich  in 
Preufsen  bef\mden  hat  oder  nicht.  Diese  Frage  würde  übrigens  im 
Sinne  der  ersteren  Alternative  zu  entscheiden  sein,  denn  es  kommt 
nicht  darauf  an ,  dafs  nach  österreichischem  Rechte  persönliche  Forde- 
rungen als  am  Wohnsitze  des  Gläubigers  gelegen  anzusehen  sind. 
Mafsgebend  ist  vielmehr  für  die  Auslegung  einer  Bestimmung  des 
preufsischen  Erbschaftssteuergesetzes  die  in  Preufsen  geltende  Rechts* 
aoffiusung,  nach  welcher  die  zu  einem  Nachlasse  gehörigen  Forderungen 
sich  da  befinden ,  wo  sie  zu  erfüllen  sind ,  im  Zweifelsfalle  also  am 
Wohnsitze  des  Schuldners.  In  diesem  Sinne  hat  unter  anderem  auch 
das  Reichsgericht  in  dem  Erkenntnisse  vom  16.  April  1885  (Entsch. 
des  R.6es.  in  Civils.  Bd.  13  S.  279;  Preufs.  JustM.Bl.  S.  343)  ent- 
schieden. Eine  Doppelbesteuerung  liegt  nicht  vor,  denn  wenn  in 
Preufsen  keine  Erbschaftssteuer  erhoben  würde,  so  bliebe  der  Nachlafs 
unversteuert,  weil  nach  dem  Erlasse  des  österreichischen  Justizmini- 
steriums vom  17*  September  1875  selbst  das  in  Österreich  befindliche 
Vermögen  verstorbener  Angehöriger  Preufsens  der  Gebührenbemessung 
ui  Österreich   nicht   zu   unterziehen   ist.     Auch  gegen  die  Rücksichten, 
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die  hmsichtlieh  des  Nachlasses  der  AngehlSrigen  der  beiden  Staaten  zu 
beobachten  sind,  wird  doreh  die  Steuerforderang  nicht  verstofsen,  denn 
PreoTsen  würde  von  dem  Nachlasse  eines  Österreichers,  der  in  Freafsen 
seinen  Wohnsitz  hatte,  gleich&Us  eine  Steuer  nicht  fordern.  Hiemach 
liegt  ein  Grund  zur  Beschwerde  dartlber  nicht  vor,  dafs  die  Testaments- 
erbin  zur  preufsischen  Erbschaftssteuer  herangezogen  wird.  Bei  dem 
Bescheide  des  Erbschaftssteueramtes  vom  15.  Februar  d.  J.  mufs  es 
deshalb  das  Bewenden  behalten.  **  (Zeitschrift  für  Notariat  und  frei- 
willige Gerichtsbarkeit  in  Österreich  1898  S.  250.) 


Litteraturberichte. 

a.   BflelieraiiEelreii. 

Das  deutsche  Privatrecht,  auf  Grand  des  deutschen  Baigorlichen 
Gesetzbuchs  systematisch  dargestellt  von  Rechtsanwalt  Bendix  CBrealan, 
J.  U.  Kerns  Verlag). 

In  der  That  ist  es  keine  leichte  Aufgabe  mehr,  aus  den  zahlreichem, 
bereits  erschienenen,  meistens  noch  in  der  Fortsetzuxig  begriffenen  gröfseren 
Ronmientaren,  Erläuterungen  und  svatematiBchen  Darstellungen  die  ent- 
scheidenden Kriterien  und  Eigenttlmlichkeiten  herauszufinden.  Bei  vorstehendem 
Werke  haben  wir  uns  dieser  besonderen  Mühe  mit  Veigpttgen  unterzogen; 
jedoch  gestattet  der  zu  Gebote  stehende  Raum  nicht,  Stichproben  hierüber 
darzulegen.  Das  Werk  ist  auf  vier  Abteilungen  angelegt,  wovon  die  eiste 
die  E^Ieitnng  und  den  allgemeineu  Teil,  die  zweite  das  Recht  der  Schuld- 
verhältnisse, die  dritte  das  Sachenrecht  und  die  vierte  das  Familien-  und 
Erbrecht  behandelt.  Zur  Zeit  liegen  die  drei  ersten  Abteilungen  vor,  die 
letzte  soll  im  Sommer  erscheinen.  Die  Einleitung  erläutert  die  Quellen 
(Gesetze,  Verordnungen,  Gewohnheitsrecht,  Juristenrecht),  femer  die  An- 
wendung der  Rechtsnormen,  insbesondere  bezüglich  ihrer  zeitlichen  Grenzen. 
Hiemach  werden  in  wohlgeordnetem  und  übersichtlichem  System,  in  streng 
nuistischer  Methode  mit  durchsichtiger  Gliederang  des  Stoftes  die  Recbts- 
lehren,  Rechtsinstitute  und  Rechtsvemältnisse  mit  juristischer  Kürze,  Schärfe 
und  dabei  Vollständigkeit  dogmatisch,  sowie  praktisch  dargelegt.  Nament- 
lich ist  der  Verfasser  bemüht,  die  Sätze  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  auf 
die  zu  Grunde  liegenden  Rechtsgedanken  zurückzuführen  in  thunlichstem 
Anschlufs  an  den  bisherigen  Rechtszustand  und  im  Vergleich  mit  den  ent- 
sprechenden Vorschriften  der  bisherigen  srofsen  Civilredite  des  Mneinen, 
preufsischen,  sächsischen  Rechts,   sowie  des   Code  ctmL    Durch  die  sach- 

femäfse  und  sorgföltige  Mitverarbeitun^  des  umfangreichen  in  den  Urteilen 
es  preufsischen  Dbertribunals,  Reichsoberhandelsgerichts  und  Reichsgerichts 
enthaltenen,  auch  noch  für  das  neue  Recht  malsgebenden  Rechtsstoffes  ist 
die  praktische  Bedeutung  des  Werkes  namhaft  erhöht  Hiernach  können 
wir  unser  Urteil  im  ganzen  wie  im  einzelnen  unbedenklich  dahin  zusanunen- 
fassen,  da(s  es  dem  Verfasser  gelungen  ist,  in  dieser  Arbeit  einen  zuver- 
lässigen und  leicht  zugänglichen,  kurzen  und  doch  vollständigen  Ratgeber  bei 
der  Kechtsanwendung  zu  schaffen.  Ghüneuxild, 
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Ib.    ZeltsclurlfleH. 

Archiv  far  bilrgerliches  Becht.  Bd.  15,  Heft  1:  Kohl  er.  Die  Reao- 
IntiybedmgQDg.  von  Seeler ,  Aofrechnung  bei  einer  Mehrheit  von 
Forderungen  nach  B.G.B.  §  869.  Silberschmidi,  Die  Güterpflege  auf 
Qnind  der  yermögensbesehlagnahine  nach  dem  geltenden  und  dem  künf- 
tigen Reichsrechte.  Goldschmtdt.  Der  Widerspruch  gegen  die  Anf- 
rechnimgserklftrong  im  Preofs.  AUg.  Landrecht  una  Bttr^erl.  Gesetzbuch 
und  die  eompetutatio  comperuationis.  Schumacher ,  Der  Art.  171  des 
Knf.Ge8.  s.  B.G.B.  Josef,  &lftuterungen  zu  den  Besitzklagen  des 
Bürs^erl.  Gesetzbuchs  aus  dem  Preufsischen  Recht  und  der  Preufsischen 
Rechtsprechung. 

Zeitschrift  für  deutschen  Civilprozefs  und  das  Verfahren  in 
Angelegenheilen  der  freiwilligen   Gerichtsbarkeit  ^   Bd.  XXV, 

\J2.  Herr:  Mit  den  Torliegenden  beiden  Heften  sind  die  Ziele  der  Zeit- 
schrift auch  auf  die  Litteratur  über  das  Verfahren  in  Angelegenheiten  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  ausgedehnt  worden.  Aufser  Betracht  bleibt 
jedoch  grundsätzlich  das  materielle  Recht  und  von  dem  Verfahren  in 
diesen  Angelegenheiten  femer  noch  alles,  was  nicht  reichsrechtlich  geregelt 
ist  Oetker,  Konkurprechtliche  Probleme  und  neuere  Konkurslitteratur. 
Klein/ eller.  Die  Änderungen  der  Konkursordnung.  Jastrow,  Die 
Verrichtungen  des  Vormundscbafts^richtes  bei  güterrechtlichen  Streitig- 
keiten unter  Eheleuten.  Rauemtz,  Über  die  Nachlafsregulierung  im 
Wege  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  Schultzenstein,  Das  Be- 
schwerderecht in  Vormundscbaftssachen  nach  dem  Reichsgesetz  über  die 
Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 

Zeitschrift  für  die  gesamte  Stra4'rechtswissenschaft%  19.  Bd., 
1.  Heft:  Paulj  Gerichtliche  Photomphie.  Born  hak,  Zur  Reform  des 
Straforosesses.  Mittermaier,  Kann  die  Deportation  im  deutschen 
Strafensysteme  Aufnahme  finden?  Weingart,  Die  verminderte  Zurech- 
nungsfWgkeit 

Beilage:  Mitteilungen  der  internationalen  kriminalisti- 
schen Vereinigung,  7.  Bd.,  Heft  2. 

19.  Bd.,  2.  Heft :  Hagen^  Der  Vorsatz  und  seine  Feststellung.  Baer, 
Vergeltung  oder  Bevormundung  in  den  Verbrecherstrafen.  Strunz^  Die 
Öffentlichkeit  und  der  Wahrheitsbeweis  im  französischen  Beleidigungsrecht. 

Blätter  für  RecfUsanwendung.  63.  Jahrgang  (1898):  Fuld,  Die  Ver- 
sicherungsgesellschaften und  das  Duell  (14|.  Becher^  Unterbrechung  der 
Verjährong  der  Strafverfolffung  (14).  Meyer^  Die  Eventualaufrechnung 
(15).  r.  Stnudinoer,  (Skizzen  zum  Büreerl.  Gesetzbuch)  Einiges  über 
Aneignung  von  Tieren  mittels  Jagd,  Fischerei  und  Vogelfang  (16). 
Bienenfeld,  Anwaltskosten  (16).  Mar  tolle,  Das  Rechtsverhältnis 
zwischen  den  Eltern  und  den  ehelichen  Rindern  nach  den  privatinter^ 
nationalrechtlichen  Bestimmungen  des  Einf.Ges.  z.  B.G.B.  (17).  Arnold, 
(Skizzen  zum  Bürgerl.  Gesetzbuch)  Betrachtunj^en  über  Miete  und  Pacht 
(18  ff.).  Meyer,  Die  Protokolliemng  im  Amtsgerichtsprozefs  (18).  Seh  er  er. 
Die  §§  66—69  des  Str.G.B.  und  der  §  380  der  Str.Pr.O.  (22).  Müller, 
(Skizzen  zum  Bürgerl.  Gesetzbuch)  Die  Geseilschaft  (23  f.).  Lieberich, 
Ifahnbiief kosten  der  Anwälte  (28).  Solleder,  Berechnung  der  Fristen 
des  I  216  der  Str.Pr.O.  (24).  Grueber,  Die  Willensmänffel  der  Rechts- 
geschäfte nach  dem  Bürgerl.  Gesetzbuch  (25  f).  Mari  olle,  Rechtsver- 
niltnisse  zwischen  einem  unehelichen  Rinde,  seiner  Mutter  und  seinem 
Erzeuger  nach  den  privatintemationalrechtlichen  Bestimmungen  des  Einf.- 
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Ges.  z.  B.G.B.  (27).  Fuld,  Der  Chikanepangraph  des  Bürfferl.  Gesetz- 
buchs (28).  Farnbacher^  (Sküaen  zum  Bürgerl.  Gesetzbaä)  Das  Dar- 
lehen (28). 

Sächsisclies  Archiv  für  bürgerliches  Hecht  und  Frozefs^  8.  Bd. 

10.  Heft:  Flemming^  Die  SitzuDgsprotokolle  in  den  streitigen  bürgere 
liehen  Hechtssachen.  Lesaing^^  Der  künftige  Gttterstand  der  vor  1900 
geschlossenen  £hen.  Breit,  Einige  Fragen  aus  dem  intematioDalen  Ver- 
schollenheitsrechte  des  deutschen  Burgerl.  Get>etzbuchs.  Oeriel^  Die 
ünzulässigkeit  der  Aufrechnung  gegenüber  Lohnansprüchen  aus  einem 
Arbeits-  und  Dienstverhältnis.  11.  Heft:  Otto,  Das  Recht  der  Schuld- 
verhältnisse des  Bürgerl.  Gesetzbuchs,  Abschn.  1—6. 

Zeitschrift  für  die  freiwilüffe  Gerichtsbarkeit  etc.  (Württemberg), 
40.  Jahrgang  (1898):  Pregizer,  Vom  künftigen  ehelichen  Güterreoit 
und  Erbrecht  (8).  Bäurley  Zum  Erbschaftssteuergesetz  (8).  Hirsch, 
Zuständigkeit  der  Amtsgerichte  bei  Alimentenklagen  (8>  Köhler,  Die 
Todeserklärung  nach  dem  Bürgerl.  Gesetzbuch  (9  f.).  Weegmann,  Ober 
die  Berechnung  des  Pflichtteils  der  Kinder  nach  vorausgegangenen  Schen- 
kungen und  Ausstattungen  (11). 

Jahrbücher  der  Württemberpischen  liechtttpfieuef  10.  Bd.,  8.  Heft: 
Schafold,  Der  Irrtum  über  die  Quantität  im  gemeinen  Recht  und  dem 
Bürgerl.  Gesetzbuch. 

MecklenburgiMche  Zeitschrift  für  Bechtspflege  und  JRechts^ 
Wissenschaft*  17.  Bd.,  1.  Heft:  Knitschky,  Diu  Bürgerl.  Gesetzbuch 
für  das  Deutsche  Reich  und  das  Mecklenburgische  Partikularrecht.  lY. 
Die  vorläufigen  Entwürfe  der  Ausfuhrungsverordnunfiren  vom  Bürgerl. 
Gesetzbuch  und  den  verwandten  Gesetzen.  17.  Bd.,  2.  Heft:  Huther, 
Blancoabtretung  von  Hypotheken  oder^Grundschulden  nach  Reichsrecbt 

Annaleft  der  Grofsh.  Badischen  GetHchte,  Bd.  LXIV  (1898): 
Betzinger,  Beispiel  einer  Liegenschaftsvollstreckung  nach  Mafagabe  des 
R.Ges.  vom  29.  März  1897  mit  Rückblicken  auf  die  badischen  Normen 
(8  f.).  DietZj  Für  die  Ersatzmäfsigkeit  der  Rosten  der  Zustellung  eines 
Urteils,  welches  lediglich  über  die  Kosten  eines  Rechtiistreits  entscheidet 
(lOX  Koch,  Das  persönliche  Schuldverbältnis  in  seiner  Bedeutung  für  die 
Hypothek  des  Bürgerl.  Gesetzbuchs  (101  Haehenburg,  Dienst  vertrag 
nna  Werkvertrag  im  Bürgerl.  Gesetzbucn  (11  ff.). 

Zeilschrift  für  französisches  CitHlrecht,  Bd.  XXIX,  Heft  8:  Dronke, 
Die  Art.  2271—2275  Code  cittil  und  Art  169  Einf.Ges.  zum  deutschen 
B.G.B.  Ge.igel,  Der  badische  Entwurf  eines  Gesetzes,  die  Ausführung 
des  Bürger].  Gesetzbuchs  betreffend. 

Koamodihef  Jahrgang  1,  Nr.  10:  Statuts  de  V Institut  da  droU  inter- 
national, Y 8  eux,  Le  comitä  maritime  internatUinoL  Lawrence,  Con- 
flits  de  lois  en  droit  maritime.  Über  die  Grenzen  der  beruflichen 
Kriminal  Verteidigung.  Inhülsen,  Mitteilungen  aus  der  deutsch-engliscben 
Praxis.  Nr.  11:  Barclay,  Die  Gesellschaft  für  vergleichende  Gesetz- 
gebung, London.  Sitzung  des  Instituts  für  internationales  Recht  Stoc- 
fuart,  LHnfluence.  du  barrean  de  Nmo-York  svr  Vilection  des  juges, 
nhülsen,  Mitteilungen  aus  der  englischen  Praxis.  Nr.  12:^  Cambot- 
hffcra,  Convention  internationale  de  la  Haye,  Pollaky,  Die  Londoner 
Polizei.  Lesse,  Le  Congrh  international  des  Avocats  h  Bruxelies  et 
son  utiUti  pour  la  Profensutn  (TAvocat  en  AlUmagne,  Jahrg.  2 ,  Nr.  1 : 
Inhülsen,  Vereinbarungen  über  die  Zuständigkeit  der  Goriehte.  We'  l. 
Modernes  Militarstrafver&hren. 
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Aliyemeine  (Merreiehiseke  OericMszeUung.  XUX.  Jahrgang  (1898): 
AmMcht  ^  Mitteilungen  ans  dar  PraziB  (80).  Teaner^  Die  Schliefiiang 
der  Seiflion,  ein  BecntiiaBtitat  des  öoterrddiiflchen  PaiiainentBrechts  (81). 
Adler,  Die  Uingeirtaltmig  des  dentidien  HandelMreeetsbuchs  und  deren 
Bedeatiu^  ftir  Östeireich  (83  ff.)-  Sperl,  Der  Eecfitszog  bei  BesdilösBen 
aaf  KnrfttelByerh&ngang  (84)^  Schneider,  Die  deatsche  und  preafsische 
Gksetzgebime  swisehen  dem  1.  Jänner  und  1.  Juli  1898,  insbeeondere  die 
Nea&mmg  der  deatechen  Civilprozefsordnong  (85).  «.  I<föe,  Zur  Fra^ 
der  Beform  des  öeterreichisehen  Notariats  <86>  Friedländer.  Die 
SeoatBäadeningen  gemfifo  ^  61--^  J.N.  (87).  Sturm,  Die  exekathre 
Schätzupg  (87):  Sckutneicher,  Die  VoUatreckwog  österreichischer  Eze- 
kntioiistitel  hn  Auslände  (88)1  Krapf,  ZeitKem&fse  Studien  über  das 
gesetsUche  Pfondrecht  des  Vermieters  (88).  Afayrhofer,  Zur  Frage  der 
Keform  des  österreichischen  Notariats  (38).  Schauer,  Neue  Thatsaehen 
und  Beweise  im  BerufungSFcrfahren  (41).  Beifser^  Der  Rekurs  gegen 
das  Urteil  (42).  Brunnvr,  Haftung  für  TierschAden  {42  f.).  Walher, 
Zur  Auslegung  des  §  89  Z.  8  der  £xek.O.  (48).  Kruekmann^  Eine  Skisze 
aas  dem  deutocfaen  BBx^eerl.  Gesetabuche  (43).  Pollak,  Die  Wiederein- 
setzuDg  in  den  vorigen  Stand  (44 ff.).  Lammasch,  Soll  zur  Yeijahrun^ 
der  Sfiafverfolgung  der  blofse  Ablauf  einer  gesetzlich  bestimmten  Zeit 
seit  Verübung  der  Strafthat  genügen?  oder  soll  diese  Yerjähmng  auch 
noch  an  andere  Bedingungen  geknüpft  werden?  (44)  Beifser,  Die 
Rechtskraft  des  Urteils  bei  mangelhafter  Klaffszustellung  (46).  Lam» 
mateh.  Ober  Verbrecherporträts  in  periodiadien  Drucaschriften  (47). 
Pitko,  Die  Exekution  auf  Pfandrechte  (47).  Rotenblatt^  Zur  £r- 
l&uteruDg  der  Besthnmungen  der  §§  214  und  216  Str.G.B.  (47).  Beifser, 
Die  Nova  im  Berufiingsrerfahren  der  Civilprozefsordnung  (49).  Rohn, 
Das  gesetzliche  Vorzugspfandrecht  der  Versicnerungsbeitrilge  der  Arbeiter- 
UnfauYersioherungsantfüuten  und  Bezirkskrankenkassen  (50). 

JurigHsche  Blätter  (Wien),  27.  Jahrgang  (1898):  --oe—,  Strafvollzuf  und 
Immunität  (84  f.).  Schtoartz,  Exkurse  über  ungarisches  Erbrecht  (86  fX 
Drohomir eteky ,  Sicherune  des  gesetzlichen  riBEuidrechtes  des  Bestana- 
gebers  nach  der  neuen  Exekutionsordnung  (87  f.).  Butn,  Bemerkungen 
zur  Praxis  der  Exekutionsordnung  (38  ff.).  Arne c hl,  Studie  über  den 
§  99  Str.G.  (46). 

ZeU9chrift  für  Nmiariat  und  freiwiUige  Geriehisbarkeit  in 
Österreich  (1898):  Beiek,  Über  die  Zniässiffkeit  der  Ezekutiorsfuhrung 
auf  eine  gezanlte,  aber  noch  nicht  gelöschte  Uypothekenfordernng  (84  ff.X 
B^iek,  Ihm  Winkelschreibemnwesen  und  die  politischen  Behörden  (36). 
Krassel,  Die  Kodifikation  des  bürgerlichen  Rechts  in  Ungarn  (87). 
Kras0el,  Der  gegenwärtige  Stand  der  Bauhandwerksfrage  und  cue  gesetz- 
lichen Mafsnahmen  zum  Schutze  von  Bauforderungen  (88  f.).  Beiek, 
Ober  den  GericfatMtand  der  belasteten  Sache  nach  der  neuen  Jurisdiktions- 
norm  (41).  R.,  Zur  Reciprooität  der  Nachiafsbestenerung  zwischen  Öster- 
reich und  Preulsen  (41).  v.  Noe,  Zur  Frage  der  Reform  des  Österreichi- 
achen  Notariats  (42  ff.).  Bozto^il,  Weifslerg  Kritik  des  deutschen  Reichs- 
eesetzes  über  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  (42  ff.).  Xfayrhofer,  Zur 
SVage  der  Reform  des  österreichischen  Notariats  (48  f.).  Kraseel,  Das 
Eheeecbt  des  Btirgerlichen  <Tesetebuche8  fdr  das  Dentsone  Reich  (46).  N., 
Der  Entwurf  einer  neuen  ungarischen  Civilproaefsordnung  (46  ff.).  Kr  ei  ml, 
Fristgesache  aar  Erhebung  der  Vormerkungs- Rechtfertigungsklage  nach 
der  aenen  GiTilprozefsordnung  (47).  Ofner,  Die  Verordnungen  des  Kriegs- 
ministeriums  ÜBer  das  Militärenerecht  (48).  V.  L,,  EHe  einheitliche  R<^e- 
long  des  Notariats  durch  die  Reichsgesetzgebung  (49  f.).  J^  Skizzen  aus 
dem  moeaischen  und  talmudischen  ^cht  (50  f).  Hof  er,  Üoer  die  Kom- 
bei  Realakton  nach  §  117  J.N.  ex  1895  (52). 


174  Litteraturberiohte. 

Zeitschrift  für  schweizerisches  Recht,  39.  Bd.,  N.  F.  17.  Bd.,  Heft  4: 
VerhaDdlungen  des  Bchweizeriechen  Juristenvereins  (XXXVI.  Jahresrer- 
sammliing September  1898):  Ruf  en acht,  Das AuffÜhrungarecht an mosika- 
liachen  Werken  nach  der  schweizerischen  Qesetzgebong  und  den  Staats- 
vertrttgen,  sowie  de  lege  ferenda.  Uilnant^  Des  droits  den  eomposi- 
ieurs  de  musique  quant  ä  V^xecution  ds  leurs  anvrea  en  Suisse  d'apr^ 
la  Ugislation  suisse  actueUe,  et  d'aprks  Us  Iraites.  Roquin,  Y  a-t-ü 
lieu  cC^dictor  une  loi  fidirdU  sur  le  for  en  mcUikre  civile  et  le  eas 
^ch^anty  de  reviser  Vart,  59  de  la  con»titution  fidircdef  Gamonil  Soll 
ein  Bnndesgesetz  über  den  Gerichtsstand  in  Civüsachen  erlassen  und  all- 
fällig Art  59  der  BandesTerfassnng  entsprechend  revidiert  werden?  Bd.  40^ 
N.  F.  Bd.  18,  Heft  1:  Peter.  Das  Erbrecht  der  Ehegatten.  Fleiner, 
Kirchenpolitik  im  Bistom  Basel.  Hilty,  Die  Benutzung  der  Öffentlichen 
Qewässer. 

Schweizerische  Zeitschrift  für  Straf reclU,  11.  Jahrg.,  5.  u.  6.  Heft: 

C.  St.,  Die  Rechtseinheit.  Gautier,  Le  procks  Lucheni,  Zürcher, 
Interkantonale  Straf rechtspflege.  iS<oo/#,  Geldstrafe  und  Begünstigung. 
Alerg,  Aktenstücke  zur  altaargauischen  Kriminaljustiz.  Zürcher,  Ge- 
schlechtertrennung in  Strafanstalten.  Hürhin,  Drei  Fragen  aus  dem 
Gebiete  der  Schutzaufsicht.  Fayer,  Ärztliches  Gutachten  über  den 
Geisteszustand  des  Johannes  Braun  von  Chur.  —  QuHstion^  admises  au 
Programm  du  Congrhs  penitentiaire  de  Bmxelles, 

2!eitschrift  des  Bemischen  Juristenvereins,  Bd.  34,  Heft  6:  König, 
Die  Revision  des  Gesetzes  vom  6.  Juli  1890,  speciell  soweit  es  die  Hart- 
pflichtprozesse betrifft. 

Mevue  de  droit  interruUioncU  et  de  ligislaüan  coinparle^  Tom. 

XXX  ^r,  3:  La  revision  de  Vacte  d*union  entre  Suade  et  la  Norvkge. 
Bart  in,  Les  conflits  entre  dispositions  ISginlcUives  de  droit  international 
prM.  Preux,  La  revision  du  code  gSniral  des  biens  pour  la  principe 
aut€  de  Montinhiro.  De  S.  G.,  La  guerre  de  1897,  Necrologie  :  Alphonse 
Pierre  Octave  Rivier.  Nr.  4:  Olivi,  L' Emigration  au  point  de  vue  juri' 
dique  international  et  les  dilib4rations  de  V Institut  de  droit  international  • 
Pierantoni,  La  nullitiS  d*un  arbitrage  international.  Stocquart ^ 
Italliance  de  la  France  et  de  V£lcosse  au  moyen  dge  et  son  influenae 
juridique.  Sneyer,  Les  rhgles  de  la  preuve  en  droit  p6nal  anglais. 
Necrologie:  Emile  ßanning. 

Journal  du  droit  intemationaZ  privS  -et  de  la  jurisprudence 
oofnparSe^  25.  Annie,  No.  XI—XIi:  Winterthaler,  Du  droit  d^un 
Etat  itranger  de  grever  d'un  impöt  les  coupons  des  obliaations  imises 
en  France  dune  Sociiti  par  actione  frangatse,  autorisie  a  opErer  dans 
cet  Etat  itravger.  Annexe:  Loi  russe  du  20.  mai  1855  concernant  Tim" 
pöt  sur  les  revenus  provenant  des  capitaux.  Porter  Morse,  De 
fexereice  du  droit  de  visite,  du  blocus,  de  la  contrebande  de  guerre  et 
des  prises  maritimes  (fin.).  Salem,  Du  droit  des  itrangers  de  trans- 
mettre  par  succession  en  Turquie  (fin.). 

JSevue  intematUnutle  du  droit  nHtrititnej  14.  Annee,  Nr.  I—IV: 
Owen,  La  responsabiUtS  des  propriitaires  de  navires  en  matikre  de 
dommages  pour  abordage.  Bulletins  de  la  Jurisprudence  Francaise^ 
Allemande  (Koch),  Änglaise  (Govare,  Buttheel  et  Morel  Spiers), 
Argentine  (Vemeaux),  Beige  (Maeterlinck),  des  Etats-Ünis  {K. 
Jones),  Greque  (Granier),  Italienne  (Koch).  Nr.  V—VI:  Franek, 
L'assurance  maritime  et  les  polices  ä  ordre  ou  au  porteur.  Bulletins  de 
la  jurisprudence  fran^aise^  danoise  (Beauehet) ,  des  Echelles  du  Levant 
(Manasse)^  norv^gienne  (Beauehet),  su4doise  (Beauehet). 
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ÄntuUes  de  droit  cQfnfnerdal  et  industriell  fran^aisj  Hranger  et 
international^  12.  Annie,  ^r.  5:  Huvelin^  Les  coumers  des  foires. 
—  ßfUUtin  Judiciair e,  Nr,  6:  Vandernotte,  Droits  des  erwandere 
dune  soeiitd  sur  les  biens  sociaux,  Davis,  Angleierre  —  Chranique  de 
Ugislatian  et  de  j'urisprudence  en  matikre  de  droit  commercial  et  in- 
dustrisL  Fromageot^  Allemagne  —  Modißcations  apporUes  ä  la 
ligislation  maritime  par  le  nouveau  eode  de  commerce,  —  Les  soci^tis 
anonymes  russes  et  les  sociStis  anonymes  ^trangh'es  en  Russie,  —  Nor- 
w^e.  —  Ln  project  de  loi  sur  les  sociit^  d^assurance  du  23»  deeembre 
18$5,  Autriehe.  —  Les  juges  de  dirict  en  maiikre  commercial  et  les 
tribunaux  de  commerce. 

Arehivio  OiuridicOf  „Filippo  Serafini" ,  VoL  LXI^  Nuova  Serie 
VoL  II  f  Fase,  2:  Mar  cht  ^  Sulla  teorica  della  obbligazioni  divisibili 
ed  ind^jisibüi  nell  Diritto  civile  italiano,  Baviera,  il  Diritto  inter- 
nationale etc.  (cont).  Pozzolini,  Uidea  sociale  etc.  (fine),  Lan- 
ducei,  Lex  pompeia  de  parcicidiis.  Buonamici^  Di  una  opinione 
del  Professors  Federigo  Fatetta  intornn  alla  storia  del  MS.  ßorentino 
della  Pandecte.  Straffa,  II  contratto  del  commissionario  con  se  mede- 
timo.  Fase,  3:  ßaviera,  II  Diritto  internationale  etc,  (fine).  Man- 
caleoni,  Esame  esegetico -  critico  del  fr.  29  D,  mandati  17.  Solmi, 
Diritto  longobardo  e  diritto  nordico.  Brnschettini,  Le  Casse  dt 
risparmio  e  il  Codice  di  commercio.  SnpinOj  ^La  constitutione  econo- 
miea  odiema*'  di  Achille  Loria. 

BMeta   penaie    di  dattrina,    legislazione    e    giurieprudenza. 

Vol.  XLVIIIf  Fase.  5:  Contiy  Nuovo  Richerche  intorno  ai  moventi  a 
ddinquere.  Arena,  II  secondo  Congresso  nazionale  forenso  in  Torino. 
Fase,  6:  Champcommunal,  La  riforma  delV  istruttoria  in  Francia, 
Älpi,  Vammonizione  e  la  legge  elettorale  politica.  Carnevale,  Lar- 
hitrio  del  giudice  nelV  applicazione  della  pena.  Heil,  heglstazione 
pönale  üngherese.  Conti ,  Nuovo  ricerche  intorno  ai  moventi  a  Minquere. 
Gualterotti,  I  condannati  in  eontumacia  dai  tribunali  di  guerra. 
VoL  XLIX^  Fase,  1:  Lucehini,  Azione  penali.  Roceo,  Amnistia, 
indutlo  e  grazia  nel  diritto  penaie  Romano,  Civoli,  Indirizzo  a  darai 
air  insegnamento  del  diritto  penaie, 

iktppiemenio  aiia  Bivista  penaie^  Vol.  VII,  Fase.  2:  Crespolani, 
bei  delitti  contro  i  poteri  dello  Stato  (fin).  Campolongo,  Di  una 
teoria  del  pericolo  di  disastro  sulle  »trade  f errate.  De  Simone,  In- 
torno o  una  figura  speciale  di  Uapina,  Fase.  3:  Severino,  I  delitti 
di  peeulato  e  di  /also  in  relazione  alV  esersicio  delle  ferrovie  concesse 
a  privati.  Calabresi,  Di  una  pretesa  iruffa  (dolo  civile  e  dolo  pendle)» 
Rossetti,  II  dolo  nei  delitti  contro  Vonore. 

^leektegeleerd  MMOXijn,  17.  J aar  gang,  Aßevering  415 :  Kan,  Onrecht- 
ffuUige  ambtshandelingen.  van  Boneval  Faure,  Bedenkingen  legen 
den  omvang  van  de  mogetijkheid  van  ontzettina  nit  hei  ouderlijh  gezag, 
wargesteld  bij  Jiet  daarloe  bestrekkelijk.  Koksma,  Straf verfolging 
Wagens  overtredingen  van  het  Wetsontwerp  op  den  leerplieht.  Boer^ 
Wet  van  17.  Maart  1898  op  de  invoering  van  een  rechtsgeldig  Kadaster 
tn  Prankrijk,  Simons,  Het  partijstandpunt  van  den  verdediger* 
Aßevering  6:  De  Mentpon  Bake,  Artikel  1823  van  het  Burgerlijk 
Wetboek  en  de  Lijfrente  verzekering  ten  behoeve  van  een  derde,  Baron 
tan  Ittersum,  De  wet  van  30.  SepU  1893  op  de  fabrieks'  en  hanelels» 
merken,  van  Drooge,  Art.  366  Burg.  Weit,  volgens  het  Wetsontberp 
tot  Wijziging  en  AanvuUing  van  de  Bepalingen  in  het  Burgerlijk  Wet- 
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hoek  4»mire9U  de  VaderUjke  Macht  «n  de  Voogdij\  Kirberger^  Moet 
hei  Openbaar  Ministerie  in  proeedures  toorden  geboordj  cp  grond  dat 
46»  der  partijen  optreedt  in  hoedanigheid  win  cuirator  •»  een  faüUeae- 
fnetU. 

TidskHfi  for  Beisvidenskab^  11.  Aarg^  4.  Hefte:  Hageruf,  Froeee- 
gangen  i  tien  ordinäre  engelske  Civilproeee,  befyet  ved  et  prakheh  Betetil' 
faeide,  Kleen^  FolhräUeinstitutes  nittonde  iremöte  och  ^ugofe  mAra- 
ßtbileum  i  Haag  18 — 24  augueti  1896.  Overeigt  aver  vigtigere  fremmede 
Lave  i  1896. 


Verzeichnis  der  Herren  Mitarbeiter. 


Dr.  A.Alexi,  Ministerialrat  im  k.  Justizministerium  in  Budapest.  —  Dr.  C.  D.  Asser  jun., 
Advokat  in  Amsterdam.  —  Dr.  von  Bar,  Geh-  Justizrat  und  Univ.-Professor  in 
Göttingen.  —  Dr.  Barazetti,  Professor  in  Genf.  —  Dr.  Beauchetp  Univ.-Professor  in 
Nancy.  —  Dr  Bergbohm,  Univ.-Professor  in  Bonn.  —  Dr.  W.  CaAn,  Geh.  Legationsrat 
in  Berlin.  —  Dr.  Amhroise  Colin^  Univ.-Professor  in  Caen.  —  F.  P.  Contuzzi,  Univ.- 
Professor  in  Neapel.  —  Dr.  Delius,  Landrichter  in  Kottbus.  —  R.  Dulon,  £squ. 
Coonsellor-at-law  in  New- York.  —  Pasquale  Fiore,  Univ.-Professor  in  Neapel.  — 
G-  Fioretti,  Aw.  in  Neapel.  —  Dr.  Flaischleny  Appellrat  in  Bukarest.  — 
Dr,  Friedberg,  Univ.-Professor  in  Leipzig.  —  H.  Fromageot,  Advokat  am  Appellhof 
in  Paris.  —  Dr.  L  Fuld,  Rechtsanwalt  m  Mainz.  —  Dr.  B.  Gefi,  Reichsanwalt  in 
Christiania.  —  Dr.  J.  Goldschmidt,  Justizrat ,  Rechtsanwalt  am  Rammergericht  in 
Berlin.  —  Dr.  Grenser,  Oberlandesgerichtsrat  in  Dresden.  —  Dr.  Gretener,  Univ-. 
Professor  in  Bern.  —  Grünewald,  Geh.  Justizrat  in  Metz.  —  Dr.  Freih.  von  Haan, 
Ministerialrat  im  k.  Justizministerium  in  Wien.  —  Dr.  Haenel,  Univ.-Professor  in 
KieL  —  Dr.  Hafner,  Bundesrichter  in  Lausanne.  —  Dr.  Hamaker,  Universitäts- 
Professor  in  Utrecht  —  Dr.  Harburger,  Oberlandesgerichtsstaatsanwalt  und 
Professor  a.  d.  Universität  München.  —  von  Hartmann,  Kaiserl.  deutscher  Konsul 
in  Madrid.  —  Dr.  Heck,  Universitäts-Professor  in  Greifswald.  —  Dr.  Heimburger, 
Universitäts- Professor  in  Glossen.  —  Dr.  Hübler,  Universitäts- Professor  und 
Geh.  Ober- Regierungsrat  in  Berlin.  —  Dr.  Jellinek,  Universitäts  -  Professor  in 
Heidelberg.  —  Dr.  von  Jettel,  Hof-  und  Ministerialrat  im  Ministerium  des 
Änfsem  in  Wien.  —  Dr.  Jitta,  J.,  Professor  in  Amsterdam.  —  Dr.  Inhülsen  in 
LfOndon.  —  Milan  Paul  Jovanovie  in  Vukovar  a./D.,  korresp.  Mitglied  der  Soci6t6 
de  legisL  comp,  de  Paris.  —  Dr.  Kahn,  Amtsrichter  a.  D.  in  Mannheim.  —  H.  Keyssner, 
Kaminergericntsrat  in  Berlin.  —  Max  Klein,  Oberlandgerichtsrat  in  München.  — 
Dr.  Klöppel.  Rechtsanwalt  beim  Reichsgericht  und  Dozent  a.  d.  Universität  Leipzig. 

—  Dr.  Kohler,  Univ.-Professor  in  Berlin.  —  Dr.  Krasnopolski ,  Univ.-Professor  in 
Prag.  —  Dr.  Laband,  Staatsrat  in  Strafsburg.  —  Dr.  Lammasch,  Univ.-Professor  in 
Wien.  —  Ä.  Lebon,  Kolonieenminister  in  Paris.  —  Dr.  Ernest  Lehr,  Universitäts- 
Professor  in  Lausanne.  —  Leoni,  Ministerialrat  in  Strafsburg.  —  Dr.  Lippmann, 
Reichsgerichtsrat  in  Leipzig.  —  Dr.  v.  Martens,  russischer  Staatsrat  u.  Universitäts- 
Professor  in  St.  Petersburg.  —  Dr.  v.  Martitz,  Universitäts- Professor  in  Tübingen. 

—  Dr,  von  Maurer,  Geheimer  Rat  und  Universitäts-Professor  in  München.  — 
Dr-  F.  Mein,  Universitäts-Professor  in  Zürich.  —  Dr.  A.  Menger,  Universitäts-Professor 
in  "Wien.  —  Dr.  Menzen,  Landgerichtsrat  in  Frankfurt  a./M.  —  Dr.  Mittelstein,  Ober- 
landesgerichtsrat in  Hamburg.  —  A.  Porter  Morse,  Counsellor  of  the  Supreme 
Court  etc.  in  Washington.  —  N.  Moseovakis,  Advokat  und  Privatdozent  in  Athen. 

—  Dr.  H.  J.  A.  Mulder,  Advokat  und  Rechtsanwalt  beim  Hohen  Rat  in  Haag.  — 
Neubauer.  Senatspräsident  in  Berlin.  —  Dr.  d'Olivecrona^  vormal.  Rat  am  obersten 
Grericbtflhofe  von  Schweden  in  Stockholm.  —  I^.  Pann,  Hof-  und  Gerichtsadvokat 
in  AVien.  —  Dr.  W.  Papjjenheim,  Hof-  und  Gerichtsadvokat  in  Wien.  —  Dr.  Petersen, 
Reiclisgerichtsrat  in  Leipzig.  —  Dr.  v.  RoKLand,  Univ.-Professor  in  Freiburg  i.  Br.  — 
Don   Vieente  Romero  v  Girön  in  Madrid.  —  Dr.  Rosenblatt,  Univ.-Professor  in  Krakau. 

—  Dr.  Rosenthal,  Univ.-Professor  in  Jena.  —  Dr.  Roszkowski,  Univ.-Professor  in 
L#ennbeTg.  —  E.  R.  Salem,  Advokat  in  Salonichi.  —  Dr.  Salomon,  Rechtsanwalt  in 
jijß'CT'-York-  —  Dr.  Schanze,  Regierungsrat  in  Dresden.  —  von  Schelling,  kaiserl. 
Le^tionsrat  in  Berlin.  —  F.  Schlatter,  Advokat  in  Zürich.  —  Dr.  Schrutka- 
Fechtenstamm,  Univ.-Professor  in  Wien.  —  Dr.  Schuster,  Barrister  at  Law  in 
LrondoD.  —  Schwab,  MinisterialAt  im  k.  Justizministerium  zu  Stuttgart.  —  A.  Setti, 
Procuratore  del  R6  in  Rom.  —  Stadler,  Ministerialrat  im  Justizministerium  in 
Strafsburg.  —  Dr.  von  Staudinger,  Senatspräsideut  in  München.  —  Professor  Dr. 
IT.  Stooss  in  Wien.  —  Dr.  Stovrk,  Univ.-rrofessor  in  Greifswald.  —  Dr.  von  Streit, 
Rechtsanwalt  und  Professor  der  Rechte  in  Athen.  —  Dr.  Strisower,  Dozent  a.  d. 
Universität  in  Wien.  —  A.  von  Travaglia,  Staatsprokurator  in  Rom.  —  Dr.  Vauthier, 
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Entwurf  eines  neuen  Aktiengesetzes  fOr  Rursland. 

Von  Dr.  jur.  Otte  T^n  Tek, 

RecbtBBnwalt  am  kgl.  Landgericht  I  in  Berlin,  fraber  Bechteanwait 

in  Riga. 

Im  März  1897  tagte  zu  St  Petersburg  unter  dem  Vorsitz  des 
ehemaligen  Professors  des  Handelsrechts  an  der  Universität  zu  Kiew, 
jetzigen  Finanzministerialrats  ZUotoÜschj  eine  Kommission,  welche  ein 
neues  Aktiengesetz  vorzubereiten  hatte.  Sie  bestand  aus  onge&hr 
60  Personen,  Beamten  der  verschiedenen  Ministerien  nnd  ELauptver- 
waltongen,  Vertretern  des  Handels  nnd  der  Industrie,  Professoren  und 
Docenten  von  Universitäten.  Sie  knüpfte  ihre  Verhandlungen  an  einen 
vom  Vorsitzenden  ausgearbeiteten  Vorentwurf  ^)  an  und  erklärte  in 
ihrer  Schlufssitzung  die  Reform  des  Aktienrechts  ftlr  „zeitgemäfs^  und 
^nnaufichiebbar".  Sodann  fiftfste  sie  ihre  Wtlnsche  in  40  Punkte  zu- 
sammen, welche  der  Ausarbeitung  des  neuen  Aktiengesetzes  als  Grund- 
lage dienen  sollten.  Ein  Redaktionskomitee,  dem  Professor  ZitowitscJ^ 
ebenfalls  vorsafs,  hat  inzwischen  den  Entwurf  eines  solchen  fertiggestellt 
und  es  liegen  nunmehr  im  Druck  vor: 

1.  Die  Eommissionsverhandlungen  unter  dem  Titel :  Stenographische 
Berichte  und  Sitzungsjoumale  der  Allerhöchst  bestellten  Kommission  zur 
Durchsicht  der  geltenden  Gesetze  betreffend  Börsen  und  Aktiengesell- 
schaflen.     TL  IT,  Aktiengesetzgebung.     St.  Petersburg  1898. 

2.  Gesetz  betreffend  die  Aktiengesellschaften.  Entwurf,  aufgestellt 
vom  Redaktionskomitee  der  Allerhöchst  bestellten  Kommission  zur 
Durchsicht  der  geltenden  Gesetze,  betreffend  Börsen  und  Aktiengesell- 
schaften,    St  Petersburg,  5.  Mai  1898. 

8.  Bericht  des  Vorsitzenden  der  Kommission,  P,  P.  Zitomtseh  an 
den  Finanzminister  tlber  den  die  Aktiengesellschaften  betreffenden  Gesetz- 
entwurf.    St.  Petersburg,  8.  Juni  1898*). 


1)  Gesetz  betr.  die  Akliennntemehmnngen.  Vorentwurf.  Materialien 
der  Allerhöchst  bestellten  Kommission  zur  Durchsicht  der  G^esetzC;  betr. 
die  Börsen  und  Aktienuntemehmungen.    St  Petersbure  1896. 

2)  Von  diesen  drei  Arbeiten  sind  die  beiden  letzten  veröffentlicht 
worden,  die  erste  als  Manuskript  gedruckt    Ich  verdanke  alle  drei  der 

Z«itMlirift  f.  intern.  PriTat-  n.  Strafreoht  etc..  Band  IX.  12 


178  I^r.  jur.  Otto  von  Veh  in  Berlin, 

Es  verlohnt  wohl  der  Mühe,  sich  mit  diesen  Arbeiten  bekannt  za 
machen.  Es  kann  auch  in  Deutschland  nicht  gleichgültig  sein,  wie 
wichtige  Gesetiesmaterien  in  unserm  grofsen  Nachbajrreich  behandelt 
werden. 

Das  geltende  rassische  Aktienrecht  stammt  vom  Jahre  1886-  Es 
ist  —  abgesehen  von  einzelnen  Bestimmungen,  welche  sich  in  Bd.  XI 
der  rassischen  Reichsgesetze  befinden  —  in  Bd.  X  TL  1  Art  2126 
bis  2198')  enthalten.  Dafs  man  seither  mit  diesem  Gesetze  aus- 
gekommen ist,  liegt  zum  Teil  daran,  dafs  das  Aktienwesen  in  Rufs- 
land  sich  erst  in  letzter  Zeit  in  erhöhtem  Mafse  entwickelt  hat  Nach 
dem  Kommissionsbericht  wurden  im  März  1897  in  England  18  361, 
in  Rufsland  1802  Aktiengesellschaften  gezählt  Sodann  aber  besteht 
in  Rufsland  strenges  Konzessionssystem.  Ohne  Allerhöchste  Genehmigung 
kann  weder  eine  Aktiengesellschaft  errichtet,  noch  das  Statut  einer 
solchen  geändert  werden.  Der  G^nehmigungsantFSg  an  Allerhöchster 
Stelle  erfolgt  durch  das  Ministerkomitee.  Erst  seit  1897  ist  die 
Genehmigung  von  Statutenänderungen  in  Einzelheiten  den  Ressort- 
ministem und  Vorsitzenden  von  Hauptverwaltungen  überlassen^).  Nun 
haben  sich  zwar  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1836  längst  als 
ungenügend  erwiesen.  Da  aber  die  den  Aktiengesellschaften  gewährten 
Konzessionen  und  Statuten  ihrer  Allerhöchsten  Genehmigung  wegen 
selbst  als  Gesetze  erscheinen  und  als  solche  vom  dirigierenden  Senat 
publiziert  werden,  so  band  sich  die  Staatsregierung  an  das  (besetz  von 
1836  nicht  Die  Statuten  der  Aktiengesellschaften  traten  vielmehr  viel- 
hch  in  Widerspruch  zu  diesem  (besetz  oder  gingen  darüber  hinaus. 
Zugleich  aber  nahmen  sie  einen  typischen  Charakter  an;  sie  wieder- 
holten sich  im  grofsen  und  ganzen  und  es  bildete  sich  ein  System,  «das 
in  der  Kommission  im  G^ensatz  zur  Normierung  durch  das  Gesetz 
von  1836  das  der  „administrativen  Normierung**  genannt  wurde.  Es 
wurden  in  Rufsland  —  und  werden  auch  zur  Zeit  noch  —  nur  solche 
Aktiengesellschaften  genehmigt,  deren  Statuten  im  allgemeinen  der  ad- 
ministrativen Norm  entsprechen^).  Letztere  hat  aber  nach  Mafsgabe 
der  in  den  administrativen  Sphären  auf  dem  Gebiete  der  Handels-  und 
Gewerbepolitik  bestehenden  Strömungen  allmähliche  Wandlungen  er- 
fahren und  sich  den  Anforderungen  des  Aktienwesens  im  modernen 
Sinne  anzupassen  gesucht 


Liebenswürdigkeit  des  Herrn  Professors  Züotoitsch^  dem  ich  dafür  auch  an 
dieser  Stelle  meinen  ergebensten  Dank  saga 

3)  Vom  Verfasser  ms  Deutsche  übersetzt :  Zeitschrift  für  internationales 
Privat-  und  Strafrecht  1897,  Bd.  VII  S.  325  ff.,  385  ff. 

4)  Allerhöchst  bestätigter  Beschlufs  des  Minbterkomitees  vom  15.  Fe- 
bruar 1897.  Deutsch  in  der  Zeitschrift  fflr  internationales  Privat-  und  Straf- 
recht 1897,  Bd.  VII  S.  418. 

5)  Der  Typus  des  Statuts  einer  Aktiengesellschaft  ist  vom  Verfasser 
ins  Deutsche  üoersetzt.  Zeitschrift  für  internationales  Privat-  und  Strafrecht 
1897,  Bd.  VII  S.  898  ff. 


Entwuif  eines  nenen  Aktiengesetzes  für  Rufaland.  X79 

Seit  1886  wurde  eine  Anzahl  von  Gesetzentwürfen  aosgearbatet, 
welche  eine  Nenordnung  des  Aktienrechts  bezweckten.  Sie  traten  aber 
simtlieh  über  das  Stadinm  der  Vorbereitang  nicht  hinaus.  Zu  er^ 
wfthntti  würen  die  Entwürfe  von  1867  und  1872.  Letzterer  war  von 
den  damals  in  Westeuropa  herrschenden  liberalen  Strömungen  beeinfluüit, 
er  wurde  aber  mit  Bttcksicht  auf  die  Erisis  von  1878  wiederum  bei 
Seite  gelegt.  Seitdem  sind  nur  der  Vorentwurf  von  1896  und  der 
hier  za  besprechende  Ton  1898  in  Frage  gekommen.  Das  Tempo,  in 
dem  die  Kommission  vom  lÜLrz  1897  nnd  das  Bedaktionskomitee  ge- 
arbeitet haben,  läTst  hoffen,  dafs  dem  Entwurf  von  1898  ein  besseres 
Schicksal  beschieden  sein  werde,  wie  seinen  Vorgängern. 


Der  Entwurf  von  1898  zerMt  in  zwei  Teile:  1)  Gesetz  be- 
treflüand  die  Aktienuntemebmungen  *)  und  2)  das  Gesetz  betreffend  die 
(beim  Finanzministerium  zu  errichtende)  Abteilung  ftlr  das  Aktienwesen* 
Das  erste  Gesetz  hat  124,  das  letzte  10  Artikel.  Die  124  Artikel 
des  ersten  Gesetzes  sind  in  vier  Hauptstücken  enthalten,  die  in  Ab- 
teilungen zer&Uen.  Das  erste  Hauptstück  handelt  1)  von  der  Errich- 
tang  Yon  Aktienuntemehmungen  (Art  1 — 14),  2)  von  der  Verantwort- 
lichkeit der  Gründer  (Art.  15 — 20).  Das  zweite  Hauptstück  1)  vom 
Grandkapital,  seiner  Änderung  und  Tilgung  (Art.  21 — 86),  2)  von 
den  Aktien  und  Interimsscheinen  (Art  87 — 52).  Das  dritte  Haupt- 
Btück  1)  von  der  Verwaltung  und  Beauftichtigung  (Art  58 — 70), 
2)  von  der  Generalversammlung  (Art  71 — 98),  8)  von  der  Bevision 
der  Aktienuntemehmungen  (Axt  94 — 101).  Das  vierte  Hauptstück 
1)  vom  Bechenschaftsbericht  und  der  Bihinz  und  von  der  Verteilung 
des  Gewinns  (Art  102 — 111),  2)  von  der  Liquidation  und  Auflösung 
der  Aktienuntemehmungen  (Art  112 — 124).  Dazu  kommt  ein  Anhang 
in  7  Artikeln  mit  den  Bügeln,  nach  denen  ausländischen  Aktiengesell- 
Bcbaften  die  Genehmigung  zum  Geschäftsbetriebe  in  Bufsland  erteilt 
und  deren  GerichtsstandsfUhigkeit  beurteilt  werden  soll. 

Dem  Ganzen  ist  ein  EinfÜhrungsgesetz  in  12  Artikeln,  der  Ent- 
wurf eines  Etats  ftlr  die  Abteilung  ftlr  das  Aktienwesen  und  ein  Vor- 
schlag betreffii  der  von  dieser  bei  Errichtung  von  Aktiengesellschaften 
za  erhebenden  Gebühr  beigeftigt 

1.    Die  Brriohtting  von  Akttengesellsoliaften. 

A.     Allgemeines. 

Zunächst  beriet  die  Kommission  darüber,  ob  das  Konzessionssystem 
beizubehalten  sei. 

Der  Vorentwurf  hatte  das  Begistrierungssystem   in  Vor- 


6)  Der  Entwurf  safft  durchgängig:  „Aktienuntemehmnng^,  um  das  Un- 
penonliche  dieser  Gesellschaftsform  nervortreten  zu  lassen.  Ich  behalte  den 
Änsdraek  „AktiengeseUschaft'^  bei,  weil  er  dem  deutschen  Sprachgebranch 
allem  gdäafig  ist 
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seUag  gebracht.  Darnach  sollte  die  Errichtang  einer  AktiengeBdlachaft 
durch  Eintragung  ins  Handelsregister  am  Orte  ihres  Sitzes  erfolgen, 
sobald  das  Vorhandensein  gewisser  NormatiTbedingnngen  nachgewiesen 
war.  Wurde  die  Eintragung  abgelehnt,  so  ging  die  Beschwerde  an 
das  beim  Finansministerium  zu  errichtende  Aktieukomitee ,  eine  Ver- 
waltungsbehörde, welche  die  amtliche  Aufsicht  über  sllmtliche  Aktien- 
gesellschaften haben  sollte. 

Fttr  das  Konaessionssystem  wurde  angeführt,  dafs  die  Begierang 
dabei  die  Möglichkeit  habe,  Aktiengesellschaften  die  Genehmigung  au 
yersagen,  wenn  die  Unternehmer  ihr  nicht  zuverlXssig  erschienen  oder 
SU  befürchten  sei,  da(s  die  Gesellschaft  nicht  prosperieren  werde.  Da- 
gegen wurde  bemerkt,  dafs  ftlr  Aktiengesellschaften  gewisset  Art, 
Eisenbahngesellschaften,  Versicherungsgesellschaften,  Banken  u.  s.  w., 
die  Konzeesionserteilung  jedenfalls  bestehen  bleiben  werde.  Der  Ent- 
wickelung  anderer  Gesellschaften  aber  sei  sie  nur  hinderlich.  Die 
Konzentration  des  Konzessionswesens  in  St  Petersburg,  das  ftlr  viele 
Fälle  vorgesehene  Znsammenwirken  mehrerer  Ministerien  zur  Vor- 
bereitung der  Eonzessionserteilung,  die  Vorstellung  des  Genehmigungs- 
gesuchs  durch  das  Ministerkomitee  an  Allerhöchster  Stelle  und  die 
schliefsliche  Bestätigung  der  Gesellschaft  durch  letztere  verlangsamten 
und  verteuerten  die  Errichtung  von  Aktiengesellschi^en.  Dabei  kämen 
auch  die  ungeheuren  Entfernungen  des  Reichs  in  Betracht  Sodann 
besage  zwar  Art.  2142  des  Gesetzes  von  1836,  dafs  die  Regierung  ftlr 
den  Erfolg  eines  Aktienuntemehmens  nicht  garantiere;  nichtsdesto- 
weniger trage  sie  dadurch,  dafs  die  Aktiengesellschaflen  als  Allerhöchst 
bestätigte  erschienen,  eine  gewisse  Verantwortlichkeit.  Bei  einem  Mifs 
erfolge  seien  die  Interessenten  geneigt,  die  Regierung  verantwortlich  zn 
machen  und  ihre  Unterstiltzung  zu  beanspruchen.  Das  Konzessions- 
system habe  weder  den  Zusammenbruch  von  Aktiengesellschaften  oder 
Mifsbräuche  bei  ihrer  Entstehung  und  Führung,  noch  das  Entstehen 
solcher  Gesellschaften  verhindert,  deren  Zwecke  direkt  als  „scherzhafte" 
zu  bezeichnen  seien.  So  habe  sich  (S.  94  des  Berichts)  in  den  zwanziger 
Jahren  dieses  Jahrhunderts  eine  Aktiengesellschaft  gebildet,  um  eine 
Eisenbahn  in  der  Länge  von  120  Werft  durch  successives  Auflafisen 
von  Raketen  fortzubewegen,  in  den  fünfziger  Jahren  eine  Aktiengesell- 
Bcbaft,  welche  das  Aufdecken  von  Altertümern  in  der  Gegend  von 
Zarskoje  Sselo  habe  betreiben  wollen.  E^ndlich  umgebe  das  Kon- 
zessionssystem  die  Errichtung  der  Aktiengesellschaften  mit  Dunkel. 
Es  gebe  daher  Personen,  welche  sich  gewerbsmäfsig  mit  der  Erwirkung 
von  Konzessionen  befafsten,  und  das  Publikum  glaube,  ihrer  nicht 
entraten  zu  können.  Dagegen  werde  das  Registrierungssystem  Licht 
in  die  Sache  bringen,  indem  die  Bedingungen  ftlr  die  Errichtung  von 
Aktiengesellschaften  aus  dem  allen  zugänglichen  und  für  alle  gleich- 
mäfsig  geltenden  Gesetz  ersichtlich  würden. 

Indessen  giebt  es  in  Rufsland  kein  Handelsregister.  Es  fohlt  also 
da^enige  örtliche  Organ,  bei  welchem  naturgemäfs  die  Registrierung 
von  Aktiengesellschaften  zu  erfolgen  hätte.     In  der  Kommission  wurde 
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Totgeschlagen,  die  R^gistriening  einem  Mitgliede  des  BesirksgericlitB, 
den  Steaerinspektoren  y  Beamten  der  Beichsbank  oder  einem  Sekretär 
des  BeEirksgericfats  zn  tibertragen.  Gtegen  die  WaU  von  richterlicheii 
Beamten  wurde  geltend  gemacht,  dafs  es  in  Rnfsland  nicht  genog 
Juristen  gebe  nnd  dafs  die  Richter  eine  Mehrbelastung  nicht  ▼ertrügen. 
Einem  weiteren  Vorschlage  infolge  sollte  die  Registrierang  in  den 
Eamdeien  der  Gk>avemeare  der  Terscbiedenen  Provinzen  erfolgen.  Man 
befllrchtete  indessen,  dafs  sieh  dabei  in  den  einzelnen  Gebieten  eine  zn 
verschiedene  Praxis  herausbilden  könnte.  Dem  Einwände  endlich,  dafs 
Hafsland  ttberhanpt  fthr  die  Registrierung  nicht  reif  sei,  begegnete  der 
VonitBende  mit  der  gewifa  zutreffonden  Erwilgnng,  dafs  dieser  Einwand 
jeder  Reform  gegenüber  erhoben  worden  sei  und  dafs  seine  Berttck- 
siektignng  jedoi  Fortschritt  ausschliefse. 

Die  Kommission  empfahl  schliefslich  das  Registriernngssystem ; 
dabei  sollte  die  Registrierung  am  Orte  des  Sitzes  der  G^esellschaft  er- 
folgen. 

Der  Entwurf  von  1898  schlägt  einen  Mittelweg  ein. 

Nach  ihm  soll,  wie  oben  angeflihrt,  auf  Grund  besonderen  Gesetzes, 
beim  Finanzministerium  eine  Abteilung  für  das  Aktienwesen  errichtet 
werden.  Bei  dieser  soll  ein  Aktienregister  bestehen,  in  welches  alle 
Aktiengesellschaften  eingetragen  werden,  sobald  den  sp&ter  zu  er- 
wähnenden Normativbedingungen  genügt  ist  (§  2  des  Gesetzes).  Beim 
Register  sollen  die  den  Anmeldungen  beigefügten  Urkunden,  sowie  die 
Btteher  aufgelöster  Aktiengesellschaften  aufbewahrt  werden  (§  8)*  Das 
Register  und  seine  Anlagen  sollen  Jedermann  zur  Einsicht  offenstehen 
(§  4).  Auch  sollen  Abschriften  und  schriftliche  Auskünfte  erteilt, 
eigentümlicherweise  aber  nicht  durch  die  Post  versandt  werden  (§  5). 
Besehwerden  über  Verfügungen  der  Abteilung  sollen  spätestens  in 
Monats^st  an  den  Finanzminister  zu  richten  sein  (§  6).  Auch  sollen 
periodische  Publikationen  der  in  der  Abteilung  vereinigten  Notizen 
über  Aktiengesellschaften  erfolgen  (§  8).  Für  die  erste  Eintragung  ins 
Register  soll  eine  Gebühr  von  '/es^/o  des  Grundkapitals,  für  die 
späteren  Eintragungen  eine  solche  von  je  25  Rubel  erhoben  werden 
(§  10  und  Nachtrag). 

Für  Eisenbahnuntemehmungen,  Versicherungsgesellschaften,  Aktien- 
banken und  Gesellschaften,  welche  lokale  Bedürfnisse  gemeinnütziger 
Art  zu  befriedigen  haben  und  daher  mit  geringerem  Grundkapital  und 
Aktien  von  geringerem  Nennwert  errichtet  werden  können  (Art  2,  21, 
87  des  Entwurft  von  1898),  soll  staatliche  Genehmigung  fortbestehen. 

Diese  Bestimmungen  ergeben,  dafs  die  Abteilung  für  das  Aktien- 
wesen 'ganz  anders  geartet  sein  soll,  wie  das  im  Vorentwurfe  vor- 
geschlagene Aktienkomitee.  Letzteres  sollte  amtliche  Aufsichtsbehörde 
über  sämtliche  Aktiengesellschaften  sein,  was  insbesondere  bei  Gelegen- 
heit der  später  zu  besprechenden  Revision  von  Aktiengesellschaften  her- 
vortreten vnrd.  Die  Abteilung  ftir  das  Aktienwesen  aber  soll  Register- 
behörde sein. 

Dem  bisherigen  Zustande  gegenüber  würde  die  Errichtung 
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Behörde  mit  der  geschilderten  Einrichtong  nnlengbar  einen  Fortschiitt 
bedeuten.  Es  wttrden,  wenigstens  in  vielen  Fällen,  nicht  mehr,  wie 
bisher  die  höchsten  Autoritäten  des  Reichs,  mit  Dingen  be&firt  weiden^ 
die  fllr  sie  von  untergeordneter  Bedeutung  sein  mttssen.  Die  Be- 
gistriemng  der  Aktiengesellschaften  erfolgte  im  Lichte  der  Öffentlichkeit 
und  die  Beteiligten  wären  dadurch  in  der  Lage,  ihr  Literesse  wahrsn- 
nehmen.  Fttr  die  Errichtung  örtlicher  Handelsr^ster  aber  fehlen  in 
RuTsland  zur  Zeit  noch  die  Voraussetsungen. 

Li  der  Kommission  wurde  wiederholt  bemerkt,  dafs  in  Bnlkland 
wenig  Kapital  vorhanden  sei  und  dafs  die  Banken  unter  den  jetzt  be- 
stehenden Verhältnissen  sich  an  Gründungen  nicht  würden  beteiligen 
können,  weil  ihre  Statuten  das  ausschlössen  oder  erschwerten.  Einige 
der  Statuten  enthielten  z.  B.  die  Vorschrift,  dafs  nur  ^/lo  des  Kapitals 
der  Bank  in  vom  Staate  nicht  garantierten  Wertpapieren  anzulegen  sei. 
Der  Vorsitzende  sagte  namens  des  Finanzministers  zu,  dafs  im  Einzel- 
&lle  entsprechende  Statutenänderungen  genehmigt  werden  würden,  wenn 
die  Banken  darum  nachsuchten. 

Nach  dem  Vorschlage  der  Kommission  sollte  gesetzlich  feslgestdlt 
werden,  daHi  alle  Aktiengesellschaften  ohne  Rücksicht  auf  den  Zweck 
ihrer  Thätigkeit  als  B[andel8nntemehmungen  gelten  sollten.  Der  neueste 
Entwurf  bestimmt  jedoch  nur,  dafs  die  Bücher  einer  Aktiengesellachaft 
als  Handelsbücher  anzusehen  seien  (Art.  65)  und  dafs  der  Konkurs 
einer  Aktiengesellschaft  nach  den  Regeln  über  die  Handelsinsolvenz  zu 
verhandeln  sei  (Art.  112)^).  Der  weiteren  Anregung  der  Kommission 
konnte  der  Entwurf  nicht  folgen,  weil  in  Rufsland  ein  besonderes 
Handelsprivatrecht  nicht  besteht 

B.     Einzelnes. 

Was  die  Begründung  von  Aktiengesellschaften  im  einzelnen  an- 
langt, so  mufs  das  Statut,  mit  dessen  Errichtung  sie  beginnt  (Art.  1), 
die  Firma  der  Gesellschaft,  den  Gc^nstand  ihres  Unternehmens,  die 
Höhe  des  Grundkapitals,  die  Anzahl  und  den  Nennwert  der  Aktien 
und  den  Sitz  der  Verwaltung  enthalten  (Art.  2).  Es  ist,  von  sämt- 
lichen Gründern  unterzeichnet,  einem  Notar  zu  überreichen  (Art.  1). 
Eine  Mindestzahl  von  Gründern  ist  nicht  vorgesehen.  Dafs  es  min- 
destens zwei  sein  müssen,  ist  aus  dem  Plural  zu  schliefsen,  der  in  den 
entsprechenden  Bestimmungen  gebraucht  ist  Der  Notar  nimmt  den 
Gründungsakt  auf,  in  welchem  der  Gründungsvorgang  darzulegen  ist 
(Art  3).  Der  Gründungsakt  mufs  eine  Bezugnahme  auf  das  Statut 
und  die  Erklärung  enthalten,  dafs  sämtliche  Aktien  von  den  Gründern 
übernommen  sind  (Art  3).  Werden  Sacheinlagen  gemacht,  so  ist 
deren  Gegenstand,  der  Name  des  Veräufserers  und  der  Betrag  der  für 
die  Einlage  zu  gewährenden  Aktien  in  den  Gründungsakt  auf^EOnehmen. 


7)  Die  Handelsinsolvenz  wird  behandelt  in  der  Handelsprozefsordnung 
(Bd.  XI  Tl.  2  der  russischen  Reichsgesetze,  Ausgabe  von  1893»  Art  477  ff.> 
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Auch  sind  der  Orttndtmgsanfv^nd ,  die  den  Orttndem  etwa  zu  ge- 
währenden GewinnanteilBcheine ,  femer  Stand,  Namen,  Vatersnamen, 
FamilieniMunen  nnd  Wohnsitz  derjenigen  Personen  anzngeben,  welche 
die  ereten  Verwaltangs-  nnd  Ao&ichtsoxgane  der  Gesellschaft  (Vorstand 
nnd  An&icbtsrat)  bilden  (Art  3). 

Da  schon  der  Orttndnngsakt  die  Angabe  enthalten  mnfs,  dafs 
siUntliche  Aktien  tlbemommen  sind,  so  kennt  der  Entwarf  von  1898 
nur  die  Simnltangrttndnng.  Das  entspricht  dem  g^genwUrtig  üblichen 
Statatentypufl.  Das  Gesetz  von  1836  kennt  dagegen  nur  die  Successiv- 
grtlndang.  Damach  dürfen  die  Gründer  nicht  mehr  als  ^/s  sämtlicher 
Aktien  übernehmen  (Art  2165)  und  das  übrige  Grundkapital  soll 
durch  öffentUehe  Zeichnung  angebracht  werden.  Dabei  soll  ihr  Schlufs- 
tennin  nicht  vor  Ablauf  von  sechs  Monaten  angesetzt  werden,  damit 
auch  Fremdesich  beteiligen  können  (Art  2166, 1).  Diese  Bestimmungen 
erklftren  sich  daraus,  dafs  im  Jahre  1836  in  erster  Reihe  an  Unter* 
nehmungen  greisen  Stiles,  wie  Eisenbahnbauten  u.  s.  w.,  gedacht  wurde. 
Diese  wurden  mit  staatlicher  Zinsgarantie  und  ähnlichen  Sicherheiten 
ausgeetattet,  um  ausländisches  £[apital  heranzuziehen.  Allmählich  aber 
suchte  man  auch  kleinere  Unternehmungen  als  Aktiengesellschaften  ins 
Leben  zu  rufen  und  bestehende  Untemehmungen  in  Aktiengesellschaften 
zu  verwandeln,  was  im  Gesetz  von  1836  nicht  vorgesehen  ist  Die 
fbr  jeden  Fall  erforderliche  staatliche  Genehmigung  wurde  nun,  nach- 
dem durch  polizeiliche  Erhebungen  im  Wege  der  Dienstkorrespondenz 
die  Zuverlässigkeit  der  Gründer  geprüft  worden  war,  verständlicher- 
weiae  in  denjenigen  Fällen  am  leichtesten  erteilt,  wo  sämtiiche  Aktien 
übernommen  oder  das  Grundkapital  bei  einem  Kreditinstitut  hinterlegt 
war.  So  bildete  sich  der  gegenwärtig  übliche  Statutentypus  heraus, 
der  nur  die  Simultangründung  kennt  ^). 

Ist  der  Gründungsakt  vollzogen,  so  hat  der  Vorstand  die  Gesell- 
schaft bei  der  Abteilung  ftlr  das  Aktienwesen  zum  Aktienregister  an- 
zumelden (Art  5).  Abgesehen  vom  Gründungsakt  im  Notariatsauszuge 
und  den  Exemplaren  des  Statuts  sind  der  Anmeldung  beizufügen: 

1.  Eine  Quittung  der  Beichsbank  darüber,  dafs  die  Gründer  die 
gesamte  statutenmäfsige  Bareinlage  durch  Vollzahlung  der  Aktien  oder 
durch  Entrichtung  der  ersten  Rate  hinterlegt  haben.  Die  erste  Rate 
hat  mindestens  25  ^/o  des  Nennwerts  der  Aktien  zu  betragen  (Art.  45). 

2.  Eine  Abschätzung  der  von  der  Gesellschaft  zu  übernehmenden 
Baeheinlagen  mit  genauer  Angabe  der  Unterlagen,  auf  welche  die 
Schätzung  sich  gründet.  Die  Abschätzung  mufs  von  zwei  Sachver-. 
ständigen  unterzeichnet  sein,  die  dienstlich  oder  beru&mäfsig  die  zur 
Absehätzung  erforderlichen  Kenntnisse  haben  sollen  und  nicht  Gründer 
sein  dürfen. 

3.  Eine  Berechnung  des  Gründungsaufwandes. 


8)  Auch  in  Deutschland  sind  Successivgrttndangen  selten.  Im  2.  Semester 
1897  utmen  auf  107  Gründungen  nur  2  Successivgrttndungen  (Monatsschiifi 
foT  Handelsrecht  und  Bankwesen  1898,  S.  37). 
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4.  Eine  b^laubigte  Abschrift  des  Illationsvertngee ,  durch  den 
die  Oesellschaft  etwaige  Sacheinlagen  übernimmt 

5.  Quittungen  über  die  Voranszahlong  der  fllr  die  Eintragung 
der  Gesellschaft  ins  Aktienregister  zu  entrichtenden  Gfebtlhr  und  über 
die  Voranszablnng  der  Pablikationsgebühr. 

6.  Die  Regierangskonzession,  wenn  eine  solche  erteilt  wurde. 

Die  Statuten  russischer  Aktiengesellschaften  enthalten  viel^h  die 
Vorschrift,  dais  nicht  allein  die  Barzahlungen,  sondern  auch  die  von 
den  Gründern  übernommenen  Aktien  in  der  Beichsbank  au  hinterlegen 
seien.  Sie  haben  dann  dort  so  lange  zu  verbleiben,  bis  der  Rechen- 
schaftsbericht ftir  das  erste,  ja  ftlr  die  beiden  ersten  Betriebejahre  ge- 
nehmigt ist  Der  Vorentwurf  enthielt  sogar  die  Vorschrift,  da(s  der 
hinterlegte  Barbetrag  zwei  Jahre  lang  in  der  Reichsbank  zu  verbleiben 
habe.  In  der  Kommission  stiefs  dieser  Vorschlag  auf  lebhaften  Wider- 
spruch, weil  dadurch  der  jungen  Gesellschaft  die  Betriebsmittel  ent^ 
zogen  würden. 

Der  Entwurf  von  1898  sieht  von  solchen  erschwerenden  Be- 
stimmungen ab.  Er  besagt  vielmehr,  dafs  die  in  der  Reichsbank 
hinterlegten  Summen  mit  dem  Tage  der  Eintragung  der  Gesellschaft 
ins  Aktienregister  in  die  Disposition  des  Vorstandes  übergehen  (Art  12). 

Eine  Abschätzung  der  Sacheinlagen  durch  Sachverstttnaige  kam 
auch  bei  Gelegenheit  der  Vorbereitung  des  Reichsgesetzes  vom  18.  Juli 
1884  in  Deutschland  zur  Sprache^):  Wegen  der  Schwierigkeit,  die 
objektive  Grundkge  dieser  Schätzung  zu  gewinnen,  sah  man  aber  von 
ihrer  gesetzlichen  Einftlhrung  ab.  Der  Vorentwurf  versuchte  ein  ge- 
wisses Verhältnis  zwischen  Sacheinlagen  und  Bareinlagen  zu  fixieren, 
indem  er  vorschrieb,  dafs  mindestens  ^/s  des  Grundkapitals  durch  Bar- 
einlagen aufzubringen  sei  (Art  32). 

Der  neueste  Entwurf  sieht  hiervon  ab.  —  Damit  ist  freilich  die 
Schwierigkeit,  welche  z.  B.  aus  der  Schätzung  eines  Bergwerks,  eines 
Patentrechts  u.  s.  w.  erwachsen  kann,  nicht  beseitigt 

Sind  die  oben  unter  1 — 6  vorgesehenen  Anlagen  vorhanden  und 
liegen  die  sonstigen  gesetzlichen  Voraussetzungen  ftlr  die  Eintragung 
der  Gesellschaft  ins  Aktienregister  vor,  so  hat  diese  in  Monatsfrist  zu 
erfolgen  (Art  8).  Wird  sie  abgelehnt,  so  ist  in  Monatsfrist  beim 
Finanzminister  Beschwerde  zu  erheben.  Die  Ablehnung  ist  zu  moti- 
vieren (Art  8). 

Tns  Aktienr^ister  sind  einzutragen  (Art  9): 

1.  Die  Firma  der  Gesellschaft,  der  Gegenstand  des  Unternehmens 
und  der  Sitz  seiner  Verwaltung. 

2.  Die  Höhe  des  Grundkapitals,  Anzahl  und  Nennwert  der 
Aktien,  Anzahl  der  Vorzugsaktien,  wenn  solche  im  Statut  vorgesehen 
sind,  mit  Angabe  der  ihnen  gewährten  Vorzüge. 


Bd 


9)  Wiener,  Gutachten  in  den  Schriften  des  Vereins  für  Socialpolitik, 
.  I  S.  4. 
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3.  Die  Anzahl  und  Art  der  Aktien,  welche  auf  die  Sacheinlagen 
gewährt  wurden, 

4.  Die  Anzahl  der  Grttndungsanteilseheine  mit  ihren  Rechten 
and  den  f)ir  ihre  Geltung  festgesetzten  Fristen.  Diese  Anteilscheine 
dttrfen  auf  nicht  mehr  als  25  Jahre  ausgestellt  sein  (Art  8). 

5.  Die  Frist  für  das  Bestehen  der  Gesellschaft,  wenn  eine  solche 
im  Statut  bestimmt  ist 

Alle  diese  Daten  sind  von  der  Abteilung  fllr  das  Aktienwesen  im 
Regierungsanzeiger,  im  Finanzanzeiger  und  in  einem  dritten,  vom  Vor- 
stände zu  erwählenden  Or^e  zu  publizieren. 

Femer  sind  zu  publi^eren: 

1.  Stand,  Vor-  und  Familienname  (oder  die  Firma)  der  Gründer 
mit  der  Angabe  von  Zahl  und  Art  der  von  ihnen  ttbemommenen 
Aktien. 

2.  Stand,  Vor-  und  Familienname  der  den  ersten  Vorstand  und 
Anftichtsrat  bildenden  Personen. 

8.  G^ebenenfalls  Stand,  Vor-  und  Familienname  der  Sachver- 
Btftndigen,  welche  die  Schätzung  der  Sacheinlagen  unterzeichnet  haben. 

Vergleicht  man  mit  diesen  ausfilhrlichen  Vorschriften  die  Bestim- 
moDgen  der  §§  198,  199  des  neuen  deutschen  Handelsgesetzbuchs,  welche 
denselben  G^enstand  betreffen,  so  haben  letztere  den  Vorzug  der 
Kmtppheit  Auch  die  Verteilung  der  Daten  zwischen  Register  und 
Pablikation  ist  in  Deutschland  zweckmäfsiger  geordnet.  Es  be- 
fremdet namentlich,  dafs  die  Namen  der  Vorstandsglieder  ins  Aktien- 
register nicht  einzutragen  sind.  Sie  gerade  haben  flir  die  Beteiligten, 
insbesondere  flir  die  Mitkontrahenten  der  Gesellschaft,  erhebliches 
Interesse  und  wären  aus  dem  Register  leichter  ersichtlich,  als  aus  den 
schwer  zugänglichen  Anlagen. 

In  Bezug  auf  die  Firma  der  Aktiengesellschaft  schreibt  der  neue 
Entwurf  vor,  dafs  Bezeichnungen,  welche  zu  Verwechselungen  mit  den 
Firmen  von  Einzelkaufleuten,  Handelsgesellschaften,  Vereinen  und  an- 
deren AktiengeseUschaften  Anlafs  geben  konnten,  unzulässig  seien; 
anch  sei  der  Firma  eine  Bezeichnung  beizuftlgen,  welche  die  Gesell- 
ttbaft  als  Aktiengesellschaft  charakterisiere  (Art  7).  Diese  Vorschriften 
Bind  gewifs  dankenswert,  da  die  Bestimmungen  ttber  Firmenrecht  in 
RoisLind  sehr  lückenhaft  sind. 

Die  GeeeUschaft  gilt  mit  dem  Tage  als  errichtet,  wo  sie  ins  Aktien- 
register eingetragen  ist  (Art  12).  Wird  vorher  in  ihrem  Namen  ge- 
bändelt, so  wird  sie  dadurch  nicht  verpflichtet,  die  Kontrahenten  haften 
▼ieliBelnr  persönlich  und  solidarisch  (Art  13).  Nach  Eintragung  der 
GcMÜschaft  ins  Aktienregister  hat  der  Vorstand  die  Illationsvertiäge 
m  vollziehen  (Art  12).  Werden  bis  zum  Schlüsse  des  Operations- 
jabres  beglaubigte  Abschriften  der  Verträge  zum  Aktienregister  nicht 
tibenrdebt,  so  wird  die  Eintragung  der  Gesellschaft  von  Amtswegen 
«ebsseht  (Art  14). 

Die  Kommission  beschäftigte  sich  eingehend  mit  der  Frage,  wie  es 
za  halten  sei,  wenn  die  Eintragung  sich  nachträglich  als  rechtsunwirksam 


186  ^'  jor-  Otto  von  Veh  in  Beriin, 

erweise.  Diese  Frage  kann  zor  Zeit  kaam  aii%eworfen  werden  ^  weil 
Allerhöchst  bestätigte  Gesellschaften  auch  durch  den  fiichter  nicht  für 
SU  Unrecht  entstanden  erUärt  werden  kOnnen.  Wird  aber  der  neue 
Entwurf  Gesetz,  so  kann  diese  Frage  wohl  praktisch  werden.  Die 
Kommission  schlng  vor,  die  Auflösung  einer  Aktiengesellschaft  auf 
Grand  nachtrttglicher  Ungültigkeitserklärung  ihrer  Eintragung  nur  In 
den  äufsersten,  im  Gesetz  genau  zu  bestimmenden  Fällen  zuzulassen 
und  auch  dann  nur  bald  nadi  ihrer  Errichtung.  Art  14  enthält  den 
einzigen  Fall,  wo  derartiges  vorgesehen  ist 

Die  Bestimmungen  des  Statutent^rpus ,  wonach  sämtliche  von  den 
Aktiengesellschaften  herauszugebenden  Wertpapiere  in  der  Expedition 
zur  Anfertigung  yon  Staatspapieren  herzustellen  sind  und  wonach  die 
Geschäftsftahrung  in  sämtlichen  Aktiengesellschaften  in  rassischer  Sprache 
zu  erfolgen  hat,  sind  in  den  Entwurf  nicht  Übergegangen. 

Andererseits  fehlen  Bestimmungen,  welche  die  Aktiengesellschaft 
als  juristische  Person  charakterisieren  und  solche,  die  die  sog.  Nach- 
grflndung  erschweren. 

2.   Verantwortlichkeit  der  Gründer  und  des  ersten 

Vorstandes. 

Das  Gesetz  von  1886  sagt  weder,  wer  Gründer  sei,  noch  enthält 
es  Bestimmungen  über  eine  strafrechüiche  Haftung  der  Grttnder.  That- 
sächlicb  ist  zur  Zeit  derjenige  Gründer,  der  das  Konzessionsgesuch 
unterschrieben  hat,  auch  wenn  es  nur  eine  Person  gewesen  sein  sollte. 
Über  die  civilrechtliche  Haftung  der  Gründer  bestimmt  das  Gksetz 
(Art  2166,  8)  nur,  dafs  einem  der  Gründer  die  Führung  des  Aktien- 
buches und  die  des  Einzahlungsbuches  obliege.  Er  hat  zugleich  die 
Ausgabe  der  Aktien  und  Interimsscheine,  den  GreldempfSang  auf  die- 
selben und  die  Aufbewahrung  der  Yon  den  Kreditanstelten  erteilten 
Geldeinlegescheine  zu  besorgen.  Er  handelt  unter  gemeinschaft- 
licher Verantworüichkeit  sämtiicher  Gründer,  wenn  er  eine  Ver- 
letzung dieser  Bestimmungen  zulassen  und  in  der  Folge  sich  als 
zahlungsunftlhig  erweisen  würde.  Femer  sind  die  Gründer  verpflichtet, 
den  Aktionären  Einsicht  in  die  Bücher  und  Urkunden  der  Gesellschaft 
zu  gewähren,  ohne  dafs  an  die  Nichtbefolgung  dieser  Vorschrift  Nach- 
teile geknüpft  wären  (Art  2166,  9). 

Die  Entwürfe  von  1896  und  1898  erwähnen  ebenfidls  nur  einer 
civilrechtiichen  Haftung  der  Grttnder.  Wie  der  später  zu  besprechende 
Bericht  an  den  Finanzminister  ergiebt,  glaubte  man  der  Strafbestim- 
mungen  im  Aktienrecht  überhaupt  entraten  zu  können.  So  werden 
denn  auch  nur  an  zwei  Stellen  Strafbestimmungen  zu  erwähnen  sein 
(Art  75  und  107). 

Naeh  dem  neuesten  Entwurf  gelten  diejenigen  als  Gründer,  welche 
vor  der  Aufnahme  des  Gründungsaktes  das  dem  Notar  Überreichte 
Statut  unterzeichnet  haben  (Art  1).  Im  Gründungsakt  ktfnnen  als 
Glieder  des  ersten  Vorstandes   und  Aufsichtsrats  schon  Personen  vor- 
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komiDen,  die  nicht  Gründer  sind,  nnr  mnffl  hierüber  eine  schriftliche, 
Ton  ibntti  nnterzeichnete  Erklämng  Torli^gen  (Art  8).  Die  Ebftong 
der  Ghrttnder  beechrankt  sich  auf  die  Richtigkeit  nna  Vollständigkeit 
derjen^en  Angaben,  welche  von  den  SaehTerstllndigen  der  Abschätzong 
der  Sacheinlagen  an  Gmnde  gel^  wurden  (Art  15).  Kommen  Sach- 
einlagen nicht  in  Frage ,  so  cessiert  auch  die  Haftung.  Sonst  haften 
sie  solidarisch  ftlr  Arglist  nnd  Mangel  an  derjenigen  Sorgfalt,  welche 
Ton  einem  G^eschSftsmann  gefordert  wird  (Art  16).  Ihre  Haftung  ist 
jedoch  durch  die  Diffnenz  zwischen  dem  wahren  Wert  der  Sach- 
einlagen nnd  demjenigen  Wert  begrenzt,  zu  welchem  sie  durch  Schuld 
der  GrrOnder  Yon  der  Gesellschaft  tlbemommen  wurden  (Art  16).  Die 
Haftung  dauert  fünf  Jahre  seit  Errichtung  der  Gesellschaft  (Art  19) 
und  kann  durch  Vertrag  weder  abgettndert,  noch  ausgeschlossen  werden 
(Art  18)«  Die  Klage  gegen  die  Gründer  können,  abgesehen  vom 
Vorstände,  dem  Aufeichtsrat  und  den  Liquidatoren,  auch  Aktionäre  er- 
heben, sofern  sie  mindestens  ^/lo  des  Grundkapitals  besitzen  (Art  20)« 
Gleich  den  GrOndem  haften  diejenigen  Personen,  welche  in  den 
ersten  drei  Jahren  seit  Errichtung  der  Gtesellschaft  zum  Vorstände, 
Au&ichtsrat  oder  zu  den  Liquidatoren  gehört  haben,  soweit  sie  nicht 
beweisen,  dals  sie  ohne  ihre  Schuld  die  Haftbarkeit  der  Grttnder 
weder  kannten,  noch  kennen  konnten  (Art.  17).  Ihre  Haftung  dauert 
zwei  Jahre,   seitdem  sie  aus  ihren  Ämtern  geschieden  sind  (Art  19). 

8.    Das  Grundkapital,  seine  Verinderungr  und 

Tilgung. 

Zur  Zeit  giebt  es  kein  Gesetz,  welches  das  Herabgehen  des  Grund- 
kapitals unter  ein  bestimmtes  Ma&  Terbietet  Die  Praxis  kennt  daher 
Aktiengesellschaften  mit  Grundkapitalien  von  yerschiedenstem  Betrage. 
Der  Vorentwurf  hatte  bestimmt,  dafs  das  Grundkapital  mindestens 
100000  Bubel  betragen  müsse.  Davon  sollte  mindestens  ^U  durch 
Aktien  au%ebracht  werden,  ftlr  welche  Barzahlung  zu  leisten  war. 

Der  Entwurf  von  1898  sagt,  das  Grundkapital  einer  Aktiengesell- 
achaft  dürfe  nicht  unter  150000  Rubel  herabgehen  (Art  21).  Eine 
Ausnahme  soll  nur  ftlr  die  bereits  erwähnten  Gesellschaften  bestehen, 
welche  lokale  Bedürftiisse  gemeinnütziger  Art  zu  befriedigen  haben. 
Ihr  Grundkapital  darf  weniger  als  150000  Rubel,  mufs  jedoch  min- 
destens 50  000  Rubel  betragen,  sie  bedürfen  zu  ihrer  Errichtung  einer 
Konzession  des  Finanzministers  (Art  21). 

Zur  Zeit  bietet  die  Frage  der  Erhöhung  und  Herabsetzung  des 
Grundkapitals  juristisch  wenig  Interesse,  weil  beides  nur  mit  Aller- 
höchster Genehmigung  oder  doch  nur  mit  Genehmigung  des  Finanz- 
ministers oder  des  entsprechenden  Ressortministers  erfolgen  kann.  Da 
das  in  Zukunft  fort&llen  soll,  so  enthielt  der  Vorentwurf  eine  Anzahl 
von  Bestimmungen,  welche  die  Erhöhung  des  Grundkapitals  erschweren 
loUten.  Sie  sollte  nicht  vor  Ablauf  von  drei  Jahren  seit  Errichtung 
der  Gesellschaft  und  nur  bei  Volleinzahlung  der  neuen  Aktien  erfolgen. 
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Der  Entwurf  von  1898  bestimmt,  dafs  das  G^nindkapital  «nf 
Beseblafs  der  Grenendversammlnng  erhöht  werden  kann,  jedoch  nur, 
nachdem  sämtliche  Aktien  früherer  Ausgaben  onteigebiaeht  sind 
(Art  22).  Die  neuen  Aktien  können  sowohl  g^gen  VoUeinaaUnng 
iüs  gegen  Ratenzahlung  mit  und  ohne  Vorstige  und  auch  Aber  pari 
ausgegeben  werden.  Letaterenfidls  soll  jedoch  die  Pribnie,  welche  sam 
Keseryekapital  zu  schlagen  ist,  mit  der  ersten  Rate  gezahlt  werden 
(Art  23). 

Die  Erhöhung  des  Grundkapitals  ist  bei  der  Abteilung  ffir  das 
Aktienwesen  zum  Aktienregister  anzumelden.  Der  Vorstand  hat  zu 
erklären,  dafs  sämtliche  neue  Aktien  übernommen  sind  und  dafs  die 
auf  sie  zu  leistende  Barzahlung  sich  in  seinem  Besitze  befindet 
(Art.  25,  d).  Erfolgt  die  Erhöhung  des  Grundkapitals  zum  Zwecke 
des  Erwerbes  von  Vermögensgegenständen  sachlicher  Art,  so  ist  — 
ebenso  wie  bei  der  Errichtung  einer  Aktiengesellschaft  —  deren 
Schätzung  durch  Sachverständige  vorzunehmen  und  der  Anmeldung 
beizuftlgen  (Art  25,  b).  Der  förmliche  Vertrag,  durch  welchen  diese 
Vermögensgegenstände  seitens  der  Gesellschaft  übernommen  werden,  ist 
innerhalb  eines  Jahres  seit  der  Eintragung  des  Erhöhungsbeschlusses 
der  Abteilung  ftlr  das  Aktienwesen  in  beglaubigter  Abschrift  vorzu- 
legen (Art  27).  Anderenfalls  wird  die  Eintragung  der  Erhöhung  von 
Amtswegen  gelöscht  (Art.  27).  Sind  seit  dem  Beschlüsse  der  General- 
versammlung über  die  Erhöbung  des  Grundkapitals  mehr  als  sechs 
Monate  verstrichen,  so  bleibt  deren  Anmeldung  zum  Aktienregister  un- 
berücksichtigt (Art  27). 

Für  die  Herabsetzung  des  Grundkapitals  bringt  der  Entwurf  von 
1898  nichts  wesentlich  Anderes  in  Vorschlag,  als  der  Vorentwurf. 
Die  Herabsetzung  erfolgt  auf  Beschlufs  der  Generalversammlung  ent- 
weder durch  Verringerung  des  Nennwerts  der  Aktien  oder  durch  Ver- 
ringerung ihrer  Anzahl  (Art.  28).  Letztere  kann  durch  Rückkauf  der 
Aktien  im  Wege  der  Auslosung  stattfinden  (Art  29).  Die  Herab- 
setzung des  Grundkapitals  ist  zum  Aktienregister  anzumelden  (Art  33). 
Der  Beschlufs  ist  jedoch  nicht  vor  Ablauf  von  sechs  Monaten  seit  seiner 
letzten  Publikation  im  Regierungsanzeiger  zur  Ausführung  zu  bringen 
(Art  31).  Bis  dahin  können  die  Gläubiger  der  Gesellschaft  gegen 
den  Beschlufs  notariellen  Protest  erheben  (Art  81)«  Kommt  eine 
Einigung  nicht  zu  stände,  so  sind  die  Gläubiger  zu  befriedigen;  sie 
haben  sich  jedoch,  sofern  ihre  Forderungen  nicht  ftllig  sind,  einen 
Diskont  von  4^/o  ftir  das  Jahr  gefallen  zu  lassen  (Art  32).  Erst 
wenn  der  Protest  erledigt  ist,  kommt  der  Erhöhungsbeschlufs  zur  Aus- 
ftlhrung  (Art  32).  Obligationsgläubiger,  deren  Forderungen  durch 
Grundstücke  oder  SpecialpfHnder  besichert  sind,  haben  das  F^testrecht 
nicht  (Art  31,  Anm.). 

Im  Statut  der  Gesellschaft  kann  auch  eine  Tilgung  des  Grund- 
kapitals aus  dem  Reingewinn  des  Unternehmens  vorgesehen  sein 
(Art  34).     Dazu  wird  ein  Tilgungsfonds  gebildet  und  die  Tilgung  ^- 
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folgt  durch  Bttckkauf  der  Aktien   mit   oder  ohne  vorherige  Ziehung 
(Axt.  34). 

Der  entgeltliche  Erwerb  eigener  Aktien  durch  die  Oeeelbchaft  ist 
nnsolftssig,  es  sei  denn,  dafs  er  cum  Zwecke  der  Herabsetzung  des 
Grundkapitals  erfolgt  (Art  85)-  Auch  der  Kommissionseinkauf  ist  es, 
sofern  er  nicht  zum  Operationskreise  der  Gesellschaft  gehört  (Art  85). 

Der  Vorentwurf  enthielt  eine  Anzahl  von  Bestimmungen,  welche 
die  Aufgabe  von  Obligationen  seitens  der  Aktiengesellschaften  betrafen. 
In  der  Kommission  wurde  diese  Frage  ebenfalls  beraten.  Sie  bietet 
insofern  Schwierigkeiten,  ab  es  in  RuMand  —  abgesehen  von  Polen 
und  den  Ostseeprovinzen  —  UTpothekenbtteher  im  deutschen  Sinne 
nicht  giebt  Omndstttcke  kOnnen  —  mit  gewissen  Ausnahmen  —  nur 
einmal  wiriuam  Terptttndet  werden  (Art.  1680  Bd.  X  TL  1  der  russ. 
Reichsgesetze).  Es  würde  daher  des  Erlasses  besonderer  Bestimmungen 
bedürfen  9  um  diesen  Schwierigkeiten  zu  begegnen.  Der  Vorentwurf 
enthielt  einzelne  solcher  Bestimmungen. 

Dagegen  bestimmt  der  neueste  Entwurf,  abgesehen  davon,  dafs  er 
den  Obligationsglttubigem  bei  der  Herabsetzung  des  Orundkapitak  ein 
Protestrecht  versagt  (Art  81,  Anm.),  nur,  dafs  Beschlüsse,  durch 
welche  der  Finanzminister  um  die  Genehmigung  zur  Ausgabe  von 
Obligationen  angegangen  werden  soll,  zum  Geschäftskreise  der  General- 
yersammlungen  gehören  (Art  82,  8).  Er  sieht  also  vor,  dafs  die 
Ausgabe  von  Obligationen  nur  mit  Genehmigung  des  Finanzministers 
erfolgen  kann. 

Zur  Zeit  kursieren  zahlreiche  Obligationen  russischer  Aktiengesell- 
schaften, welche  mit  Allerhöchster  Genehmigung  ausgegeben  sind. 

4.    Aktien  und  Interlmsschelne. 

Nach  dem  Gesetz  (Art  2172)  ist  der  AktionXr  nur  bis  zur  Höhe 
Minor  Einlage  verhaftet  und  kann  darüber  hinaus  weder  zu  persön- 
licher Verantwortung,  noch  zur  Nachzahlung  herangezogen  werden. 
Dieser  Grundsatz  gelangte  auch  im  Vorentwurf  zum  Ausdruck.  Nach 
dem  Entwurf  von  1898  ist  die  Haftung  des  Aktionttrs  ebenfalls  auf 
den  Nennwert  der  Aktie  zuzüglich  der  etwaigen  Prämie  beschränkt 
(Art  28).  Zu  Nachzahlungen  ist  er  nicht  verpflichtet  (Art  40).  Von 
der  Mö^chkeit,  den  Aktionär  zu  anderen  als  G^dleistungen  heranzu- 
sieben,  wie  sie  im  §  212  des  neuen  deutschen  Handelsgesetzbuchs 
Toigesehen  ist,  sagt  der  Entwurf  nichts. 

Das  Gesetz  von  1886  kannte  nur  Namenaktien  (Art  2160).  Nach 
Pcbedonoaeew  ^^)  kam  indessen  schon  1848  die  Bezeichnung  von  Inhaber- 
•ktiea  in  das  Gesetz,  indem  dieses  bei  den  Begeln  über  die  Verpfklndung 
▼on  Aktien  Inhaberaktien  vorsah  (Art  2168,  8).  Sodann  enthält  die 
Gesetzesausgabe  von  1887   eine  Anmerkung  zum  Art  2160,   welche 
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besagt,  dafe  in  den  Statuten  einzelner  AktiengeBeUsehaften  Inhaber» 
aktien  zazalaBsen  wttren.  In  der  Praxis  kamen  sie  in  der  That  viel- 
fiich  schon  früher  vor. 

Der  Vorentwnrf  kannte  sie  ebenBüls,  sachte  aber  ihre  An^gabe 
2a  beschränken,  indem  er  bestimmte,  dafs  ihr  Gesamtbetrag  '/lo  des 
Orondkapitals  nicht  ttbersteigen  dtlrfe«  Da  er  aber  die  Umwandlnng 
von  Namenaktien  in  Inhaberaktien  and  die  freie  Übertragbarkeit  sKmt- 
licher  Aktien  sEolieTs,  so  wSre  es  schwer  gewesen,  dieses  VerhftltniB  in 
der  Praxis  einzahalten. 

Der  Entwarf  von  1898  läfst  beide  Arten  von  Aktien  onbeschxinkt 
za  (Art.  38).  Ihr  Nennbetrag  soll  jedoch  nicht  weniger  als  150  Rubel, 
bei  Lokalgesellschaften  gemeinntltzigen  Charakters  nicht  weniger  als 
50  Rubel  betragen  (Art  87).  Vorzagsaktien  iKTst  der  Entwurf  eben* 
falls  za  (Art  87). 

In  Bezug  auf  die  Ausgabe  der  Aktien  bestimmt  das  Oesete  (Art 
2168),  dafs  sie  unter  keinen  Umständen  vor  ihrer  VoUzahlung  aus- 
gereicht werden.  Der  Börsenhandel  mit  ihnen  ist  überdies  in  jedem 
Einzelfalle  von  einer  besonderen  Genehmigung  des  Finanzministers  ab- 
hängig, welche  nach  den  Statuten  Tor  der  VerOfiSontlichung  des  Rechen- 
sohf^berichts  über  das  erste  Betriebsjahr  in  der  Regel  nicht  erteüt 
wird.     Der  Vorentwurf  schlofb  sich  dem  Gesetz  an. 

Der  neueste  Entwurf  bestimmt  ebenfidls,  dafii  Aktien  vor  der 
Volleinzahlung  des  Nennwertes  nicht  ausgegeben  werden  (Art  48). 
Kommen  Sacheinlagen  in  Frage,  so  mu&  aufserdem  der  förmliche 
lUationsyertrag  vorher  zum  Aktienregister  überreicht  sein  (Art  43). 
Bis  zur  Ausgabe  der  Aktien  werden  Interimsseheine  ausgegeben.  Diese 
dürfen  aber  nur  auf  den  Namen  lauten  und  werden  zum  Börsenhandel 
nicht  zugelassen  (Art.  44). 

Nach  Art.  2167,  1  des  Gesetzes  können  Aktien  und  Interims- 
Scheine  nur  mittelst  schriftlicher  Gession  übertragen  werden.  Sowohl 
diese,  als  Über^nge  durch  Erbgang  und  privatrechtliches  Urteil  sind 
beim  Vorstande  zu  verschreiben.  In  Art.  2168,  8  1.  c.  ist  ferner  die 
Übertragung  von  Namenaktien  durch  Blancoaufischrift  vorgesehen  und 
gesagt,  dafs  Inhaberaktien  ohne  Au&chrift  übergehen.  —  Die  Blanco- 
cession  hatte  der  Vorentwurf  aus  dem  Gesetz  nicht  übernommen;  da- 
gegen bestimmt  der  Entwurf  von  1898,  dafs  Namenaktien  durch 
Cessionsauischrift  übergehen  und  zwar  sowohl  durch  ausgefällte,  als 
durch  nicht  ausgefüllte.  Die  Übertragung  von  Inhaberaktien  wird  da- 
gegen in  keinem  der  Entwürfe  erwähnt  —  Da  im  EinfÜhrungsgesets 
(§  2)  bestimmt  ist,  dafs  die  Art.  2126-'2198  Bd.  X  Tl.  1  der  Reichs- 
gesetze bei  der  Einführung  des  neuen  Entwurfes  aufser  Kraft  treten, 
so  entsteht  hier  eine  Lücke,  die  durch  eine  Er^bizung  auszuftlllen  sein 
wird. 

Dasselbe  wird  in  Bezug  auf  die  Verpflüadung  von  Aktien  zu  ge- 
schehen haben.  Im  Anschlufs  an  Art  2168  des  Gesetzes  enthielt 
nämlich  der  Vorentwurf  die  Bestimmung,  dafs  die  Verpftndung  von 
Aktien  und  Interimsscheinen  durch  einen  Vermerk  im  Aktienbuche  et^ 
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folge.  Naeh  dem  Entwurf  von  1898  aber  kommt  das  Aktienbach  nar 
in  Frage,  als  ee  die  Besitzer  von  InterimBscheinen  and  Namen- 
ersichtlich  macht  (Art.  52).  Die  Verpfädung  von  Aktien  regelt 
der  Elntwurf  von  1898  nicht  Da  indeesen  Art  2168  aufser  Kraft 
treten  soll,  so  wird  auch  hier  eine  Ergänzung  erfolgen  müssen. 

Allgemeine  Regeln  über  die  Kraftloserklärung  von  abhanden- 
g^ommenen  Wertpapieren  kennt  das  rassische  Recht  nicht  Dagegen 
enthalten  die  Statuten  der  einzelnen  Oesellschaften  in  der  Regel  Be- 
stimmungen darüber,  wie  die  von  ihnen  ausgegebenen  Wertpapiere  Air 
kiaflloB  zn  ei^Jttren  sind.  Dabei  ist  die  Kraftloserklllrung  der  auf  den 
Namen  ausgegebenen  Wertpapiere  (Interimsscheine  und  Namenaktien) 
in  der  R^gel  f^  zulässig  erklärt,  die  Kraftloserklärung  von  Wert- 
papieren auf  den  Inhaber  aber  ausgeschlossen.  Diese  Bestimmungen 
hatte  der  Vorentwurf  ttbemommen. 

Der  Entwurf  von  1898  bestimmt,  dafs  das  Abhandenkommen  von 
Interimascheinen  und  Namenaktien  dem  Vorstande  zu  melden  sei 
(Art  41).  Dieser  erläfst  sodann  einen  Aufruf  mit  der  Verwarnung, 
dafs  die  abhandengekommenen  Wertpapiere  nach  Ablauf  von  drei 
Monaten  seit  der  letzten  Publikation  des  Aufrufii  im  R^erungsanzeiger 
((kr  kraftlos  erklärt  und  Duplikate  ausgereicht  werden  wtlrden.  Ein 
rechtaeitiger  Protest  henmit  die  Ausreichung  des  Duplikats  bis  zur 
Gerichtsentscheidung  (Art  41).  Die  Kommission  hatte  vorgeschlagen, 
die  Kraftloserklärung  auch  für  Inhaberpapiere  einzuführen.  Der  Ent- 
warf von  1898  ist  dieser  Anregung  nicht  gefolgt  Er  bestimmt  aus- 
drOeklich,  dafs  die  Anmeldong  des  Abhandenkommens  von  Inhaber- 
aktien,  Conpons  und  Gouponbogen  unberücksichtigt  bleiben  (Art.  42). 

Endlich  bestimmt  der  neue  Entwurf,  dafs  die  auf  die  Interims- 
seheine  zu  leistenden  Ratenzahlungen  auf  mehr  als  drei  Jahre  nicht 
verteilt  werden  dtirfen  (Art.  45).  Werden  die  Raten  nicht  rechtzeitig 
gezahlt^  80  tritt  eui  Kaduzierungsverfiihren  ein,  dessen  Einzelheiten  hier 
20  weit  führen  würden  (Art  46 — 51). 

6.   Veri¥^altungB-  und  Auüslohtsorgrane. 

Das  Gesetz  kennt  lediglich  einen  koUegialisch  oiganisierten  Vor- 
stand gegenüber  der  Generalversammlung.  Einen  Auisichtsrat  kennt 
es  nicht  Der  Vorstand  wird  von  der  G^eralversammlung  gewählt 
(Art  2175).  —  Nach  den  bestätigten  Statuten  ist  die  Organisation 
der  Gesellachaft  vielfiich  eine  andere.  An  die  Stelle  des  Vorstandes 
tritt  ein  sog.  leitender  Duektor,  bei  gröfseren  GreseUschaften  handelt 
er  neben  dem  Vorstande.  In  einzelnen  Statuten  findet  sich  aufserdem 
em  Aufsichtsrat  Auch  ist  die  Bildung  von  Revisionskommissionen  vor- 
gesehen, welche  zur  Prttftmg  des  Rechenschaftsberichts  zusammentreten. 
Diese  Organe  werden  von  der  Generalversammlung  gewählt  und  kOnnen 
auch  vor  Ablauf  der  Amtszeit  von  ihr  entlassen  werden. 

Demgegenüber  schrieb  der  Vorentwurf  vor,  dafs  jede  Aktien- 
gesellschaft einen  leitenden  Direktor  haben  müsse.     Dieser  war  direkt 


192  Dr.  jur.  Otto  von  Veh  in  Berlin, 

▼on  der  Oeneralversammliuig  za  wählen  and  sollte  neboi  dem  Vor- 
stande eine  von  diesem  nnabhängige  Stellung  haben.  Dagegen  war 
das  Bestehen  eines  Anfsichtsrats  nicht  rorgeschrieben.  Die  dem  letz- 
teren im  deutschen  Bechte  zugewiesene  Stellung  sollte  der  Vorstand 
einnehmen. 

Nach  dem  Entwurf  von  1898  mufs  dagegen  jede  Aktiengesellschaft 
einen  Vorstand  und  einen  Au&ichtsrat  haben.  Der  Vorstand  kann 
auch  aus  einer  Person,  dem  leitenden  Direktor,  bestehen.  Dann  ver- 
sieht das  Organ  neben  ihm  zugleich  die  Geschäfte  des  Aufeichtsrats 
(Art.  54).  Sind  nur  Namenaktien  ausgegeben  und  nicht  mehr  als  zehn 
Aktionäre  vorhanden,  so  bilden  diejenigen  Aktionäre,  welche  nicht  im 
Vorstande  sitzen,  den  Au&ichtsrat  (Art  55).  Vorstand  und  Aufsichtsrat 
werden  von  der  Oeneralversammlung  gewählt  (Art  60).  Besteht  der 
leitende  Direktor  neben  dem  Vorstande,  so  kann  er  auch  von  diesem 
gewählt  werden.  Niemand  kann  gleichzeitig  Glied  des  Vorstandes  und 
Glied  des  Anfsichtsrats  sein  (Art.  60).  Die  Wahl  erfolgt  auf  höchstens 
ftlnf  Jahre  (Art  61),  doch  ist  Wiederwahl  zulässig  (Art.  60).  Die 
Wahl  des  eisten  leitenden  Direktors  und  der  ersten  Mitglieder  des 
Vorstandes  und  des  Au&ichtsrats  erfolgt  nur  bis  zur  dritten  ordent- 
lichen Generalversaounlung  seit  Eintragung  der  Gesellschaft  ins  Aktien- 
register (Art  56  u.  61).  Sie  werden  von  derjenigen  SteUe  entlassen, 
die  sie  angestellt  hat  (Art  58  u.  82,  2).  Die  Generalversanrndung 
hat  die  Bedingungen  zu  genehmigen,  unter  denen  der  leitende  Direktor 
angestellt  wird  (Art  82,  3)  und  die  Vergütung  ftir  die  Mitglieder  des 
Vorstandes  und  des  Anfsichtsrats  zu  bestimmen  (Art  82,  4).  Ob  fttr 
den  leitenden  Direktor  das  sog.  Konkurrenzverbot  gelten  soU,  hängt 
von  der  mit  ihm  zu  treffenden  Vereinbarung  ab  (Art.  57). 

Nach  dem  G^etz  ist  der  Vorstand  Bevollmächtigter  der  Gesell- 
schaft (Art  2181),  der  sie  nach  aufsen  vertritt  Das  Statut  hat  eine 
Bestimmung  darüber  zu  enthalten,  bis  zu  welcher  Summe  der  Vorstand 
die  Gesellschaft  verpflichten  kann,  ohne  die  Generalversammlung  hören 
zu  müssen  (Art  2178).  In  dringenden  Fällen  kann  der  Vorstand 
diese  Grenze  überschreiten  (Art  2179),  das  geschieht  jedoch  unter 
persönlicher  Verantwortlichkeit  seiner  Mitglieder  (Art  2179,  2181). 

Diese  gesetzlichen  Bestimmungen  sind  mit  einzelnen  Abänderungen 
in  die  bestätigten  Statuten  übergegangen.  Als  wesentlichste  tritt  die 
Bestimmung  hervor,  dafs  der  leitende  Direktor  als  hervorragendster,  ja 
vielfach  als  ausschliefslicher  Vertreter  der  G^ellschaft  nach  aulsen  er- 
scheint Auch  nach  dem  Vorentwurf  lag  die  Vertretung  der  Gesell- 
schaft nach  aufsen  ausschliefslich  in  den  Händen  des  leitenden  Direktors. 
Er  war  verpflichtet,  seine  Wahl  zum  Handelsregister  anzumelden, 
worauf  deren  Eintragung  zu  veröffentlichen  war. 

Der  Entwurf  von  1898  hat  diese  Bestimmungen  nicht  übernommen. 
Die  Eintragung  des  Vorstandes  ins  Aktienregister  ist  nicht  voi^esefaen, 
wie  bereits  bei  Gelegenheit  der  Errichtung  von  Aktiengesellschaften 
bemerkt  wurde.  Der  Entwurf  bestimmt  nur,  dafs  der  Vorstand  das 
Zeichnungrecht  hat  (Art  62),  welches  er  dem  leitenden  Direktor  über- 
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tragen  kann  (Art  62).  Etwaige  Beschränkungen  des  ZetchnnngBrechts 
sind  im  Statut  festsuBetzen  (Art.  62).  Dritten  gegenüber  wird  die 
GtseUflchaft  dnreh  die  GUmdlnngen  des  Vorstandes  berechtigt  and  ver- 
pflichtet (Art  68)-,  die  Dritten  haben  jedoch  die  Art  der  Thätigkeit 
des  Unternehmens  and  diejenigen  Beschilinkangen  za  beachten,  wache 
im  Statut  vorgesehen  sind  (Art.  64  u.  62).  —  Dafs  letzteres  mit  allen 
etwaigen  späteren  Abttnderungen  in  St  Petersburg  in  den  Akten  der 
Abteilung  ftlr  das  Aktienwesen  nicht  leicht  zugänglich  sein  wird, 
leuchtet  ein.  Die  Eintragung  der  Änderungen  des  Vorstandes  und 
etwaiger  Vertretungsbescbränkungen  seiner  Mitglieder  in  das  Aktien- 
register im  Sinne  von  §  284  des  neuen  deutschen  Handelsgesetzbuchs 
hätte  gewifs  im  Interesse  der  Verkehrssicherheit  gelegen. 

Nähere  Bestimmungen  ttber  die  Verteilang  der  Geschäfte  zwischen 
Vontand  und  Aufuchtsrat  hat  der  neueste  Entwurf  nicht  Er  besagt 
nur,  dafs  die  Geschäftsverteilung  Gegenstand  des  Statuts  oder  einer 
besonderen  Geschäftsinstruktion  sei  (Art  68).  Erreichen  die  Verluste 
der  Gesellschaft  50®/o  des  Grundkapitals,  so  ist  hierüber  der  nächsten 
oder  ehier  auiserordentlichen  Genendversammlung  Vorlage  zu  machen 
(Alt  66). 

Zur  Zeit  gilt  die  Haftung  der  Mitglieder  des  Vorstandes,  ebenso 
wie  die  der  Gründer  (Art  2166,  8)  für  solidarisch  i^),  obgleich  das 
im  Gesetz  direkt  nicht  gesagt  ist  Nach  dem  Vorgange  des  Vorentwurfe 
bestimmt  der  Entwurf  von  1898  ausdrücklich,  dafs  die  Haftung  der 
Verwaltungs-  und  Aufsichtsorgane  eine  solidarische  sei  (Art  69). 
Rhgen  g^gen  diese  Organe  und  deren  Mitglieder  können  sowohl  von 
diesen  selbst,  von  den  Liquidatoren  der  G^esellschaft  und  auch  direkt 
von  Aktionären  erhoben  werden,  sofern  diese  mindestens  ^/lo  des 
Grandkapitals  besitsen  (Art  20).  Die  Haftung  tritt  ein  bei  Arglist 
und  dem  Mangel  derjenigen  Sorgfidt,  welche  von  einem  Geschäftsmann 
in  Wahrnehmung  fremder  Interessen  verlangt  wird  (Art  69).  Sie 
kann  durch  Vertrag  weder  ausgeschlossen  noch  verändert  werden 
(Art  18).  Die  Klage  verjährt  in  drei  Jahren  seit  der  Genehmigung 
des  Rechenschaftsberichts  und  der  Bilanz  für  dasjenige  Jahr,  in  welchem 
der  Eüagegrund  entstand  (Art  70).  Kam  letzterer  in  der  General- 
veraunmlung  nicht  zur  Sprache  oder  ist  er  die  Folge  einer  Übertretung 
des  Strafgesetzes,  so  kommt  die  kurze  Verjährungsfrist  nicht  zur  An- 
wendung (Art  70). 

Nach  dem  Vorentwurf  sollte  die  Buch-  und  Rechnungsftlhrung 
einem  Buchhalter  übertragen  werden,  welcher  gleich  dem  leitenden 
Direktor  von  der  Generalversammlung  gewählt,  neben  diesen  treten 
und  unabhängig  von  ihm  unter  eigener  Verantwortung  Kontrolle  üben 
sollte.     Der  neueste  Entwurf  hat  diese  Einrichtung  nicht  übernommen. 


11)  Borowikowski^  Die  bürgerlichen  Gesetze  mit  Erlftaterungen  nach 
den  Entscheidungen  des  Kassationsdepartements  des  dirigierenden  Senats. 
8.  Aufl.    St  Petersburg  1895.    S.  798  zum  Art  2181. 
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6.    Die  Generalversammluner. 

Nach  Art  2171  des  Gesetzes  hat  das  Statut  der  einzelnen  Oesell- 
Bchaft  festzusetzen,  unter  welchen  Bedingungen  die  Aktionäre  Sitz  und 
Stimme  in  der  Generalversammlung  haben  und  die  Stellvertretung  zu 
regeln.  Die  Bestimmungen  der  Statuten  sind  hier  aufserordentlich 
mannigfidtig. 

Nach  dem  Vorentwurf  konnte  zwar  jeder  ins  Aktienbuch  ein- 
getragene Aktionär  persönlich  oder  durch  einen  BevoUmilchtigten  an 
der  Generalversammlung  teilnehmen;  er  konnte  auch  mindestens  eine 
Stimme  abgeben,  jedoch  nur  unter  der  Voraussetzung,  dafs  seit  seiner 
Eintragung  ins  Aktienbuch  mindestens  sechs  Monate  verflossen  waren. 
Dadurch  waren  die  Besitzer  von  Inhaberaktien  von  der  Teilnahme  an 
der  Generalversammlung  thatsllchlich  ausgeschlossen. 

Der  Entwurf  von  1898  triflft  andere  Bestimmungen. 

Er  läfst  zunächst  jeden  Aktionär  an  der  Generalversammlung  mit 
beratender  Stimme  teilnehmen  (Art.  72).  Dann  bestimmt  er,  dafs 
jede  Aktie  das  Stimmrecht  gewährt  (Art  88);  doch  mufs 
der  Aktionär  mindestens  einen  Monat  vor  der  Generalversammlung  ins 
Aktienbuch  eingetragen  sein  (Art.  78).  Die  Aktien  brauchen  nicht  im 
Original  vorgelegt  zu  werden,  um  die  Eintragung  zu  erwirken,  es 
genügt  die  Vorlegung  der  Quittung  desjenigen  Kreditinstituts,  das  die 
Aktien  in  Verwahrung  oder  in  Versatz  hat  (Art.  78).  Der  stimm- 
berechtigte Aktionär  kann  persönlich  oder  durch  einen  schriftlich  Bevoll- 
mächtigten sein  Stimmrecht  ausüben  (Art.  74).  Die  Vollmacht  kann 
auch  dem  Elreditinstitut  Übertragen  werden,  das  die  Aktien  in  Versatz 
hat,  jedoch  hat  der  Pfandgeber  seine  Zustimmung  hierzu  in  notarieller 
Form  zu  erteilen  (Art  75).  Beamte  der  Gesellschaft  können  weder 
persönlich,  noch  durch  Bevollmächtigte  an  der  Abstimmung  teilnehmen, 
noch  auch  als  Bevollmächtigte  auftreten  (Art.  74).  Die  Mitglieder  des 
Vorstandes  und  des  Au&ichtsrats  sind  von  der  Stimmabgabe  aus- 
geschlossen, sofern  es  sich  um  ihre  vorzeitige  Entlassung  oder  um  eine 
Klage  gegen  sie  handelt  (Art  84).  Dasselbe  gilt  von  Aktionären,  mit 
denen  ein  Vertrag  oder  Vergleich  zu  schliefsen  ist 

Das  G^etz  hat  keine  Vorschriften  darüber,  wer  die  Generalver- 
sammlung zu  berufen  hat  Es  sagt  aber  im  Art.  2183,  dafs  alle 
Sachen  nur  durch  Vermittelung  des  Vorstandes  an  die  Generalver- 
sammlung gelangen  können,  so  dafs  diese  mit  der  Sache  nur  befafst 
wird,  wenn  der  Vorstand  sie  beachtenswert  findet  —  Nach  dem 
Statutentjpus  aber  haben  sowohl  der  Vorstand,  der  Auftichtsrat  und 
die  Revisionskommission,  als  unter  bestimmten  Voraussetzungen  auch  die 
Aktionäre  das  Recht,  die  Beruftmg  einer  Gkoeralversammlung  zu  ver- 
anlassen und  zu  verlangen,  dafs  die  ihr  vorgelegten  Sachen  verhandelt 
werden.  —  Der  Vorentwurf  überwies  die  Berufung  der  Generalver- 
sammlung in  erster  Reihe  dem  leitenden  Direktor,  doch  konnte  dieser 
unter  gewissen  Voraussetzungen  auch  vom  Vorstande  oder  von  einer 
Anzahl  von  Aktionären  zur  Berufung  veranlafst  werden. 
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Nach  dem  neuen  Entwurf  werden  sowohl  die  ordentlicfaen  als  die 
uirserordentlichen  Gtoeralversammlungen  yom  Vorstande  berufen  (Art  76), 
die  ordentlichen  am  Sehlufs  des  Betriebejahres  (Art  71).  Der  Vorstand 
ist  snr  Berufung  in  14  Tagen  yerpflichtet,  wenn  sie  von  einem  der 
Verwaltungs*  und  Au£richtsorgane,  oder  von  Aktionllren  verlangt  wird, 
die  lusammen  mindestens  ^/lo  des  Grundkapitals  besitasen  und  wenn 
der  Gr^genstend  der  Vorlage  vorher  bezeichnet  wird  (Art.  76).  Die 
Berufung  erfolgt  durch  Publikation  und  es  müssen  zwischen  der  dritten 
Publikation  im  Regierungsanseiger  und  der  Grenendversammlung  min* 
destens  sechs  Wochen  liegen  (Art  77).  Die  Publikation  hat  zugleich 
die  Tagesordnung  der  Versammlung  anzugeben  (Art  78) ;  letztere  darf 
sich  jedoch  nicht  auf  allgemeine  Ausdrücke,  wie  „laufende  Sachen* 
ond  Ähnliches  beschränken  (Art  79,  Anm.).  Zwei  Wochen  vor  der 
Generalversammlung  ist  ein  Verzeichnis  der  stimmberechtigten  Personen 
mit  Angabe  der  von  ihnen  vertretenen  Aktien  im  Gesch&ftslokal  aus« 
nihflngen  (Art  80)«  In  der  Verjammlung  darf  nichts  zur  Verhandlung 
kommen,  was  nicht  auf  der  Tagesordnung  steht  Erreichen  jedoch  die 
Verlnste  der  Gesellschaft  50%  des  Grundkapitals  oder  li^  Insolvenz 
vor,  so  kann  hierüber  ohne  weiteres  verhandelt  werden.  Dasselbe  gilt 
von  dem  Antrage  auf  Bemfiing  einer  zweiten  G^eralversammlung 
(Art  79). 

Das  Gtesetz  (Art  2182)  bestimmt  nicht,  welche  Gegenstünde  not* 
wendig  der  Entscheidung  der  Generalversammlung  unterliegen.  Dagegen 
setzt  es  in  Art  2184  fest,  dafs  ihre  Beschlüsse  nur  dann  verbindliche 
Kraft  haben,  wenn  mindestens  ^U  der  anwesenden  AktionSre  ihnen 
zogestinunt  haben.  —  Eine  Ausnahme  macht  die  sog.  zweite  General- 
venammlung,  die  berufen  wird,  wenn  die  erste  wegen  Mangels  an  der 
im  Statut  vorgeschriebenen  Beteiligung  nicht  zu  stände  kam.  Sie  ent- 
aeheidet  mit  ein£uher  Stinunenmehrheit  (Art  2184,  Anm.).  —  In  den 
bestätigten  Statuten  sind  diese  Fragen  in  der  verschiedensten  Weise 
geregelt  Der  Vorentwurf  entnahm  ihnen  das  ihm  zweckmäfsig 
flcheinende,  vermied  aber  Bestimmungen,  die  eine  zweite  Generalver- 
sammlung nötig  machen  konnten. 

Der  Entwurf  von  1898  regelt  die  Zuständigkeit  der  Generalver- 
«ammlnng  dahin,  dafs  er  ihr  die  Genehmigung  des  Rechenschaftoberichts 
and  der  Bilanz,  die  Anstellung  und  Entlassung  der  Mitglieder  des 
Vontandes  und  Aufsichtsrats  und  der  Liquidatoren,  die  Remuneration 
dieser  Personen,  den  AbschluTs  des  Vertrages  mit  dem  leitenden  Direktor 
und  die  Entscheidung  von  Anträgen  zuweist,  welche  die  Revision  der 
Angelegenheiten  der  Gesellschaft  betreffan  (Art  82,  1 — 4,  10).  Soll 
ferner  der  Betrieb  erweitert,  Grundbesitz  mit  einmaliger  Ausgabe  von 
mehr  als  ^/lo  des  Grundkapitals  erworben,  das  Statut  abg^ndert,  das 
Grundkapital  erhöht  oder  herabgesetzt,  die  Gesellschaft  aufgelöst,  ihr 
Vermögen  als  Granzes  tibertragen  oder  die  Gesellschaft  mit  einer  anderen 
veremigt  werden,  soll  der  Finanzminister  um  die  Genehmigung  zur 
Ausgabe  von  Obligationen  angegangen  oder  soll  Über  die  vorzeitige 
Kntlssgnng   von  Mitgliedern   des  Anfsichtsrats  beschlossen  werden,   so 
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roofs  aaTserdem  die  Mehrheit  in  der  GreneralyerBammlang  mindestens 
^U  des  Omndkapitals  vertreten  (Art.  82,  5 — 9  n.  88).  Beschlttsse, 
welche  den  Gegenstand  des  Unternehmens  ändern  oder  die  Rechte  der 
Vorzugsaktien,  GrUndungsanteüscheine  und  Dividendenscheine  verletsen, 
sind  unzolttssig  (Art.  88).  Liegen  Rechenschaftsbericht  nnd  Bilanz  zur 
Genehmigung  vor,  so  können  Aktionäre,  welche  mindestens  Va  der  an- 
gemeldeten Aktien  vertreten,  einen  Aufschub  der  Genehmigung  auf 
höchstens  einen  Monat  und  die  PrtlAmg  der  Vorlagen  durch  Sachver- 
ständige fordern,  sofern  Unregehnäfsigkeiten  ersichtlich  sind  (Art  88)« 
Soweit  es  sich  nicht  um  Gesellschaften  handelt,  deren  Betrieb  in  Erwerb 
und  VeräuTserung  von  Grundstttcken  besteht  (TerraingeseUschaften 
Art.  87,  Anm.),  hat  dem  Erwerb  am  Grundbesitz  für  mehr  als  ^/lo 
des  Grundkapitals  eine  Abschätzung  durch  Sachverständige  voraussa«? 
gehen,  entsprechend  derjenigen,  welche  bei  der  Übernahme  von  Sach- 
einlagen vorgeschrieben  ist  (Art.  87,  Art  5).  Die  Fälle,  wo  eine  ver- 
stärkte Mehrheit  oder  wo  Qualifikationen  für  das  Zustandekommen  der 
Beschlüsse  der  Generalversammlung  erforderlich  sind,  können  durch  das 
Statut  vermehrt  werden  (Art.  88).  Im  übrigen  und  insbesondere  für 
den  Beschlufs,  eine  Revision  der  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  an- 
zuordnen, genfigt  einfache  Mehrheit,  sofern  mindestens  ^/lo  des  Ghrund- 
kapitals  in  der  Generalversammlung  vertreten  ist  (Art  89). 

Vor  Eintritt  in  die  Tagesordnung  wählt  die  Versammlung  einen 
Vorsitzenden  und  zwei  Stimmzähler  (Art  81);  die  Abstimmung  ist 
geheim,  sobald  ein  Mitstimmender  es  verlangt  (Art.  83).  Personen- 
fragen  werden  durch  geheimes  Ballotement  entschieden  (Art  83).  Die 
Fälle  geheimer  Abstimmung  können  im  Statut  vermehrt  werden  (Art  88)> 
Das  Protokoll  der  Versammlung  ist  von  einem  Aktionär,  auf  schrift- 
lichen Wunsch  eines  Aktionärs  von  einem  Notar  zu  ftlhren  (Art.  91)« 
Protokolle,  in  denen  Statutenänderungen  niedergelegt  sind,  sind  der 
Abteilung  für  das  Aktienwesen  in  Abschrift  zu  überreichen  (Art  92). 
Gehören  sie  (nach  Art  9)  ins  Aktienregister,  so  erfolgt  ihre  Eintragung, 
und  der  entsprechende  Beschlufs  wird  erst  mit  dieser  wirksam  (Art  92). 
Wird  die  Eintragung  abgelehnt,  so  kann  Beschwerde  an  den  Finanz- 
minister gehen  (Art  8).  Die  Minderheit  kann  gegen  einen  Beschlufs 
der  Generalversammlung  protestieren ;  dann  ist  der  Protest  zu  Protokoll 
zu  nehmen.  Bei  geheimer  Abstimmung  hat  die  Minderheit  die  Protest- 
absicht vorher  zu  verlautbaren  (Art.  85).  Eine  Klage  der  Minderheit 
auf  Ungültigkeitserklärung  eines  Beschlusses,  welche  im  Vorentwurf 
gegeben  war  und  auch  von  der  Kommission  gewünscht  wurde,  ist 
nicht  erwähnt.  Dagegen  ist  bestimmt,  dafs  Beschlüsse,  welche  den 
Gesetzen  oder  Statuten  widersprechen,  nicht  zur  Ausführung  konmien 
und  für  die  Aktionäre  nicht  verbindlich  sind  (Art  93).  Wie  das  aber 
festgestellt  werden  soll,  ist  nicht  gesagt 

Alle  diese  Regeln  beziehen  sich  auch  auf  die  sog.  zweiten  General- 
versammlungen (Art  98). 

Wer  fremde  Aktien  ohne  Zustimmung  des  Eigentümers  zur  General- 
versammlung anmeldet  oder  wer  fremde  Aktien  Anderen  zur  Anmelduqg 
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liefert,  imterii^  einer  Geldstrafe  von  500  Rubel,  welche  sich  um 
25  Babel  ftbr  jede  Aktie  erhöht,  sobald  mehr  ab  20  Aktien  angemeldet 
and  (Art  75). 

7.    Revision  der  AktiLengesellsohaften. 

Die  Bevision  der  Angelegenheiten  einer  Aktiengesellschaft  ist  im 
GeBsts  von  1886  nicht  voigesehen.  Wie  berdts  angeführt,  bestehen 
cwar  nach  den  Statuten  yiel&ch  Revisionskommissionen.  Diese  haben 
iber  entweder  die  Stellnng  des  Anfsichtsrats  oder  sie  treten  nur  all- 
jllirlieh  rar  Prtlfimg  des  Rechenschaftsberichts  nnd  der  Bilanz  zusammen. 
Dm  Finanzministerinm  hat  daher  Antrüge  auf  Anordnung  von  Revisionen 
abgelehnt,  weil  eine  gesetzliche  oder  statutarische  Grundlage  für  sie 
fehlte.  Andererseits  mangeln  wiederum  gesetzliche  Garantien,  welche 
einer  SchXdigung  des  Kredits  der  zu  revidierenden  Gesellschaft  vor- 
beugen könnten. 

Der  Vorentwurf  Übertrug  das  Revisionsrecht  nicht  allein  der 
Geneialversammlnng,  sondern  auch  dem  von  ihm  in  Aussicht  ge- 
nommenen Aktienkomitee.  Letzteres  sollte  nicht  allein  auf  Antrag 
einer  bestimmten  Anzahl  von  Aktionären,  sondern  auch  aus  eigener 
EntBchlielsung  revisionsberechtigt  sein.  Es  sollte  auch  das  Recht  haben, 
die  Beamten  der  Gesellschaft  für  die  Zeit  der  Revision  zu  suspendieren, 
erforderlicben&lls  die  Thätigkeit  der  Gesellschaft  aufhören  zu  lassen 
und  deren  Liquidation  anzuordnen.  Endlich  sollte  es  eventuell  Straf- 
anzeige bei  der  Staatsanwaltschaft  zu  erstatten  haben. 

Der  letzte  Entwurf  hat  diese  Bestimmungen  nicht  übernommen. 
Er  überträgt  vielmehr  in  der  Revisionsfrage  wichtige  Befugnisse  dem 
Gericht. 

Er  ordnet  an,  dafs  ein  Antrag  auf  Revision  der  Angelegenheiten 
der  Gesellschaft  bei  der  Generalversammlung  zu  stellen  sei  (Art.  94). 
Diese  kann  eine  Revisionskommission  ernennen  und  ihr  das  Recht  ein- 
samen, die  Beamten  der  Gesellschaft  zeitweilig  zu  suspendieren  (Art.  94) 
und  Saehversttndige  zur  Revision  heranzuziehen  (Art.  95).  Die  Be- 
amten der  Gesellschaft  sind  verpflichtet,  der  Revisionskommission  jede 
Art  von  Aufklärung  zu  geben  (Art.  95).  Nach  durchgeftlbrter  Revision 
berichtet  die  Kommisston  der  Generalversammlung  und  stellt  die  ent- 
sprechenden Anträge  (Art.  96).  Ergiebt  die  Revision  Übertretungen 
des  Strafgesetzes,  so  erfolgt  eine  Anzeige  bei  der  Staatsanwaltschaft 
(Alt  101)- 

Lehnt  die  Generalversammlung  den  Antrag  auf  Anordnung  einer 
Revision  ab,  so  können  Aktionäre,  welche  mindestens  ^/lo  des  Grund- 
kapitals vertreten,  sich  an  das  örtliche  Bezirksgericht  wenden  (Art.  97). 
Dieses  ordnet  ein  summarisches  Verfahren  an,  in  welchem  die  Antrag- 
steller und  die  Vertreter  nnd  Beamten  der  Gesellschaft  gehört  werden, 
ond  beschliefst  sodann  über  den  Revisionsantrag  (Art  98).  Giebt  das 
Gericht  dem  Antrage  statt,  so  ernennt  es  eine  Revisionskommission  mit 
denselben  Beftignissen,   wie  sie  ihr  von  der  Generalversammlung  über- 
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tragen  werden  können  (Art.  99)«  Der  JBeBchlafs  des  Gerichts  onterliegt, 
auch  wenn  es  den  Antrag  auf  Anordnung  der  Revision  ablehnt,  keiner 
Beschwerde  (Art  98).  Nach  Beendigung  der  Revision  beschliefst  das 
Gericht  tlber  die  Kosten,  welche  den  AntragsteUem  auferlegt  werden 
können  (Art.  100).  Ein  Bericht  ttber  den  Verlauf  der  Revision  geht 
zu  den  Akten  der  Abteilung  fllr  das  Aktienwesen  (Art  101). 

8.    Rechenschaftsbericht  und  Bilanz. 
Gewinnverteilung:. 

Nach  Art  2185  des  Gesetzes  hat  der  Vorstand  der  Generalver- 
sammlung Abrechnung  ttber  seine  Thtttigkeit  zu  geben.  Im  Bericht 
sind  der  Bestand  des  Kapitals,  der  Anlagen  und  sonstigen  Vermögens- 
gegenstände,  die  Einnahmen  und  Ausgaben,  die  Verwaltungskosten,  der 
Reingewinn  und  die  Höhe  des  Reservekapitals  anzugeben  (Art.  2186). 
Der  Rechenschaftsbericht  ist  mit  seinen  Anlagen  zur  Einsicht  der 
Aktionäre  im  Geschtfftslokal  rechtzeitig  auszulegen  (Art.  2185).  Die 
Generalversammlung  kann  zur  Prüfung  des  Rechenschaftsberichts  eine 
besondere  Kommission  einsetzen  (Art.  2185). 

Die  Bildung  eines  Reservekapitals  ist  im  Gesetz  nicht  vorgeschrieben. 
Ebensowenig  bestimmt  es,  wie  die  Dividende  zu  berechnen  sei;  es 
schreibt  nicht  einmal  vor,  dafs  sie  dem  Reingewinn  entnommen  werden 
müsse.  Es  erldärt  lediglich,  dals  die  Bildung  eines  Reservekapitals 
zulässig  und  dafs  die  Art  seiner  Bildung  durch  das  Statut  oder  die 
Genendversammlung  zu  bestimmen  sei  (Art  2169).  In  Bezug  auf  die 
Dividende  sagt  es  nur,  da(s  ihre  Festsetzung  von  der  Generalversammlung 
abhänge  (Art  2169),  dafs  sie  fdr  den  Empfangsberechtigten  10  Jahre 
lang  aufzubewahren  sei  und  dafs  sie  nachher  dem  Reservekapital  ver- 
fiüle  oder  unter  die  Aktionäre  zu  verteilen  sei  (Art  2170). 

Die  bestätigten  Statuten  haben  das  Fehlende  ergänzt.  Der  Vor- 
entwtirf  dagegen  besagte,  dafs  die  Art,  wie  der  Rechenschaftsbericht 
und  die  Bilanz  einer  Aktiengesellschaft  aufzustellen  sei,  vom  Aktiea- 
komitee  bestimmt  werde.  Dieses  sollte  auch  berechtigt  sein,  die  Bil- 
dung von  Reservekapitalien  und  deren  Unantastbarkeit  nach  Bedürfnis 
anzuordnen. 

Der  neue  Entwurf'  schliefst  sich  in  seinen  Bestimmungen  über 
Rechenschaftsbericht  und  Bilanz  im  wesentlichen  an  das  neue  deutsche 
Handelsgesetzbuch  an.  —  Sie  sind  alljährlich  und  zwar  in  der  Regel  in 
den  ersten  vier,  spätestens  in  den  ersten  sechs  Monaten  des  neuen 
Betriebsjahres  aufzustellen  (Art.  102).  Sie  sind  der  Generalversammlung 
mindestens  zwei  Wochen  vor  ihrem  Zusammentritt  mit  einem  Vorschlag 
für  die  Gewinnverteilung  und  einem  Gutachten  des  Anfsichtsrats  vor- 
zulegen (Art.  103)  und  denjenigen  Aktionären  mitzuteilen,  die  ihre 
Aktien  zur  Generalversammlung  angemeldet  haben  (Art  104).  Diese 
haben  das  Recht,  jede  Art  Erläuterung  zu  fordern  (Art  104).  Die 
Geldbezeichnungen  im  Rechenschaftsbericht  und  in  der  Bilanz  haben 
auf  Reichswährung  zu  kuten;   die  Berechnungen   in  ihnen  erfolgen  za 
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dem  Tage,  zu  welchem  beide  aufgestellt  sind  (Art.  105).  Zweifelhafte 
Forderungen  sind  nach  ihrem  wahrscheinlichen  Wert  anzusetzen,  un- 
einbringliche abzuschreiben  (Art.  105). 

Abgesehen  hiervon  kommen  für  die  Aufstellung  der  Bilanz  noch 
folgende  Vorschriften  in  Betracht  (Art  106): 

1.  Wertpapiere  mit  Börsenkurs  sind  zum  Tageskurse,  jedoch  nicht 
höher  als  zum  Anschaffungspreise  anzusetzen. 

2.  Waren  mit  Börsen-  oder  Marktpreis  sind  nicht  höher  als  zu 
diesem  Preise  anzusetzen;  ttbersteigt  er  jedoch  den  Anschaffungs-  oder 
HecBteUnngspreis,  dann  höchstens  zu  letzterem. 

3.  Andere  Vermögensgegenstände,  die  dem  Vertriebe  tmterliegen, 
aber  keinen  Börsen-  oder  Marktpreis  haben,  sind  höchstens  zum  An* 
schaffongs-  oder  Herstellungspreise  anzusetzen. 

4.  Anlagen  und  sonstige  Vermögensgegenstände,  die  dem  Vertriebe 
nicht  unterliegen,  können  zu  demjenigen  Werte  angesetzt  werden,  den 
sie  fitr  die  Gesellschaft  erlangt  haben,  sofern  von  diesem  Wert  ein 
seiner  Verminderung  oder  der  allmählichen  Abnutzung  der  Gegenstände 
entsprechender  Betrag  abgeschrieben  wird. 

5.  Die  Kosten  der  Errichtung,  ersten  Einrichtung  und  Erweiterung 
des  Unternehmens  können  in  die  Bilanz  als  Aktivum  eingestellt  werden, 
jedoch  höchstens  fünf  Jahre  hindurch,  in  denen  die  Abschreibung  ent- 
sprechender Jabresbeträge  erfolgt  ist^'). 

6.  Dal  Grundkapital,  das  Keservekapital  und  die  Emeuerungs- 
fonds  sind  unter  die  Passiva  anfzusehmen. 

Der  aus  der  Vergleichung  der  Aktiva  und  Passiva  sich  ergebende 
Gewinn  oder  Verlust  des  verflossenen  Betriebsjahres  ist  am  Schlüsse 
der  Bilanz  besonders  anzugeben. 

Die  von  der  Generalversammlung  genehmigte  Bilanz  ist  im  Aus- 
zöge zu  veröffentlichen  und  mit  dem  Rechenschafhibericht  und  der 
Gewinn-  und  Verlustrechnung  der  Abteilung  für  das  Aktien wesen  ein- 
zusenden (Art  107).  Läfst  jemand  im  Kechenscbaftsbericbt  und  in  der 
Bilanz  Unrichtigkeiten  in  der  Absicht  zu,  die  Vermögenslage  der  Gesell- 
schaft zu  verschleiern,  so  unterliegt  er  der  Strafe,  welche  auf  die 
Fälschung  von  Handelsurkunden  gesetzt  ist  (Art.  107)^*). 

Über  die  Verteilung  des  Gewinns  enthält  der  Entwiirf  detaillierte 
Vorachriften  (Art.  108  u.  109).  Dabei  sind  Abzüge  zum  Reserve- 
kapital vorgesehen  (Art.  108)  i  welches  zur  Deckung  anfserordentlicher 
Verluste  bestimmt  ist  (Art.  110).  Sofern  nicht  das  Statut  gröfsere 
AbzQge  vorsieht,  haben  sie  mindestens  5^/o  vom  Gewinn  zu  betragen 
und  werden  so  lange  fortgesetzt,  bis  ^/lo  des  Grundkapitals  erreicht  ist 
(Art.  110).     Dann   können   sie   aufhören,    haben   aber  wieder  zu  be- 

12)  Nach  §  261  Nr.  4  des  neuen  deutschen  Handelsgesetzbuchs  dürfen 
die  Kosten  der  Errichtung  nicht  als  Aktivum  in  die  Bilanz  eingesetzt 
werden. 

18)  Art  362  des  russischen  Str.G.B.  Letzteres  ist  ins  Deutsche  über- 
setzt von  G.  9.  Gl€uenapp.    2.  Aufl.  1892.    Dorpat. 
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ginnen,  sobald  du  Reseirekapital  kleiner  geworden  ist  (Art  110). 
Unter  der  persönlichen  Verantwortong  yon  Vorstand  nnd  Anfriehtsrat 
kann  auch  yor  der  Oenehmigong  von  Rechenschaftsbericht  und  Bilanz 
eine  Dividende  verteilt  werden.  Sie  darf  jedoch  5^/o  von  der  Aktie 
nicht  ttbersteigen  (Art  111).  Im  übrigen  erfolgt  die  Zahlung  der 
Dividende  nicht  sjAter,  als  drei  Monate  nach  der  G^ehmigong  von 
Rechenschaftsbericht  und  Bilanz  (Art.  111).  Dividendenbetrilge,  wekshe 
zehn  Jahre  lang  nicht  erhoben  sind,  werden  zam  Reservekapital  ge- 
schlagen  (Art  111).  Die  Zahlung  von  sog.  Bauzinsen  ist  nicht  vor- 
gesehen; dagegen  ist  die  Berechnung  von  Zinsen  ftlr  Aktien  und  nicht 
abgehobene  Dividenden  verboten  (Art  85). 

9.    Auflösimgr  der  AkUengreBellschaft  und 

Liquidation. 

Nach  dem  Gesetz  erfolgt  die  Auflösung  von  Aktiengesellschaften 
entweder  durch  Zeitablauf  oder  auf  Orund  eines  Beschlusses  der 
Generalversammlung  (Art.  2155).  Die  Auflösung  der  Gesellschaft  wird 
auf  Antrag  des  zoständigen  Ministeriums  oder  der  zuständigen  Haupt- 
verwaltung durch  den  dirigierenden  Senat  publiziert  Auch  hat  die 
Gesellschaft  selbst  eine  entsprechende  Publikation  zu  erlassen,  damit 
die  Interessenten  ihre  Rechte  wahrnehmen  können  (Art  2157).  Im 
Falle  der  Auflösung  schreitet  der  Vorstand  in  der  im  al^meinen  ftlr 
UandelsbKuser  bestehenden  Ordnung  zur  Liquidation  der  Geschäftie. 
Eine  Vermögensverteilung  an  die  AktionKre  &idet  jedoch  nicht  früher 
statt,  als  bis  der  Vorstand  einen  zur  Schuldendeckung  genügenden 
Betrag  bei  einer  Kreditanstalt  hinterlegt  hat  Nachher  werden  die 
Aktionftre  nach  Mafsgabe  der  vorhandenen  Mittel  befriedigt  (Art  2188). 

In  den  bestätigten  Statuten  sind  diese  Vorschriften  weiter  aus- 
gebildet worden.  Aus  dem  Vorentwurf  ist  die  bereits  erwfihnte  Be- 
stimmung hervorzuheben,  dafs  das  Aktienkomitee  von  Amtswegen  die 
Liquidation  einer  Gesellschaft  anordnen  kann,  sobald  eine  Revision 
ihrer  Angelegenheiten  die  Notwendigkeit  einer  solchen  ergeben  hat 

Nach  dem  neuen  Entwurf  werden  Aktiengesellschaften  au%elöet: 
1)  durch  Zeitablauf,  2)  durch  Beschlufs  der  Generalversammlung, 
8)  wenn  ihre  Eintragung  ins  Aktienregister  für  nichtig  erklärt  winl 
(Art.  14).  IVitt  Zahlungsunfähigkeit  ein,  so  findet  das  Konkursver- 
fiihren  nach  den  Regeln  über  die  Handelsinsolvenz  statt  (Art  112)^^). 

Der  Vorstand  hat  über  die  eintretende  Auflösung  eine  Publikation 
zu  erlassen  und  sie  der  Abteilung  ftlr  das  Aktienwesen  anzuzeigen 
(Art.  112).  Sodann  tritt  die  Liquidation  ein  und  der  Firma  dej 
Gesellschaft  ist  der  Zusatz  beizuftlgen,  dafs  sie  sich  in  Liquidation  be- 
findet (Art  113).  Dafs  dieser  Zusatz  und  der  Beginn  der  Liquidation 
ins  Aktienregister  einzutragen  sei,  ist  nicht  vorgeschrieben.  Erst  die 
Auflösung  der  Gesellschaft  nach  Beendigung  der  Liquidation  und  nacli 

14)  Siehe  S.  182,  Anm. 
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Afaetattoog  der  Schlafsrechnong  ist  ins  Aktienregister  einzutragen 
(Art  120). 

Liquidator  ist  der  Vorstand  (Art  113);  doch  ist  die  Generalver- 
nammlnng  befiigt,  andere  Liquidatoren  zu  ernennen,  die  sie  auch  wieder 
abaetzen  kann  (Art  114).  Wird  ein  Antrag  auf  Liquidation  von  der 
Geaeralyersammlung  abgelehnt,  so  greifen  dieselben  Vorschriften  Platz, 
die  bei  der  Bevision  von  AktiengeiielJschaften  gelten  (Art.  97 — 100). 
Auf  entsprechenden  Antrag  findet  ein  summarisches  GerichtSTerfiihren 
darüber  statt,  ob  die  Liquidation  geboten  sei  (Art  115).  Das  Gericht 
kann  sodann  die  Liquidiation  anordnen,  es  kann  besondere  Liquida- 
toren ernennen  und  die  von  der  Ckmeralversammlung  eingesetzten 
Liquidatoren  entfernen  (Art  115).  Die  gerichtlich  bestellten  Liqui- 
datoren können  wiederum  von  der  Greneralyersammlung  nicht  abgesetzt 
werden  (Art  115). 

Die  Liquidatoren  haben  vor  allem  ein  Inventar  des  GeseUschafts- 
▼ermOgens  anzunehmen  und  eine  Bilanz  aufzustellen  (Art  120).  So- 
dann haben  sie  das  Vermögen  in  Geld  umzusetzen ;  Grundstücke  dürfen 
in  der  Begel  nur  durch  Versteigerung  verwertet  werden,  doch  kann 
die  Generalversammlung  auch  ihren  freihändigen  Verkauf  beschliefsen 
(Art  117).  Die  Liquidatoren  haben  einen  Aufruf  zu  erlassen,  welcher 
die  Verwarnung  enthalten  mufs,  dafs  das  freie  Vermögen  der  Gesell- 
schafl  nach  Ablauf  eines  Jahres  seit  seiner  dritten  Publikation  im 
Hegienmgsanzeiger  unter  die  Gläubiger  verteilt  werden  werde  (Art.  118). 
Für  die  bekannten  Gläubiger  wird  ein  ihren  Forderungen  entsprechender 
Betrag  hinterlegt,  bis  sie  sich  melden  (Art.  119).  Nach  Befriedigung 
der  Gläubiger  oder  Hinterlegung  der  ihnen  zuzurechnenden  Beträge 
wird  der  Beet  unter  die  Aktionäre  verteilt  (Art.  119).  Die  Liquida- 
toren haben  über  ihre  Thätigkeit  alljährlich  zu  berichten  und  der 
Generalversammlung  Schlufsrechnung  zu  legen  (Art  120).  Nach  Be- 
endigung der  Liquidation  werden  die  Bücher  und  Urkunden  der  Gesell- 
schaft der  Abteilung  für  das  Aktienwesen  zur  Aufbewahrung  über- 
geben (Art  121). 

Auf  Beschlufs  der  Generalversammlung  kann  die  Liquidation  auch 
durch  Übertragung  des  Gesellschaftsvermögens  als  Ganzes  (Art.  122) 
oder  durch  Vereinigung  einer  Gesellschaft  mit  einer  anderen  erfolgen 
(Art  128).  Beides  hat  jedoch  unter  Wahrung  der  Interessen  der 
Gläubiger  und  Aktionäre  der  aufzulösenden  Gesellschaft  stattzufinden. 
Es  ist  deshalb  ein  entsprechender  Aufruf  zu  erlassen  und  die  Über- 
tragung oder  Vereinigung  erfolgt  erst  nach  Ablauf  eines  Jahres  seit 
seiner  dritten  Publikation  im  R^erungsanzeiger  (Art.  122,  128).  Bei 
der  Vereinigung  zweier  Gesellschaften  findet  bis  dahin  getrennte  Ver- 
waltung statt  (Art  123,  2).  Sowohl  die  Übertragung  als  die  Ver- 
einigung sind  der  Abteilung  für  das  Aktienwesen  zu  melden  (Art.  124). 
Nach  ihrer  Durchftihrung  wird  die  Auflösung  der  Gesellschaft  ins 
Aktienregister  eingetragen  (Art  124). 

Erst  mit  der  Eintragung  gilt  die  zur  Auflösung  bestimmte  Gesell- 
schaft als  aufgelöst  (Art.  120). 
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lO.    Ausiandlsclie  Akttengresellsoliaften. 

AnslIlQdiscbe  Aktiengesellschaften  werden  asur  Zeit  in  Rnfsland  nor 
mit  Allerhöchster  Genehmigung  3Eam  Geschäftsbetriebe  zugelassen^*). 
8ie  haben  vorher  durch  ein  vom  russischen  Konsul  ihres  HeimatscMrtes 
SU  erteilendes  Zeugnis  darzuthun,  dafs  sie  daselbst  in  gesetslicher  Form 
errichtet  und  nicht  insolvent  geworden  sind,  sowie  da(s  sie  sich  im 
Betriebe  befinden.  Diese  durch  die  Praxis  normierten  Bestimmung^i 
brachte  der  Vorentwuif  zum  gesetzlichen  Ausdruck.  Dabei  sollte  jedoch 
die  Genehmigung  nicht  mehr  an  Allerhöchster  Stelle,  sondern  durch 
den  Finanzminister  erteilt  werden,  in  Verbindung  mit  denjenigen 
Ministem,  in  deren  Gebiet  der  entsprechende  Betrieb  fallen  wtlrde.  In 
der  Kommission  wurde  bemerkt,  dafs  zwar  viele  Ausländer  zum 
Geschäftsbetriebe  nach  Rufsland  kämen;  sie  errichteten  indessen  keine 
Aktiengesellschaften  in  Rufsland,  sondern  erwirkten  hier  nur  die 
Genehmigung  zum  Geschäftsbetriebe  für  bereits  im  Auslande  bestdbende 
Gesellschaften.  Das  sei  bequemer,  sie  erfreuten  sich  dabei  zugleich  der 
Protektion  ihrer  Heimatsregiemng  und  schliefslich  fliefse  der  Gewinn 
ans  ihren  Unternehmungen  ins  Ausland.  Diese  Gesichtspunkte  sind 
offenbar  daftir  mafsgebend,  dafs  neuerdings  in  die  Zulafsbedingungen 
ausländischer  Aktiengesellschaften  die  Vorschrift  aufgenommen  wird,  sie 
hätten  sich  innerhalb  eines  bestimmten  Zeitraums  in  inländische  zu  ver- 
wandeln. Die  Kommission  beschränkte  sich  lediglich  auf  den  Vor- 
schlag, dafs  die  von  der  Regierung  genehmigten  Filialen  und  Agenturoi 
ausländischer  Aktiengesellschaften,  welche  ihre  Thätigkeit  auf  Rufsland 
ausdehnten,  ins  Handelsregister  einzutragen  seien. 

Der  Entwurf  von  1898  überträgt  die  Genehmigung  des  Geschäfts- 
betriebes ausländischer  Gesellschaften  in  Rufsland  ebenfalls  dem  Finanz- 
minister,  nötigenfalls  nach  vorheriger  Verständigung  mit  anderen  Mini- 
sterien (§  1  des  Anhangs).  Spätestens  in  drei  Monaten  nach  erfolgter 
Genehmigung  hat  die  ausländische  Aktiengesellschaft  durch  ihre  Ver- 
tretung in  Rufsland  ihre  Eintragung  ins  Aktienregister  zu  beantsragen 
(§  2).  Zu  diesem  Zweck  sind  der  Abteilung  ftlr  das  Aktienwesen 
vorzulegen:  1)  der  Genehmigungsakt;  2)  eine  höchstens  einen  Monat 
alte  Bescheinigung  des  russischen  Konsulats  am  Heimatsort  der  Gesell- 
schaft, wonach  diese  dort  in  gesetzlicher  Weise  errichtet  und  nicht  in- 
solvent geworden  ist;  8)  das  Statut  der  ausländischen  Aktiengesellachaft 
(§  3).  Die  Eintragung  erfolgt  analog  der  Eintragung  einer  russischen 
Aktiengesellschaft  und  wird  ebenso  publiziert  (Art  8 — 10  des  Entwurfs). 
Eine  etwaige  Beschwerde  geht  an  den  Finanzminister  (Art  8). 

Ebenso  wie  die  Eröfihung  der  Thätigkeit  einer  ausländischen 
Gesellschaft  in  Rufsland,  wird  auch  deren  Beendigung  ins  Aktien- 
register eingetragen.     Dies  geschieht  1)  auf  Anmeldung  der  Vertretung 


15)  Der  Typus  von  Zulafsbedingungen  ist  vom  Verfasser  ins  Deutsche 
übersetzt  Zeitschrift  fOr  internationales  Privat-  und  Strafrecht  1897,  Bd.  VII 
8.  416  ff. 
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der  Oesellaehaft,  2)  auf  Verftgong  des  Finanzministers,  8)  sobald  eine 
Beeeheinignng  des  mssiachen  Konsulats  am  Heimatsorte  der  Gesellschaft 
darttber  vorgelegt  wird,  dafs  sie  dort  ihre  TbKtigkeit  eingestellt  habe 
oder  filr  insolvent  eiklSrt  worden  sei  (§  5). 

Sobald  der  GeschNftsbetrieb  einer  anslSndischen  Aktiengesellschaft 
in  Rafsland  genehmigt  wurde,  werden  deren  voUbesahlte  Aktien  sur 
Notiemzig  an  der  BOrse  zugelassen«  Wird  die  Genehmigung  entaogen, 
so  werden  auch  die  Aktien  im  Börsenbulletin  gestrichen  (§  6). 

Eine  Vorschrift  des  Vorentwurfr,  wonach  die  Vertreter  einer  aus- 
Iftndischen  Aktiengesellschaft  ins  Handelsregister  einzutragen  waren,  ist 
im  neuen  Entwurf  nicht  berücksichtigt  Das  entspricht  der  analogen 
Bestimmung  ftlr  die  russischen  Aktiengesellschaften,  deren  Vertretung 
ebenfalls  ins  Aktienregister  nicht  eingebtigen  wird. 

Was  femer  den  Grerichtsschutz  auslilndischer  Aktiengesellschaften 
in  Rafsland  anlangt,  so  geniefsen  sie  ihn  zur  Zeit  nur,  wenn  es  ihnen 
durch  Vertrage  gew&hrleistet  ist.  Das  ist  z.  B.  mit  Deutschland  der 
Fall,  wo  §  4  des  am  10.  Februar/ 29.  Januar  1894  abgeschlossenen 
Handels-  und  Schiffiihrtsvertrages  die  entsprechende  Bestimmung  ent- 
bXlL  Der  Vorentwurf  hatte  gesagt,  dafs  ausländische  Aktiengesell- 
Bchaften,  welche  den  Gesetzen  ihrer  Heimat  entsprechend  errichtet  seien, 
auch  in  Rufsland  als  gesetzlich  errichtet  gelten  und  gleich  russischen 
Gesellschaften  den  Gerichtsschutz  hätten.  Der  neueste  Entwurf  da- 
gegen schreibt  vor,  dafs  ausländische  Aktiengesellschaften  des  Gericbts- 
•thutzes  in  Rufsland  nur  dann  teilhaftig  würden,  wenn  er  rassischen 
Gesellschaften  in  ihrer  Heimat  ebenfalls  gewährt  sei  (§  7).  Der  Ent- 
wurf von  1898  steht  also  auf  dem  Standpunkte  der  Reciprocität  und 
nähert  sich  damit  dem  gegenwärtig  herrschenden  Rechtszustande ,  den 
der  Vorentwurf  verlassen  hatte. 


Aus  den  Einflihrungsregeln  wurde  §  2  bereits  angeiührt, 
in  dem  gesagt  ist,  dafs  das  bestehende  Aktienrecht  (das  Gesetz  von 
1886)  mit  allen  Nachträgen  durch  das  Inkrafttreten  des  neuesten  Ent- 
wurfes aufgehoben  werde.  Auf  Schwierigkeiten,  welche  diese  generelle 
Aufhebung  mit  sich  bringen  würde,  ist  gelegentlich  hingewiesen 
worden  *•). 

Diejenigen  gesetzlichen  Beschränkungen,  welche  für  einzelne  G^ 
biete  des  Reichs  in  Bezug  auf  die  P^rrichtung  von  Aktiengesellschaften, 
deren  Grundbesitz,  die  Freiheit  des  Aktienerwerbes,  die  Bestimmungen 
über  Inhaberaktien  und  das  Verwaltungspersonal  bestehen,  sollen  auch 
nach  Inkrafttreten  des  neuen  Gesetzes  in  Wirksamkeit  bleiben  (§  8). 
Hieraus  folgt  z.  B. ,  dafs  das  wichtige  Gesetz  vom  14.  März  1887, 
durch  welches  der  Erwerb  von  Grundbesitz  durch  Ausländer  und  aus- 
ländische G^esellschaften  im  sog.  Westgebiet  beschränkt  wird,  in  vollem 
Um&nge  bestehen  bleiben  wird.     Ob  aber  Statutenbestimmungen  russi- 


16)  8.  190,  191. 
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acher  AktiengeeellBchaften,  wie  die,  dafs  eine  gewiase  Annhl  von 
gliedern    dea  Voratandea   maaiache    Unterthanen   aein    müaaen,    dmeh 
obige  Vorachriften  berührt  werden,  iat  nicht  eraichtiich« 

Im  übrigen  acbreiben  die  EinfÜhrongarogehi  vor,  dafa  die  be- 
atehenden  Aktiengeaellachaften,  aowohl  inllUidiache  ala  analändiache,  f(lr 
ihre  Eintragung  ina  Aktienregiater  Sorge  an  tragen  hätten,  nnd  regeln 
ihre  Verhältniaae  für  die  Übergangazeit  Die  hierüber  erlaaaenen  Einiel- 
▼orachriften  entbehren  indeaaen  dea  allgemeinen  Intereaaea. 


Der  Finanzminiater  hatte  bei  der  Eröfinong  der  Kommiaaionaver* 
handlnngen  geaagt,  ea  gebe  in  RnfaUnd  kein  Aktiengeaeta  nnd  ea 
müaae  daher  ein  aolchea  geachaffsn  werden.  Die  obige  Daratellang 
beattttigt  die  Richtigkeit  dieaea  Anaapnicha.  Ea  giebt  in  d«r  That  in 
KnfaUnd  zur  Zeit  kein  Aktienrecht;  daa  ▼orhandene  iat  ao  lückenhaft 
und  veraltet,  dafa  ea  kaum  in  Frage  kommen  kann.  Die  Kommiaaion 
hatte  alao  den  Entwarf  einea  neuen  Aktiengeaetzea  ge¥n8aermaraen  ans 
dem  Nichta  zu  achaffen  und  daa  Geachick,  mit  dem  sie  daa  gethan  hat, 
▼erdient  gewifa  Anerkennung. 

Beide  Entwürfe  haben  dabei  daa  deutache  Aktienrecht  vielfftcb 
benutzt.  Hierauf  wird  im  Bericht  an  den  Finanzminiater  vom  8.  Juni 
1898  auadrücklich  hingewieeen.  Daa  neue  deutache  Handelageeetabuck 
wird  dabei  ala  daa  ^letzte  Werk  der  geaetzgeberiachen  Erfahrung  and 
Technik''  auf  dem  Gebiete  dea  Aktien weaena  bezeichnet  Gleichzeitig 
wird  bemerkt,  dafa  die  Strafbeatimmungen  dea  deutachen  Aktienrechts 
in  ihrem  gegenwärtigen  Umfange  durch  die  in  Deutschland  auf  dem 
Gebiete  dea  Aktienweaens  zu  Tage  getretenen  Mifabräuche  verankrat 
seien.  Wenn  aber  dabei  geaagt  wird,  in  Rufaland  aeien  bisher  derartige 
Mifabräuche  nicht  hervorgetreten,  aie  seien  zur  Zeit  ein  „Spiel  der 
Phantasie **,  so  ist  dem  entgegenzuhalten,  dafs  das  Aktien weaen  in  Rufs- 
land  weitaua  niclit  so  entwickelt  ist,  wie  in  Deutschland^^).  Wird 
aber  der  Entwurf  von  1898  Geaetz,  ao  ist  mit  Sicherheit  vorauszusehen, 
dafa  das  Aktienweaen  in  Rufaland  einen  grofsen  Aniachwung  nehmen 
wird,  weil  die  Schranken,  welche  zur  Zeit  die  Errichtung  von  Aktien- 
gesellschaften umgeben,  gefallen  sein  werden.  Es  ist  nur  zu  hoffen,  dafs 
in  Rufsland  dann  nicht  noch  mehr  Mifsbräuche  hervortreten,  ala  in 
Deutachland  jemals  hervorgetreten  sind.  Die  Nichtaufnahme  von  Straf- 
bestimmungen in  das  Aktiengesetz  stellt  sich  ala  ein  Versuch  dar,  der 
sich  erat  bewähren  aolP®). 


17)  Ende  1890.^  wurden  in  Deutschland  bei  rund  50  Millionen  Einwohnern 
2985  Aktiengesellschaften  gezählt  {Elster ,  Wörterbuch  der  VolkswirtBchaft, 
1898,  Bd.  I  S.  47},  in  Rufsland  (März  1897)  bei  etwa  120  Mülionen  Ein- 
wohnern 1302  Aktienj^esellschaften.  Seit  1890  sind  in  Deutschland  Bäuerlich 
300  Aktien^esellschatten  neu  errichtet  worden. 

18}  Über  die  Bestimmungen  des  russischen  Stra^esetzbuchs,  welche 
das  Aktien wesen  betreffen,  cf.  Zeitschrift  für  internationales  Privat-  und 
Strafrecht  1897 ,  Bd.  VII  S.  380  ff.    Hierzu  kommen  noch  di^enigen  Para- 
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Was  das  Verhältnis  des  Vorentwnrfii  zum  Entwurf  von  1898  an- 
langt so  bedeutet  letzterer  unzweifelhaft  einen  Fortschritt  Er  ist  aus 
einem  Gufs  gearbeitet  und  zeichnet  sich  durch  Kürze  und  Ein&chheit 
aas.  Auf  einzelne  Ltlcken  und  Mängel  ist  gelegentlich  hingewiesen 
worden.  Der  Entwurf  von  1898  huldigt  aber  auch  in  erhöhtem  Mafse 
der  im  Bericht  an  den  Finanzminister  hervorgehobenen  „Kapitalistischen 
Idee**,  indem  er  die  letzten  Schranken  über  Bord  wirft,  welche  der 
Vorentwurf  der  Aktienireiheit  zog.  Das  geschieht  namentlich,  indem 
er  das  mehrerwähnte  Aktienkomitee,  eine  Verwaltungsbehörde,  welche 
die  Aufeicht  über  sämtliche  Aktiengesellschaften  zu  führen  hatte,  durch 
die  Abteilung  ftlr  das  Aktienwesen,  eine  reine  Registerbehörde,  ersetzt. 
Zugleich  nähert  sich  der  neueste  Entwurf  westeuropäischen  Mustern 
mehr,  als  der  von  1896,  und  benutzt  dabei  in  erhöhtem  Mafse  deut- 
sehes  Recht.  So  tritt  hier  wiederum  die  auch  sonst  gemachte  Erfiahrung 
za  Tage,  dafs  das  Verkehisrecht  bei  weiterer  Ausbildung  immer  mehr 
einen  internationalen  Charakter  annimmt  und  dafs  die  Verschiedenheiten 
desselben  sich  allmählich  ausgleichen.  Auch  in  dieser  Richtung  be- 
deutet der  neueste  Entwurf  unleugbar  einen  Fortschritt 

Im  Bericht  an  den  Finaazminister  wird  zum  Schlufs  bemerkt, 
dafs  auch  in  Rufsland  ein  Gesetz  wünschenswert  wäre,  ähnlich  dem 
deatschen  Gesetz,  betreffend  die  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung, 
welches  in  Deutschland  so  ^genau**  ins  Ziel  getroffen  habe.  Wird  der 
Entwurf  Gesetz,  so  wird  mit  der  weiteren  Entwickelung  des  Aktien- 
wfeeoB  diese  Lücke  sich  bald  fühlbar  machen. 

In  Rufsland  liegt  noch  Vieles  brach  und  der  Entwurf  wäre  wohl 
geeignet,  durch  Entwickelung  des  Aktienwesens  der  kommerziellen  und 
industriellen  Entwickelung  Rufslands  einen  Au&chwung  zu  geben.  Da 
du  ohne  die  Beteiligung  fremden  Kapitals,  fremder  Intelligenz  und 
Arbeitskraft  nicht  möglich  sein  wird,  so  darf  auch  Deutschland  hierbei 
nicht  zurückbleiben. 

Nachschrift. 

In  Nr.  1  des  Journals  des  (russischen)  Justizministeriums  (Januar 
1899)  ist  eine  Kritik  des  Entwurfes  von  1898  enthalten,  welche  ihm 
n.  a.  den  Vorwurf  macht,  dafs  er  die  Eintragung  von  Aktiengesellschaften 
nicht,  wie  in  Deutschland,  dem  Gericht  überwiesen  habe.  Dabei  scheint 
der  Kritiker  der  Ansicht,  dafs  das  Registergericht  in  Deutschland  ein 
KoUc^;ia]gericht  sei,  denn  er  hebt  als  besonderen  Vorzug  der  gerichtlichen 
Eintn^ng  hervor,  dafs  sie  bei  einer  Kollegialbehörde  erfolge  (S.  190). 
Bekanntlich  trifit  das  indessen  für  Deutschland  nur  in  beschränktem 
Mafse  zu,  da  im  größeren  Teil  Deutschlands,  namentlich  in  Preufsen, 
das  Amtsgericht  Registergericht  ist,  diesem  aber  Einzelrichter  vorstehen. 


mphen  des  mssisefaen  Strafgesetzbuchs,  welche  vom  Verletzen  der  über  den 
Krrait  bestehenden  Verordnungen  handeln  und  sich  teilweise  auf  Bankbeamte 
beziehen  (§§  1149-1168). 


206  Oberlandesgerichtsrat  Max  Klein  in  München, 


Das  Erfordernis  der  verborgten  Gegenseitigkeit  bei 
Vollstrecicung   ausiändischer  Urteile  in  Deutschland'). 

Von  Oberlandesgerichtsrat  Mmx  Kleim  in  München. 

§  1.  Einleitung:. 

Die  Vollstreckung  aaBländiscber  Urteile  wird  nach  der  deatscheii 
Civilprozefsordnong  (R.C.Pr.0.)  nicht  in  gleicher  Weise  wie  diejenige 
inländischer  Entscheidungen  behandelt  Während  von  dem  im  Inlande 
erlassenen  Urteile  nach  Eintritt  der  Rechtskraft  die  zur  Zwangsvoll- 
streckung erforderliche  vollstreckbare  Ausfertigung  ei  teilt  werden  darf, 
mufs  dem  in  Rechtskraft  erwachsenen  fremdrichterlichen  Erkenntnisse 
durch  die  in  dem  Vollstreckungsurteile  des  deutschen  Gerichtes  auasu- 
sprechende  Zulässigkeit  der  Vollstreckung  erst  die  Fähigkeit  beigel^ 
werden,  als  Vollstreckungstitel  zu  dienen.  Der  Orund  hierlttr  li^ 
darin,  dafs  völketrechtlich  kein  Anspruch  auf  Vollstreckung  richter- 
licher Urteile  über  die  Grenzen  desjenigen  Staates  hinaus  besteht, 
dessen  Gerichte  dieselben  erlassen  haben  (Hahn,  Materialien  snr 
deutschen  G.Pr.0.,  Bd.  1  S.  481). 

Die  Erlassnng  des  Vollstreckungsuiteiles  ist  nach  der  K.G.Pr.O. 
vom  80.  Januar  1877  sowohl  in  der  ursprünglichen  Fassung  diu>es 
Gesetzes  (§  661),  als  auch  nach  dem  Wortlaute  des  Ges.  vom  17.  Mai 
1898,  betr.  Änderungen  der  C.Pr.0.  (§  293  f.)«  Bowie  nach  der  mit 
gesetzlicher  Ermächtigung  ergangenen,  den  abgeänderten  vom  1.  Janoar 
1900  an  geltenden  Gesetzestext  in  fortlaufender  neuer  Nummemfolge 
veröffentlichenden  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  20.  Mai  1898 
•(§  828)  von  mehreren  Voraussetzungen  abhängig.  Eine  derselben  — 
und  wohl  die  wichtigste  —  besteht  darin,  dafs  die  Gi)genseitigkeit 
verbtti^  sein  mufs. 

Da  die  hiermit  in  Zusammenhang  stehenden  Fragen  in  den 
Kommentaren  zur  Reichscivilprozefsordnung,  sowie  bei  v.  Bar^ 
JBöhm^  Leske   und  Löwenfeld  und   auch  bei  Wach^)  nur  ver- 


1)  Nachstehende  Ausführungen  bilden  eine  durch  das  BeichsgesetB  vom 
17.  Mai  1898,  betr.  Änderungen  der  Givilprozefsordnung,  veramafste  Um- 
arbeitung des  unter  der  gleichen  Überschrift  in  Böhms  Zeitschrift  Bd.  VI 
S.  97  flg.  erschienenen  Amsatzes. 

2)  V,  Bar,  Theorie  u.  Praxis  des  intemation.  Privatrechts,  2.  Aufl., 
Bd.  II  8.  461  flg.  (1889);  Böhm,  Handbuch  des  Rechtahülfeverfahrena  un 
Deutschen  Reiche,  Bd.  I  S.  176  flg.  (1886);  Leske  u.  Löwenfeld,  Rechts- 
verfolgnng  im  internation.  Verkenr,  Bd.  I  S.  697  flg.,  insbes.  S.  817  flg. 
<1895);  Wach,  Handbuch  des  deutschen  Civilpozefsrechts,  Bd.  I  8.  228  flg. 
(1885).  Wenn  oben  von  verhältnismärsiger  Kurze  die  Rede  ist,  so  besieht 
eich  dies  vorzugsweise  auf  die  Darlegung  des  Begriffs  der  verbürgten 
Gregenseitigkeit.  Eingehender  ist  dagegen  bei  einigen  der  angefahrten  Schrift- 
Steuer  die  Frage  belumdelt,  wie  sich  die  einzelnen  auswärtigen  Staaten  in 
Hinsicht  auf  verbürgte  Gregenseitigkeit  zum  Deutschen  Reiche  verhalten. 
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bältnismäfsig  kurz,  in  dem  etwas  ansfübrlicher  gehaltenen  diesbezüg- 
lichen Abschnitte  einer  Abhandlung  von  Franeke^)  aber  nicht  ein- 
wandfrei zur  Erörterung  gebracht  sind,  so  rechtfertigt  sich  vielleicht 
der  Versuch,  das  Erfordernis  der  verbürgten  O^genseitigkeit,  welches 
nach  der  neuen  Fassung  der  Beichscivilprozefsordnung  in  einigen  Be- 
ziehungen anders  als  nach  der  ursprünglichen  geregelt  ist,  etwas  ein- 
gehender zu  besprechen. 

§  2.    Begriff  der  Qegrenseitlgrkelt  im  allgremeinen. 

Nach  dem  gewöhnlichen  Sprachgebrauche  bedeutet  ,,gegenseitig^ 
soviel  als  „auf  die  andere  Seite  bezUghch*',  „der  Gegenseite  angehörig^. 
Auch  bringt  das  bezeichnete  Wort  eine  zwischen  beiden  Seiten  be- 
stehende Wechselbeziehung  zum  Ausdruck^).  Eine  solche  Wechsel- 
besiehung  ist  in  Hinsicht  auf  Urteilsvollstreckung  zwischen  Deutschland 
ond  einem  ausländischen  Staate  vorhanden,  wenn  der  letztere  die  Ent- 
scheidungen unserer  Gerichte  zur  Vollstreckung  bringt  und  wir  die- 
joiigen  des  auswärtigen  Staates  ebenfalls  in  Vollzug  seilen.  Ob  dies 
▼on  jedem  beteiligten  Lande  mit  Rücksicht  auf  das  Verhalten  des 
anderen  geschieht,  ist  filr  den  Begriff  der  Gegenseitigkeit  gleichgültig« 
Vom  Standpunkte  der  Reichscivilprozefsordnung  kann  Vollstreckung 
allerdings  nur  dann  gewährt  werden,  wenn  der  Auslandsstaat  die  Ent- 
scheidungen deutscher  Gerichte  zum  Vollzuge  gelangen  läfst  In  ver- 
schiedenen anderen  Ländern '^)  jedoch  wird  die  Vollstreckung  fremder 
Urteile  nicht  davon  abhängig  gemacht,  dafs  der  betreffende  Auslands- 
staat die  von  den  Gerichten  der  ersteren  erlassenen  Erkenntnisse  in 
Vollzug  bringt 

Mit  dem  im  Vorstehenden  erörterten  natürlichen  Begriffe  der 
Gegenseitigkeit  ist  aber  die  letztere  noch  nicht  genügend  zur  Dar- 
Btellnng  gebracht;  es  ist  vielmehr  der  gesetzliche  Begriff  derselben 
noch  in  Untersuchung  zu  ziehen. 

§  3.   Begrriff  der  Gegenseltlerkelt  im  Sinne  der 

Reieliscivilprozersordniiner  (§  661  ftlterer,  §  328  neuerer 

Fassunsr).  —  Negratlve  BegTlflöbestlmmung.  — 

1.  Die  Vorschrift  des  §  661  Abs.  2  Nr.  5  der  R.C.Pr.O.  von 
1877,  welche  sich  auf  die  Verbürgung  der  Gegenseitigkeit  bezieht,  war 


3)  Franc ke.  Die  Entschetdunj^en  ausländischer  Gerichte  Über  bürger- 
liche KechtsstreitigKeiten  in  ihrer  Wirksamkeit  nach  deutschem  Reichsrecnte 
(ZeÜKhrift  für  dentechen  CSvilprozeis  Bd.  VIII  S.  1  flg.,  auch  im  Separatr 
abdrucke  erschienen  1884). 

4)  Sanders,  Wörterbuch  der  deutschen  Sprache,  £d.  II  S.  1072; 
Paul,  Deutsches  Wörterbuch  (1897)  8.  164. 

5)  Hierher  sind  zu  rechnen:  Dänemark,  Ensland,  Schottland,  die  Ver- 
eniigten  Staaten  von  Nordamerika,  Frankreich,  Griechenland,  Italien,  Por- 
tugal, Rufsland,  Kanton  Genf  und  mehrere  andere  schweizerische  Kantone. 
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in  dem  GresetzeBentworfe  (§  611)  nicht  enthalten,  sondern  wurde  erst 
anf  den  in  der  Jnstizkommission  des  Reichstags  gestellten  Antrag  des 
Abgeordneten  Struckmann  in  das  Oesetz  eingeschaltet*).  Sie  war 
dem  letzteren  mehr  äurserlich  angereiht,  als  innerlich  mit  demselben 
▼erwoben.  Der  Widerspruch,  welchen  der  Vertreter  des  Bandesrats, 
Direktor  im  Reicbskanzleramte  v.  Arnsberg^  in  der  Kommissionssitsang 
vom  29.  Mai  1875  (Hahn^  Materialien  Bd.  I  S.  805)  dem  Antrage 
Struckmann  entgegensetzte,  wurde  von  demselben  in  der  Sitzung 
vom  8.  Juni  1875  (Hahn  Bd.  I  S.  888)  au%egeben.  Dag^en  wurde 
in  der  letzteren  der  Vorschlag  Struckmanns^  welcher  schliefalich 
die  Billigung  der  Mehrheit  ftmd,  gerade  von  zwei  Staatsrechtslehrem 
(Qneistrmd  Marquardsen)  bekämpft  {HahnBd.  1  S.  889).  Auch 
ein  anderer  Vertreter  der  verbündeten  Regierungen,  nämlich  der  baye- 
rische Appellationsgerichtsrat  Dr.  Häuser^  machte  Bedenken  geltend, 
da  der  Antrag  nicht  zum  Ausdruck  bringe,  in  welchem  Sinne  die 
Gegenseitigkeit  zu  verstehen  sei  (Hahn  Bd.  I  S.  888)- 

In  §  828  der  vom  1.  Januar  1900  an  geltenden  Gesetzesfassung 
ist  das  Erfordernis  der  Gegenseitigkeit  beibehalten,  obwohl  §  661  der 
C.Pr.0.  von  1877  im  übrigen  eine  nicht  unerhebliche  Änderung  er^ 
&hren  hat''). 


6)  Hahn,  MateriaUen,  Bd.  I  S.  77,  4dl-4dd,  804--806,  887--890,  907 
und  Bd.  II  S.  985  und  1157.  Der  Abg.  Struckmann  wies  in  der  Be- 
gründung seines  Antnu»  darauf  hin,  dafs  das  Erfordernis  der  Qegensätigkeit 
von  viden  Prozefsoranungen  aufgestellt  werde.  Kommen  in  dieser  Be- 
ziehung, wie  die  übersichtlichen  ZusammensteUungen  von  Bar  a.  a.  O. 
Bd.  II  S.  548—546  und  von  Wach  S.  289—246  ersehen  lassen,  gegenwärtig 
viele  Staaten  in  Betracht,  so  war  dies  insbesondere  vor  Einrahrung  der 
deutschen  Civilproze(iM>rdnung  der  Fall,  als  noch  die  Prozeßordnungen  der 
einzelnen  deutschen  Bundesstaaten  in  Berttcksichtiffung  zu  ziehen  waren. 
Fast  sämtliche  dieser  Staaten  huldigten  nach  der  bei  Foelix,  TraiU  ilu 
droit  international  priv^y  Bd.  11  S.  ^  (8.  Aufl.  1856)  enthaltenen  Aufisählnng 
dem  Grundsätze  der  Ge^nseitigkeit.  Allerdings  sind  in  der  Zeit  von  18*56 
bis  1879  in  einigen  derselben  neue  Prozefsgesetze  erlassen  worden,  welche, 
wie  z.  B.  die  bayer.  Pr.O.  von  1869,  jenen  Grundsatz  nicht  anerkannten. 

7)  §  661  R.C.Pr.O.  älterer  Fassung  lautet: 

^Das  Vollstreckungsnrteil  ist  ohne  Prüfung  der  GresetzmäGugkeit  der 
Entscneidung  zu  erlassen." 

„Dasselbe  ist  nicht  zu  erlassen: 

1.  wenn  das  Urteil  des  ausländischen  Gerichts  nach  dem  für  dieses 
Gericht  geltenden  Rechte  die  Kechtskraft  noch  nicht  erlangt  hat; 

2.  wenn  durch  die  Vollstreckung  eine  Handlung  erzwungen  werden 
würde,  welche  nach  dem  Rechte  des  über  die  Zmässigkeit  der  Zwangs- 
vollstreckung urteilenden  deutschen  Richters  nicht  erzwungen  wer^n 
darf; 

3.  wenn  nach  dem  Rechte  des  über  die  Zulässigkeit  der  Zwangsvoll- 
streckung urteilenden  deutschen  Richters  die  Gerichte  de^enigen 
Staates  nicht  zust&ndig  waren,  welchem  das  ausländische  Gericht  an- 
gehört; 

4.  wenn  der  verurteilte  Schuldner  ein  Deutscher  ist  und  sich  auf  den 
Prozefs  nicht  eingelassen  hat,  sofem  die  den  Prozels  einleitende 
Ladung  oder  VetfSgnng  ihm  weder  in  dem  Staate  des  PkozefiBgerichts 


DtB  Erfordernis  der  verbfirgten  Gegenaeitigkeit  bei  Vollfltreckuog  etc.    209 

Die  Reichsdvilprozefsordnmig  enthält  in  ihrer  neueren  so  wenig 
als  in  ihrer  älteren  Fassnng  eine  Begrifi&bestimmang  der  „Gegenseitig- 
keit". Es  mnfs  deshalb  eine  solche  ans  den  einschlSgigen  Vorschriften 
des  Gesetzes  im  Wege  der  Schlafsfolgernng  gewonnen  werden.  Die 
NiehtrerbQi^gang  der  Gegenseitigkeit  bildet  nach  §  661  Abs.  2  Nr.  5 
des  Ges.  von  1877  einen  derjenigen  Fülle,  in  welchen  ein  VoU- 
strecknngsnrteil  nicht  erlassen  werden  darf,  nach  §  828  Abs.  1  Nr.  5 
der  neueren  Gesetzesfassnng  einen  der  Fälle ,  in  denen  die  Aner- 
kennung des  Urteils  eines  ausländischen  Gerichtes  ausgeschlossen  ist. 
Es  steht  hiemach  die  Gegenseitigkeit  mit  der  Art  und  Weise,  in 
welcher  die  Urteile  im  auswärtigen  Staate  ergehen,  sowie  mit  den 
Formen,  in  denen  deutsche  Urteile  im  Auslande  vollstreckt  werden, 
nicht  in  Zusammenhang.  Ob  dieselbe  sich  auf  die  Voraussetzungen 
bezieht,  von  denen  die  Vollstreckbarkeit  der  ausländischen  Urteile  ab* 
Idbigig  ist,  wird  die  weitere  Darstellung  erörtern. 

2.  BesUglich  des  Vollstreckungsurteils  stellt  die  R.G.Pr.O.  in 
§661   Abs.  1   älterer  gleichwie  in  §  7  28  Abs.  1   neuerer  Fassung 


in  PerMm  noch  durch  Gewährung  der  Bechtshülfe  im  Deutschen  Reiche 
zugestellt  ist; 
5.  wemi  die  Gegenseitigkeit  nicht  verbürgt  ist" 

Der  diesem  Paragraphen  entsprechende  §723  neuerer  Fassung,  weicher 
m  §  328  seine  Eigänzung  findet,  hat  nachstenenden  Inhiüt: 

.Das  Vollstrecknngsnrteil  ist  ohne  Prüfung  der  G^esetzmäfsigkeit  der 
EotKheidnnff  zu  erlassen." 

„Das  Yollstreckunesurteil  ist  erat  zu  erlassen,  wenn  das  Urteil  des  aos- 
Undischen  Gerichts  nach  dem  für  dieses  Gericht  geltenden  Rechte  die  Rechts- 
kraft erlangt  hat  Es  ist  nicht  zu  erlassen,  wenn  die  Anerkennung  des 
ürteüs  nach  §  828  ausgeschlossen  ist«* 

Der  Wortlaut  dieses  §  828  neuerer  Fassong  ist  folgender: 

JDie  Anerkennung  des  Urteils  eines  ausländischen  GMchts  ist  ans- 
geachlosBen: 

1.  wenn  die  Gerichte  des  Staates,  dem  das  ausländische  Grericht  angehört, 
nach  den  deutschen  Gresetzen  nicht  zuständig  sind; 

2.  wenn  der  unterlegene  Beklagte  ein  Deutscher  ist  und  sich  auf  den 
Prozeis  nicht  eingelassen  hat,  sofern  die  den  Prozefii  einleitende 
Ladung  oder  VeifÜgune  ihm  weder  in  dem  Staate  des  Prozefsgerichts 
in  Person  noch  durch  Gewähmnff  deutscher  Rechtshülfe  zugestellt  ist; 

3.  wenn  in  dem  Urteile  zum  Nachteil  einer  deutschen  Partei  von  den 
Vorschiiften  der  Art  18  Abs.  1,  3  oder  der  Art  17,  18,  22  des  Einf.- 
Gks.  zum  Büxserl.  G.B.  oder  von  der  Vorschrift  des  auf  den  Art  18 
Abs.  1  bezüglichen  Teils  des  Art  27  desselben  Gesetzes  oder  im 
Falle  des  An.  9  Abs.  8  zum  Nachteile  der  Ehefrau  eines  für  tot  er- 
klärten Ausländers  von  der  Vorschrift  des  Art.  13  Abs.  2  ab- 
gewichen ist; 

4.  wenn  die  Anerkennung  des  Urteils  gegen  die  guten  Sitten  oder  gegen 
den  Zweck  eines  deutschen  Gesetzes  verstofsen  würde; 

5.  wenn  die  Gegenseitigkeit  nicht  verbürgt  ist 

IMe  Vorschrift  der  Nr.  5  steht  der  Anerkennung  des  Urteils  nicht  ent- 
gegen, wenn  das  Urteil  einen  nicht  vermögensrechtlichen  Anspruch  betrifft 
TttA  nach  den  deutschen  Gesetzen  ein  Gknchtsstand  im  Inlande  nicht  be- 
gründet war.** 

ZcitBchrift  f.  intern.  PriTfti-  u.  8trafr«cht  «tc.,  Band  IX.  14 
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den   Grundsatz  anf,    dafs   dasselbe  ohne  Prüfung  der  Gesetz- 
mäfsigkeit  zu  erlassen  sei. 

G^etzmäfsig  heifst  ^mit  dem  Gesetze  in  Einklang  stehend^.  Dies 
trifil  bei  einer  Entscheidung  dann  zu,  wenn  darin 

a)  die  mafsgebenden  Thatsachen  vollstitndig  und  richtig  festgestellt 
sind  und 

b)  das  Recht  in  prozessualer  und  materieller  Hinsicht   richtig  an- 
gewendet ist. 

Eine  unzutreffende  oder  unvollstftndige  thatsKchliche  Feststellung 
ist  wohl  nach  jedem  Gesetze  gesetzwidrig.  Die  deutsche  Civilprozefs- 
ordnuQg  insbesondere  schliefst  das  Rechtsmittel  der  BeruAing  bezttgltch 
der  Thatfrage  nicht  aus  und  gebietet  in  §  259  älterer,  §  286  neuerer 
Fassung,  dafs  das  Gericht  den  gesamten  Inhalt  der  Verhandlungen 
und  das  Eigebnis  einer  etwa  stattfindenden  Beweisaufnahme  zu  berück- 
sichtigen habe. 

Die  Beurteilung  der  oben  zu  lit  b  erwähnten  Rechtsanwendung 
kann  sich  darauf  beziehen,  ob 

aa)    die  gesetzlichen  Voraussetzungen  f)lr  die  Einleitung  eines  Rechts- 
streites (die  sog.  Prozefsvoraussetzungen),  d.  i.  Zulüssigkeit  des 
Rechtsweges,    Zuständigkeit   des  angerufenen  Gerichtes,    Partei- 
und  ProzefsflAhigkeit  u.  s.  w.  gegeben, 
bb)    die  ftlr  das  Prozefsverfahren  geltenden  Vorschriften  gewahrt, 
cc)    die   vom   Kläger  zur   Darl^ung   seines   Anspruches   oder   Yom 
Beklagten  zu  dessen  Bekämpfung  geltend  gemachten  Thatsachen 
zum  angegebenen  Zwecke  rechtlich   geeignet  sind  und  im  Falle 
der  Bestreitung  auch  erwiesen  worden  und 
dd)    die  auf  Grund  jener  Thatsachen  vom  Richter  gezogenen  Schlafs- 
folgerungen,  sowie  die  in  der  Urteilsfbrmel  erkssene  Entscheidung 
logisch  richtig  und  den  Bestimmungen   des  Rechtes  (Civil-  oder 
öffentlichen  Rechtes)  enteprechend  sind. 
Eine  Prüfung  der  Gesetzmäfsigkeit  steht   nicht  in  Frage,   wenn 
untersucht   wird,    ob   nach  Erlassung   des  ausländischen  Urteiles  hin- 
sichtlich des  durch  dasselbe  festgestellten  Anspruches  Änderungen,  z.  B. 
infolge   von  Zahlung,   Vergleich  u.  s.  w. ,    eingetreten  sind.     Hierauf 
beztlgliche  Einwendungen,   welche   die  zu  vollstreckende  Entscheidung 
selbstverständlich  nicht  in  Berücksichtigung  zu  ziehen  vermochte,  lassen 
dieselbe  auch  nicht  als  eine  gesetzwidrige  erscheinen  und  dürfen  daher 
vor    dem    mit    Fällung  des   Vollstreckungsurteiles    befafsten    deutschen 
Gerichte   im  Hinblick   auf  §  686  älterer,   §  767  neuerer  Fassung  der 
R.C.Pr.0.  noch  vorgebracht  werden®). 

3.  Die  Vorschrift  des  §  661  Abs.  1  älterer  Fassung  er- 
leidet durch  Abs.  2  ebensowie  §  7  23  Abs.  1  neuerer  Fassung 


8)  Das  Gleiche  nehmen  an  das  Reichsgericht  (Entsch.  in  Civ.S. 
Bd.  XIII  S.  848  u.  a.  Urt),  Franc ke  a.  a.  0.  d.  6  u.  15,  sowie  die  Kom- 
mentare. Gegenteiliger  Ansicht  ist  Bintelen,  Zeitschr.  f.  deutschen 
CivUprozeCs,  Bd.  IX  S.  191  flg. 


Das  ErfoideniiB  der  verbürgten  Gegeneeitigkeit  bei  YollBtreckimg  etc.    211 

darch  Abs.  2  Satz  2  eine  Einschränkung.  §  661  Abs.  2 
sählt  die  einzelnen  Fülle  auf,  in  denen  ein  VoUstreckongsorteil  nicht 
eigehen  darf;  §  728  Abs.  2  Satz  2  verbietet  die  Erlassong  eines  Voll- 
streckangsaiieils  dann,  wenn  die  Anerkennung  des  zu  vollziehenden 
Urteils  nach  §  328  ausgeschlossen  ist.  Wenn  auch  die  Anerkennung 
einer  fremdriditerlichen  Entscheidung  noch  nicht  von  selbst  die  Ge- 
stattnng  der  Vollstreckung  derselben  zur  Folge  hat  gleichwie  die  Ver- 
weigerung der  in  dem  Urteilsvollzuge  liegenden  positiven  Hülfe  noch 
nicht  die  Anerkennung  des  Urteils  an  sich  ausschliefet  *),  so  hat  dennoch 
die  R.C.Pr.0.  in  den  in  §  828  neuerer  Fassung  angeführten  Fällen 
im  Zusaoiinenhalte  mit  §  728  Abs.  2  nicht  blofs  die  Vollstreckung, 
sondern  auch  die  Anerkennung  des  ausländischen  Urteils  als  solchen 
versagt 

Im  engsten  Zusammenhange  mit  folgender  Bestimmung  des  §  728 
Abs.  2: 

„DaÄ  Vollsreckungsurteil  ist  erst  zu  erlassen,  wenn  das  Urteil 
dee  ausländischen  Gerichts  nach  dem  flkr  dieses  Gericht  geltenden 
Rechte  die  Rechtskraft  erlangt  hat  Es  ist  nicht  zu  erlassen,  wenn  die 
Anerkennung  des  Urteils  nach  §  828  ausgeschlossen  ist,** 

setzt  §  828  Nachstehendes  fest: 

^Die  Anerkennung  des  Urteils  eines  ausländischen  Gerichts  ist 
ausgeschlossen : 
1.    wenn  die  Gerichte  des  Staates  u.  s.  w.'' 

In  ihrer  verneinenden  Form  stellen  sich  die  in  §  828  angegebenen 
Fälle  in  Verbindung  mit  §  728  Abs.  2  als  Ausnahmen  dar.  Wenn 
jedoch  statt  der  verneinenden  eine  bejahende  Fassung  gewählt  wird, 
so  lassen  dieselben  die  Voraussetzungen  erkennen,  von  welchen 
die  Erlassung  des  Vollstreckungsurteiles  abhängig  gemacht  ist^^). 

Diese  Voraussetzungen  sind  teils  allgemeine,  welche  für  alle 
Arten  von  kontradiktorischen  Urteilen  oder  von  Versäumnisurteilen  — 
ohne  Rücksicht  auf  den  Inhalt  derselben  —  gelten,  teils  besondere, 
welche  nur  für  Urteile  in  einzelnen  bestimmten  Arten  von  Streitsachen, 
z.  B.  in  den  die  Ehe,  die  eheliche  Abstammung  u.  s.  w.  betrefienden 
von  Belang  sind. 


9)  9.  Bar  a.  a.  0.  Bd.  11  S.  419  flg.;  Riehard  m  Böhms  Zeitschr. 
Bd.  m  8.  10  flg.,  insbesondere  S.  25  flg. 

10)  £^e  K^el  ffreift  dann  Platz,  wenn  die  für  me  mafsgebenden 
Voraussetzungen  erfüllt  sind.  Fine  Ausnahme  verhindert  die  Anwendbarkeit 
der  Resel,  gleichviel  ob  deren  sonstige  Erfordernisse  gegeben  sind  oder  nicht 
BaBpifde  hierfür  aus  dem  bürgerlidien  Rechte  bieten  jene  Bestimmonffen, 
durcb  welche,  selbst  wenn  alle  sonstigen  Vorbedingungen  der  ordentlichen 
Erntzong  zutreffen,  die  letztere  dennoch  wegen  der  Person,  in  deren  Eigen- 
tum die  zu  ersitzende  Sache  steht,  oder  ans  objektiven  Granden  aus- 
geechlossen  ist  Femer  sei  auf  jene  besonderen  gesetzlichen  Vorschriften 
mngewiesen,  durch  welche  die  nach  allgemeinen  Qrundsätzen  für  zolässü^ 
zu  erachtende  Rechtsabtretung  (Gession)  oder  Aufrechnung  als  unstatthaft 
erklärt  wird. 
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Voranssetzangen 

a)   allgemeiner  Natur 
bilden 

aa)  die  nach  deutschem  Rechte  vorhandene  Zuständigkeit  irgend 
eines  dem  auswärtigen  Staate  angehörenden  Gerichts  für  die 
durch  das  ausländische  Urteü  entschiedene  Streitsache^^), 

bb)  der  Umstand,  dafs  die  Anerkennung  des  UrteUs  g^gen  die 
guten  Sitten  oder  gegen  den  Zweck  eines  deutschen  Gresetses 
verstofsen  wtlrde, 

cc)  (ftlr  den  Fall  eines  Versäumnisurteils)  die  Thatsache,  dafs  dem 
unterleg^ien  deutschen  Beklagten,  welcher  sich  auf  den  Rechts- 
streit nicht  eingelassen  hat,  die  den  Prozefs  einleitende  Füdung 
oder  Verfügung  entweder  in  dem  Staate  des  Prozefflgerichts  in 
Person  oder  durch  Grewährung  deutscher  Rechtshttlfe  zu- 
gestellt ist, 

dd)    die  Verbürgnng  der  Gegenseitigkeit;  hierzu  kommt  noch 

ee)  das  Vorhandensein  eines  nach  den  Bestimmungen  des  auslllii- 
dischen  Rechtes  sich  bemessenden  rechtskräftigen  Urteils  (§  661 
Abs.  2  Nr.  1  älterer  Fassung  und  §  728  Abs.  2  neuerer  Fassung). 

b)    Besondere  Voraussetzungen 

dagegen  sind  in  §  328  Nr.  8  neuerer  Fassung  enthalten.  Die  darin 
angeftlhrten,  dem  Abschnitte  des  internationalen  Privatrechts  angehangen 
Bestimmungen  des  EinBlhrungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche 
setzen  fest,  nach  welchem  örtlichen  Rechte  die  Eingehung  und  Schei- 
dung der  Ehe,  die  Form  der  in  Deutschland  geschlossenen  Ehe,  die 
eheliche  Abstammung  eines  Kindes,  die  Legitimation  eines  unehelichen 
Kindes,  sowie  die  Annahme  an  Kindesstatt  zu  beurteilen  sind. 

Die  in  lit.  aa)  bis  cc)  oben  erwähnten  allgemeinen  Voraussetzungen 
veranlassen  das  Gericht  zu  einer  Prüfung  der  prozessualen  oder  materiell- 
rechtlichen,  die  besonderen  zu  einer  Untersuchung  der  materieUrecht- 
lichen  Gesetzmäfsigkeit 

Um  feststellen  zu  können,  ob  diese  Voraussetzungen  im  ge- 
gebenen Falle  vorhanden  sind,  ist  die  Prüfung  jedes  auslän- 
dischen Urteils,  wenn  auch  nur  nach  einzelnen  Richtungen  und 
zwar  von  Amtswegen  geboten  ^^). 


11)  §  661  Abs.  2  Nr.  8  älterer  Fassung  ~  und  dasselbe  gilt  für  §  328 
Nr.  1  neuerer  Fassung  —  wird  diesseits  in  Übereinstimmung  mit  Böhm, 
Handbuch  des  Rechtsnülfeverfahrens  S.  173,  Francke  a.  a.  0.  S.  35  flg.. 
Wach  a.  a.  0.  S.  231  flg.,  Seufferts  Kommentar  u.  a.  aus  den  von  den- 
selben, insbesondere  von  Seuffert  entwickelten  Gründen  dahin  verstanden« 
dafs  nicht  das  auswärtige  Prozefsgericht,  sondern  nur  irgend  ein  Gerieht 
des  ausländischen  Staate  nach  Mafsgabe  der  Reichscivilprozefsordnung  zu- 
ständig sein  müsse.  Es  ist  also  nicht  konkrete,  sondern  nur  abstrakte 
Zuständigkeit  zu  verlangen.  Anderer  Meinung  mnd  allerdings  das  Reichs- 
gericht (Entsch.  in  Civ.S.  Bd.  27  S.  409),  sowie  die  Kommentare  von 
Graupp,  JReinckef  Strtickmann^Kochj  Petersen  u.  a. 

12)  Mehrere  Kommentare  zur  Reichscivilprozersordnung,  sowie  Böhm^ 
Handbuch  des  RechtshQlfoverfahrens  S.  171,  172,  Francke  S.  77,  Hell- 
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Werden  §  661  Abs.  1  mit  §  661  Abs.  2  älterer  Fassung  und 
§  723  Abs.  1  mit  §  723  Abs.  2  Satz  2,  sowie  mit  §  328  neuerer 
Fassung  in  Verbindung  gebracht,  so  ergeben  sich  zwei  Regeln,  nämlich 
daSß  das  VoUstreckungsuSrteil 

a)  nur   unter  den  in   §  661  Abs.  2   bezw.  §  828   ange- 
gebenen Voraussetzungen  und 

b)  —  vorbehaltlich  der  dort  erwähnten  Fälle  —  ohne 
Prüfung    der   Gesetzmäfsigkeit  der   Entscheidung 

XU  erlassen  ist  Es  wird  daher  nicht  jede  Untersuchung  der  Gesetzmäfsigkeit 
ansgeechloesen,  wie  dies  etwa  aus  dem  Wortlaute  des  §  661  Abs.  1  bezw. 
§  723  Abs.  1  gefolgert  werden  könnte,  sondern  nur  eine  solche,  welche 
weiter  geht,  als  dies  nach  §  661  Abs.  2  bezw.  §  328  statthaft  ist 
Ja  die  Prüfung  der  Rechtmäfsigkeit  ist,  soweit  dieselbe  für  zulässig 
erklärt  ist,  auch  geradezu  geboten.  Zur  Vermeidung  von  Mifsverständ- 
nissen  hätte  §  661  Abs.  1  bezw.  §  723  Abs.  1  besser  etwa  folgende 
Fassung  erhalten: 

„Die  Gesetzmäßigkeit  der  Entscheidung  ist  bei  Erlassung  des 
Vollstreckungsurteils  nur  insoweit  zu  prüfen,  als  zur  Feststellung  des 
Vorhandenseins  der  gesetzlichen  Voraussetzungen  erforderlich  ist." 


manjij  Lehrbuch  8.  813  und  Rintelen^  Zeitsch.  f.  d.  Civ.Pr.  Bd.  IX 
S.  191  flg.  nehmen  gleichfiüls  an,  dafs  die  erwähnte  Prüfung  von  Amtswegen 
zu  erfolgen  habe.  Seuffert  hingegen  giebt  in  der  7.  Auflage  seines  Kom- 
mentars der  Ansicht  Ausdruck,  dau  nur  das  nicht  zu  beseitifende  Hindernis 
des  §  661  Abs.  2  Nr.  2  C.Pr.O.  älterer  Fassung  und  das  nidit  im  Interesse 
der  dnzelnen  Partei,  sondern  des  inländischen  Staats  aufgestellte  Erfordernis 
der  verbürgten  Gegenseitigkeit  von  Amtsweeen  ins  Anse  zu  fassen  seien. 
Anders  verhalte  es  sich  dag^en  bei  den  lediguch  dem  Schutze  des  Einzelnen 
dienenden  Voraussetzungen  der  Nummern  1,  3  und  4  des  S  661  Abs.  2  älterer 
Fassung,  da  der  Beklagte  durch  den  Verzicht  auf  Rechtsmittel  oder  Eän- 
mruch  die  Rechtskraft  der  ausländischen  Entscheidung  herbeifuhren,  sich 
aer  ausländischen  Gerichtsbarkeit  unterwerfen  und  auch  bei  nicht  zuge- 
stellter Ladnnff  sich  auf  den  vor  dem  ausländischen  Richter  anhängig  ge- 
wordenen Rechtsstrdt  einlassen  könne.  Aus  dem  Umstände,  dafs  der  Be- 
klagte während  des  Prozesses  auf  Einwendungen,  sowie  auf  Rechts- 
mittel oder  Einspruch  verzichten  kann,  folgt  aber  noch  nicht,  dafs  die 
Bestimmungen  der  angefahrten  Nummern  des  §  661  Abs.  2  bezw.  der  diesen 
entsprechenden  Ziffern  des  §  828  neuerer  Fassung  verzichtbar  sind.  Mag 
auch  der  gegen  die  Vendehtoarkeit  ^Itend  zu  machende  Wortlaut  des  Ge- 
setzes bei  der  nicht  immer  folgerichtig  durchgeführten  Ausdrucksweise  des- 
selben (man  vergl.  Heilöut  im  Archiv  f  civBist.  Praxis  Bd.  69  S.  333  flg.) 
nicht  unbedingt  entscheidend  sein,  so  handelt  es  sich  hier  —  ganz  abgesehen 
von  der  Frage,  ob  §  267  älterer  Fassung  bezw.  §  295  neuerer  Fassung  über- 
haupt auf  di»  ZwangBVollstreckunesverfahren  Anwendung  findet  —  gar  nicht 
um  einen  nach  §267  bezw.  §295  der  Verzlchtbarkeit  unterlieg^den  Mangel 
des  Verfahrens^  §  661  Abs.  2  bez.  §  328  enthält  zum  Teile  matenell- 
rechtliche,  zum  Teile  prozessuale  Voraussetzungen,  bei  deren  Vorhandensein 
das  Gericht  ein  VoHstreckungsurteil  zu  erlassen  hat. 

V.  Bar  geht  übrigens  in  seiner  Theorie  und  Praxis  Bd.  II  S.  535  noch 
weiter  als  Seu/fertj  indem  er  die  Gerichte  in  der  hier  firaglichen  Be- 
ziehung zur  Piflnmg  von  Amtswegen  überhaupt  nicht  für  verpflichtet  er- 
achtet 
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4.  Wird  hiemach  die  Beetimmung  des  §  661  Abs.  1  bezw.  §  723 
Abs.  1  auf  das  richtige  Mafs  eingeschränkt,  so  kann  man  vom  Stand- 
punkte der  Gegenseitigkeit  ans  nicht  die  Forderung  aufstellen,  dafs 
der  auswärtige  Staat  darauf  verzichte,  für  die  Vollstreckungsbewilligung 
einzelne  Voraussetzungen  zu  bestimmen  und  hierbei  für  seine  Gerichte 
eine  Prttfungsbefugnis  in  Anspruch  zu  nehmen.  Nicht  in  der  Prtlfiug 
als  solcher,  sondern  nur  in  deren  Umfange  kann  also  das  Hindernis 
gelegen  sein,  wenn  das  Vorhandensein  der  Gegenseitigkeit  zu  yemeinea 
ist.  Das  Wesen  der  letzteren  mufs  demzufolge  mit  den .  Schranken, 
welche  für  das  richterUche  Prüfungsrecht  bestehen,  mit  den  vom  aus- 
ländischen Staate  für  die  Zulassung  der  Vollstreckung  fremdrichterlicher 
Urteile  aufgestellten  Voraussetzungen,  insoweit  dieselben  eine 
Untersuchung  der  Gesetzmäfsigkeit  erheischen,  in  Zusammenhang  ge- 
bracht werden. 

Eine  Prüfung  des  Urteils  in  Bezug  auf  seine  Gesetzmäfsigkeit 
findet  nicht  statt,  insofeme  dessen  Rechtskraft  und  die  Verbttrgung 
der  Gegenseitigkeit  in  Frage  stehen,  wohl  aber,  insoweit  es  sich  um 
die  allgemeinen  Voraussetzungen  des  §  328  R.G.Pr.0.  neuerer  Fassung 
bandelt.  Ob  für  den  Gegenseitigkeitsbegriff  neben  den  allgemeinen  Er- 
fordernissen auch  die  besonderen  Voraussetzungen  des  §  328  Nr.  3 
in  Berücksichtigung  kommen,  mufs  weiterer  Erörterung  vorbehalten 
werden. 

Das  bisher  erzielte  Ergebnis  soll  vorerst  negativ  dahin  fest- 
gestellt werden,  dafs  Gegenseitigkeit  dann  nicht  vorhanden  sein 
kann,  wenn  der  fremde  Staat  hinsichtlich  der  von  deutschen  Gerichten 
erlassenen  Urteile  eine  mit  §  661  Abs.  2  Nr.  2 — 4  R.C.Pr.0. 
älterer  Fassung  bezw.  §  328  Nr.  1,  2  und  4  neuerer 
Fassung  nicht  im  Einklänge  stehende  Prüfung  der 
Gesetzmäfsigkeit  vorschreibt  oder  gestattet  Hieraus  ist 
zugleich  die  Folgerung  abzuleiten,  dafs  jedenfalls  die  in  den  vorer- 
wähnten Gesetzesstellen  enthaltenen  allgemeinen  Voraussetzungen  auch 
für  die  Gegenseitigkeitsfrage  mafsgebend  sind. 

§  4.    Beurteilung  der  Gegrenseitlgkelt  fttr  das 

fremde  Recht. 

Bevor  nun  eine  positive  Bestimmung  für  den  Begriff  der  Gegenseitigkeit 
versucht  werden  kann,  ist  in  Erwägung  zu  ziehen,  ob  das  Vorhandensein  der 
letzteren  für  den  einzelnen  gleichartigen  Fall  oder  für  das 
ausländische  Recht  als  Ganzes  zu  ermitteln  ist  Die  angeregte 
Frage  kann  auch  in  der  Weise  ausgedrückt  werden,  ob  es  hinreichend 
erscheint,  dafs  unsere  Urteile  für  den  einzelnen  gleichartigen  Fall  im 
Auslande  vollstreckt  werden,  oder  ob  verlangt  werden  mufs,  da(s  sie 
daselbst  ohne  Ausnahme  zum  Vollzuge  gelangen.  Der  Kommentar 
zur  C.Pr.0.    von  StrucJcmann-Koch  (§  661   Anm.  10)   fordert") 


13)  Der  nämlichen  Ansicht  waren  auch  das  Berutungsgericht  in  einer 
später  dem  Reichagerichte  vorgelegenen  Sache  (Entsch.  des  R.6.  Bd.  Vu 
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f^  jeden  einzelnen  Fall  die  Untenachong,  dafs  die  Gerichte  des 
fremden  Staates  onsere  Urteile  unter  den  gleichen  Voraassetzangen,  wie 
sie  die  deutschen  Gerichte  gegentlber  den  in  Vollzug  zu  setzenden  aus- 
Ifindischen  Entscheidungen  beobachten,  zur  Vollstreckung  bringen. 
Wach  (S.  286),  Leske  (Leske  u.  Löioenfeld  Bd.  I  S.  818)  und 
Francke  (S.  51  u.  63)  vertreten  die  andere  Meinung. 

Bei  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  ist  nach  beiden  Kichtungen 
hin  eine  bejahende  Antwort  zul&ssig;  denn  die  Ausdrucksweise  „wenn 
die  G^enseitigkeit  nicht  verbtti^  ist^  kann  bedeuten  sowohl 
„wenn  überhaupt^  als  auch  „insoweit**,  d.  h.  „wenn  im  gegebenen 
einzelnen  Falle''.  Der  dem  Antrag  Struekmann  sowie  dem  Ge- 
setze zu  Grunde  liegende  Zweck  gebt,  wie  Struekmann- 
Koch  (Anm.  9)  bemerkt,  dahin,  „im  Interesse  der  deutschen  Staats- 
angehörigen den  Grundsatz  der  Gegenseitigkeit  der  RechtshtÜfe  allen 
ausländischen  Staaten  gegenüber  gesetzlich  festzustellen  und  dadurch  zu 
bewirken ,  dafs  solche  Staaten  sich  zur  Gewährung  der  RechtshUlfe 
ge^entiber  deutschen  Urteilen  und  zum  Abschlüsse  desfallsiger  Staats- 
Tertrttge  veranlafst  finden**.  Während  bei  einer  auf  den  einzelnen  Fall 
beschränkten  Würdigung  der  Vollzug  einer  ausländischen  Entscheidung 
als  eine  genaue  Gegenleistung  dessen  bemessen  werden  kann,  was  der 
fremde  Staat  gegenüber  den  Erkenntnissen  unserer  Gerichte  bietet,  ist 
für  eine  das  auswärtige  Recht  als  Ganzes  in  Betracht  ziehende  Unter- 
suchung die  Möglichkeit  gegeben,  dieses  Recht  besser  zu  überblicken 
und  einem  das  Deutsche  Reich  ungünstig  behandelnden  anderen  Lande 
leichter  ablehnend  entgegenzutreten. 

Gewährt  hiemach  auch  die  Absicht  des  Gesetzes  keinen  sicheren 
Anhaltspunkt,  so  erscheint  es  angezeigt,  die  Folgerungen  in  Ejrwttgung 
zu  ziehen,  welche  bei  Zugrundlage  der  einen  oder  anderen  Auffassung 
sich  ergeben.  In  dieser  Beziehung  wird  nun  von  v.  Bar  (Bd.  II  S.  507 
und  508)  bemerkt,  dafs  diejenige  Anschauung,  welche  eine  in  allen 
f^en  stattfindende  Vollstreckung  als  erforderlich  erachte,  zu  der  weitaus 
häufigsten  Versagung  des  Urteilsvollzugs  und  zwar  besonders  dann  ^hre, 
wenn  die  Zuständigkeitsbestimmnngen  der  in  Frage  stehenden  Länder 
sich  nicht  vollständig  decken.  Es  sei  deshalb  die  andere  Ansicht  die 
Terbältnismäfsig  richtigere,  wenngleich  wegen  der  hierbei  notwendig 
weidenden  Berücksichtigung  der  Gericbtspraxis  sehr  leicht  eine  Un- 
sicherheit entstehen  könne.  Es  dürfte  die  Behauptung  nicht  ganz  zu- 
treffend sein,  dafs  die  von  v.  Bar  beanstandete  Auflassung  zu  so  oft- 
maliger Verweigerung  der  Urteilsvollstreckung  Veranlassung  giebt  Da 
der  deutsche  Richter  im  Falle  einer  gemäfs  §  661  Abs.  2  Nr.  3  bezw. 
§  328  Nr.  1  anzunehmenden  Unzuständigkeit  des  fremden  Gerichtes 
ein  VoUstreckungsurteil  nicht  erlassen  darf,  so  erscheint  der  ausländische 
Staat,  welcher  den  in  Anwendung  kommenden  Gerichtsstand  in  seinem 
Gesetze  nicht  anerkennt,    bei   voller  Wahrung  des  Gegenseitigkeitsver- 


S.  406  fig.),  sowie  das  Kammergericht  Berlin  in  seinem  in  Böhms  Zeitschr. 
Bd.  111  9.  530  flg.  abgedruckten  Gutachten. 
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httltnigges  dazu  befugt,  die  Vollziehung  der  durch  unsere  Gerichte  ge- 
fUlt^i  diesbezüglichen  EiJLenntniflee  abzulehnen.  Eine  Verletzung  der 
G^^genaeitigkeit  Ittge  nur  dann  vor,  wenn  daa  Ausland  den  nach  seinem 
Bedite  anwendbaren  Gerichtsstand  des  Vertrags,  der  Erbschaft  oder  un- 
erlaubten Handlung  u.  s.  w.  für  die  in  Deutschland  ge^rten  Rechts- 
streite nicht  gelten  lassen  und  um  deswillen  die  Vollstreckung  versagen 
würde. 

Bei  einer  blofs  den  einzelnen  gleichartigen  Fall  in  Rechnung 
ziehenden  Prüfung  läfst  sich  —  und  dies  ist  der  ausschlaggebende 
Grund  —  der  Schlufs  nicht  abweisen,  dafs  einem  Staate,  welcher, 
wie  z.  B.  die  Niederlande  (nach  der  C.Pr.0.  vom  Jahre  1838 
Art  431),  fremdrichterliche  Entscheidungen  grundsätzlich  nicht, 
sondern  ausnahmsweise  nur  dann  vollstreckt,  wenn  sich  dieselben  auf 
Havarie  oder  Bergelohn  beziehen  (Francke  8.  54,  Kopp  er 8  8.  74)^^), 
die  Gegenseitigkeit  zugestanden  werden  mttfste.  Im  Verhältnisse  zu 
einem  Lande,  in  welchem  der  Vollzug  fremdrichterlicher  urteile  nicht 
die  Regel,  sondern  nur  die  Ausnahme  bildet,  kann  aber  Gegen- 
seitigkeit in  keiner  Weise  angenommen  werden.  Ebenso  wäre 
im  Falle  einer  solchen  Prüfung  die  G^enseitigkeit  je  nach  der  Landes- 
angehörigkeit der  Parteien,  im  vollen  Widerspruche  mit  §  661  beew. 
§  328  als  vorhanden  anzusehen,  wenngleich  das  in  Betracht  kommende 
Land  bei  Beteiligung  seiner  Staatsangehörigen  auf  einer  vollständigen 
Sachprüfung  besteht  Da  derartige  Folgerungen,  wie  erwähnt,  der  Be- 
stimmung des  Gesetzes  durchaus  entgegenstehen,  so  mufs  der  anderen 
Meinung,  welche  das  ausländische  Recht  als  Ganzes  gewürdigt 
wissen  will,  derVorzug  gegeben  werden.  Allerdings  erhebt  sich  hier- 
bei gleich  ein  Bedenken,  wenn  man  ins  Auge  fi&fst,  dafs  das  italie- 
nische Civilgesetzbuch  ein  auswärts  gefälltes  Ehescheidungsurteil  nicht 
anerkennt  (Böhms  Zeitschrift  Bd.  I  S.  275)  und  dafs  demzufolge 
solche  Erkenntnisse  gemäfs  Art  941  lit  d  der  in  Italien  geltenden 
C.Pr.0.  von  1865  in  diesem  Reiche  nicht  zum  Vollzuge  gelangen 
können.  In  ähnlicher  Weise  werden  nach  Art  1217  der  im  Februar 
1892  in  Krafl  getretenen  bulgarischen  G.Pr.O.  (Böhms  Zeitschrift 
Bd.  IV  S.  195)  —  ebenso  wie  dies  nach  Art  1281  der  für  die  Gegen- 
seitigkeitsfrage allerdings  hier  nicht  weiter  in  Betracht  kommenden 
russischen  C.Pr.0.  von  1864  der  Fall  ist  — ,  firemdricihterliche  Urteile 
dann  ftlr  wertlos  erachtet  und  nicht  zur  Vollstreckung  gebracht,  wenn 
damit  Ansprüche  aus  Eigentums-  oder  anderen  Sachenrechten  auf  den  im 
Fürstentum  gelegenen  Gütern  zuerkannt  werden.  Femer  wird,  obgleich 
die  Tragweite  von  Art.  43  des  eidgenössischen  Civilstandsgesetzes 
von  1874  eine  sehr  bestrittene  ist,  wenigstens  so  viel  angenommen 
werden  dürfen,    dafs  nach    einer  in   der  Schweiz  mehrfach  vertretenen 


14)  Kopp  er  8,  Zusammenstellung  der  in  den  einzelnen  aosläudischen 
Staaten  geltenden  Bestimmungen  über  die  Verpflichtung  des  Klägers  zur 
Sicherheitsleistung  .  .  .  und  Vollstreckung  ausländischer  Civilurtdle  (Berlin 
1891). 
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reclitlicfaen  Anschanang  die  von  auswärtigen  Gerichten  erlasgenen  Ehe- 
scheidongsnrteile  in  dem  bezeichneten  Lande  nicht  vollzogen  werden 
können^').  EndUch  ist  hier  noch  auf  Argentinien,  Mexiko  und 
den  Kanton  Tessin  hinzuweisen^*),  welche  ausländische  Versäumnis- 
urteile  nicht  vollstrecken,  sowie  auf  Österreich,  nach  dessen  £jxek.O. 
?om  27.  Mai  1896  ausländische  Urteile  nicht  zum  Vollzuge  gelangen, 
wenn  der  Exekutionstitel  den  Personenstand  eines  österreichischen 
Staatsangehörigen  betrifft  und  g^gen  letzteren  vollzogen  werden  soll 
(§  81  Zifil  8). 

Man  könnte  nun  auf  den  ersten  Blick  der  Meinung  sein,  da(s  w^en 
der  in  den  oben  angegebenen  Fällen  erfolgenden  Verweigerung  der 
Urteilsvollstreckung  auch  das  Bestehen  der  Gegenseitigkeit  überhaupt  zu 
verneinen  sei.  Allein  dieses  Ergebnis  wäre  Ar  eine  im  Einklänge  mit 
der  Entsch.  des  Reichsger.  Bd.  VII  S.  406  ff. ,  insbes.  S.  418 ,  414 
mehr  den  praktischen  Inhalt  als  die  theoretische  Konstruktion  bertlck- 
siehtigende  Beurteilung  ein  unbefriedigendes,  zumal  dann,  wenn  ein 
fremder  Staat  nur  in  Ehescheidnngs-  oder  dinglichen  Elagsachen  den 
Vollzug  versagen,  im  übrigen  aber  den  letzteren  unbeanstandet  gewähren 
würde,  ohne  irgendwie  eine  Prüfung  der  G^etzmäfsigkeit  in  Anspruch 
za  nehmen.  Ein  ablehnendes  Verhalten  gegenüber  einem  Lande,  dessen 
Recht  in  so  hohem  Grade  günstig  für  uns  wäre,  würde  unsere  eigenen 
Interessen  nur  nachteilig  berühren  und  hätte  sicherlich  die  Billigung 
des  deutschen  Gesetzgebers  nicht  gefunden,  wenn  derselbe  die  hier  er- 
örterte Frage  in  den  Kreis   seiner  Erwägungen  gezogen  haben  würde. 

Auf  der  anderen  Seite  wäre  es  zu  weitgehend  und  mit  dem 
Zwecke  der  die  Gegenseitigkeit  betreffenden  gesetzlichen  Bestimmungen 
nicht  zu  vereinbaren,  wenn  wir  in  den  angegebenen  Fällen,  in  welchen 
den  bei  uns  ausgesprochenen  Verurteilungen  im  Auslande  keine  Folge 
gegeben  wird,  dessen  Erkenntnisse  in  Vollzug  setzen  würden. 

Es  bleibt  daher,  um  zu  einem  entsprechenden  Ergebnisse  zu  ge- 
langen, nur  die  eine  Lösung  übrig,  dafs  bei  der  hier  für  richtig 
befdndenen  Untersuchung  des  ausländischen  Rechts  als  eines  Ganzen 
im  Verhältnisse  zu  Italien,  Bulgarien  u.  8.  w.  die  Gegenseitigkeit 
anter  Berücksichtigung  der  die  Versäumnisurteile,  sowie  die 
Erkenntnisse  in  Ehescheidnngs-  und  dinglichen  Klagsachen  u.  s.  w. 
betreffenden  Ausnahmen  (Beschränkungen)  anerkannt  und  demgemäfs 
die  Vollstreckung   in  den  Ausnahmefällen   abgelehnt,    im   übrigen  aber 


15)  Über  die  desfallsigen  Aussprüche  des  schweizerischen  Bandesgerichts 
und  BandesratB  TergL.  man  fiöhms  Zeitschr.  Bd.  I  S.  93,  94,  246,  247  und 
Bd.  II  S.  428  und  429.  Es  dürfte  nicht  anfser  Zweifel  stehen,  ob  das  in 
der  genannten  Zeitschrift  Bd.  III  S.  530— dS4  zum  Abdruck  gebrachte  ein- 
flchUupfe  Gutachten  des  Berliner  Kammergerichts  vom  Jahre  1M91  die 
rechtlichen  Verhältnisse  der  Schweiz  in  zutreffender  Weise  beurteilt. 

16)  Kopp  er  8  a.  a.  0.  S.  102,  98  n.  58.  Argentinien  und  Mexiko 
stehen  deshalb  in  keinem  G^enseitigkeitsverhältnisse ,  weil  dieselben  nur 
die  auf  persönliche  Klagen  b<ängUchen  fremdrichterlichen  Entscheidungen, 
*lao  nur  in  Ausnahmefallen  Urteile  vollstrecken.  Gegenüber  dem  Kanton 
Tessin  besteht  Gegenseitigkeit. 
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gewährt  wird.  Bei  einer  derartigen  Sach behandlang  legt  der  deatsche 
Bichter  nicht  etwa  die  auslflndischen  Prozefsordnongen ,  was  allerdings 
unstatthaft  wäre,  seinem  Verfahren  zu  Grunde.  Derselbe  entnimmt 
hier  ja  nicht  dem  fremden  Rechte  die  Voraussetzungen  des  zu  er- 
lassenden VoUstreckungsurteils ,  sondern  schlägt,  weil  nach  Mafsgabe 
des  deutschen  Rechts  nicht  fUr  alle  Arten  von  Urteilen  im  Auslände 
eine  Gegenseitigkeit  gegeben  ist,  nur  einen  Weg  ein,  welcher  un- 
geachtet der  dort  teilweise  entgegentretenden  Vollstreckungsverweigerung 
es  dennoch  möglich  macht,  zur  Anerkennung  eines  G^enseitigkeits- 
verhältnisses  zu  gelangen. 

§  5.    Positive  Bestimmung  des  Begrrlffs  der 

Oegrenseltlgrl^elt. 

Nach  der  im  vorigen  Paragraphen  enthaltenen  Darlegung  kann 
nunmehr  zur  positiven  Bestimmung  des  Begriffs  der  Gegenseitigkeit 
übergegangen  werden.  Wenn  bei  Prüfung  der  letzteren  das  ausländische 
Recht  nicht  ftir  den  gegebenen  einzelnen  Fall,  sondern  als  ein  Ganzes 
in  Betracht  zu  ziehen  ist  und  trotz  Anerkennung  der  im  allgemeinen 
vorhandenen  Gegenseitigkeit  wegen  Nichtbestehens  derselben  für  den 
jeweiligen  Ausnahmefall  die  Vollstreckung  verweigert  werden  darf,  so 
ergiebt  sich  daraus,  dafs  fllr  die  Gegenseitigkeitsfrage  —  insoweit  es 
sich  nicht  um  die  in  §  328  Nr.  3  R.C.Pr.O.  neuerer  Fassung  in 
Bezug  genommenen  besonderen  Rechtsgebiete  handelt  —  nur  die  all- 
gemeinen Vollstreckungsvoraussetzungen  mafsgebend  sind. 

Die  besonderen  Voraussetzungen  können  neben  den  allgemeinen 
der  Regel  nach  nur  dann  in  Berücksichtigung  kommen,  wenn  der  Vollzug 
von  Entscheidungen  in  Frage  steht,  welche  die  in  §  328  Nr.  3  angeführten 
Streitsachen,  also  Prozesse  wegen  Eingehung  oder  Scheidung  der  Ehe,  oder 
in  Bezug  auf  die  Form  der  in  Deutschland  geschlossenen  Ehe,  die  eheliche 
Abstammung  eines  Kindes,  die  Legitimation  eines  unehelichen  Kindes, 
sowie  die  Annahme  an  Kindesstatt  betreffen.  Und  zwar  würde  hier 
mit  Rücksicht  auP  den  Wortlaut  des  §  328  Nr.  3  ftlr  den  einzelnen 
Fall  nicht  das  Vorhandensein  sämtlicher  besonderer  Voraussetzungen 
dieser  Gesetzesstelle,  sondern  nur  das  Vorliegen  der  auf  die  betreffende 
Streitsache,  z.  B.  Ehescheidungs-,  Legitimationsssache,  sich  beziehenden 
besonderen  Voraussetzungen  ins  Auge  zu  fassen  sein.  Der  Gesetzgeber 
hat  sich  nicht  verhehlt,  dafs  es  manchmal  zu  einer  Ablehnung  der 
Gegenseitigkeit  fllhren  müfste,  wenn  die  Anforderung  gestellt  würde, 
dafs  in  dem  zu  vollstreckenden  ausländischen  Urteile  zum  Nachtue 
einer  deutschen  Partei  von  den  Vorschrifben  der  in  §  828  Nr.  8  an- 
gezogenen Artikel  des  Einf.Ges.  zum  Bürgerl.  G.B.  nicht  abgewichen 
werden  dürfe.  Er  hat  deshalb,  um  hier  Abhülfe  zu  schaffen,  im  letzten 
Absätze  des  §  328  folgende  Anordnung  getroffen: 

„Die  Vorschrift   der  Nr.  5   steht   der  Anerkennung  des  Urteils 
nicht  entgegen,  wenn  das  Urteil  einen  nicht  vermögensrechtlichen 
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Anspruch  betrifft  und  nach  den  deutschen  Gesetzen  ein  Gerichtsstand 
im  Inlande  nicht  begründet  war.** 

Der  letztere  Beisatz  „und  nach  den  deutschen  Gesetzen  ein 
Gerichtsstand  u.  s.  w."  dient  dem  Zwecke,  die  Vollstreckung  für  jene 
besonderen  Rechtssachen  leichter  zu  ermöglichen.  Zu  diesem  Behufs 
verzichtete  der  Gesetzgeber  hier  sogar  auf  die  Beobachtung  der 
allgemeinen  Voraussetzung  des  §  661  Abs.  2  Nr.  3  älterer  Fassung 
bezw.  §  328  Nr.  1  neuerer  Fassung.  Denn  wenn  ftlr  solche  FflUe  nach 
dem  deutschen  Gesetze  im  Inlande  ein  Gerichtsstand  nicht  begründet 
war,  wenn  also  das  deutsche  Recht  einen  Gerichtsstand,  wie  ihn  das 
ausländische  GMcht  hatte,  tlberhaupt  nicht  kennt,  dann  kann  auch 
nicht  darauf  bestanden  werden,  dafs  nach  deutschem  Rechte  ein  dem 
auswärtigen  Staate  angehörendes  Gericht  fllr  die  durch  das  ausländische 
Urteil  zur  Entscheidung  gebrachte  Streitsache  Zuständigkeit  besitzen 
müsse. 

Der  Begriff  der  Gegenseitigkeit  im  Sinne  der  Reichscivilprozefs- 
oidnong  kann  nunmehr  auch  positiv,  nämlich  dahin  entwickelt  werden, 
dafs  derselbe  ein  zwischen  Deutschland  und  dem  ausländischen  Staate 
bestehendes,  auf  unserer  Seite  durch  die  Rücksichtnahme  auf  das  Ver- 
halten des  letzteren  veranlafstes  Verhältnis  beiderseitiger  Vollstreckung 
rechtskräftiger  Urteile  bildet,  vermöge  dessen  die  Gerichte  des  aus- 
wärtigen Staates  die  von  den  deutschen  Gerichten  erlassenen  Entschei- 
dungen nur  einer  mit  §  661  Abs.  2  Nr.  2  —  4  älterer 
Fassung  bezw.  §  3  2S  Nr.  1,  2  and  4  neuerer  Fassung 
der  R.C.Pr.0.  im  Einklänge  stehenden  Prüfung  unter- 
ziehen  dürfen. 

§  6.    Gegrenteillge  Anelchten  von  Francke  und  AVaoli. 

1.  Mit  6ßr  hier  vertretenen  Anschauung,  welche,  insoweit  §  661 
älterer  Fassung  in  Betracht  kommt,  dem  von  den  Kommentaren  zur 
Bdchscivilprozefsordnung  von  Qaupp^  Reinckef  Seuffert, 
Siruckmann  -  Koch  und  Wilmotvski  -  Levy  eingenommenen 
Standpunkte  im  aUgemeinen  entsprechen  dürfte,  stehen  die  Ausführungen 
von  Francke  a.  a.  0.  S.  56 — 59,  von  Leske  in  seinem  und  Löwen- 
fdds  Handbuche  Bd.  I  S.  818,  von  Wach  a.  a.  0.  S.  285  und  236 
und  von  Hellmanns  Lehrbuch  des  deutschen  Civilprozesses  S.  812. 
818^^)  nicht  in  Übereinstimmung.  Fjb  sei  gestattet,  die  von  Wach 
und  Francke  vorgebrachten  Begründungen  etwas  näher  ins  Auge  zu 


Francke,  welcher  die  Voraussetzungen  des  §  661  Abs.  2  Nr.  1 
bis  4  älterer  Fassung  als  belanglos  für  die  Gegenseitigkeitsfrage  er- 
achtet, macht  geltend,  dafs  die  Thatsache  nicht  verbürgter  Gegenseitigkeit 


17)  Das  Reichsgericht  hat  zu  den  im  vorstehenden  berührten 
Fruen  weder  in  seinem  Urteile  vom  19.  Mai  1882  (Entsch.  in  Civ.S.  Bd.  VII 
8.  A6  u.  flg.)  noch  sonst  entschiedene  Stellung  genommen. 
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mit  dem  Inhalte  des  §  661  Abs.  2  Nr.  1 — 4  ganz  gleichmilfsig  ak 
Bedingung  für  die  Nichterlassong  eines  Vollstreckungsnrteiles  hingestellt 
sei.  Also  sei  nach  den  Regeln,  welche  beztkglich  des  Satzbanes  gelten, 
für  den  Begriff  der  Gegenseitigkeit  nicht  der  Inhalt  jener  Nrn.  1 — 4, 
sondern  das  ohne  Rücksicht  auf  diesen  Inhalt  festznstellende  Wesen 
desjenigen  Vorgangs  mafsgebend,  welcher  unter  der  Bedingung  der 
Nr.  1,  2,  8  oder  4  ausgeschlossen  sein  solle.  Bei  jeder  anderai 
Meinung  gelange  man,  wie  weiter  ausgefllhrt  wird,  zu  dem  von  der 
Reichscivilprozefsordnung  nicht  gewollten  Ergebnisse,  dafs  zwischen 
Deutschland  und  einem  fremden  Staate,  welcher  gleich&lls  Gegen- 
seitigkeit verlange,  eine  wechselseitige  Vollstreckung  von  Civiliechts- 
sprüchen  nur  dann  möglich  sei,  wenn  dieser  Staat  die  Entscheidung»! 
deutscher  Gerichte  nur  unter  allen  Voraussetzungen  des  §  661  oder 
doch  unter  beiderseits  fiXr  ganz  gleichwertig  erachteten  Bedingungen 
zum  Vollzuge  bringe.  Wenn  der  auswärtige  Staat  schwerere  Voraus- 
setzungen bestimme,  werde  von  uns  die  Vollstreckung  verweigert;  stelle 
derselbe  aber  weniger  oder  leichtere  Voraussetzungen  auf,  so  sei  es 
uns  nicht  möglich,  einen  Urteibvollzug  zu  beth&tigen;  denn  in  einem 
solchen  Falle  vollstrecke  der  fremde  Staat  unsere  Urteile  nicht  im 
Hinblick  auf  unsere  schwereren  Voraussetzungen. 

Nach  der  Auffassung  von  Wach  ist  G^enseitigkeit  dann  ge- 
geben, wenn  das  rechtskräftige  deutsche  Urteil  ais  solches  unanfechtbar 
anerkannt,  wenn  demselben  also  die  Vollstreckbarkeit  ohne  Prüfung 
der  Gesetzmäfsigkeit,  ohne  Zurückgehen  auf  den  ursprünglichen  Klage- 
grand gewährt  sei.  Werde  dag^en  das  rechtskräftige  deutsche  Urteil 
als  materielle  Voraussetzung  der  Vollstreckbarkeit  nicht  anerkannt,  so 
ermangle  die  G^enseitigkeit  Es  seien  also  für  dieselbe  sowohl  die 
Zuständigkeitsbestimmangen  des  §  660  Abs.  2,  als  auch  die  Vorana- 
setzungen  des  §  661  Abs.  2  Nr.  1 — 4  bedeutungslos.  Weder  dadurch, 
dafs  der  ausländische  Staat  diese  Voraussetzungen  nicht^  au&telle,  noch 
auch  dadurch,  dafs  derselbe  von  ihnen  abweiche,  noch  auch  dadurch, 
dafs  er  völlig  andere  festsetze,  werde  die  Gegenseitigkeit  ausgeschlossen, 
wenngleich  daraus  die  Folge  erwachse,  dafs  der  Elreis  der  anerkannten 
Urteile  im  Verbältnisse  zu  unserer  Anerkennung  verengert  werde. 

2.  Zuerst  seien  Franckes  Erörterungen  besprochen.  Wenn 
auch  immerhin,  wie  Wach  S.  280  bemerkt,  der  einzelne  Gesetzes- 
paragraph  im  Zusammenhange  mit  dem  Ganzen  seine  Bedeutung 
empfängt,  so  darf  dennoch  im  Hinblick  auf  die  mehrfachen  systema- 
tischen Fehler,  welche  in  der  Reichscivilprozefsordnung  zu  Tage  treten 
—  (Beispiele  hierfllr  bei  Wach  S.  280  und  281)  — ,  aus  der  äu&eren 
Stellung  einer  einzelnen  Gesetzesbestimmung  nur  mit  Vorsicht  auf  deren 
Inhalt  geschlossen  werden. 

Ein  solches  Verhalten  empfiehlt  sich  insbesondere  im  vorli^enden 
Falle.  Die  in  Nr.  5  einerseits  und  den  übrigen  Nummern  des  §  661 
Abs.  2  andererseits  bezeichneten  Erfordernisse  stehen  nicht  auf  gleicher 
Linie.  Nr.  5  betrifft  eine  Vorschrift,  welcher  nicht  das  zu  vollziehende 
Urteil,   sondern   nur  die  Geset2^ebung   oder  Rechtsprechung  des   aus- 


Das  ErfordeiDis  der  Terbürgten  Gregenseitigkeit  bei  Vollstreckung  etc.     221 

wftrtigen  Staates  Oentlge  leisten  kann,  während  den  Anforderungen  der 
übrigen  Nummern  die  zu  vollstreckende  Entscheidung  gerecht  zu  werden 
vermag.  Es  macht  sich  aber  auch  insofeme  ein  Unterschied  geltend, 
als  die  Bestimmung  der  Nr.  5  bei  Prtliung  fremdrichterlicher  Urteile 
der  Regel  nach  in  erster  Reihe  zu  berllcksichtigen  ist.  Besteht  zwischen 
Deutschland  und  dem  Staate  des  ausländischen  Gerichts  eine  Gegen* 
aeitigkeit  nicht,  so  werden  die  deutschen  Gerichte,  wenn  dieselben  als- 
dann überhaupt^in  Anspruch  genommen  werden,  kaum  in  Würdigung 
ziehen,  ob  die  Fälle  des  §  661  Abs.  2  Nr.  1 — 4  zutrefien,  sondern 
8«yfort  zur  Abweisung  der  Vollstreckungsklage  schreiten.  Nur  hinsiclit- 
lich  der  Urteile  von  Staaten,  für  welche  die  Gegenseitigkeit  als  fest- 
stehend angenommen  wird^  werden  die  anderen  Voraussetzungen  des 
§661  Abs.  2  noch  in  Untersuchung  gezogen  werden.  Diesen  Er- 
wägungen wird  durch  die  äufsere  Stellung  des  §  661  Abs.  2  Nr.  5, 
welche  sich  aus  der  einfachen  Anreihung  der  durch  den  Struekmann' 
sehen  Antrag  veranlafsten  Eigänzungsbestimmung  erklärt,  keine  Rech- 
nung getragen.  Bei  besserer  Fassung  würde  das  Erfordernis  der 
Gregenseitigkeit  in  §  660  (nicht  661)  etwa  durch  Einschaltung  der 
Worte  ,bä  verbürgter  Gegenseitigkeit**  zum  Ausdruck  gebracht  worden 
sein.  Wenn  femer  noch  berücksichtigt  wird,  dafs  nur  rechtskräftige 
Entscheidungen  für  die  Prüfung,  ob  die  Voraiftsetzungen  des  §  661 
Abe.  2  Nr.  2 — 4  gegeben  sind,  in  Betracht  kommen,  so  erscheint  auch 
bezOglicb  der  Nr.  1  des  §  661  Abs.  2  eine  andere  äufsere  Stellung 
angemessen,  wie  dies  die  Gesetzgebung  durch  die  neuere  Fassung  von 
§  728  Aba.  2  Satz  1  selbst  anerkannt  hat.  Hat  hiemach  das  Gesetz 
die  Bestimmungen  der  Nr.  1  und  5  (§661  Abs.  2)  nicht  an  der 
richtigen  Stelle  untergebracht,  so  dürfte  der  von  Fr  an  che  aus  den 
Regeln  des  Satzbaues  gezogenen  Folgerung  ein  Gewicht  nicht  beizu- 
legen sein.  Fr  an  che  sagt  S.  58,  man  dürfe  von  dem  nicht  abweichen, 
worauf  der  Wortlaut  hinweise.  Allein  eine  das  Wesen  und  den 
Inhalt  der  Gegenseitigkeit  betreffende  Anordnung,  deren  Wortlaut  aller- 
dings bei  Ermittelung  des  dem  Gesetzgeber  innewohnenden  Willens 
von  höchster  Bedeutung  wäre,  liegt  nicht  vor.  Fr  an  che  zieht  auch 
nur  aua  der  äufseren  Stellung  seinen  Schlufs. 

Was  die  praktischen  Folgerangen  Franc A; es  betrilR;,  so  wird  an 
anderer  Stelle  besprochen  werden,  welches  Ergebnis  dem  Willen  der 
Reichscivilprozefsordnüng  entspricht  Hier  soll  nur  zwischen  rechtlichen 
und  thatsächlichen  Hindernissen  unterschieden  werden.  Es  besteht  nun 
jeden&lls  kein  begründetes  rechtliches  Bedenken,  dafs  in  Deutsch- 
land die  Urteile  solcher  Länder  zum  Vollzuge  gelangen,  deren  Gesetze 
weniger  oder  leichtere  Voraussetzungen  als  §  661  bezw.  §  828  auf- 
stdlen.  Inaolange  der  fremde  Staat  aus  dem  Grande,  dafs  er  leichtere 
Bedingungen  als  Deutschland  festgesetzt  hat,  keinen  Anlafs  nimmt,  die 
ToUstreckung  unserer  Urteile  zu  verweigern,  ist  auch  kein  that- 
s&chlicher  Hinderungsgrand  f)lr  uns  gegeben,  die  Entscheidungen 
eines  solchen  Landes  in  Vollzug  setzen  zu  lassen. 

Die  über  das  Wesen  der  Gegenseitigkeit  von  Franche  (S.  46 — 64) 
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vorgetragenen  AtiBftihrungen  fehlen  onsereB  Erachtens  darin,  dafs  sie 
im  Hinblick  auf  §  661  Abs.  1  bezw.  §  723  Abs.  1  der  R.aPr.O. 
den  völligen  Aosschlafs  einer  Prü^ing  in  Bezng  auf  die  Becht- 
mäfsigkeit  der  Entscheidungen  verlangen,  ohne  zu  beachten,  dais  die 
Frage,  ob  die  Voraussetzungen  des  §  661  Abs.  2  bezw.  §  328  ge- 
geben sind,  eine  die  Gesetzmftfsigkeit  betreffende  Untersuchung  er- 
heischt Es  ist  in  gewissem  Sinne  richtig,  wenn  v,  Bar  Bd.  11  S.  535 
Anm.  127  sagt,  dafs  der  Oesetzgel^r  (in  Abs.  1)  erst  das  Prindp  der 
Anerkennung  (Nichtrevision)  der  auswärtigen  Urteile  gleichsam  als 
grofse  Errungenschaft  proklamiere,  dann  aber  dasselbe  mit  einer  ge- 
wissen Ängstlichkeit  (in  Abs.  2)  grofsenteils  wieder  zurücknehme. 

3.  Nach  der  Anschauung  von  Wach  ist  die  Gegenseitigkeit  dann 
gegeben,  wenn  dem  rechtskräftigen  Urteile  des  deutschen  G^dites 
als  solchem  die  Anerkennung  seiner  Unanfechtbarkeit  und  —  ohne 
Prttftmg  seiner  Gesetzmäfsigkeit ,  sowie  ohne  Zurückgehen  auf  den 
ursprünglichen  Klagegrund  —  die  Vollstreckbarkeit  gewährt  werden. 
Es  ist  nun  zu  untersuchen,  ob  die  hier  angegebenen  Merkmale  zu- 
treffend sind  und  die  von  Wach  gezogene  Schlufsfolgerung  rechtfertigen, 
dafs  die  Voraussetzungen  des  §  661  Abs.  2  Nr.  1 — 4  iüterer  Fassung 
oder  die  im  auswärtigen  Rechte  an  dessen  Stelle  tretenden  ander- 
weitigen Voraussetzungen  für  die  Gegenseitigkeitsfrage  bedeutungslos 
erscheinen. 

Unter  dem  Zurückgehen  auf  den  ursprünglichen  Klagegmnd  ist 
das  Zurückgreifen  auf  die  aus  der  zu  vollstreckenden  Entscheidung 
manchmal  nicht  sicher  zu  entnehmenden  prozessualen  Voraussetzongen 
der  Ladung  oder  prozefselnleitenden  Verftigung  und  deren  Zustellung 
(§  661  Abs.  2  Nr.  4  bezw.  §  828  Nr.  2)  nicht  zu  verstehen.  Fem^ 
gehört  nicht  dazu  und  unterliegt  auch  keiner  Beanstandung  die  behufi 
Auslegung  der  Urteilsformel  unter  Umständen  veraniafste  Heranziehung 
des  im  Thatbestande  des  zu  vollziehenden  Erkenntnisses  erwähnten 
Klaginhaltes.  Es  kann  daher  Wach  wohl  nur  ein  Zurttckgehm  auf 
den  Inhalt  der  Klage  behufs  thatsächlicher  und  rechtlicher  Prüfung  im 
Auge  gehabt  haben.  Allein  die  rechtliche  Würdigung  kann  sowohl 
eine  materiellrechtliche  als  auch  eine  prozessuale  sein.  Zu  der  unter 
den  letzteren  Gesichtspunkt  fallenden  Untersuchung  der  Zuständigkeit 
des  ausländischen  Gerichts  ist  aber,  wie  die  Motive  zur  Reiebscivil- 
prozefsordnung  (Hahn  Bd.  I  S.  432)  mit  Recht  bemerken,  ein  Ein- 
gehen auf  die  Sache  selbst  insoweit  forderlich,  ab  die  Zuständigkeit 
durch  die  dem  Rechtsstreite  selbst  angeh($renden  Thatsachen  bestimmt 
wird.  So  ist  z.  B.  zur  Begründung  des  Gerichtsstandes  des  Erfllllunga- 
ortes  der  Ort  der  Vertragserfüllung  zu  ermitteln.  Es  ist  daher  nur  das 
zum  Zwecke  thatsächlicher  und  materiell-rechtlicher  Prüfung  erfolgende 
Zurückgreifen  auf  den  ursprünglichen  E^agegrund,  welches  auch  ftb*  die 
durch  §  661  Abs.  2  Nr.  2  bezw.  §  328  Nr.  4  angeordnete  materiell- 
rechtliche  Untersuchung  nicht  geboten  erscheint,  als  unstatthaft  zu  er- 
achten. 

Bei  der  von  Wach  verlangten  Anerkennung  der  Unan^htbarkeit 
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hat  derselbe,  wie  seine  Darlegung  auf  S.  224  ersehen  läfst,  nicht  blofs 
die  formelle,    sondern  auch   die  materielle  Rechtskraft  im  Auge.     For- 
melle Rechtskraft  ist  wenigstens  nach  deutschem  Rechte  dann  vorhanden, 
wenn  das  Urteil   durch    ordentliche  Rechtsmittel   oder  Einspruch   nicht 
mehr  angefochten  werden  kann.     Materielle  Rechtskraft  ist,  wie  Wa  c  h 
a.  a.  0.  zutreffend  bemerkt,    die  für  alle  Gerichte  in  allen  Prozessen 
der  betreffenden  Parteien  bezüglich  des  nämlichen  Gegenstandes  bindende 
Kraft,  mit  anderen  Worten  die  unabftnderliche  Feststellung  (Normierung) 
des  Rechtsverhältnisses.     Bestritten  ist  die  von  Wach  angestellte  Be- 
.  faauptnng,  dafs  in  §  661  bezw.  §  828  die  Frage  der  materidilen  Rechts- 
kraft geregelt  seL     (Man  vergl.  Wach  S.  225  Anm.  18.)     Mit.  Rück- 
sicht auf  §  328  der  R.C.Pr.0.  neuerer  Fassung  darf  wohl  kein  Zweifel 
bestehen,    dafs   ein   ausländisches  Urteil   blofs   bei  dem  Vorhandensein 
der  ebendaselbst  erwähnten  Voraussetzungen,  zu  welchen  auch  die  Ver- 
bOrgang  der  Gegenseitigkeit  gehört,  Anerkennung  finden  und  dafs  nur 
auf  Urteile,  welche  diesen  Voraussetzungen  Rechnung  tragen,  die  Ein- 
rede der  rechtskräftig  entschiedenen  Sache  in  wirksamer  Weise  gestützt 
werden   kann^^).     lAfst   sich    demnach    im    Hinblick   auf  die  neuere 
Fassung  der  Reichscivilprozefsordnung  allerdings  der   von  Wach  ver- 
tretene Satz  aufteilen,   dafs  bei  Anerkennung  der  materiellen  Urteils- 
reehtskraft  von  selbst  auch   die  G^enseitigkeit  gegeben  sei,   so  kann 
dies   dennoch  fllr   eine  von   den  Voraussetzungen   des   §  661   Abs.    2 
bezw.   §  828  losgelöste  Anerkennung,  wie  Wach   sie   im  Auge  hat, 
nicht  der  Fall  sein.     Ebenso  ist  Wachs  Bemerkung  nicht  stichhaltig, 
die    G^enseitigkeit   sei    dann    begründet,    wenn   dem  vom   deutschen 
Richter  erlassenen   rechtskräftigen  Urteile   ohne  Prüfung  seiner  Recht- 
mäfsig^eit    die  Vollstreckbarkeit    gewährt  werde.     £s    ist    hierbei    die 
Einschränkung,   welche  Abs.  2   des   §  661   für  dessen  Abs.  1   bildet, 
gänzlich   aufser  Betracht  gelassen.     Wäre   übrigens    der    letztere  Satz 
von  Wach  zutreffend,  so  könnte  dennoch  seine  Schlufsfolgerung  nicht 
gebilligt  werden,  dafs  es  mit  dem  Wesen  der  Gegenseitigkeit  nicht  im 
Widerspruch    stehe,    wenn   ein   ausländischer   Staat  eine    beliebige 
Anzahl  anderer  Voraussetzungen  als  die  Reichscivilprozefsordnung  auf- 
stelle.    Denn   das   ausschliefsliche   Festhalten   an    dem  Grundsatze   des 
§  661    Abs.  1  bezw.    §  728  Abs.  1    müfste   folgerichtig   dazu  führen, 
der  Bestimmung   einer  jeden  Voraussetzung  entgegenzutreten,   welche 
zu  einer  Prüfung  der  Entscheidung   hinsichtlich   ihrer  Gesetzmäfsigkeit 
Veranlassung  geben  kann. 


18)  Auch  für  das  gegenwärtig  noch  geltende  Recht  wird  im  Anschlüsse 
an  die  Ausführungen  von  Wach  a.  a.  O.  S.  226  u.  227  und  Kohle  r,  Zeit- 
schrift f.  deutsch.  Civilprozefs  Bd.  X  S.  449  flg. ,  insbes.  466  u.  467  diesseits 
angenommen,  dafs  die  Einrede  der  rechtekmtig  entschiedenen  Sache  nur 
am  solche  rechtskräftige  ausländische  UrtcUe,  welche  den  Erfordernissen 
des  §  661  Abs.  2  Nr.  2^5  bezw.  §  828  Nr.  1,  2,  4  u.  5  genügen,  erfolgreich 
mch  stutzen  könne.  Das  gleicher  Ansicht  huldigende,  von  v»  Bar.  Theorie 
mid  Praxis  Bd.  II  S.  421  u.  422,  sowie  von  Richard  m  Böhms  Zeitschrift 
Bd.  in  S«  10  flg.,  insbes.  S.  38-44  bekämpfte  Urteil  des  Reichsgerichts 
▼pm  29.  Januar  1883  (Entsch.  Bd.  VIII  8.  389)  ist  aUerdings  auch  bezügUch 
einiger  Sätze  nicht  einwandfrei. 
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§  7.    VollstreckungBvorauBsetzungren ,  welche  für  die 

Gegrenseitlgfkeit  ohne  Belang*  sind. 

Die  vom  ausländischen  Staate  für  die  Bewilli^ng  zur  Volbtreckang 
unserer  Urteile  aufgestellten  Voraussetzungen  sind  nach  dem  Vorstehenden 
für  die  G^genseitigkeitsfrage  unter  dem  Vorbehalte  von  Erheblichkeit, 
dafs  dieselben  eine  Prüfung  jener  Entscheidungen  hinsichtlich  deren 
GesetzmäTsigkeit  erheischen. 

Anders  verhält  es  sich  dagegen,  wenn  die  Voraussetzungen  des 
fremden  Staates  eine  Untersuchung  in  Bezug  auf  die  Bechtmäfsigkeit 
unserer  Urteile  nicht  erfordern.  Letzteres  war  z.  B.  der  Fall  an- 
gesichts des  §  2  der  früher  in  Geltung  gewesenen  bayerischen 
Verordnung  vom  2.  Juni  1811,  die  Vollstreckung  firemdrichterlicher 
Erkenntnisse  betr.  (Reg.Bl.  S.  745).  Hiemach  konnte  ein  ausländisches 
Urteil  an  den  in  Bayern  befindlichen  Gütern  des  „SachMligen^  nur 
dann  in  Vollzug  gesetzt  werden,  wenn  a)  durch  gerichtliche  Zeugnisse 
dargethan  war,  dafs  in  dem  auswärtigen  Staate  keine  tauglichen  oder 
hinreichenden  VoUstreckungsmittel  vorhanden  sind,  und  wenn  sid 
b)  keine  bayerischen  Unterthanen  mit  Forderungen  gemeldet  haben, 
rttcksichtlich  welcher  ihnen  an  den  zur  Vollstreckung  angewiesenen 
Sachen  ein  gleiches  oder  vorzügliches  Recht  gesetzlich  zusteht.  In 
ähnlicher  Weise  verlangt  Monako,  wie  Francke  a.  a.  0.  S.  62 
hervorhebt,  dafs  in  dem  Staate,  in  welchem  das  zu  vollziehende  Urteil 
gesprochen,  die  Zwangsvollstreckung  vergeblich  versucht  wurde.  Hier- 
her sind  auch  die  von  den  rumänischen  (Berichten  gestellten  An- 
forderungen zu  rechnen,  dafs  den  Gresuchen  um  Volls^eckung  aus- 
ländischer Urteile  rumänische  Übersetzungen  der  letzteren  beiznfllgen 
sind  und  dafs  vom  Antragsteller  ein  in  Rumänien  wohnender  Anwalt 
als  Bevolknächtigter  aufzustellen  ist^').  Nur  für  Fälle  dieser  Art  trifk 
die  Bemerkung  von  Wach  und  Francke  za^  dafs  die  Gegenseitigkeit 
durch  die  Bestimmung  anderer  als  der  in  §  661  Abs.  2  älterer  Fassung 
erwähnten  Voraussetzungen  nicht  beeinträchtigt  werde. 

§  8.    Erfordernis  wesentliclier  Übereinstlmmune: 
der  InlAndischen  und  ausländisolien  Vollstreokungs- 
voraussetzungren  als  Folgrerung  aus  dem  Begrriffe  der 

Qeg-enseitierkeit. 

1.  Nach  Mafsgabe  der  am  Schlüsse  des  §  5  oben  angestellten 
positiven  B^ifisbestimmung  kann  von  Gegenseitigkeit  im  Ver- 
hältnisse zu  einem  anderen  Staate  nicht  gesprochen  werden,  welcher 
fremdrichterlicbe  Urteile: 


19)  Böhms  Zeitschr.  Bd.  I  S.  121  und  Bd.  VIT  S.  20^  Jettel,  Hand- 
buch des  internationalen  Privat-  und  Strafrechts  mit  Bucksxcht  auf  die 
Gesetzgebungen  Österreich -Ungarns,  Kroatiens  und  Bosniens  (1893)  S.  195. 
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a)  entweder  tlberhanpt  nicbt  oder  nur  in  AnsnahmefUlen, 

oder 

b)  nnr  dann,  wenn  dieselben  nicbt  eine  Verarteilang  eines  seiner 
Angebörigen  anssprecben, 

oder 

c)  nnr  im  Falle  diesbesttglieber  besonderer  Staatsvertrüge 

Tollatreckt,  wenn,  wie  za  c)  nocb  beiznftgen  ist,  weder  das  Deatscbe 
Reieb  nocb  ancb  ön  bierzn  gebOriger  Bundesstaat  einen  solcben  Vertrag 
abgescblossen  baben. 

Als  Beispiele  können  bier  genannt  werden  zu 

a)  Finnland,  Niederlande,  Schweden  und  Norwegen, 

b)  Türkei, 

c)  Rofsland  und  Kanton  Neuenbürg. 

Eine  Gegenseitigkeit  kann  femer  dann  nicbt  anerkannt 
werden,  wenn  die  Bewilligung  zur  Vollstreckung  ausländiscber  Ent- 
sebeidnngen  in  einem  anderen  Staate  —  in  Ermangelung  von  dies- 
bestlglicben  Staatsvertrügen  —  entweder  ttberbaupt  oder  doch  im  Falle 
der  Beteiligung  Ton  AngebOrigen  des  letzteren  Landes  dadurcb  bedingt 
ist,  dafs  das  vom  fremden  Ricbter  erlassene  Urteil  seinem  vollen  Um- 
fiinge  nacb  hinsichtlich  seiner  Gesetzmäfsigkeit  (examenj  rMsian  au 
fond}^^)  geprüft  wird,  wie  z.  B.  in  Belgien,  Frankreich,  Luxemburg, 
sowie  in  den  Kantonen  Freiburg,  Genf,  Unterwaiden  o./W.  und  Waadt- 
land. 

Auch  das  widerspricht  dem  Wesen  der  Gegenseitig- 
keit, dafs  ein  fremder  Staat  wesentlich  strengere  Voraussetzungen 
als    die    Reicbscivllprozefsordnung    aufstellt'^).     Da   eine    vollständige 

20)  Verschieden  von  diesem  System  des  sog.  sx€quatur  ist  das  in 
Italien  ftbliche  System  des  sog.  pareatis,  nach  welchem  die  Prttfnnff  in 
emem,  wie  man  vor  SnfUhnmg  der  Ezekntionsordnung  vom  27.  Mai  1896 
auch  in  Österreich  sagte,  sog.  Del ibations  verfahren  erfolgt  und  wonach 
diewibe  ebenso,  wie  dies  bezüglich  der  lulüssigen  Einwendungen  der  Fall, 
auf  geaetziicb  bestimmte  Punkte  beschrftnkt  ist. 

21)  Der  Vertreter  der  verbündeten  Regierungen,  Appellationsgerichtnat 
Dr.  Haut  er,  sprach  sich  in  der  Sitzung  der  Jnstiskommission  des  Reichs- 
tags Tom  8.  Juni  1875  {Hahn  Bd.  I  S.  888)  dahin  aus,  dafs  die  VoU- 
itndning  ohne  Rttcksicbt  auf  die  strengeren  Voraussetzungen  des  anderen 
Staates  zu  bewilligen  sei.  Aber  er  gab  (hierbei  nicht  an,  bis  zu  welchem 
Grade  ein  strengeres  Mafs  statthaft  erscheine,  sondern  legte,  wie  seine  Er- 
Menmg  entnehmen  l&fst,  auf  die  Beschaffenheit  und  Zahl  der  vom  ans- 
ttodiscben  Staate  anfj^estellten  Voraussetzungen  überhaupt  kein  Grcwicht.  In 
leiiier  oben  in  §  6  mcht  besprochenen  Begiifindung  hält  er  dafür,  dafs  die 
Wiederverffeltonff  das  Ziel  üMrscbreite,  wenn  mangels  voUstiLndiser  G^effen- 
sdtifkeit  ememnremden  Staate  die  Vollziehung  seiner  Urteile  nicht  gewahrt 
werde.  Auf  der  anderen  Seite  sei  es  aber  bedcuoklich,  wenn  gefordert  würde, 
daDi  die  Vollstreckung  in  Deutschland  in  demselben  Mafse  und  unter  den 
bleichen  Voranssetsungen  wie  im  Auslande  stattfinden  solle,  weil  dann  das 
oeatRhe  €(äricht  immer  nach  der  ausländischen  Prozefsffesetzgebnng  zu  Ter- 
fthren  hätte.  Es  bleibe  daher  nur  der  dritte  Weg  übng,  die  Vollstreckung 
ohne  RucUcbt  auf  die  strengeren  Voraussetzungen  des  anderen  Staats  zu 
geitatten.    Häuser  überBah  oei  seiner  Darlegung  den  Mittelweg,  welcher 

Z«ittehrift  t  intern.  Priemt-  n.  Straft^cht  eto.,  Band  IX.  15 
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Übereinstimmung  der  in  den  yerschiedenen  Staaten  in  Besag  auf  die 
VoilstrecknngBvonrassetzungen  geltenden  Gesetze,  welche  ja  in  Wirk- 
lichkeit nicht  besteht,  vernünftigerweise  auch  nicht  gefordert  werden 
darf,  so  kann  die  Annahme  der  Gegenseitigkeit  nicht  davon  abhllngig 
gemacht  werden,  dafs  der  auswärtige  Staat  die  Prüfongsbeftignifl  seiner 
Gerichte  auf  eben  dieselben  für  den  Urteilsvollzag  mafsgebenden  Voran»- 
Setzungen  wie  die  Reichscivilprozefsordnung  beschränke.  Es  darf  da- 
her nur  wesentliche  Übereinstimmung  der  VoUstreckungs- 
voraussetzungen  des  auswärtigen  Staates  mit  den  bei  uns  geltenden 
Voraussetzungen  gefordert  werden.  Qaupp^  Beincke^  Seuffert 
und  Wilfnofüski'Levff  stehen  in  ihren  Kommentaren  zur  Reichs- 
civilprozefsordnung, Böhm  in  seinem  Handbuche  des  Rechtshttifever- 
fahrens  auf  dem  gleichen  Standpunkte'^. 

2.  Eine  derartige  wesentliche  Übereinstimmung  ist  nicht 
blofs  dann  gegeben,  wenn  nur  dem  Wortlaute  nach  ein  unterschied, 
dem  Inhalte  der  Vorschriften  nach  aber  Gleichheit  vorhanden  ist,  son- 
dern kann  auch  bei  einer  jenen  Inhalt  betrefienden  Verschiedenheit  der 
einzelnen  Gesetzgebungen  vorliegen.  So  wird  man  nicht  Gewiebt 
darauf  legen  dürfen,  ob  bei  einer  dem  §  661  Abs.  2  Nr.  4  bezw. 
§  328  Nr.  2  der  R.C.Pr.0.  entsprechenden  Bestimmung  der  aoslän- 
dischen  Prozef^ordnung  ebenso  wie  in  jenen  Paragraphen  die  Staats- 
angehörigkeit des  Schuldners  in  Betracht  gezogen  ist.  Auch  wird  man 
—  zumal  ttber  die  Auslegung  des  deutschen  Rechtes  in  der  fraglichen 
Beziehung  selbst   Zweifel   obwalten   —   die  fremde  Gesetzgebung   bei 


in  der  Bestimmung  bestanden  haben  würde,  inwieweit  eine  Abweichung  der 
ausländischen  von  der  inländischen  Gesetz^bnng  mit  dem  Standpunkte  der 
Gegenseitigkeit  in  Einklang  zu  bringen  ist    für  die  Zulässigkeit  stren- 

ferer  Voraussetzungen  haben  sich  anch  Wach  und  Franeke  (s.  oben 
6)  aasgesprochen;  desgleichen  Leske  (Leske  u.  Löwen/eld  Bd.  L  S.  818), 
welcher  für  entBcheidena  hält,  dais  das  Ausland  deutsche  Urteile  über- 
haupt zur  Vollstreckunff  bringe. 

22)  Gaupp  bemerkt  in  der  3.  Auflage  seines  Kommentars  Bd.  II 
8.  329  Ziff.  Vu,  dafs  die  Bedingungen  der  VollstEecknnff  der  diesseitigen 
Urteile  im  answärtij^en  Staate  im  wesentlichen  dieselben  sein  müssen 
wie  bei  uns.  Es  sei  nicht  erforderlich,  dafs  die  Vollstreckung  im  Analande 
genau  an  dieselben  Voraassetzangen,  wie  §  661  Abs.  2  Nr.  1—4  bestimme, 
gebunden  sei.  Beine ke  spricht  sich  in  Anm.  5  (S.  629  der  2.  Aufl.)  dahin 
ans,  die  Gegenseitigkeit  erheische  der  Natur  der  Sache  nach,  dafs  die  Urteile 
deutscher  Gmchte  .  .  .  nach  wesentlich  entsprechenden  Grundsätzen^ 
wie  sie  in  den  §§  660  n.  661  C.Pr.0.  „normiert*'  seien,  Volistreckune  finden. 
Seuffert^  Anm.  7  a  S.  846  der  7.  Aufl.,  erachtet  die  Gegenseitigkeit  für 
verbürgt,  wenn  die  Urteile  der  inländischen  Gerichte  in  dem  ansltodiachen 
Staate  „ohne  Prüfung  der  Gesetzmäfsigkeit  der  Entscheidung"  entweder  an- 
bedingt  oder  doch  unter  nicht  wesentlich  anderen  oder  mehreren 
Vorbehalten  als  den  in  §  661  Abs.  2  gemachten  vollstreckt  werden. 
Ebenso  hält  Wilmowski-Levfi,  Bd.  11  S.  905  der  6.  Aufl.,  dafür,  dafs 
die  G^enseitigkeit  nicht  deshiub  verneint  werden  dürfe,  weil  die  Voll- 
streckung des  deutschen  Urteils  im  Auslände  in  einzelnen  Beziehungen  an 
andere  Voraussetzungen  geknüpft  sei,  sofeme  nur  im  wesentlichen 
Übereinstimmung  bestene.  Böhm  endlich  verlangt  S.  117,  da(s  die 
Voraussetzungen  wesentlich  gleiche  seien. 


l] 
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maut  voilmg«nder  Überaniliinmiiiig  als  mit  §  661  Abs.  2  Nr.  8  beaw. 
§  828  Nr.  1  im  Einklänge  stehend  aDsehen  müssen,  gleichviel  ob  im 
Andaade  anf  die  abstrakte  oder  konkrete  Zuständigkeit  Betonung 
geltflt  wird. 

Nicht    nnsEweifelhaft    möchte    dagegea    sein,     ob     dasselbe    der 
FaU  ist 

besUglich  des  §  328  Nr.  4  neae^er  Fassung  der  B.CLPr.0.  einer- 
seits und 

des  ätalieoischen  CPr.G.B.  Art  941  Ut.  d, 

des  ungarischen  Ges.  über  das  Ezekntionsverfiibren  vom  1.  Juni 

1881  §  8  Abs.  2  lit.  d  (GeB.Art  LX  von  1881), 

c)  des  §  81  Nr.  4  der  (Ssterreichisehen  Exek.0.  (Ges.  vom  27.  Hai 
1896)  und 

d)  des  Art  1088  §  5  der  portogiesischen  G.Pr.0.  von  1867 

andererseits.     Hier  ist  angeordnet: 

flSQ  a)  dafs  das  Urteil  keine  Verfügungen  enthalten  darf,  welche  der 
Öffentlichen  Ordnung  oder  dem  inneren  öffentlichen  Rechte  des 
Königreichs  zuwider  sind  (Koppers  8.  64,  Leske  und 
Löwenfetd  Bd.  I  8.  615). 

m  b)  dafs  die  Leistung,  welche  im  Wege  der  Exekution  au  erlangen 
beabsiditigt  ist,  mit  einem  vaterlllndischen  verbietenden  Geseüae 
nicht  kollidieren  darf  {Franeke  S.  59,  60,  Böhm$ZmtKhx. 
Bd.  IV  8.  418), 

an  c)  dafs  die  Bewilligung  der  Exekution  oder  der  begehrten  Exeku- 
tionshandlnng  unter  anderem  zu  vereagen  ist,  wenn  vermittels 
<}erselben  ein  BechtsverbHlt&is  zur  Aneikennuag  oder  ein  An- 
spruch zur  Verwirklichung  gelangen  soll,  welchem  durch  das 
inlftndische  Gesetz  im  Inlande  ans  Rttcksicht  der  öfientUchen 
Ordnung  oder  der  Sittlichkeit  die  Gültigkeit  oder 
versagt  nlt  (Böhms  Zeitochr.  Bd.  VI  8.  864  u.  497), 

wtthrend 

zu  d)  der  Widerspruch  des  Beklagten  unter  anderem  darauf  gestutzt 
weiden  kann,  dafs  das  ansllndische  Erkenntnis  gegen  die 
GmndsHtze  des  portugiesischen  öffentlichen  Bechts  oder  der 
öffontlichen  Ordnung  verstöfst  (Böhms  Zeitschr.  Bd.  11  8.  500, 
Kopp  er s  8.  69). 

Wenn  Art  941  der  Italien.  CPr.O.  dahin  zu  verstehen  wäre,  dafs 
der  einheimische  Richter  zu  untersuchen  habe,  ob  das  ausländische 
Urteil  nicht  gegen  irgend  eine  Vorschrift  des  inländischen  öffentlichen 
Bechtes,  sei  es  des  Ver&ssungs-,  sei  es  des  Verwaltungsrechts  verstofse, 
dann  würde,  wie  dies  Eccius  in  seiner  in  Qruchots  Beitrtlgen  zur 
Eitantemng  des  deutschen  Rechts  Bd.  XXX  8.  461  enthaltenen  Be- 
sprechung des  Wac dachen  Handbuchs  des  deutschen  Civilprozefsrechts 
hinsichtlich  des  brasilianischen  Rechtes  angenommen  hat,  die  Gegen- 
seitigkeit allerdings  nicht  als  begründet  zu  erachten  sein;  denn  mit 
letzterer  ist  es  unvereinbar,  dafs  fremde  Entscheidungen  nach  Malsgabe 
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des  Civil*  oder  des  öffentlichen  Bechts  besllglieh  ihrer  GfesetEmiirsigkeit 
geprüft  werden.  Allein  die  Worte  „welche  der  öffentlichen  Ordnung 
oder  dem  inneren  öffentlichen  Rechte  des  Königreichs  sawider  sind'' 
geben,  wie  die  nachstehende  Erörterung  zeigen  wird,  zu  einer  solchen 
Aoslegong  keine  zareichende  Veranlassung. 

Die  von  der  Wissenschaft  des  internationalen  Privatrechts  gebilligte 
Anwendung  ausländischen  Rechtes,  welche  mit  der  durch  Savigny 
angebahnten  Aufibssung  einer  internationalen  Rechtsgemeinschaft  aller 
in  den  völkerrechtlichen  Verkehr  angenommenen  Staaten  in  Zusammen- 
hang  steht,  findet  in  einigen  FttUen  im  einheimischen  Rechte  eine 
Schranke.  Es  ist  nicht  leicht,  diese  in  den  G^esetzgebungen  der  ein« 
zelnen  Lünder  gewöhnlich  nicht  genau  bestimmten  Grenzen  mit  Sicher- 
heit anzugeben  oder  dieselben  mit  einer  allgemeinen  Formel  ausreichend 
zu  bezeichnen.  Während  Savignff  in  seinem  Systeme  des  heutigen 
römischen  Rechts  (Bd.  VIII  S.  88),  diese  Fälle  in  zwei  Klassen 
teilend, 

a)  von  Gesetzen  von  streng  positiver  zwingender  Natur  und 

b)  von  Rechtsinstituten  eines  fremden  Staates  sprach,  deren  Dasein 
in  dem  unserigen  tlberhaupt  nicht  anerkannt  sei, 

haben  andere  Schriftsteller  gleichwie  auswärtige  Gesetzgebungen  auf  die 
Begrifft  des  öffentlichen  Rechts  oder  der  öffentlichen  Ordnung  Bezug 
genommen,  hierbei  manchmal  zwischen  ordre  j^Mic  intemaHonäl  und 
ordre  ptMic  interne  unterscheidend.  Von  wieder  anderer  Seite  wurde 
im  Gegensatze  zum  Privatrechte  das  Recht  der  Gresellschaft  oder  die 
Moral,  femer  auch  das  politische,  sociale  oder  nationalökonomische 
Interesse  hervorgehoben^).  In  offenbarer  Anlehnung  an  §  19  des 
sächsischen  Bttigerl.  G.B.  kommt  Mommsen  im  Archiv  ftUr  civilistische 
Praxis  Bd.  T^XT  S.  202  zu  dem  Vorschlage,  dafs  ausländische  Gesetze 
nicht  anzuwenden  seien,  wenn  deren  Anwendung  durch  inländische 
Gesetze  nach  Vorachrift  oder  nach  dem  Zwecke  derselben  ausgeschlossen 
erscheinen'^).     Nach  Art  80  des  Einf.Ges.  zum  B.G.B.,  welcher  dem 


23)  Näheres  in  dieser  Beziehung  bei  o.  Bar  a.  a.  0.  Bd.  I  S.  95  flg. 
und  S.  127  f.;  Niemeyer^  Vorschläge  und  Materialien  zur  Kodifikation  des 
intematioiialen  Privatrechts  (1895)  S.  5*  flg.,  S.  68.  Kahn  geht  in  seinen 
Abhandlungen  aus  dem  internst  Privatrecht  (Qerher  u.  Jhering^  Jahrbttcher 
Bd.  XXXTX  [18981  S.  1  flg.)  soweit,  zu  behaupten,  dals  die  Lehre  von  ordre 
public  und  von  den  Prohibitivgesetzen  ani  unhaltbaren  VorauseetBongen 
Demhe. 

24)  V.  Bar  (Theorie  und  Praxis  Bd.  I  S.  127  fl^.)  (^Ungt  am  Schlüsse 
seiner  Ausfahiungen  über  sog.  zwingende  oder  ProhiDitivgesetze  (S.  182)  zu 
folgender  Fassung:  „Die  Anwendung  auswärtiger  BechtBuormen  ist  insoweit 
ausgeschlossen,  als  sie  dazu  dienen  würde,  im  Gebiete  des  Staates  Rechts- 
vernältnisse  zu  verwirklichen  oder  Handlungen  und  Leistungen  zu  erzwingen, 
welche  nach  der  Gresetzgebune  des.  Staatä  daselbst  nicht  geduldet  bezw^. 
daselbst  nicht  erzwungen  werden  sollen."  Verwandt  hierzu  ist  der  auf  den 
Vollzug  fremdrichterhcher  Urteile  sich  beziehende  Vorschlag  BarB  (Bd.  Ü 
S.  484),  die  Vollstreckung  sei  zu  versagen^  wenn  sie  entweder  als  un- 
mittelbare Verwirklichung  eines  Verhältnisses  betrachtet  werden  mfisae, 
welches    nach    den    im   VoUstreckungsstaate   herrschenden   Anschauungen 
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§  328  Nr.  4  der  C.Pi-.O.  neuerer  Faesimg  zum  VorbUde  diente,  ist  die 
Anwendung  eines  ausländischen  Gesetzes  ausgeschlossen'*^),  wenn  die- 
selbe gegen  die  guten  Sitten  oder  gegen  den  Zweck  eines  deutschen 
Geeetzes  verstoft^  würde. 

Die  zu  allgemein  gefiJsten  Worte  „öfiSantliche  Ordnung",  „Öffent- 
liches Recht**,  oder  auch  „inneres  öffentliches  Recht"  stellen  nur  einen 
Venuch  dar,  dasjenige  zu  kennzeichnen,  was  von  anderer  Seite  durch 
die  Fassung  „verbietende  Gesetze",  „vaterländisches  verbietendes  Gesetz" 
und  „guten  Sitten"  zum  Ausdruck  gebracht  wird. 

Art  30  des  Em£Ges.  zum  B.G.B.  hat  in  der  That  dasselbe  im 
Auge.  Zum  Verstofse  gegen  die  guten  Sitten  genügt,  wie  hier  noch 
beig^^gt  werden  soll,  nicht  ein  Widerstreit  der  sittlichen  Anschauungen; 
der  fremde  Rechtssatz  oder,  besser  ausgedrückt,  das  Verhalten  (Handeln 
oder  Unterlassen),  welches  derselbe  unmittelbar  anbefiehlt,  gestattet  oder 
doch  mittelbar  vermöge  der  an  eine  bestimmte  Verhaltungsweise  ge- 
knüpften Rechtsfolgen  befördert,  mufs  ein  positiv  sittlich  verwerfliches 
sein  (Ziielmanny  Internationales  Privatrecht  Bd.  I  S.  336  u.  838)« 
Der  Zweck  eines  deutschen  G^etzes  kann  in  dem  letzteren  entweder 
ausdrücklich  ausgesprochen  oder  doch  sonst  deutlich  erkennbar  gemacht 
sein  ^).     Deutlich  erkennbar  ist  durch  den  Zweck  eines  deutschen  Ge- 


zweifellos den  guten  Sitten  zuwiderlaufe,  oder  wenn  durch  die  Vollstreckung 
eine  Huidlung  erzwungen  werden  würde,  welche  nach  den  Gesetzen  des 
Ortes  der  Zwangsvollstieckung  nicht  erzwunjg^  werden  dürfe.  Die  K.G J^.O. 
Ton  1877  fisnd  es  f&r  ausreichend,  nur  die  im  Vorschlage  v.  Bart  erwähnte 
rwdte  Alternative  in  §  661  Abs.  2  Nr.  2  auszusprechen.  Durch  diese  ihre 
Anordnung,  welche  wohl  in  erster  Linie  die  Verhinderung^  des  nach  deut- 
schem Rechte  (§  774  älterer  Fassung  bezw.  §  888  neuerer  l^assnng  CPr.O.) 
Qnnd&asigen  Zwangs  zur  £hesch]ielsnng  im  Auge  hatte,  bot  sie  allerdings 
nur  ungenttgenden  Schutz;  denn  sie  berechtigte,  da  Geldzahlung  eine  an 
eich  erfiinbte  Handlung  ist,  den  deutschen  Richter  nicht  dazu,  dner  fremd- 
richterUchen  EntBcheidune,  welche  auf  Grund  eines  nach  inländischem  Ge- 
setze verbotenen,  nicht  kfi^g^baren  Rechtsgeschäfts  auf  Verurteilung  erkannte^ 
die  Vollstreckung  zu  versagen.  Mit  Recht  hat  das  R^Jchsgesetz  vom  17.  Mai 
1898  durch  §  293  f.  (|  828  neuer  Fassung)  hier  eine  Änderung  bewirkt 

25)  Der  Art  30  spricht  von  Ausschlufs  der  Anwendung  des  auslän- 
dischen Gesetzes.  Mit  Kecht  unterscheidet  jedoch  Niemeyer  Vorschläge 
und  Materialien  S.  7,  ob  das  einheimische  Kecht  positiv  absolute  Geltung 
beanspmcht,  so  dafs  die  Anwendung  ausländischen  J^chts  gar  nicht  in  Frage 
konmit,  oder  ob  an  und  für  sich  oie  Anwendung  des  fremden  Rechts  zuge- 
lassen ist  und  die  einheimische  Rechtsordnung  nur  eegenilber  dem  besonderen 
Inhalte  eines  bestimmten  ausländischen  Rechts  sich  negativ  verhält.  Dieser 
Unterschied  ist  auch  von  Zitelmannj  Internat  Privatrecht  (1897)  Bd.  I 
S.  a29,  382,  372,  ßarazetti,  Das  Internat  Privatr.  im  B.G.B.  (1897)  S.  6, 
sowie  in  dem  in  Böhme  Zeitschrift  Bd.  VII  S.  487  flg.  abgedruckten  Auf- 
satze, insbes.  S.  491  fl^.  hervorgehoben.  Art.  80  £in.Ge6.  bekundet  kein 
positives,  sondern  nur  em  negatives  Verhalten. 

26)  Aus  diesem  Grunde  dürfte  durch  die  Worte  ^Zweck  des  Gesetzes'' 
sneh  der  Begriff  „Vorschrift  des  Gesetzes^  zum  Ausdruca  gebracht  sein.  Mbü 
kann  übrigens  auch  mit  Zitelmann  a.  a.  0.  Bd.  I  S.  371  sagen,  es  habe 
als  selbstverständlich  keiner  besonderen  HervorhebuDe  bedurft,  dafs  ein 
fremdes  Recht  dann  nicht  anzuwenden  sei,  wenn  das  inländische  Gresetz  dies 
besonders  vorschreibe. 
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MtEOB  die  Anwendung  fremden  Recbtee  dann  aoflgeschloflsen,  wenn  ein 
dieebestlgliches  inl&ndiBehes  VerbotBgeBetz  besteht  Ein  Gesets 
dieser  Art  ist  nicht  schon  in  dem  Falle  g^eben,  wenn  die  Vornahme 
eines  Rechtsgeschttftes  nnr  mit  Nachteilen  bedroht,  dessen  Wii^nng 
aber  nicht  Temdnt  ist,  ja  nicht  einmal  immer  dann,  wenn  jenes  Rechts* 
gesehttft  für  nichtig  erklärt  ist;  es  mnfs  yielmehr  die  Absicht  des  G^ 
setaes  dahin  gerichtet  sein,  die  Eingehung  des  betreffenden  Beehts- 
geschäftes  möglichst  zu  verhindern  (Zitelmann  a.  a.  0.  B.  37S)« 
Von  einem  solchen  Bestreben  sind  z.  B.  das  Beichsstrafgesetabnch  nnd 
andere  strafgesetzliehe  Bestimmungen  des  Reiches,  sowie  das  Wacher» 
gesetz  Yom  24.  Mai  1880  and  zwar  nicht  blofs  in  seinem  strafrechtlichen, 
sondern  aach  in  seinem  civilrechtlichen  Teile  geleitet  Es  mOgen  wohl 
wenig  aosländische  Rechtssätze  yorhanden  sein,  welche  mit  derartigen 
strafrechtlichen  oder  cirilrechtlichen  deutschen  Verbotsgesetzen  in  ent- 
schiedenem Widerspräche  stehen.  Aber  es  wird  leicht  zatreflen,  dafs 
dann,  wenn  wacherliche  Geschäfte  vorliegen  oder  wenn  es  sich  am 
einen  durch  Betrug  oder  Erpressung  erworbenen  Vermögensvorteil 
handelt,  das  an  sich  anwendbare  ausländische  Gesetz  der  rechtlichen 
Erlangung  und  Erhaltung  solcher  Vorteile  nicht  im  Wege  stünde, 
während  das  deutsche  Recht  civilrechüiche  Wirkungen  jener  Straf- 
thaten  hemmt  und  damit  zugleich  auch  der  Anwendung  des  auswärtigen 
Rechts  entgegentritt 

Da  das  im  Vorstehendoi  fUr  Art  80  des  Einf.Ges.  zum  B.G.B. 
Erörterte  bei  der  Gleichheit  der  in  beiden  Vorschriften  ausgesprochenen 
Ausschliefsungsgrtlnde  auch  fUr  §  828  Nr.  4  der  R.C.rv.O.  neaerer 
Fassung  gilt,  so  darf  unbedenklich  angenommen  werden,  dafs  die 
letztere  Gesetzesstelle  sowohl  mit  dem  oben  angezogenen  Art.  941  lit  d 
des  Italien.  CPr.G.B.  als  auch  mit  den  weiter  angeftlhrten  Vorschriftien 
der  Osterreichischen  und  der  ungarischen  Exekutionsordnung,  sowie  der 
portugiesischen  Civilprozefsordnung  im  wesentlichen  im  Ein- 
klänge steht 

8.  Bisher  wurden  zur  Beurteilung  dessen,  was  wesentliche  Über- 
einstimmung ist,  nur  einzelne  Bestimmungen  der  §  661  Abs.  2 
älterer  Fassung  und  §  828  neuerer  Fassung  mit  diesbezüglichen  Vor- 
schriften des  ausländischen  Rechtes  in  Vergleich  gezogen.  Es  soll  nun- 
mehr der  Versuch  unternommen  werden,  diese  Paragraphen  in  der 
Gesamtheit  ihrer  Anordnungen  dem  ausländischen  Rechte 
gegentlberzustellen ,  damit  auf  diese  Weise  die  Möglichkeit  geboten 
wände,  zu  einem  leitenden  Grundsatze  zu  gelangen.  Aus  §  661 
Abs.  2  bezw.  §  328  ist  zu  entnehmen,  dafs  der  Gesetzgeber  der 
Rechtskraft  ausländischer  Entscheidungen  eine  hohe  Achtung  entgegen- 
bringt und  deshalb  von  dem  Willen  beseelt  ist,  die  von  ihm  ftlr  not- 
wendig angesehene  PrUfting  fremdrichterlicher  Urteile  auf  ein  be- 
scheidenes Mafs  einzuschränken.  Die  von  ihm  angeordnete  sachliche 
Untersuchung  betrifit  —  wenn  von  den  besonderen  gesetzlichen 
Vollstreckungsvoraussetzungen  hier  abgesehen  werden  darf  —  nur  einen 
einzigen  Fall  (§  661  Abs.  2  Nr.  2  bezw.  §  828  Nr.  4),  die  formelle 
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liiiigegen  swai  Fiüle  (§  661  Abs.  2  Nr.  8  und  4  bezw.  §  828  Nr.  1 
und  2).  Mit  diesen  beiden  yorsehriften  formeller  Natur  ist  keineswegs 
ein  Eingriff  in  die  Rechtsgebiete  answttrtiger  Staaten  beabsichtigt;  sie 
dienen  yielmehr  nur  dem  Zwecke,  das  Inland  g^gen  Übergriffe  einer 
analflndischen  Oerichtsbarkeit  sm  sichern  nnd  den  Schuldner,  wie  Wa  chs 
Handbuch  S.  284  hinsichtlich  der  Bestimmung  in  §  661  Abs.  2  Nr.  4 
sieh  aasdrttckt,  gegen  die  im  Falle  einer  Ediktalladung  li^ende  Oefiihr 
einer  Überrumpelung  zu  scbOtzen.  Die  im  VerhUltnisse  zu  §  661  Abs.  2 
Nr.  2  ttiterer  Fassung  allerdings  etwas  weitergehende  Vorschrift  des 
§  828  Nr.  4  neuerer  Fassung  macht  dem  Gerichte  im  Grunde  nur  die 
Prüfung  zur  Auflage,  ob  das  fremdrichterliche  Urteil  nicht  gegen  das 
▼erbietende  (prohiHtive)  Recht  verstöPst 

Ist  nun  ein  ausländisches  Recht  von  dem  gleichen  Grund- 
gedanken wie  die  Reichsciyilprozefsordnung  beherrscht, 
dann  ist  die  Gegenseitigkeit  als  gegeben  zu  erachten,  selbst  wenn  jenes 
zum  Schutze  gegen  Übergriffe  anderer  Staaten  es  für  nötig  befunden 
haben  sollte,  nicht  blofs  den  dem  deutschen  Gesetze  entsprechenden 
Bestimmungen  durch  eine  weitergehende  Fassung  eine  bessere  Wirk- 
samkeit zu  verieihen,  sondern  auch  einige  Voraussetzungen 
mehr  aufzustellen,  als  die  Reichscivilprozefsordnung  gethan  hat 
Ist  indes  die  Zahl  der  Voraussetzungen  im  ausländischen  Rechte  eine 
erheblich  gröfsere,  so  mufs  das  Bestehen  der  G^egenseitigkeit  verneint 
werden.  Dem  Grundgedanken  der  deutschen  Civilprozefsordnung  trSgt 
femer  das  ausländische  Recht  vermöge  der  Beschaffenheit  seiner 
VoUstreckyngsvoraussetzungen  nicht  Rechnung,  wenn  dasselbe  dem 
auswärtigen  Richter  eine  thatsächliche  oder  —  abgesehen  von  dem  in 
§  828  Nr.  4  neuerer  Fassung  vorgesehenen  Falle  —  eine  materiell- 
rechtiiche  Prüfung  der  durch  das  Urteil  des  deutschen  Gerichtes  ent- 
schiedenen Rechtssache  vorschreibt  oder  doch  gestattet  und  folgerichtig 
auch  desfiülsige  Einwendungen  des  Schuldners  fUr  zulässig  erachtet. 
Dies  trifft  z.  B.  bei  Art.  860  der  griechischen  CPr.O.  von  1884 
zu,  wonach,  sobald  eine  der  Parteien  ein  Inländer  ist,  der  Vollzug  des 
ausländischen  Urteiles  in  dem  Falle  verweigert  werden  kann,  wenn 
dasselbe  gegen  erwiesene  Thatsachen  verstöfst  (Z^o Pipers  S.  91). 
Hierher  ist  auch  die  portugiesische  CPr.O.  vom  8.  November  1876 
zu  rechnen,  nach  deren  Art  1088  §  6  der  Widerspruch  des  Beklagten 
darauf  gestützt  werden  kann,  dafs  das  gegen  einen  portugiesischen 
ünterthan  erlassene  Urteil  mit  den  Grundsätzen  des  inländischen 
Ctvilreehts  nicht  tibereinstimmt,  insofeme  die  Streitsache  nach  por- 
tngiesiachem  Rechte  hätte  entschieden  werden  sollen  (Kopp er s  S.  69). 
Im  schweizerischen  Kantone  Wallis  wird  femer  die  Vollstreckung 
abgelehnt,  wenn  das  fremdrichterliche  Erkenntnis  offenbar  un- 
gerecht ist  (Kopp er 8  S.  60). 

Eine  ähnliche  Prttfnngsbefhgnis  nimmt,  wie  das  Reichsgericht 
(EntscL  in  Civ.S.  Bd.  VII  S.  406  flg.)  eingehend  darlegt,  auch  die 
neuere  englische  Rechtsprechung  für  sich  in  Anspruch.  Die  von 
derselben   angenommene  Statthaftigkeit   der  Einrede,    dafs  ein  Verstofs 
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g^gen  inteniationale  Bechtagmndflätze  vorli^gfe,  dafs  insbeBondere  dieeen 
sawider  die  Anwendung  dee  englischen  Rechtes  untedasBen  wurde,  ist 
mit  dem  Standpunkte  der  BdchsciTilproBelsordnang  in  keiner  Weise  sa 
▼ereinigen.  Ebenso  yerhUlt  es  sich  mit  dem  für  aolHssig  erachteten 
weiteren  Einwände,  da6  das  sn  vollziehende  Urteil  durch  betrügerische 
Handlungen  des  ElSgers  oder  des  Richters  znstsndegebracht  worden 
sei,  und  mit  der  damit  in  Zusammenhang  stehenden,  in  der  Recht- 
sprechung vertretenen  Auffiissung,  dafs  die  Nichtanwendung  des  eng- 
lischen Rechtes  in  Füllen,  auf  welche  dasselbe  nach  der  Meinung  des 
britischen  Richters  offenbar  anzuwenden  gewesen  wl&re,  als  absichtlich 
verweigert  zu  gelten  habe.  Das  Gleiche  trifft  zu  bei  den  Einwendungen 
(deren  Statthaftigkeit  allerdings  bestritten  ist),  dafs  das  fremdrichteriiche 
Urteil  auf  einer  offensichtlichen  thatstfchlichen  Irrung  beruhe  und  dafa 
bei  Anwendung  des  englischen  Rechtes  ein  Irrtum  unterlaufen  sei.  Mit 
gutem  Grunde  hat  das  angefllhrte  reichsgerichtliche  Urteil  in  einem 
derartigen  Rechtszustande  —  und  dasselbe  gilt  für  die  mit  den  eng- 
lischen im  wesentlichen  übereinstimmenden  RechtsverhältnisBe  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika^^)  —  das  Vorhandensein  der 
Gegenseitigkeit  nicht  anzuerkennen  vermocht.  Der  Stand  des  englischen 
Rechtes  hat  seit  jenem  Urteile  des  Reichsgerichtes  keine  Änderung  er- 
&hren,  wie  dies  gegenttber  den  in  Böhms  Zeitschrift  Bd.  VI  S.  133 
enthaltenen  Erörterungen  Inhülsens  in  derselben  Zeitschrift  Bd.  VI 
8.  398  flg.  näher  ausgeführt  ist. 

§  9.    Verbürgrungr  der  Qeerenseltig'keit« 

Die  Gegenseitigkeit  erscheint  im  Sinne  der  Reichscivilprozefiiordnung 
dann  als  verbürgt,  wenn  ausreichende  Sicherheit  dafür  gegeben  ist, 
dafs  die  Gerichte  des  fremden  Staates  rechtskiiftftige  Urteile  deutscher 
Gerichte  in  ktlnftigen  Fällen  vollstrecken  und  hierbei  eine  mit  §  661 
Abs.  2  Nr.  2 — 4  älterer  Fassung  bezw.  §  328  Nr.  1,  2  und  4  neuere 


27)  Das  in  den  Entsch.  des  Reichsoberhandelsferichts  Bd.  XXI 
S.  11  abgedruckte  Erkenntnis  dieses  Gerichtshofes,  welchem  «.  Bar  Bd.  II 
8.  509  gegenüber  dem  vorerwähnten  reicfasgerichtlichen  Urteile  den  Voizug 
einräumt,  nimmt  unter  Bezugnaimie  auf  die  darin  angeriebenen  Schriftsteller 
an,  dafs  die  nordamerikanischen  Gerichte,  insbesondere  jene  des  Staates  New 
York,  die  Judikatsklage  aus  einem  Urteile  deutscher  Gerichte  anerkennen 
und  dafs  deshalb  die  Gegenseitigkeit  wenigstens  im  allgemeinen  vorhanden 
sei.  In  diesem  Erkenntnisse  ist  auch  die  von  anderer  Seite  vertretene  Mei- 
nung zustimmend  wiedergegeben,  dals  nach  nordamerikanischem  Rechte  ein 
vom  zustandigen  aaswäragen  Richter  gefälltes  Urteil,  wenn  daaselbe  voll- 
streckt werden  soll  und  ein  Prozefs  diarüber  entsteht,  der  Regel  nach  in 
erster  Instanz  prima  /acte -Beweis  für  die  Schuld  bilde  und  es  dem  Be- 
klagten obliege,  dessen  Gerechtigkeit  anzufechten  oder  den 
Nachweis  zu  liefern,  dafs  es  unre^elmäfsig  oder  gesetawldrig 
erlangt  sei.  Die  durch  den  Druck  hier  hervorgehobenen  Worte  lassen 
entnehmen,  dafs  dieses  übrigens  schon  im  Jahre  1876,  also  vor  Einführung 
der  Civilprozefsordnung,  eruusene  Urteil  bei  Zugrundlage  des  letzteren  Ge- 
setzes nicht  als  richtig  erachtet  werden  könnte. 
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FasBong  der  fi.CPr.O.  nicht  za  vereinbaFende  Prttfuiig  in  Bezug  auf 
deren  Gesetzmäfsigkeit  vermeiden.  Eine  derartige  Sicherheit  darf  in 
dem  Rechte  des  anawärtigen  Landes  (Gesetz  oder  Gewohnheitsrecht)! 
sowie  in  den  von  demselben  abgeschlossenen  Staatsvertriigen  bezw»  in 
den  in  minder  feierlicher  Form  abgegebenen  Erklärungen  der  beteiligten 
Regierungen  erblickt  werden. 

Die  Gegenseitigkeit  ist  hiemach  —  wenn  von  der  bestrittenen 
Frage,  ob  blofs  thatsächliche  Übung  hienu  genügt,  vorerst  noch  ab- 
gesehen wird  —  entweder  eine  gesetzlich  oder  eine  vertrags- 
mäfsig  verbürgte.  Ungeachtet  der  zwischen  Deutschland  und 
einem  auswärtigen  Staate  bestehenden  wesentlichen  Übereinstimmimg  in 
Besag  anf  die  Gesetzgebung  kann  dennoch  eine  Verbttrgung  der  Gegen- 
seitigkeit nicht  angenommen  werden,  wenn  in  einem  fremden  Lande 
BechtBDormen ,  welche  sich  in  anerkannter  Geltung  befinden,  nicht 
regehBttTsig  befolgt  werden,  wenn  also  keine  ausreichende  Sicherheit 
dafllr  geboten  ist,  dafs  die  Gerichte  rechtskräftige  Entscheidungen  deut- 
scher Kichter  zur  Vollstreckung  bringen.  Da  in  jedem  geordneten 
Staatswesen  die  Beobachtung  des  Gesetzes  als  etwas  selbstverständliches 
anzusehen  ist,  so  bedarf  es  dafür,  dafs  die  Gerichte  des  auswärtigen 
Staates  dessen  Recht  zur  Richtschnur  nehmen,  der  Regel  nach  keines 
Beweises  '^).  Erhebt  jedoch  der  Beklagte  den  Einwand ,  dafs  Gesetze 
oder  Staatsvertiäge  bei  den  Gerichten  des  ausländischen  Staates  keine 
Berücksichtigung  finden,  so  ist  demselben  in  dieser  Einsicht  der  Beweis 
freizustellen. 

Jene  Verbürgung  ist  auch  dann  nicht  vorhanden,  wenn  die 
Gerichte  des  fremden  Staates  zum  Nachweise  der  Gegenseitigkeit  ver- 
langen, dafs  die  letztere,  sei  es  in  einem  Staatsvertrage,  sei  es  in  dies- 
bezüglichen von  den  Regierungen  der  beteiligten  Staaten  ausgetauschten 
Erklärungen,  anerkannt  worden  sei.     Dies  geschieht  in  Österreich'') 


28)  Es  dürfte  nicht  zutreffend  erscheinen,  wenn  Leske  (Leske  u. 
Löwen/eld  Bd.  I  S.  776)  bemerkt,  die  Beciprodtät  sei  dann  verbürgt,  wenn 
dieselbe  that sächlich  gewährt  werde;  diese  thatBächliche  Gewährung 
müsse  aber  auch  gesichert  sein  und  zwar  müsse  die  Sicherung  anf  einer 
Reehtsnorm  des  anäändischen  Staates  beruhen.  Wenn  zur  Verbürgung  neben 
der  reehtlichen  Sicherung  auch  noch  eine  thatsächliche  Gewährung  begriflb- 
mäfing  erforderlich  wäre,  so.  würde  ein  Land,  welches  mit  einem  anderen 
hinsiclitlich  der  Urteilsvollstreckung  einen  Staatsvertrag  abgeschlossen  hat, 
dennoch  insolanee  zur  Verweigerung  des  Vollzugs  der  fremden  Urteile  be- 
rechtigt sein,  a£  ihm  nicht  eme  die  Vollstreckung  seiner  eigenen  richter- 
lichen Entscheidungen  bekundende  thatsächliche  Gewährung  des  anderen 
Staates  bekannt  geworden  ist  Gaupp  in  der  3.  Auflage  seines  Kommen- 
tars zur  Reichscivllj^rozefsordnung  Bd.  II  S.  330  drückt  sich  folgendermafsen 
aus:  „Die  Gei^enseitigkeit  ist  nur  dann  verbürgt,  wenn  sie  niät  blois  auf 
Bechtnionnen  oeruht,  sondern  wenn  diese  Rechtsnonnen  auch  in  anerkannter 
thatsächlieher  G^ltnn^  sich  befinden,  der  fremde  Staat  auch  wirklich  die 
deutschen  Urteile  vollstreckt.'' 

29)  Zwischen  Österreich  und  dem  Deutschen  Reiche  besteht  indes  eine 
durch  Begierungserklärongen  verbürgte,  also  vertragsmäfsige  Gegen- 
seitigkeit (Böhms  Zeitschr.  Bd.  VlII  S.  213  u.  flg.). 
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mit  Rücksicht  auf  §  79  der  am  1.  Januar  1898  in  Wirksamkeit  ge- 
tretenen Exek.0.  vom  27.  Mai  1896  (Böhms  Zeitschr.  Bd.  VI  S.  364 
und  497),  sowie  in  Ungarn,  obgleich  der  Wortlaut  der  dort  in 
Geltung  befindlichen  Ezekutionsordnong  (Gres.  vom  1.  Jnni  1881)  m. 
einer  solchen  Fordemng  keine  zureichende  Veranlassung  bietet  {Böhms 
Zeitschr.  Bd.  IV  S.  417  flg.). 

Wenn  der  Urteilsvollzug  von  dem  freien  Belieben  des  Regenten, 
wie  z.  B.  in  Monako  (Franeke  S.  62  und  Koppers  S.  66), 
oder  einzelner  Gerichts-  bezw.  Verwaltungsbehörden,  wie  z.  6.  in  den 
Kantonen  Appenzell  a./Rh. ,  Thurgau  und  Zug  (Koppers  S.  51, 
59  und  60),  abhängig  erscheint,  so  kann  gleichfidls  eine  solche  Ver- 
bürgung nicht  als  bestehend  erachtet  werden. 

Verschiedene  Ansichten  sind  darüber  zu  Tage  getreten,  ob  eine 
ständige  thatsJichliche  Übung  der  Gerichte  oder  der  mit  dem  Vollzöge 
auswärtiger  Urteile  gesetzlich  befafsten  Verwaltungsbehörden  als  dne 
derartige  Verbürgung  angesehen  werden,  ob  also  die  Gregenseitigkeit 
auch  thatsächlich  verbürgt  sein  kann.  Es  handelt  sich  hier  um 
jene  thatsächliche  Vollstreckung,  bei  welcher  die  zur  Begründung  eines 
Gewohnheitsrechts  gehörigen  Erfordernisse  nicht  vorliegen. 

Während  ff  aupp,  Beincke,  Struckmann-Koeh  xmiWil* 
mowsky-Levy  in  ihren  Kommentaren,  sowie  Böhm^  Handbuch  des 
RechtshUlfeverfiihrens  S.  176,  eine  ständige  Gerichtspraxis  für  genügend 
ansehen,  verlangen  Francke  S.  70,  Wach  S.  238,  Seufferi  und 
andere  Ausleger  der  Civilprozefsordnung  das  Bestehen  einer  Rechts- 
norm'®). 

Die  von  Q-aupp  u.  s.  w.  vertretene  erstere  Ansicht  dürfte  den 
Vorzug  verdienen.  Abgesehen  davon,  dafs  sie,  was  allerdings  nicht 
entscheidend  ist,  in  der  Entstehungsgeschichte  des  Gesetzes  eine  Stütze 
findet '*),  so  spricht  ftlr  sie  auch  der  Zweck  des  Gesetzes.  Dem- 
selben ist  dann  Rechnung  getragen,  wenn  Gewähr  dafUr  gegeben  ist^ 
dafs  die  Vollstreckung  unserer  Erkenntnisse  im  Auslande  in  einer  mit 
§  661  Abs.  2  bezw.  §  828  der  R.G.Pr.0.  übereinstimmenden  Weise 
in  künftigen  Fällen  werde  bethätigt  werden.  Eine  ständige  gleich- 
mäfsige  Übung  der  Gerichte  vermag  diese  Btlrgscbaft  zu  geben.  Die 
Schwankungen,  welchen  die  Rechtsprechung  im  Laufe  der  Zeit  aus- 
gesetzt sein  kann,  stehen  dieser  Behauptung  nicht  entgegen ;  denn  auch 


30)  Hellmann  in  seiDem  Kommentare  Bd.  III  S.  26  erklärt  es  für 
sehr  zweifelhaft,  ob  thatsächliche  VoUstreckunj;  aasreiche.  In  seinem  Lehl^ 
buche  S.  812  hingegen  bemerkt  er:  .Gegenseitigkeit  ist  verbürgt,  wenn  nach 
dem  Rechte  (sei  es  Oeeetzesrecht,  Ckwohnheitsrecht,  feststehende 
Gerichtspraxis,  internationales  Vertragsrecht)  des  ausländischen  Grerichts 
deutsche  Urteile  •  .  .  far  vollstreckbar  erklärt  werden"  u.  s.  w. 

81)  In  der  Sitzung  der  Justizkommission  des  Reichstags  vom  8.  Juni 
1875  (Hahn  Bd.  I  S.  ^  und  889)  sprachen  sich  sowohl  Direktor  o.  Am»- 
herg,  als  auch  die  Abgg.  Miq^u^l  und  Struckmann  dahin  ans,  dafs  die 
thatälchliche  Vollstreckung  unserer  Erkenntnisse  im  Auslande  als  VerbÜrgung 
der  Gegenseitigkeit  zu  betrachten  sei.  Gegen  diese  Auffassung  wurde  damals 
ein  Widerspruch  nicht  erhoben. 
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die    Gcwta^biizig    ist    nicht    in    alle    Zukunft    gegen    Abänderungen 
gescbtttzL 

Die    hier    in    Betracht     kommende    G^ichtsprazis    kann    sich 
Btataen  auf 

a)  ein  auswiirtiges  Gesetz,  welches  auch  nach  Auslegung  des  deut- 
schen Gerichts  dem  §  661  bezw.  §  828  der  R.C.Pr.0.  ent- 
spricht, 

b)  ein  Gesetz,  beztiglich  dessen  nach  Ansicht  unserer  Richter  zum 
mindestens  zweifdhaft  erscheint,  ob  die  Forderung  der  Gegen- 
seitigkeit erfüllt  ist,  und 

c)  gar  keine  gesetzliche  oder  sonstige  rechtliche  Vorschrift,  indem 
sie  hier  blofs  auf  allgemein  wissenschaftlichen  oder  auf  prak- 
tisehen  Erwägungen  beruht 

In  dem  zweiten,  ja  auch  im  ersten  Falle  ist  eine  feststehende 
gerichtlicbe  Übung  fUr  uns  wertvoller  als  das  Gesetz  selbst.  Der  zu 
Gunsten  der  Urteilsvollstreckung  sprechende  klare  Wortlaut  eines  aus- 
wlrtigea  Gresetzes  gewährt  keinen  Vorteil,  wenn  die  Gerichte  des 
Aoaluds,  wie  dies  s.  B.  in  Dngam  geschieht,  Erfordernisse  au&tellen, 
welche  vom  Gesetze  nicht  ausdrücklich  verlangt  sind.  Für  die  Ftage 
der  Yerbttigung  ist  ja,  wie  auf  S.  289  Wach  mit  Recht  hervorhebt, 
diejenige  Aufikssung  des  fremden  Rechts  mafsgebend,  welche  in  der 
ausländischen  Gerichtspraxis  zu  Tage  tritt,  nicht  die  Anschauung  des 
inländischen  Richters. 

Eine  feststehende  gerichtliche  Übung  ist  dann  anzuerkennen,  wenn 
mehrere  in  gleichem  Sinne  ergangene  Entscheidungen  eines  obersten 
Gerichtshofes  vorhanden  sind,  da,  fidls  nicht  das  Gegenteil  erwiesen 
oder  sonst  bekannt  ist,  im  allgemeinen  gefolgert  werden  dar^  dafs  das 
Anaehen  der  höchsten  Gerichte  auf  die  Rechtsprechung  der  betreffenden 
Länder  einen,  wenn  auch  nicht  zwingenden,  so  doch  bestimmenden 
Einflufs  ausübt  Übrigens  dürfen  auch  Erkenntnisse  von  Gerichten 
niederer  Ordnung,  wenn  sich  dieselben  für  die  Gestattung  des  Urteils- 
voUzngs  aussprechen  und  g^enteilige  Entscheidungen  der  oberen  oder 
obersten  Gerichte  nicht  bekannt  sind,  mit  gutem  Grunde  ftlr  die  An- 
nahme verwertet  werden,  dafs  ein  Gegenseitigkeitsverhältnis  zu  Deutsch- 
land besteht  Der  Mangel  an  solchen  gegenteiligen  Erkenntnissen  darf 
ak  Beweis  gelten,  dafs  die  höheren  Gerichte  entweder  die  gleiche  Auf- 
ftasong  sich  angeeignet  oder  dafs  die  Parteien  bei  den  Aussprüchen 
der  Untergerichte  sich  beruhigt  haben. 

Sehliefiilich  ist  hier  noch  die  Bemerkung  anzureihen,  dafs  in  dem 
Falle,  wenn  mit  Rücksicht  auf  eine  im  Auslande  bestehende  ständige 
Übung  die  Gegenseitigkeit  zweifellos  gegeben  erscheint,  der  deutsche 
Biebter  sich  damit  begnügen  und  von  einer  selbständigen  Prüßmg  des 
fremden  Rechtes  Umgang  nehmen  darf. 


286  Oberlandesgerichtsrat  Biax  Klein  in  München, 

§  lO.    Verzeichnis  mehrerer  Btaatsgrebiete  In  Besnig 
auf  die  Frage,  ob  die  Oegrenseitigrkeit  daselbst  verbflrgrt 

erscheint  •■). 

I.     Die  Gegenseitigkeit  ist  verbürgt 

A.  vertragsmäfsig 

in  Österreich  (Böhms  Zeitochr.  Bd.  VIII  S.  218  flg.)«  sowie  in 
Serbien  (Böhms  Zeitschr.  Bd.  VI  S.  408). 

B.  gesetzlich 

1.  \^ei  Staaten,  welche  hinsichtlich  der  Vollstreckung  deutscher 
Urteile  leichtere  Voranssetznngen  als  die  deutsche 
Eeichscivilprozefsordnung   aufstellen;    hierher  gehören 

der  Kanton  Basel  Stadt  (Koppers  S.  52  und  Leske  Bd.  I  S.  828), 
Bulgariens^)  (Böhms  Zeitschr.  Bd.  IV  S.  195),  Kanton  St  Gallen 
(Koppers  S.  54  und  XesJbe  Bd.  I  S.  829),  Kanton  Graubltnden 
(Koppers  S.  55,  Leske  Bd.  I  S.  829),  Kroatien  (Leske  Bd.  I 
S.  101),  Lichtenstein  (Böhms  Zeitschr.  Bd.  II  S.  195),  Spanien 
(Koppers  S.  66,  Leske  Bd.  I  8.  648)  und  Kanton  Tessin  (Koppers 
S.  58  und  Leske  Bd.  I  S.  828); 

2.  bei  L&ndem,  deren  Rechte  mit  den  Voraussetzungen 
der  Reichscivilprozefsordnung  im  wesentlichen 
übereinstimmen,  so  bei 

Bosnien  und  Herzegowina  (Kqppers  S.  49,  Ijeske  Bd.  I  S.  429) 
und  Italien  (Koppers  S.  64  und  Leske  Bd.  I  S.  615); 

C.  thatsächlich 

1.    bei    Staaten,    welche    hinsichtlich    der  Vollstreckung    deutscher 
Urteile   leichtere  Voraussetzungen   als   die  Reichs- 
civilprozefsordnung au&tellen,  wie  bei 
Kanton  A a r g a u **)  (Koppers  S.  5 1 ,  Roguin  S.  127),  Kanton  Appen- 
zell i./Rh.  (Koppers  S.  51,   Roguin  S.  125),  Kanton  Basel  Land 


32)  Zum  Belege  ist  in  diesem  Paragrapheu  —  abgesehen  von  Böhm$ 
Zeitschrift  —  nur  auf  das  Handbach  von  Leake  u,  Löwen/eld  (im  Nach- 
stehenden mit  Leske  bezeichnet)  und  auf  Koppers'  ZusanmiensteUmig 
Bezue  genommen,  da  diese  Schriftsteller  die  mafseebenden  rechtlichen  Yor- 
schrinen  gröCstenteils  ihrem  Wortlaute  nach  wieoerffeben.  Hinsichtlich  der 
schweizerischen  Kantone  ist  auch  auf  die  Abhancflung  von  Roguin  im 
Journal  du  droit  international  privS  von  Clunet  Bd.  X  (1883) 
S.  116  u.  flg.  hingewiesen. 

38)  In  der  Abhandlung  von  Schischmanow  (Leske  u.  Löwenfeld 
Bd.  ü  S.  289)  wird  bemerkt,   dafs  die  Urteile  deutscner  Gerichte  in  Bnl- 

farien  insolange  nicht  vollstreckt  werden,  als  nicht  bulgarische  Entschei- 
un^en  in  Deutschland  zum  Vollzuge  gelangt  sind.  Es  mag  gestattet  sein, 
hinsichtlich  der  Frage,  ob  die  vorg&^e  Vollstreckung  deutscher  Urteile  im 
Auslande  nach  der  ßeichscivilprozefsordnung  dne  Vorbedingung  for  die 
Gegenseitigkeit  bildet,  auf  Böhms  Zeitschr.  Bd.  VII  S.  17  hinzuwdsen. 

34)  Zwischen  Aargau  und  dem  Grofsherzogtnm  Baden  ist  die  G^en- 
seitigkeit  auch  vertrag smäfs ig  verbürgt  laut  Überdnkommens  vom 
Jahre  1867. 
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{Kappen  8.  52),  Dänemark  (Bähms  Zeitscbr.  Bd.  I  S.  58  und  106) 
and  Kanton  Schaffhansen  (Koppers  S.  57,  Roguin  S.  123); 

2.  bei  Staaten,  deren  YollstrecknngsyoraaBsetznngen 
mit  denjenigen  der  Reichscivilprozefsordnang  im 
wesentlicben  Übereinstimmen  wie  bei 

Kanton  Bern  (Böhms  Zeitsehr.  Bd.  I*S.  60)  and  Rumänien  (Böhms 

Zeitscbr.  Bd.  VII  S.  17  o.  flg.). 

n.     Nicbt  verbürgt  ist  dagegen  die  Gegenseitigkeit 

1.  bei  Ländern,  welche  fremdricbterliche  Entscheidungen  über* 
haupt  nicht  oder  nur  im  Falle  diesbezüglicher  beson- 
derer Staatsverträge  vollstrecken,  wenn  solche  Ver- 
träge weder  mit  dem  Deutschen  Reiche,  noch  auch  mit  einem 
hierzu  gehörigen  Bundesstaate  abgeschlossen  wurden;  hierher 
sind  zu  rechnen: 

Chile  (Kqppers  8.  100),  Ecuador  (Leske  Bd.  I  8.  822),  Finn- 
land (Koppers  8.  86,  Leske  Bd.  I  8.  827  und  Bd.  n  8.  584),  Haiti 
{Koppers  8.  103,  LesJce  Bd.  18.  828),  Kanton  Neuenburg  (Koppers 
S.  56,  Zeske  Bd.  I  8.  830),  Norwegen  (Koppers  8.  81),  Peru 
(Küppers  8.  100,  Leske  Bd.  I  8.  825),  Rufsland  (Koppers  8.  82, 
Leske  Bd.  U  8.  688)  und  8chweden  (Kqppers  8.  81  und  Leske 
Bd.  n  8.  488)"); 

2.  wenn  in  einem  ausländischen  8taate  zum  Zwecke  der  Urteils- 
▼oUstreekung  verlangt  wird,  dafs  die  Gegenseitigkeit 
durch  8taatsvertrag  oder  durch  Erklärungsaustausch  der 
beteiligten  Regierungen  ausdrücklich  zugesichert,  insolange  diesem 
Verlangen  nicht  entsprochen  ist,  wie 

in  Ungarn  (Bähms  Zeitscbr.  Bd.  IV  8.  417  u.  flg.); 

8.  in  Ländern,  welche  nur  ausnahmsweise  fremdrichterliche 
Urteile  in  Vollzug  setzen,  so  in 
Argentinien  und  Mexiko,  welche  blofs  die  auf  persönliche 
Klagen  ergangenen  ^tscheidungen  (Koppers  8.  101  und  93,  sowie 
Leske  Bd.  I  8.  820  und  828),  femer  in  den  Niederlanden»  welche 
nur  Urteile  über  Havarie  und  Bergelohn  (Koppers  8.  74  und  Leske 
Bd.  I  8.  508)  vollstrecken; 

4.  in  8taaten,  welche  ausländische  Entcheidungen  nicht  voll- 
ziehen, wenn  auf  Verurteilung  eines  ihrer  An- 
gehörigen  erkannt   ist, 

z.  B.  in  der  Türkei  (K<^ers  8.  90,  Leske  Bd.  II  8.  408); 

5.  wenn  in  einem  8taate  gesetzliche  Bestimmungen  ent^ 
weder    gar   nicht   oder    nicht    in  ausreichendem   Mafse   be« 


85)  Im  Kanton  Neuenbürg  werden  nur  Urteile  von  schweizerischen 
Kantonen  und  von  solchen  StMten  vollstreckt,  mit  welchen  die  Schweiz 
Staatsverträge  abgeschlossen  hat;  in  Schweden  gelangen  keine  anderen  ans« 
wMitigeQ  Urteile  als  dänische  zum  Volhrage. 
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stehen  und   sich   eine  feste  Praxis  ftbr  den  VoUnig  aus- 
ländischer Urteile  nicht  gebildet  hat, 
z.  B.  in  Andorra^«)  {Leske  Bd.  I  S.  820); 

6.  wenn  der  Urteilsvollzng  von  dem  freien  Belieben  des 
Regenten, 

wie  z.  B.  in  Honako  {Koppen  S.  66  und  Leahe  BdL  I  8.  246) 

oder    von    demjenigen    der    zuständigen    Gerichte    oder   Ver- 
waltungsbehörden abhängig  ist, 

wie   in    den   Kantonen    Appenzell   a./Rh. ,    Thurgan   und    Zag 

{Boguin  8.  124,  125  u.  127); 

7.  in  Staaten,  welche  vor  Vollstreckung  auswärtiger  Entscheidungen 
eine  Prüfung  der  letzteren  in  vollem  Umfange  vornehmen 
oder  doch  alle  Einwendungen  des  Schuldners  zulassen, 
soweit  nicht  ein  Staatsvertrag  etwas  anderes  bestimmt;  hierher 
sind  zu  zählen: 

Belgien  {Koppers  S.  72,  Leske  Bd.  I  S.  585),  Frankreich  {Koppen 
8.  70,  Leske  Bd.  I  8.  568),  Kanton  Freiburg  {Koppen  8.  53,  Bogmn 
8.  118,  Leske  Bd.  I  8.  827  und  829),  Kanton  Genf  {Koppen  S.  54 
Leske  Bd.  I  8.  827  und  829),  Luxemburg  {Koppen  8.  72  und 
Xe8Ä:6  Bd.  I  S.  52),  Unterwaiden  o./W.  {Koppen  8.  59  und  Leske 
Bd.  I  8.  882),  Venezuela  {Koppen  8.  102  und  Leske  Bd.  I  8.  835), 
sowie  Kanton  Waadt  {Koppen  8.  60,  Leske  Bd.  I  8.  827,  833  und 
Boguin  8.  128); 

8.  wenn  zwar  eine  Prüfung  des  ausländischen  Urteils  im 
vollen  Umfange  und  eine  Zulassung  aller  vom  Schuldner 
vorgebrachten  Einwendungen  nicht  stattfindet,  jedoch 
Prüfung  und  Verteidigung  in  einem  mit  der  Reicbs- 
civilprozefsordnung  nicht  zu  vereinbarenden 
Mafse  gestattet  sind,  wie  dies  der  Fall  ist 

in  Brasilien>7)   {Böhms  Zeitschr.   Bd.  VI  8.  473),   dem  Kantone 

86)  In  diese  Klasse  acheint  auch  der  Kanton  Uri  zu  gehören:  doch 
läfst  sich  dies  nach  den  Mitteilungen  Roauin»  S.  125  nicht  mit  SScnerhelt 
entnehmen.  Auch  der  Kanton  Unterwaiden  nTW.  wird  hierher  geredmet 
werden  dürfen,  da  dessen  Gesetz  über  das  Givilrechtsvei&hren  vom  9.  Apcil 
1890  (Leake  BdA  8.  882)  in  §  173  Abs.  2  nur  folgendes  bestimmt:  -Für  die 
Voll'siehung  richtschweizeiiseher  Urteile  sind  die  Staatsverträfe  malsffebend. 
Im  weiteren  ist  darauf  im  sehen,  ob  in  dem  betreffenden  Staate  oiesfialle 
Gegenrecht  gehalten  isf  Ähnlich  lauten  §  307  Abs.  2  der  Cl^.O.  für  den 
Kanton  Schwyz  vom  7.  Febmar  1890  {Leske  Bd.  I  S.  832)  und  die  ein- 
schlägigen Bestimmungen  des  Kantons  Luzern  in  dessen  Ges.  über  daa 
aviLrechtsveräOiren vom  5.  Mätz  1895 (Böhms  Zeitschr.  Bd.  VI  S. 368).  Jeden- 
falls kann  bezüglich  der  erwähnten  kantone  von  verbüivter  G^^j^ensdtig^keit 
im  Verhältnis  zum  Deutschen  Reiche  insolange  nicht  die  Rede  sem,  als  nicht 
eine  ständiee  Übune  dahin  sich  gebildet  hat,  dafs  die  Urteile  deutscher  Ge- 
richte kOnitlghin  vollstreckt  weraen  und  dafs  hierbei  eine  mit  §  661  Abe.  2 
Nr.  2—4  besw.  g  328  Nr.  1,  2  u.  4  R.C.Pr.O.  nicht  im  Einklänge  stehende 
Prüfung  dieser  Urteile  vermieden  wird.  

37)  Man  veigl.  hienm  die  Bemerkungen  in  Böhms  Zeitschr.  Bd.  Vlll 
S.  316.    Es  wird  diesseits  angenommen,    dafs  das  brasiMan  Gte.Veif.GeB. 
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GUrns  (Koppers  S.  54),  Griechenland  (Koppers  S.  90,  Leske 
Bd.  II  S.  76),  Grofsbritannien  (Koppers  S.  74,  Leske  Bd.  I 
S.  822),  Louisiana  (Koppers  S.  93),  Montenegro  (Leske  Bd.  II 
S.  339),  Portagai  (Böhms  Zeitschr.  Bd.  II  S.  500,  Koppers  S.  68 


§  11.    Sohluftbemerkungen« 

Schon  bei  Beratung  des  die  Einschaltung  der  Nummer  5  des  §  661 
Abs.  2  der  ILC.Pr.O.  herbeiführenden  Antrages  Struekmann  wurden 
mehr&che  Bedenken  in  Bezug  auf  den  Grundsatz  der  Gegenseitigkeit 
(Bedprocität)  ausgesprochen.  £s  wird  zwar  kein  stichhaltiger  Einwand 
m  erheben  sein,  wenn  ein  Staat  von  dem  Wunsche  geleitet  ist,  dafs 
leine  AngehOrigea  hinsichtlich  ihrer  Bechtsangelegenheiten  in  einem 
fremden  Lande  nicht  erheblich  ungtlnstiger  behandelt  werden  als  die 
einheimische  Bevölkerung,  und  wenn  in  dieser  Beziehung  in  Ermange- 
lang eines  Staatsvertrags  der  Wi^  der  Selbsthttlfe  betreten  wurd.  Es 
können  jedoch  begründete  Zweifel  darttber  bestehen,  ob  die  Forderung 
der  G^enseitigkeit  ein  angemessenes  Mittel  zu  diesem  Zwecke  ist 
Nicht  mit  Unrecht  haben  der  Abgeordnete  Qneist  in  der  Justiz- 
kommission des  Reichstags  (JETaAn,  Materialien  Bd.  I  S.  889),  sowie 
V,  Bar  in  seiner  Theorie  und  Praxis  (Bd.  II  S.  506—513)  und 
Eccius^^)  in  seiner  in  §  8   oben  erwähnten  Besprechung  des  Wach- 


vom  20.  Nov.  1894  in  Tit  2  Kap.  I  Art  12  §  4  nach  Anfztthlnn^  der  dort 
er^riUmten  Oppositionsgründe  den  Sats  enthält:  „In  jedem  Falle  ist  es  zu- 
Ussig,  Beweise  ttber  den  Grand  der  entschiedenen  BechtBsache  anzu- 
bieten.*' 

38)  Bezflglich  des  Kantons  Zürich  wird  gewöhnlich  die  Gegenseitigkeit 
als  ffo^eben  erachtet  Das  Bestehen  derselben  ist  jedoch  mit  Rücksicht  avf 
den  Wortlaut  der  mafs^ebenden  {gesetzlichen  YorBchrift  zu  verneinen.  Der 
Bichter  kann  ^^nach  freier  Wfixdigong  aller  VerhiÜtniBse"  Vollziehunff  ge- 
wShien,  wenn  mindestens  das  awäidische  Urteil  rechtskräftig  una  von 
dnem  zoetändigen  Gerichte  ^eföUt  ist  Demzufolge  darf  eine  materielle 
Präfang  vorgenommen  und  die  Vollstreckung  aus  sachlichen  Gründen  ab- 
gelehnt werden«  In  diesem  Sinne  wird  das  Gesetz  auch  in  der  bei  Kopp  er  b 
S.  61  abgedrackten  Entscheidung  des  Handd^erichts  Zürich  aufgefafst. 

39)  In  einer  etwas  za  weitgehenden  Weise  hat  Eccius  die  Bestimmung 
des  §  661  Abs.  2  Nr.  5  als  eine  von  der  Retorsion  völlig  abweichende  neae 
imd  unglückliche,  weil  den  Bichter  mit  geradezu  unlösbaren  Auf|g[aben  be- 
lastende,  Erfindung  der  modernen  G^etzgebung  bezeichnet.  „Reciprodtät^ 
und  ^Retorsion*'  smd  indes  in  Walurheit,  wie  v,  Bar  an  anderer  Stelle 
Bones  intenmt  Privatrechts  (Bd.  I  S.  299)  zutreffend  bemerkt,  .dn  und  das- 
selbe Principe.  Nur  sei  bei  beiden  die  Präsumtion  verschieden  gewendet 
Derjenige  Staat,  welcher  Gegenseitigkeit  voraussetze,  wolle  den  Fremden 
nur  dann  mit  dem  Einheimischen  gleich  behandeln,  wenn  ihm  der  positive 
Nachwds  geführt  werde,  oder  es  wenigstens  nicht  unwahrscheinlich  sei,  dafs 
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sehen  Handbuches  des  deutschen  CiTÜprozefsiechts  (Oruchote  Bdtriige 
Bd«  XXX  8.  460)  dem  auch  in  §  4  der  deutschen  Konkuisordnung 
zum  Ausdruck  gelangten  Grundsätze  der  Vergeltung  (Retorsion)^) 
den  Vorzug  eingeräumt  Derselbe  ist  auf  dem  Gebiete  der  Urtoils- 
vollstreckuug  dem  internationalen  Rechte  entschieden  forderlicher  als 
der  in  seinem  praktischen  Werte  manchmal  überschätzte  Standpunkt 
der  Gegenseitigkeit.  Denn  er  gewährt  dem  Richter  die  MOgb'chkeit, 
den  Vollzug  fremdrichterlicher  Entscheidungen  ohne  jede  Prtlfting  in- 
solange  für  zulässig  zu  erklären ,  als  dies  nicht  in  Bezug  auf  die  Er- 
kenntnisse bestimmter  Staaten  ausdrücklich  verboten  oder  doch  nur 
unter  besonderen  Einschränkungen  gestattet  ist.  Da  Fälle  dieser  Art 
nicht  die  Regel,  sondern  nur  die  Ausnahme  bilden,  so  ftlhrt  der  Ver^ 
geltungf^rundsatz  femer  für  die  Rechtsanwendung  im  Vergleich  zu 
dem  bisherigen  Zustande  ^^)  eine  grofse  Erleichterung  herbei  und  ge- 
stattet derselben,  bei  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Fälle  von  jeder 
rechtlichen  Würdigung  Umgang  zu  nehmen. 

Obgleich  nun  der  Grundsatz  der  Retorsion  vermöge  der  in  das 
EhifÜhrungsgesetz  zur  R.G.Pr.O.  neu  eingeschalteten  Bestimmung  des 
§  24  vom  1.  Januar  1900  an  auch  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten 
dem  geltenden  Rechte  angehören  wird,  so  ist  derselbe  dennoch  im 
Hinblick  auf  das  in  §  828  Nr.  5  der  R.C.Pr.O.  neuerer  Fassung  bei- 
behaltene Erfordernis  der  verbürgten  Gegenseitigkeit  in  Bezug  auf  die 
Vollstreckung  ausländischer  Urtdle  nicht  anwendbar;  die  letztere 
Gesetzesstelle  bildet  gegenüber  der  allgemeinen  Bestimmung  jenes  §  24 
eine  Ausnahmevorschrift  ^^). 

Die  Beanstandungen,  welche  hinsichtlich  des  Erfordernisses  der 
Gegenseitigkeit  vorgebracht  worden  sind,  stehen  gewöhnlich  mit  der 
Gestaltung  in  Zusammenhang,  welche  dasselbe  in  der  R^chedvil- 
prozelsordnung  erhalten  hat     Sie  betreffen  zum  Teile  die  dadurch  fiXr 


seinen  Angehörigen  in  dem  auswärtigen  Staate  die  gldcbe  Behandlung  zu- 
teil werde.  Hingegen  werde  in  dem  Staate,  welcher  Veigeltong  übe,  den 
Fremden  insolange  gleiches  Recht  wie  den  Einheimischen  gewährt,  bis  der 
positive  Beweis  geliefert  werde,  dafs  das  betreffende  andere  Land  ein-  un- 
gleiches Verfiihren  eintreten  lasse.  Vielleicht  würde  den  letzten  Zeilen  besser 
foieende  Fassung  gegeben:  „bis  er  nach  Lieferung  des  positiven  Bewdses, 
dals  das  betreffende  Land  ein  ungleiches  Verfahren  eintreten  läfst,  ebenfalls 
zu  einer  ungleichen  Behandlung  sich  entschliefist.^ 

40)  Auch  in  den  Bestimmungen  des  §  64  Abs.  8  der  Gewerbeordnung, 
des  §  22  des  Ges.  vom  12.- Mai  1894  zum  Schutze  der  Warenbezeichnungen 
^G.B1.  S.  441)  und  des  Art.  31  des  Einf  Ges.  zum  BurgerL  G.B.  zeigt  sich 
der  Standpunkt  der  Retorsion. 

41)  Die  vom  Vertreter  des  Bundesrates,  Direktor  im  Reichskanzleramte 
9.  Arnsberg,  erteilte  Zusage  (Hahn,  Mal  Bd.  I  S.  889),  die  verbfindeten 
Regierongen  würden  bestrebt  sdn,  das  Verhältnis  der  einzelnen  Staaten 
zum  Auslande  in  Bezug  auf  die  gegenseitige  Vollstreckung  der  Erkenntnisse 
klar  zu  stellen  und  den  deutschen  Gerichten  das  zur  Anwendung  des  §  661 
Abs.  2  Nr.  5  erforderliche  Material  zuzufahren,  hat  bisher  nocn  keine  Er- 
füllung geftmden. 

42)  Anderer  Meinung  scheint  allerdings  Fuld  zu  sein  in  Böhms  Zweit- 
schrift Bd.  Vm  S.  969  flg.,  insbes.  S.  881  und  882. 


Das  ErfoiderniB  der  verbürgten  Gegenseitigkeit  bei  Vollstreckung  etc.    241 

die  Beehtsprechiiiig  bedingte  Oeschäftsanfgabe.  Im  Interesse  der  Gericbte 
wftre  es  gelegen,  wenn  dieselben  der  Untersnehnng ,  ob  die  Gegen- 
seitigkeit ▼erbü^  enebeint,  überhoben  wären  und  in  ähnlicher  Weise, 
wie  dies  z.  B.  in  §  79  der  Österreich.  £xek.O.  vom  27.  Mai  1896 
geschah,  die  Anordnung  getrofien  wtirde,  dafs  die  Vollstreckung  aus- 
ländischer urteile  nur  insoweit  stattfinden  dürfe,  als  die  Gegenseitigkeit 
durch  Staatsverträge  oder  durch  diesbezügliche  im  Reichsgesetzblatte 
TerOffiantlichte  Begierungserklämngen  gewährleistet  sei.  Bei  aller  Zweck- 
mäCsigkeit  einer  solchen  Vorschrift  wird  sich  jedoch  nicht  in  Abrede 
stellen  lassen,  dafs  dieselbe,  wie  dies  auch  Walker^)  beztlglich  des 
§  79  der  Ezek«0.  zugiebt,  einen  Rückschritt  im  internationalen  Rechte 
zu  begründen  geeignet  erscheint  Welche  Schwierigkeiten  in  Bezug  auf 
die  Gegenseitigkeitsfrage  dem  Abschlüsse  von  Staatsverträgen  oder  dem 
Austausche  von  Regierungserklärungen  zuweilen  im  Wege  stehen,  kann 
das  Beispiel  Ungarns  zur  Genüge  darlegen  (man  vergl.  in  dieser 
Hinsicht  Böhms  Zeitschr.  Bd.  IV  S.  417  flg.)-  Besser  wäre  wohl 
die  sicherlich  zur  Entlastung  der  Gerichte  beitragende  Bestimmung,  dafs 
die  Cregenseitigkeit  dann  sJs  verbürgt  gilt,  wenn  dieselbe  in  einer  im 
Reiehsgesetzblatte  enthaltenen  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  An- 
erkennung gefunden  hat^^). 

Gegenüber  den  hier  erörterten  Bestimmungen  der  Reiohscivilprozers- 
Ordnung  kann  aber  auch  noch  der  Vorwurf  erhoben  werden,  dafs  sie 
den  Kreis  derjenigen  Länder,  im  Verhältnisse  zu  welchen  die  Gegen- 
seitigkeit als  gewährleistet  erscheint,  zu  sehr  begrenzen.  Um  den 
Rücksichten  des  internationalen  Rechtsverkehrs  besser  als  dies  bisher 
der  Fall  war  und  auch  nach  dem  1.  Januar  1900  möglich  sein  kann, 
Rechnung  zu  tragen,  dürfte  es  sich  empfehlen,  anstatt  der  in  §  328 
Nr.  5  der  R.C.Pr.0.  neuerer  Fassung  stehenden  Worte: 

„wenn  die  Gegenseitigkeit  nicht  verbürgt  ist" 

die  folgenden  einzusetzen: 

„wenn  die  von  deutschen  Richtern  erlassenen  Urteile  in  demjenigen 
Staate,  welchem  das  ausländische  Gericht  angehört,  abgesehen  von 
besonderen  Staatsverträgen  überhaupt  nicht  oder  nur  in  Ausnahme- 
fällen vollstreckt,  femer  wenn  dieselben  hinsichtlich  ihrer  Gesetz- 
mäfsigkeit  einer  vollständigen  Prüfung  unterzogen  und  alle  in  dieser 
Beziehung  vom  Schuldner  erhobenen  Einwendungen  zugelassen 
werden.* 


43)  Walker,  Streitfragen  aus  dem  intemation.  Civilprozelsrechte 
S.  232  (Wien  1897). 

44)  So  schreibt  z.  B.  §  16  des  Ges.  zur  Bekämpfung  des  unlauteren 
Wettbewerbes  vom  27.  Mai  1896  (R.G31.  S.  145)  folgendes  vor:  ^Wer  im 
InUmde  eine  Hauptniederlassung  nicht  besitzt,  hat  auf  den  Schutz  meses  Ge- 
setzes nur  insoweit  Anspruch,  als  in  dem  Staate,  in  welchem  seine  Haupt- 
niederlassung nch  befindet,  nach  einer  im  Reichsgesetzblatt  enthaltenen 
Bekaimtmacnung  deutsche  Gewerbetreibende  emen  entsprechenden  Schutz 
geniefBen.*< 

Z«itMhrift  f.  intern.  PriTAt^  n.  Stnfr^ht  «tc.  Band  IX.  16 
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Auf  diese  Weise  würde  zwar  denjenigen  LHadem,  welche  iem 
französischen  Rechtsgebiete  angehören,  der  Vollzug  der  von  ihren 
Gerichten  erlassenen  Urteile  in  Deutschland  versagt,  dagegen  die  Voll- 
streckung fiir  die  richterlichen  Ekitscheidungen  jener  Lilnder  möglich 
gemacht,  welche,  wie  dies  z.  B.  in  England  der  Fall  ist,  die 
Prüfung  der  mit  der  Vollstreckungsbewilligung  befiUsten  Grerichte  oder 
sonstigen  Behörden,  sowie  die  Einreden  des  Schuldners  zwar  nicht  auf 
das  dem  §  661  Abs.  2  älterer  Fassung  bezw.  §  328  neuerer  Fassung 
der  R.C.Pr.O.  entsprechende  Mafs  einschrttnken ,  jedoch  auch  nicht  in 
vollem  Umfange  zulassen. 


Rechtsprechung. 


Deutschland. 

A.    Bürgrerliches  Recht »  elnsohlieflslich.  des  Handels-, 
V/eohsel-  und  Konkursreohts.  —  Clvllproze£ä. 

Keine  StaatscmgehörigJceit,  —  St(i(Usangehörigkeit  der  legitimierten 

tmehelichen  Kinder.  —  örtliches  Becht  für  ieurteiltmg  der  Recht- 

mäfsigkeit  der  Legitimation  unehelicher  Kinder. 

Entsch.  des  bayer.  Yerwaltungsgerichtshofs  vom  1.  April  1898  (Slg.  d.  Entsch. 

1^.  XIX  S.  174> 

Eine  Person,  welche  keinem  Staate  angehört,  ist  im  Sinne  des 
Beichsgesetzes  über  die  Erwerbung  und  den  Verlust  der  Bundes-  und 
Staatsängehörigkeit  vom  1.  Juni  1870  als  Ausländer  zu  behandeln. 

!Die  Vorschrift  des  §  13  Z.  4  a.  a.  0. ,  nach  welcher  die  Staats- 
angehörigkeit unehelicher  Kinder  durch  eine  den  gesetzlichen  Bestim- 
mungen gemftfs  erfolgte  Legitimation  verloren  geht,  wenn  der  Vater 
einem  anderen  Staate  angehört,  als  die  Mutter,  ist  analog  auf  den 
Fall  anzuwenden,  wenn  der  Vater  keinem  Staate  angehört 

Die  Rechtmäfsigkeit  der  Legitimation  unehelicher  Kinder  bemifst 
sieh  in  den  Landesteilen  rechts  des  Rheines  gemäfs  der  durch  Art.  81 
des  bayer.  Ges.  vom  28.  Februar  1879  zur  Ausftihrung  der  Reicha- 
civilprozefBordnung  und  Konkursordnung  aufrecht  erhaltenen  Bestimmung 
in  Kap«  XIV  §  7  Nr.  8  der  bayer.  Gerichtsordnung  vom  Jahre  1753 
naeh  dem  Gesetze  des  Ortes,  an  welchem  der  legitimierende  Vater  im 
Zeitpunkte  der  Eheschliefsung  seinen  Wohnsitz  gehabt  hat 
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Zu  §  21  des  deutschen  Reiehsgesetees  über  die  Bundes-  und 

StcMisangmihigkeit. 

L  Entseh.  des  bajer.  Yerwaltongsgerichtshofe  vom  25*  Februar  1898  IfSlg« 

d«  EntBch.  Bd.  XIX  S.  138). 

Die  in  §  21  Abs.  1  des  R-Oes.  vom  1.  Juni  1870  ttber  die 
Bundes-  tind  Staatsangehörigkeit  bestimmte  zehnjährige  Frist  wird 
onterbrochen ,  wenn  der  im  Aaslande  befindliche  Staatsangehörige  vor 
dem  Verluste  der  Staatsangehörigkeit  in  den  Besitz  eines  Reisepapieres 
oder  Heimatscheines  gelangt. 

2.    EntBch.  des  bayer.  Verwaltongsgerichtehofs  vom  15.  April  1898  (Slg.  d« 

EntBch.  M.  XIX  S.  201). 

Abgesehen  von  der  Rttckverl^ung  des  Wohnsitzes  in  das  Bundes- 
gebiet ist  auch  einer  blofsen  Reise  in  das  Inland  die  Rechtswirkung 
der  Unterbrechong  des  Aufenthaltes  im  Auslande  und  der  daran  sich 
knitpfenden  Verjährung  des  Rechtes  der  Staatsangehörigkeit  (§  21  Abs.  1 
d.  R.G^es»  vom  1.  Juni  1870)  dann  beizulegen,  wenn  nach  den  be- 
gleitenden Umständen  die  Reise  mit  der  Heimat-  und  Staatsangehörig- 
keit im  Inlande  im  unmittelbaren  Zusammenhange  steht  und  die  Absicht 
eikennen  läfst,  sich  diese  Heimat-  und  Staatsangehörigkeit  zu  erhalten. 

d.  Entsch.  des  bayer.  Verwaltungsgerichtshoft  vom  24.  März  1898  (Slg.  d« 

EntBch.  Bd.  XIX  S.  169). 

Die  Bestimmung  des  §  21  Abs.  2  des  ROes.  vom  1.  Juni  1870 
findet  nur  auf  eheliche  Kinder  Anwendung. 

Zum  bayerischen  Heimatgesetz. 

Entsch.  des  baver.  Verwaltungsgerichtshofs  vom  10.  Juni  1898  (Slg.  d. 

Entsch.  ra.  XIX  8.  299). 

So  lange  eine  nach  den  älteren  heimatgesetzlichen  Bestimmungen 
ohne  polizeiliche  Bewilligung  im  Auslande  geschlossene  Ehe  oder  eine 
nach  dem  Inkrafttreten  des  Heimatgesetzes  vom  16.  April  1868  von 
Angehörigen  des  rechtsrheinischen  Bayerns  ohne  distriktspolizeiliches 
Verehelichungszeugnis  geschlossene  Ehe  nicht  durch  Tod  oder  gericht- 
liche Scheidung  gelöst  ist,  kann  eine  zweite  Ehe  rechtsgültig  nicht  ein- 
gegangen werden.  Aus  einer  zweiten  Ehe  können  daher  Rechte, 
wdche  der  Anwendung  des  Art.  88  Abs.  8  des  Heimatgesetzes  in 
der  Fassung  der  Novelle  vom  17.  März  1892  entgegenstehen,  nicht 
abgelotet  werden. 

AuicrisaHanj    eheherrliche.  —  Verlegung  des   Wohnsitzes  in  ein 

anderes  Oebiet. 

fintBcb.  des  Oberlandes^erichts  in  Köln  vom  5.  Dezember  1898  ^Archiv  fär 
das  (Svil-  und  Krindnairecht  der  k.  preufs.  Rheinprovinz,  94.  Bd.,  N.  F. 

87.  Bd.,  I.  Abt.  S.  211). 

Die  Frage   der  Notwendigkeit  der  ehehenrlichen  Autorisation  und 

der  Folgen  des  Mangeb  derselben  ist,  auch  wenn  Eheleute  ohne  Ehe- 

16* 
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vertrag  oder  unter  Stipalienuig  der  BmuigeiiactiaftagemeiDBchAft  im 
rheinischen  Rechtsgebiete  zur  Ehe  geschritten  und  in  ein  anderes 
Rechtsgebiet  veraogen  sind,  nach  rheinischem  Rechte  zu  beurteilen. 

Dagegen  ist  fUr  die  Frage,  ob  die  Autorisation  in  rechtsverbind- 
licher Weise  erteilt  sei,  das  Recht  des  Wohnorts  der  Ehelente  mafs- 
gebend. 

Ans  den  Gründen: 

Da  dem  Ehemanne  gemttßi  den  Bestimmungen  der  Art  1428  und 
1499   des  B.G.B.   die  Verwaltung  und  Nntznielsung  an   dem  Sonder- 
vermögen der  Ehefiran  asnsteht,  war  die  Ehefrau  W.  ohne  die  Genehmigung 
ihres  Ehemannes  zu  einer  Verftgung  tLber   die  beim  Vater  des  Be* 
klagten  beruhenden  Wertpapiere  und   ihr  Barguthaben  an  demselben 
nicht  berechtigt  und  auf  Grund   dieser  dem  Güterrechte  der  Ehelente 
angehörigen  Bestimmungen  daher  eine  ohne  dessen  Genehmigung  er^ 
teilte  Zustimmung  zu  dem  Vorschlage  des  Beklagten  für  sie  und  ihren 
Ehemann   nicht  verbindlich.     Dagegen  kommt  für  die  Frage  der  Not- 
wendigkeit der   Genehmigung  des  Ehemannes   im   vorli^enden   Falle 
nicht  die  Bestimmung  des  Axt  217  des  B.G.B.  in  Betracht,  daTs  eine 
Ehefiran  ohne  Mitwirkung  oder  Einwilligung  ihres  Ehemaonee  wed» 
schenken  noch  verttufsem,  noch  sich  durch  Vertriige  verpflichten  kann, 
da  diese  Bestimmung   lediglich   die  persönliche  Handlungs^higkeit  der 
Ehefrau  betrifft  und  för  diese  das  Gesetz  des  Wohnsitzes  derselben,  also 
hier  das  prenfsische  Landrecht,  mafsgebend  ist     Mit  Rücksicht  darauf, 
dafs  es  sich  hier  nicht  um  die  persönliche  Handlungsfähigkeit  der  Ehe- 
frau W.  und  ihre  Vertragsf^higkeit  im  allgemeinen,  sondern  um  die  im 
Güterrechte   der  Eheleute  W.   wurzelnden   Rechte    derselben   an  dem 
ihnen   zugehörigen  Vermögen  handelt,   ist  es  aber  verfehlt,   wenn  der 
Beklagte  unter  Bezugnahme  auf  die  Entscheidung  des  Reichsgerichts 
(Bd.  VI  S.  398)  aus  der  Nichtanwendbarkeh  des  Art.  217  des  B.G.B. 
bezüglich    der    ehemännlichen    Genehmigung    zu    der  Erklärung   vom 
9.  Juli  1894  die  Bestimmungen  des  allg.  preufs.  Landrechts  zur  An- 
wendung gebracht  wissen   will.     Dieses  Urteil  behandelt  nämlich  die 
Frage,  ob  hinsichtlich  der  Verpflichtungsfkhigkeit  einer  Ehefrau,  welche 
im  Gebiete  des  rheinischen  Rechts   ohne  Ehevertrag  geheiratet,    später 
ihren  Wohnsitz  im  Gebiete   des  gemeinen  Rechts  genommen  und  hier 
ohne   Genehmigung   des   Ehemannes   Schulden    durch   Börsengeechäfte 
gemacht  hat,    die  Bestimmungen   des  Art.  217  des  rheinischen  B.G.B. 
oder  die  des  gemeinen  Rechts  zur  Anwendung  kommen,  und  hat  diese 
Frage  in  letzterem  Sinne  entschieden,  weü  nur  die  Handlungsfähigkeit 
der  Ehefrau  in  Frage  kam  und  diese  sich  regelmäfsig  nach  dem  Gresetze 
des  Wohnsitzes  richte.     Es  hat  sodann  aber  weiter  ausdrücklich  aus- 
gesprochen, dafs,   soweit  die  Handlungsfilhigkeit  durch  das  Güterrecht 
modifiziert  werde,   ungeachtet   eines  DomizUwechsels  dasjenige   Statut 
zur  Anwendung  komme,  nach  welchem   das  güterrechtliche  Verhältius 
sich  ursprtlnglich  gestaltet  hat 

Letztere  Voraussetzung  trifft  hier  zu  und  bedarf  es  daher  ^  soweit 
es   sich  um  die  Notwendigkeit  der  ehemännlichen  Genehmigung  und 
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die  Folgen  deren  Mengeb  headek,  eines  weiteren  Eingehens  anf  die 
AnsMmingfln  nnd  Bewsiserbielen  der  Parteien  darüber  nicht,  ob  die 
Venniasetaungen  für  die  Ton  ihnen  angelogenen  BeBtimmangen  des 
allg.  preafiL  Landreete  ttberhaupt  hier  gegeben  sind. 

Dagegen  ist  letsteres  Recht  wohl  mafsgebend  für  die  nun  weiter 
an  erörternde  iVige,  ob  der  Ehemann  W.  die  nach  vorstehenden  Aus- 
führongen  erforderliche  Gknehmignng  sni  dem  Abkommen  vom  9-  Jnfi 
1894  in  lechtsrerbindlieher  Weise  erteilt  hat 

FeststeUwng  der  Befugnis  einer  ausländischen  Behörde  oder  Urhunds- 
person  eur  Ausstellung  öffentlicher  Urkunden  durch  den  Grundr 
buchrichter.  —  Zuständigkeit  der  deutschen  Konsuln  zur  Äusstelhma 
darauf  bezüglicher  Bescheinigungen  (Legalisation  im  weiteren  Sinne), 
Grundbuchordmng  §  38.    R.  Ges.  vom  1.  Mai  1878  (R.  G.BI.  8. 89). 

(Beschlofs  des  Kammenrerichts  in  Berlin  vom  6.  Dezember  1897  (Preols. 

7ii8tJün.BL  1898  S.  263)l 

In  der  Grondbuchsache  von  P.  hat  der  erste  Giyilsenat  des  königL 
Kammergerichts  in  der  Sitzung  vom  6.  Deoember  1897  auf  die  von 
dem-Manrer  L.  K.  zu  P.   eingelegte  weitere  Beschwerde  beschlossen: 

Unter  Anfhebong  des  Beschlusses  der  dritten  Gvilkammer  des 
kitaigL  Landgerichtes  ssu  E.  vom  20.  Oktober  1897  und  der  Verftlgung 
des  kömgL  Amtsgerichts  zu  S.  vom  9.  September/ 2.  Oktober  1897 
wild  die  Sache  zur  anderweiten  Erörterung  und  Entscheidung  nach 
Mafsgabe  der  folgenden  Gründe  an  das  vorgenannte  Amtsgericht  zurück- 
verwiesen. Oebtthren  der  weiteren  Beschwerde  bleiben  aufser  Ansatz, 
die  baren  Auslagen  hingegen  lallen  dem  Beschwerdeführer  zur  Last 

Gründe:  Der  Beschwerdeführer  betreibt  als  Eigenltlmer  des 
Grundstücks  Nr.  5  P.  die  Löschung  der  auf  dem  Blatte  desselben  in 
Abteilung  III  Nr.  4  für  die  Geschwister  T.  und  J.  N.  eingetragenen 
Post  von  138  Thlr.  10  3gr*  Er  hat  zu  diesem  Zwecke  eine  die  Unter- 
Bchnften  der  Gläubiger  tragende  Quittung  vom  29.  April  1897,  aus- 
gestellt zu  L.,  Staat  Indiana,  überreicht;  sie  ist  von  dem  Bezirks- 
genchtasehreiber  der  Gra&chaft  C.,  Staat  Indiana,  beglaubigt  Mit 
diesen  Urkunden  ist  der  gehörig  untersiegelte  L^alisationsvermerk  des 
kaiserlich  deutschen  Konrals  zu  C. ,  Ohio,  vom  30.  April  1897  ver- 
bundeUf  der  dahin  lautet: 

Gesehen  im  kaiserlich  deutschen  Konsulate  zu  C,  Ohio,  zur  Be- 
^aubigang  umstehender  Unterschrift  des  Bezirksgerichtsschreibers  der 
Gmfichaft  C,  Staat  Indiana. 

Die  Vorinstanzen  haben  die  Löschung  beanstandet,  weil  die 
Befugnis  des  Bezirksgerichtsschreibers,  die  zur  Löschung  erforderliche 
Quittung  zu  beglaubigen,  durch  das  Zeugnis  des  Konsuls  nicht  aus- 
xeiehend  dargethan  sei;  diese  Befugnis  sei  auf  gesandtschaftlichem  Wege 
ucb  Einzahlung  eines  Auslagenvorschusses  von   15  Mk.   festzustellen. 

Die  weitere  Beschwerde  erscheint  begründet 

Der  §  38  der  G.B.O.  bestimmt: 
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Sind  die  snr  Eiotragoiig  oder  LöBchmig  erforderiiGhen  Urkunden 
oder  VoUmMhten  Ton  einer  anslllndiflchen  B^tfide  anBgeateUt  oder  be- 
glaubigt, nnd  ist  die  Befugnis  dieser  Behörde  snur  Ansstellang  öffimt- 
Ucher  Urkunden  nicht  dnreh  Staatsvertrttge  verbfligt  oder  sonst  dem 
ßnindbuchamt  bekannt,  so  muOi  die  Befugnis  der  auslttndischen  Be- 
hörde zur  Aufnahme  des  Akts  und  deren  Unterschrift  auf  gesandteehsfU 
lichem  Wege  festgestellt  werden. 

Da  mit  den  Vereinigten  Stsateo  von  Nordamerika  ein  Staatsveitrsg 
im  Sinne  des  §  38  der  O.B.O.  nicht  besteht  und  für  die  Zust&ndigkeit 
des  amerikanischen  BeairksgerichtsschreiberB  zur  Beglaubigung  nur  d« 
Legalisationsvermerk  des  Konsuls  vorliegt,  so  fragt  es  sich,  ob  dieser 
Vermerk  geeignet  ist,  die  Bekanntschaft  des  Grundbuchrichters  mit  den 
Normen  des  ausländischen  Rechts  über  die  Befähigung  zur  HersteUuog 
ö£fentlicher  Urkunden  zu  vennitteln.  Der  §  88  der  6.B.O.  ist  durch 
das  R.6es.  vom  1.  Mai  1878  über  die  Beglaubigung  öffentlicher  Ur- 
kunden (R.G.B1.  S.  89)  abgeändert.  Der  §  1  betrifft  die  innerhalb 
des  Deutschen  Reiches  von  einer  Behörde  oder  von  einer  mit  öffent- 
lichem Glauben  versehenen  Person  ausgestellten  oder  beglaubigten  Ur- 
kunden; sie  bedürfen  zum  Gebrauch  im  Inlande  keiner  Beglaubigung 
(Legalisation),  so  dafs  der  preufsische  Grundbucbrichter  alle  deutschen, 
wenn  auch  aufserpreufsischen  öffentlichen  Urkunden  in  gleicher  Weise 
als  geeignete  Grundlagen  für  Eintragungen  und  Löschungen  zu  be- 
handeln hat,  wie  die  preufsischen  öffentlichen  Urkunden  (vergl.  Jahrbaeh 
Bd.  5  S.  99).     Der  §  2  des  R.Ges.  lautet: 

Zur  Annahme  der  Echtheit  einer  Urkunde,  welche  von  einer 
ausländischen  Behörde  oder  von  einer  mit  öffentlichem  Glauben  ver- 
sehenen Person  des  Auslandes  ausgestellt  oder  angenommen  sich 
darstellt^  genügt  die  Legalisation  durch  einen  Konsul  oder  Gesandten 
des  Reichs. 

Indem  das  Reichsgesetz  die  Legalisation  auf  die  Echtheit  der  Ur- 
kunde bezieht,  ist  es  mit  dem  allgemein  anerkannten  Begriff  der  Legali- 
sation im  Einklänge.  Sie  soll  dem  Richter  die  Gewifsheit  davon  ver- 
schaffen, dafs  das,  was  nach  Form  und  Inhalt  den  Anschein  öfiEent- 
liehen  Ursprungs  erweckt,  auch  in  Wirklichkeit  von  einer  Behörde  oder 
Urkundsperson  herrühre.  So  bezeichnen  schon  die  zum  Tarif  des 
Stempelsteueigesetzes  vom  7.  Mäiz  1822,  Position  „LegaUsationen*, 
ergangenen  Verfügungen  vom  7.  Oktober  1826  und  16.  Juli  1828 
(KampU,  Annalen  Bd.  10  S.  1006,  Bd.  12  S.  659)  als  Legalisationen 
Atteste  darüber,  dafs  eine  amtliche  Unterschrift  richtig  und  mit  amt- 
licher Beftignis  ausgestellt  sei.  Nach  der  Min.Instruktion  vom  22.  März 
1888  (Kampte,  Jahrbuch.  Bd.  41  S.  220,  auch  bei  MMetj  Justizver- 
waltung 4.  Aufl.  S.  1186)  ist  der  Zweck  des  Legalisationsverfiüurens, 
gleich  dem  Zwecke  eines  jeden  Urkundenbeweises,  dem  Richter,  auf 
dessen  Prü^g  und  Entscheidung  es  ankommt,  die  Überzeugung  von 
der  Echtheit  der  Urkunden  zu  verschaffen.  Die  Befdgnis  der  Bundes- 
(Reichs-)konsuln  zur  Legalisation  derjenigen  Urkunden,  welche  in  ihrem 
Amtsbezirke  ausgestellt  oder  beglaubigt  sind,  ist  in  §  14  des  Konsnlar- 
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goetzes  yom  8'  November  1867  (B.O.B.  S.  187)  ausgesprochen.  Die 
•llgemeine  Dienstiiistniktioii  vom  6.  Joni  1871  (abgedruckt  in  Htfihs 
Aimalen  S.  607  ff.)  sagt  zn  §  14,  dafs  die  L^alisationsbefdgms  sich 
Bar  auf  Urkunden  beziehe,  welche  von  Beamten  und  anderen  mit 
Qffentiiehem  Glauben  versehenen  Personen  (z.  B.  Notaren)  innerhalb 
des  Amtsbeairks  der  Konsuln  ausgestellt  oder  beglaubigt  seien,  und 
dafs  die  Legalisation  die  Bezeugung  bezwecke,  dafs  g^gen  die  Echtheit 
der  Unterschrift  des  Ausstellers  kein  Bedenken  obwalte.  König  in 
seinem  Handbuch  des  Konsularrechts  (5.  Ausgabe  §  89  8.  156)  ftlgt 
hinsu,  dafs  in  der  Legalisation  zugleich  das  Zeugnis  U^ge,  dafs  der 
Aussteller  der  Urkunde  wirklich  digenige  Eigenschaft  habe  oder  zur 
Zeit  der  Ausstellung  gehabt  hat,  in  welcher  er  das  Schriftstttck  unter- 
Bchrieben  habe,  und  dafs  sich  daher  der  Konsul  auch  nach  dieser 
Richtung  vor  der  Legalisation  die  erforderliche  Überzeugung  verschaffen 
mflsse.  Den  Zeugnissen,  welche  die  Konsuln  kraft  der  sich  nur  auf 
öffentliche  Urkunden  beziehenden  und  daher  von  dem  Notariat  wohl 
SU  unterscheidenden  Legalisationsbefugnis  —  vergl.  §§16,  17  des 
Kons.6ee.,  Jahrb.  Bd.  15  S.  88  —  abgeben,  hat  das  R.Oes.  vom 
1.  Mai  1878,  nachdem  für  das  Gebiet  des  Civilprozesses  der  §  403 
Abs.  2  der  CPr.O.  vorangegangen  war,  auch  für  alle  sonstigen  Rechts- 
aogdegenheiten,  insbesondere  den  Grundbuch^erkehr,  volle  Beweiskraft 
gesichert  Hierdurch  wird  durch  die  Legalisation  festgestellt,  dafs  die 
Urkunde  vom  Aussteller  unterschrieben  sei,  dafs  dieser  die  amtliche 
Eigenschaft  besitze,  die  er  sich  in  der  Urkunde  beilegt,  und  endlich, 
dafs  er  sie  in  dieser  amtlichen  Eigenschaft  unterschrieben  habe  (so 
auch  Laband^  Staatsrecht,  2.  AuS.  Bd.  2  S.  27;  Koch  -  Jastraw, 
Formularbach,  10.  Aufl.  8.  187 ;  WeifüeTy  Das  Notariat  der  Preufsischen 
Monarchie,  Kap.  45  S.  363).  Eine  Feststellung  der  Unterschrift  der 
tuslSndisehen  Urkundsperson  lediglich  auf  gesandtschaftlichem  Wege  ist 
tlflo  ausgeschlossen  und  insofern  der  §  38  der  G.B.O.  zweifellos  beseitigt. 
Nicht  das  Gleiche  ist  ohne  weiteres  von  der  Befugnis  der  Urkunds- 
person ZOT  Ausstellung  von  Urkunden  mit  öffentlichem  Glauben  zu 
SBgen.  Der  §  2  des  Ges.  vom  1.  Mai  1878  regelt  ausdrücklich  nur 
die  Voraussetzungen,  unter  denen  die  Echtheit  einer  auslündischen  Ur- 
kunde fttr  nachgewiesen  zu  erachten  ist.  Die  Frage  der  Echtheit  ist 
aber  von  der  Frage  der  Zustilndigkeit  des  Beamten  für  die  vorliegende 
Art  der  Beurkundung  verschieden  und  die  Bejahung  der  ersteren  macht 
noch  nicht  die  Beantwortung  der  letzteren  ttberfltlssig.  Vielmehr  ist 
die  Zuständigkeit  der  Behörde  oder  des  Beamten  Gegenstand  des 
Legalisationsver&hrens  im  weiteren  Sinne,  wie  schon  aus  der  Listruk- 
tion  vom  22.  Mi&rz  1888  hervorgeht,  welche  die  Ausdehnung  des 
Legalisationsattestes  auf  die  Kompetenz  des  Ausstellers  der  Urkunde,  ob* 
wohl  eigentlich  nicht  zur  Legalisation  gehörig,  gestattet  (veigl.  auch 
Min.Verftlgung  vom  17.  Oktober  1891 ,  Min.Bl.  S.  264).  Dafs  auch 
nach  dem  Konsulargesetz  vom  8.  November  1867  die  Legalisation  des 
Konsuls  nicht  an  sich  die  Ausstellungsbefugnis  deckt,  erhellt  aus  der 
Bemerkung  zu  b  Pos.  2  des  der  Dienstinstruktion  angeh&ngten  proviso- 
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riflchen  GMrobrentsrifia.  Der  GkibtthreDsate  Itlr  B^babigang  von  Unter- 
scbriften  (Poe.  2)  soll  nur  für  JLc^galisatioiion  im  engeren  Suine  erhoben 
weiden,  nämlicb  ftUr  Beglaubigungen  der  UnteiBehriften  von  Beaoxton, 
Kotaren  u.  e.  w.  „Werden  —  so  heilet  ee  weiter  —  den  L^galitations- 
yennerken  anderweite  Beecheinignngen  hinxogefügt  (s.  B.  dafe  der 
Beamte,  deseen  Unterechrift  beglanbigt  wird,  zur  Ausetdlung  von  Ur- 
kunden der  vorliegenden  Art  nach  den  Qeeetaen  dee  Landee  befbgt 
sei  ,  .  .),  Bo  kommt  Poe.  3  zur  Anwendung.^  Demgemftie  ist  die 
Geltendmachung  von  Bedenken,  ob  die  Beurkundung  zu  dem  GreechiftB- 
kreise  dee  Beamten  gehöre,  auch  der  l^;alisi6rten  ansUlndiechen  Uricnnde 
gegenttber  zulHeeig.  Die  Instruktion  von  1883  echrünkte  das  richter- 
liche Ermeeeen  in  dieeem  Punkte  dahin  ein,  dafe  die  Bescheinigung 
der  Kompetenz  des  Ansetellers  einer  ausltfndischen  Urkunde  nur  ver- 
langt werden  könne,  wenn  die  Oeeetze  seihet  eine  solche  Bescheinigung, 
wie  dies  bei  den  Kirchenatteeten  geschehen,  verlangten.  Die  Allgemeine 
Veriligung  vom  6.  September  1839  (Ju8tMin.Bl.  S.  311,  auch  bei 
MüUer  a.  a.  0.)  beeeitigte  diese  Beschränkung  und  auf  demselbea 
Standpunkt  steht  der  §  38  der  O.B.O.  Die  Befognis  der  auslftndischeD 
Behöide  zur  Ausstellung  öffentlicher  Urkunden  mu(s  dem  Qnindbuch« 
richter  bekannt  oder  auf  diplomatischem  Wege  nachgewieeen  sein,  wenn 
nicht  StaateveiirHge  die  Zuetttndigkeit  verbürgen.  Sowdt  ist  der  §  88 
noch  in  Kraft.  Die  Freiheit  des  richterlichen  Ermessens  darf  indes 
nicht  zur  Willkflr  werden;  es  mufs  die  Umstände  des  Falles  berück- 
sichtigen. Sehr  häufig  wird  die  durch  die  Legalisation  nachgewiesene 
Amtseigenschaft  der  Urkundsperson  auch  ihre  Befähigung  zur  Fertigmig 
des  betreffenden  Aktes  klarstellen,  wie  denn  die  Befognis  eines  aus- 
ländischen Notars  zur  Beglaubigung  von  Unterschriften  kaum  in  Zweifel 
zu  ziehen  sein  wird.  Deshalb  wird  der  Nachweis  der  Zustlliidig^eit 
nur  unter  besonderen  Verhältnissen,  wenn  entweder  die  Urkundspeieon 
oder  die  Art  der  von  ihr  entwickelten  Thätigkeit  dem  inländischen 
Bichter  Bedenken  err^en,  zu  erfordern  sein  und  nicht  die  R^gel  bilden 
(Weifsler  a.  a.  0.  Anm.  1,  Koch-Jastrow  S.  190). 

Nach  dem  Vorstehenden  ist  die  im  Eingange  aufgeworfene  Frage 
dahin  zu  beantworten,  dafs  der  Legalisationsvermerk  des  Konsuls  in 
der  vorliegenden,  der  Dienstinstruktion  entsprechenden  Fassung  die 
Beglaubigungsbefiignis  des  Bezirksgerichtaschreibers  nicht  beweist.  Da 
über  die  amtlichen  Funktionen  des  letzteren  nichts  näheres  erhellt  und 
die  Grerichtsschreiber  in  Preufsen  zur  Beglaubigung  von  Urkunden  für 
den  Grundbuchverkehr  nicht  bc^mfen  sind,  so  entbehrt  auch  der  Aus- 
spruch der  Vorinstanzen,  dafs  ihnen  die  Kompetenz  des  Beamten  un- 
bekannt sei,  nicht  der  erforderlichen  Begrttndung.  Sie  gehen  aber 
darin  zu  weit,  dafs  sie  eine  Feststellung  auf  gesandtschafÜichem  Wege 
unter  BeUstung  des  Beschwerdeführers  mit  den  Kosten  von  Amtsw^en 
herbeiführen  wollen.  Indem  der  §  88  der  6.B.O.  davon  spricht ,  dafs 
dem  Richter  die  Befähigung  der  Urkundsperson  auch  „sonst*^  bdbmnt 
sein  könne,  läfst  es  andere  Erkenntnisquellen  des  ausländischen  Rechts 
als  die  durch  die  Gesandtschaften  vermittelten,  unbeschränkt  zu.     Erst 
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wenn  diese  fehlen,  ist  der  gesandtBcbaftliohe  W^  zu  beBchreiten.  Nim 
and  aber  die  Konsuln  des  Deutschen  Reiches  auch  zur  Legalisation  im 
weiteren  Sinne  berufen,  wie  ans  der  bereits  mitgeteilten  Stelle  der 
Dienstinstniktion  henrorgeht  und  von  Kämg  in  seinem  Handbuch  (S.  157) 
mit  dem  Beiftgen  beaeugt  wird,  dafii  sidi  eine  auf  die  ZustSndigkeit 
dea  AnasteUers  der  Urkunde  beaügliche,  zuatttaliche  Bescheinigung  des 
Konsols  empfehle.  Dafs  solche  Bescheinigungen  anch  in  der  Praxis, 
insbesondere  des  Konsuls  in  Cincinnati,  üblich  sind,  zeigt  der  im  Jahr- 
bnch  Bd.  15  S.  88  abgedruckte  Fall,  in  welchem  sogar  die  Beglaubigungs- 
befiignis  eines  Notars  bescheinigt  war.  Die  Vorentscheidungen  waren 
daher  w^gen  Verletsung  des  §  88  der  6.B.O.  aufiroheben.  Dem  Be- 
ichwerdeftlhrer  wird  unter  Bttckgabe  der  Urkunden  die  HerbeifUirung 
der  Eigänzung  des  Legalisationsyermerks  dahin,  dafs  der  Beadrks- 
gerichtSBchreiber  F.  zu  Beurkundungen  der  yorliegenden  Art  befugt  sei, 
zu  überlassen  sein. 

Die  Kostenentscheidung  folgt  aus  den  §§  7,  9  des  Gr.K.G.      F. 

Erewingung  der  Herstellung  des  ehelichen  Lehens,  wenn  der  ver- 

tarteiUe  Teil  sich  in  einem  Bechtsgebiete  aufhält,  in  welchem  diese 

Erzwingung  f&r  nicht  zulässig  gilt  (C.Pr.O,  §  774  Abs.  2), 

Beschlnfs  des  Oberlandesgerichts  Brannschweig  vom   11.  September  1898 
(ZeitBcfaiift  für  Rechtspflege  im  Herzogtum  Braunschweig,  45.  Jahrg.  S.  161  £> 

Der  Beklagten  war  in  Vollstreckung  des  rechtskiliftigen  Urteils 
des  H.  Landgerichts  zu  Braunschweig  vom  25»  Februar  1898  auf  den 
Antrag  des  Klägers  durch  die  Verfügung  der  2.  Ferienkammer  vom 
20.  August  1898  angegeben  (C.Pr.0.  §  774  Abs.  2),  bei  Vermeidung 
einer  Geldstrafe  von  200  Mk.  binnen  einer  Woche  zur  Fortsetzung  des 
ehelichen  Lebens  zum  Kläger  zurückzukehren.  Die  Beklagte  verfolgte 
gegen  diese  die  „sofortige  Beschwerde"  und  beantragte,  den  Beschlufs 
des  H.  Landgerichts  aufzuheben  und  den  Antrag  des  Klägers  kosten- 
pflichtig  abzuweisen,  indem  sie  zu  deren  Begründung  ausführte,  dafs, 
da  sie  in  Burg  lebe,  das  Preufsische  Becht  anzuwenden  sei,  dieses  aber 
einen  Zwang  zur  Herstellung  des  ehelichen  Lebens,  wie  er  beantragt 
sei,  nicht  kenne,  also  sich  die  Vollstreckung  aus  dem  bez.  Urteil  ver- 
biete. Die  Beschwerde  ist  mit  nachstehender  Begründung  zurück- 
gewiesen worden: 

^Die  Zulässigkeit  des  Rechtsmittels  ist  nicht  zu  beanstanden  (cf. 
Bemcke,  C.Pr.O.  Bem.  a  zu  §  701 ;  Entscb.  des  R.6er.  Bd.  18  S.  433 
unten). 

Richtig  ist  die  die  Bestimmungen  des  Preufsischen  Rechts  betreffende 
Angabe  der  Beklagten  (A.  L.R.  II  1  §  685  %.)i  ebensowenig  ist  zu 
bezweifeln y  dafs  nach  dem  —  hier  geltenden  —  gemeinen  Eherecht 
ein  in  Rede  stehender  Zwang  zulässig  ist  (JRicTiter,  Kirchenrecht,  8*  Aufl. 
S.  1160  f.  Anm.  14;  Zeitschrift  f.  R  Bd.  28  S.  151  ff.;  Busch,  Zeit- 
schrift t  Civilpr.  Bd.  12  S.  276).  Der  Beklagten  ist  aber  nicht  darin 
znanistimmeD ,   dafs  ersteres  Recht  das  mafsgebende  sei.     Nach  §  774 
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der  C.Pr.0.  hat  —  zwecks  Einleitang  einer  Zwangsvolktreckimg  zur 
Erwirkung  einer  nicht  vertretbaren  Handlang  —  das  Prozefsgericht 
1.  Instanz  zu  erkennen,  dafs  der  Schuldner  znr  Vornahme  der  EUmd- 
Inng  durch  Geldstrafen  oder  Haft  anzuhalten  sei,  im  Fall  der  Her- 
stellung des  ehelichen  Lebens  jedoch  nur  dann,  wenn  die  Landesgesetze 
die  Erzwingung  dieser  Handlung  für  zulftssig  erklftren.  Die  „Landes- 
geeetze*'  stehen  hier  im  Glegensatz  zu  dem  Reiehsgesetz  der  Civilprozefs- 
Ordnung,  welches  den  Zwang  zur  Eingehung  der  Ehe  in  denselben 
§  774  durchweg  ausschliefst,  und  es  ist  nach  allgemeinen  G^undstttzen 
zu  entscheiden,  die  Gesetze  welches  Landes  rect.,  welches  Landes  Recht 
(cf.  Jurist  Wodienschrift  1888  S.  136  Nr.  7)  das  mafsgebende  ist. 
In  Fiage  ist  das  persönliche  Rechtsverhftltnis  der  Ehegatten  zu  einander ; 
soweit  eine  Entscheidung  in  Frage  steht,  hat  das  Reichsgericht  an- 
genommen, dafs  das  Gericht  stets  das  Recht  seines  Landes  anzuwenden 
habe,  weil  die  auf  der  sittlichen  Natur  der  Ehe  ruhenden  Rechtsnormen 
streng  positiven  Charakters  seien  (Entscheid,  des  R.Ger.  Bd.  9  Nr.  48). 

Eben  diese  Erwügung  pafst  auch  für  die  Klagen  auf  Rtlckkehr 
(cf.  daselbst  Bd.  15  Nr.  40).  Erscheint  dies  bedenklich,  so  kann  nur, 
nach  den  sonstigen  Grundsätzen  über  Statutenkollision,  das  Recht  des 
Ehe-,  d.  h.  des  Domizils  des  Ehemannes  in  Betracht  kommen,  und 
dies  wird  in  der  Regel  —  wie  hier  zutrifft  —  angesichts  der  CPr.O. 
§  568  Abs.  1  mit  dem  Recht  des  Prozefsgerichts  identisch  sein 
(cf.  Seufferts  Archiv  Bd.  46  Nr.  147).  Mafsgebend  ist  demnach  im 
Fragefalle  das  hiesige  Recht.  Davon  abzusehen,  weil  ein  prozessua- 
lischer Vollstreckungsakt  beantragt  ist,  liegt  keine  Veranlassung  vor, 
weil  die  Frage  nach  dessen  ZulMssigkeit ,  wie  die  Civilprozefsordnung 
eben  durch  die  Verweisung  auf  die  Landesgesetze  anerkennt,  in  das 
Gebiet  des  materiellen  Rechts  fllllt  (die  abweichende  Meinung 
f'.  Bars  in  Theorie  und  Praxis  des  intern.  Pr.R.  I  S.  480  ff.  ist  von 
der  letztcit  Entscheid,  des  R.Ger.  verworfen).  Die  entgegenstehende 
Meinung  von  Strukmann  u.  Koch,  CPr.O.  N.  7  zu  §  174,  ist  nicht 
begründet  und  nicht  zu  begrilnden  durch  das  dort  citierte  Urteil  des 
Oberlandesgerichts  Naumburg.  Übereinstimmend  sind  Gaupp,  C.Pr.O. 
§  774  bei  IHa;  v.  Wümomki  u.  Levy,  C.Pr.O.  §  774  Note  4; 
Francke  in  Busdi,  Zeitschr.  f.  CPr.O.  Bd.  8  S.  16;  Oberlandesgericht 
Hamburg  in  Seufferts  Archiv  Bd.  50  Nr.  142;  Kammergericht  Berlin 
in  Busch,  Zeitschr.  Bd.  21  S.  90;  cf.  Böhms  Zeitschr.  IV  S.  592. 

Die  Civilprozefsordnung  hat  sich  im  §  774  darauf  beschifinkt,  zu 
bestimmen ,  dafs  das  Prozefsgericht  die  erwähnte  Verfügung  qua  Voll- 
streckungsmafsregel  zu  treffen  habe;  wie  diese  Mafsregel,  die  selbst- 
verständlich nicht  als  leere  Drohung  gemeint  ist,  bei  fortdauernder 
Renitenz  des  Schuldners  zur  Ausführung  gebracht  wird,  richtet  sich 
danach,  wie  überhaupt  Geld-  und  Haftstrafen  zum  Vollzuge  gebracht 
werden  (vergl.  die  Geschäftsanweisung  für  Gerichtsvollzieher  §§  104  bis 
106,  98,  108).  Meist  von  dieser  Seite  her  ist  die  Frage  einer  Er- 
örterung unterzogen,  und  die  Ansicht  vertreten,  dafs  in  einem  Gebiete, 
für   welches  der  Vorbehalt  des   §  774  Abs.  2   cit.  nicht  zutrifft,   die 
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Tom  Proselflgerichte  angeordnete  Mafsregel  nicht  zar  Aasftthrnng 
gebraeht  werden  dtbrfe.  So  hält  z.  B.  DaUomann  (ZwangsvoUstr.  §  2 
m  f.)  die  Vollziehung  eines  Haftbefehls  anter  der  bezeichneten  Voraus- 
seteong  ftlr  unstatthaft  (veigl.  8.  25  Anm.  8  ibid.),  anscheinend  in 
tJbereinBtlmmung  mit  dem  Oberlandesgericht  Naumburg  (Magazin  von 
Bödiker  Bd.  1  S.  114),  welches  fttr  solchen  Fall  auf  die  Unstatthaftig- 
keit  der  OewShmng  von  Rechtshtllfe  sich  berufen  hat.  Diese 
Ansicht  fühlt  zu  der  unannehmbaren  Konsequenz,  dafs  das  Gesetz  eine 
unter  Umständen  unausführbare  Vollstreckungsmafsregel  angeordnet  hätte. 
Das  zu  entscheiden,  wäre  nicht  Sache  des  Prozefsgerichts,  könnte 
also  hier  auf  sich  bemben,  und  müfste  der  Prüfung  der  Behörden 
überlassen  bleiben,  in  deren  Gebiet  die  Strafe  zur  Einziehung  kommen 
würde.  Richtiger  würde,  wenn  überall  jener  Gesichtspunkt  der  Bechts- 
hülfe  zuträfe,  die  Ansicht  sein,  dafs  der  Zwang  nach  §  774  nur  geübt 
werden  dürfte,  wenn  in  dem  Gebiete  sowohl  des  Prozefs-  als  des  Voll- 
Btreckungsgerichts  die  Mafsregel  gesetzlich  zulässig  sei.  Von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  kommt  femer  in  Betracht:  das  Rechtshülfegesetz, 
auf  dessen  Bestimmungen  (§§  7,  37)  Naumburg  verweist,  ist  insoweit 
aufser  Kraft  getreten,  als  die  Bestimmungen  des  Gerichtsverfassungs- 
geeetzes  Tit.  XIII  reichen;  es  ist  deshalb  zutreffend  in  dem  in  Böhms 
Zeitschr.  1.  c.  mitgeteilten  Urteile  des  K.  /mtsgerichts  Stuttgart  auf 
dieses  Gesetz  die  Entscheidung  gestützt,  nämlich  auf  §  159  Abs.  2, 
weleher  die  Ablehnung  des  Ersuchens  zur  Pflicht  macht,  wenn  die 
Torzunehmende  Handlung  nach  dem  Recht  des  ersuchten  Gerichts  ver- 
boten ist.  Sachlich  kann  indes  diese  Erwägung  nicht  als  richtig  an« 
erkannt  werden ,  wie  der  weitere  Gang  der  Vollstreckung  darthut 
Kommt  der  Schuldner  der  ihm  erteilten  Auflage  nicht  nach,  so  hat 
der  Gläubiger  die  Venu  Teilung  jenri  zu  der  angedrohten  Strafe  bei 
dem  Prozefsgericht  zu  betreiben,  und  ist  auf  Grund  dessen  in  der  Lage, 
mittelst  Selbstbetriebes  der  Exekution  (Beauftragung  eines  Gerichts- 
vollziehers) oder  auch  durch  die  Vermittelung  des  Vorsitzenden  des 
Prozefsgerichts,  welcher  med,  req.  der  Gerichtsschreiberei  des  zuständigen 
Amtsgerichts  einen  Gerichtsvollzieher  beauftragt,  die  Strafen  zur  Voll- 
ziehung zu  bringen  (G.V.G.  §§  161,  162;  Gaupp,  CPr.O.  §  774  II 
Abs.  4;  JPlanek,  Lehrb.  §  191  H  B  §  188;  v.  WUmowski  u.  Levy 
ad  §§  cit  des  G.V.G. ;  Haudt,  G.V.G.  ibid.).  Nicht  steht  danach  in 
Frage,  das  Ersuchen  von  Gericht  an  Gericht  (cf.  Entscheid,  des  R.Ger. 
m  av.S.  Bd.  25  Nr.  82  und  in  Str.S.  Bd.  26  Nr.  180).  Der  an- 
gegangene G^erichtsvollzieher  aber  ist  nach  dem  Grundsatz,  dafs  Urteile 
einee  deutschen  Gerichts  im  ganzen  Reiche  vollstreckbar  sind,  und  da 
die  Zwangsmafsregeln  des  §  774  cit.  an  sich  ftlr  das  Reich  als  zu- 
lässige VoUstreckungsakte  anerkannt  sind,  nicht  in  der  Lage,  nachzu- 
prüfen, ob  nach  dem  Recht  seines  Landes  die  zu  erzwingende  Hand- 
lung ezequierbar  ist  (so  die  cit.  Kommentatoren  der  Civilprozefsordnung, 
denen  taich  Planek  beizuzählen  ist,  insofern  er  die  Ausführbarkeit 
«nes  Urteik  auf  Herstellung  des  ehelichen  Lebens  einer  Prüfung  nur 
i  Erlais  emes  Vollstreckungsurteils  auf  Grrund  eines  ausländischen 
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UrtoilB   eiaer  Prtlfiiiig  ontentellt  (Lebrh.  11  S.  682);   femor  die  ctt. 
Urteile  des  KammergerichtB  und  des  OberlandesgeriehtB  Hsmbiirg).* 


England. 

Änderung  des  ehelichen  Güterrechts. 

Urteil  des  obersten  Gerichtshofes  yom  19.  Msi  1898  {Clunet  1899  S.  170). 

Haben  sich  Ehegatten  in  ihrem  Lande  ohne  Ehevertrag  yerheiratet, 
so  kann  durch  die  einfiiche  Thatsache  der  Wohnsitzverftnderong  das 
Gttterrechtssystem,  unter  dem  sie  sich  verehelicht  haben,  eine  Änderung 
erÜBihren,  so  daHs  das  Vermögen,  das  der  Ehemann,  der  sich  in  Frank- 
reich nach  der  gesetzlichen  Gütergemeinschaft  verheiratet  hat,  nachher 
in  England  erwirbt,  der  ehelichen  Gütergemeinschaft  entzogen  ist 
Folglich  kann  der  Ehemann  letztwillig  darüber  verfügen,  und  die  Ehe- 
frau nicht  die  EbÜfte  davon  als  gütergemeine  Frau  beanspruchen. 

Bigamie. 

UrteU  des  Kriminalgerichtshofes  vom  25.  April  1898  {aunet  1899  S.  165). 

Das  Verbrechen  der  Bigamie  setzt  wesentlich  voraus,  dals  die 
erste  Ehe  rechtsgültig  und  zur  Zeit  der  Eingehung  der  zweiten 
Ehe  noch  nicht  au%elöBt  war.  Der  Umstand,  dafs  die  erste  Ehe  nach 
dem  Ritus  und  den  Vorschriften  religiöser  Gesetze  (hier  israelitischer) 
abgeschlossen  war,  ändert  an  der  unbedingten  Voraussetzung  civilrecht- 
licher  Gültigkeit  nichts.  Ausländer  sind  in  dieser  Hinsicht  nach  den 
Civilgesetzen  ihres  Landes  zu  beurteilen. 

RechtswirJcung  ausländischer  Urteü^, 

Urteil  des  obersten  Gerichtshofes  vom  24.  Februar  1897  (CluMt  1899  S.  159)i 

Die  von  ausländischen  Gerichten  in  dinglichen  Kechtsstreitigkeitso 
ergangenen  Entscheidungen  haben  vor  den  englischen  Gerichten  Rechts- 
kraft. 

Zu  dieser  Art  von  Urteilen  gehört  auch  eine  Entscheidung,  wo- 
durch die  Beschlagnahme  und  der  Verkauf  eines  Schiffas  angeordnet 
wurde,  sowie  dafs  der  Erlös  dem  pftmdenden  Gläubiger  gehört 

Veröffentlichung  von  Privatbriefen. 

Urteil  des  hohen  Gerichtshofes  vom  27.  November  1897  {Clunet  1899  S.  161). 

Privatbriefe  dürfen  nicht  ohne  Zustimmung  des  Briefsofareibers  ver- 
öffentlicht werden,  ausgenonunen ,  wenn  es  sich  darum  handelt,  dafs 
der  Veröffentlichende  einen  rechtlichen  Grund  dafür  hat,  z.  B*  um  sich 
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gßgea  öffentliche  Angriffe  dee  Brieftcfareiben  zu  verteidigen,  fidls  der 
Inhalt  des  Briefos  in  dieaer  Richtung  ein  Verteidigungsmittel  bietet 
(Ebenso  nach  feststehender  Rechtsprechung  der  französischen  Gerichte.) 


Frankreich. 

Bechtsprechnng  franzSsischer  6«iiclitsli8fe. 

SkuUsangchörigJeeü. 

1.  Uxtdl  des  ZoehtpolieeigerichtB  der  Seine  yom  20.  Oktober  1898  (Clunei  1899 

S.  156). 

Als  Franzose  gilt,  wer,  von  ausländischen  Eltern  stammend,  in 
Frankreich  geboren  ist,  sich  hier  zur  Zeit  seiner  Grofsjährigkeit  aufhält 
nnd  als  ^Franzose**  in  eine  Fremdenlegion  aufnehmen  liefs. 

2.  UrteU  dei  Appellhofes  zu  Aiz  vom  4.  Juni  1896  (Clunet  1899  S.  153). 

Ein  natOrliches  Kind,  das  in  Frankreich  von  Eltern  stammt,  die 
es  nicht  anerkannt  haben,  wird,  selbst  wenn  der  Geburtsakt  es  als  von 
einer  aaslXndischen  Mutter  geboren  bezeichnet,  fidls  dieselbe  es  nicht 
in  einer  authentischen  Urkunde  als  ihr  Kind  anerkannt  hat,  als  von 
unbekannten  Eltern  stammend  und  folglich  als  Franzose  angesehen, 
kann  deshalb  auch  nicht  des  Landes  verwiesen  werden. 

Personenstandsurhmden  des  Auslandes. 

Uxtefl  des  Appeilgerichts  zu  Algier  vom  7.  März  1898  (Clunet  1899  S.  10). 

Im  Jahre  1804  wurden  im  GroFsherzogtum  Baden  die  Personen- 
Btandesorkunden  nach  dem  damals  dort  herrschenden  Gesetze  von  dem 
Kirchenvorstand  der  Pfarrei  angenommen.  Erst  mit  Verkilndung  des 
französischen  bürgerlichen  Gesetzbuchs  im  Jahre  1809  und  der  dadurch 
bewirkten  Aufhebung  des  früheren  Gesetzes  traten  die  Vorschriften 
jenes  Gesetzbuchs  dort  in  Geltung.  Folglich  macht  ein  Civilstandsakt 
a«s  dem  Jahre  1804  gemäfs  Art  47  Code  civü  in  Frankreich  vollen 
Offeatiichen  Glauben. 

Wareneeichenschute. 

Urteil  des  Appellhofes  zu  Paris  vom  10.  MAiz  1898  (Ciunet  1899  S.  148). 

Die  im  Auslande  wohnhaften  Franzosen,  welche  in  Frankreich 
eine  Niederlassung  haben,  sind  ermächtigt,  ihre  Warenzeichen  in  Frank- 
reich beim  Handelsgericht  ihrer  Niederlassung  zu  hinterlegen  und  zwar 
ohne  unterschied,  ob  dieselbe  eine  Haupt-  oder  Zweigniederlassung  ist 
Dareh  die  inteniationale  Übereinkunft  vom  20.  März  1888  wurde 
daran  niehta  geändert 
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Feuerversicherung. 
Urteil  dei  CiyilgerichtB  der  Seine  vom  18.  Juni  1898  (auhei  1899  S.  106). 

Wenn  sich  in  einem  Venicherongsvertnige ,  wonach  für  die  im 
AnsUnde  erlittenen  BrandscMden  Eisatz  geleistet  wird,  die  Klausel 
findet,  dafs  der  Versicherte  sofort  nach  der  FenershnmBt  seinen  Schaden 
vor  dem  Friedensrichter  seines  Kantons  erkittren  mnfs,  so  zieht  die 
Unterlassung  dieser  Erklärung  nicht  den  Verfidl  des  Anspmchs  anf  die 
Versicherongssumme  nach  sich,  wenn  in  dem  Aashmde,  wo  der  Brand 
war,  ein  Friedensrichter  nicht  vorhanden  ist. 

Seerecht 
Urtdl  des  HandelsgerichlB  zn  lianeille  rom  15.  Jmii  1898  (Clunet  1899  S.  101). 

1.  Das  Recht,  das  Schiff  mit  Fracht  gemäTs  Art  216  des  H.6.B. 
in  Stich  zu  lassen,  steht  nicht  dem  Kapitän  eines  ausländischen  Schiffes 
deshalh  zu,  weil  er  vor  ein  französisches  Gericht  geladen  ist. 

2.  Die  Haftbarkeit  des  Schifibeigenttlmers  Air  die  Handlungen 
des  Kapitäns  bestimmt  sich  nach  dem  internationalen  Grundsätze  .des 
sogenannten  Flaggenrechts  gemäfs  dem  Gesetze  des  Landes,  dem  das 
Scäiff  angehört 

Progefskostenkaiuticm. 

Urteil  des  AppellgerichtB  au  Bouen  vom  16.  M&rz  1898  (Ckmet  1899  8.  112). 

Hat  der  Beklagte  es  unterlassen,  in  der  ersten  Instanz  die  ThNmeSa- 
kostenkaution  zu  fordern,  so  kann  er  dies  Verlangen  noch  in  der 
Berufungsinstanz  stellen,  falls  dasselbe  vor  Geltendmachung  anderer 
Einreden  erhoben  wird. 

Zuständigkeitsfrage  in  Deliktsobligatianen. 
Urteil  des  Appellgerichts  zu  Qrenoble  vom  26.  Oktober  1897  (Ciunet  1898  S.  124). 

Die  französischen  Gerichte  sind  zuständig,  um  über  Streitigkeiten, 
die  zwischen  Ausländem  über  Delikts-  oder  Quasi  -  Deliktsobli^itioneQ 
entstanden  sind,  zu  entscheiden. 

Revision  der  ausländischeu  Urteile. 
Urteil  des  Civilgerichts  zu  Nizza  vom  16.  Mu  1898  (Clunet  1899  8.  181). 

Die  französischen  Gerichte,  an  welche  der  Antrag  gestellt  wird, 
ein  ausländisches  gegen  einen  Franzosen  erlassenes  Urteil  fbr  voUstreckhar 
zu  erklären,  können  und  sollen  das  Urteil  in  Bezug  auf  die  Frage  der 
Zuständigkeit,  sowie  den  Rechtsgrund  der  Sache  selbst  einer  erneuten 
rechtlichen  Prtlfung  unterziehen. 

Versteigerung  von  Liegenschaften. 
Urteil  des  Civilgerichts  der  Seine  vom  30.  Juli  1898  {Clunet  1899  S.  Id&y 

Die  Erben  eines  Ausländers,  der  in  Frankreich  gestorben  ist, 
können  beantragen,  dafs  die  vom  Erblasser  hinterlassenen,  im  Auslande 
gelegenen  Liegenschaften  dort  zur  Versteigerung  gebracht  werden. 
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Italien. 

LiUerarisches  Eigentum. 

Urteil  des  AppdlgerichtB  zu  Neapel  Yom  16.  Augiut  1892  (Clunet  1899  S.  192). 

Die  Umwandlong  eines  aosländiBchen  dramatischen  Werkes,  seine 
Anpassung  an  den  Geschmack,  Anf&ssong  und  Gewohnheit  des  Inlandes 
he^rttndety  an  sich  selbst  betrachtet,  keinen  Terbotenen  Nachdruck  oder 
dn  strafbares  Plagiat 

Nachbildnng  eines  Geisteswerkes  kann  gesetzlich  mit  der  Fälschung 
einer  P^ivatschrift  ▼erglichen  werden.  Eine  solche  Fälschung  ist  nur 
soweit  strafbar,  als  man  davon  Gebrauch  gemacht  hat  Ebenso  kann 
ein  Litterat  die  Gedanken  und  die  Phantasie,  welche  im  Werke  eines 
Anderen  Ausdruck  gefunden  haben,  straflos  nachbilden.  Solange  eine 
Nachbildung  nicht  herausgegeben  ist,  kann  sie  auch  nicht  verfolgt 
werden.  Die  Veröffentlichung  dramatischer  Werke  geschieht  auch  durch 
die  scenische  Aufillhrung.  Beide  Delikte,  Nachbildung  und  mifsbräuch- 
liche  scenische  Aufftlhruig,  fallen  nicht  zusammen. 

Ausländische  OeseUschaften. 

Urteil  des  Kassationsbofes  zu  Born  vom  28.  Dezember  1893  (Clunet  1899 

8.  194). 

Die   in  Italien  anerkannten   ausländischen  Gesellschaften   werden 

nur  soweit  als  nationale  angesehen,  ab  sie  im  Königreich  ihren  Gesell- 

Bcfaaftssits  und  ihre  Hauptwirksamkeit  haben. 


Österreich. 

Rechtsprechmig  der  BsterreichiseheD  Gerichtshöfe. 

Bei  Fuhrung  einer  nach  §  183  des  kaiserh  Patentes  vom  9.  August 
1854^  Nr.  208  R.G.Bl.^  vorgesehenen  Vormundschaft  ist  (faUs  durch 
Staatsverträge  nichts  anderes  bestimmt  ist),  so  lange  von  der  e/ur 
ständigen  aasländischen  Behörde  eine  andere  Verfügung  nicht  ge-' 
troffen  urird^  nach  den  österreichischen  Gesetzen  vorssugehen. 

EntMh.  des  k.  k.  obersten  Qerichtshoft  vom  15.  Juni  1898,  Ziff.  8148^1' 
(ZeitBchiift  für  Notariat  und  freiwillige  Gerichtsbarkeit  in  Österreich,  Jahr- 
gang 1899  S.  47). 

Das  Bezirksgericht  B.  hat  nach  dem  am  26.  Februar  1895  er- 
folgten Ableben  des  in  B.  ansässigen,  nach  M.  im  schweizerischen 
Eimton  T.  zuständigen  A.  für  dessen  ebenfalls  in  B.  domizilierende 
minderjährige  Kinder  der  Vorschrift  des  §  188  des  kaiserl.  Patentes 
vom  9.  August  1854,  Nr.  208  R.G.B1.,  entsprechend  die  Vormundschaft 
bestellt   und    hienron   die   schweizerische   Pupülarbehörde    verständigt, 
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welch  letztere  hierauf  die  Erklärung  abgab,  gegen  die  E^röffiiiing  obiger 
Vormundschaft  keinerlei  Einwendungen  zu  machen.       * 

Unter  Zustimmung  der  Vormundschaftsbehörde  in  B.  und  des  über- 
geordneten Kreisgerichtes  wurde  hierauf  das  den  Pupillen  zugefidlene 
väterliche  Nachlafsvermögen  mit  Vertrag  vom  28.  Februar  1896  der 
B.  verkauft. 

Der  in  der  Folge  von  der  schweizerischen  Vormundschaft  der 
Pupillen  gegen  B.  auf  Unwirksamkeitserklärung  dieses  Vertrages  über- 
reichten Klage  wurde  von  der  ersten  Instanz  in  der  Erwägung  statt- 
gegeben, dafs  die  Osterreichischen  Gerichte  als  VormundschaftsbehOrde 
ausländischer  Mündel  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmung  des  §  183  des 
citierten  Patentes  blofs  provisorische  MaTsregeln  treßen  dürfen ;  dafs  die 
schweizerische  Pupillarbehörde  durch  die  Erklärung,  gegen  die  ErOfihong 
der  Vormundschaft  seitens  des  Bezirksgerichtes  B.  keine  Einwendungen 
zu  machen ,  auf  ihre  vormundschaftsbehOrdliehen  Befugnisse  noch  nicht 
verzichtet  hat,  was  daraus  hervorgebe,  dafs  sie  nachher  das  Begebren 
um  Abtretung  der  Vormundschaft  über  die  minderjährigen  Kinder  des 
A.  stellte;  dafs  daher  die  Österreichischen  Gerichte  durch  die  Erteilung 
der  Bewilligung  zu  jenem  Vertragsabschlüsse  ihre  Kompetenz  über- 
schritten haben,  und  dieser  Vertrag  mangels  Einwilligung  der  kom- 
petenten schweizerischen  Pupillarbehörde  rechtsunwirksam  seL 

Dagegen  hat  das  k.  k.  Oberlandesgericht  das  Klagebegehren  ab- 
gewiesen, welche  Beformatentscheidung  vom  k.  k.  obersten  G^chtshofe 
mit  Entscheidung  vom  15.  Juni  1898,  Z.  8148»  bestätigt  wurde  aus 
nachstehenden  Gründen: 

Nach  der  Vorschrift  des  §  183  des  kaiserL  Patentes  vom  9.  Augast 
1854,  Nr.  208  R.G.BL,  und  der  JustMin.VO.  vom  10,  Oktober  1860, 
Z.  14939,  war  das  Bezirksgericht  B.  nicht  blols  berechtigt,  sondern 
auch  verpflichtet,  die  fragliche  Vormundschaft  so  lange  fortzuftlbren,  bis 
von  Seite  der  kompetenten  ausländischen  Behörde  eine  andere  Verfllgung 
getroffen  würde.  Bei  der  Filhrung  dieser  Vormundschaft  mufste  aber 
gemäfs  der  Bestimmungen  der  §§  33 — 87  a.  b.  G.B.  nach  den  öst»- 
reichischen  Gesetzen  vorgegangen  werden,  zumal  zwischen  Osterreich 
und  der  Schweiz  ein  Staatsvertrag  nicht  besteht,  kraft  dessen  Pflege- 
befohlene des  einen  oder  des  anderen  Staates  nach  einem  von  dem  am 
Orte  ihres  Domiziles  verschiedenen  Rechte  zu  behandeln  wären.  Nun 
kann  aber  nach  §  282  a.  b.  G.B.  ein  solcher  Vertrag  wie  der  vor- 
liegende für  Minderjährige  mit  Zustimmung  des  Vormundschaftsgericbtes 
und  des  demselben  überordneten  Gerichtshofes  erster  Instanz  gültig  ge^ 
schlössen  werden,  und  es  sind  auch  bei  Errichtung  jenes  Vertrages  alle 
vom  Gesetze  vorgeschriebenen  Kautelen  thatsächlich  eingehalten  worden. 
Der  Vertrag  wurde  pupillargerichtlich  genehmigt  und  verfacht  und  kann 
daher  aus  dem  Grunde,  weil,  wie  die  Klägerin  übrigens  nur  behauptet, 
aber  nicht  erwiesen  hat,  im  Kanton  T.  solche  Verträge  unzulässig 
seien ,  nicht  angefochten  werden.  Wenn  aber  auch  solche  Verträge, 
vde  der  vorliegende,  dort  unstatthaft  sein  sollten,  so  kann  das  nsch 
§  36  a.  b.  G.B.  auf  die  Gültigkeit  des  Vertrages  keinen  Einflnfs  üben. 
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naehdem  die  KlHgerin  nicht  erwiesen,  ja  selbst  nicht  behauptet  hat, 
dals  beim  Abschlnase  des  Vertrsges  anf  em  ausländisches,  speciell  auf 
das  Beeht  des  Kantons  T.  Bedacht  genommen  worden  wKre.  Wenn  die 
Klägerin  Termeidea  wollte,  daik  die  Beehtsangelegenheiten  der  A.schen 
Kinder  nach  den  Osterreichischen  Gesetzen  behandelt  werden,  so  stand 
es  ihr  jederaeit  frei,  dnrch  die  kompetente  schweizerische  Behörde  die 
Abtretung  der  Yormnndschaft  za  verlangen;  so  aber  hat  sie  yor  Ab- 
sdihifii  des  erwKhnten  Vertrages  ein  solches  Begehren  nicht  gestellt, 
tmd  ist  solches  an  das  Bezirksgericht  B.  erst  zu  einer  Zeit  gelangt, 
ab  der  nunmehr  angefochtene  Vertrag  längst  perfekt  war.  Das  auf 
ünwirksamkeitserklärang  dieses  Vertrages  gerichtete  Klagebegehren  stellt 
sieh  daher  als  hinfilUig  dar. 

Die  Fcndsgehühren  sind  von  den,  wenngleich  in  Niederösterreieh 

vorkommenden,   Verlassensehaften  dann  nicht  zu  entrichten,  wenn 

der  Erblasser  seinen  Wohnsitz  im  Auslände  gehöht  h(xt. 

Entsch.  des  k.  k.  obersten  Gerichtshofs  vom  18.  Dezember  1898,  Z.  16802 
(Z^tKhrift  für  Notariat  u.  freiwiUige  Gerichtsbarkeit  in  Österreich  1899  S.  59). 

In  der  Verlassenschaftsabhandlung  über  das  durch  den  am  15*  Ok- 
tober 1895  in  Lissabon  eingetretenen  Tod  des  Marquis  A.  freigewordene 
grilflich  B.8che  Geldfideikommifs ,  welches  in  einer  im  Depositenamte 
des  k.  k.  Landgerichtes  in  Wien  erliegenden  vinkulierten  einheitlichen 
Notenrente  per  51  050  fl.  Nominale  im  Kurswerte  des  Todestages  von 
51  830  fl.  bestdit,  hat  das  k.  k.  Landesgericht  in  Wien  mit  BescUufs 
vom    21.  Juni  1898,    O.Z.  ±:^1M,    die    fronnnen    Gebtlhren    be- 

mesaen  und  deren  Zahlung  den  Erben  aufgetragen. 

Dem  Rekurse  der  FideikommiÜMrben  Grafen  0.  gegen  diesen 
BesehluTa,  insofeme  mit  demselben  der  Schulbeitrag  und  der  Beitrag 
zum  Wiener  Versoxgnngsfbnds  bemessen  wurden,  und  deren  Stillung 
den  Erben  an%etragen  wurde,  hat  das  k.  k.  Oberlandesgericht  in  Wien 
als  Beknisgericht  mit  BeschluTs  vom  4.  Oktober  1898,  G.Z.  R.  V  1066--98 
Folge  gegeben,  den  BeachluTs  des  k.  k.  Landesgeriohtes  in  Wien  in 
seinem  angefochtenen  Teile,  betreffend  die  Bemessung  des  Schulbeitrages 
and  des  Beitrages  zum  allgemeinen  Versoigungsfonds  in  Wien,  sowie 
den  Auftrag  zur  Zahlung  dieser  Beitrttge  behoben,  im  übrigen  aber 
unberührt  gelassen.  —  Begründung: 

Nach  §  1  des  niederOsterreichischen  Landesgesetzes  vom  18.  De- 
zember 1871,  Nr.  1  L.G.B1.  ex  1872,  ist  der  Schulbeitrag  von  den 
in  NiederOsteneich  vorkommenden  Verlassenschaften  zu  entrichten.  Als 
dasdbst  vorkommoid  sind  die  Verlassenschaften  nur  jener  Personen 
anzusehen,  welche  in  Niederösterreich  ihren  ordentlichen  Wohnsitz 
hatten,  weil  die  Heranziehung  eines  Verlassenschaftsvermögens  zu  einem 
Beitrage  für  Schulzwecke  nicht  in  dem  Einschreiten  der  Abhandlungs- 
bekOide,  sondern  in  den  Lebensverhttltnissen  des  Erblassers  ihren  Grund 
hat,  und  weil  der  Zwedk   dieser  gesetzlichen  Bestimmung  wohl  dahin 

Z«itMlizift  1  intom.  PiriTAt-  u.  Stra&Mht  «to.,  Band  IX.  17 
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geht,  mit  dieser  Abgabe  das  Vennögen  desjenigen  sa  belasten,  welcher 
in  der  Lage  war,  aus  den  Landesansftalten  Vorteil  su  ziehen;  da«  war 
aber  hier  nicht  der  Fall,  weil  der  Erblasser,  wie  ans  den  Akten  her- 
vorgeht, nicht  in  NiederOsterreich ,  sondern  in  Lissabon,  also  im  Aus- 
lände, seinen  Wohnsitz  gehabt  hat  Es  ist  somit  die  Bemessung  eines 
Schulbeitrages  nicht  gerechtfertigt  Aber  auch  der  Beitrag  zum  all- 
gemeinen Versorgungsfonds  in  Wien  ist  nach  dem  ausdrtlckliehen  Wort- 
laute des  Hofdekretes  vom  22.  Juni  1821,  Nr.  1770  J.6.S.,  nicht  zu 
entrichten,  da  nach  diesem  Hofdekrete  die  in  Wien  abgehandelten 
Verlassenschaften  für  den  Fall,  als  der  Erblasser  nicht  im  Wiener 
Armenbezirke  seinen  Wohnsitz  gehabt  hat,  von  dieser  Gebtthr  befreit  sind. 
Den  Kevisionsrekurs  des  niederösterreichischen  LandesausschusBes 
g^en  den  Keformatbeschlufs  des  k.  k.  Oberlandesgerichtes,  sofeme  mit 
demselben  ausgesprochen  wurde,  dafs  ein  Schulbeitng  von  dem  er- 
wähnten Pekuniarfideikommifsnachlasse  nicht  zu  bemessen  ist,  hat  der 
k.  k.  oberste  G^ichtshof  mit  Entsch.  vom  18«  Dezember  1898, 
Z.  16  802,  als  unbegründet  zurückzuweisen  imd  diesen  angefochtenen 
Teil  des  Reformatbeschlusses  der  zweiten  Tnstanz  unter  Unbertthrdassung 
des  nicht  in  Beschwerde  gezogenen,  die  Nichtbemessung  des  Beitrages 
zum  allgemeinen  Versoigungsfonds  betreffenden  Teiles  mit  Hinweis  auf 
die  der  Sachlage  und  dem  Gesetze  entsprechende  obergerichtliche  Be- 
grtlndung  zu  bestätigen  beftmden. 

Bewilligung  der  Exekution  auf  Qrund  eines  italienischen  Urteils. 

Oberstgerichtliche  Entoch.  vom  6.  Oktober  1898,  Z.  13505. 

In  der  Exekutionssache  des  H.  A.,  als  Verwalters  der  Fallite 
F.  &  Co.  in  B.  (Italien)  als  betreibenden  Oläubigers,  wider  Adolf  M. 
in  H.  (Böhmen)  als  Verpflichteten  wegen  Zahlung  von  611  Lire  95  ets. 
hat  die  erste  Instanz  das  Gesuch  um  Bewilligung  der  Exekution 
durch  Pfiftndnng  der  Fahrnisse  des  Verpflichteten  mit  Einleitung  ihrer 
Verwahrung  abgewiesen.  Die  zweite  Instanz  hat  über  Rekurs  des 
betreibenden  Gläubigers  den  Beschlufs  der  ersten  Instanz  teilw^se  ab- 
geändert, dem  betreibenden  Gläubiger  auf  Grund  des  Urteils  des 
Amtsgerichtes  in  B.  vom  20.  Februar  1894  in  Ansehung  des  Teil- 
betrages von  76  Lire  5  cts.  die  Exekution  mittelst  Pfändung  der  in 
der  Gewahrsame  des  Verpflichteten  befindlichen  beweglichen  Sachen, 
sowie  die  Einleitung  der  Verwahrung  der  gepfändeten  Gegenstände 
bewilligt,  mit  dem  Vollzüge  auf  Anmelden  des  betreibenden  Gläubigers 
das  Bezirksgericht  in  H.,  das  als  Exekutionsgericht  einzuschreiten  hat, 
betraut,  —  im  tlbrigeu  aber  unter  Abweisung  des  Bekurses  den  an* 
gefochtenen  Beschlufs  bestätigt  Denn  die  Zulttssigkeit  der  Exekntions- 
fUhrung  erscheint  gegebenen  Falles  an  das  Zutreffen  der  Voraussetzungen 
der  §§  79  und  80  £xek.O.,  sowie  der  JustMin.V.  vom  10.  Dezember 
1897,  R.G.B1.  Nr.  288,  gekntlpft  Diese  Voraussetzungen  treffen 
lediglich  betrefib  des  Urteiles  des  Amtsgerichtes  in  B.  vom  20«  Februar  1894 
zu,  fehlen  aber  hinsichtlich  der  übrigen  Urteile.     Mittelst  des  bezogenen 
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UrtaileB  wurde  über  den  Tom  Beklagten  erhobenen  Ansprach  auf 
NichtigerUäning  der  gegen  ihn  auf  drei  Kisten  Ware  geftü^ten  Exe- 
kotion  von  dem  ?on  ihm  selbst  angerufenen  Gerichte  nach  vorgtfngigem, 
mit  seinem  Vertreter  Angelo  T.  durchgeführten  Verfahren  auf  Ab« 
Weisung  des  klagsweise  erhobenen  Anspruches  unter  VerfUlung  des- 
selben zum  PKusefskostenersatse  erkannt  Eine  solche  Rechtssache 
konnte  nach  Mafsgabe  der  im  Inlande  ttber  die  Zuständigkeit  geltenden 
Bestimmungen  anhftngig  gemacht  werden,  der  Verpflichtete  war  im 
Verfithren  entsprechend  vertreten,  die  G^enseitigkeit  der  Rechtshttlfi»- 
gewfthrung  ist  durch  die  obige  Justizministerialyerordnung  als  verbürgt 
aoagewiesen  anzusehen  und  die  Vollstreckbarkeit  des  Urteiles  dargethan« 
Belareflb  des  im  Hauptstreite  auf  Zahlung  von  81  Lire  80  cts.  gefWten 
ürtdles  vom  25.  April  1892  liegt  eine  Erörterung  der  Grttnde,  aus 
denen  das  angerufene  Amtsgericht  die  Zuständigkeit  zur  Entscheidung 
dieses  Rechtsstreites  für  sich  in  Ansprach  nahm,  nicht  vor;  es  kann 
also  in  eine  Prttfung  der  Frage,  ob  diese  Rechtssache  nach  Mafsgabe 
der  im  Inlande  Über  die  Zuständigkeit  geltenden  Bestimmungen  im 
Königreiche  Italien  geltend  gemacht  werden  konnte,  nicht  eingegangen 
werden.  Zu  dem  kommt,  dafs  alle  übrigen  Urteile  nach  in  Abwesen- 
Bttt  des  Verpflichteten  voigenommener  Verhandlung  geschöpft  wurden 
imd  demnach  ausgewiesen  nicht  vorliegt,  dafs  die  Ladung  gemäfs  §  80 
Z,  2  Exek.0.  zu  eigenen  Händen  erfolgt  war.  Die  im  Urteile 
vom  25.  April  1892  vorkommende  Bemerkung  ttber  die  „in  gebührender 
Form  gemachte  Vorladung*^  vermag  diesen  Mangel  nicht  zu  beheben, 
weil  nnter  Umständen  auch  eine  Ersatzzustellung  als  eine  gehörig  er« 
folgte  T^KJung  gewürdigt  werden  kann. 

Der  oberste  Gerichtshof  hat  infolge  Revisionsrekurses  des 
Klägers  beide  untergerichtlichen  Beschlüsse  in  den  hervorgehobenen 
Punkten  abgeändert,  die  begehrte  Exekution  wegen  des  ganzen  Betrages 
von  611  Lire  95  cts.  mit  6^/o  Zinsen  von  81  Lire  80  cts.  seit 
20.  Februar  1894  bis  10.  Juli  1898  und  von  611  Lire  95  cts.  seit 
11.  Joli  1898  bis  zur  Zahlung  nebst  Kosten  des  Gesuches,  des  Re- 
kunes  und  des  Revisionsrekurses  bewilligt,  weil  der  Beklagte  wegen 
eben  derselben  Forderung,  ftlr  welche  der  EJäger  wider  ihn  das  Ver- 
aäumnisnrteil  vom  25*  April  1892  erwirkt  hatte,  mit  dem  Urteile  des 
Amtsgerichtes  in  B.  vom  20.  Februar  1894  in  dem  von  ihm  an« 
gestrengten  Niehtigkeitsprozesse ,  in  welchem  er  durch  seinen  Bevoll- 
mächtigten vertreten  war,  unterlegen  ist,  wodurch  auch  der  Bedarf  ent- 
fiült,  cUe  Zustellung  der  ersten  Klage  an  den  Beklagten  nachzuweisen, 
—  weil  feraer  aus  dem  zweiten  Urteile  nicht  hervorgeht,  dab  von 
dem  Beklagten  das  erste  Urteil  auch  wegen  Unzuständigkeit  angegrifien 
worden  wäre,  woraus  eine  UnterwerAing  des  Beklagten  unter  diesen 
Gerichtsstand  zu  folgen  ist,  durch  welche  nach  §  48  des  kaiserl.  Pftt. 
vom  20.  November  1852,  R.G.BL  Nr.  251,  auch  in  Österreich  ein 
solcher  Gerichtsstand  gültig  begründet  werden  konnte,  —  weil  die 
übrigen  Posten  teils  zur  zwangsweisen  Eintreibung  gehörten,  teils  durch 
erforderliche  Übersetzungen  der  italienischen  UAunden  angelaufen  und 
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auch  anggewieeen  sind,  —  weil  die  Kosten  dem  Bedarfe  nnd  der  Mttbe- 
waltong  entsprechend  au  erhöhen  waren  nnd  weil  nach  §  74  £xdL.O. 
dem  betreibenden  OlKnbiger  auch  der  Ersatz  der  Kosten  der  von  Erfolg 
begleiteten  Rekurse  gebfihrt 


Schweiz. 

Beehtspreolmiig  schweixeriseher  GerichtsliOfe. 

Das  Forum  rei  sitae   ist  smstandig  für  Eigentumsklagen  ^    betr. 

"bewegliche  Sachen  (Inhciberpc^iere),  auch  wenn  die  Sachen  infolge 

gerichtlicher  Verfiigwng  ohne  oder  gegen  den   Wüten  des  Mgen- 

t&mers  an  ihren  jeteigen  Verwahrungsort  gebracht  sind. 

Urteil  des  AppeUalioiiB-  und  KassationshofiBs  in  Bern  vom  21.  Januar  1898 
(Zeitscbiift  des  Bemischen  JnzistenTereins  Bd.  XXXV  S.  75). 

Ans  den  Gründen: 

Eventuell,  d.  h.  fttr  den  Fall  der  Annahme,  dals  der  Gerichtsstand 
der  gelegenen  Sache  auch  1^  bewegliche  Sachen  gelte,  wenden  die 
Impetranten  weiter  ein,  im  vorliegenden  Falle  könne  dieser  G^erif^ta- 
stand  deshalb  nicht  als  der  richtige  anerkannt  werden,  weil  die  l^tel, 
deren  Eigentum  die  Impetratin  beansprucht,  in  Bern  liegen  nicht 
mit  Willen  ihrer  Eigentümer,  Gebrüder  Kapferer,  sondern  kraft 
richterlichen  Gebots,  nämlich  kiaft  der  provisorischen  Verftlgong 
des  Gerichtspräsidenten  von  Bern,  durch  welche  deren  vorittofige  De- 
position  auf  der  G^erichtsschreiberei  Bern  angeordnet  worden  seL  Allan 
aneh  dieser  Einwand  ist  nicht  stichhaltig.  Zunächst  ist  iestzustallen, 
daÜB  die  Impetranten,  als  sie  die  beiden  Obligationen  dem  Richteramte 
einsandten,  laut  ihrer  eigenen  Anführung  in  der  Zwisohengesuchsvorkehr 
Bugleich  das  letztere  „um  Einleitung  des  weiteren  YesrühnoB^  er- 
suchten, worunter  sie  nur  das  Amortisationsverfiihren  ventehen 
konnten,  zu  welchem  nach  schweizerischem  Obligationenreeht  (Art  858) 
eben  auch  der  Erlafs  provisorischer  Verttlgungen  im  Interesse  eines 
einzuleitenden  Vindikationsprozessee  oder  Strafver&hrens  gehört,  so  daTa 
nicht  gesagt  werden  kann,  dafs  die  beiden  Titel  gegen  den  Willen 
der  Impetranten  in  Bern  liegen.  Und  zudem  wäre  dies  nicht  einmal 
erheblich.  Denn  wenn  man  auch  den  §  14  P.  so  auslegen  wollte, 
dafs  der  Gerichtsstand  der  gelegenen  Sache  nicht  gegeben  sei,  wenn 
eine  bewegliche  Sache  ganz  zufällig  und  kurze  Zeit  an  einem  Orte 
sich  befindet,  so  mttfste  doch  dieser  Gerichtsstand  dann  als  autreflfend 
anerkannt  werden,  wenn  eine  solche  Sache  für  eine  gewisse 
Dauer  an  einen  gewissen  Ort  gebunden  ist,  sei  es  mit  dem 
Willen  des  Besitzers,  sei  es  infolge  berechtigter  Ma&nahmen  von  an- 
derer Seite,  und  letzteres  trifft  im  vorliegenden  Falle  zu,  da  Frau  B. 
nach  Art  858  O.R.  berechtigt  war,  vom  Richter  zu  veriangen,  dafs 
die  beiden  Titel  vorläufig  in  Bern  deponiert  bleiben,   und  der  Richter 
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diesem  Anmiehen  enteprochen  hat  (s.  £ar,  Intenmt  Privatrecht  Bd.  n 
S.  432  der  zweiten  AnflAge,  Wägd^  Syst  des  ordentl.  Civilproaeesee, 
3.  Aufl.  S.  499  und  Benaud,  LehrbacH  des  gem.  Deutschen  Civil- 
prozesses  S.  75  und  76  Note  5  und  6).  Übrigens  wäie,  wie  im  Falle 
Mayer  gegen  Witwe  Bossard,  so  auch  hier  bei  streng  wörtlicher  Aus- 
I^^ong  des  §  14  P.  der  Gerichtsstand  von  Bern  schon  damit  gegeben, 
dals  sich  die  fraglichen  Titel  zur  Zeit  der  Einreichung  der  Klage 
faktisch  dort  befunden  haben. 


Geseügebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 

Justizverwaltungsstellen  etc. 


I.    Deutschland. 


AUg.  Verfügung  des  Ministen  des  Innern  vom  11.  November 
1898*  betr.  geschäftliche  Behandlung  von  Brsuchungs- 
flchreiben,  die  im  Auslände  zu  erledigen  sind  (M.Bl.  f. 
nmere  Yerw.  S.  252). 

Keine  AktenverBendung.  Wenn  Urkunden  mitsuteilen  sind,  Bei- 
i^paag  in  beglaubigter 'Abschrift. 

urarttemlberr« 

Bekanntmachung  des  Justizministeriums  vom  19.  Januar  1899, 
den  Jnrisdiktionsyertrag  zwischen  Württemberg  und 
Baden  vom  3  0.  Dezember  182  5  betr.  (Wtlrtt  Reg. BL  1899  S.  18). 

Zwischen  der  vrürttembergischen  und  badischen  Regierung  ist  Ein- 
veretandnis  darüber  erzielt  worden,  dafs  mit  dem  Inkrafttreten  des 
BOrgerlichen  Gesetzbuchs  und  des  Reichsgesetzes  über  die  Angelegen- 
heiten der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  die  allein  noch  in  Geltung  ge- 
bliebenen Bestimmungen  der  Art  22  und  29  des  bezeichneten  Staats- 
▼ertragea,  welche  sich  auf  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 
bcnehen,  snfser  Wirksamkeit  zu  treten  haben. 


Bekanntmachung  des  Ministeriums  des  GrofsheraogL  Haiuses  und 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  vom  15.  Februar  1899,  den  Staats - 
vertrag  zwischen  Baden  und  Württemberg  von  1825 
wegen  Festsetzung  der  gegenseitigen  Jurisdiktions- 
verhältnisse betr.  (Bad.  G.  U.V.BL  1899  S.  87). 

Inhalt  wie  oben  bei  Württemberg. 

Bekanntmachung ,  den  Erlafs  einer  Sehiffahrts-Polizei- 
ordnung  für  den  kanalisierten  Main  betr.,  vom  15.  Januar 
1899  (R^.BL  1899  S.  15). 
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Min.Bekanntmachnng  vom  25.  November  1898t  betr.  die  Kün- 
digang  der  Übereinkanft  zwischen  dem  Norddeutschen 
Bande  und  der  Schweiz  wegen  gegenseitigen  Schatzes 
der  Rechte  an  litterarischen  Erzeagnissen  and  Werken 
der  Kanst  (Ges.Slg.  S.  111). 


n.    Ausw&rtij^e  Staaten. 
öaterreleh. 

1.  Ftlr  den  Geschäftsverkehr  zwischen  den  k.  k.  Osterreichischeii 
Gerichten  and  dem  kaiserl.  deatschen  Patentamte  ist  der  onmittelbsre 
Weg  eröffnet  (Ost  J.M.V.B1.  1899  S.  28). 

2.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  10.  Januar  1899»  betr. 
die  Einführung  von  Zastellangsscheinen  für  Zustel- 
lungen im  Auslande  (Ost.  J.M.V.B1.  S.  36). 

8.  Verordnung  des  Justizministerums  vom  14.  Januar  1899,  betr. 
Anweisungen  Über  die  Behandlung  ungarischer  Zn- 
stellungsakten  (Ost  J.M.V.Bl.  S.  87). 

4.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  19.  Januar  1899t  ^^ 
die  Regelung  des  Verfahrens  bei  der  Übergabe  und  Übernahme 
von  Verbrechern  an  der  österreichisch-schweizerischen 
Grenze  zum  Zwecke  einer  Auslieferung,  einer  vordbergehendfln 
Übergabe  oder  einer  Durchlieferung  (Ost  J.M.V.Bl.  S.  58). 


Internationale  Verträge. 

1.  Bd.  XXTTI  des  Nouveau  Becueil  Q-ineral  de  Trat- 
t6s  etc.  von  Professor  Dr.  Felix  Stoerk  in  Greiftwald  enthält  u.  a. 
im  Wortlaute  folgende: 

A.     Freundschafts-,  Handels-  etc.  VertrKge: 

1.  Metstbßgttnstigungsklaasel  zwischen  Italien  und  Argentinien 
vom  1.  Juni  1894  (S.  15); 

2.  Deklaration  zwischen  den  Niederlanden  und  Griechen- 
land, betr.  den  Markenschutz,  vom  10.  Mai/28.  April  1895 
(8.  44); 

8.  Handek-  und  Schiffiihrtsvertrag  zwischen  Japan  und  R  u  f  s  1  a  d  d 
vom  27.  Mai  1895  (S.  54); 

4.  Freundschafts-,  Handels*  und  Schiffinhrtsvertrag  zwischen  Bel- 
gien und  Mexiko  vom  7.  Juni  1895  (S.  69); 
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5.  Deklaration  sEwischen  Belgien  und  Mexiko,  betr.  den  gegen- 
seitigen Marken  schätz,  vom  7.  Juni  1895  (S.  74); 

6.  Obereinkommen  swischen  Spanien  und  Mexiko  vom  10.  Juni 
1895,  betr.  das  geistige  Eigentum  (S.  76); 

7.  Handels-  und  SehiffahrtsYertrag  zwischen  Norwegen  und  Bei 
gien  vom  11.  Juni  1895  (S.  81); 

8.  Handels-  und  Schifiahrtsrertreg  zwischen  Schweden  und  Bei 
gien  Tom  11.  Juni  1895  (S.  87); 

9.  Handels- und Schiffahrtsvertrag  zwischen  Belgien  und  6r i echen 
land  vom  25./18.  Mai  1895  (S.  100); 

10.  Handels-  und  Schiffüirtsvertrag  zwischen  Portugal  und  Rufs 
Und  vom  9.  Juli  1895  (S.  114); 

11.  Deklaration  zwischen  der  Schweiz  und  Griechenland,  betr. 
den  gegenseitigen  Markenschutz,  vom  3*  Dezember/21.  No- 
vember 1895  (S.  180) ; 

12-  Vereinbarung  zwischen  der  Schweiz  und  Brasilien,  betr. 
die  Behandlung  der  Verlassenschaften  von  Schweizerbttrgem  in 
Brasilien  und  von  brasilianischen  Angehörigen  in  der  Schweiz, 
vom  28.  Dezember  1895  (S.  187); 

13.  ECandels-  und  Konsularvertrag  zwischen  Deutschland  und 
Nicaragua  vom  4.  Februar  1896  (S.  232); 

14.  Handels-  und  Schi&hrtsvertrag  zwischen  Deutschland  und 
Japan  vom  4.  April  1896  (S.  269); 

15.  Handels-  und  Schifiahrtsvertag  zwischen  Frankreich  und 
Italien  betreffend  Tunis  vom  28.  September  1896  (S.  382); 

16.  Freondschafts-,  Niederlassungs-  und  Handelsvertrag  zwischen  der 
Schweiz  und  Japan  vom  10.  November  1896  (S.  386); 

17.  Verembamng  zwischen  der  Schweiz  und  Belgien  ttber 
Unterstützung  und  Heimschaffung  der  beider- 
seitigen dürftigen  Angehörigen  vom  12.  November 
1896  (S.  394); 

18«  Verenibamng  zwischen  Belgien,  Spanien,  Frankreich, 
Italien,  Luxemburg,  den  Niederlanden,  Portugal 
und  der  Schweiz  ttber  Aufstellung  gemeinsamer  R^eln,  betr. 
mehrere  Materien  des  internationalen  Privatrechts 
und  Civilprozefsrechts,  vom  14.  November  1896  (Haag) 
(&  898). 

B.     AuslieferungsvertrKge: 

1.   A.V.     zwisehen     den    Niederlanden    und    Liberia    vom 

2.  Februar  1895  (S.  16); 
2*    Zusatzvertrag   zum    A.V.    zwischen    den    Niederlanden   und 

Belgien  vom  31.  Mai  1889,  vom  14.  Februar  1895  (S.  23); 
3.    A.V.    zwischen    den    Niederlanden    und    Schweden    vom 

26.  Juni  1895  (S.  105); 
4*    Zusatzvertrag    zum    A.V.    zwischen   den    Niederlanden    und 

Dänemark  vom  18.  Januar  1894,  vom  2.  Juli  1895  (S.  113); 
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5«    A.V.  zwischen  Belgien  und  Serbien   vom  4*  Janiuur  1896/ 
23.  Dezember  1895  (S.  195); 

6.    Zusatzakte  znm  A.V.  zwischen  Orofsbritannien  und  Frank- 
reich vom  14.  August  1876,  vom  18.  Februar  1896  (S.  242); 

?•    A.V.  zwischen  Österreich-Ungarn  und  der  Schweiz  vom 
10.  März  1896  (S.  244); 

8*    Zusatzübereinkunft  zum  A.V.  zwischen  Orofsbritannien  und 
Belgien  vom  20.  Mai  1876,  vom  27.  August  1896  (S.  361); 

9*    A.V.   zwischen  Frankreich  und  Italien   betr.  Tunis  vom 

28.  September  1896  (S.  375); 
10»    A.V.  zwischen  Deutschland   und   den  Niederlanden  vom 
31.  Dezember  1896  (S.  423). 

G.     Konsularverträge: 

1.    K.V.    zwischen  Frankreich   und  Italien   betr.  Tunis  vom 

28.  September  1896  (S.  363); 
2»    Handels-  und  K.V.  zwischen  Deutschland  und  Nicaragua 

vom  4.  Februar  1896  (S.  232). 

D.     Gesetze  etc. 

1.  Italienisches  Reglement,  betr.  den  Markenschutz,  vom 
10.  Februar  1895  (S.  21); 

2.  Deutsches  Oes.  vom  9.  Juni  1895,  betr.  die  Ansftkhrong  des 
mit  Österreich-Ungarn  abgeschlossenen  Zollkartells  (S.  75); 

3.  Internationale  Union  zum  Schutze  von  Werken  der 
Litteratur  und  Kunst  Zusammenstellung  der  von  ver- 
schiedenen Kongressen  und  Versammlungen  seit  Gründung  der 
Union  geäufserten  Wtlnsche  vom  5.  August  1895  (S.  122); 

4.  Mitteilung  von  Civilstandsakten  der  Fremden  in  der 
Schweiz,  Vereinbarung  zwischen  der  Schweiz,  Baden,  Bayern, 
Belgien  und  Italien,  Cirkular  des  schweizerischen  Bundesrats  vom 
28.  Oktober  1895  (S.  159); 

5.  Dekret,  betr.  die  französische  Gerichtsbarkeit  auf  Madagaskar, 
vom  28.  Dezember  1895  (S.  181); 

6.  Konsularreglement  der  Republik  Peru  vom  30.  Dezember 
1895  (S.  192); 

7.  Deutsches  R.Ges.  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs 
vom  27.  Mai  1896  (S.  309); 

8.  Mexiko,  Ges.  betr.  Abänderung  des  Ges.  vom  7.  Juni  1890 
über  Erfindungspatente  und  Schutz  des  industriellen  Eigentums, 
vom  2.  Juni  1896  (S.  313); 

9.  Korrespondenzen  und  Berichte  der  englischen  Gesandtschaften 
ttber  die  Gesetze  und  Verordnungen,  betr.  die  Eheschlielsung, 
Ehescheidung  und  die  Civilstandsakte  in  Deutschland,  Argentinien, 
Österreich,  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Bayern,  Belgien, 
Brasilien,  Chile,  Spanien,  Dänemark,  Frankreich,  Griechenland, 
Ungarn^  Italien,  Luxemburg,  Mexiko,  den  Niederlanden,  Portugal, 
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Rnnittiiien,  Eafalaiid,  Sachsen,  Serbien,  Schweden  und  Norwegen 
und  in  der  Schweiz,  vom  16.  September  1893  bis  14.  Februar 
1894  (S.  4S0  ft). 
10.  Geeetae  und  Verordnungen  der  engliechen  Kolonien  über  £h^ 
Bchlielkang,  Ehescheidnng  und  Civilatandsakte  Tom  16.  September 
1893  bis  13.  August  1895  (S.  635  £). 

2.  Nachtragakon^ention  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und 
Japan  zum  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  vom  4.  April 
1896,  vom  26.  Dezember  1898  (R.G.BL  1899  S.  137).  Der  dieser 
Koorention  beigefligte  Tarif  tritt  an  die  Stelle  des  dem  Protokoll  vom 
4.  April  1896  beigefügten  Wertzolltarifs  und  ist  vom  1.  Januar  1899 
ab  in  Kraft  getreten. 

8.  Handelsvertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Chile  vom 
31.  Oktober  1897,  in  Kraft  seit  31.  Januar  1899  (Eidg.  amtl.  Slg. 
N.  F.  Bd.  XVn  S.  70  ff.). 

4.  Britisch-Indien  ist  vom  1.  April  1899  ab  dem  am 
15.  Juli  1897  am  Weltpostkongrefs  in  Washington  abgeschlossenen 
Übereinkommen,  betr.  den  Austausch  von  Briefen  und 
Sehachteln  mit  Wertangabe  beigetreten  (£idg.  6es.Slg.  N.  F. 
Bd.  XVn  S.  53). 

5.  Vertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich,  betr. 
die  Auswechselung  von  Poststücken  (cölis  postaux)  bis  zum  Gewichte 
von  10  kg,  vom  15.  November  1898,  in  Kraft  ab  1.  April  1899 
(Eidg.  Ge8.Slg.  N.  F.  Bd.  XVII  S.  54  ff.). 

6.  Da  die  Schweiz,  Italien  und  Deutschland  dem  internationalen 
Verband  der  Bemer  Konvention  vom  9.  September  1886  angehören, 
hat  die  Schweiz  ihre  Separatvertrttge ,  betr.  den  Schutz  der 
litterarischen  und  künstlerischen  Werke  mit  Italien 
(vom  22.  Juli  1868)  und  mit  Deutschland  (vom  13.  Mai  1869) 
gekündigt  und  zwar  am  16.  November  1898,  so  dafs  sie  vom  17.  No- 
vember 1899  aufser  Kraft  sein  werden  (Schweizerisches  Bundesblatt 
1899  I  S.  433). 


Vermischte  Mitteilungen. 

1«  (Verehelichung  von  Schweizern  im  Königreiche 
Sachsen.)  Nach  Art  2  der  Übereinkunft  zwischen  der 
Schweiz  und  dem  Deutschen  Reiche  vom  4.  Juni  1886  sind 
die  beiderseitigen  Staatsangehörigen  verpflichtet,  falls  dies  in  ihrer 
Heimat  oder  an  dem  Orte  der  Eheschllefsung  gesetzlich  vorgeschrieben 
ist,  eine  Bescheinigung  ihrer  zuständigen  Landesbehörde  darüber  vor- 
znl^en,  dafs  der  Abschliefsung  der  Ehe  nach  dem  bürgerlichen  Recht 
ihrer  Heimat  kein  bekanntes  Hindernis  entgegensteht.  In  welchem 
Zei^unkte  aber  diese  Bescheinigung  vorgelegt  werden  mufs,  ist  in  der 
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Übereinkunft  nicht  festgesetzt.  Es  steht  daher  dem  betreffenden  Landes- 
recht frei,  vonEoschreiben ,  ob  die  Bescheinigong  vor  Anordnung  des 
Aufgebots  oder  erst  nach  dessen  Vornahme  auszustellen  ist  Im  König- 
reich Sachsen  müssen  nun  Schweizer  wie  andere  männliche  Ausländer 
vor  Einleitung  des  Au%ebotver&hrens  ein  sog.  Unbedenklichketts- 
Zeugnis  vorlegen ;  dieses  von  der  Au&ichtsbehOrde  des  die  Eheschliefsung 
vollziehenden  sächsischen  Standesbeamten  auszustellende  Zeugnis  wird 
ihnen  aber  nur  erteilt,  wenn  sie  zuvor  eine  Bescheinigung  ihrer  Heimats- 
behOrde  ttber  das  Nichtvorhandensein  privatrechtlicher  Ehebindemisse 
beibringen  (sächsische  Min.VO.  vom  2.  September  1886).  Bei  diesem 
Rechtszustand,  der  nach  Mitteilung  des  deutschen  Auswärtigen  Amtes 
insbesondere  mit  der  Vorschrift  des  §  45  Abs.  1  des  deutschen  R.G«s. 
vom  6*  Februar  1875  nicht  in  Widerspruch  ist,  stehen  Schweizern  im 
Königreich  Sachsen  bei  ihrer  Verehelichung  stets  zeitraubende  Schwierig- 
keiten entgegen;  denn  die  heimatlichen  Behörden  können  die  Be- 
scheinigung des  Nichtbekanntseins  von  Ehehindemissen  erst  nach  vor- 
ausgegangener Verkündung  in  der  Schweiz  ausstellen  (Bericht  des 
Bmidesrats  an  die  Bundesversammlung  pro  1898,  Schweizerisches 
Bundesblatt  1899  I  S.  361). 

2.  (Vornahme  civilstandsamtlicher  Funktionen 
durch  die  Konsuln  auswärtiger  Staaten  in  der  Schweiz 
nicht  zulässig.)  Auf  die  Anfrage,  ob  die  zwischen  einem  Italiener 
und  einer  Schweizerin  beabsichtigte  Eheschliefsung  durch  einen 
italienischen  Konsul  in  der  Schweiz  vollzogen  werden  könne,  wurde 
vom  Schweizerischen  Bundesrat  geantwortet,  da(b  das  schweizerische 
Recht  den  Konsuln  auswärtiger  Staaten  in  der  Schweiz  die  Befugnis 
zur  Vornahme  civilstandsamtlicher  Funktionen  nicht  einräume,  so  dafs 
eine  angebliche  Eheschliefsung  vor  .einem  Konsul  in  der  Schweiz  nicht 
als  Ehe  aneriuinnt  werde  (Bericht  des  Bundesrats  etc.,  Schweiz.  Bundesbl 
1899  I  S.  861). 

3«  (Anerkennung  der  im  Ausland  abgeschlossenen 
Ehen  in  der  Schweiz.)  Auf  die  Anfrage  der  Zürcher  Justiz- 
direktion,  ob  der  Grundsatz  des  Art  54  Abs.  3  der  Schweizerischen 
Bundesverfassung,  wonach  die  im  Auslande  nach  der  dort  geltenden 
Gesetzgebung  abgeschlossene  Ehe  in  der  Schweiz  als  Ehe  anerkannt 
werden  soll,  ganz  allgemein  für  jede  im  Auslande  abgeschlossene  Ehe 
oder  nur  für  die  von  Schweizern  im  Auslande  abgeschlossenen  Ehen 
gelte,  hat  das  Departement  am  22.  Februar  1898,  unter  Vorbehalt  der 
mafsgebenden  richterlichen  Entscheidung,  geantwortet,  dafs  der  genannte 
Grundsatz  jeden&lls  auf  die  vom  Ausländer  im  Ausland  mit  einer 
Ausländerin  abgeschlossene  Ehe  keine  Anwendung  finden  könne  (Bericht 
des  Bundesrats  etc.,  Schweiz.  Bundesbl.  1899  I  S.  368). 

4*  (Aufenthalt  türkischer  Unterthanen  im  Aus- 
lande.)     Gemäfs    dem     bestehenden     türkischen    Konsularreglement 
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mtlnen  alle  im  Aaslande  sich  aufhaltenden  tttrkischen  Unterthanen  sich 
in  die  Register  der  türkischen  Gesandtschaft  oder  des  Konsulates  ein- 
tragen lassen,  in  dessen  Bezirk  sie  wohnen.  Sie  erhalten  alsdann  einen 
Ausweis  Ober  ihre  Nationalität  und  dieser  dient  als  L^itimationspapier. 
Wird  Yon  einem  türkischen  Angehörigen  diese  Vorschrift  nicht  beobachtet, 
so  verliert  er  zwar  hierdurch  seine  Staatsangehörigkeit  nicht,  dagegen 
kann  ihm  eine  BuTse  auferlegt  werden,  deren  Höhe  nach  der  Dauer 
des  Aufenthalts  des  Betreffenden  im  Auslande  bemessen  wird  (Schweiz. 
Bundeebl.  1899  I  S.  407). 

5«  Über  das  Rechtsverhältnis  zwischen  Deutschland  und 
der  Ttlrkei  bezüglich  des  in  Deutschland  gelegenen  Nach- 
lasses von  Liegenschaften  eines  ebenda  gestorbenen 
Türken  hat  die  deutsche  Regierung  auf  Anfrage  des  ttlrkischen  Bot- 
schafters, der  auf  Grund  der  von  Preufsen  mit  der  Türkei  im  Jahre 
1861  abgeschlossenen  Konvention  Art.  VI  und  VII  die  Überlassung 
der  Nachlalsbehandlung  an  die  ottomanischen  Behörden  beantragt 
hatte,  geantwortet,  dafs  nach  einer  neuen  Entscheidung  hierzu  die 
preufsisehen  Gerichte  zuständig  seien,  da  der  Erblasser  in  Wies- 
baden verstorben  ist,  jedoch  könne  ein  Vertreter  des  ottomanischen 
Konsulats  den  Verhandlungen  beiwohnen  (OrientaliBcher  Moniteur  vom. 
12.  Januar  1899). 

6«  (Erbschaftssteuer  in  England.)  Die  Frage  der  Erb- 
schaftssteuer bezüglich  des  Nachlasses  der  verlebten  Kaiserin  von  Öster- 
reich beschäftigt  g^enwärtig  einerseits  die  österreichisch  -  ungarische 
Botschaft;,  andererseits  das  auswärtige  Amt,  die  Domänenverwaltung  und 
den  obersten  Verwaltungsrat  der  Bank  Englands.  Die  Verlebte  hatte 
auf  dieser  Bank  10  Millionen  Franken  hinterlegt,  deren  Herausgabe 
von  ihren  Erben  gefordert  wird.  Hierauf  beanspracht  die  englische 
Domäaenverwaltung  die  gesetzliche  Erbschaftssteuer  und  bezieht  sich 
auf  eine  ganz  neue  Entscheidung  der  Kammer  der  Lords,  wonach  von 
dem  Vermögen  der  Ausländer,,  das  dieselben  in  England  hinterlassen, 
die  höchste  Erbschaftsgebühr  gefordert  werden  soll.  Die  Österreich- 
ungarische  Botschaft  beansprucht  gewisse  diplomatische  Vorzugsrechte, 
indem  sie  behauptet,  dafs,  nachdem  die  englische  R^erung  bisher  nie- 
mals eine  Erbschaftsgebühr  von  dem  von  einem  in  England  verlebten 
auswärtigen  Gesandten  daselbst  hinterlassenen  Vermögen  erhoben  habe, 
solches  auch  für  das  ausländischer  Souveräne  zu  gelten  habe.  Die 
Losung  dieser  Frage  ist  noch  nicht  erfolgt  Seitens  Englands  wird 
eine  beim  Tode  des  russischen  Kaisers  Alexander  III.  geschehene  Be- 
freiung des  von  demselben  in  England  hinterlegten  Vermögens,  das  er 
seiner  Schwägtoin  vermacht  hatte,  für  obigen  Fall  nicht  präjudiziell  sein 
(Journal  du  droU  intemaHonal  etc.,  26.  Änn4e  p,  214), 

7«  (In  Italien  geltendes  Recht  hinsichtlich  der  Ver- 
pflichtung zur  Sicherheitsleistung  für  Prozefskosten.) 
Nach    den   italienischen  Gresetzen   sind   laut  einer  vom  k.  italienischen 
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Jnfltisminister  erteilten  amtlichen  BestiUigcuig  Anslilader,  die  vor  einem 
k.  italienischen  Gerichte,  sei  es  gegen  einen  Italiener,  sei  es  gegen 
einen  Ausländer,  als  ELläger  auftreten,  nicht  verpflichtet,  ftlr  die 
Prosefskosten  oder  Gerichtsgebtihren  eine  Sicherheit  an  leisten  (Ost, 
J.M.BL  1898  S.  217). 


Litteraturberichte. 

a.    BAdteranmeireit. 

Zeitschrift  für  Versicherungsrecht  und  -Wissenschaft,  Interna- 
tionales Organ  für  das  gesamte  Yersicherangswesen,  herausgegeben  von 
Eugen  Baumgartner,  V.  Bd.  Heft  1.  Stzafsburg,  Verlag  von  Karl  J. 
Träbner  1899. 

Diese  Zeitschrift  ist  mit  diesem  Hefte  ans  dem  Selbstverlage  des  Herans- 

§ebers  in  den  des  oben  genannten  Verlags  äbeige|^gen  und  wird  unter 
er  bewährten  Leitung  des  Herausgebers  fortgeführt  Sie  bildet  einen 
Sammelpunkt  für  alle  wissenschaftlichen  Forschungen  und  praktischen 
Arbeiten  auf  dem  Gebiete  des  gesamten  Versicherungswesens.  Von  grofser 
wirtschaftlicher  und  gesetzgebäischer  .Bedeutung  ist  die  Beurteilung  des 
Entwurfs  des  Beichsversicherungsgesetzes  (S.  1—15,  Fortsetzung  folgt)  durch 
Baumgartner,  Zunächst  wird  die  bestrittene  Fra^e  der  Heichsffeset^ebnn^ 
f&r  Regelung  des  privaten  VersicherungsrechtB  bqaht,  deren  Notwendigkeit 
im  Hinblick  auf  die  unerträgliche  Verschiedenartigkeit  des  gegenwärtigen 
Rechtszustandes  dargethan,  £mer  der  vorli^ende  Entwurf  des  Reichsrer- 
sicherun^sgesetzes  im  allgemeinen  sachgemäß  kritisiert,  dessen  zahlrmche 
Lücken  bemängelt,  sowie  im  einzelnen  zutreffend  beleuchtet)  endlich  werden 
die  Sätze  zusanunenge&fist,  welche  erfahmDg;8gemäfis  berücksichtigt  werden 
sollen.  Endlich  spricht  sich  der  Verfasser  über  die  Aufgaben  der  Staats- 
aufsicht aus.  —  Daran  schliefst  sich  der  Bericht  über  den  internationalen 
Kongrefs  für  Versich emugstechnik  in  London  an  (S.  16—22).  Über  die  deutsche 
Arbeiterversichemng,  ihre  Entwickelun^^  und  Wirkung  im  allffemeinen,  sowie 
im  besonderen  über  die  Krankenversicherung  und  deren  Efgebnisae  von 
1885 — 1895  verbreitet  sich  eine  Abhandlung  von  Heinrick  Ünger  (S.  28 — 47)u 
Wichtige  Entscheidungen  der  höchsten  Gerichtshöfe  Deutschlands,  Osterreich- 
Ungarns,  Englands  über  allgemeine  Fragen,  Feuer-,  Lebens-,  Unfall-,  See- 
und  Rückversicherungen  w^en  auf  S.  48---88  ver^Jffentlicht  Den  Schlnis 
bilden  eine  Bucherschau  und  Bespiechangen  interessanter  Werke.  —  Sämt- 
liche Arbeiten  zeichnen  sich  durch  vortreffliche,  lichtvolle  und  leicht  faCs- 
liche  Darstellung  aus. 

Die  Hefte  2  und  3  des  Bandes  V  enthalten  zunächst  eine  Fortaetznng 
der  Abhandlung  über  die  Rechtsstellung  des  Versicherungsagenten 
von  Baumgartner.  Sie  verbreitet  sich  über  die  Abwickelung  der  ans  dem 
Versicherungsverträge  ergebenden  Ansprüche  und  Verpflichtungen,  über 
seine  Funktionen  bei  EiuEassierung  der  Prämien ,  kritisiert  die  hierüber  er- 

Sangenen  höchstgerichtlichen  Entscheidungen,  erteilt  Ratschläge  zur  Aas- 
ührung  der  strengen  Versicherungsbedin^unffen  und  milden*,  auf  Treu  und 
Glauben  rahenden  Praxis  im  Verkehre  mit  dem  Publikum;  femer  wird  fest- 
gestellt, ob  und  inwiefeme  die  Prämienzahlung  als  Bring-  oder  Holschold 
sich  darstellt;  erörtert  werden  die  rechtlichen  Beziehungen  der  zwei  Arten 
von  Anzeigen,  nämlich  der  über  die  nachher  eingjetretenen  Veränderungen 
und  der  vom  Eintritt  der  Versicherunffsf&Ue,  sowie  die  Mängel  ordnunge- 
mäfsiger  Anzeigen,  endlich  wird  die  Stälnng  des  Agenten  bei  der  Schaden»- 
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fiqiiidation  und  AQuahlang  der  EntBchJdignngep  anseiDandergesetzt  —  Von 
Mnnrtch  ünger  wird  die  Entwiekelnng  nnd  Wirkung  der  dentechen 
Arbeiterrersiche rangen,  sowohl  der  Unfall-,  ala  aach  der  InyaJicÜtätB- 
nnd  AltenyenicheTan^  eingehend  und  belehrend  behandelt.  —  Über  das 
Problem  Tom  Risilko  in  der  Lebensrersichernng  giebt  Dr.  Feek 
interessante  Au&chlttsse  mit  Wahrseheinlichkeitsberechnnnfipen,  Statistik  und 
Anseinandetsetzungen  über  das  Ausgehen  von  dnem  Umenschema  zur 
Lösung  dieser  Fr^e.  —  Zur  Abänderung  der  Inyaliditäts- Versieh e- 
Tungsgesetz^ebung  erteilt  Dr.  Fti/d  eine  Reihe  recht  zutreffender,  sach- 
dienlicher und  Deachtenswerter  Vorschläge.  —  Zwei  für  die  Unfiallversiche- 
rang  hSchst  lehrreiche  ärztliche  Gutachten  mit  Beifügung  von  sechs 
photo^raphischen  Bildern  über  die  Verletzungen,  ihre  Heilung  und  die  im 
uis&cfiicnen  Zusammenhange  des  Unfalls  mit  der  dadurch  herbeigeführten 
Mindemnc'  der  £rwerbsfahigkeit  sind  von  Dr.  Blasiua  kritisch  ausgefÜlirt 
—  Endlich  stellt  Dr.  Adler  die  Geschichte  der  Entwickelung  der  Zürcher 
Arbeitslosen- Versicherung,  ihre  Verfassung  und  Entsoh&dL^ungs- 
grundsätze  in  belehrender  Weise  dar.  Ghrünewtild  (Metz). 


Ib.    KeltsekrifteH. 

KriHache  Viertelf €thrs8chri/t  für  Oeaeixgebung  und  Meehte- 
fvisaenechafi,  8.  Folge,  Bd.  V,  Heft  1,  enthält  Besprechungen  von 
Werken  aus  den  Gebieten  des  Verfassungsrechts  (Jßo#«»,  Die  neuere 
litteratnr  des  Verfassungsrechts  bei  den  romanischen  Völkern,  A.  Frank- 
rdidi),  der  Reehtsgesehichte  (v.  Wreisehkoy  Das  österreiehiflehe 
llanefaaUamt  im  Ifittelalter),  des  Givilproaersreehts  (Omelin^  Die 
VoUstteckbarkeit  nach  Reiehscivilprozefsrecht,  Reinhard,  Gesetz  über 
die  Zwangsyerrtei^erung  und  ZwaB^verwaltong  vom  24.  März  1897, 
Ebsrt  n.  Dudek,  Gesetz  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit),  Strafreohtsf&ro/x.  Archiv  für  Kiiminalanthropoloeie 
und  Krimtnalstatiidk,  Frank,  Das  Strafgesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich 
nebst  dem  EhifÜhrangzgeietze),  Strafprozesses  {Sueje,  Die  SteUung 
der  Parteien  im  modernen  Strafprozesse),  Staatsrechts  [v,  Kahn, 
Bayerische  Gemeindeordnung  für  die  Landesteile  diesseits  aes  Rheins, 
Bin  ding,  Dentsche  Staatsgrundaätze  in  diplomatisch  genommenem  Ab- 
druck, N.  N.f  IMe  in  den  europäischen  Staaten  geltenden  Gesetze  über 
Erweibnngnnd  den  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  unter  Ausschlufe  des 
deutschen  Reichsgesetzes  vom  1.  Juni  1870,  Aechrott,  Die  Entwickelung 
des  Armenwesens  in  England  seit  1885,  Schmo H^r^  Umrisse  und  Unter- 
sncbnngen  zur  Veifassungs-,  Verwaltungs-  und  wirtschafts^chichte, 
Baehem,  Staatslexikon  von  Burder,  Hahn,  Das  ELrankenvemcherung»- 
eesetz  vom  15.  Juni  1888/10.  April  1892  etc.),  Völkerrechts  {Pillet, 
uee  Uns  actueüee  de  Ja  Gfuerre). 

Friedreichs  BUUter  für  gerichtliche  Medizin  und  Sanitätmolizei, 

unter  Alltwirkung  von  Professor  Dr.  H.  von  Ranke  in  München,  Dr. 
Freik.  von  Krafft-Ebing,  Professor  in  Wien,  Dr.  Otto  Mesaerer, 
Profeesor  und  Lamdgerichtsarzt  in  München,  herausgegeben  von  Dr.  Hans 
Oudden,  Privatdocent  in  München,  50.  Jahrgaiu^,  Heft  1  (Januar  und 
Februar  1899).  Die  Zeitschrift  tritt  mit  dem  vorhegenden  Hefte  m  den 
50.  Jahrgang  ein;  getreu  ihrem  bei  Begründung  derselben  durch  die  da- 
nudiflen  neuen  Refönnen  wachgerufenen  Bestreben,  die  Juristen  mit  den 
gerieiitBäxstiiehen  und  die  Gerichtzärzte  mit  den  juristischen  Lehren  und 
Qrandzfttzen  mehr  vertraut  zu  machen,  will  die  Zeitschrift  auch  den  nun- 
mehr durch  die  bevorstdhende  Einführung  des  Bürgerlichen  Gesetzbachs, 
die  Revinon  bisher  geltender  Gesetzbücher  und  den  wmteren  Ausbau  der 
socialen  Gesetsgebunff  gestellten  neuen  Anforderungen  gerecht  werden. 
Inhalt  des  1.  Heftes:  Qra/el,  Die  JETafMensche  Lehre  vom  Bevülkerungs- 
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Strom  und  die  Emetterung  des  Gelehrtenstandea,  insboflondere  in  Altbayetn. 
Oudden,  Ein  Fall  von  traumatischem  D%abet€9  mellitus,  Kaan^  Un- 
sucht  wider  die  Natur.  Behauptete  Amnesie.  Keine  geistige  Störung. 
VanseloWf  Eine  Unterleibetypous  -  Dorfepidemie.  Sehmidtj  Der  Tod 
durch  Ertrinken  in  gerichtlich-medinnischer  Behandlung. 

Zeitschrift  für  deutschen  CivUproxefs  und  das  Verfahren  in 
Angelegenheiten  der  freiwilligen  Oerichtsbarkeit  ^  Bd.  XXY, 

3./4.  Heft:  Walker^  Die  österreichischen  Civilprozelsgesetze  mi  Vergleiche 
mit  ihren  Entwürfen.  Redlich,  Die  Rechtskraft  der  Entschddung  über 
die  Gegenforderung  im  Falle  der  Aufrechnung.  Flecht  heim,  Die  Struktur 
der  negativen  Feststellungsklage.  Ja  hobt.  Die  Rechte  des  Sondemach- 
folgers  in  die  Rechte  aus  dem  Urteil  auf  Herausgabe  der  yollstreckbareo 
Urteilsausfertigung. 

ZeitschHft  für  französisches  €Hvilrecht,  Bd.  XXIX,  Heft  4:  Dronke, 
Die  bestehenden  Vereine  und  das  neue  Gesetzbuch. 

Blätter  für  Hechtsanwendung ^  64.  Jahrgang:  v,  Rutz^  Über  die 
Änderungen  am  Reichshaftpflich^esetze  (1  £).  Meyer,  (Skizzen  som 
B.G.B.)  Das  gesetzliche  eheliche  Güterrecht  (1  ff.).  Levy  fSkizzoi  zum 
B.G.B.)  Begriff  des  Wohnsitzes  (7  f.).  Stumpf.  1>9B  PrivatklaeeTerfahren 
und  seine  notwendige  Umgestaltung  (7  f.).  Keidel,  Die  JHachlateus- 
einandersetzung  nach  dem  Rdchsgesetze  über  die  Angelegenheiten  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  (9). 

Sächsisches  Archiv  für  bürgerliches  Becht  und  Ftoxefs^  8.  Bd^ 

12.  Heft:  Otto,  Vor^e:  Das  Recht  der  SchuldverhKltnisse  des  B.a.B. 
Abschn.  1—6.  9.  Bd.,  1.  Heft:  Otto,  Vortrüge:  Ungerechtfertigte  Be- 
reicherung und  unerlaubte  Handlungen  nach  dem  B.G.B.,  Buch  U,  Amchn.  7, 
Titel  24  u.  25,  §§  812—853.  Frete,  Die  küi^tige  Thätigkdt  des  Nachlaf»- 
Brichts.  2.  Heft:  Tränkner,  Vorträge:  finzelne  Schnldverhftltmase 
(uch  n,  Abschn.  7,  Titel  1— 2ö).  Lohe,  Die  Vorschrift  des  deutschen 
LG.B.  §§  462  u.  465  über  die  Wandelung  und  ihre  praktische  Bedeutung. 

Zeitschrift  für  die  freiwiUige  OerichtsbtMrkeU  etc.  (Wttrttembeig), 
41.  Jahrgang  (1899):  JV.  N.,  JJne  Zukunft  der  statutarischen  Nutznieisa^ 
(1).  Burth,  IMe  Schuldhaftung  der  Erben  nach  dem  Bürgerl.  Gesetzbadl 
(1  £).  V,  Wider,  Verstaatlichung  der  freiwilligen  G^ericntsbarkeit  oder 
Belassung  derselben  in  den  Händen  der  Gemeinden  (2),  Fleiechmann^ 
Karl  Gonlieb  Svarez  (2).  Schlo»,  Gebühren  der  Notare  für  Nebenver- 
richtnngen  (2).  Schellina,  Der  Art  246  des  Entwürfe  eines  Auaf.Gea. 
zum  B.G.B.  und  dessen  Nebengesetzen  (3).  Pregizer^  Zu  derselben 
Frage  (3). 

Annälen  der  Qrofsh.  Badischen  Gerichte^  Bd.  LXTV  (1898): 
Seng,  Bemerkungen  zu  dem  Entwurf  eines  badischen  Ausf.Ges.  zum  H.Q.B. 
und  zu  den  Beschlüssen  der  Justizkommission  der  zweiten  Ejunmer  (17  f.). 
Koch,  Der  „Rücktritt''  (§§  346—361  des  B.G.B.)  mit  Rücksicht  auf  das 
badisch-französische  Recht  (21  ff.). 

Allgemeine  österreichische  Oerichtszeitung ,  L.  Jahrffan^  (1^9): 
Sperl,  Das  HTpothekengesehäft  der  Sparkassen  in  seinen  BeziehungeQ 
zu  einzelnen  Vorschriften  der  östeireichischen  Ezekutionsordnung  (1  f.). 
Uli  mann.  Aus  der  G^erichtspraxis  der  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika (1).  Mayer,  Mäkler  und  Asenten  nach  Österreichischem  Rechte 
(3  fif.).  Beck,  Über  die  Zulässigkeit  der  Geltendmachung  mehrerer  durdi 
qualifizierte  Urkunden  des  §  m8  der  C.Pr.0.  bewiesener  Schuldforde- 
rungen etc.  in  einer  Klaj|;e  (3)l  v.  Czoernig,  Beitritt  und  Ausschdden 
eines  betreibenden  Gläubigers  im  Verricherungsyerfiahren  hinsichtlidi  einer 
mit  Dienstbarkeiten  etc.    belasteten   Liegenschaft  (4).     Ott^    Die  Feet- 
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stellmigskla^  (5  f.).  Sperl,  Systematiflche  Übersicht  über  Litteratur  und 
Praxis  des  österreichiscnen  Civifprozers-  und  Ezekutionsrechts  (7  ff.)*  Sed- 
ld<fekj  Die  Beweisfrage  nach  der  Civilprozefsordnan^  vor  aem  obersten 
G^chtshofe  (8).  Lammaschy  Über  aen  dolus  bei  der  boshaften  Be- 
schädigang  fremden  Eigentoms  f9).  Klein,  Die  Beweis  Würdigung  in  der 
Reyisionsinstanz  (10).  Bloch,  Zar  Anwendung  des  Ratengesetzes  (12  ff.). 
Schauer,  Über  den  Einflnfs  der  Ezekntionsoranang  anf  me  Befriedigung 
der  Realgläubiger  im  Konkurse  (14). 

Juristische  Biäüer  (Wien),  28.  Jahrgang  (1899):  v.  N^methy,  Über  den 
Pfandrechtserwerb  an  H&usem  auf  fremaem  Grunde  —  Supetftdifikate  — 
(1  £,).  Schwär tz,  Exkurse  über  uiu^sches  Erbrecht  (3  ff).  Bum,  Die 
Grrenzen  des  Berufungsrechts  (6).  Kr  eis ^  Die  Zwangsverwaltung  nach 
der  Exekutionsordnung  von  1896  ^7  ff.).  O/n  er,  Die  Znlässigkeit  von 
Berofungsemeuerungen  im  österreichischen  Civilprozefs  (9  f.).  TiUch, 
Bedenken  gegen  den  Fortbestand  eines  besonderen  Verfahrens  in  Ehe- 
streitigkeiten ^  (12).  Eisler,  Die  ProzefsYoraussetzungen  in  der  öster- 
reichischen CiTilprozefsordnung  (18  ff.). 

Ze^hrifi  für  Notariat  und  freiwiUige  Chrichtsbarkeit  in 
Österreich  (1899):  Hab  er  da,  Beitragspflicht  der  Substitutionsnachlfisse 
zum  Wiener  Krankenanstaltsfond  (1).  ^.  N.,  Reform  der  vorbeugenden 
bflmriichen  Rechtspfl^  in  Österreich  (2  ff.).  F.  K,,  Zur  Akläenreform 
(8  ff.).  Rozioiil,  Stetnbach^  die  Mond  als  Schranke  des  Rechtserwerbes 
und  der  Rechtsausübung  (5  ff.).  Walker,  Über  die  Zuständiffkeit  der 
Gerichte  zur  Entscheidung  von  Streitigkeiten  zwischen  Bergwerkäesitzem 
und  Bergarbeitern  (8).  Hof  er.  Das  Heimfallsrecht  des  JLaducitätsärars 
in  VerlassenschaftBsachen  (9  ff.).  Krassel,  Der  Gerichtsstand  der  in  ge- 
schlossener Armenpflege  untergebrachten  Personen  (11).  N.  N.,  Aphorismen 
zum  Stzafgesetzentwnife  (13  ff). 

Zeltschrm  für  schweizerisches  Hecht,  40.  Bd.,  N.  F.  18.  Bd.,  Heft  2: 
de  Miedmatten^  RMsion  du  code  de  proc^dure  du  Canton  du  Valais; 
AfoHfs  de  VAoant-Proj'et.  Wieland^  Zur  Vereinheitlichung  des  ehelichen 
Güterrechts.    Heusler,  IMe  Statuten  von  Bellinzona  (erster  Teil). 

Zeitschrift  des  Bemischen  Juristenvereins  und  MontUshtatt  für 
Bemische  Hechtsprechung,  Orgaai  für  Rechtspflege  und  Gesetzgebung 
des  Bundes,  sowie  der  Kantone  Bän,  Aargan,  Luzem  und  Solothum. 
Die  seit  35  Jahren  bestehende  „Zeitschrift  des  Bemischen  Juristen- 
vereins''  und  das  im  Jiüire  1884  gegründete  „Monatsblatt  für  Bemische 
Rechtsprechung"  werden  vom  Jahre  1899  ab  unter  obigem  Titel  ein 
einziges  Grgan  bilden  und  in  monatlichen  Heften  erscheinen  unter  der 
Redaktion  von  Prof.  Dr.  A.  Zeerleder  in  Bern  und  ObOTgerichtsschreiber 
Eno.  RiUgg  in  Bern.  Bd.  35  (Januar  1899),  Heft  1:  von  Waldkireh, 
Die  Revision  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  6.  Juli  1890  betreffend 
das  gerichtliche  Verfahren  in  Streitigkeiten  über  geistiges  und  gewerb- 
liches Eigentum.  —  Beraische  Administrativiustiz-EnSMsheide  aus  dem  Jahre 
1898.  —  Aus  der  Bern.  Strafirechtspraxis.  Heft  2:  Aus  der  Rechtsprechung 
,  des  bemischen  Appellations-  und  Kassationshofes,  Jahrgang  1898. 

Kastnodike,  Jahrgang  2  (1899),  Suppl.  zu  Nr.  1:  Das  intemationale  Über- 
einkommen vom  Haag^  betr.  gewisse  Materien  des  Civilprozersverfithrens« 
Nr.  2:  Inhülsen,  Die  Vorbfldung  der  englischen  Advokaten,  Anw&lte 
und  Notare.  Fuld,  Die  Verteidij^^  nach  der  deutschen  MiUtftrstraf- 
eerichtsordnung.  Travers,  Geständnisse.  Suppl.  zu  Nr.  2:  Schnitzler, 
Notare  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Williams,  The  Law 
of  the  Book  of  Hormon,    Nr.  3:    H aller,  Englands  Tranksuchtsgesetz. 
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Bevue  de  droit  iniemoHofuü  et  de  UffMoHon  eompar^e^  Tom, 
XXX^  Nr,  5  u,  6:  Gilson,  Le  caraetire  tntemational  du  droit  romcUn, 
De  ä,  G.y  La  guerre  de  1897,  Baty^  Les  blooue  pacifiquet.  Pantzo- 
vitZf  Le  nouveau  code  p4nal  de  la  principctuti  de  BuLgctrie.  Stocquarty 
La  pereonrudiU  jitrtdiqtie  de  la  femme  marine  en  Angleterre. 

Jewmal  du  droit  international  privS  et  de  ia  Jurisprudenee 
comparSef  26.  Annie  ('1899 J^  No.  I^II:  Weiss,  Vaamission  ä 
domteile  des  Prangers  en  France  et  la  loi  du  26.  juin  1889  sur  la 
nationalit^.  Keidel,  Le  droit  international  priv6  dans  le  nouveau  Code 
civil  alUmand  {suiie),  Salem,  De  la  suceession  immobili^e  en  TtsrgiUe. 
Busdugan,  Du  mariage  des  Roumains  ä  V^anger  et  des  Hrangers  en 
Roumanie,  Hubert,  De  la  Ugaliti  des  deelaraiions  souscrites  en  tue 
d'acquMr  la  qualitS  de  Frangais  et  du  refus  d'enregistrement  pour  in- 
digniU,  Fahre,  De  la  saisie  des  navires  exp^diie,  pour  H^eU  des 
creances  naissant  d*un  abordage*     Vesnitch,  L^extrcuUtion  en  Serbie. 

Revue  internationale  du  droit  nMriUmef  14.  AnnU,  Nr.  VII— Villi 
Bulletins  de  la  ßirisprudence  Francaise,  Allemande  (Koch),  An^ 
glaise  (Koch),  Br^silienne  (Koch),  des  ^tats^ünis  (AutranJ, 
Italienne  (Koch). 

Annaies  de  droit  eofnn%eroial  et  induetriel  frtxnQaie,  Hranger  et 
international,  IB.  Annie,  Nr.  1:  Sumien,  Essai  sur  la  responsa- 
hüüi  des  agenees  de  renseignements  eommerciaux.  Pic  et  Magnin^ 
Chronique  de  Ugislation  et  de  doctrine  en  mati^re  de  droit  commercial 
et  indusiriel  (1^7).    Fardis,  De  tribunaux  de  commerce  en  Russie. 


obligazioni  (cont.),    Rocco,  Ancora  un  contributo  aüa  teorria  dei  titoli 
dicredito.    8olmi,  Per  lastoria  deUe  associasioni  neW  atto  medio  evo. 


Bi/vieta  penale  di  dottrina,  legialaMone  e  giurieprudeneaf 
VoL  LiX,  Fase.  2:  LuMzatto,  Contributo  aJl£  ifU&rpretaeione  degli 
art.  36  e  47  dello  Statuta.  Fase,  3:  Stoppato^  Sui  limiti  deUa  pubSli- 
citä  nei  processi  per  diffamasdone  e  sutla  libertä.  Lan»a,  La  prova 
testimoniale  nel  gtudizio  penale, 

Hupptemento  aUa  Mivieta  penale^  Vol.  VII,  Fase.  4:  Rosetti,  II 
dolo  nei  delitti  eontro  Vonore  (cont.  e  finej.  Guidi,  AJbuso  ttelT  altrai 
credulitä.    Rocco,  Intomo  al  delitto  d^abuso  di  foglio  in  bianco. 

JBevieta  det  foro.  Anno  IX  (1899),  Nr.  1:  Dolz,  üna  necesidad  apre- 
miemte.  Av erhoff.  De  la  retribueiön  del  Jdministrador  de  los  Inenes 
de  un  ausente.  Herndndez,  Fl  testamento  olögrdfo.  Sus  ^eetos 
intemacionales. 

MechtSffeleerd  Magam0n,  18.  Jahrgang,  Aßevering  1:  Nolst  TreniU, 
Het  voorwerp  der  verzekering,  van  Drooge^  Is  ander  jweUen^  in  de 
eerste  en  tweede  zinsnede  van  ort  126  der  Gemeentewet  ook  deze  wet  zelf 
begrepenf  van  Regieren  Altena,  OverzicTU  der  Engdscke  wetgeving 
gedurende  het  jaar  1897. 

Mdeahrift  for  Betevidenskab ,  12  Aarp.  (1899),  1.  Hefte-.  Landt- 
mannson,  Till  frägan  om  iestamentsinstitutets  utvecJding  i  svensk  rätL 
Mor genstier ne,  Funktionsopregningen  i  den  norske  Grundlovs  §  75 
og  dens  Betydning  for  Magtfordeltngen»  Huitfeldt-Kaas,  Ret*- 
historike  Küdeskrifter  og  deres  Udgieelse. 


Verzeichnis  der  Herren  Mitarbeiter. 


Dr.  A.  ÄlexU  Ministerialrat  im  k.  Justizministerium  in  Budapest.  —  Dr.  C.  D.  Asser  jun., 
Advokat  in  Amsterdam.  —  Dr.  von  Bar,  Geh.  Justizrat  und  Univ.- Professor  in 
(röttingen.  —  Dr.  Barazettif  Professor  in  Genf.  —  Dr.  Beauchet,  Ünir.-Professor  in 
N;mcy. —  Dr  Bergbohm,  Üniv.-Professor  in  Bonn.  —  Dr.  W,  Cahn,  Geh.  Legationsrat 
in  JJerlin.  —  Dr.  Ambroise  Colin,  Univ.-Professor  in  Caen.  —  F.  P.  Contuzzi,  Univ.- 
I'rofi^ssor  in  Neapel.  —  Dr.  Deliiis,  Landrichter  in  Kottbus.  —  R.  Dulon^  Esqu. 
Connsellor-at-law  in  New- York.  ~  Pasquale  Flore,  Univ.-Profcssor  in  Neapel.  — 
G.  Fioretii,  Avv.  in  Neapel.  —  Dr.  Flaischlen,  Appellrat  in  Bukaro-*t.  — 
Dr.  Fnedberg,  Univ.-Professor  in  Leipzig.  —  H.  Fromaqevt,  Advokat  am  Appellhof 
in  Paris.  —  Dr.  L  Fiild,  Rechtsanwalt  m  Mainz.  —  Dr.  B.  Geiz,  Reichsanwalt  in 
Cliristiania.  —  Dr.  J.  GohJschmidty  Justizrat,  Rechtsanwalt  am  Kammergericht  in 
Horlin.  —  Dr.  Grenser,  Oberlandesgerichtsrat  in  Dresden.  —  Dr.  Gretener,  Univ-. 
Professor  in  Bern.  —  Grünewald,  Geh.  Justizrat  in  Metz.  —  Dr.  Freih.  von  Haan, 
Ministerialrat  im  k.  Justizministerium  in  Wien.  —  Dr.  Haenel,  Univ.-Professor  in 
Kifl.  —  Dr.  Hafner^  Bundesrichter  in  Lausanne.  —  Dr.  Haniaker,  Universitäts- 
Proft'ssor  in  Utrecht.  —  Dr.  Harbiirger,  Oberlandesgerichtsstaatsanwalt  und 
Professor  a.  d.  Universität  Mönchen.  —  von  Hartmann,  kaiserl.  deutscher  Konsul 
in  Madrid.  —  Dr.  Hech,  Universitäts-Professor  in  Greifswald.  —  Dr.  Heimburger, 
Universitäts- Professor  in  Giessen.  —  Dr.  Hühler,  Uni versitäts- Professor  und 
<^T<li.  Ober- Regierungsrat  in  Berlin.  —  Dr.  Jellinek,  Universitäts- Professor  in 
IJ'M'delberg.  —  Dr.  von  Jettel,  Hof-  und  Älinisterialrat  im  Ministerium  des 
Auf>em  in  Wien.  —  Dr.  Jitta,  J. ,  l^rofessor  in  Amsterdam.  —  Dr.  Inhülsen  in 
L'Tulon.  —  Milan  Paul  Jovanovic  in  Vukovar  a./D.,  korresp.  Mitglied  der  8oci(5t6 
d*'  If'jjisl.  comp,  de  Paris.  —  Dr.  Kahn,  Amtsrichter  a.  D.  in  Mannheim.  —  H.  Keyssner, 
Kamniergericntsrat  in  Berlin.  —  Max  Klein,  Oberlandgerichtsrat  in  München.  — 
Dr.  Klöppel.  Rechtsanwalt  beim  Reichsgericht  und  Dozent  a.  d.  Universität  Leipzig. 

—  Dr.  Kohler,  Univ.-Professor  in  Berlin.  —  Dr.  Krasnopolski ,  Univ.-Professor  in 
Prnjj:.  —  Dr.  Labami,  Staatsrat  in  Strafsburg.  —  Dr.  Lammasch,  Univ.-Professor  in 
Wien.  —  A.  Lehon,  Kolonieenminister  in  Paris.  —  Dr.  Ernest  Lehr,  Universitäts- 
Professor  in  J<,ausanne.  —  Leoni .  Ministerialrat  in  Strafsburg.  —  Dr.  Lippmann, 
Pciohsgerichtsrat  in  Leipzig.  —  Dr.  v.  Mnrteus.  russischer  Staatsrat  u.  L^niversitäts- 
ProtVssor  in  St.  Petersburg.  —  Dr.  v.  Martitz,  Univorsitäts- Professor  in  Tübingen. 

—  Dr.  von  Maurer,  Geheimer  Rat  und  Universitäts-Professor  in  München.  — 
Dr.  F.  Meili,  Üniversitäts-Professor  in  Zürich.  —  Dr.  A.  Meiiger.  Universitnts-Professor 
in  Wien.  —  Dr.  Menzen,  Landgerichtsrat  in  Frankfurt  a.  M.  —  Dr.  Mittel  stein,  Ober- 
in ii(I»\sgerichtsrat  in  Hamburg.  —  A.  Porter  Morse,  Connsellor  of  the  Snpreme 
C<ntrt  etc.  in  Washington.  —  N.  Moscovakis,  Advokat  und  Privatdozent  in  Athen. 

—  Dr.  H.  J.  A.  Mulder,  Advokat  und  Rechtsanwalt  beim  Hohen  Rat  in  Haag.  — 
y'-'ü'auer,  Senatspräsident  in  Berlin.  —  Dr.  d'Olivecrona,  vormal.  Rat  am  obersten 
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Übersloht  über  das  in  DeutscMand  gleitende 
internationale  Stra&echt. 

Die  Bedeutung  der  Staatsangehörigkeit  für  das  Strafrecht  hängt 
eng  zusammen  mit  der  Lehre  von  der  Herrschaft  der  Strafgesetze  r&ck- 
sichtlich  des  Ortes,  dem  sogenannten  internationalen  Strafrecht. 

Für  Deutschland  sind  die  einschlägigen  Bestimmungen  in  den 
§§  3 — 9  des  R.Str.G.B.8  enthalten.  Als  zunächst  mafsgebendes  Princip 
stellt  §  3  das  Territorialit&tsprincip  auf,  d.  h.  die  deutsche  Strafgesetz- 
gebung  nimmt  die  Strafgewalt  gegenüber  allen  im  Gebiete  des  Deut- 
schen Reichs  verübten  strafbaren  Handlungen  in  Ansprach,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Person  und  Staatsangehörigkeit  des  Thäters  oder  des  Ver- 
letzten. Der  Ausländer  wird  durch  die  Stra%es6tze  unseres  Staates 
ebenso  geschützt,  wie  verpflichtet 

Unabweisliche  Bedürfiiisse  fordern  nun  aber,  dafs  das  Strafrecht 
über  die  Heimatsgrenzen  hinausgreift.  Alle  Kulturstaaten  bestrafen 
heute  in  gröfserem  oder  geringerem  Umfange  auch  im  Auslande  be- 
gangene Delikte.  Im  einzelnen  bestehen  in  Ansehung  der  im  Aaslande 
begangenen  strafbaren  Handlungen  wesentliche  Verschiedenheiten. 

Der  deutsche  Gesetzgeber  ist  bei  dieser  Ausdehnung  mit  grofser 
Vorsicht  vorgegangen.  Soweit  das  deutsche  Strafgesetzbach  solche 
Handlangen  überhaupt  unter  Strafe  stellt,  steht  es  in  der  Hauptsache 
auf  dem  Standpunkte  des  aktiven  Personalitlltsprincips  ^) ,  d.  h.  der 
Regel  nach  werden  wegen  der  im  Auslande  verübten  Delikte  nur 
Deutsche  bestraft.  Nur  in  wenigen  Fällen  nimmt  das  Gesetz  den 
Standpunkt  des  Realprincips  ein,  d.  b.  es  wird  die  Verletzung  gewisser 
Rechtsgüter  bestraft,  gleichviel  wo  und  von  wem  sie  geschehen  ist    In 


1)  V,  Bar  S.  256. 
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allen  Füllen  ist  die  Bestrafting  der  im  Aaslande  begangenen  Delikte 
nur  &kaltatiT;  es  besteht  eine  Stmf berechtigang ,  aber  keine  Sfrafver- 
pflichtnng.  Die  Strafverfolgang  ist  in  das  freie  Ermessen  der  Staats- 
anwaltschaft gestellt     Vergl.  das  „kann"  in  S.6.  §  4  Abs.  2. 

Diese  an  sich  anf&llende  Kegelung  mafs  mit  Rücksicht  auf  die 
praktischen  Scliwierigkeiten  dieser  Fälle  als  durchaus  gerechtfertigt  er- 
scheinen. Mit  Unrecht  sieht  Binding  in  dem  „kann''  des  §  4  einen 
radikalen  Bruch  mit  dem  Geiste  aller  Strafgesetzgebung').  Die  kate- 
gorische Pflicht  zum  Einschreiten  bei  Vorliegen  gentlgender  Verdachts- 
momente, wie  sie  bei  im  Inlande  verübten  Delikt^  für  die  Staatsanwalt- 
Bchaft  besteht,  wtlrde  eine  Menge  ärgerlicher  und  resultatloser  Straf- 
prozesse, ganz  abgesehen  von  möglichen  Verwickelungen  mit  dem  Aus^ 
lande,  zur  Folge  haben  ^). 

Das  sogenannte  passive  Personalitfttsprincip,  nach  welchem  ein  ent- 
scheidendes Gewicht  auf  die  Staatsangehörigkeit  des  Verletzten  zu  legen 
ist,  hat  in  das  deutsche  Strafgesetzbuch  keine  Aufnahme  gefunden. 

Die  Handhabung  der  Strafgewalt  ist  natürlich  stets  auf  das  Inland 
beschränkt.  Kein  Staat  kann  anfserhalb  seines  Gebietes  ohne  Erlaubnis 
des  fremden  Staates  Prozefshandlnngen  vornehmen.  Damit  soll  natür- 
lich nicht  gesagt  sein,  dafs  die  Personen,  gegen  welche  Prozesse  geführt 
werden  sollen,  sich  im  Inlande  befinden  mttfsten.  Inwieweit  ein  Kon- 
tmnacialverfahren  möglich  ist,  ist  eine  Frage,  die  dem  Strafprozefsrecht 
angehört  Vergl.  dazu:  Str.Pr.O.  §§  40,  208,  318  ff.,  887,  470  ff., 
sowie  bei  v,  Kries  im  Archiv  ßd.  V  S.  389. 

Aus  den  genannten  Principien  des  deutschen  internationalen  Straf- 

rechts  ergiebt  sich  als  Grundlage  für  die  Behandlung  unseres  Themas: 

Von  Bedeutung  ist  im  deutschen  Reichsstrafgesetzbuch  überhaupt 

nur  die  Staatsangehörigkeit  des  Thäters,  und  auch  diese  in  der  Regel 

nur  für  die  Bestrafung  im  Auslande  verübter  Delikte. 

Die  Nationalität  des  Verletzten  ist  regelmäfsig  ohne  Bedeutung. 

Erster   Abschnitt 

Die  StaatsangeliSrlgkeit  des  TliBters. 

Erstes  KapiteL 

Bedeutiingr  derselben  bei  im  Inlande  verübten 

Delikten. 

§  1.    Im  Princip  ist  die  StaaisangehörigJceit  hei  im  Inlande 
verübten  Delikten  gleichgültig.    Der  Unterschied,    ob   der   Thäter 
ein  Inländer  oder  ein  Ausländer  ist,  kommt  nur  etica  bei  der 

Strafzumessung  in  Betracht. 

Wer  im  Gebiete  des  Deutschen  Reichs   die  deutschen  Strafgesetze 
verletzt,  ist  ihnen  ohne  Widerrede  unterworfen.     Der  Unterschied  von 


2)  Binding  S.  402-405.  „     ^_ 

8)  Heinz e   bei    GoUdammer   Bd.    XXIV    S.  294.     v,   Bar   8.    266. 

«.  Martit»  S.  78,  Anm.  11.    Meyer  S.  123. 
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In-  und  Ausländem  ist  principiell  gleichgültig.  B^eht  also  ein  Aus- 
länder innerhalb  unseres  Staates  eine  strafbare  EEandlung,  so  wird  er 
genau  nach  den  Grundsätzen  des  territorialen  Stra^esetzes  beurteilt, 
das  Verfiihren  gegen  ihn  genau  nach  den  Vorschriften  des  staatlichen 
Strafprozefsrechts  geführt.  Fttr  das  materielle  Strafrecht  spricht  dies 
§  3  S.Gr.  noch  ausdrücklich  aus.  Es  hUtte  der  besonderen  Erwähnung 
aber  durchaus  nicht  bedurft.  Die  Worte  des  §  3:  ^Die  Strafgesetze 
des  Deutschen  Reichs  finden  Anwendung  auf  alle  im  ,Gebiete  deBselben 
begangenen  strafbaren  Handlungen",  bringen  genflgend  zum  Ausdruck, 
dafs  sie  auch  auf  die  vom  Ausländer  hier  begangenen  strafbaren 
Handlungen  Anwendung  finden,  natürlich  nur,  soweit  das  Delikt  seiner 
Gestaltung  nach  überhaupt  von  einem  Ausländer  begangen  werden 
kann  und  soweit  nicht  der  Gesetzgeber  ausdrücklich  Delikte  in  subjek- 
tiver Beziehung  auf  den  Inländer  beschränkt  hat.  Aufserdem  bleiben 
natürlich  die  Staats-  und  völkerrechtlichen  Elxemptionen  unberührt 

Das  im  §  3  ausgesprochene  Princip  findet  sich,  wie  in  der  deut- 
schen Gesetzgebung^),  auch  in  allen  anderen  modernen  Gesetzgebungen 
Europas^)  und  bedarf  wohl  kaum  einer  besonderen  Rechtfertigung. 
Der  auf  unserem  Staatsgebiete  weilende  Ausländer  geniefst  den  Schutz 
unserer  Gesetze,  und  der  Staat  ist  daher  auch  berechtigt,  von  ihm  zu 
fordern,  dafs  er  sich  diesen  Gesetzen  unterordne,  und  soweit  er  etwa 
über  die  Pflichten,  die  sie  ihm  auferlegen,  im  Zweifel  ist,  sich  bemühe, 
über  sie  klar  zu  werden^).  Unkenntnis  der  Gesetze  kann  nur  bei 
denjenigen  Delikten  in  Betracht  kommen,  zu  deren  Thatbestand  die 
wissentliche  Verletzung  gehört  Dies  Verfiihren  bei  der  Anwendung 
der  Strafgesetze  erscheint  um  so  unbedenklicher,  „als  es  sich  in  den 
bei  weitem  meisten  Fällen  um  den  Angehörigen  eines  Volkes  handeb 
wird,  das  mit  dem  eigenen  durch  die  europäische  Kulturgemeinsch&ft 
verbunden  ist,  die  sich  unvermeidlich  auch  in  der  gleichartigen  Ge- 
staltung der  Strafgesetzgebungen  äufsert,  so  dafs  die  Verschiedenheiten 
derselben  einen  ii^end  bedenklichen  Konflikt  des  Gesetzes  und  der 
nationalen  Gesittung  des  zu  Strafenden  kaum  besorgen  läfst**  '^).  Was 
in  Deutschland  als  Verbrechen  angesehen  wird,  gilt  in  Österreich  nicht 
als  eine  ruhmbringende  Handlung.  Der  in  Deutschland  anwesende 
Österreicher  wird  es  daher  nicht  erst  nötig  haben,  einen  Kursus  im 
deutschen  Strafrecht  zu  nehmen,  um  zu  wissen,  dafs  ein  Dieb  kein 
ehrlicher  Mann  sei. 

Gehen  aber  die  Anschauungen  des  deutschen  Volkes  und  der  in 
Frage  kommenden  Nation  über  die  Strafwürdigkeit  eines  bestimmten 
Deliktes  wesentlich  auseinander,  oder  handelt  es  sich  um  die  Bestrafung 
des  Angehörigen  eines  Volkes,  das  dem  europäischen  Kulturleben  fem- 


4)  Das  Strafrecht  der  Staaten  Europas:  Rufsland  §  5  S.  284,  Frankreich 
§  2  S.  437,  Italien  S.  588. 

5)  Österreich  §  6  S.  136. 

6)  HäUchner  Bd,  I  S.  143. 

7)  Hälse hner  a.  a.  O.  Bd.  I  S.  143. 


StaatsBogehörigkeit  u.  Strafrecht  nach  dem  deutsch.  Reichsstrafgesetzbach.  27 7 

steht,  dann  wird  eine  yerständige  StraBEumessang  diesen  Konflikt  ans- 
zngleivhen  haben.  In  dieser  Beziehung  bat  die  Gesetzgebung  dem 
billigen  Ermessen  des  Richters  einen  weitgehenden  Spielraum  gelassen. 

Für  die  StrafiEumeasung  also  kann  allerdings  der  Unterschied  der 
Nationalität  in  Betracht  kommen^). 

Davon  abgesehen,  ist  es  im  Princip  durchaus  einerlei,  ob  der 
Thäter  ein  Inländer  oder  ein  Ausländer  ist;  es  kann  demgemäfs  die 
Eigenschaft  als  Unterthan  eines  anderen  Landes  die  That  auch  nicht 
anders  qualifizieren*). 

Die  angeführten  Grundsätze  gelten  auch  für  die  politischen  Delikte. 
Bei  allen  politischen  Delikten,  in  deren  Begrifisbestimmung  der  Gesetz- 
geber eine  ausdrückliche  Beziehung  auf  den  Inländer  als  Subjekt  des 
Verbreehenfl  nicht  aufgenommen  hat,  ist  die  Qualität  des  Ausländers, 
wenn  er  im  Inlande  delinquiert,  rechtlich  gleichgültig.  Insbesondere 
gilt  dies  auch  vom  Hochverrat,  dem  diplomatischen  Landesverrat  und 
der  Majestätsbeleidigung  ^^).  Die  Begriffsbestimmungen  dieser  Delikte 
enthalten  grundsätzlich  keinerlei  Beschränkung  auf  den  Inländer.  Das 
wesentliche  Merkmal  aller  dieser  Delikte  liegt  nach  dem  Strafgesetzbuch 
in  dem  Gegenstande  der  Verletzung  ^^).  Die  Bedeutung  des  in  diesen 
Delikten  möglicherweise  enthaltenen  Treubruchs  ist  hinter  dem  all- 
gemeinen Gesichtspunkte,  dafs  der  Staat  in  seiner  Integrität  geschützt 
weiden  müsse,  zurückgetreten,  und  unter  diesem  allgemeineren  Gesichts- 
punkte wird  jeder  bestraft,  der  gegen  den  Staat  und  seine  verfassungs- 
mäfsige  Ordnung  etwas  unternimmt.  Man  kann  die  Zweckmäfsigkeit 
einer  solchen  Behandlung  zugeben,  ohne,  wie  Jdlinek  und  Ehrenberg  ^') 
dies  thun,  die  Treuverpflichtnng  als  zur  juristischen  Gestaltung  un- 
geeignet zu  erklären.  Es  wird  noch  darauf  einzugehen  sein,  inwieweit 
die  Treuverpflichtung  im  deutschen  Strafgesetzbuche  zum  Ausdruck  ge- 
kommen ist.  Bei  der  grofsen  Mehrzahl  der  politischen  Delikte  ist  das 
Schutzbedürfnis  allein  für  die  strafrechtliche  Normierung  mafsgebend 
gewesen.  Die  Notwendigkeit  des  Schutzes  aber  besteht  in  gleicher 
Weise  gegen  den  Inländer  und  gegen  den  Ausländer,  und  der  Aus- 
länder kann  sich  nicht  beschweren,  wenn  der  von  ihm  angegriffene 
Staat  den  Rechtsschutz  gegen  ihn  unter  denselben  Formen  wie  gegen 
seine  Ünterthanen  anwendet.  «Wer  das  deutsche  Gebiet  betritt.  Über- 
kommt damit  die  Rechtspflicht,  sich  den  Gesetzen  dieses  Gebietes  zu 
miterwerfen.  Diese  Rechtspflicht  ist  eine  um  so  stärkere,  je  wichtiger 
die  Gesetze  sind,  welche  Gehorsam  fordern.  Man  wird  uns  also  wohl 
nicht  überreden  können,  dafs  sie  gerade  bei  den  wichtigsten  Gesetzen, 
durch  die  der  Staat  seine  ganze  Existenz  schützt,  abnehme  oder  gänz- 


8)  Meyer  S.  120. 

9)  Schwarze  8.  60. 

10)  Schwarze  S.  60. 

11)  Meyer  S.  688.    Hälschner  a.  a.  0.  Bd.  II  S.  721  ff. 

12)  YergLdiebei  Zorn  S.378  angegebene  Litteratur,  insheB.Jellineh 
S.  187.    Ehrenberg  S.  112. 
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lieb  verschwinde"  ^^).  Man  wird  diesen  AosfUbrangen  Bemers  nur 
beipflichten  können.  Wir  haben  keine  Veranlassung  dazn,  den  Aus- 
länder fUr  diese  Delikte  mit  Gla^^^handschuhen  anzofiissen ;  auch  würde 
eine  wunderbare  Naivität  dazu  gehören,  wenn  er  dies  erwarten  wollte. 
Es  ist  gar  nicht  einmal  nötig,  das  Verfahren  der  deutschen  Strafgesetz- 
gebung mit  politischen  Rücksichten  zu  rechtfertigen.  Der  Greset^eber 
bat  sich  einfach  nicht  veranlafst  gesehen,  den  Ausländer  ftir  diese 
Delikte  zu  privilegieren.  Konsequent  hätte  bei  dieser  Behandlung 
allerdings  die  Bezeichnung  als  Hoch-  resp.  Landesverrat  angegeben 
und  durch  eine  andere  sinngemäfsere  ersetzt  werden  mtlssen.  „Der 
Verrat  ^^)  setzt  nach  dem  Sinne  des  Worts  und  dem  Rechtsbewurstsein 
des  Volkes  die  Verletzung  eines  Treuverhältnisses,  der  Hoch-  und 
Landesverrat  den  Treubruch  des  Staatsgenossen  gegen  den  Staat  und 
das  Vaterland  voraus  ^^)."  Diese  irrige,  auf  einer  alten  feudalistischen 
Auffassung  des  Staates  beruhende  Auffassung,  wie  sie  Bemer^^)  zu 
benennen  beliebt,  entspricht  gleichwohl  dem  deutschen  Begriff  des 
Verrats  ttberhaupt,  der  G^etzgebung  und  Doktrin  bis  in  die  neueste 
Zeit  und  —  was  mehr  gilt  —  dem  heutigen  Volksbewufstsein^^). 

Bei  der  Gestaltung,  die  der  Gesetzgeber  diesen  Delikten  gegeben 
hat,  und  die  fllr  durchaus  zweckmäfsig  gehalten  werden  mufs,  wäre  die 
Bezeichnung  als  Verrat  besser  vermieden  worden.  Der  Gesetzgeber 
hätte  sich  nach  einer  treffenderen  Bezeichnung  umsehen  sollen.  Der 
Code  pSncA  und  das  Strafgesetzbuch  der  Niederlande  boten  einen 
passenden  Anhalt  ^^). 

§  3.    Bei  manchen  Delikten  gehört  die  ausländische  resp, 
inländische  Nationalität  zum  Thatbestande. 

Erstreckt  sich  nun  auch  die  Strafgewalt  des  Inlandes  unbedingt 
über  alle  im  Inlande,  gleichviel  ob  vom  Inländer  oder  vom  Ausländer 
begangenen  strafbaren  Handlungen,  so  darf  doch  nicht  aufser  Acht  ge- 
lassen werden,  dafs  bei  manchen  Delikten  die  inländische  resp.  aus- 
ländische Nationalität  zum  Thatbestande  gehört,  und  dafs  dementsprechend 
die  betreffenden  Handlungen  ihren  Charakter  als  strafbare,  oder  so  und 
nicht  anders  strafbare  erst  dadurch  erhalten,  dafs  sie  von  einem  Deut- 
schen resp.  von  einem  Ausländer  vorgenommen  werden. 

a)   Bestimmungen   der  deutschen  Strafgesetzgebung  bei 
im    Inlande  verübten  Delikten,   die  nur  auf  Ausländer 

Anwendung  finden. 

Ein  Delikt  gegen  §  361  Nr.  2,  wonach  mit  Haft  bestraft  wird, 
„wer,  nachdem  er  des  Bundesgebietes  oder  des  Gebietes  eines  Bundes- 


18)  Bern  er,  Wirkungskreis  S.  83. 

14)  Die  ältere  Entwickelang  bei  Bshm  in  ffirths  Annalen  1892  S.  169. 

15)  Laband  S.  124.     Schulze  S.  355.    Zorn  S.  875. 

16)  Berner j  Lehrb.  S.  856. 

17)  Schütze  S.  230  Anm.  5. 

18)  Strafrecht  der  Staaten  Europas  8.  197,  453. 
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Staats  verwiesen  ist,  ohne  Erlaubnis  zurückkehrt*',  kann  seiner  Natur 
nach  nur  vom  Ausländer  begangen  werden;  denn  ein  Deutscher  kann 
nach  dem  Ges.  vom  1.  November  1867  §  1  überhaupt  nicht  aus- 
gewiesen werden. 

Von  dem  Rechte,  die  Ausweisung  als  Strafe  gegen  Ausländer  zur 
Anwendung  zu  bringen,  hat  der  Gesetzgeber  in  einer  Anzahl  von 
Fällen  Gebrauch  gemacht  So  bestimmt  Str.G.B.  §  39  Abs.  2:  Ist 
auf  die  Zulässigkeit  von  Polizeiaufsicht  erkannt  worden,  so  ist  die 
höhere  LandespoUzeibehörde  befugt,  den  Ausländer  aus  dem  Bundes- 
gebiete zu  verweisen.  Femer  bestimmt  §  284  Abs.  2 ,  dafs  nach  er-* 
folgter  Verurteilung  wegen  gewerbsmäfsigen  Glückspiels  die  Landes- 
polizeibehörde befugt  ist,  den  Ausländer  aus  dem  Bundesgebiete  zu 
verweisen. 

Zu  erwähnen  ist  hier  noch  aus  dem  Abschnitte  „Übertretungen **  der 
§  362,  wo  es  heifst:  ^Ist  gegen  einen  Ausländer  auf  Überweisung  an 
die  Landespolizeibehörde  erkannt,  so  kann  an  die  Stelle  der  Unter- 
bringung in  ein  Arbeitshaus  Verweisung  aus  dem  Bundesgebiete  ein- 
treten." 

Gregen  Ausländer  gerichtet  ist  auch  der  §  3  des  Ges.  über  die 
Kttstenfrachtfahrt  vom  22.  Mai  1881. 

b)   In  einer  Anzahl  von  Fällen  ist  die  Inländerqttalität 

in   den   Thatbestand  aufgenommen. 

Bei  einer  Anzahl  von  Delikten  haben  die  Begrifisbestimmungen 
die  Inländerqualität  als  wesentliches  Thatbestandsmoment  teils  unver- 
kennbar ihrer  Tendenz  nach,  teils  durch  ausdrückliche  Bestimmung 
aufgenommen. 

Ihrer  Natur  nach  kann  eine  Verletzung  der  Wehrpflicht^^)  nur 
yon  einem  Angehörigen  des  Deutschen  Reiches  begangen  werden.  Es 
sind  dies  Verletzungen  besonderer  Pflichten  des  Deutschen.  Jedoch 
kann  der  Ausländer  in  diesen  Fällen  als  Teilnehmer,  Anstifter  oder 
Gehfllfe'^)  zur  Verantwortung  gezogen  werden.  Subjekt  des  §  141 
(Anwerben  zum  fremden  He»esdienste ,  auch  Falschwerbung  genannt) 
kann  ein  Inländer  oder  ein  Ausländer  in  gleicher  Weise  sein. 

Besonders  als  Thatbestandsmoment  hervoi^ehoben  hat  das  deutsche 
Stn^esetzbnch  die  Eigenschaft  des  Thäters  als  eines  Deutschen  bei 
dem  sogenannten  militärischen  Landesverrat  (dazu  gehören:  1.  Auf- 
reizung eines  fremden  Staates  zum  Kri^e  gegen  das  Deutsche  Reich 
§  87.  2.  Das  Dienen  im  feindlichen  Heere  §  88.  3.  Die  Begünstigung 
und  Unterstützung  der  fremden  Kriegsmacht  §§  89,  90).  An  sich 
können  die  in  §§  87,  89,  90  gedachten  Handlungen  auch  von  einem 
Ausländer  begangen  werden.  ^Der  Gesetzgeber  hat  aber  bei  diesen 
Delikten   an   der   Grundidee   des  Verrats  ^^)    festgehalten   und   bestraft 


19)  S.G.  §§  140,  142,  148.    Meyer  S.  120  Anm.  28. 

20)  V.  LisMi  S.  97  ff. 

21)  Ol»hau9en  S.  398. 
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danach  im  allgemeinen  wegen  solcher  Handlangen  nur  den  Deutschen. 
Die  specifische  Treuverpflichtung,  die  besonders  prflgnant'^)  bei  dem 
strafweisen  Verlust  der  Reichs-  und  Staatsangehörigkeit  hervortritt, 
zeigt  sich  auch  hier'^). 

Da  die  Einzelstaaten  das  Recht  der  Kriegfllhrung  nicht  haben, 
dieses  vielmehr  ausschlieislich  dem  Reiche  zusteht,  so  kann  sich  ein 
militärischer  Landesverrat  niemals  gegen  einen  Gliedstaat,  sondern 
immer  nur  gegen  den  Gesamtstaat  richten  ^^). 

Schon  deshalb  kommt  bei  diesen  Delikten  in  subjektiver  Beziehung 
lediglich  die  Reichsangehörigkeit  und  nicht  die  Zugehörigkeit  zum 
Einzelstaat  in  Betracht. 

Gegen  Ausländer  ist  wegen  der  im  §§  87,  89,  90  bezeichneten 
Handlungen  nach  dem  Eriegsgebrauche  zu  verfahren  (§91  Abs.  1). 
Ausländer  jedoch,  „welche  unter  dem  Schutze  des  Deutschen  Reichs 
oder  eines  Bundesstaats  sich  innerhalb  des  Bundesgebiets  aufhalten  und 
während  dieser  Zeit  einen  nach  §§  87,  89,  90  strafbaren  Landesverrat 
begehen,  werden  ebenso  wie  Inländer  bestraft''  ^^)  (§  91  Abs.  2). 

Der  Gedanke,  einen  Ausländer  wegen  einer  unter  den  Thatbestand 
des  §  88  iallenden  Handlung  strafen  zu  wollen,  ist  ausgeschlossen. 
Hier  ein  Delikt  des  Ausländers  herauszukonstruieren ,  ist  Haar- 
spalterei ***). 

John  stellt  ohne  Angabe  von  Gründen  die  Behauptung  auf,  auch 
für  die  Fälle  des  §  92  Nr.  1  (Verrat  von  Staatsgeheimnissen),  §  92 
Nr.  2  (Vernichtung  oder  Unterdrückung  von  Staatsurkunden)  sei  als 
Subjekt  des  Verbrechens  ein  Deutscher  vorausgesetzt'^). 

Der  §  92  sagt  aber  nicht:  „Ein  Deutscher,  der  vorsätzlich*',  son- 
dern: „Wer  vorsätzlich**  und  hat  damit  den  Zusammenhang  der  in 
diesem  Paragraphen  aufgeführten  Fälle  des  Landesverrats  mit  der  in 
der  Staatsangehörigkeit  begründeten  Treuverpflichtung  gelöst.  Inländer 
und  Ausländer  sind  einander  völlig  gleichgestellt'^). 

Es  kommt  beim  im  Inlande  verübten  diplomatischen  Landesverrat 
auf  die  Staatsangehörigkeit'*^)  überhaupt  nichts  an.  Dadurch  war  es 
von  selbst  ausgeschlossen,  den  Landesverrat,  welchen  ein  Deutscher 
gegen  den  eigenen  Gliedstaat  begeht,  von  dem,  den  er  gegen  einen 
anderen  Einzelstaat  verübt,  zu  unterscheiden. 

Endlich  bleibt  zu  erwähnen,  dafs  bei  einigen  politischen  Delikten 
ein  Gewicht  auf  die  Zugehörigkeit  zum  Einzelstaat  gel^t  worden  ist. 
Das  deutsche  Strafgesetzbuch  anerkennt  das  Treuverhältnis  ^^),  welches 


22)  Cahn  SS.  142,  145  Nr.  8  Abs.  6. 

23)  Zorn  S.  378.    Schulze  &  355. 

24)  Lahand  Bd.  I  S.  130. 

25)  Zorn  S.  378. 

26)  Schulze  S.  355.    Olahausen  S.  404.    Dagegen  v,  Kries,  Z.  YII 
S.  608  ff. 

27)  John'm  H.  Bd.  IH  S.  53. 

28)  Vergl.  oben  S.  276. 

29)  Vergl.  oben  S.  277. 

30)  John  in  H.  Bd.  III  S.  9. 
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zwischen  dem  Landesherm  und  seinen  Unterthanen  existiert.  Infolge 
dessen  wird  dem  eigenen  Landesherm  ein  höherer  Rechtsschutz  gewährt 
als  dem  Landesherm  jedes  anderen  Einzelstaates,  und  folgerichtig  wird 
dieser  höhere  Rechtsschutz  des  eigenen  Landesherrn  nicht  auf  den 
Hochverrat  beschränkt,  sondern  auch  auf  die  Majestätsbeleidigung  aus- 
gedehnt. Streng  genommen  liegt  in  diesen  Bestimmungen  eine  In- 
konsequenz. „Die  subjektive  Treuverpflichtung  besteht  im  Verhältnis 
zu  den  sämtlichen  Einzelstaaten  und  deren  Landesherren  grundsätzlich 
in  gleicher  Weise,  weil  dieselben  sämtlich  Bestandteile  des  Reiches 
bezw.  Träger  der  Reichsgewalt  sind.  Durch  „den  Anteil,  welchen  die 
Landesherren  aller  einzelnen  Staaten  an  der  Reichsgevralt  haben",  recht- 
fertigt sich  nicht  nur  der  „Wegfall  der  Bedingung  der  Reciprocität 
und  eine  höhere  Normierang  des  Strafmafses*',  als-  gegenüber  aus- 
wärtigen Staatshäuptern  ^^),  sondern  jeder  Anteil  hat  zur  logisch  not- 
wendigen Eonsequenz  den  Weg&U  jeder  Verschiedenheit  in  der  Nor- 
mierung des  Stra^afses."  Dieser  Schlnfs  mufs  auch  aus  Art  3  der 
R.V.  gezogen  werden.  Durch  Art  8  wird  für  jeden  Deutschen, 
gleichviel,  welchem  Einzelstaat  er  angehört,  ein  allgemeines  deutsches 
Staatsbttrgerrecht  dergestalt  begründet,  dafs  er  in  jedem  Einzelstaate 
als  Inländer  zu  behandeln  ist  Es  erscheint  demnach  der  rechtliche 
Unterschied,  ob  er  diesem  oder  einem  anderen  Bundesstaate  angehört, 
so  gut  wie  beseitigt,  und  mit  Recht  mufs  daraus  die  Verpflichtung 
abgeleitet  werden,  dafs  auch  jeder  Deutsche  die  Existenz  jedes  Einzel- 
staates derartfjg;  zu  respektieren  habe,  dafs  auch  hier  der  Unterschied, 
ob  er  diesem  als  Staatsangehöriger  zugehört  oder  ob  dies  nicht  der 
Fall  ist,  nicht  in  Betracht  kommt 

Der  Ver&sser  des  Entvnirfs  hatte  diesen  staatsrechtlichen  Gesichts- 
pmikten  auch  in  vollem  Umfange  Rechnung  getragen.  „Die  Bundes- 
kommission pflichtete  diesen  Anschauungen  in  Bezug  auf  den  Hoch- 
und  Landesverrat,  nicht  iü  Bezug  auf  die  Majestätsbeleidigung  bei. 
Bei  diesen  Verbrechen  tritt  vielmehr  das  persönliche  Verhältnis  des 
UnterthADen  zu  seinem  Landesfürsten  in  den  Vordergrund.*'  Der 
Reichstag  ging  noch  einen  Schritt  auf  dieser  Bahn  weiter.  Er  accep- 
tierte  zwar  die  Aosdehnnng  des  Qoch Verrats  auf  die  sämtlichen  Bundes- 
staaten, deren  Fürsten,  Verfassung  und  Integrität,  machte  aber  in  der 
obigen  Richtung  einen  Unterschied  in  Bezug  auf  die  Strafbarkeit  Die 
Angri£fe  auf  das  Leben  des  Kaisers,  des  eigenen  Landesherm,  gleich- 
viel ob  der  Thäter  sich  in  dessen  Staate  befindet,  und  des  Landesherm 
des  Aufenthaltsortes  werden  besonders  behandelt  und  mit  erhöhter 
Strafe  bedroht^').  Hier  tritt  die  Todesstrafe  ein."  Für  unser  Thema 
ist  von  Interesse  nur  die  besondere  Behandlung  der  Beleidigung  des 
eigenen  Landesherm  und  des  Mordversuchs  gegen  denselben,  indem 
nur  hierbei  die  Bedeutung  der  Staatsangehörigkeit  in  Frage  kommt. 
Unzweifelhaft  liegt  in  der  Hervorhebung  der  Zugehörigkeit  zum  Einzel- 


31)  Zorn  8.  876,  877. 

82)  Schwarze  S.  310,  311. 
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Staat,  wie  sie  hier  geschehen  ist,  eine  logische  Inkonsequenz;  „doch 
ist  allerdings  zuzugeben,  dafs  die  strenge  Logik  und  das  GrefÜhl  der 
besonderen  Verbindung  mit  dem  eigenen  Landesherm  hier  mit  einander 
in  Streit  liegen  mögen"  ^), 

Zweites  Kapitel. 

Bedeutung:  der  StaatsangrehOrigrkelt  des  Thäters  bei 

im  Auslände  verübten  Delikten. 

§  1,    Das  Princip:  Soweit  überhaupt  im  Auslande  verübte  Delikte 

im  Inlande  bestraft  werden  y  ist  die  Bestrafung  in  der  Regel  auf 

unsere  eigetien  Staatsangehörigen  beschränJct. 

Ftlr  die  Bestrafung  der  im  Auslande  verübten  Delikte,  soweit  eine 
solche  überhaupt  eintritt,  ist  die  Staatsangehörigkeit  des  Thäteis  Ton 
hoher  Bedeutung.  Nur  in  wenigen  Fällen  nimmt  die  deutsche  Straf- 
gewalt ein  Strafrecht  über  im  Auslande  begangene  Verbrechen  ohne 
Berücksichtigung  der  Nationalität  in  Anspruch.  In  der  Regel  sind  nur 
Deutsche  für  Handlungen  im  Auslande  dem  inländischen  Strafrecht 
unterworfen. 

Die  Berechtigung  des  Inlandes,  die  vom  Inländer  im  Auslande 
begangenen  Verbrechen  zu  bestrafen,  kann  keinem  Zweifel  unter- 
liegen^^). Jeder  Staat  hat  das  Recht,  seinen  Angehörigen  auch  ^r 
den  Fall  des  Aufenthaltes  im  Auslande  Verpflichtungen  ^au&uerlegen, 
sie  an  seine  Strafgesetze  zu  binden.  Treffend  sagt  Za€hariae,  dafk 
eine  Beschränkung  der  Strafgesetze  auf  das  Inland  die  widersinnige 
Voraussetzung  enthalte,  dafs  die  Gesetze  nur  für  das  Gebiet  und  nicht 
ftlr  die  in  demselben  lebenden  MeuHchen  geschrieben  würden*^). 

Dazu  kommt  noch  ein  zweites  Moment,  das  die  Strafgewalt  dcsm 
Inländer  gegenüber  unentbehrlich  maclit.  „Ein  Deutscher  darf  einer 
ausländischen  Regierung  zur  Verfolgung  und  Bestrafung  nicht  aus- 
geliefert werden.  **  §  9  S.G.  Ebenso  ist  eine  Ausweisung  unzulässig. 
Ges.  vom  1.  November  1867  §  1. 

Der  Staat  würde  daher  ohne  ein  wenigstens  subsidiäres  Strafr«cht 
öfters  in  die  Lage  kommen,  notorisch  gefährliche  Verbrecher  ungestraft 
und  unanfechtbar  in  seinem  Gebiete  dulden  zu  mtlssen.  Die  Engländer 
freilich  nehmen  es  in  dieser  Beziehung  nicht  so  genau,  wenigstens  hat 
der  englische  Gesetzgeber^^)  es  grundsätzlich  nicht  für  nötig  befunden, 
sich  um  die  im  Auslande  begangenen  Delikte  seiner  Angehörigen  m 
bekümmern. 

Mit  Recht  bemerkt  v,  MartUe^'^)  dazu:  „Dafs  Engländer  angesichts 


dS)  Zorn  S.  876  Anm.  13. 

34)  Schwarze  S.  64. 

35)  Bern  er,  Wirkungskreis  S.  127. 

36)  Meyer  S.  117. 

37)  V.  Martitz  S.  200. 
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der  Dimensionen,  welche  der  internationale  Personenverkehr  angenommen 
hat,  von  ihrem  eigenen  Gesetzgeber  mit  dem  Freibrief  ausgestattet 
werden,  auf  dem  in  bequemster  Weise  zu  erreichenden  Kontinent  Ver- 
brechen —  mit  Ausnahme  der  Tötungsverbrechen  und  einiger  anderer 
—  zu  begehen,  vorausgesetzt,  dafs  sie  sich  nicht  erwischen  lassen,  ist 
eine  widerrechtliche  Barbarei.  Und  es  kann  nur  Wunder  nehmen,  wie 
dieselbe  von  den  Nachbarstaaten  noch  gegenwärtig  ertragen  wird/ 

Auf  gleichem  Standpunkt  stehen  die  Amerikaner^®). 

Den  Ausländer  dagegen  wegen  der  im  Auslande  verübten  Delikte 
zur  Strafe  zu  ziehen,  hat  seine  grofsen  Bedenken.  Man  kann  von 
niemand  verlangen,  dafs  er  sich  in  seiner  Handlungsweise,  wo  er  auch 
immer  verweilen  möge,  durch  alle  möglichen  Gesetze  solle  lenken  lassen. 
Es  würde  damit  jede  Rechtssicherheit  aufhören,  und  „niemand  könnte 
sicher  sein,  ob  er  nicht  bei  Überschreitung  der  Grenzen  eines  anderen 
Staates  wegen  einer  früher  vorgenommenen  Handlung  nach  einem  ihm 
früher  unbekannten  Gesetze  vor  ausländischen  Richtern  verantwortlich 
gemacht  werden  wird"  ••). 

Jede  Strafgesetzgebung  ist  notwendig  eine  nationale  und  darf  es 
um  des  Rechtes  und  der  Gerechtigkeit  willen  nicht  unternehmen ,  sich 
zu  einer  für  alle  Welt  geltenden  erheben  zu  wollen.  Eine  derartige 
rttcksichtslose  Ausdehnung  unserer  Strafgesetze  auf  den  Ausländer  wegen 
der  im  Auslande  begangenen  Handlungen  wHre  als  Anmafsung  einer 
Universalherrschaft  ein  Bruch  des  Völkerrechts^^). 

Aber  abgesehen  von  diesen  Gründen  liegt  auch  ein  Bedürfnis  ftlr 
ein  solches  Strafrecht  in  der  Regel  nicht  vor.  Der  Staat  bedarf  des- 
selben im  allgemeinen  nicht,  weil  er  berechtigt  ist,  den  verbrecherischen 
Ausländer  zum  Zwecke  der  Bestrafung  an  den  fremden  Staat  auszu- 
liefern oder  ihn,  wo  die  Auslieferung  schwierig  oder  unthunlich  sein 
sollte,  des  Landes  zu  verweisen.  In  letzterem  Falle,  d.  h.  sobald  die 
Auslieferung  an  die  Behörde  des  Thatortes  nicht  durchführbar  ist, 
strafen  das  österreichische  Gesetzbuch  und  neuerdings  auch  der  russische 
Entwurf  auch  den  Ausländer  wegen  der  im  Auslande  begangenen  Ver- 
brechen**). 

Die  deutsche  Reichsstrafgesetzgebung  hat  den  Bedenken,  die  gegen 
eme  Verfolgung  von  Ausländem  fllr  im  Auslande  begangene  Delikte 
sich  ergeben,  im  weitesten  Umfange  Rechnung  getragen. 

§  2.    Nur  in  wenigen  Fällen  ist  die  Bestrafung  in  voller 
Unabhängigkeit  van  Thatart  und  Nationalität  des  Thäters  zulässig. 

In  einigen  Fällen  hat  es  der  Gesetzgeber  trotz  aller  Bedenken  für 
unvenneidlich  erachtet,    die  Bestrafung   in   voller   Unabhängigkeit  von 


38)  V.  Bar  S.  209.    v.  Mohl  S.  645.    Fuld,  G.S.  45  S.  241. 

39)  p.  Bar  8.  222. 

40)  V.  Martit»  8.  52.    HäUehner,  Strafr.  Bd.  I  S.  145,  150. 
4l)Janka  8.  ^5.    Geyer,   Z.   HI  8.  620.     Strafrecht  der  Staaten 

Europas  8.  136. 
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Tfaatort  und  Nationalität  des  Thäter«  zuzulassen^*).  Es  sind  dies  be- 
stimmte gegen  das  Inland  bezw.  gegen  allgemeine  Rechtsgttter  gerichtete 
Delikte. 

Das  Strafgesetzbuch  selbst  nennt: 

1.  Jede  hochverrilterische  Handlung  gegen  das  Reich  oder  einen 
Bundesstaat.  Unter  hochverräterischen  Handlungen  sind  die  gesamten 
in  §§  80 — 86  bedrohten  Delikte,  also  auch  die  mit  Strafe  bedrohten 
Vorbereitungshandlungen  zu  verstehen.  Denn  hochverräterisch  bedeutet 
mit  Hochverrat  in  Zusammenhang  stehend,  auf  denselben  abzielend. 
Dagegen  fallen  nicht  darunter  diejenigen  Handlungen  eines  Ausländers, 
die  durch  das  Völkerrecht  gedeckt  sind,  z.  B.  Unternehmungen  von 
Ausländem  im  Auslande,  welche  bezwecken,  einen  Staat  g^en  das 
Deutsche  Reich  zu  einem  Kriege  zu  bestimmen,  der  den  Zweck  hat, 
einen  Teil  des  Deutschen  Reichs  von  demselben  loszureifsen.  Inländer, 
welche  an  ausländischen  Vereinen  teilnehmen,  die  dergleichen  Zwecke 
verfolgen,   machen  sich  andererseits  nach  §  4  Nr.  1  strafbar^). 

Unbedenklich  ist  es  ohne  Zweifel,  dem  Inländer  die  Verpflichtung 
aufzuerlegen,  überall  und  unbedingt  jede  Handlung  zu  unterlassen,  die 
sich  unmittelbar  gegen  den  heimischen  Staat,  seine  berechtigten  Inter- 
essen, seine  gesetzliche  Ordnung  richten.  Wenn  irgend  etwas,  so 
bleiben  doch  die  ehrwürdigen  Verpflichtungen  gegen  das  Vaterland 
auch  im  Auslande  verbindlich. 

Aber  auch  auf  der  Bestrafung  des  Ausländers,  der  diese  Delikte 
im  Auslände  begangen  hat,  mufs  bestanden  werden. 

Denn,  während  die  Gesetze  der  Eulturstaaten  in  betreff  der 
Normen  über  den  strafrechtlichen  Schutz  der  Privatpersonen,  sowie 
der  Interessen  und  Güter  der  bürgerlichen  Gesellschaft  im  wesentlichen 
übereinstimmen,  bestrafen  sie  diejenigen  Verbrechen,  die  sich  gegen 
auswärtige  Staaten  richten,  entweder  gar  nicht  oder  doch  nur  in  unzu- 
länglichem Mafse. 

Es  kann  daher  gar  keinem  Zweifel  unterliegen,  dafs  der  Staat 
sich  hier  selbst  Recht  verschaffen  mufs.  Auch  die  Bedenken  gegen 
die  Gerechtigkeit  der  gleichen  Bestrafung,  die  von  mancher  Seite  er- 
hoben sind,  können  nicht  als  berechtigt  anerkannt  werden^). 

Das  Recht  der  Selbsterhaltung  gebietet  dem  Staate  wenigstens  bei 
Angriffen  gegen  seine  Existenz  und  seine  verfassungsmäfsige  Ordnung, 
mögen  sich  dieselben  vom  Inlande  oder  vom  Auslande  her  erheben,  mit 
den  schärfsten  Mitteln  vorzugehen.  Es  geschiebt  dies  auch  überall  ^^); 
die  deutsche  Gesetzgebung  nimmt  in  dieser  Beziehung  keine  Ausnahme- 
stellung ein. 

2.  Münzverbrechen.  Es  sind  dies  die  in  §§  146,  147,  149  S.G. 
bedrohten  Handlungen,  ohne  Rücksicht,  ob  in-  oder  ausländisches  Geld 


42)  Bindinq  S.  427  ff. 

43)  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Strafiuichen,  Bd.  XVI  S.  165  ff. 

44)  Berner  S.  257.    v,  Kriee,  Z.  VII  S.  609.    Heinze  8.  102. 

45)  Das  Strafrecht  Europas  S.  136,  437. 
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nachgemacht  wird.  Die  Verfolgung  von  Münzyergehen  kann,  sofern 
sie  im  Aushuide  verübt  sind,  nur  gegen  den  Inländer  nach  Mafsgabe 
der  noch  zu  erörternden  §  4  Abs.  2  Nr.  3  und  §  5  S.G.  geschehen. 
Die  Bestimmung,  betreffend  die  im  Auslande  verübten  Münzver- 
brechen, ist  durch  die  kommerzieUe  und  juristische  Bedeutung  des 
Geldverkohrs  und  des  Gcldgebrauchs  gerechtfertigt 

3.  Amtsdelikte.  Nach  §  4  Abs.  2  Nr.  1  kann  femer  bestraft 
werden  jeder  Beamte  des  Reichs  oder  eines  Bundesstaats,  sei  er  Deut- 
scher oder  Nicht -Deutscher,  der  im  Auslande  eine  Handlung  begangen 
hat,  die  nach  den  Gesetzen  des  Deutschen  Reichs  als  Verbrechen  oder 
Vergehen  im  Amte  anzusehen  ist.  Nach  dem  Staatsangehörigkeitsgesetz 
§  9  kann  einem  im  Dienst  des  Deutschen  Reichs  oder  eines  Bundes- 
staats als  Beamter  eintretenden  Ausländer  durch  einen  besonderen,  auch 
in  der  Bestallung  auszudrückenden,  Vorbehalt  seine  Eigenschaft  als 
Ausländer  gewahrt  werden,  so  dafs  demnach  auch  ein  Ausländer 
Subjekt  dieser  Delikte  im  Auslande  sein  kann. 

4.  Daa  Entlaufen  eines  Schifibmannes  mit  der  Heuer  S.G.  §  298  *^)  ^0. 

5.  Dazu  kommen  noch  eine  Anzahl  Bestimmungen  in  Nebengesetzen. 
Vergl.: 

a)  Das  Gesetz,  betreffend  die  Bestrafung  des  Sklavenraubes  und 
des  Sklavenhandels  vom  28.  Juli  1895.  Nach  §  5  dieses  Gesetzes 
finden  die  Bestimmungen  im  §  4  Abs.  2  Nr.  1  des  S.G.  auch  auf  die 
in  diesem  Gesetze  vorgesehenen  strafbaren  Handlungen  Anwendung. 

ß)  Das  Sprengstoffgesetz  vom  9.  Juni  1884,  dessen  §  12  lautet: 
„Die  Bestimmungen  im  §  4  Abs.  2  Nr.  1  des  Str.G.B.s  ftlr  das 
Deutsche  Reich  finden  auch  auf  die  in  den  §§  5,  6,  7  dieses  Gesetzes 
vorgesehenen  Verbrechen  Anwendung.*' 

y)  Die  Seemannsordnung  §  100  und  die  auf  die  Schiffahrt  bezüg- 
lichen Ges.  vom  25.  November  1867,  27.  Dezember  1872,  25.  März 
1880*«). 

d)    Militärstrafgesetzbuch  §§  155,  160,  161. 

Endlich  rechnen  einige  auch  in  diesen  Zusammenhang  jede  Ver- 
letzung des  Urheberrechts  aller  deutschen  Urheber  und  aller  in  Deutsch- 
land domizilierten  Verleger*^). 

In  allen  diesen  Fällen  tritt  die  Verfolgung,  sobald  die  Staats- 
anwaltschaft es  ftlr  zweckmäfsig  hält,  in  voller  Unabhängigkeit  vom 
Thatort  und  von  der  Nationalität  des  Thäters  ein.  Die  Strafgewalt  ist 
hier  eine  durchaus  selbständige ;  es  kommt  nichts  darauf  an ,  ob  im 
Auslande  bereits  ein  rechtskiüftiges  {Jrteil   über  das  betreffende  Delikt 


46)  Binding  S.  248  ff. 

47)  Im  Falle  des  §  298  ist  jedoch  die  strafrechtliche  Verfolgung  obligato- 
risch.   Vergl.  Hälsekner,  Strafr.  Bd.  1  S.  177. 

48)  Meyer  8.  120,  Anm.  30.    Heck  er  S.  41. 

49)  Binding  8.  249.    Fuld,  G.  S.  45  S.  247,  jedoch  Afeyer  S.  120 
Anm.  130. 
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geflLllt  wurde  oder  FreiBprechung ,  Verj&hnuig  oder  Begnadigung  ^- 
folgte.  Jedoch  soll  die  vollzogene  Strafe  anf  die  hier  m  erkennende 
in  Anrechnung  gebracht  werden.     S.6.  §  57. 

§  3.    Deutschen  gegenüber  ist  das  Strafrecht  wegen  der  im 
Auslande  begangenen  Delikte  weiter  ausgedehnt. 

Abgesehen  von  den  bisher  genannten  Fällen,  in  denen  Deutsche 
und  Ausländer  völlig  gleich  behandelt  werden,  nimmt  das  deutsche 
Strafgesetzbuch  noch  bei  einer  Reihe  von  im  Auslande  begangenen 
Delikten  nur  dem  Deutschen  gegenüber  ein  Strafrecht  in  Anspruch 
und  zwar: 

a)   Ohne  weitere   Bedingung. 

1.  Bei  landesverräterischen  Handlungen  gegen  das  Reich  oder 
einen  Bundesstaat  oder  Beleidigung  gegen  einen  Bundesftlrsten.  Es  tritt 
hier  die  besondere,  an  der  Petson  des  Inländers  ohne  Rücksicht  auf 
den  Aufenthalt  haftende  staatsbürgerliche  Pflicht,  dem  Yaterlande  die 
Treue  zu  bewahren  ^^),  besonders  hervor.  Die  Strafverfolgung  ist  von 
den  Gesetzen  und  der  Strafgewalt  des  Auslandes  durchaus  unabhängig. 
Es  liegt  dies  auch  in  der  Natur  der  Sache.  Der  Staat  kann  die  Ahn- 
dung solcher  von  Unterthanen  begangenen  Verbrechen  nicht  von  der 
Achtung  abhängig  machen,  welche  jenen  Gütern  von  selten  des  fremden 
Staates  gezollt  wird. 

2.  Es  soll  ^^)  ein  Deutscher,  der  gegen  einen  nicht  zum  Deutschen 
Reiche  gehörigen  Staat  oder  Landesherm  eine  der  in  den  §§  81 — 86 
bezeichneten  Handlungen  vornimmt,  nach  §  102  S.6.  bestraft  werden, 
sofern  in  dem  anderen  Staate  die  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist.  Die 
Verfolgung  tritt  nur  auf  Antrag  der  auswärtigen  Regierung  ein,  an 
eine  weitere  Bedingung  ist  sie  nicht  geknüpft 

Aus  Nebengesetzen  sind  in  diesem  Zusammenhange  zu  erwähnen: 

a)  Der  §  7  M.S.G.  „Danach  werden  strafbare  Handlung^ 
welche  von  Militärpersonen  im  Auslände,  und  zwar  nicht  nur  in  Kriegs-, 
sondern  auch  in  Friedenszeiten,  wenn  sie  bei  der  Truppe  oder  sonst 
in  dienstlicher  Stellung  sind,  begangen  werden,  ebenso  bestraft,  als 
wenn  die  Handlungen  im  Bundesgebiete  begangen  wären,  womit  der 
Grundsatz  zum  Ausdruck  gebracht  ist,  dafs  der  Soldat  sein  Gesetsbuch 
mit  sich  führt»«)." 

ß)  Das  Gesetz,  betrefifend  den  Verrat  militärischer  Geheimnisse 
vom  3.  Juli  1893  §  10. 


50)  Zorn  S.  375,  Anm.  12.    Schwarze  8.  65. 

51)  Uälschner  S.  177  nimmt  für  das  Delikt  des  §  102  an,  daft  die 
Staatsanwaltschaft  auf  Antrag  der  ausIäDdischen  Regierung  einschreiten 
müsse.  Eb  gelte  für  diesen  ^11  das  Legal itätsprincip.  Es  ist  aber  nicht 
ersichtlich,  warum  das  „kann"  des  §  4  sich  nicht  auch  auf  §  102  beziehen  soll. 
Meyer  S.  123  u.  Anm.  40.    v.  Bar  S.  270. 

52)  Hecker  8.  40.    Meve»  S.  94. 
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b)    Bedingt  bei   allen   sonstigen  Verbrechen   und 

Vergehen. 

Femer  können  Deutsche  verfolgt  werden  wegen  jeder  im  Auslande 
begangenen  Handlung,  die  nach  den  Gesetzen  des  Deutschen  Reichs 
als  Verbrechen  oder  Vergehen  ^^)  anzusehen  ist,  jedoch  nur  unter  einer 
doppelten  Bedingung: 

1.  Die  betreffende  Handlung  mufs  durch  die  Gesetze  des  Ortes, 
an  welchem  sie  b^angen  wurde,  mit  Strafe  bedroht  sein^^).  Bei 
dieser  Vergleichung  des  in-  und  ausländischen  Gesetzes  kommt  es  aber 
lediglich  darauf  an,  dafs  rücksichtlich  der  Strafbarkeit  Übereinstimmung 
stattfindet.  Es  genfigt,  dafs  auf  die  That  irgend  eine,  wenn  auch  ganz 
andere  und  auf  ganz  anderen  Gesichtspunkten  beruhende  Strafe  gesetzt 
ist  Der  Grundgedanke  liegt  nahe  genug.  Möglicherweise  ist  eine 
von  der  inländischen  Norm  verbotene  Handlung  in  dem  Lande,  wo 
ODser  Staatsangehöriger  sich  aufhält,  erlaubt  oder  vielleicht  gar  gesetz- 
lich oder  durch  die  Sitte  gefordert.  Der  Gesetzgeber  sieht  in  der 
Straflosigkeit  der  Handlung  nach  dem  Rechte  des  Begehungsortes  einen 
Grund  der  Straflosigkeit  auch  nach  inländischem  Rechte.  Jedoch  sollte 
eine  solche  Einschränkung  keineswegs  in  dieser  Allgemeinheit  gemacht 
sein.  Binding  fordert  hier  eine  Unterscheidung  zwischen  inländischen 
imd  ausländischen  RechtsgUtem.  Ob  eine  solche  Scheidung  berechtigt 
wäre,  erscheint  sehr  zweifelhaft.  Jedenfalls  durfte  aber  verlangt  werden, 
dafs  auf  die  sittlichen  Anschauungen  des  deutschen  Volkes  eine  gröfsere 
Bflckaicht  genommen  worden  wäre.  Dafs  eine  nochmalige  Eheschliefsung 
eines  Deutschen,  der  verheiratet  ins  Ausland  geht  (abgesehen  von  den 
Konsular-Jurisdiktionsbezirken),  an  dem  in  das  Deutsche  Reich  zurtLck- 
kehrenden  Deutschen  nicht  soll  bestraft  werden  können,  weil  an  dem 
Begehangsorte  die  Vielweiberei  erlaubt  ist,  verletzt  entschieden  unser 
Bechtsgefllhl. 

Keine  besondere  Bestimmung  hat  das  Gesetz  ftlr  den  Fall,  dafs 
die  Handlang  in  einem  Gebiete  verübt  wurde,  in  welchem  keine  ge- 
ordnete oder  gar  keine  staatliche  Organisation  vorhanden  ist. 

In  dieser  Richtung  kommt  zunächst  in  Betracht,  dafs  in  den  deut- 
schen   Konsular-Jurisdiktionsbezirken    die    deutschen    Strafgesetze    auf 


53)  Die  im  Auslände  begangenen  Übertretungen  sind  im  Inlande  nicht 
strafbar,  soweit  nicht  durch  Gesetz  oder  durch  Verträge  liesondere  Ausnahmen 
eemacfat  sind.  S.G.  §6.  Der  Grund  ist  einmal  die  nur  lokale  Bedeutung 
meser  Vorschriften.  Dann  aber  ist  die  Verfoleang  solcher  kleinen  Rechts- 
verietsimgen  von  keiner  Erheblichkeit  f&r  die  ErhaltuDg  der  Rechtsordnung 
im  groben  und  «tnzen,  und  der  ftlr  die  Untersuchung  und  Bestrafung 
solcher  im  Auslände  beeanf^enen  Delikte  erforderliche  Aufwand  von  Kosten 
und  Arbeitskräften  wttrae  m  keinem  Verhältnisse  mit  den  dadurch  zu  er- 
röchoiden  Vorteilen  stehen. 

Ausnahmen  können  durch  Gesetz  oder  Verträge  geschaffen  werden. 
Es  kommen  hier  in  Betracht  Verträge,  die  das  Reich  und  in  Beziehung  auf 
landesgeaetzlich  unter  Strafe  gestellte  Übertretungen  auch  solche,  die  der 
Einsselstaat  mit  dem  Auslande  abgeschlossen  hat    Meyer  S.  122. 

54)  S.G.  §  4  Abs.  2  N.  8. 
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Handlungen  von   Inländern    ebenso    wie    im   Inlande^^)    Anwendung 
finden. 

Demgemäfs  bedarf  es  in  Ansehung  der  Bezirke  der  deutschen 
Konsulargerichtsbarkeit  auch  nicht  der  Feststellung,  dafs  die  im  Aus- 
lande  begangene  Handlung  eines  Deutschen  auch  durch  die  Gesetze 
des  Thatortes  mit  Strafe  bedroht  ist^®). 

Ist  die  Handlung  auf  einem  Gebiete  begangen,  welches  gar  keiner 
staatlichen  Beherrschung  unteriiegt  und  in  welchem  deshalb  gar  keine 
einheimischen  Gesetze  gelten,  so  ist  zunächst  an  den  völkerrechtlichen 
Grundsatz  zu  erinnern,  dafs  Schiffe  auf  offener  See  (Staatsschiffe  ttberall) 
als  Teile  desjenigen  Staatsgebiets  gelten,  dem  sie  nach  seerechtlichen 
Grundsätzen  angehören*'). 

Was  die  auf  festländischem  staatslosem  Gebiete  begangenen  Delikte 
anlangt,  so  wird  der  richtigen  Ansicht*®)  nach  anzunehmen  sein,  dafs 
die  Bedingung  mit  der  Unmöglichkeit  ihres  Eintritts  entfällt**).  §  4 
Abs.  2  Nr.  8  will  nicht  sagen,  eine  Handlung  des  Inländers  im  Aus- 
lande müsse,  um  strafbar  zu  sein,  zugleich  unter  zwei  Strafgesetzen 
stehen.  Die  Bestimmung  zielt  vielmehr  dahin,  dafs,  wenn  die  Hand- 
lung in  einem  fremden  Staate  vorgenommen,  dort  straflos  sei,  sie  auch 
in  Deutschland  straflos  sein  solle.  Somit  hätte  korrekt  gesiigt  sein 
müssen:  „Eine  Handlung,  welche  nicht  durch  die  Gesetze  des  Ortes, 
wo  sie  begangen  wurde,  mit  Strafe  verschont  ist",  und  in  diesem  Sinne 
ist  berichtigend  auszulegen®^).  Somit  kann  der  Deutsche,  der  in 
einem  staatenlosen  Gebiete  einen  Menschen  ermordet,  allerdings  nach 
§  211  verfolgt  werden,  und  es  ist  von  höchster  Wichtigkeit,  dafs  der 
^Deutsche  aufserhalb  der  Staatenwelt  den  inländischen  Gesetzen  verant- 
wortlich bleibe. 

2.  Eine  ebenso  am  Orte  der  That  wie  hier  im  Inlande  strafbare 
Handlung  kann  gleichwohl  im  Inlande  nicht  verfolgt  werden,  wenn  sie 
im  Auslande  bereits  ihre  prozessuale  Erledigung  gefonden  hat,  oda- 
eine  solche  bezw.  die  Strafvollstreckung  nach  den  Gesetzen  des  Aus- 
landes wegen  vorhandener  Strafausschliefsungsgründe  (Verjährung,  Be- 
gnadigung, Mangel  des  Antrages)  nicht  möglich  ist  (S.G.  §  5)«  Dabei 
soll  als  prozessuale  Erledigung  nur  einerseits  Freisprechung  und  anderer- 
seits vollständiger  Vollzug  der  Strafe  gelten.  Doch  ist  auch  in  letzterem 
Falle  ein  besonderes  Nachverfahren  zum  Zwecke  der  Aberkennung  der 
bürgerlichen  Ehrenrechte  zulässig  (S.G.  §  37).  „Ob  im  Auslande  auf 
Aberkennung  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  erkannt  wurde,  ist  dabei 
ganz  gleichgültig,  da  naturgemäfs  die  inländische  Aberkennung  der 
bürgerlichen  Ehrenrechte  nicht  fUr  das  Ausland,  die  ausländische  nicht 


55)  Meyer  B,  119. 

56)  Entsch.  des  H.G.  in  Strafsachen  Bd.  XXVI  S.  97,    Böhm,  Zeit- 
schrift Bd.  VI  S.  66, 

57)  Böhm,  Zeitschrift  Bd.  III  SS.  173,  249.    Harburger  S.  105 ff. 

58)  Fuld,  G.  S.  45,  249. 

59)  Mevea  S.  92. 

60)  Binding  S.  436.    Fuld  S.  249. 
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für  das  Inland  gelten  kann.  Die  Anerkennung  der  im  Auslande  aus- 
gesprochenen Entziehung  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  wäre  nichts 
anderes  als  der  Vollzug  einer  im  Auslande  anerkannten  Strafe®^). 

Blofs  teilweise  Vollziehung  der  Strafe  im  Auslande  schliefst  eine 
neue  Verfolgung  im  lulande  nicht  aus,  soll  vielmehr  nur  nach  §  7  S.G. 
Anrechnung  des  im  Auslande  verbüfsten  Strafteils  bewirken.  Abgesehen 
hiervon  aber  und  dem  Falle  des  §  37  soll  der  Thäter  einem  doppelten 
Strafverfahren  nicht  unterworfen  werden. 

§  4.    In  welchem  Zeitpunkte  mufs  in  den  nach  §  3  genannten 

Fällen  der  Thäter  ein  Deutscher  ^')  sein. 

Sofern  der  Deutsche  dem  Ausländer  gegenübergestellt  wird,  kann 
dieser  Gegensatz  zunächst  nur  auf  die  Zeit  der  That  bezogen  werden. 
Es  ist  dies  in  Theorie  und  Praxis  durchaus  anerkannt^). 

Hälschner  legte  den  Nachdruck  früher  ausschliefslich  auf  den 
Zeitpunkt  der  Aburteilung  •*). 

Jetzt  giebt  er  zu,  dafs  der  Thäter  auch  zur  Zeit  der  That  ein 
Deutscher  gewesen  sein  müsse,  da  anderenfalls  nach  dem  Schlufssatz 
des  §  4  die  Verfolgung  nur  bedingungsweise  zulässig  ist.  Dagegen 
verwirft  er  entschieden  die  Möglichkeit  der  Verfolgung  desjenigen,  der 
zwar  im  Augenblicke  der  That  ein  Deutscher  war,  es  aber  nicht  mehr 
im  Augenblicke  der  Aburteilung  ist^^).  Der  Standpunkt  Häischners 
ruht. auf  der  Auffassung,  dafs  die  Bestimmungen  des  §  4  Abs.  2  Nr.  2 
und  3  nur  eine  Konsequenz  aus  §  9  seien.  Dies  trifft  aber  in  der 
That  nur  auf  den  Schlufssatz  des  §  4  zu.  Wir  strafen  den  deutschen 
Thäter  in  erster  Reihe  deshalb,  weil  fUr  ihn  die  deutschen  Strafgesetze 
personal  sind.  Es  ist  nicht  denkbar,  dafs  ein  dem  inländischen  Staate 
erwachsener  Stra&nspruch  durch  den  Wechsel  der  Nationalität  verloren 
gehen  solL  „Ein  so  ganz  exceptioneller  Satz  ist  nicht  auf  die  schlechte 
prozessualische  Fassung  des  §  4  zu  gründen :  ,Es  kann  verfolgt  werden. ^'^ 
Indessen  ist,  wie  der  Zusammenhang  mit  §  8  ergiebt,  das  Hauptgewicht 
auf  die  Worte:  „nach  den  Strafgesetzen  des  Reiches**  zu  legen,  und 
hat  man  statt,  wie  im  §  8  zu  sagen:  „Die  Strafgesetze  des  Reichs 
finden  Anwendung  auf  Deutsche,  welche  u.  s.  w.**,  die  vorliegende, 
den  Art  5  und  7  Code  dClnsir,  Crim.  entsprechende  Fassung  augen- 
scheinlich blofs  deshalb  gewählt,  weil  man  zugleich  ausdrücken  wollte, 
dafs  in  diesem  Falle  die  Verfolgung  für  die  Staatsanwaltschaft  nicht 
geboten,  sondern  ihrem  Ermessen  überlassen  sei,  wbs  freilich,  streng 
genommen,  in  die  Strafprozefsordnung  gehört  ^^). 

61)  Heinze  S.  134,  135.  Niemeyer  S.  159.  v.  Bar,  Theorie  etc. 
Bd.  I  S.  410,  411. 

62)  For  §  2  ist  die  Frage  ohne  praktisches  Interesse. 

63)  Binding  S.  414.  Meyer  S.  119.  Hamm  bei  Ooltdammer  XXVI 
8.  422.    Obertribnnal  Bd.  81.    Orteil  vom  20.  September  1877. 

64)  HaUchner,  O.S.  Bd.  XXX  S.  161  ff. 

65)  Hältchner,  Btrafreeht  Bd.  I  8.  171. 

66)  Hamm  in  GoUdammer  XXVI  S.  423. 

Z«ittehrin  t  ini«ni.  Privat-  u.  Strftfreoht  etc.  Band  IX.  19 
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In  der  Hauptsache  will  §  4  Abs.  2  keine  prozessuale  Frage  er- 
ledigen, sondern  die  Frage  des  materiellen  Rechts,  ob  und  wann  auf 
im  Auslande  begangene  Handlungen  die  deutschen  Strafgesetze  an- 
wendbar seien;  ftlr  diese  materielle  Frage  ist  aber,  was  Nr.  2  und  3 
des  Abs.  2  §  4  anbetrifft,  nur  von  Wichtigkeit,  ob  der  Thäter  zar 
Zeit  der  Begehung  ein  Deutscher  war  ^^).  Es  ist  daher  durchaus  gleich- 
gtlltig,  ob  der  deutsche  Thftter  noch  zur  Zeit  der  Verfolgung  ein  Deut- 
scher ist,  wesentlich  ist  nur  seine  Zugehörigkeit  zum  Deutschen  Reiche 
im  Augenblicke  der  That  Ein  Deutscher  also,  der  in  New  York  den 
deutschen  Kaiser  beschimpft  und  dann  nach  Erlangung  des  amerika- 
nischen Staatsbttrgerrechtes  unsere  Hauptstadt  oder  eine  andere  schöne 
Stadt  Deutschlands  mit  seinem  Besuche  beehrt,  kann  ohne  weitereB 
hier  abgefafst  werden,  und  sein  Anwalt  wQrde  wenig  Gltick  haben, 
wenn  er,  gestützt  auf  die  Autorität  Hälschners^  geltend  machen  würde : 
^Mein  Klient  war  zwar  im  Augenblicke  der  That  Deutscher,  jetzt  aber 
ist  er  Amerikaner  und  seine  Verfolgung  unzulttssig." 

Nach  dem  Schlufssatz  des  §  4  ist  ^die  Verfolgung  eines  Deutschen 
auch  zulässig,  wenn  der  Thäter  bei  der  Begehung  der  Handlung  noch 
nicht  Deutscher  war.  In  diesem  Falle  bedarf  es  jedoch  eines  Antrages 
der  zuständigen  Behörde  des  Landes,  in  welchem  die  strafbare  Hand- 
lung begangen  worden,  und  das  ausländische  Gesetz  ist  anzuwenden, 
soweit  dieses  milder  ist^. 

Zwischen  dem  Deutschen  in  §  4  Abs.  2  Nr.  2  und  3  und  dem 
Deutschen  im  Schlufssatze  des  §  4  besteht  der  Gegensatz:  letzterer  ist 
Deutscher  zur  Zeit  der  Strafverfolgung,  ersterer  zur  Zeit  der  Handlung-, 
nicht,  wie  HäUchner  will,  zur  Zeit  der  That  und  ihrer  Verfolgung. 
Der  Schlufssatz  des  §  4  war  die  notwendige  Konsequenz  des  §  9. 

Man  konnte  denjenigen,  der  zur  Zeit  der  That  Ausländer  war,  aber 
mittlerweile  Inländer  geworden  war,  auf  der  einen  Seite  nicht  aus- 
liefern, auf  der  anderen  nicht  straflos  lassen.  Man  konnte  sich  aber 
ihm  gegenüber  auch  nicht  ohne  weiteres  auf  den  Standpunkt  des 
Personalitätsprincips  stellen.  Die  deutschen  Gesetze  waren  im  Augen- 
blicke der  That  noch  nicht  die  Gesetze  seiner  Heimat,  konnten  also 
auch  für  ihn  nicht  personal  sein.  So  erscheint  auch  die  Berück- 
sichtigung des  ausländischen  Rechts  gerechtfertigt 

Zweiter  Abschnitt. 

Die  Staatsangehörigkeit  des  Yerletzten. 

1.    Die  Rücksicht    darauf,    ob  der  VerleUte    oder  m  seinem 
leckte    Gefährdete    Inländer    oder  Ausländer    ist,    ist   für    die 
Begrensfung  der  deutschen  Strafgewalt  principiell  durchaus  glei^hr 

gültig  geblieben. 

Gewisse  Delikte  können  ihrer  Natur  nach  nur  gegen  Deutsche 
begangen  werden.     §§  105,  106,  107  S.G. 


67)  OppenhoffS.  3S  Nr.  16.    OlBhausen  S.  66  Anm.  8. 
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Davon  abgesehen,  hat  das  Strafgesetzbuch  ein  Gewicht  auf  die 
Staatsangehörigkeit  des  Verletzten  Überall  nicht  gelegt.  Soweit  der 
Thatbestand  einer  strafbaren  Handlung  die  Verletzung  oder  Gref^hrdung 
des  Rechtes  einer  Privatperson  erfordert  oder  doch  als  möglich  erscheinen 
läfst,  ist  es  ganz  gleichgültig,  welcher  Nationalität  diese  Privatperson 
ist  Die  Rücksicht  darauf,  ob  der  Verletzte  oder  in  seinem  Rechte 
Grefkhrdete  ein  Inländer  oder  ein  Ausländer  ist,  ist  für  die  Begrenzung 
der  deutschen  Strafgewalt  völlig  indifferent  geblieben.  Das  im  Inlande 
oder  im  Auslande  verübte  Verbrechen,  soweit  es  in  letzterem  Falle  in 
Rücksicht  auf  die  Person  des  Thäters  strafbar  ist,  wird  dadurch 
nicht  straflos,  dafs  der  Verletzte  oder  in  seinem  Rechte  Gefährdete 
ein  Ausländer  war,  wie  umgekehrt  das  im  Auslande  verübte,  im  Inlande 
in  Rücksicht  auf  die  Person  des  Thäters  straflose  dadurch  nicht 
strafbar  wird,  dafs  der  Verletzte  oder  Gefllhrdete  ein  Inländer  war^^). 

§  2.  Bei  den  im  Inlande  verübten  Delikten  ist  eine  Unterscheidimg 
mit  Bezug  auf  die  Nationalität  der  verletzten  Person  nach  modernen 

Bechtsanschauungen  gar  nicht  denkbar. 

Für  die  im  Inlande  begangenen  Delikte  ist  nach  den  Bestimmungen 
des  deutschen  Str.G.B.s  §  3  lediglich  der  Ort  der  That  und  deren 
Strafgesetzwidrigkeit  mafsgebcnd. 

£s  ist  demnach  auch  unerheblich,  ob  ein  Inländer  oder  ein  Aus- 
länder verletzt  wird^^).  Unsere  Gesetze  verpflichten  den  Ausländer, 
sie  müssen  ihn  auch  schützen.  Dies  ist  eine  Forderung  der  Gerechtig- 
keit, aber  auch  der  Notwendigkeit  Die  wesentliche  Bedeutung  des 
Deliktes  liegt  nicht  in  der  Verletzung  eines  bestimmten  Objektes  oder 
einer  bestimmten  Person,  sondern  in  der  grundsätzlichen  Bedeutung  der 
Handlung.  Die  Handlung  ist  es,  die  der  Staat  auf  seinem  Territorium 
nicht  dulden  kann. 

Insoweit  stimmt  die  deutsche  Strafgesetzgebung  mit  der  aller 
anderen  Kulturstaaten  überein. 

§  3.  Für  die  Bestrafung  der  im  Auslände  begangenen  straf- 
baren Handlungen  wird  vielfach  eine  Berücksichtigung  der  Staats- 
angehörigkeit des  Verletzten  gefordert.  Darstellung  und  Kritik 
der  Anschauungen  für  und  gegen  den  Standpunkt  des  deutschen 

Strafgesetzbuchs. 

Aach  die  Bestrafung  der  im  Auslande  gegen  Privatpersonen  ver- 
übten Delikte  hat  der  Gesetzgeber  in  keiner  Weise  davon  abhängig 
gemacht,  dafs  der  Verletzte  ein  Inländer  sei.  Nirgends  findet  sich  im 
Strafgesetzbuch  eine  Bestimmung,  welche  eine  solche  Beschränkung 
rechtfertigen    liefse.     Der  §  4 '  Abs.  2   Nr.  8   spricht  schlechthin  von 


68)  Hälschner,  Strafr.  Bd.  I  S.  159. 

69)  HdUehner   Bd.   I    S.    157.     Heinae   bei    Goltdammer   XVIII 
S.  Ö58. 
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Verbrechen  und  Veigelien,    nicht    blofs    von   solchen    gegen  Inländer. 
Ebensowenig  ist  eine  Bestimmung  vorhanden,  welche  berechtigte,   den 
Auslttnder  wegen  eines  im  Auslände  g^en    einen  Inländer  begangenen 
Deliktes  zur  Verantwortung   zu  ziehen.     Dieser  Standpunkt  ist  in  der 
Theorie  auf  einen   lebhaften  Widerspruch   gestofsen  und  weicht  auch 
von  dem  anderer  Gesetzgebungen  erheblich  ab.     Von   hervorragenden 
Juristen  wird  hier  eine  Erweiterung  des  Schutzprincips  für  unbedingt 
notwendig  gehalten.     Ja,   man  ging  zum  Teil  soweit,   zu  fordern,  es 
solle  bei   den   im  Auslande  gegen  Privatpersonen  gerichteten  Delikten 
das  allein  entscheidende  Gewicht  auf  die  Staatsangehörigkeit   der  ver- 
letzten Person  gelegt  werden  und  nur  dann  eine  Verfolgung  eintreten, 
wenn  ein  Inländer  verletzt  sei.     Ist  also  die  verletzte  Person  ein  Aus- 
länder gewesen,   so   soll  eine  Untersuchung  nicht  eingeleitet   werden, 
selbst   der  Inländer  straf&ei   bleiben.     In   dieser   strengen    einseitigen 
Fassung  ist  das  Schutzprincip  unbedingt  zu  verwerfen.     Eine  derartige 
Strafrechtspflege  würde  zu  geradezu  widersinnigen  Konsequenzen  führen. 
„Sie  würde  einer  gerichtlichen  Privil^erung  der  Nationalen  als  solcher 
Personen,    denen  der  Staat  Duldung  und  Aufenthalt  zu  gewähren  ver- 
pflichtet ist,   hinsichtlich  extraterritorialer  Delikte,   wenn  sie  nur  klug 
genug  sind,   solche  nur  gegen   das  Ausland  und  Ausländer  zu  richten, 
gleichkommen  '^^).' 

Bei  der  Strafbaikeit  des  Inländers  kann  zweifeUos  nichts  darauf 
ankommen,  ob  der  Verletzte  ein  Inländer  oder  ein  Ausländer  war.  Der 
Verbrecher  wird  durch  unsere  Gesetze  vorzugsweise  deshalb  getroffen, 
weil  er  Inländer  ist,  weil  ihn  unsere  Gesetze  persönlich  binden«  „Ob 
der  Gegenstand  der  Verletzung  ein  Inländer  oder  ein  Ausländer  ist, 
ist  schon  etwas  nur  Sekundäres.  Wir  könnten  den  Deutschen,  der  in 
Frankreich  einen  Mord,  einen  Raub  u.  dergl.  verübt  hat,  selbst  dann 
in  unserem  Lande  nicht  ungestraft  lassen,  wenn  der  Beraubte  oder 
Ermordete  ein  Franzose  wäre.  Die  Anwesenheit  eines  straflosen 
Mörders  oder  Räubers  auf  unserem  Gebiete  wäre  nicht  nur  eine  aller 
Moral  hohnsprechende  Erscheinung,  sondern  bei  uns  selbst  eine  erheb- 
liche Störung  des  öffentlichen  Friedens  und  eine  nicht  unbedeutende 
Gefehr")." 

Keine  einzige  Gesetzgebung  hat  daher  heute,  dem  Schutzprmdp 
isoliert  d.  h.  in  der  Gestaltung  Raum  gegeben,  dafs  nur  solche 
Handlungen  im  Auslande  der  inländischen  Strafgewalt  unterworfen  sind, 
die  einen  Angehörigen  des  Inlandes  gefkhrden  oder  verletzen.  Die 
Bestimmungen  des  Code  pSfUÜ  von  1810,  welche  die  Strafbarkeit  auf 
die  Verletzung  eines  Inländers  beschränken,  sind  verständig  durch  ein 
Gesetz  von  1866  aufgehoben^'). 

Dagegen  haben  viele  moderne  Gesets^bungen,  so  insbesondere  die 
neue  italienische  ^^),  das  Schutzprincip  in  Verbindung  mit  der  Personal- 


70)  V.  Martitz  S.  88  Anm.  9. 

71)  /ferner,  Wirkungskieis  8.  135. 

72)  Meyer  S.  120  Anm.  29. 

73)  Ebenso  Rufsland;  vergl.  Strafrecht  Europas  S.  284. 
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mazime  aufgenommen.  Zumal  praktische  Gesichtspunkte  haben  sie  be- 
stimmt, den  Ausländer,  der  sich  an  einem  Nationalen  veigriffen,  nicht 
besser  zu  stellen,  als  den  in  dem  gleichen  Verhältnisse  befindlichen 
Nationalen  ''^),  der  sich  einen  Ausländer  zum  Objekt  seines  Verbrechens 
wählte  '*). 

Auch  in  Deutschland  sind  hervorragende  Juristen  in  sehr  ent* 
schiedener  Sprache  dafUr  eingetreten,  dafs  fllr  den  Inländer  der  Straf- 
unterworfenheit auch  der  Strafschutz  seiner  Gesetze  entsprechen  müfste^^). 
Insbesondere  will  Binding  der  deutschen  Strafgewalt  nicht  nur  jede 
straf  bare  Handlung  des  Inländers,  sondern  auch  jede  strafbare  Hand- 
lung gegen  einen  Inländer  unterworfen  sehen  ^^).  Die  deutsche  Re- 
gierung entsprach  diesen  Forderungen  und  der  Reichskanzler  legte 
unter  dem  17.  Mai  1889^^)  dem  Deutschen  Reichstage  einen  Entwurf 
vor,  der  einerseits  die  Bestrafttng  des  Deutschen  wegen  der  im  Ausknde 
begangenen  Verbrechen  und  Vergehen,  gleichviel  gegen  wen  sie  ge- 
richtet waren,  in  verschärfter  Form  feststellte  und  auf  der  anderen 
Seite  die  Möglichkeit  schuf,  den  Ausländer,  der  im  Auslände  ein  Ver- 
brechen oder  Vergehen  gegen  einen  Deutschen  begangen  hatte,  im 
Inlande  zur  Verantwortung  zu  ziehen. 

Eine  ähnliche  Bestimmung  war  auch  schon  in  dem  Entwürfe  zur 
StTaf|o;esetznovelle  enthalten,  fand  aber  nicht  die  Zustimmung  des  Reichs- 
tags '»). 

Auch  das  Gesetzesprojekt  von  1889  scheiterte,  und  man  wird  das 
nicht  zu  beklagen  haben.  „Wir  haben  kein  Recht,  dem  Ausländer  im 
Auslande  über  sein  Verhalten  Vorscbriften  zu  machen,  auch  dann  nicht, 
wenn  Angehörige  unseres  Staates  wirklich  oder  vermeintlich  (nach 
Ansicht  unseres  Staates,  die  hier  völkerrechtlich  nicht  unbedingt  mafs- 
gebend  sein  kann)  die  Verletzten  sind;  Angehörige  unseres  Staates 
haben  im  Auslande  keine  Privilegien  zu  beanspruchen;  ihnen  wird 
vollkommenes  Recht,  wenn  sie  ebenso  behandelt  werden  (auch  von 
Privatpersonen),  wie  Angehörige  des  auswärtigen  Staates  selbst  ^^).'' 

Allerdings  hat  der  Inländer  einen  Anspruch  darauf,  dafs  der 
Heimatsstaat  seine  schützende  Hand  auch  im  Auslande  über  ihm  hält. 
Aber  der  Schutz  kann  notwendig  nur  ein  diplomatischer  sein.  „Auf 
die  Schatzpflicht  für  den  Inländer  kann  ein  Recht  zur  nachträglichen 
Bestrafung  der  Verletzungen  des  Inländers  nicht  gestützt  werden. 
Straft  das  Ausland  seinen  Unterthan  wegen  einer  Verletzung  des 
Fremden  nicht,  so  mufs  das  Inland  auf  andere  Weise  fUr  seine  Inter- 


74)  V.  Marti t»  8.  88. 

75)  Art  5  und  6  des  itaL  Ges^.  von  1889  in  Böhms  Zeitschrift  Bd.  I 
S.  24  ff. 
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essen  besorgt  sein,  z.  6.  durch  Abbrach  freundschaftlicher  Beziehungen, 
Warnung  seiner  Unterthanen.  Aber  es  liegt  immer  kein  Rechtsgrand 
▼or,  den  Auslfinder  deshalb  vor  das  inländische  forum  za  stellen,  weil 
seine  eigene  Behörde,  welche  zur  Aburteilung  berufen  war,  keine  Ver- 
folgung eingeleitet  hat,  vielmehr  würde  eine  solche  Berechtigung  ab 
ein  Eingriff  in  die  fremde  Souveränität  zu  bezeichnen  sein^^)/ 


Die  Bedeutung  der  Konkurrenzklausel  im  internationalen 

Rechtsverkehr. 

Von  Dr.  Blberftld  in  Berlin. 


Unter  Eonkurrenzklansel  versteht  man  bekanntlich  eine  Verein- 
barung, durch  welche  der  eine  Teil  zu  Gunsten  des  anderen  sich  ge- 
wissen Beschränkungen  in  seiner  gewerblichen  Thfttigkeit  unterwirft. 
Eine  solche  Abrede  pflegt  gewöhnlich  getroffen  zu  werden  im  Zusammen- 
hange mit  einem  Oesellschafts-  oder  Dienstmietevertrag  mit  der  Mafs- 
gabe,  dafs  dieselbe  nach  Auflösung  dieses  Verhältnisses  in  Kraft  treten 
soll;  an  die  Verletzung  der  für  den  verpflichteten  Teil  hieraus  sich 
ergebenden  Verbindlichkeiten  knUpfl  sich  als  vertragsmäfHig  festgesetzte 
Folge  in  der  Kegel  eine  zu  Gunst«*»  des  Berechtigten  verwirkte  Kon- 
ventionalstrafe. Die  Beurteilung  eines  derartigen  Abkommens  bietet  an 
sich  schon  nicht  unerhebliche  Schwierigkeiten,  wenn  selbst  nur  das 
Recht  eines  einzelnen  Staates  als  das  den  Fall  ausschliefslich  be- 
herrschende in  Frage  kommt.  Was  speciell  Deutschland  anlangt ,  so 
hatte  zwar  schon  das  Reichsgesetz  vom  14.  November  1867,  betr.  die 
vertragsmäfsigen  Zinsen,  in  §  I  alle  diejenigen  landesgesetzlichen  Be- 
stimmungen aufgehoben,  nach  denen  die  Konventionalstrafe  ttberhanpt, 
also  auch  die  ^  Nichtbeachtung  der  Konkurrenzklausel,  der  Höhe 
nach  an  gewisse  Grenzen  gebunden  war,  nachdem  schon  vorher  Art  284 
Abs.  1  des  H.6.B.  dasselbe  für  das  Gebiet  des  Handelsrechts  aus- 
gesprochen hatte.  Allein  damit  war  nur  gesagt,  dafs  eine  derartige 
Vertragsstrafe,  selbst  wenn  sie  das  alterum  taWtum  des  für  den 
Gläubiger  an  der  Erfüllung  vorhandenen  Interesses  überstiege,  dennoch 
verbindlich  sein  solle;  es  war  aber  das  Verhältnis  einer  solchen  Ab- 
rede zu  dem  anerkannten  Grundsätze  der  Gewerbefreiheit  noch  nicht 
festgestellt.  Soll  eine  derartige  Beschränkung  in  der  Entfaltung  der 
Erwerbstbätigkeit    unter    allen    Umständen    rechtswirksam    sein,     auch 


81)  Sehwarze,  H.  II  S.  45.    Vergl.  dazu  femer:   Störk  in  fiandb. 
des  Völkerrechts  II  S.  638.    HäUchner,  Strafr.  I  S.  150,  151,  175. 
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wenn  sie  vereinbart  ist  ohne  jegliche  ränmliche  oder  zeitliche  Be- 
gienzong?  Diese  Frage  ist,  wie  man  weifs,  von  den  höchsten  Ge- 
richten sehr  verschiedenartig  beantwortet  worden,  indem  man  bald  mehr 
den  Standpunkt  der  unbedingten  Vertragsfreiheit ,  bald  den  der  gmnd- 
Bätslichen  Gewerbefreiheit,  die  zum  Nachteile  einer  Person  nicht  ganz 
aufgehoben  werden  dürfe,  betonte.  Allmählich  aber  brach  sich  doch 
die  Anschauung  Bahn,  dafs  eine  derartige  Klausel,  wenn  sie  alle  ört- 
lichen und  zeitlichen  Schranken  aufser  Acht  lasse,  einen  Verstofs  gegen 
die  guten  Sitten  darstelle,  so  dafs  zu  ihrer  Gültigkeit  erforderlich  sei 
eine  Begrenzung  auf  ein  bestimmtes  Gebiet  oder  auf  einen  bestimmten 
Zeitraum,  eine  Festsetzung,  bei  deren  Innehaltung  dem  Verpflichteten 
immer  noch  die  Möglichkeit  verbliebe,  seine  Fähigkeiten  und  seine 
Arbeitskraft  zur  Erhaltung  der  eigenen  wirtschaftlichen  Existenz  zu 
bethätigen.  Ganz  neuerdings  hat  das  Oberlandesgericht  zu  Colmar  in 
einem  Erkenntnisse  vom  20.  Mai  1898  (vergl.  Juristische  Zeitschrift 
für  Klsafs - Lotliringen ,  Bd.  23  S.  493  ff.)  es  ausgesprochen,  dafs  die 
Gültigkeit  einer  solchen  Klausel  eine  Begrenzung  nach  einer  Seite 
uin,  entweder  in  Bezug  auf  die  räumliclie  oder  zeitliche  Wirksamkeit, 
erfordere,  dafs  es  aber  andererseits  genüge,  wenn  ein  solcher  Vorbehalt 
zu  Gunsten  des  Schuldners  auch  nur  nach  einer  Seite  hin  getroffen 
worden  ist  Ebenso  soll  es  genügen,  wenn  gewisse  Arten  der 
Erwerbsthätigkeit ,  in  denen  der  Verpflichtete  ausreichende  Erfiihrung 
besitzt,  ihm  offen  gehalten  werden:  ein  vielseitiger  Mann  kann  unbe- 
schadet der  Möglichkeit  seines  Fortkoromens  für  alle  Zeit  und  für  alle 
Länder  der  Erde  auf  die  Ausübung  einer  bestimmten  Art  von  Thätig- 
keit  verzichten. 

Die  neue  Reichsgesetzgebong  ist  in  dieser  Richtung,  welche  den 
Schutz  des  wirtschaftlich  Schwachen  oder  Unerfahrenen  gegen  uner- 
trilglicbe  Härte  bezweckt,  systematisch  und  zugleich  auch  erheblich 
weiter  vorgegangen.  Sie  hat  zunächst  die  Frage  für  die  grolsen 
Gruppen  der  kaufinännischen  und  gewerblichen  Arbeitnehmer  in  den 
§§  74  und  75  des  neuen  H.6.B.  und  in  Art  9  II  des  Einf.Ges.  zu 
demselben  ger^elt  Eine  solche  Vereinbarung  soll  für  den  durch  sie 
belasteten  Handlnngsgehülfen  —  so  schreibt  §  74  Abs.  1  vor  —  nur 
insoweit  verbindlich  sein, 

„als  die  Beschränkung  nach  Zeit,  Ort  und  Gegenstand  nicht  die 
Grenzen  überschreitet,  durch  welche  eine  unbillige  Erschwerung  des 
Fortkommens  des  Handlnngsgehülfen  ausgeschlossen  wird." 

Eine  solche  Erschwerung  findet  aber  Abs.  2  unter  allen  Umständen,, 
ohne  Rücksicht  auf  den  sonstigen  Inhalt  des  Übereinkommens  darin ^ 
daft  die  Beschränkung  auf  einen  Zeitraum  von  mehr  als  drei  Jahren 
erstreckt  wird,  und  endlich  spricht  der  Abs.  3  der  Vereinbarung  jede 
Rechtsbestflndigkeit  ab,  wenn  der  Handlungsgehülfe  zur  Zeit  des  Ab- 
schlusses minderjährig  ist 

Wörtlich  dasselbe,  wie  Abs.  1  und  3  dieser  Gesetzesstelle,  ordnef 
Art  9  Ziff.  2  des  Emf.Ges.  an  bezüglich  der  in  §  133  a  der  Gewerbe- 
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Ordnung  erwähnten,  von  Oewerbeunternefamem  gegen  feste  Bezüge  be- 
schäftigten Personen,  die  entweder  die  Leitang  oder  BeaafBicfatigiing 
des  Betriebes  zu  ftihren  haben  oder  mit  höheren  technischen  Dienst- 
leistongen  betraut  sind.  Ohne  ersichtlichen  inneren  Grund  ist  für  diese 
Kategorien  indes  eine  dem  §  74  Abs.  2  cit  analoge  Bestimmung  nicht 
in  das  Gesetz  aufgenommen  worden,  so  dafs  eine  weitere  Ausdehnung 
der  Pflicht  zur  Konkurrenzenthaltung  über  den  Zeitraum  Ton  drei 
Jahren  nach  erfolgter  Beendigung  des  Dienstverhältnisses  hinaus  hier 
noch  nicht  ohne  weiteres  als  eine  „unbillige  Erschwerung  des  Fort- 
kommens" im  Sinne  des  Gesetzes  angesehen  werden  soll. 

Ganz  allgemein  aber,  und  ohne  Anwendungsbeschränkung  auf  be^ 
stimmte  Stellungen  oder  Beru&kl&ssen,  schreibt  das  B.G.B.  in  §  348 
Abs.  1  vor: 

„Ist  eine  verwirkte  Strafe  unverhältnismäfsig  hoch,  so  kann  sie  auf 
Antrag  des  Schuldners  durch  Urteil  auf  den  angemessenen  •  Betrag 
herabgesetzt  werden.  Bei  der  Beurteilung  der  Ungemessenheit  ist 
jedes  berechtigte  Interesse  des  Gläubigers,  nicht  blofs  das  Vermögens- 
interesse, in  Betracht  zu  ziehen.  Nach  der  Entrichtung  der  Strafe 
ist  die  Herabsetzung  ausgeschlossen. ' 

In  Abs.  2  wird  dann  noch  ausdrücklich  bemerkt,  dafs  das  Gleiche 
auch  gelten  soll, 

„wenn  Jemand  eine  Strafe  ftir  den  Fall  verspricht,  dafs  er  eine 
Handlung  vornimmt  oder  unterläfst**. 

Im  Anschlüsse  hieran  sagt  sodann  das  Einf.Ges.  zum  B.G.B.  in 
Art  39,  dafs  das  eingangs  besprochene  Gesetz,  betr.  die  vertrags- 
mäfsigen  Zinsen,  vom  14.  November  1867  aufgehoben  sei.  Es  ist  hier 
nicht  der  Ort  und-  die  Absicht,  in  eine  Erörterung  dieser  Bestimmungen 
einzutreten,  es  soll  hier  nur  festgestellt  werden,  dafs  sie  alle  erlassoi 
sind  im  Interesse  der  guten  Sitten,  denen  es  widerspricht,  dafs  der 
Eine  zu  Gunsten  des  Anderen  allzu  stark  gebunden  werde. 

IL 

Hält  man  aber  an  diesem  Satze  fest,  dafs  eine  ttbermäfsige  Er- 
schwerung des  Fortkommens,  die  im  Vertrage  der  eine  Teil  dem  an- 
deren durch  die  Vereinbarung  einer  solchen  Konkurrenzenthaltung  auf- 
^^^^  S^S^^  ^^®  guten  Sitten  verstofse,  so  ergiebt  sich  daraus  zugleich 
folgendes:  Ist  ein  derartiger  Vertrag  im  Auslande  geschlossen  worden, 
in  einem  Rechtsgebiete,  das  in  der  in  Rede  stehenden  Beziehung  die  un- 
beschränkte Vertragsfreiheit  anerkennt,  so  ist  der  deutsche  Richter  nicht 
in  der  Lage,  einen  solchen  Vertrag  ohne  weiteres  als  gültig  zu  be- 
handeln, er  mufs  vielmehr  prüfen,  ob  der  Inhalt  desselben  auch  vereinbar 
ist  mit  den  sittlichen  Anschauungen,  von  denen  das  deutsche  Gresetz 
getragen  ist  Auf  diesem  Standpunkte  steht  auch  die  französische 
Rechtsprechung,  wie  aus  einem  Urteil  der  Cour  d'appeH  de  Paris  vom 
12.  Januar  1896  (vergl.  Journal  du  Droit  International  Prive  etc.j 
XXV.  hme  annee  pag.   740 — 745)  hervorgeht     Da  dieses  sehr  ein- 
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gelieiid  begründete  Urteil  nach  mehr  ab  einer  Beziehung  hin  von 
höherem  Interesse  sein  dürfte,  so  ist  eine  nähere  Betrachtang  desselben 
TieQeicht  nicht  überfltlssig.  Zwischen  dem  Beklagten,  Nordenfeldt^  und 
der  klügerischen ,  in  England  ansässigen  Gesellschaft  „TTie  Miunm 
Nordenfeldi  d  Cie.^  war  in  London  ein  Vertrag  abgeschlossen,  wo- 
nach Beklagter  eine  Reihe  von  Erfindungen,  deren  Urheber  er  war, 
und  die  darauf  in  verschiedenen  Staaten  erteilten  Patente  zur  alleinigen 
Ausnutzung  an  die  Klägerin  übertrug  gegen  einen  Überlassungspreis 
von  5  Millionen  Frcs.  und  zugleich  gegen  Einrtluroung  einer  mit  er- 
heblichen Bezügen  ausgestatteten  Stellung  als  Direktor  im  Betriebe  der 
EJflgerin.  Zugleich  hatte  der  Beklagte  sich  verpflichtet,  f\Xr  die  Dauer 
von  fhnfxmdzwanzig  Jahren  nach  bestimmter  Richtung  sich  jeder  Kon- 
knrrenzthtttigkeit  zum  Nachteile  der  Klägerin  ohne  Ortliche  Beschränkung 
zu  enthalten.  Für  den  Fall  der  Zuwiderhandlung  war  eine  Vertrags- 
strafe von  1  Million  Frcs.  vereinbart  worden.  Dieses  Abkommen,  dem 
späterhin  nicht  unerhebliche  Zusätze  folgten,  datiert  vom  12.  September 
1888.  Im  Januar  1890  geriet  der  Beklagte  in  Konkurs  und  wurde 
infolge  dessen,  den  Statuten  der  klägerischen  Gresellschaft  entsprechend, 
am  15.  desselben  Monats  seiner  Funktionen  als  Direktor  enthoben. 
Nach  Beendigung  des  Konkursverfifthrens  hatte  die  Klägerin  sich  nun 
sogleich  erboten,  dem  Beklagten  denselben  Posten,  den  er  früher  be- 
kleidet, unter  unveränderten  Bedingungen  von  neuem  zu  übertragen; 
allein  er  hatte  dies  abgelehnt  und  in  Frankreich,  dem  Abkommen  zu- 
wider, ein  Unternehmen  ins  Leben  gerufen,  welches  in  allen  Stücken 
als  ein  Konkurrenzgeschäft  im  Verhältnisse  zur  Gesellschaft  der  Klägerin 
anzusehen  war.  Hierauf  stützte  sich  der  in  England  angebrachte  und 
in  letzter  Instanz  zu  Gunsten  der  Klägerin  entschiedene  EJageanspruch 
auf  Zahlung  einer  Konventionalstrafe  von  1  Million  Frcs.  In  Frank- 
reich jedoch,  wo  EJägerin  nun  die  Erteilung  des  Vollstreckungsnrteils 
gegen  den  in  Paris  ansässig  gewordenen  Beklagten  nachsuchte,  verhielt 
sich  die  Cour  de  la  Seine  als  erste  Instanz  ablehnend,  da  sie  schon 
in  der  weiten  zeitlichen  Ausdehnung  der  dem  Beklagten  in  dem  Ver- 
trage znr  Pflicht  gemachten  Konkurrenzenthaltung  eine  den  guten  Sitten 
und  dem  Principe  der  Freiheit  in  der  Erwerbsthätigkeit  (Gewerbe- 
freiheit) zuwiderlaufende  Beschränkung  erblicken  zu  sollen  meinte.  Diese 
Entscheidung  hat  jedoch  die  Cour  d'appel  zu  Paris  durch  Erkenntnis 
vom  12.  Januar  1898  aufgehoben  und  das  englische  Urteil  ftlr  voll- 
streckbar erklärt  Zuzugeben  ist,  dafs  eine  Konventionalstrafe  von 
1  Million  Frcs.  unter  allen  Umständen  eine  sehr  hohe  ist  und  in  den 
weitaus  meisten  Fällen  eine  zu  hohe  sein  dürfte ;  auch  dafs  ein  Verbot 
der  Bereitung  von  Wettbewerb,  welches  für  die  Dauer  von  25  Jahren 
wirksam  sein  soll,  aufserordentlich  weit  erstreckt  ist.  Demgegenüber 
hat  aber  das  Gericht  auch  folgende  Umstände  gewürdigt  Selbst  eine 
Bindimg  auf  ftlnfnndzwanzig  Jahre  kann  einer  solchen  für  immer  (eine 
solche  allein  würde  den  guten  Sitten  und  den  vom  Rechte  befolgten 
Grundsätzen  widersprechen)  nicht  gleich  geachtet  werden,  da  der  Be- 
klagte zur  Zeit  des  Vertragsschlusses   erst   46  Jahre  alt  war,   mithin 
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immer  noch  das  Erlöschen  seiner  Verpflichtung  sehr  wohl  um  10  bis 
15  Jahre  überleben  könnte^).  Sodann  berücksichtigte  das  Gericht,  dafs 
nicht  jede  Art  der  Konkurrenzthätigkeit  dem  Beklagten  verboten  war, 
sondern  dafs  ihm  nur  gewisse,  wenn  auch  nicht  enge  Grenzen  gezogen 
waren ;  jenseits  derselben  aber  blieb  ihm  noch  immer  die  Fteiheit  und 
die  thatsächliche  Möglichkeit,  seine  Fähigkeiten  und  Erfiihningen  mit 
gutem  Erfolge  auszunutzen.  Vor  allen  Dingen  aber  mufste  entscheidend 
ins  Gewicht  fallen,  dafs  Beklagter  fUr  die  von  ihm  eingegangene  Ver- 
bindlichkeit sehr  bedeutende  Gegenleistungen  zugesichert  und  bereits 
empfangen  hatte,  indem,  abgesehen  von  der  an  ihn  geschehenen  ein- 
maligen Zahlung  von  5  Millionen  Frcs. ,  ihm  eine  dauernde  Stellung 
als  Direktor  mit  sehr  grofsen  Einnahmen  gewährt  worden  war.  Wenn 
er  derselben  verlustig  ging,  so  konnten  damit,  da  sein  eigenes  Ver- 
schulden oder  doch  mindestens  Umstände,  die  allein  in  seiner  Person 
lagen,  hierzu  geführt  hatten,  nicht  auch  seine  Verpflichtungen  erlöschen. 
Diese  letzteren  aber  aufser  Acht  zu  lassen,  war  für  ihn  eine  zwingende 
Notwendigkeit  um  so  weniger  vorhanden,  als  ihm  ja  die  Klägerin  ihre 
Bereitwilligkeit  erklärt  hatte,  ihn  wieder,  nachdem  seine  Verhältnisse 
wieder  arrangiert  waren,  bei  sich  unter  den  früheren,  so  vorteilhaften 
Bedingungen  anzustellen. 

IIL 

Es  dürfte  nun  nicht  uninteressant  sein,  zu  untersuchen,  wie  sich 
die  Rechtslage  vom  Standpunkte  des  deutschen  Richters  aus  nach  dem 
neuen  Reichsrecht  gestalten  würde,  wenn  er  materiell  mit  der  Sache 
befafst  werden  würde,  d.  h.  wenn  aus  einem  solchen  Vertrage  bei 
einem  deutschen  Gerichte  geklagt  werden  würde  ^).  Wäre  der  Be- 
klagte in  seiner  früheren  Stellung  bei  der  Klägerin,  also  zur  Zeit  der 
Vertragserrichtung,  als  Handlungsgehülfe  anzusehen  gewesen,  so  hätte 
auf  KUgeabweisung  erkannt  werden  müssen  nach  Mafsgabe  des  §  74 
Abs.  2  des  neuen  H.G.B.  vom  10.  Mai  1897,  wonach  eine  Be- 
schränkung der  hier  in  Rede  stehenden  Art  nicht  auf  einen  Zeitraum 
von  mehr  als  drei  Jahren  von  der  Beendigung  des  Dienstverhältniases 
an  erstreckt  werden  kann.  Da  es  sich  hier  um  eine  Bindung  von 
fünfundzwanzig  Jahren  handelt,  so  wäre  die  ganze  Abmachung,  ohne 
dafs  es  einer  weiteren  Prüfung   bedurft    hätte  ^    fllr   unwirksam   zu  er- 


1)  Ob  freilich  die  Ausfahrung  zutriSt,   dafs  Beklagter  nicht  für  sein 

fanzes  Leben  in  seiner  Erwerbsthätigkeit  beschränkt  wurde,  weil  er,  der 
eim  Abschlüsse  46  Jahre  alt  war,  nur  auf  25  Jahre  gebunden  wurde,  kann 
dahingestellt  bleiben.  Ein  Greis  von  71  Jahren  kann  wohl  noch  10—15 
Jahre  leben,  in  der  Kegel  aber  nicht  mehr  technisch  arbeiten. 

2)  Wenn  es  sich  um  das  VoUstreckunffäurteil  allein  handein  würde,  so 
wäre  die  Sache  zweifellos,  da  nach  §  661  Abs.  1  der  C.Pr.O.  die  Gesetz- 
«näfsigkeit  des  ausländischen  Urteils  nicht  zu  prüfen  ist  im  Gegensätze  zum 
französisehen  Richter,  wo  die  Partei  ein  nochmaliges  Eingehen  auf  den 
Streit  selbst  und  eine  wiederholte  materielle  Pi^fung  verlangen  kann 
(CodL  €l*i  Proc,  Art  546). 
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klären  gewesen.  Nimmt  man  jedoch  an,  dafs  die  Klägerin  eine  Aktien- 
geadlschaft  gewesen  sei  (aus  dem  der  Betrachtung  zu  Grunde  gelegten 
französischen  Urteil  ist  nicht  erkennbar,  welcher  Art  diese  SocietKt  war  *, 
es  ist  dies  auch  für  den  französischen  Richter  unerheblich),  so  kann 
man  die  Bestimmungen  des  §§  74  ff.  a.  a.  0.  auf  den  Beklagten  nicht 
anwenden,  da,  wie  das  Reichsgericht  unter  Bezugnahme  auf  die  ältere 
Judikatur  des  Reichsoberhandelsgerichts  zutreffend  ausgeführt  hat,  der 
Vorstand  einer  Aktiengesellschaft  zu  dieser  selbst  nicht  in  dem  Ver- 
hältnisse eines  Handlungsgeh Ulfen  steht  ^).  Die  Entscheidung  wäre  abo 
abhängig  zu  machen  von  den  Vorschriften  des  gemeinen  bürgerlichen 
Rechts,  insbesondere  des  §  343  des  B.G.B.  **).  Dort  wird  gesagt,  dafs 
eine  verwirkte  Strafe,  wenn  sie  uDVCrhAltnismäfsig  hoch  ist,  auf  Antrag 
des  Schuldners  durch  Urteil  uuf  den  angemessenen  Betrag  herabgesetzt 
werden  kann.  „Bei  der  Beurteilung  der  Angemessenheit  ist  jedes 
berechtigte  Interesse  des  Gläubigers,  nicht  blofs  das  Vermögensinteresse, 
in  Betracht  zu  ziehen.  **  Von  dieser  Norm  ausgehend  dürfte  man  wohl 
zu  einer  konformen  Entscheidung  mit  der  des  französischen  Gerichts 
kommen.  Dafs  eine  Beschränkung  auf  die  Dauer  von  fünfundzwanzig 
Jahren  an  und  für  sich  eine  sehr  hohe  ist,  wird  zuzugeben  sein ;  allein 
während  das  Handelsgesetzbuch  (vergl.  die  oben  angeführte  Stelle  §  74 
Abs.  2)  an  die  Dauer  der  auferlegten  Beschränkung,  im  Gegensatze 
zu  den  sonstigen  Momenten,  keinen  relativen  Mafsstab  anlegt,  sondern 
einen  absoluten  und  jede  Bindung  auf  länger  als  drei  Jahre  für  null 
and  nichtig  erklärt,  will  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  sie  nur  dann  so 
behandelt  wissen,  wenn  sie  „unverhältnismäfsig**  hoch  ist,  d.  h.  die 
Schwere  der  auferlegten  Verpflichtung  ist  abzuwUgen  und  zu  bestimmen 
nach  allen  sonstigen  mitwirkenden  Umständen,  und  zwar  sollen  hier 
auch  zu  Gunsten  der  Berechtigten  alle  anerkennenswerten  Interessen, 
selbst  wenn  sie  keinen  Vermögenswert  darstellen,  Berücksichtigung 
finden.  Dennoch  wird  gegenüber  der  langen  Dauer  der  dem  Ver- 
pflichteten auferlegten  Enthaltung  von  Konkurrenzthätigkeit  in  weitem 
Um&nge,  gegenüber  der  Thatsache,  dafs  ihm  dieser  Verzicht  für  die 
ganze  bewohnte  Erde  zugemutet  worden  war  und  gegenüber  endlich 
der  für  die  meisten  Menschen  überhaupt  nicht  erreicii baren  Höhe  der 
für  den  Fall  der  Vertragsverletzung  verwirkten  Stra&umme  geltend  zu 
machen  sein,  dafs  ihm  hierfür  ein  ganz  enormes  Vermögen,  fünf 
Millionen,  gewährt  worden  waren,  eine  Summe,  die  ihn  von  der  Not- 
wendigkeit, auf  Erwerb  auszugehen,  überhaupt  befreite.  Wollte  er 
einer  solchen  gewinnbringenden  Thätigkeit  nicht  entsagen,  so  war  ihm 
eine  nicht  minder  gut  dotierte  Stelle  gesichert,  die  ihm  selbst  dann, 
als  er  sie  aus  eigenem  Verschulden  verscherzt  hatte,    nach  Beseitigung 


3)  Ver^l.  Entacheid.  in  Qvilsacheo  Bd.  7  8.  77.  Vergl.  auch  Kosack, 
Lehrbuch  des  Handelsrechts  S.  618,  Stuttgart  1898 ,  wo  auch  die  ältere 
Rechtsprechung  angeführt  ist. 

4)  Die  Übergangsbestimmungen  des  Einführungsgesetzes  können  hier 
füglich  anfser  Acht  bleiben. 
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der  entgegenstehenden  Hindemisse  wieder  zugänglich  gemacht  wurde. 
Man  darf  sagen,  dafs  angesichts  dieser  Momente  die  Klägerin  seht 
grofse  Anstrengungen  gemacht  hat,  um  sich  die  Dienste  des  Beklagten 
zu  erhalten.  Gegenüber  diesen  von  ihr  auj^ebrachten  ganz  auTser- 
gewöhnlichen  Leistungen  sind  die  dem  Beklagten  auferlegten  Ver- 
pflichtungen keine  unverhältnismftfsig  schweren  zu  nennen. 


Die  Wiederverehelichung  der  reichsangehörigen  und  der 
ausländischen,  bis  zu  ihrer  Verehelichung  reichsange- 
hörigen Ehefrau  eines  von  den  Gerichten  seines  Heimat- 
staates für  tot  ericiärten 

Von  A.  Harlolle. 


tiber  die  Eingehung  der  Ehe  der  reichsangehörigen  wie  der  aus» 
iKndischen,  bis  zu  ihrer  Verehelichung  reichsangehörigen  Ehefrau  eines 
von  den  Gerichten  seines  Heimatstaates  ftir  tot  erklärten  Ausländeis 
hat  das  Einflihrungsgesetz  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  keine  beson- 
deren Vorschriften  getroffen ;  es  finden  daher  die  allgemeinen  Vorschriften 
des  Art  13  Abs.  1  des  Einf.Ges.  z.  B.G.B.  Anwendung  mit  der  MaTs- 
gäbe,  dafs  die  Eingehung  einer  zweiten  Ehe  seitens  der  Inländerin  nach 
deutschem  Rechte,  seitens  der  Ausländerin  nach  dem  Rechte  ihres 
Heimatstaates  beurteilt  wird. 

Nach  deutschem  Rechte  (§§  1840  ff.  des  B.G.B.)  wird  im  ersten 
Falle  auch  die  Frage  entschieden,  ob  die  Frau  auf  Grund  der  Todes- 
erklärung ihres  Ehemannes  eine  neue  Ehe  eingehen  kann  und  welche 
Wirkung  die  Eheschliefsung  hat,  wenn  der  für  tot  erklärte  Ehegatte 
noch  lebt  Ob  der  Ehemann  fUr  tot  gilt,  dafUr  ist  allein  die  Ent- 
scheidung des  ausländischen  Gerichtes  mafsgebend,  wobei  allerdings 
vorausgesetzt  ist,  dafs  die  Entscheidung  auch  im  Inlande  aneriuinnt 
wird.  Bei  Prüfung  dieser  Frage  wird  §  328  der  RC.Pr.0.,  insbesondere 
dessen  Abs.  1  Ziff.  1  und  5  und  Abs.  2  in  Betracht  zu  ziehen  sein. 
Die  Zuständigkeit  der  Gerichte  des  Heimatstaates  des  für  tot  erklärten 
Ehemannes  wird  dabei  nicht  in  Zweifel  gezogen  werden  können,  da 
aus  Art.  9  Abs.  1  des  Einf.Ges.  z.  B.G.B.  geschlossen  werden  darf, 
dafs  der  deutsche  Gesetzgeber  die  Gerichte  des  Heimatstaates  einer 
Person  für  zuständig  zur  Todeserklärung  erachtet  Dagegen  wird  der 
Mangel  yerbtli*gter  Gegenseitigkeit  nicht  selten  der  Anerkennung  d« 
durch  das  ausländische  Gericht  ausgesprochenen  Todeserklärung  ent- 
gegenstehen. Die  Vorschrift  des  §  328  Abs.  2,  wonach  die  Aner- 
kennung eines  ausländischen  Urteils  trotz  des  Mangels  yerbttigter  Gegen- 
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seitigkeit  nicht  aosgeschloBsen  ist,  wenn  das  Urteil  einen  nicht  vermögens- 
reebtlichen  Ansprach  betrifit  und  nach  den  deutschen  Gesetzen  ein 
Gerichtsstand  im  Inlande  nicht  begründet  war,  findet  nur  dann  An- 
wendung, wenn  der  Ehemann  zuletzt  seinen  Wohnsitz  im  Auslande 
hatte  oder  wenn  die  Frau  zur  2ieit  der  Todeserklärung  ihres  Ehemannes 
im  Auslande  wohnte.  War  sie  zu  jener  Zeit  bereits  im  lulande,  so 
war  ffXr  die  Todeserklärung  ihres  zuletzt  im  Inlande  wohnhaften  Ehe- 
manns nach  Art  9  Abs.  3  des  Einf.Ges.  z.  B.G.B.  ein  Gerichtsstand 
im  Inlande  begrtlndet  tmd  bleibt  daher  die  Anwendung  des  §  328 
Abs.  2  ausgeschlossen.  Die  Fähigkeit  zum  Abschlüsse  einer  neuen 
Ehe  erlangt  die  Frau,  wenn  die  Todeserklärung  des  ausländischen 
Grerichts  im  Inlande  nicht  anerkannt  wird,  durch  Herbeiführung  einer 
Todeserklärung  seitens  der  deutschen  Gerichte  auf  Grund  des  Art  9 
Abs.  3- 

Ist  die  bis  zu  ihrer  Verheiratung  reichsangehOrige  Ehefrau  eines 
im  Auslände  ftkr  tot  erklärten  Ausländers  ebenftdls  Ausländerin,  so  ist 
für  die  Eingehung  einer  Ehe  seitens  derselben,  wie  bereits  gesagt,  das 
Recht  ihres  Heimatstaates  mafsgebend.  Die  eben  dargelegten  Sätze 
ober  die  Anerkennung  der  von  dem  ausländischen  Gerichte  aus- 
gesprochenen Todeserklärung  gelten  vollinhaltlich  auch  in  diesem  Falle, 
weü  nach  Art  9  Abs.  3  die  Todeserklärung  des  ausländischen  Ehe- 
mannes auch  von  seiner  ebenfalls  ausländischen  Ehefrau  beantragt 
werden  kann,  die  bis  zu  ihrer  Verheiratung  Deutsche  war. 

Eine  abweichende  Ansicht,  —  die  auch  zu  den  gegenwärtigen 
Ausführungen  angeregt  hat  —  findet  sich  in  einem  in  dieser  Zeitschrift 
Bd«  VIII  S.  219  veröffentlichten  Au&atze  von  Biberfeld  vertreten. 
Dort  wird  die  Behauptung  aufgestellt,  dafs  die  Ausländerin,  die  bis  zu 
ihrer  Verheiratung  Deutsche  war,  aus  eben  diesem  Grunde  nach  ihrer 
Hückkehr  nach  Deutschland  den  deutschen  Gesetzen  insofern  unterworfen 
werde,  als  sie  eine  nochmalige  Todeserklärung  nach  diesen  Gesetzen 
herbeiführen  mnfs,  um  auf  diese  Weise  die  Fähigkeit  zur  Wiederver- 
heiratnng  zu  erlangen.  Was  nach  den  bisherigen  Ausführungen  aus 
prozefsrechtlichen  Ghilnden  sich  unter  Umständen  als  unbeweisbare 
Notwendigkeit  zur  Erlangung  der  Fähigkeit  zum  Abschlnfs  einer  Ehe 
im  Inlande  darstellt,  die  Herbeiführung  einer  wiederholten  Todes- 
erklSrong  des  Ehemannes  durch  die  deutschen  Gerichte,  das  scheint 
JBtberfdd  ans  materiellrechtlichen  Grtlnden  allgemein  zur  Voraussetzung 
der  Eingehung  einer  neuen  Ehe  im  Inlande  zu  machen.  Da  seine 
Ausführungen  übrigens  nicht  klar  ersehen  lassen,  inwiefern  die  That- 
sache,  dals  die  Ehefrau  eines  verschollenen  Ausländers  bis  zu  ihrer 
Verheiratung  Deutsche  war,  im  Falle  ihrer  Rückkehr  nach  Deutsch- 
land ihre  Unterwerfung  unter  die  deutschen  Gesetze  wenigstens  in 
Bezug  auf  das  Verfahren  wegen  Todeserklärung  ihres  Ehemannes  recht- 
fertigen soll  und  insbesondere,  ob  diese  Annahme  auf  Art  9  Abs.  3 
gegründet  werden  will,  so  mag  hier  zur  Widerlegung  semer  Ansicht 
bis  auf  weiteres  der  Hinweis  auf  unsere  eigenen  Ausführungen  genügen. 
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Zur  Verlassenschaftsabhandlung  nach  in  Österreich 

verstorbenen 


Von  Dr.  GllSteT  Wal&er,  Privatdocenten  der  Rechte  an  der  Wiener 

Universität 

Im  IX.  Bande  dieser  Zeitsclirift  iet  auf  S.  107  ff.  unter  diesem 
Titel  ein  Ao&atz  von  Dr.  CA.  Kochmann  in  Dobranzen  enthalten, 
welcher  leicht  zu  einer  irrigen  Auffassung  über  den  8taatsvertrag 
zwischen  Osterreich  und  Frankreich  vom  11.  Dezember  1866  Nr.  168 
ILG.Bl.  über  die  Behandlung  der  Verlassenschaften  der  g^enseitigeu 
Staatsangehörigen  Anlafs  geben  könnte. 

In  diesem  Aufsatze  wird  zunächst  ein  Rechtsfall  erzählt,  in  welchem 
die  Verlassenschaftsabhandlung  tlber  das  im  Inlande  befindliche  ye^ 
mögen  einer  Amerikanerin  von  den  österreichischen  Gerichten  gepflogen 
wurde.     Dieser  Fall  giebt  zu  keinen  Bemerkungen  Anlafs. 

Es  wird  dann  weiters  ein  Fall  erzählt,  in  welchem  die  Abhandlung 
nach  einem  in  Wien  verstorbenen  Franzosen  in  Frage  stand.  Der 
Erblasser,  der  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  in  Osterreich  hatte,  ver- 
fügte in  seinem  Testamente,  dafs  nach  seinem  Tode  tlber  sein  Ver- 
mögen die  Verlassenschaftsabhandlung  gleich  wie  nach  einem  Österreicher 
von  dem  berufenen  österreichischen  Gerichte  nach  österreichischem  Rechte 
gepflogen  und  von  diesem  Gerichte  auch  die  Vormundschaft  über  seine 
minderjährigen  Kinder  geführt  werden  und  zu  diesem  Zwecke  sein 
Nachlafs  in  Österreich  verbleiben  sollte.  Nun  enthält  der  genannte 
Staatsvertrag  zwischen  Osterreich  und  Frankreich  die  Bestimmung,  dafs 
das  in  Osterreich  befindliche  Nachlafsvermögen  eines  daselbst  verstorbenen 
Franzosen  von  den  ös^rreichischen  Gerichten  an  die  französischen  Be- 
hörden auszuliefern  ist.  Das  österreichische  Gericht  fafste  nun,  wie 
Kocknumn  mitteilt ,  diese  Bestimmung  als  eine  Anordnung  stridi  juris 
auf  und  lehnte,  dem  ausdrücklichen  Willen  des  Erblassers  entgegen, 
sowohl  die  Abhandlung  seines  Nachlasses  als  auch  die  Führung  der 
Vormundschaft  über  seine  minderjährigen  Kinder  ab  und  beschränkte 
seine  Thätigkeit  lediglich  auf  die  Sicherstellung  des  Nachlasses  und 
Ernennung  eines  provisorischen  Vormundes.  Das  gesamte  in  Osterreich 
befindliche  bewegliche  Vermögen  wurde  dann  der  französischen  Bot- 
schaft in  Wien  zum  Zwecke  der  Ausfolgung  an  die  zuständigen  Be- 
hörden in  Frankreich  übergeben  und  derselben  auch  die  weiteren  Ver- 
fügungen betreffs  der  Vormundschaft  über  die  minderjährigen  Erben 
überlassen.  Die  Erben  mufsten  in  diesem  Falle  die  in  Osterreich  be- 
messene staatliche  Vermögensübertragungsgebühr  mortis  causa  und  die 
in  Frankreich  bemessenen  Gebühren  zahlen. 

Die  Ablehnung  der  Verlassenschaftsabhandlung  dürfte  nun  im  vor- 
liegenden Falle  keineswegs,  wie  Kockmcmn  meint,  in  den  Österreichischen 
Gesetzen  begründet  sein.  Wenn  ein  Gericht  die  Bestimmung  des  an- 
geführten Staatsvertrages  als   eine  Anordnung  stridi  juris  auffafst,  so 
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ist  diese  Auffassung  durchaus  nicht  allgemein  und  mindestens  nicht  un- 
anfechtbar. 

Nach  §  23  des  kaiserl.  Patentes  vom  9.  August  1854,  R.G.BI. 
Nr.  208)  haben  die  Gerichte  in  Ansehung  des  beweglichen  Vermögens 
der  in  dem  österreichischen  Staate  oder  im  Auslande  verstorbenen  Aus- 
Iftnder,  wenn  der  Verstorbene  einem  Staate  angehört,  welcher  sich  nach 
gleichen  Grundsätzen  benimmt,  der  zuständigen  ausländischen  Behörde 
des  Erblassers  sowohl  die  Erbschafts  Verhandlung  als  die  Entscheidung 
aller  streitigen  Erbansprttche  zu  überlassen  und  sich  auf  die  Sicherung 
des  Nachlasses  und  der  Ansprüche  österreichischer  Erben  und  Legatare 
und  der  österreiciiischen  Gläubiger  zu  beschränken. 

Wenn  aber  der  ausländische  Staat  die  Zuständigkeit  der  öster- 
reichischen Gerichte  über  den  dort  «befindlichen  Nachlafs  österreichischer 
Unterthanen  nicht  in  gleichem  Mafse  anerkennt,  so  ist  der  Grundsatz 
der  Gegenseitigkeit  zu  beobachten. 

Über  die  Behandlung  der  Nachlässe  in  den  einzelnen  auswärtigen 
Staaten  giebt  nun  eine  Reihe  von  Staatsvorträgen,  Ministerialerklärungen, 
Erlässen  und  Verordnungen  Aufschlufs  ^).  Alle  diese  Staatsverträge 
und  Deklarationen  bringen  eine  Feststellung  darüber,  ob  der  ausländische 
Staat  „sich  nach  den  gleichen  Grundsätzen  benimmt";  sie  bilden  die 
Verbtlrgung  der  Gegenseitigkeit  in  der  Frage,  ob  dem  ausländischen 
Staate  die  Erbschaf^s Verhandlung  und  die  Entscheidung  aller  streitigen 
Erbansprttche  zu  überlassen  sei.  In  gewissem  Sinne  geben  also  diese 
Staatsverträge  und  Deklarationen  eine  Erläuterung  und  nähere  Aus- 
führung des  §  23  des  kaiserl.  Patents  vom  9.  August  1854.  Nach 
dem  ganzen  Inhalte  der  Staatsvertrage  aber  und  dem  Sinne  des  §  28 
angeführten  Gesetzes  wurde  keineswegs  durch  die  Staatsverträge 
§  24  desselben  Gesetzes  aufser  Kraft  gesetzt. 

Der  Inhalt  dieser  Gesetzesstelle  ist  folgender:  Der  Nachlafs  eines 
Ausländers,  welcher  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  in  Osterreich  ge- 
nommen hatte,  soll  nach  §  23  von  der  ausländischen  Behörde  abgehandelt 
werden.  Nun  suchen  aber  die  in  Österreich  befindlichen  Erben  um 
die  Abhandlungspflege  durch  die  österreichische  Gerichtsbehörde  an. 
In  diesem  Falle  hat  das  österreichische  Gericht  die  Erbverhandlung 
nach  den  österreichischen  Gesetzen  vorzunehmen,  sofeme  über  voraus- 
g^angene  Ediktal Vorladung  auch  die  auswärtigen  Beteiligten,  von 
welchen  etwa  P>brecht8ansprüche  angemeldet  wurden,  sich  dieser  Ver- 
handlung unterwerfen. 

Meldet  sich  infolge  dieses  Edikts,  welches  auch  in  den  auswärtigen 
Zeitongsblättem  einzuschalten  ist,  niemand  oder  sind  die  sich  Meldenden 
mit  der  Verhandlung  vor  dem  österreichischen  Gerichte  einverstanden, 
80  ist  diese  nach  den  österreichischen  Gesetzen  zu  pflegen.  Wird  aber 
von   den  Beteiligten,   welche  sich  gemeldet   haben   oder  von  der   zu- 

ligen  auswärtigen  Behörde    selbst  auf  die  Verhandlung  vor   dem 


1)  Vergl.  darüber  Siarr^  Die  Rechtshülfe  in  Österreich  gegenüber  dem 
Analande,  6.  107  ff.    Fnedländer,  Verfahren  aufser  Streitsachen  §  28  S.  26  ff. 
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aoswttrtigen  Richter  gedrangen ,  so  ist  diesem  Begehren  zu  will&hreii 
(§  140  des  kaiserl.  Patents  vom  8.  Aogust  1854). 

In  dem  von  Kockmann  erzählten  Falle  hätte  wohl  ein  Rekurs  des 
Erbenvertreters  gegen  den  Beschlufs  des  Gerichtes  erster  Instanz, 
welches  die  Abhandlung  ablehnte,  Aussicht  auf  Erfolg  gehabt 

In  der  Entscheidung  vom  23.  September  1874  Z.  9814  (Glase^ 
Unger  Nr.  5475)  hat  der  oberste  Gerichtshof  die  Rechtsanschauung, 
dafs  §  24  des  kaiserl.  Patents  vom  8.  August  1854  trotz  des  mit 
Frankreich  abgeschlossenen  Staatsvertrages  vom  11.  Dezember  1866 
auch  für  französische  Staatsbürger  unverändert  fortbesteht,  gebilligt 
Der  oberste  Gerichtshof  hat  in  diesem  Falle  die  Ablehnung  der  Kom- 
petenz der  österreichischen  Behörden  nur  deshalb  ausgesprochen,  weil 
sich  in  Österreich  keine  Beteiligten  im  Sinne  des  §  140  des  kaiserl. 
Patents  vom  9.  August  1854,  nämlich  keine  Erben  im  eigentlichen 
Sinne,  sondern  nur  Vermächtnisnehmer  befiuiden. 

Dafs  das  österreichische  Gericht  die  FtLhrung  der  Vormundschaft 
tlber  die  minderjährigen  Kinder  des  in  Wien  verstorbenen  Franzosen 
abgelehnt  und  nur  einen  provisorischen  Vormund  bestellt  hat,  ist  wohl 
in  §  183  des  mehrerwäbnten  Gesetzes  begründet,  da  nach  dieser 
Gesetzesstelle  das  Gericht  einen  Vormund  für  den  minderjährigen  Aus- 
länder nur  für  so  lange  zu  bestellen  hat,  bis  von  der  zuständigen  ans- 
ländischen  Behörde  eine  andere  Verfügung  getroffen  wird.  Indessen 
fehlt  es  hier  nicht  an  Entscheidungen  des  obersten  Gerichtshofes, 
welche  die  volle  PflegschafbgerichtBbarkeit  den  österreichischen  Grerichten 
zuweisen,  wenn  der  Vater  sein  Domizil  im  Inlande  hatte'). 


Einige  Bestimmungen  des  Vorentwurfs  zum  ersten  und 
zweiten  Teil  des  schweizerischen  Clvilgesetzbuchs  (Per- 
sonen- und  Familienrecht),  die  für  das  internationale 

Privatrecht  Interesse  bieten. 

Von  Professor  Dr.  €»esar  Bwraietti, 

vormals  Rechtsanwalt  (Grenf ). 

Der  oben  angegebene  Vorentwurf  des  schweizerischen  Civilgesetz- 
buchs,  den  ich  in  einem  gröfseren  Werke,  das  im  Jahre  1898  im 
Verlag  von  K.  J.  Wyfs  in  Bern  erschienen  ist,  besprochen  habe,  ent- 
hält verschiedene  Bestimmungen,  die  auf  dem  Gebiete  des  Personen-  und 
Familienrechts  Verhältnisse  regeln,   die  zum  Teil  in  das  internationale 


2)  Vergl.  £ntsch.  vom  28.  Jänner  1890,  Z.  899  Now.  III,  183. 
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Privatrecht  eingreifeo.  Ich  glaube  nun,  dafs  es,  da  das  Volk  der  Schweiz  im 
verflossenen  November  sich  durch  Abstimmung  für  die  Vereinheitlichung 
seines  Civilrechts  ausgesprochen  und  damit  die  Civilrechtsgesetzgebung 
als  Bundesangelegenheit  erklärt  hat,  und  da  der  vorliegende  Vorentwurf 
wegen  seiner  Gediegenheit  wenigstens  zum  gröfsten  Teil  in  seiner 
jetzigen  Gestaltung  zum  Gesetz  erhoben  werden  dtlrfte ,  für  die  Leser 
dieser  Zeitschrift  nicht  ohne  Interesse  sein  wird,  die  Bestimmungen  des 
Vorentwurfs  in  der  oben  angedeuteten  Richtung  kennen  zu  lernen. 

Es  ist  im  Abschnitt  des  Vorentwurfs,  der  von  der  Verkündung 
und  Trauung  handelt,  in  absoluter  Weise  vorgeschrieben,  dafs  die  Ver- 
lobten, um  sich  trauen  zu  lassen,  die  Verkündung  ihres  Ehevor- 
habens beim  Civilstandsbeamten  erwirken  müssen. 

Art  121.  Das  Gesuch  um  Verkündung  ist  beim  Civibtands- 
beamten  des  Wohnsitzes  des  Bräutigams  anzubringen.  Art.  122  Abs.  1. 
Wenn  jedoch  der  Bräutigam  ein  im  Ausland  wohnender  Schweizer 
ist^  dann  kann  das  Gesuch  beim  Civilstandsbeamten  seines  H  e  i  m  a  t  s  - . 
orts  angebracht  werden.  Art.  122  Abs.  2.  Und  ist  der  Bräutigam 
ein  Ausländer,  d.  h.  NichtSchweizer,  dann  kann  das  Verkttndungs- 
gesuch  an  seinem  Wohnsitz  in  der  Schweiz  angebracht  werden, 
wenn  er  von  der  Regierung  des  Wohnsitzkantons  die  Einwilligung  zur 
Eheschliefsung  erhalten  hat,  die  nicht  verweigert  werden  darf,  wenn 
die  Heimatsbehörden  eine  Erklärung  dahin  abgeben,  dafs  sie  die  Ehe 
ihres  Angehörigen  mit  allen  ihren  Folgen  anerkennen.  Es  bleiben 
jedoch  Vereinbarungen  mit  dem  Ausland  vorbehalten.     Art.  123. 

Anlangend  die  Trauung  eines  Ausländers,  der  in  der  Schweiz 
keinen  Wohnsitz  hat,  in  der  Schweiz,  so  kann  dieselbe, 
anter  Vorbehalt  der  Vereinbarungen  mit  dem  Ausland,  durch  die 
Aufsichtsbehörde  nur  bewilligt  werden,  wenn  die 
Heimatbehörden  die  bereits  oben  hervorgehobene  Er- 
klftrung  abgeben.     Art.  183. 

Was  die  Zuständigkeit  des  Gerichts  bei  der  Scheidungs- 
klage betrifft,  so  unterscheidet  der  Vorentwarf  in  recht  zutreffender 
Weise  den  Fall,  wo  ein  schweizerischer  Eh^atte  als  Kläger 
auftritt,  von  dem,  wo  ein  ausländischer  in  der  Schweiz 
wohnender  Ehegatte  klagt 

Während  im  Falle  der  Klageerhebnng  durch  einen  Schweizer  die 
Klage,  je  nachdem  er  in  der  Schweiz  oder  im  Ausland  wohnt,  beim 
Richter  seines  Wohnsitzes  oder  beim  Richter  seines  Heimatsorts  anzu- 
bringen ist  (in  welch  letzterem  Fall  jedoch  noch  eine  besondere  Voraus- 
setzung statuiert  wird),  hat  der  in  der  Schweiz  wohnende  aus- 
ländische Ehegatte,  wenn  er  die  Klage  erhebt,  sie  am  Gerichte 
seines  Wohnsitzes  anzubringen.  Dieses  nimmt  sie  jedoch  nur  dann 
entgegen,  wenn  er  den  Nachweis  erbringt,  dafs  er  beim  Gericht  seiner 
Heimat  nicht  klagen  kann,  und  dafs  zudem  nach  Gesetz  oder  Gerichts- 
gebrauch der  geltend  gemachte  Scbeidungsgrund  und  der  schweizerische 
Gerichtsstand  im  Heimatstaate  anerkannt  werden.     Art.  162   a.   163. 

ZeiUehrift  f.  intern.  PriTat-  u.  Strafreofat  etc..  Band  IX.  20 
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Damit  ist  in  durchaus  zutreffender  Weise  eine  sich  möglicherweise  auf- 
werfende privatintemationale  Frage  gelöst,  und  zwar  in  Übereinstimmung 
mit  Art  17  Abs.  4  des  Einf.Ges.  z.  B.6.B.  f.  d.  Deutsche  Reich,  die 
ich  in  Baraeetti,  Das  Internationale  Privatrecht  f.  d.  Deutsche 
Reich,  S.  64  u.  ff.,  des  nähern  erläutert  habe. 

Bei  den  Vaterschaftsklagen  unterscheidet  der  Vorentwurf  in 
durchaus  zu  billigender  Weise  zwischen  zwei  Arten  der  Belage.  Es 
giebt  nämlich  eine  Vaterschaftsklage  mit  dem  Begehren  auf  Vermögens- 
leistungen und  eine  solche  mit  dem  Begehren  auf  Vermögensleistungen 
und  zugleich  auf  Zusprechung  des  Rindes  mit  Standesfolge.  Art  335 
und  843.  Die  letztere  Klage  ist  nur  unter  der  Voraussetzung  be- 
gründet, dafs  der  Beklagte  der  Mutter  die  Ehe  versprochen,  oder  sich 
mit  der  Beiwohnung  eines  Verbrechens  gegen  die  schuldlose  Mutter 
oder  eines  Mifsbrauchs  seiner  häuslichen  oder  dienstlichen  Gewalt  — 
Art  352  ff.  —  schuldig  gemacht  bat  Der  Eid  als  Beweismittel  ist 
in  Vaterschaftssachen  überhaupt  ausgeschlossen.     Art  336. 

Die  Vaterschaftsklage  kann  bei  einem  schweizerischen 
Richter  in  der  Regel  nur  dann  erhoben  werden,  wenn  die  Mutter  oder 
das  Kind  oder  der  Beklagte  in  der  Schweiz  wohnt  (d.  h. 
Wohnsitz  hat),  und  ist  sie  dann  beim  Richter  des  Wohnsitzes 
des  Klägers  oder  des  Beklagten  zu  erheben.  Art.  337.  Bei 
der  Stand  es  klage,  d.  h.  bei  der  Vaterschaftsklage,  die  auf  Ver- 
mögensleistungen und  zugleich  auf  Zusprechung  des  Kindes  mit  Standes- 
folge  geht  (Art  335  u.  343),  ist  auch  noch  nach  Art.  838  der  Heimats- 
gemeinde des  Vaters  von  dem  ELlagesuchen  Mitteilung  zu  machen  und 
zugleich  die  Gemeinde  wegen  Wahrung  ihrer  Interessen  vor  Gericht  zu 
laden.  In  betreff  der  Zuständigkeit  bei  der  einfachen 
Vaterschaftsklage  (ohne  Standesfolge)  besteht  die  Vorschrift, 
dafs  dieselbe,  wenn  der  Beklagte  in  der  Schweiz  wohnt, 
nur  beim  Gericht  seines  Wohnsitzes  angebracht  werden  kann. 
Art  339. 

In  zutreffender,  durchaus  zu  billigender  Anerkennung  des  privat- 
internationalen Grundsatzes,  dafs  die  Landesangehörigkeit  sich 
auch  dann  dem  Inländer  gegenüber  äufsert,  wenn  er  im  Auslande  ist, 
und  dafs  daher  auch  in  diesem  Falle  die  Gesetze  seines  Landes  auf 
ihn  Anwendung  zu  finden  haben,  weil  dieses  geboten  erscheint,  um 
die  Landeeverbindung  zu  bewahren,  die  durch  vorübergehende  Ab- 
wesenheit im  Ausland  nicht  aufgehoben  wird  (vergl.  hierüber  Barü' 
gettiy  Einführung  in  das  französische  Civilrecht,  §  17  S.  155)i  hat 
der  Vorentwurf  in  Art  840  die  Bestimmung  getroffen,  dafo,  im  Falle 
die  Mutter  und  der  Beklagte  Schweizer  sind  und  weder  die 
Mutter,  noch  das  Kind,  noch  der  Beklagte  Wohnsitz  in 
der  Schweiz  haben,  die  Klage,  unter  der  Voraussetzung, 
dafs  sie  im  Ausland  nicht  erhoben  werden  kann,  beim 
Richter  des  Heimatsorts  des  Beklagten  angebracht  werden 
kann. 
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Besondere  Hervorhebung  verdient  die  Bestimmung  imVormund- 
Behaftsrecht,  wonach  auch  eine  Bevormundung  von  Aus- 
ländern, die  in  der  Schweiz  wohnen,  vorgesehen  ist  Sie  erfolgt 
an  ihrem  Wohnsitz,  wird  jedoch,  wenn  die  Heimatbehörde  die  Vor- 
mundschaft beansprucht,  an  diese  abgegeben,  vorausgesetzt,  dafs  der 
Heimatstaat  Gegenrecht,  sei  es  in  thatsächlicher,  sei  es  in  Staatsvertrags- 
müTsiger  Weise,  gewährt  Art  402*  Veigl.  Art.  33  des  Bundesgesetzes 
über  die  civilrechüichen  Verhältnisse  der  Niedergelassenen  und  Aufent- 
halter vom  25.  Juni  1891. 

Diese  Bestimmung  ist  mit  Geschick  und  Takt  getroffen,  sie  zeichnet 
sich  durch  ihre  Klarheit  vorteilhaft  aus  vor  jener  der  Art  23  und  9 
des  Elinf.Ges.  z.  B.G.B. ,  die  gleichfalls  die  Bestellung  eines  Vormunds 
für  Ausländer  in  Deutschland  zulassen,  jedoch  derart  unklar  redigiert 
Bind,  dafs  sie  der  Auslegung  grofse  Schwierigkeiten  bereiten. 

Die  Bevormundung  ftlr  Schweizer,  die  im  Ausland  wohnen, 
erfolgt  nur  dann  in  der  Schweiz  und  zwar  in  ihrer  Heimat - 
gemeinde,  wenn  nach  schweizerischem  Recht  ein  Bevor- 
mundungsgrund vorli^t  (siehe  Art.  390  ff.)  und  entweder  das 
Ausland  die  heimatliche  Vormundschaft  anerkennt  oder 
sich  Vermögen  in  der  Schweiz  befindet  (vorbehalten  bleiben 
Vereinbarungen  mit  dem'  Ausland)  Art  402.  Sonst  erfolgt  für 
Schweizer  die  Bevormundung,  wenn  sie  in  der  Schweiz  wohnen, 
an  ihrem  Wohnsitz.     Art  401. 

Vorstehende  Bestimmungen  finden  zum  Teil  ihre  Ergänzung  durch 
das  oben  angeführte  Bundesgesetz  vom  25.  Juni  1891. 
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Rechtsprechung. 


Deutschland. 

A.    Bürsrerllolies  Recht,  elnsoMlefslloh  des  Handels-, 
^Vechsel-  und  Konkursreohts.  —  CivUprozelb. 

Nachprüfung  der  Gerichte^  ob  ein  Ausländer  von  der  Polizei  mit 
Hecht  ausgeunesen  ist,  —  JDurch  Staatsverträge  werden  nur  öffent- 
liche Rechte  geregelt^  der  einzelne  ünterthan  gewinnt  kein  Privat- 
recht    auf  ein    diesen    Verträgen    entsprechendes    Verhalten   der 

Behörden  des  anderen  8ta<Ues. 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  in  Hamburg  yom  5.  April  1898  (Hans.  GerichtB- 

zeitung  1899,  Beü>latt  8.  12). 

Der  Kläger  ist  türkischer  Ünterthan.  Nachdem  er  mehrere  Jahre 
hier  in  Hamburg  gewohnt  hat,  ist  ihm  durch  Yerftlgang  der  Polizei- 
behörde vom  2.  Juni  1897  eröffiiet  worden,  dafs  ihm  auf  Ghrund  §  23 
des  Gres. ,  betreffend  das  Verhältnis  der  Verwaltung  zur  Rechtspflege, 
vom  28.  April  1879  der  fernere  Aufenthalt  im  hamburgischen  Staats- 
gebiet versagt  worden  sei  und  dafs  er  infolge  dessen  binnen  einer  Frist 
von  vier  Wochen  Hamburg  und  dessen  Grebiet  zu  verlassen  habe  bei 
Vermeidung  zwangsweiser  Fortschafiung.  Da  das  Gesuch  des  EJSgen 
um  Aufhebung  der  AusweisungsverfOgung  durch  Ver^lgung  der  Polizei- 
behörde vom  16.  Juni  1897  zurückgewiesen  wurde,  erhob  er  Klage 
mit  dem  Antrage: 

festzustellen,  dafs  eine  rechtsgültige  Ausweisung  aus  dem  hamburgischen 
Staatsgebiete  nicht  erfolgt  sei  und  die  Beklagte  zu  verurteilen,  die 
Verfügungen  vom  2.  und  16.  Juni  1897  zurückzunehmen,  dem 
Kläger   den    durch    sie    erwachsenen    Schaden    gemäfs    richterlicher 

Wertschätzung zu  erstatten   und  dem  Aufenthalt  des  Klägers 

im  hamburgischen  Staatsgebiete  Hindemisse  nicht  in  den  Weg  zu 
legen. 

Zur  Begründung  führte  Kläger  aus:  die  Verfügung  sei  schon  aus 
dem  formellen  Grunde  unwirksam ,  weil  sie  der  Polizeidirektor  und 
zwar  nicht  etwa  im  Namen  des  Polizeiherm,  sondern  selbständig  er- 
lassen  habe.  Materiell  sei  sie  ungültig,  weil  nach  den  zwischen  dem 
Deutschen  Reiche  und  der  Türkei  bestehenden  Verträgen  die  Nieder- 
lassung der  beiderseitigen  Unterthanen  gegenseitig  gestattet  werde.  Die 
Beklagte  beantragte  Klagabweisung.  Sie  schützte  zunächst  unter  Hin- 
weis auf  §§  23 ,  1 ,  24  des  Verhältnisgesetzes  die  Einrede  der  Unzu- 
lässigkeit  des  Rechtsweges  vor  und  führte  aus,  dafs  die  betreffenden 
Vertilgungen  formell  wie  materiell  rechtskräftig  ergangen  seien. 
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Das  Landgericht  O.K.  V  hat  durch  Urteil  vom  17.  Dezember  1897 
die  ELlage  wegen  Unzalftssigkeit  des  Rechtsweges  abgewiesen. 
Das  Oberlandesgericht  IV  verwarf  am  5.  April  1898  die  Beru^g  des 
EJflgers. 

Entscheidungsgründe: 

Die  Klage  ist  gegen  die  Polizeibehörde  gerichtet  nnd  bezielt  Auf- 
hebung der  die  Ausweisung  des  Klägers  betreffenden  Verfolgungen 
teils  aus  dem  formellen  Grunde,  weil  sie  nicht  von  einem  für  diesen 
Akt  zuständigen  Vertreter  der  Polizeibehörde  erlassen  seien,  teils  aus 
dem  materiellen  Grunde,  weil  die  Ausweisung  nicht  statthaft  gewesen 
sei.  Die  Entscheidung  der  Frage,  ob  für  diese  Klage  der  Rechtsweg 
zuUU»ig  und  ob  nicht  vielmehr  die  Zuständigkeit  der  Verwaltungs- 
behörden ausschliefslich  begründet  sei,  kann  gegenüber  der  Kiag- 
begründung  nur  als  eine  einheitliche  erfolgen  und  zwar  nach  Mafsgabe 
des  materiellen  Inhalts  der  Verfögungen.  Denn  es  ist  nicht  denkbar, 
dafs  die  Nachprü^ng  ein  und  derselben  behördlichen  Verfügung  auf 
ihre  formelle  Gültigkeit  einerseits  und  auf  ihre  materielle  Berechtigung 
andrerseits  von  verschiedenartigen  Behörden  erfolgen  könnte,  es  ist 
daher  auch  im  Verhältnisgesetz  die  Zuständigkeit  der  Justiz  und  der 
Verwaltung  lediglich  nach  materiellen  Gesichtspunkten  von  einander 
Abgegrenzt  worden. 

Die  fraglichen  Verfügungen  nun  stellen  sich  ab  Verfügungen  der 
Polizeibehörde  dar,  wie  denn  auch  die  Klage  gegen  diese  sich 
richtet.  Es  ist  daher  hier  zunächst  zu  entscheiden,  ob  mit  Rücksicht 
auf  den  Inhalt  der  Verfügungen  die  Civilklage  gegen  die  Polizeibehörde 
zulässig  ist     Dies  ist  zu  verneinen. 

Nach  §  1  des  Verhältnisgesetzes  gehören  Streitigkeiten,  die  nach 
staatsrechtlichen  Grundsätzen  zu  beurteilende  öffentliche  Verhältnisse 
betreffen,  nicht  zur  Zuständigkeit  der  Gerichte,  insbesondere  gilt  dies 
auch  für  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  Jemandem  staatsbürgerliche 
Rechte  zustehen. 

Dagegen  kann  nach  §  24  desselben  Gesetzes  wegen  Verletzung 
von  Privatrechten  durch  Verfügungen  oder  Mafsregeln  von  Ver- 
waltungsbehörden, die  nicht  unter  die  Bestimmungen  des  ersten  oder 
zweiten  Abschnittes  des  Gesetzes  fallen,  gegen  die  betreffende  Ver- 
waltungsbehörde Klage  vor  den  Gerichten  erhoben  werden.  Es  kann 
nun  aber  die  Frage,  ob  das  Recht  zum  Aufenthalt  in  einem  bestimmten 
Staatsgebiete  ein  Privatrecht  und  ob  es  nicht  vielmehr  als  ein  dem 
öffentlichen  Recht  angehöriges,  nach  staatsrechtlichen  Grundsätzen  zu 
beorteilendes  Recht  (§  1  des  Ges.)  zu  charakterisieren  ist,  hier  dahin- 
gestellt bleiben.  Denn  für  den  Kläger  ist  jedenfalls  ein  eigenes 
Recht  zum  Aufenthalt  im  hiesigen  Staatsgebiete  nicht  anzuerkennen. 

Es  ist  davon  auszugehen,  dafs  Ausländer  an  sich  überhaupt  kein 
Recht  zum  Aufenthalt  und  zur  Niederlassung  besitzen  und  dafs  es  an 
sich  im  Ermessen  jedes  einzelnen  Staates  steht,  ob  er  Ausländem  den 
[Eintritt  in  sein  Gebiet  verwehren  bezw.  ihnen  den  ferneren  Aufenthalt 
daselbst  verweigern  will.     Demgemäfs  befugt  denn  auch  das  Verhältnis- 
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geeetz  in  §  28  die  Polizeibehörden,  Ausländer,  falls  sie  dies  im  öffent- 
lichen Interesse  f^r  erforderlich  halten,  aas  dem  hamborgischen  Staate 
za  verweisen,  soweit  nicht  Gesetze  und  Staatsvertritge  entgegenstehen. 
Der  Kläger  meint  nun  allerdings,  dafs  letzteres  der  Fall  sei,  da  durch 
die  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  der  Ttlrkei  bestehenden  Ver- 
träge den  Unterthanen  beider  Länder  der  Aufenthalt  in  beiden  Staaten 
gegenseitig  gestattet  werde.  Es  braucht  jedoch  auch  hierauf  nicht  näher 
eingegangen  zu  werden.  Denn  aus  Staatsverträgen  erwachsen  Rechte 
und  Verpflichtungen  immer  nur  für  die  vertiagschliefsenden  Staaten 
selber,  nicht  auch  f\ir  deren  Unterthanen.  Letztere  erwerben  durch 
den  Staatsvertrag  insbesondere  auch  gegen  den  fremden  Staat  keine 
eigenen  Rechte  und  es  kann  daher  auch  der  Kläger  aus  den  von 
der  Türkei  mit  dem  Deutschen  Reiche  etwa  geschlossenen  Verträgen 
g^en  das  Reich  und  dessen  Einzelstaaten  einen  privatrechtlichen  An- 
spruch nicht  herleiten.  (Vergl.  G,  MeyeTy  Verwaltungsrecht  Bd.  1  §  45. 
Labandf  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches,  2.  Aufl.  Bd.  1  §§  16,  62. 
Hans.  Ger.Ztg.  1884  Nr.  187  S.  216  [R.G.].  Seufferts  Archiv  Bd.  42 
No.  144  [O.L.G.  Darmstadt]). 

Es  konnten  danach  die  fraglichen  Mafsregeln  der  Polizeibehörde 
vor  den  Gerichten  nicht  angefochten  werden. 

HandUmgsfähigkeit  der  Ehefrau. 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  in  Köln  vom  28.  Januar  1899  (Archiv  für  das 
Civil-  und  Kriminalrecht  der  Preufs.  Rheinprovinz,  N.  F.  88.  Bd.  1.  Abt  S.  17> 

Ftlr  die  nicht  im  ehelichen  Güterrechte  wurzelnde  Handlungs- 
fähigkeit einer  Ehefrau  ist  das  Gesetz  des  Wohnsitzes  mafsgebend. 

Aus  den  Gründen:  Da  es  sich  um  eine  Beschränkung  der 
Handlungsfähigkeit  der  Beklagten  handelt,  kommt  nicht  der  Art  1427, 
sondern  der  Art.  217  des  6.G.B.  in  Betracht.  Dieser  aber  ist  kein 
Ausflufs  des  ehelichen  Güterrechts,  sondern  stellt  sich  dar  als  eine  aus 
der  alten  Geschlechtsvormundschaft  fließende  Beschränkung  der  Hand- 
lungsfähigkeit der  Ehefrauen,  mithin  als  eine  den  Personenstand  be- 
rührende Vorschrift,  so  dafs,  da  nach  der  herrschenden' Meinung  all- 
gemein anerkannt  ist,  dafs  die  Rechts-  und  Handlungsfilhigkeit  einer 
Person  sich  regelmäfsig  nach  dem  Gesetze  des  Wohnsitzes  richtet,  in 
Ansehung  des  zur  Entscheidung  stehenden,  von  der  beklagten  Ehefrau 
eingegangenen  Rechtsgeschäftes  nur  das  an  dem  damaligen  Domizil  der 
Eheleute  K.  geltende  Personenrecht  zur  Anwendung  kommen  kann 
(vergL  Entsch.  d.  R.G.  Bd.  4  S.  893). 

Testamentserbrecht. 

Urteil  des  Oberlandesgjerichts  Karlsruhe  vom  17.  November  1898  (Deutsche 

Juristenzeitung  IV.  Jahrgang  S.  160). 

Das  mit  Anerkennung  (probate  der  high  Court  of  justice)  versehene, 
vom  Testierer  in  Gegenwart  von  zwei  mitunterschriebenen  Zeugen  unter- 
zeichnete Testament  des  in  London  wohnhaft  gewesenen  und  dort  ver* 
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storbenen  Erblassers  ist  nicht  darauf  za  prüfen,  ob  es  auch,  der  in- 
ländischen Vorschrift  gemttfs,  durchaus  von  der  Hand  des  Erblassers 
geschrieben  und  datiert  ist;  denn  es  entspricht  den  Vorschriften  des 
englischen  Rechts.  In  materieller  Hinsicht  ist  aber  weder  aus  dem 
Grebranch  der  englischen  Rechtsform,  noch  ans  dem  Ort  der  Errichtung 
und  dem  Domizil  des  Erblassers  darauf  zu  schliefsen,  dafs  der  Erblasser 
sich  auch  inhaltlich  dem  englischen  Erb-  und  Testamentsrecht  unter- 
werfen wollte  und  konnte,  zumal  ein  erheblicher  Teil  des  Nachlasses 
sieh  im  Inlande  befindet,  auch  die  im  Testament  bedachten  gesetzlichen 
Erben  im  Inhinde  wohnen  und  beztlglich  der  Rechtsbeständigkeit  des 
Testaments  in  seinen  wichtigsten  Bestimmungen  zwingende  Rechts^tze 
des  inländischen  Rechts  eingreifen.  Es  ist  vielmehr  nach  badischem 
Rechte  davon  auszugehen,  dafs  hier,  wo  es  sich  um  die  Beerbung  eines 
im  Auslände  verstorbenen  badischen  Staatsangehörigen  handelt,  sowohl 
was  die  gesetzliche  Erbfolge,  als  was  den  Inhalt  und  die  Wirksamkeit 
letztwilliger  Verfügungen  betrifft,  badisches  Recht  zur  Anwendung  zu 
kommen  habe. 

Statutenkollisi(m  im  Erbrecht  Ausschlufs  des  Princ^s  der  Ruch- 
Verweisung ,  insbesondere  gegenüber  der  Bestimmung  des  §  496 
Tl.  II  Tit  1  des  Äüg.  Freufs.  Landrechis.  Oesichispunkte  für 
die  Anwendung  eines  der  mehreren  im  Heimaisstcuxte  des  Ausländers 

geltenden  Hechte. 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  Karlsruhe  vom  6.  Mai  1898  (Amialen  der 
Grofsh.  Badischen  Gerichte  Bd.  LXIV  S.  837  ff.,  353  ff.). 

Am  29.  Dezember  1895  verstarb  in  Mannheim  die  Ehefrau  des 
Bordellbesitzers  Adolf  Seh.  Lucie  geb.  Schm.  In  Ermangelung  von 
Kindern  oder  Testamentserben  wurde  ihr  Nachlafs  von  ihren  Ge- 
schwistern Thomas  und  Margarethe  Schm.  beansprucht  Der  Sohn 
eines  vorverstorbenen  Bruders  Gregor  Schm.  beteiligte  sich  nicht  am 
IVozesse.  Die  beiden  KJäger  beantragten  gegen  den  Witwer  Adolf  Seh. 
die  Versteigerung  der  Häuser  und  Fahrnisse  der  Verstorbenen  und  die 
Feststellung,  dafs  ihnen  je  ein  Drittel  der  Hälfte  des  vorhandenen 
GesamtvermOgens ,  eventuell  des  reinen  Nachlasses  zuzuschreiben  sei. 
Dieser  Antrag  war  damit  b^rtlndet,  dafs  Adolf  Seh.  in  Rathenow  in 
Brandenburg  heimatberechtigt  sei  und  nach  brandenburger  Pro- 
vin  zialrecht  die  Hälfte  der  Erbschaft  dem  überlebenden  Manne,  die 
andere  den  Geschwistern  gehöre.  Ftlrsorglich  wurde  die  Feststellung 
beantragt,  dafs  das  voreheliche  Vermögen  der  Erblasserin  auszusondern 
and  hieran  die  Kläger  zu  zwei  Dritteilen  ausschliefslich  erbberechtigt 
seien.  Dieser  Antrag  war  für  den  Fall  gestellt,  dafb  das  am  Geburts- 
orte des  Adolf  Seh. ,  in  Clötze  bei  Stendal  geltende  Allgemeine 
Preufs.  Landrecht  Anwendung  finden  würde.  Der  Beklagte  Adolf 
Seh.  bat  Abweisung  der  Klage  beantragt.  Er  bestritt,  in  Rathenow 
heimatberechtigt  zu  sein.  Nach  dem  in  Clötze  geltenden  Allg.  Preufs. 
Landrecht  habe  der  überlebende  Ehegatte  bei  kinderloser  Ehe  die  Wahl, 
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ob  er  nach  dem  Rechte  des  ersten  oder  des  letzten  ehelichen  Wohn- 
sitzes erben  wolle.  Der  erste  sei  in  Bamberg,  der  letzte  in  Mannheim 
gewesen.  Er  wähle  das  Bamberger  Recht.  Nach  diesem  werde 
eine  Gütergemeinschaft  nnter  den  Ehegatten  „stillschweigender  Weis^ 
eingegangen,  wenn  sie  Jahr  nnd  Tag,  ohne  dieselbe  ausznschliefsen, 
im  Geltungsbereich  des  Bamberger  Lamdrechts  wohnen,  nnd  der  Über- 
lebende erhalte  bei  kinderloser  Ehe  den  ganzen  Nachlafs  zn  seinem 
Eigentum. 

Das  Landgericht  Mannheim  hat  den  Beklagten  durch  Urteil 
vom  28.  September  1897  yerurteilt,  anzuerkennen,  dafs  die  zwischen 
ihm  und  seiner  verstorbenen  Frau  bestandenen  ehelichen  Gtlterrechts- 
Verhältnisse  und  die  erbrechtlichen  Ansprüche  der  Kläger  und  d^  Be- 
klagten an  dem  darnach  sich  ergebenden  Nachlafs  nach  Mafsgabe  des 
in  Clötze  geltenden  Rechtes  auseinanderzusetzen  seien.  Mit  der  Mehr- 
forderung hat  es  die  Kläger  abgewiesen,  die  Kosten  hat  es  dem  Be- 
klagten auferlegt 

Auf  die  Berufung  des  Beklagten  hat  das  Oberlandesgericht 
durch  Urteil  vom  6.  Mai  1898  unter  Aufhebung  der  angefochtenen 
Entscheidung  erkannt,  dafs  das  Vermögen  der  verstorbenen  Ehefrau 
des  Beklagten  nach  den  im  AUg«  Preufs.  Landrecht  bei  getrenntem 
Güterstande  der  Ehegatten  gegebenen  Vorschriften  auszusondern  und 
zu  vererben  ist,  und  dafs  daher  die  beiden  Klager  je  zu  '/»  an  diesem 
Vermögen  erbberechtigt  sind,  wogegen  sie  mit  ihren  weiteigehenden 
Ansprüchen  abgewiesen  werden.  Im  übrigen  wurde  die  Berufung  als 
unbegrtlndet  zurückgewiesen.  Von  den  Kosten  beider  Rechtszttge 
wurden  den  Klägern  zusanunen  ^/s,  dem  Beklagten  ^/s  auferlegt 

Aus  den  Gründen: 

Das  Landgericht  steht  auf  dem  Standpunkt,  dafs  es  nur  die  Frage, 
welches  Recht  für  das  Streitverhältnis  anzuwenden  sei, 
zu  entscheiden  habe,  und  dafs  es,  indem  es  die  Anwendung  des  in 
Clötze  geltenden  Rechtes  ausspricht,  nach  dem  Eventualantrag  erkannt 
habe. 

Das  Landgericht  verkennt  dabei,  dafs  eine  blofse  Rechtsfrage  nicht 
Gegenstand  der  Entscheidung  sein  kann.  Das  Landgericht  mufste  die 
von  ihm  verlangte  Feststellung  des  zwischen  den  Parteien  streitigen 
Rechtsverhältnisses  treffen;  es  mufste  auch  formell  über  den 
klägerischen  Anspruch  erkennen  und  durfte  sich  nicht  darauf  be- 
schränken, anstatt  dieser  Entscheidung  ein  Element  derselben  zum 
Gegenstand  des  Urteilstenors  zu  machen. 

Vergl.  BoUe^  Praxis  des  Reichsgerichts  Bd.  XIII  Nr.  646. 

Das  Oberlandesgericht  glaubte  gleichwohl  über  diesen  Mangel  des 
Urteils  Verfahrens 

veigl.  Reichsgericht,  Entsch.  in  Civilsachen  Bd.  XVII  S.  861 
hinwegsehen  zu  können,  ohne  zu  einer  Zurückverweisung  der  Sache 
gemäfs  §  501  G.Pr.O.  genötigt  zu  sein, 

vergl.  Entscheid,  des  Reichsgerichts  Bd.  XX  S.  895, 
weil  sich  aus  dem  landgerichtlichen  Urteil  in  Verbindung  mit  der  ihm 
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beigeftlgten  Begründung  trotz  einzelner  Widersprüche  doch  klar  ergiebt, 
in  welcher  Weise  das  Landgericht  das  ihm  unterbreitete  StreitverhKltnis 
entscheiden  wollte. 

Vergl.  GrxAchot^  Beiträge  zur  Erläuterung  des  deutschen  Rechts, 
Bd.  XXXVI  S.  442. 

In  materieller  Hinsicht  geht  das  Landgericht  mit  Recht  von  der 
Erwttgnng  aus,  dafs  die  verstorbene  Seh.  durch  Verheiratung  mit  dem 
Beklagten  gemttfs  §§  2  und  5  des  Reichsgesetzes  über  die  Erwerbung 
und  den  Verlust  der  Bundes-  und  Staatsangehörigkeit  vom  1.  Juni  1870 
die  Staatsangehörigkeit  des  Beklagten,  welcher  preufsischer  Unterthan 
ist,  erworben  habe,  und  dafs  die  ehelichen  Güterrechtsverhältnisse, 
sowie  die  Rechte  am  Nachlafs  der  Seh.  zufolge  der  Bestimmungen  des 
VI.  bad.  Konstitutionsedikts  vom  4.  Januar  1808,  die  Grund  Verfassung 
der  Stände  betr.  (Reg.Bl.  1808  Nr.  18,  19),  insbes.  §  2  lit  e  nach 
den  Gesetzen  des  Heimatsstandes  der  Seh.  zu  beurteilen  sind. 

Vergl.  Urteil  des  Oberhofgerichts  Mannheim  vom  12.  Oktober 
1868  in  den  Annalen  der  Badischen  Gerichte  Bd.  XXXVIl 
S.  8  fg.  und  die  dort  citierte  Litteratur. 

Zwar  spricht  das  cit.  VI.  Konstitutionsedikt  die  Anwendung  der 
Rechte  des  Heimatsstaats  des  Ausländers  (Gastes)  nur  für  die  Erbfolge 
in  den  Nachlafs  desselben  direkt  aus.  Da  es  sich  aber  auch  bei  der 
Regelung  des  ehelichen  Güterrechts  um  die  Zusammenfassung  von  Ver- 
mögen  tds  Einheit  handelt,  so  ist  der  Wille  des  Gesetzgebers  dahin  zu 
interpretieren,  dafs  auch  Air  diese  Regelung  das  Recht  des  Heimats- 
staates des  in  Baden  wohnhaften  Ausländers  angewendet  werden  soll. 
Diese  Auf&ssung  ist  in  oberstrichterlichen  Entscheidungen  wiederholt 
anerkannt. 

Veigl.  Urteil  des  Reichsgerichts  II.  Civilsenat  vom  18.  Februar 

1890,  Entoeheidungen  in  avilsachen  Bd.  XXV  S.  341  fg. 

und  die  dort  auf  S.  846  citierten  Erkenntnisse. 

Das  Landgericht  steht  auf  dem  Standpunkte,  dafs  der  badische 
Richter,  indem  er  fUr  die  güterrechtlichen  Verhältnisse  und  die  Erb- 
folge in  den  Nachlafs  des  in  Baden  wohnhaften  Ausländers  das  Personal- 
statut des  letzteren  anwendet,  dabei  nicht  zu  berücksichtigen  hat,  in 
welcher  Weise  das  hiemach  mafsgebende  ausländische  Recht  seinerseits 
die  räumlichen  Grenzen  seiner  Anwendbarkeit  bestimmt,  in  welcher 
Weise  es  insbesondere  die  sogen.  Statutenkollision,  die  Konkurrenz  der 
mehreren  eventuell  in  Betracht  kommenden  Rechte  geregelt  hat. 

In  dieser  Beziehung  entscheidet  das  badische  Recht  (die  cit.  Be- 
stimmung des  VI.  Konstitutionsedikts)  —  direkt  und  unter  Aus- 
Bchlufs  entgegenstehender  Bestimmungen  einer  aus- 
ländischen Gesetzgebung  —  für  das  Recht  der  Staats- 
angehörigkeit. Es  schliefst  dadurch  die  Möglichkeit  aus,  dafs  der 
b&dische  Richter  infolge  einer  Verweisung  des  von  ihm  angewendeten 
Personalstatuts  des  Ausländers  auf  ein  anderes  Recht,  z.  B.  das  Recht 
des  letzten  Wohnsitzes  des  Erblassers,   ein  vom  nationalen  Rechte  des 
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Ausländers  abweichendes  eheliches  Güter-  und  Erbrecht  sur  Anwendung 
bringe. 

Vergl.  über  den  sogen.  Ausschlufs  des  Princips  der  Rückver- 
weisung die  Urteile  des  Oberlandesgerichts  Karlsruhe  vom 
3.  November  1893  in  den  Annalen  der  Badischen  Gerichte 
Bd.  LX  S.  213  fg.,  230  fg.,  245  fg.  und  des  Reichsgerichts 
II.  Civilsenat  vom  24.  April  1894,  ebenda  S.  250  fjs»  und 
Juristische  Wochenschrift  1894  S.  290*®. 
Unanwendbar  ist  daher  für  den  badischen  Richter  insbesondere 
die  Vorschrift  des  §  496  U.  Tl.  1.  Tit  A.Pr.L.R. : 

^  Haben  die  Eheleute  während  der  Ehe  ihren  Wohnsitz  ver- 
ändert, so  hat  der  Überlebende  die  Wahl,  ob  er  nach  den  G^setsen 
des  letzten  persönlichen  Gerichtsstandes  des  Verstorbenen  oder  nach 
den  Gesetzen  desjenigen  Ortes,  wo  die  Eheleute  zur  Zeit  der  voll- 
zogenen Heirat  ihren  ersten  Wohnsitz  genommen  haben,  erben 
wolle." 

Diese  Vorschrift  ist  nur  verständlich  vom  Standpunkte  des  preufsischen 
Gesetzgebers,  welcher  für  die  örtliche  Begrenzung  der  Anwendung  der 
Gesetze  das  sogen.  Territorialitätsprincip  adoptiert  und  in  dem  Wohn- 
sitz der  Person  das  Band  findet,  „welches  sie  mit  einem  bestimmten 
Rechtsgebiete  verknüpft  und  den  dauernden  Mittelpunkt  für  ihre  Lebens- 
verhältnisse und  Rechtshandlungen  fixiert" 

Vergl.  Einl.  §§  28  fg.  des  A.Pr.L.R.  F&rster-Eccius,  Preufsischefl 
Privatrecht  Bd.  I  §  11. 
Speciell  die  Bestimmung  des  §  496  a.  a.  0.  hat  den  Zweck,  die 
Unbilligkeiten  (namentlich  gegenüber  der  Frau)  auszuschliefsen,  welche 
sich  daraus  ergeben,  dafs  durch  eine  Veränderung  des  WohnsitEes 
Successionsrechte  verloren  gehen,  auf  welche  bei  Eingehung  der  Che 
der  nunmehr  überlebende  Eheteil  reflektiert  hatte,  so  dafs  er  gerade 
mit  Rücksicht  auf  das  Recht  seines  ersten  ehelichen  Wohnsitzes  die 
Errichtung  eines  Ehevertrags  für  überflüssig  hielt. 

Vergl.  Förster '  Ecdus  a.  a.  0.  Bd.  IV  §  262;  Koch^  AUg. 
Landrecht  für  die  Preufs.  Staaten,  V.  Ausgabe  Bd.  III 
S.  134  u.  44  zu  §  496. 
So  ist  also  die  Verknüpfung  des  anzuwendenden  Rechts  mit  dem 
Wohnsitz  die  innere  und  notwendige  Voraussetzung  des  in  §  496  a.  a.  O. 
dem  Überlebenden  eingeräumten  Beneficiums.  Dasselbe  bringt  aber 
hiemach  nicht  eine  Norm  des  materiellen  Erbrechts  zum  Aus- 
druck, sondern  enthält  eine  Regelung  des  sogen,  internationalen 
Privatrechts,  der  örtlichen  Anwendbarkeit  der  Rechte  vom  Stand- 
punkt  des  preufsischen  Gesetzgebers  aus.  Das  dem  Überlebenden  hier 
eingeräumte  private  Wahlrecht  mufs  daher  notwendig  zurücktreten 
gegenüber  dem  bestimmten  Ausspruch  des  badischen  Gesetzgebers, 
welcher  bei  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  der  im  badischen  Staats- 
gebiet wohnenden  Ausländer  deren  heimatliches,  nationales  Recht  in 
den  hier  in  Frage  stehenden  Beziehungen  für  unmittelbar  an- 
wendbar erklärt  hat. 


•' 
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Auch  vom  Standpunkt  des  badischen  Gesetzgebers  aus,  welcher 
das  germanische  Princip  der  Stammesrechte  in  der  angegebenen  Weise 
konserviert  hat,  konnte  der  Wohnsitz  der  Erblasserin  aber  doch  in- 
sofeme  fron  Bedeutung  werden,  als  derselbe  fUr  die  Anwendung  eines 
bestimoaten  der  mehreren  in  ihrem  Heimats Staate  Preufsen 
geltenden  Rechte  mafsgebend  sein  konnte. 

Vergl.  die  oben  citierte  Entscheidung  des  Reichsgerichts 
Bd.  XXV  S.  345. 
Allein  die  Eheleute  Seh.  haben  in  Preufsen  niemals  einen  Wohnsitz 
gehabt  Sie  domizilierten  nach  ihrer  Eheschliefsung  nacheinander  in 
Bamberg,  Augsburg,  Milnchen?,  Mannheim.  Aus  dem  thatsächlichen 
Vorbringen  der  Parteien  konnte  auch  nicht  mit  Bestimmtheit  festgestellt 
werden,  wo  der  Beklagte,  dessen  Staatsangehörigkeit  für  die  der  Erb- 
lasserin mafsgebend  ist,  in  seinem  Heimatsstaate  PriBufsen  zuletzt  den 
Wohnsitz  hatte.  Zu  der  Zeit,  da  seine  Eltern  nach  Rathenow  tiber- 
siedelten (Frühjahr  1883),  war  er  bereits  yoUjährig. 

Auch  in  der  Berufungsverhandlung  wurde  in  dieser  Beziehung 
nichts  neues  vorgebracht  Mit  Recht  hat  daher  das  Landgericht  an- 
genommen, dafs  Clötze  bei  Stendal  als  der  Ort  der  Geburt  des  Be- 
klagten und  als  Wohnsitz  seiner  Eltern  zur  Zeit  seiner  Geburt,  ftlr  die 
Frage  mafsgeblich  wird,  welches  der  mehreren  in  Pteufsen  geltenden 
Rechte  als  Heimatrecht  der  Erblasserin  anzuwenden  sei. 

In  Clötze  gilt  (unter  Ausschlufs  besonderer  Statutarrechte)  für 
Regelung  der  ehelichen  Gtlterverbältnisse  das  AUg.  Preufs.  Laadrecht; 
es  tritt  daher,  wenn,  wie  im  vorliegenden  Falle,  ein  Ehevertrag  nicht 
abgenchlossen  wurde,  das  landrechtliche  System  der  Gütertrennung  ein. 
VergL  §§  205,  845  IL  Tl.  L  Tit  A.Pr.L.R. 
Einen  formlichen  Ehevertrag  haben  die  Eheleute  Seh.  nicht  er- 
richtet Mit  Recht  nimmt  das  Landgericht  an,  dafs  auch  die  Annahme 
eines  stillschweigend  durch  konkludente  Handlungen 
eingegangenen  Ehepakts  ausgeschlossen  ist.  Weder  nach 
badischem,  noch  nach  prenfsischem  Landrecht  (vergl.  II  1  §§  208  fg., 
251),  noch  endlich  nach  bajerischem  Rechte  sind  formlose  Ehevertrilge 
möglich.  Ftlr  das  rechtsrheinische  Bayern  war  insbesondere  seit  Ein- 
führung des  Notariats  vom  Jahre  1862  bis  zum  Jahre  1890  für  Ehe- 
vertrilge schriftliche  Abfassung  mit  zwei  Zeugen  oder  notarielle  Verlaut- 
barung vorgeschrieben. 

Der  Beklagte  hat  denn  auch  in  zweiter  Instanz  nicht  eine  vertrags- 
mäTsige  Annahme  des  Bamberger  Güterrechts  behauptet,  vielmehr  geltend 
gemacht,  dafs  das  Bamberger  Recht  der  Allgemeinen  Gütergemeinschaft 
als  gesetzliches   Güterrecht  auf   seine  ehelichen  Güterverhältnisse 
anzuwenden   sei  kraflfc  der  Bestimmung  in  Tl.  II  Kap.  2  Tit  2  §  1: 
„Stillschweigender  Weis  wird  die  Gütergemeinschaft  eingeführt, 
wenn  die  Eheleute  nach  der  priesterlichen  Kopulation  Jahr  und  Tag 
verstreichen  lassen,   ohne  dieselbe  ausdrücklich  mit  einander  zu  ver- 
abreden oder  auch   ausdrücklich   ausznschliefsen   und  einen  anderen 
Güterstand  anzunehmen.^ 
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Allein  diese  Auffassung  tritt  mit  der  oben  dargelegten  Vorschrift 
des  badischen  Gesetzgebers  in  Widerspruch.  Derselbe  gestattet  dem 
badischen  Richter  eben  gerade  nicht,  den  Wohnsitz  im  allgemeinen 
oder  den  ersten  ehelichen  Wohnsitz  im  besonderen  tlber  die  Anwendung 
des  mafsgebenden  Rechtes  entscheiden  zu  lassen.  Es  mag  daher  zu- 
treffend sein,  wenn  in  dem  Schreiben  des  Landgerichtsprttsidenten  in 
Bamberg  vom  11.  Dezember  1896  ausgeführt  wird,  „v^üre  der  frag- 
liche Prozefs  von  dem  Landgericht  Bamberg  zu  entscheiden,  so  würde 
zweifellos  angenommen  werden,  dafs  die  Sch.schen  Eheleute  nach 
Bamberger  Landrecht  in  allgemeiner  Gütergemeinschaft  lebten  und  dafs 
nach  Ableben  der  Ehefrau  bei  kinderloser  Ehe  der  überlebende  Ehe- 
mann Alleineigentümer  des  gesamten  Vermögens  ist." 

Da  der  Prozefs  aber  von  den  badischen  Gerichten  zu  entscheiden 
ist  und  der  badische  Richter  das  Recht  seines  Landes  anzuwenden  hat, 
welches  ihm  die  Anwendung  des  Rechtes  des  Heimatsstaates  der  Erb- 
lasserin zur  Pflicht  macht,  so  kann  die  Anwendung  des  Bamberger 
Rechtes,  als  des  Rechtes  des  ersten  ehelichen  Wohnsitzes,  nicht  in 
Frage  kommen. 

Inwieweit  ist  zur  Auslegung  eines  zwischen  Deutschen  m  Deutsch- 
land in  englischer  Sprache  dbgefafsten  Konnossements  auf  englische 

Bechtsanschauungen  eurückeugreifen? 

Urteil  des  Landgerichts  Hamburg  vom  9.  November  1898  (Hans.  Gerichts- 
zeitung, Hauptblatt  S.  72). 

Ohne  allen  Zweifel,  und  darüber  sind  die  Parteien  auch  im 
Grunde  nicht  uneinig,  ist  das  Vertragsverhältnis  der  Parteien  an  sich 
(vergL  auch  Art  19  des  Konnossements)  nach  deutschem  Recht  zu 
beurteilen.  Das  bedarf  keiner  weiteren  Ausführung;  wohl  aber  hat 
man  sich  zu  fragen,  inwieweit  bei  der  Interpretation  des  in  englischen 
Konnossementsklauseln  niedeigelegten  Vertragswillens  auf  englischen 
Sprachgebrauch  und  auf  englische  Rechtsanschauungen  zurückgegrifien 
werden  mufs,  denn  auch  darüber  kann  kein  Streit  bestehen,  dafs,  wenn 
und  insoweit  gewisse  der  englischen  Terminologie  eigentümliche  Aus- 
drücke und  gewisse,  nach  englischen  Rechtsanschaunngen  mit  einem 
bestimmten  hergebrachten  Sinne  verknüpften  Wendungen  in  einem 
solchen  Konnossemente  im  Einverständnisse  der  Parteien  zur  Anwendung 
gelangt  sind,  die  Kontrahenten  denselben  auch  den  Sinn  beigelegt  zu 
sehen  wllnschen,  den  sie  nach  diesen  englischen  thatsächlichen  und 
rechtlichen  Anschauungen  haben. 

In  dieser  Beziehung  würde  es  also  nicht  unbedenklich  sein,  wenn 
man  bei  ihrer  Beurteilung  —  auch  wo  lediglich  deutsches  Recht  in 
Frage  kommt  —  ansschliefslich  wörtlich  übersetzen  und  danach  den 
Willen  der  Parteien  ermitteln  wollte,  denn  vor  allem  kommt  es  auf 
die  Erforschung  des  Willens  der  Parteien  an  und  hierzu  dient  die 
Piüfung  gebrauchter  Ausdrucksweisen  nach  dem  speciellen  ihnen  an- 
haftenden Sinne. 
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Hit  Recht  verweist  daher  auch  das  A.G.  auf  die  Vorschrift  des 
'  §  278  des  H.G.B.  und  nimmt  Bezog  auf  die  AosfÜhningen  des  reichs- 

gerichtlichen Urteils  vom  22-  Mai  1897  (Hans.  Ger.Ztg.  Hptbl.  1897 
Nr.  88  nnd  Entsch.  Bd.  39  Nr.  19),  welches  ausspricht,  dafs  gerade 
die  Anwendung  jener  Bestimmung  dazu  nötigt,  in  solchen  Fällen,  in 
denen  englisch  abgefafste  Vertragsdokumente  in  Frage  kommen,  ftlr  die 
Ermittelung  der  Bedeutung  und  Tragweite  der  einzelnen  Klauseln  des- 
selben auf  englische  Rechtsanschauungen  zurückzugehen. 

Dem  widerspricht  aber  auch  nicht,  was  in  einem  ähnlichen  Falle 
in  dem  reichsgerichtlichen  Urteile  vom  16*  Juni  1883  (Entscheid.  Bd.  11, 
insbesondere  S.  104)  ausge^hrt  ist,  denn  dort  standen  lediglich  Aus- 
drücke in  Frage,  welche  „nicht  zwingend  auf  in  Deutschland  fremde, 
specifischen  anderen  Verkehrs-  und  Rechtsbegrifien  angehörige  Auf- 
fiüflsmigen^  hinwiesen  und  ward  ausgesprochen,  dafs  „bei  Zugrunde- 
legung des  deutschen  Rechts  und  deutscher  Begriffe  zu  einem  durchaus 
naheliegenden  und  angemessenen  Verständnis  des  Inhalts  des  vorliegenden 
Konnossements  zu  gelangen*  war. 

Im  Auslande  geschlossene  Börsengeschäfte. 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  7.  Februar  1899  (Jur.  Wochenschrift  1899  S.  187). 

Der  in  Stuttgart  wohnende  Kläger  hat  im  Auftrage  und  für  Rechnung 
des  eben&lls  in  Stuttgart  wohnenden  Beklagten  in  New  York  in  Rio- 
KaSee  durch  Gebrüder  L.  in  New  York  Geschäfte  nach  den  Bedingungen 
der  New  Yorker  Kaffeebörse  gemacht,  die  nach  Lösung  des  Engagements 
durch  Verkauf  zu  einem  Verluste  für  den  Beklagten  geführt  haben.  Er 
▼erlangt  jetzt  vom  Beklagten  den  Betrag  von  6604,65  Mk.,  den  er  fllr 
den  Beklagten  an  Gebrüder  L.  bezahlt  haben  will  und  stützt  diesen 
Anspruch  auf  das  Recht  des  Kommissionärs  gegen  den  Kommittenten 
nnd  auf  angebliche  ausdrückliche  Zusagen  und  Versprechungen  des 
Beklagten.  Keine  der  Parteien  ist  in  einem  Börsenregister  eingetragen. 
Unstreitig  sind  die  zur  Frage  stehenden  Geschäfte  Börsentermingeschäfte 
im  Sinne  der  New  Yorker  Kaffeebörse.  Die  Klage  ist  abgewiesen  und 
die  Berufung  des  Klägers  ist  zurückgewiesen.  Es  handelt  sich  um  die 
Frage,  ob  die  Vorschrift  in  §  68  des  Börsengesetzes  vom  22.  Juni  1896, 
nach  welcher  die  Bestimmungen  des  §  66  auch  dann  Anwendung  finden, 
wenn  das  „Geschäft  im  Auslände  geschlossen  —  oder  zu  er- 
füllen —  ist",  auch  für  Termingeschäfte  gilt,  die  von  Nichteingetnigenen 
im  Auslande  nach  den  Geschäftsbedingungen  auswärtiger  Börsen  ab- 
geschlossen werden.  Dafs  bei  der  Vorschrift  des  §  68  im  Rahmen  des 
ganzen  Gesetzes  zunächst  an  Börsentermingeschäfte  zu  denken  ist,  die 
im  Auslande  nach  den  von  einem  deutschen  Börsenvorstande  fest- 
gesetzten Geschäftsbedingungen  abgeschlossen  werden,  ist  nicht  zu  ver- 
kennen. Der  erkennende  Senat  ist  aber  der  Ansicht,  dafs  eine  Be- 
schränkung der  Vorschrift  auf  die  in  dieser  Art  im  Auslande  abgeschlossenen 
Geschäfte  dem  Willen  des  Gesetzgebers  nicht  gerecht  werden  würde. 
Mit  Recht  hat  schon  das  Berufungsgericht  darauf  hingewiesen,  dafs  der 
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Zweck  des  Registerzwangs  nur  sehr  unvollkommen  erreicht  werden 
würde ,  wenn  die  von  Nichteingetmgenen  im  Auslande  an  auswürtigen 
Börsen  oder  nach  den  Geschäftsbedingungen  auswärtiger  Börsen  ab- 
geschlossenen Termingeschäfte  für  gültig  erachtet  werden  müfsten,  und 
nach  der  Begründung  des  Entwurfs  zu  §  65  will  der  jetzige  §  68  auch 
gerade  dafür  Vorkehr  treffen,  dafs  nicht  der  Inländer  unter  Umgehung 
der  Eintragung  seine  Börsentermingeschäfte  nach  dem  Auslande  verlege. 
Der  Zweck  der  Vorschrift  des  §  68  wird  daher  nur  erreicht,  wenn 
man  unter  „den  im  Auslande  geschlossenen  Geschäften"  nicht  blofs 
etwaige  im  Auslande  nach  den  von  einem  deutschen  Börsenvorstande 
für  den  Terminbandel  festgesetzten  Bedingungen  geschlossenen  Geschäfte, 
sondern  überhaupt  die  im  Auslande  geschlossenen  Börsentermingeschäfte 
versieht,  mögen  sie  nun  nach  den  Geschäftsbedingungen  deutscher  oder 
auswärtiger  Börsen  abgeschlossen  sein.  Für  die  verhältnismäfsig  jeden- 
falls seltenen  Fälle,  dafs  im  Auslande  Börsen termingeschäfte  nach  den 
Geschäftsbedingungen  deutscher  Börsen  abgeschlossen  werden,  wäre  auch 
kaum  eine  besondere  gesetzliche  Vorschrift  geboten  gewesen,  während 
§  68  in  dem  eben  angenommenen  Sinn  sich  als  eine  zur  Durchführung 
des  Registerzwangs  nicht  zu  entbehrende  Vorschrift  darstellt.  Unter 
den  „im  Auslande  geschlossenen  Geschäften"  des  §  68  sind  daher 
auch  die  im  Auslande  nach  den  Geschäftsbedingungen  auswärtiger 
Börsen  geschlossenen  Termingeschäfte  zu  verstehen.  Dafs  unter  die  in 
§  68  Abs.  3  genannten  „Schuldanerkenntnisse"  auch  die  vom  Kläger 
behaupteten  Schuld-  oder  Zahlungsversprechen  des  Beklagten  fallen,  ist 
vom  Berufungsgericht  mit  Recht  angenommen. 

Zur  Auslegung  der  §§  48  und  68  des  Börsengesetzes.    Ist  ein 

zwischen  einem  Ausländer  und  einem  nicht  in  das  Börsenregister 

eingetragenen  Deutschen  im  Auslande   nach  den  dortigen  Usancen 

abgeschlossenes  Börsentermingeschäft  gültig?    —    Setzt  §  68  des 

Börsengesetzes  voraus,  dafs  beide  Parteien  Inländer  sind? 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  in  Hamburg  vom  31.  Januar  1898  (Hanseatisclie 

Gerichtszeitung,  Hauptblatt  1899,  S.  81  ff.). 

Der  Beklagte,  ein  in  Hamburg  ansässiger  Schlachtermeister,  welcher 
*in  das  Börsenregister  nicht  eingetragen  ist,  hat  die  Klägerin,  welche  in 
Deutschland  eine  Niederlassung  nicht  besitzt,  durch  Vermittelung  ihr« 
hamburgischen  Vertreters  beauftragt,  für  ihn  100  Union-Pacific-Eisenbahn- 
Aktien  per  Ende  Oktober  1897  zu  kaufen.  Die  Klägerin  will  diesen 
Auftrag  nach  Mafsgabe  der  Usancen  der  Londoner  Effektenbörse  ans- 
geführt  haben.  Da  der  Beklagte  auf  die  Mitteilungen  der  EJägerin 
über  die  Ausführung  des  Auftrages  nicht  reagiert  hat,  so  will  die 
Klägerin,  nachdem  sie  telegraphisch  den  Schlufs  des  beklagtischea 
Kontos  angedroht  hatte,  am  2.  November  1897  an  der  Londoner  Börse 
die  Aktien  haben  verkaufen  lassen.  Aus  diesen  Transaktionen  be- 
ansprucht die  Klägerin  SS  138.  12.  8. 

Der  Beklagte  hat  die  Nichtigkeit  dieses  Geschäftes  auf  Grund  des 
deutschen  Börsengesetzes  geltend  gemacht 
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Die  Klage  ist  abgewiesen  yom  Oberlandesgericht  am  31*  Januar 
1898  ans  folgenden  Gründen: 

Der  Beklagte  beraft  sich  für  seine  Verteidigung,  dafs  ein  Schuld- 
Verhältnis  zwischen  ihm  und  der  Klttgerin  nicht  begrttndet  sei,  mit 
Recht  auf  die  §§66,  68  des  Heichsbeirsengesetzes  vom  22.  Juni  1896. 
Das  Geschäft,  welches  die  Parteien  mit  einander  geschlossen  haben,  ist 
unstreitig  ein  Zeitgeschäft  nach  den  Usancen  der  Londoner  Börse,  also 
ein  Börsen termingeschäft.  Das  Geschäft  war  zwar  im  Ausland 
geschlossen  resp.  zu  erfüllen.  Nach  §  68  Abs.  1  finden  aber  auch 
dann  die  Vorschriften  des  §  66  Anwendung,  d.  h.  durch  das  Geschäft 
wird  ein  Schuld  Verhältnis  nicht  begründet,  wenn  die  Parteien  zur  Zeit 
des  Geschäftsabschlusses  nicht  in  einem  (deutschen)  BOrsenregister  ein- 
getragen sind.  Allerdings  schränkt  der  §  68  Abs.  2  dies  Erfordernis 
ftlr  den  hier  vorli^enden  Fall  des  §  68  Abs.  1  dahin  ein,  dafs  in 
Anaehong  von  Personen,  welche  im  Inlande  weder  einen  Wohnsitz 
noch  eine  gewerbliche  Niederlassung  haben,  die  Eintragung  zur  Wirk- 
samkeit des  Geschäftes  nicht  erforderlich  ist  Allein  mag  dies  auch 
ftlr  die  Klägerin  zutreffen,  so  steht  doch  fest,  dafs  der  Beklagte  seinen 
Wohnsitz  und  seine  gewerbliche  Niederlassung  in  Deutschland  hat  und 
nicht  eingetragen  ist 

Die  Klägerin  hat  gegen  diese  Auslegung  der  §§  66,  68  des 
Börsengesetzes  einmal  darauf  hingewiesen,  dafs  nach  der  Ausgabe  dieses 
Gesetzes  von  Dr.  Kunreuther  (Berlin,  Siemenroth  &  Troschel,  1896) 
der  §  68  Abs.  1  voraussetze,  dafs  beide  Parteien  Inländer  seien, 
und  vor  allem  hat  die  Klägerin  geltend  gemacht,  dafs  man  doch  nicht 
einem  Ausländer,  welcher  im  Auslande  ein  nach  dessen  Recht  gültiges 
Geschäft  schliefse,  in  Deutschland  entgegenhalten  könne,  dafs  solche 
Geschäfte  vom  deutschen  Richter  als  nichtig  behandelt  werden  mUfsten, 
weil  die  in  Deutschland  ansässige  Gegenpartei  nicht  in  ein  Börsen- 
r^;ister  eingetragen  sei.  Solche  einschränkende  Auslegung  der  in 
ihrem  Wortlaut  klaren  Gesetzesbestimmungen  würde  nur  dann  zulässig 
erscheinen,  wenn  das  Börsengesetz  erkennbar  die  Tendenz  hätte,  nicht 
in  ausländische  Beziehungen  hinüberzugreifen.  Das  Gegenteil  ist  aber 
der  Fall,  wie  nicht  nur  der  §  68  selbst  zeigt,  sondern  namentlich  auch 
dnrcfa  seine  Entstehungsgeschichte  belegt  wird. 

Der  §  68  des  Gesetzes  entspricht  wörtlich  dem  §  65  der  Regierungs- 
vorlage. Der  §  65  hatte  jedoch  noch  einen  Abs.  8,  welcher  so  lautet 
(s.  Verhandlungen  des  Reichstages,  IV.  Session  1895 — 1897,  Anlage- 
band I,  S.  10): 

„Hat  nur  eine  der  Parteien  im  Inlande  einen  Wohnsitz  oder 
eine  gewerbliche  Niederlassung,  so  ist  auch  die  Eintragung  dieser 
Partei  in  das  Börsenregister  nicht  erforderlich,  sofern  das  Geschäft 
zu  ihrem  Gewerbebetriebe  gehört. '^ 

Die  Regierungsvorlage  wollte  also  das  Börsentermingeschäft  im 
Auslände  zwischen  Ausländem  und  Inländern  wenigstens  insoweit  zu 
Ghinsten  des  Auslandes  schützen,  dafs  hier  die  Eintragung  des  Inländers 
dann  nicht  zur  Gültigkeit  des  Börsentermingeschäftes   erforderlich  sein 
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sollte,  wenn  der  Inländer  in  seinem  Gewerbebetriebe  das  Geschäft 
mache,  z.  B.  als  Bankier  oder  als  Zuckerbändler.  In  den  Motiven  zu 
§  65  (a.  a.  0.  S.  30)  wird  ansgeftihrt:  es  müsse  Vorkehning  getroffen 
werden,  dafs  einerseits  nicht  der  Inländer  unter  Umgehung  der  Ein- 
tragung seine  Börsentermingeschäfle  nach  dem  Auslande  verlebe ,  dafs 
andererseits  aber  auch  der  Ausländer  nicht  durch  das  Erfordernis  der 
Eintragung  dem  deutschen  Bönenverkehr  ferngehalten  werde.  Deshalb 
sei  als  Regel  aufgestellt,  dafs  jeder  Vertragscbliefsende,  welcher  im 
Deutschen  Reich  einen  Wohnsitz  oder  eine  Niederlassung  habe,  ein- 
getragen sein  mtlsse,  „ohne  Rücksicht  darauf,  welchem  ört- 
lichen Recht  ein  Börsentermingeschäft  unterworfen 
ist",  während  nur  für  im  Ausland  Angesessene  von  solcher  Be- 
schränkung abgesehen  sei.  Über  die  Ausnahme  des  Abs.  8  von 
dieser  Regel  heifst  es  in  den  Motiven:  „Es  erscheint  namentlich  im 
Interesse  des  Ein-  und  Ausfuhrhandels  erwünscht,  dafs  die  inländischen 
Beteiligten  bei  Ausübung  ihres  Gewerbebetriebes  nicht  im  Ausland 
auf  Schwierigkeiten  stofsen,  wie  dies  der  Fall  sein  würde,  wenn  ihre 
Fähigkeit  zum  Abschlüsse  von  Termingeschäften  von  den  ausländischen 
Firmen ,  mit  welchen  sie  in  Greschäftsverbindung  treten ,  besonders 
geprüft  und  jährlich  kontrolliert  werden  müfste.  Hiernach  hat  das 
Gesetz  gerade  Fälle  treffen  wollen,  wo,  wie  hier,  ein  Inländer  im 
Auslande  mit  einem  Ausländer  Börsentermingeschäfte  macht,  und  hat 
es  für  angemessen  erachtet,  den  absoluten  Schutz  des  Inländers  gegen 
das  Börsentermingeschäft  über  das  Interesse  des  Ausländers  zu  stellen, 
ohne  Rücksiclit  darauf,  ob  letzterem  das  ausländische  Recht  zur  Seite 
steht.  Das  findet  seine  Bestätigung  durch  den  Gang  der  Beratungen 
über  diesen  Paragraphen  in  der  Reichstagskonmiission  (a.  a.  0.  Anlage- 
band  II  S.  1489).  Es  wurden  gegen  die  Durchführbarkeit  des  §  65 
des  Entwurfes  —  nicht  gegen  seine  Tendenz  —  zweierlei  Bedenken 
erhoben :  1.  Dei:  Grundsatz  locus  regit  actum  könne  die  deutschen 
Gerichte  nötigen,  Inländer,  welche  im  Auslande  Termingeschäfte  ab- 
geschlossen hätten  (ohne  nämlich  eingetragen  zu  sein),  für  die  sich  ans 
denselben  ergebenden  Differenzen  zu  verurteilen.  2.  Wenn  in  solchem 
Fall  ein  ausländisches  Gericht  (nach  seinem  Rechte)  einen  Deutschen 
verurteilt  hätte,  so  könne  das  deutsche  Gericht  in  die  Lage  kommen, 
ein  solches  Urteil  für  vollstreckbar  zu  erklären.  Hiergegen  ist  zum 
ersten  Punkte  von  den  Regierungsvertretern  mit  Recht  bemerkt  worden, 
dafs  durch  den  §  65  (jetzt  §  68)  der  Grundsatz  locus  regit  (ictum  f^r 
im  Ausland  geschlossene  Börsentermingeschäfte  aufs  er  Kraft  gesetzt 
sei  und  deshalb  von  deutschen  Gerichten  nicht  zur  Anwendung  gebracht 
werden  dürfe.  Zum  zweiten  Punkte  wurde  darauf  hingewiesen,  dafs 
mit  den  in  Betracht  kommenden  Staaten  Frankreich,  England  und 
Österreich  keine  Verträge  beständen ,  wonach  in  diesen  Staaten  er- 
gangene Urteile  in  Deutschland  ftlr  vollstreckbar  erklärt  werden  müfsten, 
was  jedoch  im  Plenum  des  Reichstages  klarer  gestellt  worden  ist 
(s.  Verhandlungen  a.  a.  0.  Bd.  4  S.  2452).  In  Konsequenz  dieser 
scharfen  Richtung  hat  dann  die  Reichstagskommission  in  zweiter  Lesung 
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sogar  noch  den  Abs.  3  des  §  65  gestrichen,  weil  dadurch  inländische 
Häoser,  welche  wegen  Nichteintragang  Vertrauen  genössen,  in  die 
Lage  gesetzt  seien,  im  Aaslande  zu  spekulieren!  (s.  Anlagenband  11 
S.  1490). 

Hiemach  ist  für  eine  einschrilnkende  Auslegong  des  §  68  Abs.  1, 
wie  sie  der  Vertreter  der  Klägerin  versucht  hat,  kein  Raum.  Der 
deutsche  Richter  ist  durch  das  absolute  Gebot  des  Börsen- 
gesetzes gezwungen,  den  Ausländer,  welcher  mit  einem  in  Deutsch- 
land Ansässigen,  der  nicht  in  ein  Börsenregister  eingetragen  ist,  ein 
Börsentermingeschäft,  wenn  auch  im  Aaslande  gemacht  hat,  mit  seinen 
Ansprüchen  aus  solchem  Geschäft  abzuweisen,  weil  dadurch  nach 
deutschem  Recht  ein  Schuldverhältnis  nicht  begründet  war,  mag 
selbst  nach  dem  ausländischen  Recht  ein  vollgtQtiges  Rechtsgeschäft 
vorliegen. 

Die  Klägerin  hat  dieses  Ergebnis  aber  noch  mit  weiteren  Rechts- 
ausftihrungen  zu  bekämpfen  gesucht.  Der  Vorderrichter  hat  seine  Ent- 
Bcheidungsgründe  mit  dem  Satze  eingeleitet,  dafs  es  sich  hier  um  ein 
Börsentermingeschäft  im  Sinne  des  §  48  des  Börsengesetzes 
handelt.  Das  hat  der  Vertreter  der  Klägerin  sich  zu  eigen  gemacht, 
indem  er  argumentiert:  Der  §  66  beziehe  sich  nur  auf  Börsentermin- 
gescbäfte  im  Sinne  des  §  48;  der  §  48  treffe  aber  nur  Geschäfte  in 
„zugelassenen"  Objekten.  Eine  Zubusung  im  Sinne  des  Börsengesetzes 
sei  aber  bei  ausländischen  Börsen  nicht  denkbar,  wie  sich  das.  nament- 
lich aus  dem  Schlufssatze  des  §  49  ergebe,  wonach  der  Reichskanzler 
ein  Vetorecht  gegen  die  Zulassung  habe.  Übe  der  Reichskanzler  dieses 
Recht  nicht,  so  würden  solche  Objekte  geradezu  fUr  sicher  erklärt 
Um  dem  entgegenzutreten,  sei  die  Vorschrift  des  §  66  aufgestellt, 
welcher  ein  Korrelat  des  §  49  sei. 

Von  dieser  Argumentation  ist  zunächst  unrichtig,  dafs  die  Autorität 
des  Reichskanzlers  hinter  einem  Börsen tenningescbäfte  im  Sinne  der 
§§48,  66  stehe  resp.  stehen  müsse.  Nach  §  49  sind  es  die  Börsen- 
organe,  welche  über  die  Zulassung  von  Waren  und  Wertpapieren  zum 
Börsen  tenninbandel  entscheiden.  Nur  dann,  wenn  es  sich  um  die  Zu- 
lassung von  Waren  handelt,  sind  die  Börsenorgane  nach  Abs.  2  des 
§  49  verpflichtet,  vorgängig  Vertreter  der  beteiligten  Erwerbszweige 
gutachtlich  zu  hören  und  das  Ergebnis  dem  Reichskanzler  mitzuteilen, 
und  die  Zulassung  darf  erst  erfolgen,  nachdem  der  Reichskanzler  erklärt 
hat,  dafs  er  zu  weiteren  Ermittelungen  keine  Veranlassung  finde.  Durch 
solche  Gutachten  sind  aber  die  Börsenorgane  nicht  gebunden  (vergl. 
Anlagenband  I  S.  26  Sp.  2).  Vielmehr  ist  ein  in  der  Reichstags- 
kommission  gestellter  Antrag,  den  §  49  so  zu  fassen:  „Die  Börsen- 
oi^ne  sind  verpflichtet,  vor  der  Zulassung  zum  Börsenterminhandel  in 
Waren  in  jedem  einzelnen  Falle  die  Genehmigung  des  Reichskanzlers 
einzaholen  .  .  .^,  abgelehnt  worden,  indem  man  unter  anderem  erwog, 
dafs  es  bedenklich  sei,  „dem  Reichskanzler  die  Verantwortung  ftlr  die 
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EinfÜbnuig  einer  jeden  Ware  in  den  BörBenterminhandel  aufinierlegeQ' 
(a.  a.  0,  Bd.  2  8.  1486). 

Dagegen  könnte  man  geneigt  sein,  dem  klägeriBchen  Angriff  inBofem 
eine  gewisse  Berechtigung  beizumessen,  als  geltend  gemacht  wird,  dafs, 
wenn  der  §  68  Abs.  1  unter  ,^ Geschäft''  genau  das  verstehe,  was  der 
§  48  besage,  der  §  68  an  ausländischen  Börsen  geschloaseoe 
Termingeschäfte  nicht  treffen  könne,  weil  die  Begrifibbestimmnng  des 
Börsentermingeschäftes  im  §  48  nur  (\Xr  deutsche  Börsen  sutreffe. 
Im  §  48  wird  ausdrücklich  auf  die  §§29»  35  verwiesen,  in  denen 
von  der  Mitwirkung  deutscher  Organe  gehandelt  wird.  Weiter  wird 
aber  auch  die  im  §  48  erwähnte  Festsetzung  der  Geschäftsbestimmnngen 
für  den  Terminhandel  durch  den  Börsenvorstand  in  den  §§  49  ff.  näher 
umgrenzt  Gerade  mit  diesen  nur  ftlr  Deutschland  zugeschnittenen 
Vorschriften  tlber  die  Zulassung  von  Waren  und  Wertpapieren  zun 
Börsenhandel  hat  der  Gesetzgeber  dem  Erfordernis  der  Eintragung  ein 
zweites  Mittel  beigesellen  wollen,  um  dem  Mifsbrauch  des  Börsen- 
terminhandels  entgegenzutreten  (vergL  Motive  a.  a.  0.  Bd.  1  S.  26 
Sp.  1). 

Sollte  nun  ein  solcher  Widerspruch  zwischen  den  §§  68  und  48 
anzuerkennen  sein,  so  würde  er  aber  doch  nicht  im  Sinne  der  Klägerin 
gelöst  werden  können !  Da  der  §  48  eine  allgemeine  Begrifibbestimmung 
giebt,  der  §  68  Abs.  1  aber  eine  Sondervorschrift  für  Geschäfte  an 
ausländischen  Börsen  enthält,  so  würde  vielmehr  nach  allgemeinen  Ans- 
legungsregeln  anzunehmen  sein,  dafs  der  Gesetzgeber  —  da  er  doch 
den  §  68  Abs.  1  nicht  gegenstandslos  machen  wollte,  sondern  auf  ihn, 
wie  die  obigen  Ausführungen  zeigen,  ein  grofses  Gewicht  gelegt  hat  — 
im  §  68  insofern  von  dem  Begriff  des  §  48  abgewichen  sein  muls, 
dafs  es,  soweit  specifisch  deutsche  Einrichtungen  den  Begriff  des  Böisen- 
termingeschäftes  im  Sinne  des  §  48  bedingen  sollten,  von  diesen  hier 
abgesehen  haben  wird.  Diese  Auslegung  findet  nicht  nur  in  der  Ent- 
stehungsgeschichte des  §  68  eine  volle  Stütze,  sondern  auch  im  Wort- 
laut des  §  66,  wo  es  einfach  heifst  „das  Geschäft*',  während  es  sonst 
stets  (§§  48,  66,  69)  „Börsentermingeschäft"*  heifst 

Damit  erledigen  sich  die  den  §§  48  ff*  entnommenen  Bedenken 
der  Klägerin  gegen  die  hier  vertretene  Tragweite  des  §  68  Abs.  1. 
Es  mag  ergänzend  darauf  hingewiesen  werden,  dafs  das  Reichsgericht 
neuerdings  in  seinem  Urteil  vom  12.  Oktober  1898  in  Sachen  Petersen 
c.  Moritz  dem  §  66 ,  auf  den  der  Beklagte  sich  hier  berufen  bat, 
generell  eine  über  die  Grenzen  des  §  48  hinausgreifende  Bedeutung 
beigemessen  hat,  so  dafs  es  darnach  nicht  einmal  der  obigen  ans  dem 
besonderen  Inhalt  des  §  68  für  im  Ausland  gemachte  Börsentermin- 
geschäfte entnommene  Einschränkung  des  §  48  bedürfte,  um  zur  Ab- 
weisung der  Klage  zu  gelangen. 

Wenn  endlich  die  Klägerin  noch  geltend  gemacht  hat,  dafs  sie 
die  gekauften  Stücke  in  natura  besessen  habe  und  sie  auch  habe 
liefern  wollen,  so  ändert  diese  auf  den  hier  nicht  in  Frage  stehenden 
Einwand  des  reinen  Differenzgeschäftes  hinzielende  Verteidigung  nichts 
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an  der  Vorschrift  des  §  66,  wonach  schon  lediglich  wegen  NichterBillung 
des  formellen  Erfordernisses  der  Eintragung  ein  Schuld  Verhältnis  unter 
den  Parteien  nicht  hegrOndet  ist. 

• 
Sind   Kasten,    die   für  die    Übersetzung  von   Schriftsätzen  und 
Urteilen  für  die  ausländische  Prozefspartei  entstehen ,  vom  unter- 
liegenden Gegner  zu  erstatten? 

Besehlofs  des  10.  Civilsenats  des  Kammeigericht«  vom  8.  Februar  1899  in 
Saehen  O.  &  c.  Seh.  —  X.  127.  99.  X.  (Amtsblätter  für  Rechtspflege  im 

Bezirke  des  Kammergerichts  1899  Nr.  4). 

„Die  rechtzeitig  eingeigte  sofortige  Beschwerde  richtet  sich  gegen 
diejenige  Entscheidung  des  Kostonfestsetzungsbeschlusses  vom  9.  Januar 
1899,  durch  welche  die  von  der  Klägerin  liquidierten  Auslagen  ftlr  die 
Übersetzung  der  Klagebeantwortung  und  des  Urteils  ftlr  nicht  erstattungs- 
A&hig  erklärt  sind.  Die  Beschwerde  mufste  als  begründet  anerkannt 
werden. 

Nach  §  87  C.Pr.O.  hat  die  unterliegende  Partei  die  dem  Gegner 
erwachsenden  Kosten  zu  erstatten,  soweit  diese  nach  freiem  Ermessen 
des  Gerichts  zur  zweckentsprechenden  Rechtsverfolgung  notwendig 
waren.  Fttr  die  Entscheidung,  ob  die  obsiegende  Partei  bestimmte, 
zur  Erstattung  liquidierte  aufsergerichtliche  Kosten  aufzuwenden  genötigt 
war,  ist  die  konkrete  Sachlage  des  einzelnen  Falles  mafsgebend.  Im 
vorliegenden  Rechtsstreite  ist  die  Klägerin  eine  in  London  domizilierende 
Gesellschaft.  Um  zu  der  ihr  gegen  den  Beklagen  zustehenden  Geld- 
forderung  zu  kommen,  war  sie  gezwungen,  in  Berlin  die  Klage  zu  er- 
heben und  einen  beim  hiesigen  Gericht  zugelassenen  Anwalt  mit  ihrer 
Vertretung  zu  beauftragen.  Auch  die  Kosten,  welche  ihr  aufserhalb 
des  eigentlichen  Verfahrens  vor  Gericht  durch  den  Verkehr  mit  dem 
von  ihr  bestellten  Anwalt  erwuchsen,  sind  erstattungsf^hig ,  sofern  die 
Klägerin  sie  in  sachgemäfser  Weise  zur  Hechtsverfolgung  aufwenden 
mufste.  Hierzu  müssen  auch  Übersetzungskosten  gerechnet  werden, 
soweit  sie  sich  auf  den  durch  die  Lage  des  Rechtsstreites  gebotenen 
Verkehr  des  Sachwalters  mit  seinem  auswärtigen  Mandanten  beziehen. 
Zu  diesen  im  Interesse  der  ordentlichen  ProzefsfÖhrung  nötigen  Kosten 
gehören  auch  die  für  die  Übersetzung  der  Klagebeantwortung  und  des 
Urteils.  Dem  Sachwalter  liegt  es  ob,  zum  Zweck  der  Einziehung 
sachdienlicher  Information  die  Gegenerklärung  des  Prozefsge^ers  seinem 
Mandanten  zuzüglich  zu  machen.  Dies  war  auch  bei  der  Lage  des 
vorli^enden  Prozesses  geboten.  Die  Kosten  also,  die  aufgewendet 
werden  mufsten,  um  hier  der  Klägerin  Kenntnis  von  dem  Antrage  und 
den  Einwendungen  des  Beklagten  zu  geben,  sind  durchaus  zur  ordent- 
lichen Prozefsftlhrung  nötig.  Ebenso  verhält  es  sich  mit  den  Kosten 
fHr  die  Übersetzung  des  Urteils.  Jede  Partei  hat  einen  begründeten 
Anspruch  darauf,  Kenntnis  von  dem  in  ihrem  Prozesse  ergangenen 
Urteile  zu  erlangen;  denn  die  Ausarbeitung  des  Urteiisthatbestandes 
und  der  Entscheidungsgrttnde   ist  im  Interesse  der  Prozefsparteien  und 
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für  diese  gesetzlich  angeordnet  Deshalb  müssen  die  Kosten,  welche 
dadurch  erwachsen,  dafs  das  Urteil  in  sachgemäfser  Weise  der  Partei 
zugänglich  gemacht  wird,  zu  den  durch  die  ProzefsfÜhrnng  unmittelbar 
yeranlafsten  notwendigen  Kosten  der  Bechtsverfolgung  gerechnet  werden. 
Dazu  kommt,  dafs  hier  die  klMgtrischen  Sachwalter  mit  Rücksicht  auf 
das  dem  Beklagten  offenstehende  Rechtsmittel  der  Berufung  g^laubt 
haben,  das  erstinstanzliche  Urteil  unverzüglich  ihrer  Mandantin  mitteilen 
zu  müssen,  um  flbr  den  Fall  der  Anfechtung  des  Urteils  sogleich 
Informationen  erhalten  zu  können.  Auch  dieses  Verhalten  gehört  zu 
den  Mafsnahmen,  die  damals  zur  zweckentsprechenden  Rechtsverfolgung 
notwendig  erscheinen  konnten. 

Dafs  die  klagende  Gesellschaft  der  deutschen  Sprache  nicht  kundig 
war,  ergiebt  sich  aus  ihrer  Korrespondenz  in  den  Handakten  der 
kUigerischen  Sachwalter.  Sie  war  deshalb  gezwungen,  die  Kosten  für 
die  Übersetzung  der  beiden  vorbezeichneten  Prozefsschriften  aufisnwenden. 
Dafs  sie  diese  Übersetzung  auf  billigerem  Wege  beschaffen  konnte,  als 
durch  die  Zuziehung  des  hiesigen  gerichtlich  bestellten  Translators, 
kann  nicht  angenommen  werden,  wenn  man  berücksichtigt,  dafs  die 
Klttgerin  Anspruch  auf  eine  zuverlfissige  und  durch  die  Person  des 
Translators  Gewähr  bietende  Übertragung  hatte.  Gegen  die  Höhe  der 
vom  Translator  liquidierten  und  von  der  Klägerin  gezahlten  Gebühren 
ist  nichts  erinnert.^ 

Zum  Gesetz  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  vom  10,  Juli  1879. 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  17.  Oktober  1898  (Jur.  Wochenschrift  1898  S.  674). 

Die  Berufung  ist  in  der  gesetzlichen  Form  und  Frist  eingelegt 
Ges.  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  vom  10.  Juli  1879  §  20.  Nach 
§  474  Abs.  2,  §  310  der  C.Pr.O.  kann  sie  nur  darauf  gestützt  werden, 
dafs  der  Fall  der  Versäumung  nicht  vorgelegen  habe.  Was  die  Be- 
klagte  in  dieser  Beziehung  vorgetragen  hat,  war  dahin  zu  verstehen, 
dafs  sie  durch  0. ,  durch  den  sie  sich  nach  §  15  des  Ges.  über  die 
Konsulargerichtsbarkeit  und  §  75  der  CPr.O.  vertreten  lassen  konnte, 
zur  Wahrnehmung  des  Termins  erschienen,  dafs  dieser  aber,  ohne  dafs 
das  Konsulargericht  von  seinem  Auftreten  Kenntnis  erhalten,  durch  den 
Kavassen  zurückgewiesen  und  in  den  Sitzungsraum  nicht  zugelassen  sei. 
Dann  würde  Versäumung  nicht  vorgelegen  haben.  Die  Behauptung 
der  Beklagten  entspricht  aber  nach  der  amtlichen  Auskunft  des  Kon- 
suls dem  wahren  Sachverhalt  nicht.  Danach  hat  sich  C.  etwa  eine 
halbe  Stunde  vor  dem  Termine  durch  den  Dragoman  M.  bei  dem 
Konsul  als  Bevollmächtigter  der  Beklagten  melden  und  anfragen  lassen, 
ob  der  Termin  nicht  verlegt  werden  könne,  da  er  das  Mandat  soeben 
erst  erhalten  habe  und  deshalb  ganz  unvorbereitet  sei.  M.  ist  darauf 
beauftragt,  ihm  mitzuteilen,  dafs  über  den  Vertagungsantrag  das  Kon- 
sulargericht, nicht  der  Konsul  zu  entscheiden  habe,  dafs  der  Konsul 
für  seine  Person  einer  erneuten  Vertagung  sich  widersetzen  werde,  da 
ftlr  die  Beklagte  zu   einer  Vertretung  durch  den  Anwalt   keine  Ver- 
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anlawmng  vorliege,  die  Bestellang  eines  solchen  im  letzten  Augenblick 
nor  auf  emeate  Vertagung  und  Verschleppung  der  Sache  abziele,  dem 
Anwalt  werde  daher  voraussichtlich  keine  andere  Wahl  bleiben,  als  zu 
plXdieren  oder  sich  kontumazieren  zu  lassen.  Beim  Aufrufe  der  Sache, 
die  mehr  ab  eine  halbe  Stunde  hinamsgeschoben  worden,  um  dem  C. 
und  der  Beklagten  Zeit  zu  lassen,  ist  dann  nach  der  Auskunft  des 
Konsuls,  dem  Inhalt  des  Protokolls  und  dem  Thatbestande  des  Urteils 
niemand  erschienen.  Danach  ist  weder  der  nach  §  150  der  C.Pr.0. 
erforderliche  Beweis  gegen  den  Inhalt  des  Protokolls  zu  erbringen, 
noch  davon  zu  reden,  dafs  die  Beklagte  an  der  Wahrnehmung  des 
Termins  durch  Umstände  verhindert  worden  ist,  welche  die  Annahme 
der  Versäumung  ausschliefsen.  Davon  könnte  selbst  dann  nicht  die 
Rede  sein,  wenn,  wie  in  der  mündlichen  Verhandlung  behauptet  ist, 
M.  den  ihm  vom  Konsul  erteilten  Auftrag  nicht  ausgeführt,  sondern  dem 
C.  die  Mitteilung  gemacht  hätte,  er  werde  nicht  zugelassen  werden. 
Dadurch  wurde  C.  nicht  gehindert,  sich  beim  Aufrufe  der  Sache  zu 
melden  und  abzuwarten,   was  das  Konsulargericht  beschliefsen  würde. 


B.    RechtshOlfe. 

Ersuchen  um  Veröffentlichung  eines  Ehevertrages,    Ablehnung  mit 
Berufung  auf  Art.  1395  Code  civil.    Auslegung  des  §  159  G.V.G. 

Beachlnfa  des  Oberlandesgerichts  Colmar  vom  16.  August  1898  (Jur.  Zeitschrift 

für  äsafs-Lothringen,  24.  Bd.  S,  56). 

Die  gegen  die  Ablehnung  eingelegte  Beschwerde  wurde  für  be- 
gründet erklärt  und  das  angegangene  Amtsgericht  angewiesen,  dem 
Ersuchen  zu  entsprechen. 

Aus  den  Gründen: 

Obgleich  das  fragliche  Ersuchen  um  Rechtshülfe  in  einer  Sache 
gestellt  ist,  welche  weder  eine  bürgerliche  Rechtsstreitigkeit  noch  eine 
Stra&ache  ist  (veigl.  §  157  G.V.G.),  so  sind  doch  nach  §  82  des 
elsafs-lothringischen  Ausf.Ges.  zum  G.V.G.  die  einschlägigen  Vorschriften 
des  letzteren  Gesetzes  in  dieser  Sache  entsprechend  anzuwenden. 

Hiemach  fragt  es  sich,  ob  der  Ablehnungsgrund,  welcher  von  dem 
um  die  fragliche  Rechtshülfe  ersuchten  Amtsgericht  geltend  gemacht 
wird,  zutri£Ft,  wonach  die  vorzunehmende  Handlung,  nämlich  die  Ver- 
öffentlichung des  von  den  zur  Zeit  im  Gebiete  des  preufsischen  Land- 
reehts  wohnenden  Eheleuten  während  bestehender  Ehe  im 
dortigen  Reehtsgebiet  abgeschlossenen  Ehevertrags,   verboten  sein   soll. 

Es  ist  dabcd  davon  auszugehen,  dafs  dieses  in  §  1 59  Abs.  2  G.V.G. 
enthaltene  ausnahmsweise  Verbot  der  beantragten  Rechtshülfehandlung 
nur  dann  Platz  greift,  wenn  die  vorzunehmende  Handlung 
seiht  nach  dem  Rechte  des  ersuchten  Gerichtes  verboten  ist,  nicht 
aber  auch  dann,  wenn  die  Grundlage,  aus  welcher  das  Ersuchen  um 
Rechtshtüfe  hervoig^gangen  ist,  also  namentlich  das  gesamte  Verfahren, 
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in  desBen  Lauf  das  firsachon  um  Rechtshülfe  gestellt  wird,  dem  Hechte 
dos  ersuchten  Gerichts  nicht  entspricht 

Diese  auf  dem  Grundsatz  der  gegenseitigen  Unabhängigkeit  koor- 
dinierter Gerichte  beruhende  Auslegung  ergiebt  sich  sowohl  aus  der 
Entstebungsgesehichte ,  wie  aus  dem  Zweck  und  Wortlaut  der  be- 
treffenden Vorschrift  (vergL  hierüber  namentlich  Endenumn  zu  dem  im 
wesentlichen  gleichlautenden  §  37  des  Rechtshfllfi^geeetzes  von  1869 
Nr.  2,  Kdler  zu  §  159  G.V.G.  Nr.  8^,  Wümowski- Leo^  zu  §  159 
cit  Nr.  3,  Böhm,  Rechtshülfe  §  1  S.  11 ,  Jur.  Zeitschrift  für  ElsaTs- 
Lothringen  Bd.  V  8.  109  und  Bd.  XVIII  S.  364,  Rhein.  Aichiv 
Bd.  LXXXII  S.  124).  Eine  ausdehnende  Auslegung  des  betreffenden 
Verbots  des  §  159  ist  hiemach  unzuUlssig. 

Im  gegebenen  Falle  aber  widerspricht  die  Veröffentlichung 
des  von  den  Eheleuten  nachtrtigiich  abgeschlossenen  Ebevertrags  in 
einer  an  dem  früheren  Wohnort  derselben,  Strafsburg,  erscheinenden 
Zeitung  keinem  inlHndischen  Gresetze. 

Der  vom  Amtsgerichte  angezogene  Art.  1895  Code  civü  verbietet 
nur  den  Abschlufs  von  Ehevertrftgen  nach  vollzogener  Eheschliefsung, 
nicht  aber  die  Veröffentlichung  solcher  Eheverträge,  namentlich  nicht 
in  Fällen,  in  welchen  dieselben  aufserhalb  Elsafs-Lothringens  von  Ehe- 
leuten geschlossen  sind,  welche  zur  Zeit  des  Abschlusses  bezüglich 
ihrer  persönlichen  Verhältnisse  im  allgemeinen  dem  elsafs-lothringischen 
Rechte  nicht  mehr  unterworfen  waren,  wie  dies  hier  antri£^ 

UnzulässigTceit  der  Äblehnutig  der   Rechtshülfe    auf   Grund  des 

Art.  340  Code  civil, 

Beschlufs  des  Oberlandesgerichts  Colmar  vom  21.  Juli  1898  (Jur.  Zeitschrift 

far  fSiBafs-Lothringen  Bd.  24  S.  54). 

Aus  den  Gründen: 

Die  Ablehnung  des  Ersuchens  um  Rechtshülfe  auf  Grand  des 
Art  840  Code  civü  ist  schon  deshalb  ungerechtfertigt,  weil  die  auszn- 
ftlhrende  Beweisanordnung  nicht  die  Feststellung  der  unehelichen 
Vaterschaft,  sondern  die  Bekämpfung  der  darauf  gerichteten  ELlage 
bezweckt 

Sodann  steht  aber  auch  der  vorbezeichnete  Artikel,  wie  das 
Oberlandesgericht  wiederholt  entschieden  hat,  der  Eriedignng  des  Er- 
suchens um  Vernehmung  von  Zeugen  in  einem  die  Erforschung  der 
unehelichen  Vaterschaft  betrefienden  Rechtsstreite,  der  an  einem  Gerichte 
eines  Bundesstaats  anhängig  ist,  in  dessen  Gebiete  eine  solche  Klage 
zulässig  ist,  überhaupt  nieht  entgegen,  da  der  Ausdruck  ^redierahe  de 
la  patermU^  lediglich  von  der  Beweiserhebung,  welche  seitens  eines 
reiehsländischen  Prozefsgerichts  zum  Zwecke  der  eigenen  Entscheidung 
bethätigt  oder  veranlafst  werden  soll,  sowie  von  dieser  Entscheidung 
selbst  zu  verstehen  ist 
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Ein  Zeugnisewang  nach  Maßgabe  der  Beichscivilprozefsordnung 
besieht  auch  gegenüber  demjenigen  Zeugen  y  der  auf  Ersuchen 
eines  ausländischen  Gerichis  vom  inländischen  Gericht  vernommen 

werden  soü. 

BeachlnfB  des  Königl.  Landgerichts  Berlin  I,  Civilkammer  22,  yom  8.  Februar 
1899.  —  T.  7.  99.  C.  K.  2Si  (Amtsblätter  für  Rechtspflege  im  fiesirke  des 

Kammeigerichto  1899  Nr.  4). 

^Der  BeschwerdelUhrer  ist  auf  ein  durch  den  üerrn  Jnstizminister 
an  das  Königl.  Amtsgericht  I  abgegebenes  Ersachen  des  Ciyilgerichts 
erster  Instanz  des  Seinedepartements  zu  Paris  vor  dem  Amtsgericht  I 
zur  Vernehmung  als  Zenge  in  der  fihescheidnngssache  der  £.  und  A. 
Cschen  Eheleute  auf  den  12.  Januar  1899  vorgehiden  worden.  Er 
hat  in  dem  Schreiben  vom  10.  Januar  1899  erklärt,  dafs  er  in  dem 
Termin  nicht  erscheinen  werde  und  die  Abgabe  des  Zeugnisses  ver- 
weigere,  da  eine  Verpflichtung  hierzu  nur  für  im  Inlande  sehwebende 
Prozesse  bestehe.  Nachdem  der  fieschwerdeftlhrer  unterm  11.  Januar 
seitens  des  Grerichts  dahin  beschieden  worden  war,  dafs  es  nicht  seine 
Sache,  sondern  des  Gerichts  Sache  sei,  ttber  die  Anwendbarkeit  der 
Prozefsordnung  zu  befinden,  und  dafs  im  Fidle  nicht  pünktlichen  Er- 
scheinens mit  der  Strenge  des  Gesetzes  gegen  ihn  ver&hren  würde,  ist 
er  im  Termin  am  12.  Januar  ausgeblieben. 

Das  Königl.  Amtsgericht  I  hier  hat  ihn  nunmehr  durch  Beschlufs 
▼om  18.  Januar  auf  Grund  der  §§  845 ,  865  C.Pr.0.  in  die  durch 
sein  Ausbleiben  verursachten  Kosten,  sowie  zu  einer  Geldstrafe  von 
80  Mk. ,  im  Falle  von  deren  Uneinzieh  barkeit  zu  einer  Haftstrafe  von 
sechs  Tagen  verurteilt  Gegen  diesen  Beschlufs  richtet  sich  die  Be- 
schwerde, welche  ausführt,  dafs  die  Vorschriflen  der  Civilprozefsordnung 
in  Bezug  auf  die  Zeugenpflicht  nicht  in  Prozessen  zur  Anwendung 
kommen  könnten,  welche  nach  ausländischen  Gesetzen  verhandelt  wttrden, 
da  sonst  das  ausländische  Gericht  ttber  das  Recht  des  Inländers  zur 
Zeugnisverweigerung  zu  entscheiden  haben  würde,  und  dafs  nach 
§§  352,  854  CPr.O.  ttber  die  Weigerung  nicht  der  ersuchte  Richter, 
sondern  das  Prozefagericht  zu  entscheiden  habe,  das  Königl.  Amts- 
gericht I  also  zur  Verhängung  der  Strafe  nicht  befugt  gewesen  sei. 

Die  an  sieh  zulässige  Beschwerde  ist  auch  begrttndet. 

Sie  geht  zwar  insoweit  fehl,  als  sie  die  Verpflichtung  des  Be« 
schwerdeführers,  auf  die  Ladung  des  ersuchten  Gerichts  Zeugnis  abzu- 
legen, in  Abrede  stellt,  da  hier  das  ersuchende  Gericht  ein  ausländisches 
seL  Denn  indem  das  ersuchte  Gericht  in  Ausführung  dieses  Ersuchens 
den  2ieugen  vorladet,  ttbt  es  einen  Akt  eigener  Gerichtsgewalt  aus, 
und  der  Zeuge  ist  verpflichtet,  die  Gerich tsgewalt  der  Behörde  des 
eigenen  Staates  zu  achten ;  er  hat  der  an  ihn  eigangenen  Aufforderung, 
Zeugnis  abzulc^n,  an  sich  Folge  zu  leisten  (cf.  auch  Äbegg^  Zeugnis- 
pflicht und  Zeugniszwang  S.  18)«  zur  Vermeidung  der  nach  dem  Rechte 
des  vorUdenden  Gerichts  zulässigen  Zwaagsmafsregelo.  Die  entgegen^ 
gesetzte  Ansicht  von  Wilmowski  und  Levy   (Kommentar  zur  CPr.O. 
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7.  Aufl.  §  345  Anm.  1),  dafs  ein  Zeugniszwang  auf  Eßsachen  nicht- 
deatscher  Oerichte  gegen  Personen,  welche  sich  im  Deatsdien  Reich 
aufhalten  und  nicht  dem  Staate  des  ersuchenden  Grerichts  angehören, 
nicht  auszuüben  sei,  erscheint  nicht  zutreffend;  sie  berflcksichtigt  nicht 
hinreichend,  dafs  die  Nichtbefolgung  der  erfolgten  Vorladung  oder  die 
grundlose  Weigerung  des  Zeugnisses  einen  Ungehorsam  gegen  die  eigene 
Behörde  des  Zeugen,  eine  Negierung  der  Gerichtsgewalt  der  eigenen 
Behörde  darstellt  Trotzdem  war  der  Straf beschlufs  vom  13.  Januar 
1899  au&uheben,  weil  er  auf  irrtümlicher  Grundlage  beruht  Er  ist 
erlassen  in  Gemäfsheit  des  §  345  C.Pr.0.,  weil  Beschwerdeführer  trotz 
ordnungsmäfsiger  Vorladung  im  Termin  zur  Zeugenvernehmung  nicht 
erschienen  ist  Ein  blofses  Ausbleiben  des  Zeugen  im  Termin  liegt 
jedoch  nicht  vor,  derselbe  hat  vielmehr  in  dem  vor  dem  Termin  ein- 
gereichten Schriftstücke  vom  10.  Januar  1899  ausdrücklich  erklärt, 
dafs  er  sein  Zeugnis  verweigere,  und  hat  diese  Erklärung  begründet 
Das  Amtsgericht  hatte  deshalb  gemäfs  §§  365,  355  CPr.O.  darüber 
zu  befinden,  ob  diese  Weigerung  es  zur  Verhängung  einer  Strafe  ans 
§  345  cit  berechtigte.  Diese  Prüfung  wird  insbesondere  dahin  auszu- 
üben sein,  ob  die  Angabe  jedes  beliebigen  Grundes  für  die  Zeugnis- 
verweigerung genügt,  um  die  Entscheidung  über  die  Rechtmäfsigkeit 
der  Weigerung  dem  Prozefsgericbte  zuzuschieben,  oder  ob  nach  Stellung 
und  Zweck  des  §  355  cit  die  Angabe  eines  in  der  Civilprozefsordnung 
vorgesehenen  Grundes  der  Zeugnisverweigerung  erfordert  werden  mufs. 
Die  angefochtene  Entscheidung  aber  war,  weil  auf  unzutreffender 
Würdigung  des  Falles  beruhend,  aufzuheben." 


Österreich. 

Bechtsprechnng  der  österreichischen  OerichtshSfe. 

Eröffnung   des   KonJcurses   über   das    Vermögen   eines   türkischen 

ünterthanen,  welcher  in  Österreich  seinen  ordentlichen  Wohnsitß  hat, 

OberstgerichtUche  Entscheidung  vom  7.  M&rz  1899,  Z.  3671. 

Über  Einschreiten  der  registrierten  Firma  L.  P.  in  Danzig  wurde 
vom  Handelsgerichte  in  Wien  über  das  gesamte,  wo  immer  befindliche 
bewegliche  Vermögen,  dann  Über  das  in  den  Ländern,  für  welche  die 
Konk.O.  vom  25.  Dezember  1868,  R.G.B1.  Nr.  1,  vom  Jahre  1869 
gilt,  gelegene  unbewegliche  Vermögen  des  unter  der  gleichnamigen 
Firma  registrierten  türkischen  Grofshändlers  L.  E.  in  Wien  der  EonlrarB 
eröffiiet 

Das  Oberlandesgericht  in  Wien  gab  dem  Rekurse  des  L.  £.  keine 
Folge  und  bestätigte  den  Beschlufs  des  Handelsgerichtes. 
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Begründung:  Der  Umstand,  dafs  Keknrrent  der  tttrkiBchen 
Botmlfsigkeit  unterworfen  ist  und  auch  bei  einem  längeren  Aufenthalte 
im  k.  k.  Staate  niemals  als  eigentlich  ansässig  angesehen  werden 
kann,  hat  mit  dem  Gerichtsstande  des  ordentlichen  Wohnsitzes  nichts 
zu  schaffen.  Dafs  aber  Rekurrent  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  in 
Wien  nicht  habe,  wird  von  ihm  selbst  nicht  behauptet.  Es  ist  richtig, 
dafs  gemttfs  §§1,2  und  32  der  Verordnung  vom  31.  März  1855, 
Rß.BL  Nr.  58)  die  Civilgerichtsbarkeit  über  die  österreichischen  Unter- 
thanen  und  Schutzgenossen  im  osmanischen  Reiche  auch  in  Konkurs- 
aogelegenheiten  von  den  im  §  1  genannten  Konsularämtem  im  vollen 
Um&nge  ausgeübt  wird;  ebenso  richtig  ist  es  aber  auch,  dafs  sich 
R^rrent  auf  eine  thatsächliche  Reciprocität  diesfalls  nicht  berufen 
kann,  weil  eine  analoge  türkische  Konsulai^erichtsbarkeit  über  in 
Österreich  lebende  türkische  Unterthanen  nicht  besteht,  —  demnach, 
wenn  die  Anschauung  des  Rekurrenten  richtig  wäre,  hierländischo 
Gläubiger  gegen  in  Österreich  lebende  türkische  Unterthanen  überhaupt 
in  Österreich  keinen  Gerichtsstand  hätten.  Obiger  Anschauung  scheint 
aber  Rekurrent  nicht  immer  gewesen  zu  sein,  weil  er  sich,  wie  das 
vorliegende  E^xekutionsprotokoU  erweist,  in  Österreich  von  Osterreichischen 
Behörden  mit  Exekutionen  verfolgen  liefs,  die  Konkurseröfinung  sich 
aber  ab  eine  Generalexekution  darstellt.  Die  Lage  des  beweglichen 
Vermögens  ist  im  Falle  der  Gegenseitigkeit  völlig  belanglos,  wie  sich 
ans  §  61  der  Eonk.O.  klar  ergiebt,  daher  die  Berufung  auf  §  66  der 
Eonk.O.  ganz  unzutreffend  erscheint 

Der  oberste  Gerichtshof  hat  der  Beschwerde  des  L.  E.  keine  Folge 
gegeben,  weil  die  Gesetzmäfsigkeit  der  Konkurseröfinung  sich  aus  den 
Bestimmungen  der  §§  58,  61a,  193  und  198  der  Konk.O.,  wonach  es 
mangels  eines  entgegenstehenden  Staatsvertrages  keineswegs  auf  die 
Staatsangehörigkeit,  sondern  lediglich  auf  den  ordentlichen  Wohnsitz 
des  Gremeinschuldners  ankommt,  und  aus  der  Thatsache,  dafs  L.  E., 
wie  aus  dem  R^strierungsakte ,  dem  PfllndungsprotokoUe  und  selbst 
aus  der  Rubrizierung  seiner  Eingaben  erhellt,  seinen  ordentlichen 
Wohnsitz  in  Wien  hat  —  klar  ergiebt.  Da  somit  in  den  gleich- 
lautenden untergerichtlichen  Beschlüssen  weder  eine  offenbare  Gesetz- 
oder Aktenwidrigkeit,  noch  eine  Nullität  zu  erblicken  ist,  mufste  die 
Besehwerde  mangels  der  Voraussetzungen  des  §  16  des  kaiserl.  Fat. 
vom  9.  August  1854,  R.G.B1.  Nr.  208,  zurückgewiesen  werden. 

2iwr  Frage  der  Prozefsfätitgheit  eines  Ausländers. 

Oberstgerichtliche  Entscheidnng  vom  28.  Februar  1899,  Z.  8250. 

In  der  Recbtssache  der  Margot  A.  in  Genf,  Klägerin,  gegen  Georg 
S.,  Beklagten,  auf  Anerkennung  der  Vaterschaft  und  Erfüllung  der 
Vaterpflichten  zu  der  m.  Jeanette  A.  stellte  das  Bezirksgericht  das 
weitere  Verfahren  unter  Aufhebung  des  bisherigen  Verfifthrens  wegen 
Mangeb  der  Prozefsfähigkeit  der  Klägerin  und  der  gesetzlichen  Ver- 
tretung derselben  ein. 
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Das  Kreis-  ab  Rekursgericht  hob  über  den  Rekurs  der  Ellgerin 
den  Beschlufs  des  Bezirksgerichtes  auf  und  verordnete  die  FortsefaRmg 
des  Verfahrens,  weil  in  dem  von  dem  klttgerischen  Vertreter  vor- 
gelegten 2ieugni8se  der  Mairie  von  Nancy,  dessen  Echtheit  nicht  be- 
stritten und  das  auch  vom  k.  und  k.  Konsul  in  Paris  legalisiert  ist, 
der  Maire,  welcher  zur  Ausstellung  von  Zeugnissen  tlber  die  Zugehörig- 
keit von  in  seiner  Gemeinde  geborenen  Penonen  unzweifelhaft  berechtigt 
erscheint,  bestütigt,  dafs  Margot  A.  Französin,  d.  i.  französische  Staats- 
angehörige ist,  diese  demnach  nach  französischem  G^esetze,  da  sie  zur 
Zeit  der  Einbringung  der  Klage  unbestrittenermafsen  das  20.  Lebens- 
jahr überschritten  hatte,  grofsjährig  und  auch  gesetzliche  Vertreterin 
ihres  m.  Kindes  ist,  mithin  in  jeder  Richtung  die  ProzefsilLhigk^t 
besitzt,  welche  auch  für  die  inländischen  Gerichte  Geltung  hat. 

Der  oberste  Grerichtshof  hat  den  Revisionsrekurs  des  Beklagten 
wider  den  Beschlufs  des  Rekursgerichtes  nach  §  527  C.Pr.0.  Abs.  2 
zurückgewiesen,  weil  in  der  Entscheidung  des  Rekuragerichtes  nicht 
bestimmt  wurde,  dafs  erst  nach  dem  Eintritte  ihrer  Rechtskraft  das 
Verfahren  fortzusetzen  sei. 

Beweis   des    Todes   eines    Ausländers  vor  einem    österreichischen 

Gerichte. 

Oberstgerichtliche  Entscheidung  vom  7.  April  1899,  Z.  5121. 

Das  Kreisgericht  wies  das  Gesuch  des  Wilhelm  Z. ,  Schi&- 
eigentümers  zu  M.  (Preufsen),  um  Zulassung  der  Beweisführung  des 
Todes  seiner  Gattin  Albertine  Z.  wegen  Unzuständigkeit  des  Gerichtes  ab. 

Das  Oberlandesgericht  bestätigte  über  den  Rekurs  des  Rechts- 
anwaltes und  Notars  W.  in  G.  in  Vertretung  des  Wilhelm  Z.  den 
abweislichen  Beschlufs  des  Kreisgerichtes  unter  Hinweisung  auf  dessen 
Begründung  und  insbesondere  darum,  weil  Wilhelm  Z.  selbst  angiebt, 
er  habe  sich  mit  seiner  Grattin  hierlands  nur  vorübeigehend  in  seiner 
Zuständigkeitsgemeinde  M.,  aber  meist  über  den  (ganzen)  Winter  auf- 
gehalten und  daselbst  als  dem  ständigen  Mittelpunkte  seines  Schifier- 
gewerbes  Steuern  entrichtet,  daher  die  genannte  Gemeinde  mit  Recht 
als  der  —  letzte  —  Wohnsitz  der  Albertine  Z.  anzusehen,  —  hiermit 
aber  auch  die  Zuständigkeit  des  angerufenen  Gerichtes  ausgeschlossen  ist 

Der  oberste  Gerichtshof  hat  über  den  Revisionsrekurs  des 
Wilhelm  Z.  beide  angefochtenen  Beschlflsse  aufgehoben  und  dem  Kreis- 
gerichte verordnet,  über  das  Einschreiten  des  Wilhelm  Z.  mit  Absehen 
von  dem  Abweisungsgrunde  der  Unzuständigkeit  des  Grerichtes  in  der 
Sache  weiter  vorzugehen.  Denn  der  vom  Kreisgerichte  aus  der  Eigen- 
schaft der  Albertine  Z.  als  Ausländerin  und  den  §§  1  und  10  des 
Ges.  vom  16.  Februar  1883,  R.G.BL  Nr.  20,  abgeleitete  Abweisungs- 
grund  tnttt  nicht  zu,  weil  dieses  Gesetz  in  den  citierten  Paragraphen 
lediglich  die  Zuständigkeit  des  zur  Todeserklärung  bezw.  zur  Aufnahme 
des  Beweises  des  Todes  berufenen  Gerichtes  statuiert,  über  die  Frage 
aber,  ob  auch  rücksichtlich  eines  Ausländers  die  bezeichneten  Akte  von 
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einem  Gsterreicbischen  Gerichte  voigenommen  werden  können,  nichts 
enthält  Diese  Frage  mafs  daher  ans  anderen  Gesetzesbestimmungen 
entschieden  werden.  Wenn  nun  erwogen  wird,  dafs  es  keine  gesetz- 
liche Bestimmung  giebt,  welche  Ausländer  von  jenen  Akten  der  aufser- 
strittigen  Gerichtsbarkeit  ausschlie&t ,  die  sich  auf  die  Bekundung  und 
Feststellung  von  Thatsachen  beziehen ;  —  dafs  das  Gesetz  rücksichtlich 
des  Nachlasses  von  Ausländem  in  den  beztlglichen  Bestimmungen  des 
kaiserl.  Fat  vom  9.  August  1854,  R.G.BL  Nr.  208  f  eine  bestimmte 
Thätigkeit  der  Osterreichischen  Gerichte  nicht  nur  zuläfst,  sondern 
dirdct  vorschreibt;  —  dafs  endlich  nach  §  33  a.  b.  G.B.  den  Fremden 
ttberhaupt  gleiche  Rechte  und  Verbindlichkeiten  mit  den  Eingeborenen 
zukommen,  wenn  nicht  zu  dem  Genüsse  dieser  Rechte  ausdrtlcklich  die 
Eigenschaft  eines  Staatsangehörigen  erfordert  wird,  —  was  in  Ansehung 
der  hier  in  Rede  stehenden  Frage  nicht  der  Fall  ist,  —  so  mufs  zu 
dem  Schlüsse  gelangt  werden,  dafs  auch  rücksichtlich  eines  Ausländers 
der  Beweis  des  Todes  vor  einem  österreichischen  Gerichte  geführt 
werden  kann ,  sobajd  behauptet  wird ,  dafs  der  Tod  innerhalb  des 
österreichischen  Staatsgebietes  erfolgt  ist,  —  zumal  es  sich  um  eine,  an 
eine  besondere  gesetzliche  Form  geknüpfte  Bekundung  einer  Thatsache 
handelt,  zu  deren  Vornahme  der  ausländische  Richter  in  der  Regel 
gar  nicht  in  der  Lage  ist  und  es  sich  von  selbst  versteht,  dafs  der 
Frage,  inwieweit  das  diesfllllige  Erkenntnis  des  Österreichischen  Richters 
im  Auslande  rechtliche  WiriLung  äufsert,  nicht  vorgegriffen  werden 
kann.  Aber  auch  der  Abweisungsgrund  des  zweiten  Richters  ist  nicht 
stichhaltig;  denn  die  citierten  §§  1  und  10  lassen  aufser  dem  Wohn- 
sitze auch  den  letzten  Aufenthalt  als  Kompetenzgmnd  zu  und  unter- 
scheiden durchaus  nicht,  wie  lange  der  letzte  Aufenthalt  gedauert  hat; 
es  genügt  vielmehr  auch  ein  vorübergehender  Aufenthalt,  um  die  Kom- 
petenz des  Gerichtshofes,  in  dessen  Sprengel  der  Aufenthalt  stattfindet, 
zn  begründen,  und  ist  es  unentscheidend,  dafs  Albertine  Z.  sich  hler- 
lands  nur  vorübergehend  aufgehalten  hat  und  als  ihr  letzter  Wohnsitz 
M.  anzusehen  ist.  Hiemach  kann  aber  die  Zuständigkeit  des  ELreis- 
gerichtes  L.  im  gegebenen  Falle  nicht  angezweifelt  werden  und  ver< 
stofsen  die  angefochtenen  Beschlüsse,  welche  die  Unzuständigkeit  des 
genannten  Gerichtes  aussprechen,  gegen  das  Gesetz,  weshalb  dieselben 
nach  Zulafs  des  §  16  des  oben  citierten  kaiserl.  Patentes  aufisuheben 
und  unter  Anerkennung  der  Kompetenz  des  Kreisgerichtes  L.  diesem 
Gerichte  das  weitere  Voigehen  in  der  Sache  zu  verordnen  war. 

Zur  Anwendung  des  §  396  Exek.  0.  auf  ausländische  Exekuttonsakte, 

EntscL  des  obersten  Gerichtshafs  vom  6.  Juli  1898,  Z.  9275  (Zeitschrift  für 
Notariat  n.  freiwillige  Gerichtsbarkeit  in  Österreich  1899  S.  8). 

In  der  Rechtssache  des  August  N.  in  Venedig  wider  seine  Gattin 
Anna  N.  in  Wien  wegen  Erzwingung  der  Herausgabe  des  minder- 
jährigen Sohnes  Viktor  N.    hat   das    k.  k.  Landesgericht   in  Wien  mit 

Beschlafs  vom  14.  Mai  1898,  G.Z.  ^Lii^Iz^,   den  am  12.  Mai  1898 
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gestellten  Antrag  des  Angust  N.  auf  Bewilligung  der  Exelmtion  wider 
seine  genannte  Qattin  zur  Erzwingung  der  Heranflgabe  des  minder- 
jährigen Viktor  N.  an  ihn  oder  an  seinen  Vertreter  behnfs  dessen 
Unterbringung  in  dem  Konviktsinstitut  G.  zn  Florenz  und  den  hiermit 
verbundenen  Antrag  betrefis  der  Durchftthrung  dieser  Exdcution  ab- 
gewiesen. 

Den  Rekurs   des  August  N.    hat   das  k.  k.  Oberlandesgericht  in 

Wien  mit  Beschlufs  vom  1.  Juni  1898,  G.Z.  ?-iy?=??,    zurückgewiesen, 

weil,  abgesehen  davon,  dafs  nach  der  Just  Min.  V.  vom  10.  Dezember 
1897,  Nr.  288  K.6.B1.,  die  Oegenseitigkeit  im  Königreiche  Italien  nnr 
in  Ansehung  des  Exekutionsvollzuges  auf  Grund  hierlftndiger  Exekutions- 
titel  (§  1  £xek.O.)  verbürgt  ist,  die  vom  Präsidenten  des  königlichen 
Civil-  und  Strafgerichtes  in  Venedig  in  dem  Beschlüsse  B  vom  22.  Jänner 
1898  getroffene  einstweilige  Verfügung  in  Ansehung  des  Sohnes  Viktor 
N.  der  Eheleute  August  und  Anna  N.  keinen  Titel  zur  zwangsweisen 
Verhaltung  der  Anna  N.  zur  Herausgabe  dieses  ihres  Sohnes  und  zor 
Angabe  jeder  Veränderung  seines  Aufenthaltes  gewäWt,  und  nach  §  396 
Exek.0.  auch  deshalb  nicht  vollzogen  werden  könnte,  weil  seit  dem 
Tage  deren  Vollstreckbarkeit  (23.  Jänner  1898)  weit  mehr  als  ein 
Monat  bereits  verflossen  ist 

Dem  Bevisionsrekurse  des  August  N.  hat  der  k.  k.  oberste  Gerichts- 
hof mit  Entsch.  vom  6.  Juli  1898,  Z.  9275,  keine  Folge  zu  geben 
befunden,  weil  die  vom  Obergericbte  bestätigte  gänzliche  Abweisung 
des  vom  Rekurrenten  am  12.  Mai  1898,  G.Z.  Aii^^-^zü,    gestellten 

Exekutionsantrages  im  §  396  Exek.O.  seine  gesetzliche  Rechtfertigung 
findet,  indem  diese  G^etzesbestimmung  auch  auf  von  ausländischen 
Gerichten  getroffene  einstweilige  Verlegungen  anzuwenden  ist,  da  der 
die  UnStatthaftigkeit  der  Vollziehung  einer  einstweiligen  Verftignng  nach 
einer  bestimmten  Zeit  normierende  §  396  Exek.O.  zwischen  inländischen 
und  ausländischen  einstweiligen  Verfügungen  nicht  unterscheidet,  und 
die  Meinung  des  Rekurrenten,  dafs  die  Bestimmung  des  §  396  Exek.O. 
immer  nur  ftlr  inländische  Exekutionstitel  in  Betracht  kommen  und 
niemals  aber  auf  ausländische  Akte  angewendet  werden  könne,  nicht 
nur  im  Gesetze  keine  Stütze  findet,  sondern  dem  für  die  Rechtshülfe- 
gewährung  mafsgebenden  Principe  der  formellen  Reciprocität  wider- 
streitet 

Der  Schulfondsheiirag  ist  nw  von  den  in  Niederösterreich  vor- 
kommenden  Nctchlässen  derjenigen  Erblasser  zu  entrichten  y  welche 
zur  Zeit  des  Todes  den  ordentlichen  Wohnsitz  in  Niederösterreich 

hatten, 

Entsch.  des  k.  k.  obersten  Gerichtshofs  vom  11.  Oktober  1898,  Z.  13406 
OSeitschrift  für  Notariat  u.  freiwülige  Gerichtsbarkeit  in  Österreich  1899  S.  53). 

In  der  Verlassenschaftsabhandlungssache  nach  der  am  8.  März  1898 
zu  Hjhres  in  Frankreich  verstorbenen  österreichischen  Staatsangehörigen 
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Elisabeth  Grüfin  A«,  deren  Vermögen  sich  in  der  n.  ö.  Eskompte- 
gesellflchaflb  in  Wien   in  Depot   be&nd,   hat  das   k.  k.   Bezirksgericht 

Innere  Stadt  Wien  I  mit  Beschlufs  vom  9.  April  1898,  G.Z.  ^  ^^f~^ 

aasgesprochen,  dafs  von  dieser  Verlassenschaft  ein  Beitrag  zum  n.  Ö. 
Landesscholfonds  nicht  zu  bemessen  sei. 

Dem  Rekurse  des  n.  ö.  Landesausschusses  hat  das  k.  k.  Landee- 
gericht  in  Wien  als  Reknrsgericht  in  Wien  mit  Beschlufs  vom  31.  August 

1898,  G.Z.  ^'  ^"3^-—,  Folge  gegeben  und  in  Abänderung  des  an- 
gefochtenen Beschlusses  verordnet,  dafs  in  dieser  Verlassenschaft  mit 
Rücksicht  auf  die  300  fl.  ö.  W.  übersteigende  Höhe  des  reinen  Nach- 
lasses ein  Beitrag  zum  n.  ö.  Landesschulfonds  zu  bemessen  ist 

Dem  Revisionsrekurse  der  Universalerbin  Marianne  Gräfin  A.  hat 
der  k.  k.  oberste  Gerichtshof  mit  Entsch.  vom  11.  Oktober  1898, 
Z.  13  408,  stattzugeben  und  in  Abänderung  des  Beschlusses  des  k.  k. 
Landes-  als  Rekursgerichtes  in  Wien  den  erstrichterlichen  Ausspruch, 
dahin  gehend,  dafs  von  dem  eingangs  erwähnten  Nachlasse  ein  Schul- 
fondsbeitrag nicht  zu  bemessen  ist,  wiederherzustellen  befunden,  und 
zwar  in  der  Erwägung,  dafs  nach  §  1  des  Ges.  vom  18.  Dezember  1871 
der  Schulbeiirag  von  den  in  Niederösterreich  vorkommenden  Verlassen- 
schaften  wohl  zu  entrichten  ist,  jedoch  als  in  Niederösterreich  vor- 
kommend nur  die  Verlassenschaften  jener  Personen  verstanden  werden 
können,  welche  zur  Zeit  ihres  Todes  ihren  ordentlichen  Wohnsitz  in 
Niederösterreich  hatten,  zumal  der  Grund  der  Abnahme  eines  Beitrages 
fftr  Schulzwecke  von  einem  Nachlafsvermögen  nicht  in  dem  durch  juris- 
diktioneile Rücksichten  normierten,  oft  zufälligen  Einschreiten  einer  oder 
der  anderen  Abhandlnngsbehörde,  sondern  darin  liegt,  dafs  anzunehmen 
ist,  der  Erblasser  sei  in  der  Liage  gewesen,  von  den  Schuleinrichtungen 
des  betreffenden  Landes  Gebrauch  zu  machen,  was  bei  jenen,  welche, 
wie  die  eingangs  erwähnte  Erblasserin,  ihren  Wohnsitz  aufserhalb 
dieses  Landes  hatten,  nicht  zutrifft.  Dieser  Auffassung  entspricht 
übrigens  auch  §  4  des  eingangs  citierten  Landesgesetzes,  wonach  un- 
bewegliches, nicht  in  Niederösterreich  liegendes  Vermögen  bei  der 
Berechnung  des  Schulbeitrages  nicht  in  Anschlag  zu  bringen  ist,  ob- 
wohl auch  dieses  Vermögen  der  Verlassenschaftsabhandlung  unterzogen 
wird,  sofeme  es  sich  nicht  im  Auslande  befindet.  Endlich  spricht  für 
diese  Auffassung  auch  das  Ges.  vom  31.  Dezember  1891,  Nr.  72  L.G.B1., 
wonach  eine  Gebühr  zum  Wiener  Krankenanstaltenfonds  nur  von  Ver- 
lassenschaflen  jener  Personen  einzuheben  ist,  welche  zur  Zeit  ihres 
Todes  ihren  ordentlichen  Wohnsitz  in  Wien  hatten,  und  ist  im  vor- 
liegenden Falle  auch  thatsächlich  wegen  dieses  Mangels  seitens  des 
k.  k.  Centraltaxamtes  eine  Gebühr  zum  Wiener  Krankenanstaltenfonds 
nicht  bemessen  worden. 


384  Rechtsprechung. 

Die  Fondsgebüfiren  sind  nur  von  den  Nachlässen  jener  Erblasser 
m  bemessen,  welche  zur  Zeit  des  Ablebens  ihr  ordentliches  Domieü 

in  Wien  hatten. 

Entsch.  des  k.  k.  obersten  Gerichtshois  vom  3.  Januar  1899,  Z;.  17  872  ez  1698 
(Zeitschrift  für  Notariat  und  freiwillige  Gerichtsbarkeit  in  Österreich  1899 

S.  137). 

In  der  Abhandlangssache  des  Fideikommirsnacblasses  nach  dem 
am  81.  Dezember  1890   verstorbenen  A.   hat   das   k.  k.  Landesgericht 

in  Wien  mit  Beschlufs  vom  24.  Jnni  1898,   G.Z.    ^~!'"^  ,  von  dem 

abgehandelten  reinen  Fideikommifsnachlasse  Beiträge  zum  Wiener  Ver- 
sorgungsfonds ,  zum  n.  ö.  Landesscholfonds  und  zum  Wiener  k.  k. 
Krankenanstaltenfonds  bemessen. 

Dem  Rekurse  des  B.  als  Erben  nach  A.  hat  das  k.  k.  Ober- 
landesgericht in  Wien    mit  Beschlufs    vom  27.  September  1898,  G.Z. 

—  g  Jy ,  Folge  gegeben  und  ausgesprochen,  dafs  von  diesem  Nach- 
lasse keine  Beiträge  zum  Wiener  Versorgungsfonds,  zum  n.  (S.  Landes- 
schulfonds  und  zum  Wiener  k.  k.  Krankenanstaltenfonds  zu  be- 
messen seien. 

Die  obergerichtliche  Entscheidung  gründet  sich  auf  folgende  Er- 
wägungen : 

Nach  dem  Ges.  vom  18.  Februar  1871,  Nr.  1  L.G.BL  ftir  Nieder- 
österreich ex  1872,  und  der  bezüglichen  Judikatur  ist  der  Schulfo&ds- 
beitrag  nur  von  dem  Nachlasse  solcher  Personen  zu  bemessen,  welche 
in  Niederösterreich  ihren  letzten  ordentlichen  Wohnsitz  hatten.  Nach 
dem  Hofdekrete  vom  30.  August  1806,  Nr.  782  J.G.S.,  und  vom 
22.  Juni  1821,  Nr.  1770  J.G.S.,  und  der  bezüglichen  oberstgericbt- 
liehen  Judikatur  ist  die  Gebühr  zum  Versorgungsfonds  nur  dum  zu 
bemessen,  wenn  der  Erblasser  zur  Zeit  des  Todes  das  ordentliche 
Domizil  in  Wien  hatte.  Nach  dem  Dekrete  der  Centralfinanzhof- 
kommission  vom  21.  September  1811,  Nr.  959  J.G.S.,  und  der  bezüg- 
lichen oberstgerichtlichen  Judikatur  ist  für  die  Beitragspfiicht  zum 
Wiener  k.  k.  Krankenanstaltenfonds  nur  das  Domizil  des  Erblassers 
und  nicht  das  Gericht  entscheidend,  wo  die  Verlassenschaft  abgehandelt 
wird.  Das  den  Beitrag  zum  Wiener  k.  k.  Krankenanstaltenfonds 
regelnde  Ges.  vom  81.  Dezember  1891,  Nr.  72  L.G.BL  fllr  Nieder- 
österreich, welches  die  Bemessung  der  bezüglichen  Fondsgebühr  im  §  6 
jener  Behörde  überträgt,  welche  die  staatliche  Vermögensübertragongs- 
gebühr  zu  bemessen  hat,  ist  nach  §  10  nur  auf  jene  Yerlafisenschafben 
anzuwenden,  bei  welchen  der  Erbaniall  vom  1.  Jänner  1892  ab  erfolgt 
Die  in  Frage  stehende  Fideikommifserbschaft  fiel  schon  am  81.  D^ 
zember  1890  an.  Schon  vor  der  Verhängung  der  Blödainnskuiatel 
über  den  Erblasser  wurde  im  landesgerichtlichen  Bescheide  vom  6.  Juni 
1882,  Z.  82  818,  konstatiert,  dafs  der  vor  der  Kuratelsverhängung  in 
der  Pflegeanstalt  für  Schwachsinnige  und  Geisteskranke  in  X.  in 
Württemberg  befindliche  A.  vor  seiner  Abgabe  in  jene  Heilnnstalt  im 
väterlichen    Hause   wohnte   und    bis   zu   dem   am    29.  Mai  1878   roll- 
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streckten  24.  Lebensjahre  als  Minderjähriger  dem  Gerichtsstände  seines 
Vaters  folgte,  nnd  dafs  sein  am  25.  April  1882  in  Wien  verstorbener 
Vater  zn  Z.  in  Böhmen  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  hatte.  Beim 
Beginne  der  vorliegenden  Fideikommifsabhandlung  wurde  im  landes- 
gerichtlichen Protokolle  vom  19.  Jänner  1891,  Z.  5790,  konstatiert, 
dais  als  Wohnort  des  verstorbenen  A.  Z.  in  Böhmen  anzusehen  sei,  da 
er  dort  seinen  regelmäfsigen  Aufenthalt  hatte  und  nur  im  Winter  zu 
vorttbergehendem  Aufenthalte,  insbesondere  zur  ärztlichen  Behandlung, 
nach  Wien  gekommen  ist,  wo  er  im  Hause  seiner  Schwester  ein  mit 
den  Mobilien  derselben  eingerichtetes  Absteigequartier  inne  hatte.  Aus 
allen  diesen  rechtlichen  und  thatsächlichen  Feststellungen  ergiebt  sich, 
dafs  von  dem  in  Frage  stehenden,  bei  dem  Wiener  Landesgerichte  ab- 
gehandelten Fideikommifsnachlasse  die  mit  dem  landesgerichtlichen  Be- 
schlüsse vom  24.  März  1898,  O.Z.    ^~^~,^^^ ,  bemessenen  Beiträge  zum 

Schulfonds,  zum  allgemeinen  Versorgungsfonds  und  zum  Elrankenhaus- 
fonds  nicht  zu  bemessen  waren. 

Über  den  Revisionsrekurs  des  n.  ö.  Landesausscbusses  gegen  den 
Beschlufs  des  k.  k.  Oberlandesgerichtes  in  Wien,  insoferne  mit  dem- 
selben in  Abänderung  des  Beschlusses  der  ersten  Instanz  ausgesprochen 
wurde,  dafs  von  dem  Nachlasse  des  A.  kein  Schulbeitrag  zu  bemessen 
sei,  hat  der  k.  k.  oberste  Gerichtshof  mit  Entscheidung  vom  8.  Jänner 
1899,  Z.  17  872  ex  1898,  den  Beschlufs  des  k.  k.  Oberlandesgerichtes 
unter  Hinweisung  auf  dessen  Begründung  zu  bestätigen  befunden. 

Eimcohnem  fremder  Staaten  soU  in  der  Regel  Tceine  Vormundschaft 

aufgetragen  werden. 
Oberstgerichtiiche  Entscheidung  vom  31.  Jänner  1899,  Z.  1404. 

Den  Antrag  der  mütterlichen  Vormünderin,  für  die  m.  Felix 
und  Oskar  S.  aus  W.  (Böhmen)  den  Ernst  B.  in  Dresden  ab  Mit- 
vormund zu  bestellen,  wies  das  Bezirksgericht  mit  der  Begründung  ab, 
dafs  der  Vorgeschlagene  Ausländer  und  im  Auslande  wohnhaft  ist, 
solche  Personen  aber  nach  §  194  a.  b.  O.B.  in  der  Regel  nicht  zu 
bestellen  sind. 

Ober    den    Rekurs    der    mütterlichen    Vormünderin    bestellte    das 
Kreis-  als  RekOrsgericht  in  Abänderung  des  abweislichen  bezirksgericht- 
lichen   Beschlusses    den    Ernst   B.    zum   Mitvormunde    der    genannten    . 
Minderjährigen. 

Der  oberste  Gerichtshof  hat  dem  Revisionsrekurse  des  bisherigen 
Mitvormundes  gegen  den  kreisgerichtlichen  Beschlufs  stattgegeben  und 
mit  Abänderung  dieses  Beschlusses  den  erstrichterlichen  Beschlufs 
wieder  hergestellt,  —  weil  nach  der  auch  ftlr  den  Mitvormund  mafs- 
gebenden  Bestimmung  des  §  192  a.  b.  6.B.  Einwohnern  fremder 
Staaten  in  der  Regel  (§  198)  keine  Vormundschaft  aufgetragen  werden 
floU,  —  einer  der  AusnahmsfkUe  des  §  198  a.  b.  6.B.  im  vorliegenden 
Falle  nicht  zutrifit  und  der  mütterlichen  Vormünderin  keineswegs  zu- 
itebt,  durch  ihre  Wahl  die  im  §  192  a.  b.  6.B.  aufgestellte  Regel 
Abzuwenden. 
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Bestimmung  eines  österreichischen  Gerichtes  zur  Abhandlung  des 
beweglichen  Nachlasses  eines  in  Serbien  gestorbenen  österreichischen 
Staatsangehörigen  und  zur  Führung  der  obervormundschaftlicken 
Geschäfte  über  dessen  minderjährige  Kinder, 

Oberstgerichtliche  Entsch.  vom  28.  September  1898,  Z.  12924. 

Der  nach  V.,  Bezirk  H.  (Böhmen) ,  zustftndig  gewesene  Franz  C. 
ist  am  5.  April  1897  in  M.  (Serbien)  gestorben.  Da  derselbe  bew^- 
iiches  Gut  und  minderjährige  Kinder  hinterlassen  hat  und  diesemnach 
zur  VerlafsabhaDdlung  und  zur  Ftlhrung  der  Vormundschaft  inländische 
Gerichte  zuständig  erscheinen  (Art.  VIII,  Staatsvertrag  vom  6.  Mai  1881, 
R.G.B1.  Nr.  89) ,  so  hat  der  serbische  k.  und  k.  Yicekonsul  das  Be- 
gehren gestellt,  die  Akten  zur  Abhandlungspflege  der  heimatszuständigen 
Gerichtsbehörde  zuzuweisen.  Das  Bezirksgericht  in  H.  hat  sich  ftbr 
inkompetent  erklärt,  weil  Franz  C.  in  V.  nie  gewohnt  hat.  Nachdem 
der  Wohnsitz  des  Franz  C.  vor  seiner  Auswanderung  nach  Serbien 
nicht  eruiert  werden  konnte,  wurde  der  Akt  gemäfs  §§  69,  111  J-N. 
dem  obersten  Gerichtshofe  zur  Schlufsfassung  vorgelegt,  welcher  in 
Erwägung :  dafs  der  Erblasser  als  ein  österreichischer  Staatsangehöriger 
anzusehen  ist;  dafs  in  Gemäfsheit  der  mit  Serbien  abgeschlossenen 
VerUssenschaAs  -  Konvention  vom  6.  Mai  1881,  R.G.B1.  Nr.  89,  die 
serbischen  Gerichte  nur  zur  Abhandlung  des  unbeweglichen,  nicht  aber 
des  beweglichen  Nachlasses  und  ebensowenig  zur  Regelung  der  Yor- 
mundschaftsangelegenheiten  zuständig  sind;  dafs  diesem  zufolge  die  in- 
ländische Gerichtsbarkeit  zur  Abhandlung  des  beweglichen  Nachlasses 
des  Franz  C. ,  wie  auch  zur  Regelung  der  Vormundschaftsangelegen- 
heiten nach  demselben  sachlich  begründet  ist;  —  dafs  der  Erblasser 
nicht  zu  jenen  österreichischen  Staatsangehörigen  zu  zählen  ist,  bezüglich 
welcher  §  69  J.N.  vom  1.  August  1895,  R.G.B1.  Nr.  111,  besondere 
Bestimmungen  enthält ;  —  dafs  über  den  letzten  Wohnort  des  Franz  Ü. 
im  Inlande  keiiie  Anhaltspunkte  vorliegen,  somit  die  Voraussetzungen 
für  die  örtliche  Zuständigkeit  eines  inländischen  Gerichtes  im  Sinne  der 
citierten  Jurisdiktionsorm  fehlen  und  auch  nicht  zu  ermitteln  sind,  — 
im  Grunde  des  §  28  J.N.  das  Bezirksgericht  in  H.  als  jenes  Gericht 
zu  bestimmen  befunden  hat,  welches  für  die  Abhandlung  des  beweg- 
lichen Nachlasses  des  Franz  C.  und  zur  Führung  der  obervormundschaft- 
lichen  Geschäfte  über  dessen  minderjährige  Kinder  als  örtlich  zuständig 
zu  gelten  hat 

■  • 

Übertragung  der  Vormundschaft  von  einem  österreichischen  Gerichte 

an  ein  sächsisches  Gericht. 

1.    Oberstgerichtliche  Entscheidung  vom  15.  März  1898,  Z.  3182. 

Den  vom  Oberlandesgerichte  befürworteten  Antrag  des  Bezirks- 
gerichtes in  P.  auf  Übertragung  der  Vormundschaft  über  den  minder- 
jährigen Ferdinand  K.  von  diesem  Bezirksgerichte  an  das  sächsische 
Amt^ericht  in  D.  hat  der  oberste  Gerichtshof  aus  folgenden  Erwägungen 
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dermal  nicht  genehmigt :  Die  Genehmigung  der  beantragten  Übertragung 
der  Yormundschaftflgeschäfte  ist  an  die  Voraussetzung  geknüpft,  dafs 
genügende  Kautelen  nicht  nur  ftlr  die  Übertragung,  sondern  auch  für 
die  entsprechende  Führung  der  betreffenden  pflegschaitsbehördlichen 
Geschäfte  gegeben  sind.  Diese  Voraussetzungen  treffen  jedoch  •— 
wenigstens  derzeit  —  im  vorliegenden  Falle  nicht  zu.  Gemäfs  §  111 
Jur.N.  kann  aus  den  daselbst  angegebenen  Gründen  die  Aufsicht  und 
Fürsorge  über  die  Person  des  Pflegebefohlenen  oder  die  Ausübung  der 
dem  Gerichte  in  Ansehung  der  Vermögensangelegenheiten  des  Pflege- 
befohlenen zukommen,  den  Obliegenheiten  von  dem  zuständigen  in- 
ländischen Gerichte  ganz  oder  zum  Teile  auch  an  ein  ausländisches 
Gericht  übertragen  werden.  Das  Bezirksgericht  in  P.  beantragt  zwar 
die  Genehmigung  der  hier  in  Rede  stehenden  Vormundschaftsübertragung, 
spricht  sich  jedoch  darüber  nicht  aus,  ob  diese  Übertragung  ganz 
oder  nur  zum  Teile  zu  geschehen  habe.  Das  sächsische  Amtsgericht 
in  D.  erklärt  in  seiner  an  das  Bezirksgericht  in  P.  gerichteten  Zuschrift, 
dafs  es  zur  Übernahme  der  Vormundscbaft  bereit  ist,  wenn  das  Kind 
Ferdinand  K.  dauernd  in  Sachsen  erzogen  wird  und  das  sächsische 
Justizministerium  zur  Vormundschaftsübemahme  die  Genehmigung  erteilt 
Abgesehen  von  der  noch  nicht  gelösten  Frage  über  die  fortdauernde 
Erziehung  des  Kindes  in  Sachsen  macht  also  das  Amtsgericht  in  D. 
die  Übernahme  der  Vormundschaftsgeschäfle  von  der  Genehmigung  des 
sächsischen  Justizministeriums  abhängig ,  woraus  gefolgert  werden  mufs, 
dafii  diese  Genehmigung  dem  Ersuchen  um  eventuelle  .Übernahme  der 
Vormundschaft;  vorauszugehen  habe.  Insolange  daher  der  legale  Nach- 
weis über  diese  Genehmigung  aktenmäfsig  nicht  vorliegt,  kann  auch 
von  einer  Ermächtigung  des  sächsischen  Amtsgerichtes  in  D.  zur  Über- 
nahme dieser  Vormundschaft  keine  Rede  sein.  Auch  fehlt  in  den  Akten 
eine  jede  Auseinandersetzung  darüber,  was  ftir  den  eventuellen  Fall 
vorgekehrt  sein  wird,  wenn  der  minderjährige  Ferdinand  K.  im  Aus- 
lande in  den  Besitz  eines  Vermögens  gelangen  sollte. 

2.    Oberstgerichtliche  Entscheidung  vom  18.  Oktober  1898,  Z.  18897. 

Dem  Antrage  auf  Übertragung  der  Vormundschaft  über  die  minder- 
jährige Maria  und  Karl  S.  von  dem  zuständigen  Bezirksgerichte  in  S. 
an  das  sächsische  Amtsgericht  in  D.  hat  der  oberste  Gerichtshof  die 
Genehmigung  zu  erteilen  nicht  befunden,  weil  bei  dem  Umstände,  als 
Maria  S.  am  27.  Dezember  1877  und  Karl  S.  am  3.  August  1879 
geboren  ist,  in  Sachsen  aber  die  Grofsjährigkeit  bereits  mit  dem  voll- 
endeten 21.  Lebensjahre  eintritt,  für  die  beantragte  Vormundschafts- 
übertragung keine  ZweckmäfsigkeitsgrUnde  vorliegen. 

8.    Oberstgerichtliche  Entscheidung  vom  14.  Dezember  1898,  Z.  16838. 

Den  Beschlufs  des  Bezirksgerichtes  in  K.  auf  Übertragung  der 
koratelsbehördlichen  Geschäfte  in  Ansehung  der  VermÖgensangelegen- 
lieiten  der  minderjährigen  Ida  und  Marie  H.  an  das  sächsische  Amts- 
gericht in  D.  hat  der  oberste  Gerichtshof  nur  insoweit  zu  genehmigen 
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befunden,  dafs  diese  Übertragung  der  kuratebbehördlichen  GkscIdLfte 
auf  das  21.  Lebensjahr  eines  jeden  der  beiden  Kuranden  eingeschränkt 
zu  bleiben  hat,  weil  nach  Österreichischem  Rechte  abweichend  von 
dem  silcbsischen  Rechte  die  Orofsjährigkeit  erst  nach  dem  erreichten 
24.  Lebensjahre  eintritt. 


Schweiz. 

Rechtsprechung  schweizerischer  6ericbtsh5fe. 

Gerichtsstandsvertrag  mit  Frankreich  vom  15.  Juni  1869,  Art.  15 

und  17;  Bundesverfassung  Art.  59. 

Der  in  der  Schweiz  domizilierte  Schuldner  französischer  Nationalität 

kann  auf  Grund  eines  in  Frankreich  ergangenen  Urteils  wegen 

persönlicher  Ansprachen  nicht  belangt  (betrieben)  werden. 

Urteil  des  Bnndesgerichts  vom  9.  Februar  1899  (Zeitschrift  des  Bemischea 

Juristenvereins  etc.  Bd.  XXXV  S.  226). 

„A.  Der  seit  dem  Jahre  1895  in  Biel  domizilierte  Franzose 
Alfred  Sive  wurde  auf  Klage  des  in  Marseille  wohnhaften  Franzosen 
J.  Epanet  a!ne  durch  Säumnisurteil  des  Tribunal  de  Commerce  de 
Marseille,  vom  29.  Dezember  1896,  zu  Bezahlung  einer  Kaufpreisschuld 
von  Frcs.  278,50  nebst  Zins  und  Kosten  an  den  Klüger  verurteilt. 
Gestutzt  auf  dieses  Urteil  liefs  J.  Espanet  den  Alfred  Bhve  mit  Zahlungs- 
befehl vom  28./d0.  Juni  1897  in  Biel  betreiben.  Diese  Betreibung  fiel 
jedoch,  da  der  Schuldner  Recht  vorgeschlagen  und  der  Olllubiger  nicht 
innert  Frist  dessen  Beseitigung  erwirkt  hatte,  dahin.  Am  30.  Juni/ 
1.  Juli  1898  erliefs  das  Betreibungsamt  Biel  auf  Begehren  des  Espanet 
an  Sive  einen  neuen  Zahlungsbefehl,  gegen  den  wiederum  Recht  vor- 
geschlagen wurde.  Espanet  verlangte  hierauf  vom  Gerichtspräsidenten 
von  Biel  unter  Vorlage  des  Urteils  des  Tribunal  de  Commerce  de  Mar- 
seille und  der  nach  Art.  16  des  französisch  -  schweizerischen  Gerichts- 
standsvertrages erforderlichen  formalen  Ausweise  die  Erteilung  der 
Rechtsöfinung.  S^ve  widersetzte  sich  dem  Begehren  in  erster  Linie 
deshalb,  weil  das  Urteil  von  einem  inkompetenten  Richter  gefällt 
worden  sei,  da  er,  S&ve,  nach  Art.  59  B.V.  vor  dem  Richter  seines 
Wohnorts  habe  gesucht  werden  müssen.  Mit  Entscheid  vom  6.  De- 
zember 1898  wies  der  Gerichtspräsident  von  Biel  das  Rechtsbegehren  ab. 

„B.  Gegen  diesen  Entscheid  hat  namens  des  J.  Espanet  Fürsprech 
Dr.  Courvoisier  in  Biel  den  Rekurs  an  das  Bundesgericht  eigriffen. 
Derselbe  wird  im  wesentlichen  folgendermafsen  begründet:  Der  fran- 
zösisch-schweizerische Gerichtsstandsvertrag  beziehe  sich  nur  auf  Streitig- 
keiten zwischen  Schweizern  und  Franzosen,  nicht  auch  auf  Streitigkeiten 
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zwischen  Penonen  gleicher  Nationaliti&t     S&ve   könne  sich  daher  nicht 
auf  den  Vertrag  berufen ,   wenn  er  die  Inkompetenz  des  Triimnal  de 
Commerce    de   Marseille    behaupte.      Frankreich    habe    in    demselben 
keineswegs  seine  Souveränitätsrechte  gegenüber  seinen  eigenen  Btlrgern 
aufgegeben,   und   die  Schweiz   habe  nirgends   die  Verpflichtung    über- 
nommen, Franzosen  gegen  Akte  der  Staatsgewalt  zu  schützen,  die  von 
Frankreich  ausgehen  und  französische  Unterthanen  betreffen.     So  könne 
auch   ein   Franzose  sich   auf  die   Garantie   des   persönlichen   Gerichts- 
standes in   der  Schweiz  nicht  berufen,    wenn  Frankreich  selbst  darauf 
rerzicbte,   wie   das   hinsichtlich   der  Streitigkeiten   zwischen  Franzosen 
über  von   ihnen   im   Ausland   geschlossene  Verträge  zutreffe   (Art    15 
e.  et«;.).     Andernfalls   läge   eine  Beschränkung  des  Rechts   eines  Fran- 
zosen,   seinen   in   der   Schweiz  domizilierten   Mitbürger   nach   Art  15 
e.  dv.  vor  dem   heimatlichen  Forum  zu   belangen  und  ein  Eingriff  in 
die   Souveränitätsrechte   des   französischen   Staates   vor.     Knft   eigener 
Souveränität  könne  allerdings  die  Schweiz  die  Exequierbarkeit  von  aus- 
ländischen Urteilen  einer  Prüfung  unterziehen.     Allein  gegenüber  fran- 
zösischen  Urteilen   sei   diese  Prüfungsbefugnis   auf  das  Vorhandensein 
der  formellen  Erfordernisse  des  Art  16  des  Vertrages  beschränkt,  und 
es  könne,   sobald  diese  Erfordernisse  erfüllt  seien,   die  Exekution  nur 
noch  verweigert  werden  in  den  in  Art.  17  daselbst  vorgesehenen  Fällen. 
Von  diesen  &lle  einzig  der  in  Ziff.  1  vorgesehene  in  Betracht,  wonach 
die  Vollziehung   eines   von   einer   inkompetenten  Behörde   ausgehenden 
Urteil«  verweigert  werden  könne.     Allein  diese  Bestimmung  habe  blofs 
den  Sinn,    dafs   die  Vollziehung   eines  zwischen   einem  Schweizer  und 
einem  Franzosen  von  einem  andern  als  dem  Wohnortsgericht  ausgeflQlten 
Urteils  über  eine   persönliche  Forderung   abgelehnt  werden  dttrfe,   be- 
ziehe sich  dagegen  nicht  auf  Urteile  zwischen  Parteien   gleicher  Natio- 
nalität, von  denen  die  eine  in  Frankreich,   die  andere  in  der  Schweiz 
wohne.     Zur  Unterstützung  dieser  Ansicht  wird  auf  verschiedene  bundes- 
gericbtliche  Entscheide,  femer  auf  12 o^u in ,  Conflits  de  lots,  S.  796  ff., 
und  Dalloe,  Code  cipU  annotd  ad  Art.  14  und  15,  verwiesen.     Der 
Antrag   geht   auf  Aufhebung   eventuell  Abänderung  der  angefochtenen 
Entscheidung  und   Zuspruch   des   vom  Rekurrenten   gestellten   Kechts- 
öffinongsbegehrens,  unter  Kostenfolge. 

^C.  Der  Gerichtspiüsident  von  Biel  schliefst  auf  Abweisung  des 
Rekurses.  Er  stützt  sich  dabei  in  der  Hauptsache  auf  die  Erwägungen, 
die  er  den  Parteien  zur  Begründung  seines  Entscheides  über  das  Reclits- 
öflfnnngsbegehren  des  Rekurrenten  eröfinet  hatte  und  die  im  wesentlichen 
dahin  gehen:  Der  Kanton  Bern  nehme  nach  Art.  49  al.  1  und  Art.  61 
al.  1  der  Staatsverfassung  und  §  11  des  Civilprozefsverfahrens  die 
Gerichtsbarkeit  in  der  Regel  für  alle  persönlichen  Klagen  in  Anspruch, 
die  sich  gegen  die  in  seinem  Gebiete  domizilierten  Personen  richteten, 
und  er  mache  diesbezüglich  keinen  Unterschied  nach  der  Nationalität 
der  Parteien.  Auch  Art  59  B.V.  garantiere  für  persönliche  Forderungen 
den  aufirechtstehenden  Schuldnern  den  Gerichtsstand  des  Wohnortes, 
und  diese  Garantie  müsse  auch  gegenüber  auswärtigen  Staaten  gelten, 
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nicht  nur  zwischen  den  Kantonen  unter  sich.  Die  Bdiauptong  des 
Rekurrenten,  die  Schweiz  habe  kein  Interesse  daran,  die  in  ihrem 
Gebiete  niedergelassenen  Franzosen  des  Schutzes  des  Art  59  B.V. 
teilhaftig  werden  zu  lassen,  sei  unrichtig;  denn  der  niedeigelassene 
Ausländer  sei  rechtlich  und  wirtschaftlich  ein  fdr  die  Schweiz  relevanter 
Faktor,  so  da(s  es  ihr  nicht  gleichgültig  sein  könne,  wer  über  ihn  und 
sein  Vermögen  zu  Gericht  sitze.  Ebenso  unrichtig  sei  die  Behauptung, 
der  Staatsvertrag  mit  Frankreich  habe  die  Garantie  des  Gerichtsstandes 
des  Wohnsitzes  für  alle  andern  Fälle,  als  für  die  Streitigkeiten  zwischen 
Parteien  yerschiedener  Nationalität,  ausschliefsen  wollen.  Die  Nicht- 
berücksichtigung der  übrigen  Fälle  habe  nur  die  Konsequenz,  dafs  es 
jedem  Teile  frei  stehe,  zu  legiferieren ,  wie  es  ihm  beliebe.  Soweit 
aber  der  Staatsvertrag  nicht  Regel  mache,  sei  keiner  der  Tertrags- 
schliefsenden  Staaten  gebunden,  die  Gesetzgebung  des  andern  als  auch 
für  ihn  mafsgebend  anzuerkennen.  Eine  solche  Wirkung  könne  mit 
dem  Titel  2  des  Vertrages  unmöglich  gemeint  gewesen  sein,  sonst  hätte 
es  ausdrücklich  gesagt  werden  müssen.  Dazu  komme,  dafs  Art.  15 
c,  civ,  eine  Singularität  enthalte,  die  sonst  nirgends  bestehe.  Der 
Gerichtspräsident  verweist  zur  Unterstützung  seiner  Auflassung  auf 
Curti^  Staatsvertrag  S.  156. 

„D.  Der  Rekursbeklagte  S&ve  trägt  durch  Fürsprech  C,  B.  Eoff- 
fAomn  in  Biel  ebenfiüls  auf  Abweisung  des  Rekurses  an,  unter  Kostenfolge. 

„Das  Bundesgericht  zieht  in  Erwägung: 

„1.  Würde  es  sich  um  die  Vollziehung  eines  in  einem  andern 
Kanton  gegen  S^ve  ausgefällten  Urteils  handeln,  so  müfste  nach  der 
bundesgerichtlichen  Praxis,  betreffend  die  Art.  59  und  61  der  Bundes- 
verfiissung,  zweifellos  die  Weigerung  des  G^chtspräsidenten  von  Biel, 
das  Urteil  vollziehen  zu  lassen,  geschützt  werden.  Denn  da  der  in 
Frage  stehende  Anspruch  persönlicher  Natur  und  der  Schuldner  auf- 
rechtstehend ist,  so  brauchte  er  sich  vor  einem  andern  schweizerischen 
Gerichte  als  dem  seines  Wohnortes  nicht  einzulassen,  und  konnte  er 
nach  der  erwähnten  Praxis  auch  dann  noch  die  Garantie  des  Art  59 
Abs.  1  anrufen,  wenn  ein  in  Mifsachtung  dieser  Bestimmung  in  einem 
andern  Kanton  gegen  ihn  erlassenes  Urteil  im  Kanton  Bern  zum  VoU- 
zug  gebracht  werden  wollte.  Der  Umstand,  dafs  S&ve  Ausländer  ist, 
vermöchte  hieran  nichts  zu  ändern,  da  seit  der  Ver&ssung  von  1874 
der  Richter  des  Wohnortes  nicht  nur  dem  Schweizer,  sondern  jedem 
in  der  Schweiz  domizilierten  Schuldner  unter  den  daselbst  angegebenen 
Voraussetzungen  garantiert  ist.  Nun  geht  aber  das  Urteil,  dessen 
Vollziehung  Espanet  verlangt,  von  einem  fremden  Gerichte,  dem  Tri- 
hrnioL  de  Commerce  de  Marseäle,  aus.  Es  mufs  sich  deshalb  fragen, 
ob  Art.  59  Abs.  1  B.V.  auch  in  internationalen  Verhält- 
nissen seine  Wirksamkeit  ausübe,  und  ob  diese  nicht  wenig- 
stens gegenüber  Urteilen  französischer  Gerichte,  die  in  der 
Schweiz  vollzogen  werden  wollen,  cessiere,  wegen  der  zwischen  der 
Schweiz   und   Frankreich   bestehenden   staatsvertraglichen  Beziehungen. 
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2.  Was  die  erste  dieser  Fragen  betrifft,  so  ist  zu  berücksichtigen^ 
dais  nach  der  herrschenden  staatsrechtlichen  Auffassung 
Art.  59  Abs.  1  B.V.  nicht  nur  als  eine  objektivrecht- 
liche Gerichtsstandsnorm  sich  darstellt,  sondern  ein  subjek- 
tives verfassungsmäfsiges  Recht  der  Btlrger  begründet,  wie 
denn  auch  der  Rechtsschutz  gegen  Verletzung  der  Bestimmung  durch 
den  zur  Wahrung  der  individuellen  verfassungsmäfsigen  Rechte  der 
Bttiger  eingesetzten  staatsrechtlichen  Rekurs  an  das  Bundesgericht  ge- 
währt VTird.  Warum  nun  dieses  Recht  nur  soll  zur  Geltung  gebracht 
werden  können  gegenüber  Urteilen,  die  von  schweizerischen  Gerichten 
in  Mifsachtung  derselben  erlassen  worden  sind,  und  nicht  auch  gegen- 
über Urteilen  fremder  Gerichte,  die  nach  der  Verfassungsbestimmung 
nicht  znsttndig  sind , .  ist  unerfindlich.  £s  würden  ja  auf  diese  Weise 
die  in  der  Schweiz  wohnenden  Schuldner  ausländischen  Urteilen  gegen- 
über ungünstiger  gestellt,  als  gegenüber  aufserkantonalen  schweizerischen 
Urteilen,  und  es  würde  ersteren  eine  gröfsere  exekutorische  Kraft  bei- 
gemessen als  letzteren.  Wohl  ist  es  richtig,  dafs  die  Herrschaft  des 
Art.  59  nicht  über  das  Gebiet  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft 
binausreicht  und  dafs  die  Schweiz  der  Ausübung  einer  mit  jenem 
Grundsätze  in  Widerspruch  stehenden  Gerichtsbarkeit  durch  einen 
fremden  Staat  nicht  entgegentreten  kann.  Allein  daraus  folgt  noch 
nicht,  dafs  sie  diese  Gerichtsbarkeit  selbst  anerkennen  müsse,  wenn  sie 
in  der  Form  eines  Vollziehungsbegehrens  in  die  Hoheitssphäre  des 
eigenen  Staates  hinübergreifen  will.  Vielmehr  ist  es  Pflicht  des  letz- 
teren, seine  verfassungsmäfsigen  Grundsätze  auch  derartigen  Ausflüssen 
einer  fremden,  nach  hiesigem  Rechte  nicht  anerkannten  Jurisdiktion 
gegenttber  zur  Anwendung  zu  bringen.  Aus  diesen  Gründen  ist  an 
der  im  bundesgerichtlichen  Entscheid  in  Sachen  Robelt  (Amt!.  Sammig. 
Bd.  IV  S.  227)  entwickelten  Ansicht  nicht  festzuhalten  und  im 
Gegenteil  auszusprechen,  dafs  sich  der  in  der  Schweiz  domizilierte  aufrecht- 
stehende Schuldner  auch  gegenüber  der  Vollziehung  von  Urteilen  fremder 
Staaten  auf  Art.  59  Abs.  1  B.V.  berufen  kann  (s  Schodi,  Art.  59  der 
Schweiz.  Bundesver&ssung  S.  13;  Roguin,  L'artide  59  de  la  Con^ 
siiUuium  fid^aU,  S.  83  ff.). 

„3.  Sonach  kann  nur  noch  fraglich  sein,  ob  mit  dem 
Staatsvertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich 
über  den  Gerichtsstand  und  die  Vollziehung  von  Urteilen  in  Civilsachen, 
vom  15.  Juni  1869,  die  Schweiz  die  Verpflichtung  über- 
nommen habe,  auch  solche  Urteile  französischer  Gerichte 
auf  ihrem  Territorium  zur  Exekution  zu  bringen,  deren  Voll- 
siehnng  an  sich,  abgesehen  von  dem  Vertrag,  mit  Rücksicht 
auf  Art  59  Abs.  1  B.V.  verweigert  werden  könnte.  Eine 
derartige  staatsvertragliche  Einschränkung  des  in  Art.  59  Abs.  1  auf- 
gestellten Grundsatzes  wäre  wohl  zulässig,  wie  denn  in  Abs.  2  des 
Verfaseungsartikels  ausdrücklich  mit  Bezug  auf  Ausländer  die  Bestim- 
mnngen  bezüglicher  Staatsverträge  vorbehalten  sind.  Bei  der  Beant- 
wortang  der  entscheidenden  Frage  nun  ist  davon  auszugehen,  dafs  eine 


342  Rechtsprechung. 

dem  0£fentlich-rechtlichen,  in  der  Verfassung  niedergelegten  Grandsatze 
des  Art.  59  Abs.  1  derogierende  internationale  Verpflicbtong  der  Schweiz 
gegenüber  Frankreich  nur  dann  angenommen  werden  dürfte,  wenn  der 
Vertrag  selbst  hinreichende  Anhaltspunkte  dafür  böte.  Jener  Grundsatz 
ist  in  dem  schweizerischen  Rechtsbewafstsein  so  fest  gewurzelt,  dafs  er 
gewifs  nicht  leichthin  preisgegeben  werden  durfte,  und  es  müfste  daftlr, 
dafs  er  wirklich  Frankreich  gegenüber  preisgegeben  und  dafs  auf  diese 
Weise  mit  einem  fremden  Lande  bezüglich  der  Rechtshülfe  in  Civil- 
Sachen  eine  engere  Glemeinschaft  geschaffen  worden  sei,  als  sie  zwischen 
den  einzelnen  Kantonen  besteht,  eine  unzweideutige  Vertragsbestimmung 
angerufen  werden  können.  Nun  ist  richtig,  dafs  Art  15  des 
Gerich  tsstandsvertrages  alle  Civilurteile,  die  von  einem  Gerichte 
des  einen  der  vertragschliefsenden  Staaten  erlassen  worden  sind,  unter 
den  —  nicht  in  Frage  stehenden  —  formalen  Voraussetzungen  des 
Art  16  im  andern  für  vollziehbar  erklärt.  Allein  Art  15  erleidet 
wesentliche  Beschränkungen  durch  Art.  17  des  Vertrages,  wo  u.  a. 
bestimmt  ist,  dafs  die  Vollziehung  dann  verweigert  werden  kann, 
wenn,  der  Entscheid  von  einer  inkompetenten  Behörde 
gefällt  worden  ist  (Ziff.  1);  und  es  wird  sich  fragen  müssen, 
welches  der  Sinn  und  die  Tragweite  dieser  Einschränkung  seL  Die 
Bestimmung  kann  dahin  ausgelegt  werden,  dafs  nur  dann  einem  in 
dem  einen  Vertragsstaate  ausgefällten  Urteile  im  andern  die  Vollzieh* 
barkeit  abgesprochen  werden  dürfe,  wenn  dasselbe  in  Mifsachtung  der 
im  ersten  Abschnitt  des  Übereinkommens  enthaltenen 
Gerichtsstandsnormen  zu  stände  gekommen  ist,  während  sich 
auf  eine  weitere  Prüfung  der  Kompetenz  des  urteilenden  Gerichts  die 
requirierte  Behörde  nicht  einzulassen  habe.  Und  es  würde  diese  Aus- 
legung im  vorliegenden  Falle  dazu  ftlbren,  dafs  dem  Urteil  des  Tribunal 
de  Commerce  de  Marseille  die  Vollziehung  in  der  Schweiz  gewährt 
werden  mÜfste.  Denn  zweifellos  wurde  durch  Art  1  des  Vertrages 
ftlr  die  darin  genannten  Streitigkeiten  der  Gerichtsstand  des  Wohnortes 
des  Beklagten  nur  mit  Bezug  auf  Anstände  zwischen 
Schweizern  und  Franzosen  festgestellt,  während  mit  Bezug  auf 
Anstände  zwischen  Angehörigen  des  nämlichen  Vertragastaates  die 
nationalen  Gerichtsstandsnormen  nicht  beschränkt  worden  sind,  somit 
insbesondere  Art  15  des  Code  civü:  ^Un  Fran^ais  pourra  itre 
traduit  devant  un  Trihuf^al  de  France  pour  des  ohliga- 
tions  par  lui  coniracties  en  pays  Stranger^  mSme  avee 
un  itranger^ y  unberührt  blieb.  Es  kann  gesagt  werden,  da(s 
zwischen  dem  ersten  und  zweiten  Abschnitt  des  Vertrages,  von  denen 
der  eine  „Klage  und  Gerichtsstand*',  der  andere  „Vollziehung  der 
Urteile"  überschrieben  ist,  eine  gewisse  Wechselbeziehung  bestehe,  die 
zu  der  erwähnten  Auslegung  führe.  Es  kann  femer  ftir  letztere  auf 
die  Botschaft  des  Bundesrates  zum  Gerichtsstandsvertrag,  vom 
28.  Juni  1869,  verwiesen  werden,  die  den  Fall  erwähnt,  dafs  die 
Exekution  eines  in  der  Schweiz  in  Sachen  eines  schweizerischen  Klflgers 
gegen  einen  in  Frankreich   wohnhaften  Schweizer  in  Frankreich  nach- 
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gesacbt  wird  und  die  vertnigsrnftrsige  Lttaang  des  Falles  in  der  Pflicht 
des  franziteischen  Richters,  die  Exekution  zu  gewähren,  findet.  In  der 
That  haben  der  Bandesrat  and  aof  Rekars  hin  die  eidgenössischen 
Rftte  im  Falle  Mi  Hot  in  diesem  Sinne  entschieden  (s.  B.B.  v.  1874 
I  445,  II  495).  Dagegen  kann  der  durch  das  Bandesgericht  beurteüte 
Fall  Lemasson  (Amtl.  Sammig.  Bd.  IV  S.  260)  nicht  als  Präjudiz 
angeführt  werden,  weil  damals  die  Frage,  die  sich  übrigens  nicht  in 
gleicher  Weise  stellte  wie  heute,  nicht  erörtert  wurde,  wie  denn  auch 
in  einem  späteren  Entscheide  in  Sachen  Ragon  &  Cie.  (Amtl.  Sammig. 
Bd.  XV  S.  561)  das  Bundesgericht  die  Fnge  noch  ab  bestrittene 
bezeichnete.  Anderseits  kann  gerade  die  zeitliche  Koincidenz  der  Ent- 
scheidung des  Falls  Millot  duich  die  eidgenössischen  Rttte  mit  der  Auf- 
nahme des  Vorbehaltes  in  Art.  59  Abs.  2  des  damals  zur  Beratung  vor- 
liegenden Entwurfes  der  Bundesverfassung  von  1874  zur  Unterstützung 
der  in  jenem  Entscheid  niedeigelegten  Auflassung  angeführt  werden. 
Allein  alle  diese  Argumente  sind  nicht  durchschlagend, 
weil  sie  im  Vertrage  selbst  keine  hinreichende  Stütze  finden.  Es  ist 
darin  nicht  ausgesprochen,  dafs  fllr  die  Frage  der  Kompetenz  des 
mteileoden  Gerichts,  die  die  requirierte  Behörde  zu  prüfen  das  vertrags- 
mftfsige  Recht  hat,  einzig  die  vertraglich  vereinbarten  Gerichtsstands- 
normen, zu  denen  übrigens  wohl  auch  die  durch  den  Vertrag  nicht  be- 
r&hrtea  Gerichtsstandsbestiromungen  des  requirierenden  Staates  hinzu- 
geftlgt  werden  mtlfsten,  mafsgebend  seien.  Überhaupt  fehlt  eine  zwin- 
gende Anweisung  darüber,  nach  welchen  Rechtsnormen  die  Kompetenz 
des  urteilenden  Gerichts  geprtlft  werden  soll ,  wenn ,  gestützt  auf  den 
Geriefatastandsvertrag,  in  einem  Vertragsstaate  die  Exekution  eines  in 
einem  anderen  erlassenen  Urteils  nachgesucht  wird  (dies  giebt  der 
Berichterstatter  der  ständerätlichen  Kommission  in  Sachen  Millot  selbst 
zo,  ebenso  Boguin^  Conflits  de  LoiSj  S.  797,  der  im  übrigen  hier, 
wie  in  der  Schrift  L'Äfiide  59  de  la  Constitution  fSd^äle,  den  Ent- 
scheid in  Sachen  Millot  billigt).  Bei  dieser  Sachlage  kann  es  aber 
nach  dem  Gesagten  den  schweizerischen  Behörden  nicht  verwehrt  wer- 
den, die  Kompetenz  auch  an  Hand  der  in  ihrem  Staate  an- 
erkannten Grunds&tze  über  Gerichtsbarkeit  und  Ge- 
richtsstand sa  prüfen  und  die  Vollziehung  eines  französischen  Urteils 
za  verweigern,  wenn  nach  schweizerischem  öffentlichem 
Rechte  nicht  die  französischen,  sondern  einzig  die  schweizerischen 
Gerichte  zur  Beurteilung  des  Anstandes  znstttndig  waren.  Da  nun 
Art.  59  Abs.  1  der  B.V.  den  Anstand  zwischen  Espanet  und  S^e  der 
Gerichtsbarkeit  des  Kantons  Bern,  in  dem  der  Beklagte  wohnt,  zuwies, 
ao  war  der  bemische  Richter,  mag  immerhin  nach  französischem  Rechte 
fibr  die  dortigen  Gerichte  die  Zuständigkeit  ebenfalls  begründet  gewesen 
sein,  nicht  gehalten,  das  in  Frankreich  ergangene  Urteil  zum  Vollzug 
sa  bringen  (veigl.  Curtii  Staatsvertrag  S.  156  f* ;  Morel  in  Blumer  und 
Morel,  Bundesstaatsrecht  Bd.  III  S.  587  f.).  An  dieser  Lösung  ist  um 
ao  mehr  festzuhalten,  als  die  Ansicht,  dafs  es  genüge,  wenn  die  Kom- 
petenz des   erkennenden  Gerichts  nach  seinem  Rechte  begründet  war, 
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von  der  neueren  Theorie  des  internationalen  Ptivatrechts  mit  zutreffenden 
Gründen  verworfen  wird  (yergl.  v.  Bar,  Internationales  Privatreeht, 
2.  Aufl.  Bd.  II  S.  425,  und  Lammasch  in  HoUgendorffs  Handbuch 
des  Völkerrechts,  Bd.  III  S.  413  ff.). 

„4.  Übrigens  ist  das  Urteil,  dessen  Vollziehung  in  der  Schweiz 
▼erlangt  wird,  in  Frankreich  selbst  nicht  mehr  vollziehbar.  Es  handelt 
sich  um  ein  Säumnisurteil,  das  dahinflel,  wenn  es  nicht  innert  6  Monaten 
nach  seiner  Zustellung  vollzogen  wurde  (Art  156  des  code  de  procedure 
cwüe).  Innert  der  Frist  hat  nun  freilich  der  Gläubiger  die  Exekution 
durch  Anhebung  der  Betreibung  gegen  den  Schuldner  eingeleitet  Aber 
diese  Betreibung  ist  nach  Art.  88  des  ei  dg.  Betreibungsgesetzes  dahin» 
gefallen,  und  die  zweite  Betreibung  wurde  erst  nach  Abflufs  der  sechs- 
monatlichen Exekutionsfrist  angehoben. 

Demnach  hat  das  Bundesgericht  erkannt: 

Der  Rekurs  wird  abgewiesen." 

Französisch 'Schweieerischer    Gerichtsstandsvertrag.     Einheit    der 

Verlassenschaft. 

Urteil  des  Bundesgerichts  vom  14.  April  1898  (Zeitschrift  des  Bemischen 
Jurißtenvereins  etc..  Bd.  XXXV  S.  234,  amtl.  Slg.  Bd.  XXIV  Tl.  1  S.  302). 

Der  Grundsatz  der  Einheit  der  Verlassenschaft,  ohne 
Rücksicht  auf  die  Frage,  ob  der  Erblasser  seinen  Wohnsitz  in  seineoa 
Heimatstaate  oder  im  andern  Vertragsstaate  hatte  und  ob  zu  der  Ver- 
lassenschaft Immobihen  gehören,  die  im  andern  Vertragsstaate  li^en, 
ist  aufrechtzuerhalten,  soweit  es  den  Gerichtsstand  der  Erbschafts-  und 
Erbteilungsklage  betrifft,  —  die  Verlassenschaft  eines  Franzosen  oder 
eines  Schweizers,  in  ihrer  Gesamtheit,  gilt  also,  selbst  wenn  der  Erb- 
lasser in  seinem  Heimatlande  verstorben  ist  und  kein  Domizil  im  andern 
Staate  besafs,  auch  in  Bezug  auf  die  im  andern  Staate  befindlichen 
Liegenschaften,  als  im  Heimatstaate,  bezw.  beim  Gericht  des  Wohnortes 
eröfihet 

Die  Argumentation  des  Bundesgeriehts  ist  im  wesentlichen  folgende : 

Art.  5  des  Staatsvertrages  setzt  in  Abs.  1  zunächst  fest,  dafs  die 
Erbschaftsklagen  und  Teilungsstreitigkeiten  vor  das  Gericht  des  Ortes 
gebracht  werden  sollen,  wo  die  Erbschaft  eröffnet  worden  ist  (le  juge 
du  Heu  de  Vouverture  de  la  succession).  Dieses  an  der 
Spitze  des  Artikels  stehende  allgemeine  Princip  beherrscht  alle  Übrigen 
Bestimmungen  desselben.  Die  folgende,  mit  „und  zwar*'  (e'est-ä' 
dire)  eingeleitete  Erläuterung  „wenn  es  sich  um  die  Verlassenschaft 
eines  Franzosen  handelt,  der  in  der  Schweiz  verstorben  ist,  vor  dem 
Gerichte  seines  letzten  Wohnorts  in  Frankreich,  und  wenn  es  sich  nm 
die  Verlassenschaft  eines  Schweizers  handelt,  vor  dem  Gerichte  seines 
Heimatortes",  bringt  einerseits  die  in  Frankreich  von  Alters  her  herr- 
schende Tendenz  (vergl.  Art.  3  und  15  Cod,  civ,)  zum  Ausdruck,  die 
im  Auslande  lebenden  Franzosen    der  einheimischen  Gerichtsbarkeit  zn 
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aaterwerfen,  entspricht  Andererseits  einem  von  der  Mehrheit  der 
schweizerischen  Kantone  durch  das  Konkordat  Über  Testierfkhigkeit 
and  Brbrechtsverhftltnisse  vom  15.  Juli  1822  zum  Ausdruck  gebrachten 
Grandsatze  (vergl.  Curti,  Staatsvertr.,  S.  74  ff*.,  Demolombe ,  Cours 
de  Code  Nap.^  I,  Nr.  250).  Durch  diesen  Znsatz  soll  aber  nicht  die 
Anwendbarkeit  des  Artikels  überhaupt  auf  die  Fälle  eingeschränkt 
werden,  wo  der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes  nicht  in  seinem 
Heimatlande  wohnhaft  war,  sondern  es  soll  dadurch  nur  die  Q^richts- 
stelle  des  Landes  näher  bezeichnet  werden,  welche  als  diejenige  der 
Er<(ffi[iung  der  Erbschaft  gelten  soll.  Der  allgemeine  Grundsatz  des 
Art  5  mufs  daher,  dem  von  den  vertragBchliefsenden  Regierungen  ver- 
folgten Zwecke  entsprechend,  auch  dann  gelten,  wenn  der  Erblasser  in 
seinem  Heimatland  wohnte  und  starb;  der  andere  Fall  ist  nur  deshalb 
ansdrttcklich  hervorgehoben,  weil  er  den  Unterhändlern  bei  der  Re- 
daktion des  Artikels  in  erster  Linie  vorschwebte  und  als  der  wichtigste 
und  schwierigste  erschien.  Auch  aus  dem  Schlufssatze  des  ersten  Ab- 
satzes des  Art  5  eigiebt  sich  das  nämliche  Resultat;  denn  hier  ist  die 
Gerichtsbarkeit  des  heimatlichen  Richters  allgemein  anerkannt,  und  nur 
hinsichtlich  der  anzuwendenden  Rechtsnormen  eine  Ausnahme  in  betreff 
der  im  andern  Staate  belegenen  Immobilien  statuiert.  Auch  hier  greift 
somit  das  argumentum  a  fortiori  Platz. 

Die  erbrechtlichen  Klagen  sind  also,  selbst  wenn  es  sich  um 
Liegenschaften  handelt,  nicht  dem  Art.  4  (der  die  dinglichen 
Klagen  auf  Immobilien  dem  Gericht  der  gelegenen  Sache  zuweist), 
sondern  dem  Art.  5  des  Staatsvertrages  unterworfen,  und  sollen  ohne 
Ausnahme  beim  Richter  des  Ortes  der  Erbschaftseröffuung  angebracht 
werden;  dieser  Richter  ist  aber  derjenige  der  Heimat  des  Erblassers 
{Curti  a.  a.  0.  S.  93). 

Dies  ist  auch  der  Standpunkt  des  Bundesrates  in  seiner  Botschaft 
zum  Staatsvertrage  (BundesbL  1869,  Bd.  II  S.  506 — 507)  und  nach 
dem  erläuternden  Protokoll  bestand  die  einzige  Differenz  zwischen  den 
beidseitigen  Bevollmächtigten  dann,  dafs  die  französischen  Unterhändler 
nicht  zugeben  wollten,  dafs  das  materielle  Recht  des  Heimatortes  auch 
aof  die  im  andern  Staat  belegenen  Immobilien  Anwendung  finde ,  eine 
Differenz,  die  dann  durch  den  Schlnfssatz  des  ersten  Absatzes  von 
Art  5  bi^lichen  wurde. 

Die  vom  Rekurrenten  angerufenen  gerichtlichen  Entscheidungen, 
welche  beweisen  sollen,  dafs  die  finnzösische  Rechtsprechung  die  Zu- 
ständigkeit der  schweizerischen  Gerichte  zur  Beurteilung  von  Streitig- 
keiten über  in  Frankreich  gelegene  Erbschaftsimmobilien  nicht  an- 
erkennt, scheinen  nicbt  die  erwähnte  Tragweite  zu  besitzen.  Sie 
beziehen  sich  der  Mehrzahl  nach  nicht  auf  die  französisch  -  schweize- 
rischen Verhältnisse  und  behandeln  nicht  die  Frage  des  Gerichtsstandes, 
sondern  die  der  materiellen  Rechtsanwendnng.  Durch  den  in  der 
Streitsache  Rave  (Bundesgericht,  Amtl.  Sammig.  XIV  598  ff.)  er- 
gangenen Entscheid  des  Appellationshofes  von  Lyon  ist  erkannt  worden, 
dafs  das  Gericht  des  Wohnortes  des  in  Frankreich  verstorbenen  franzö- 
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sischen  Erblassen  auch  für  die  Beurteilung  einer  Streitigkeit  ttber  ein 
in  der  Schweiz  gelegenes  Grundstück  zuständig  sei.  — 

Hierzu  bemerkt  die  Redaktion  der  Zeitschrift  des  Bemischen 
Juristenvereins : 

Die  Frage,  ob  das  Urteil  eines  schweizerischen  Gerichts  in  betreff 
des  erbrechtlichen  Schicksals  eines  in  Frankreich  belegenen  Immobile, 
dessen  Eigentümer  ein  in  der  Schweiz  wohnhafter  Schweizer  war,  in 
Frankreich  auf  Anerkennung  rechnen  darf,  wenn  es  dem  französischen 
Erbrecht  widerspricht,  scheint  uns  durch  diese  bundesgerichtliche  Ent- 
scheidung noch  nicht  erledigt;  denn  die  Vollziehung  eines  solchen 
Urteils  dürfte  gemäfs  Art.  3  Cod.  civ,  und  der  sich  daran  knüpfenden 
Praxis  und  Doktrin  höchst  wahrscheinlich  verweigert  werden. 


Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 

Justizverwaltungsstellen  etc. 

I.    Dentschland. 

1.     Reichsgesetze,   Kaiserliche  Verordnungen  etc. 

Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  17.  April  1899,  die 
Anwendung  der  Internationalen  Pariser  Sanitätskon- 
vention  von  1894  (R.a.BL  1898  S.  978)  auf  britische  Kolo- 
nien betreffend  (R.6.B1.  S.  266). 

Nach  Mafsgabe  einer  von  den  K.  Grofsbritannischen  Delegierten 
auf  der  Pariser  Sanitätskonferenz  im  Jahre  1894  abgegebenen  und 
nachmals  von  der  K.  Grofsbritannischen  Regierung  wiederholten  Er- 
klärung findet  die  Pariser  Sanitlltskonvention  auf  alle  Kolonien  und 
Besitzungen  Ihrer  Britischen  Majestät  mit  Ausnahme  von  Kanada,  Neu- 
fundland, Kap  der  guten  Hoffnung,  Natal,  Neu  - Sttd -Wales ,  Viktoria, 
Queensland ,  Tasmanien ,  Stld  -  Australien ,  West  -  Australien  und  Nen- 
Seeland  Anwendung. 

2.     Gesetze,   Verordnungen  etc.   der  einzelnen 

Bundesstaaten. 

ElsAfli  -  Iiothrinren. 

Ges.  vom  17.  April  1899,  betr.  die  Ausführung  des  Btlrger- 
lichen  Gesetzbuchs  in  Elsafs-Lothringen  (Ges.Bl.  f.  Elsafs- 
Lothringen  S.  48). 

Sachsen. 

Generalverordnung  an  sämtliche  Erbschaftssteuerverwaltungen,  die 
Behandlung  der  in  Sachsen  befindlichen  Mobiliarnach- 
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lasse  Saehsen- Altenbargischer  Erblasser  betr.,  vom  4.  April 
1899  (S.  Jii8tMin.fiL  S.  25). 

Hessem. 

1.  Ges.,  das  Notariat  betr.,  vom  15.  März  1899  (H.  Reg.Bl. 
8.  47). 

2.  Gks.  vom  16.  März  1899,  die  Anlegung  des  Qrund- 
buehs  betr.  (Ibid.  S.  65). 

Oldenliiirr* 

1.  Ges.  des  Herzogttuns  Oldenburg  vom  15.  Mai  1899  zur 
Ausführung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  und  des 
Handelsgesetzbuchs  (Ge6.Bl.  f.  d.  Hzgt  Old.  S.  405). 

2.  Ges.  für  das  Heizogtum  Oldenburg  vom  15*  Mai  1899  zur 
Ausführung  der  Civilprozefsordnung  und  des  Gesetzes 
über  die  Zwangsversteigerung  (Ibid.  S.  427). 

8.  G^  für  das  Grolsherzogtum  Oldenburg  vom  15.  Mai  1899 
zur  Ausführung  des  Gesetzes  über  die  freiwillige  Ge- 
richtsbarkeit (Ibid.  S.  487). 

SaeliseM  -Welaar-Elsenaeli. 

1.  Ausführungsgesetz  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch 
vom  5.  Apra  1899  (Reg.Bl.  S.  123). 

2.  Ausführungsgesetz  zur  Civilprozefsordnung  und 
Konkursordnung  vom  8.  April  1899  (Be^-Bl.  S.  198). 

3.  Ausführungsgesetz  zum  Handelsgesetzbuch  vom 
10.  April  1899  (Ibid.  S.  204). 

4.  Ges.  vom  12.  April  1899,  die  Ausführung  des  Reichs- 
gesetzes über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  vom  17.  Mai  1898  (Ibid.  S.  207). 


II     Answftrtifce  Staaten. 

österreieli. 

1.  Kaiserl.  Verordnung  vom  28.  Jänner  1899,  die  Einschrän- 
kung der  Gerichtsbarkeit  der  österreichisch-ungari- 
schen   Konsulargerichte    in    Ägypten    etc.     betr.    (R.G.B]. 

8.  22). 

2.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  18«  Mai  1899,  betr. 
die  vorläufige  Verhaftung  flüchtiger  Verbrecher  in 
England  und  in  den  britischen  Kolonien  (JustMin.V.Bl. 
S.  157). 

Vaiaara. 

Das  vom  kOnigL  ungarischen  Justizministerium  herausgegebene 
Verordnungsblatt   (IgazsÄgttgyi  KOzlönj)   brachte   in   der  Nr.  12   vom 
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27.  Dezember  1898  die  nachstehend  in  getreuer  Übersetzung  folgende 
Verordnung  des  genannten  Ministeriums  an  sämtliche  ktfnigl.  Gerichte, 
ausgenommen  den  Gerichtshof  und  das  Bezirksgericht  in  Strafsachen  in 
Budapest,  ddo.  12.  Dezember  1898,  Z.  24274/1898,  betr.  die  an 
österreichische  Gerichte  zu  erlassenden  oder  ron  diesen 
einlangenden  Requisitionen  um  Ezekutionsvollzug: 

„Ein  k.  k.  österreichisches  Gericht  hat  die  Vornahme  der  Requisi- 
tion eines  königl.  ungarischen  Gerichtes  um  ExekutionsroUzug  davon 
abhttngig  gemacht,  dafs  das  kOnigl.  ungarische  Gericht  den  Exekutions- 
bescheid nicht  blofs  in  einem,  sondern  iu  mehreren  Parien  Übersende. 
Aus  Anlafs  dieses  Falles  hat  das  Präsidium  des  k.  k.  Oberlandesgericfates 
in  Graz  das  betreffende  Gericht  mittelst  Erlasses  darauf  aufbaeiksam 
gemacht,  dafs  es  nicht  angehe,  zu  verlangen,  dafs  auch  die  Requisi- 
tionen ausländischer  Gerichte  sich  in  jeder  Hinsicht  den  Formvor- 
Schriften  anpassen  sollen,  welche  in  erster  Linie  fUr  den  Verkehr  der 
inländischen  Gerichte  unter  einander  festgesetzt  sind,  und  dafs  daher 
dort,  wo  ein  inländisches  Gesetz  oder  sonstige  besondere  Verftigung 
für  ausländische  Requisitionen  wesentliche  Formerfordernisse  nicht  auf- 
stellt, ein  blofser  Formfehler  nicht  als  Abweisungsgrund  dienen  kann, 
wenn  der  requirierte  gerichtliche  Akt  sonst  zulässig  und  trotz  des 
Formfehlers  vollziebbar  wäre. 

Das  k.  k.  österreichische  Justizministerium  hat  verftlgt,  dafs  dieser 
Erlafs  des  k.  k.  Oberlandesgerichts  -  Präsidiums  in  Graz  sämtliche 
Österreichischen  Gerichten  zur  Kenntnis  gebracht  werde. 

Indem  ich  hievon  die  königl.  Gerichte  verständige,  mache  ich  die- 
selben zugleich  auf  folgendes  aufmerksam.  Da  im  Sinne  des  §  4  des 
LX.  Gesetzartikels  vom  Jahre  1881  die  ungarischen  Gerichte  über  die  aus 
Österreich  kommenden  Requisitionen  in  Ezekntionssachen  nicht  einfaeli 
nur  deren  Vornahme  verfolgen,  sondern  vorher  die  Exekution  anordnen 
müssen,  da  weiters  in  solchen  FäUen  die  Grundlage  des  die  Exekution 
anordnenden  ungarischen  Gerichtsbescheides  nicht  das  bei  dem  öster- 
reichischen Gerichte  überreichte  Exekutionsgesuch,  noch  auch  der  die 
Exekution  bewilligende  oder  anordnende  Bescheid  des  österreichiscben 
Gerichtes,  sondern  das  Urteil  oder  der  Vergleich  und  das  Essuch- 
schreiben  des  österreichischen  Gerichtes  bildet:  demzufolge  ist  es  auch 
nicht  notwendig,  dafs  ein  oder  mehrere  Exemplare  des  beim  öster- 
reichischen Gerichte  Überreichten  Exekutionsgesuches  oder  der  die 
Exekution  bewilligende  oder  anordnende  österreichische  Gerichtsbescheid 
übersendet  werden,  daher  die  Exekution  auch  ohne  Übermittelung  dieser 
Akten  auf  Requisition  des  österreichischen  Gerichtes  und  auf  Grund 
des  übersendeten  Urteils  oder  Vergleichs  anzuordnen  ist,  vorausgesetzt, 
dafs  sonst  kein  gesetzliches  Hindernis  vorliegt  und  die  in  der  Requisi- 
tion enthaltenen  Angaben  genügende  Anhaltspunkte  dafür  bieten,  dafs 
die  Exekution  vollzogen  werden  kann.  Wenn  diese  letzteren  Angaben 
mangelhaft  sind,  kann  deren  Ergänzung  gefordert  werden. 

Zugleich  fordere  ich  die  königl.  Gerichte  auf,  dafs  sie  in  ihren  an 
österreichische  Gerichte   erlassenen   Requisitionen,   betrefiend   die  Exe- 
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Inition  der  von  ihnen  in  Civilsachen  gebrachten  Bescheide  stets  zum 
Aasdmck  bringen,  dafs  die  als  Grundlage  der  Exekution  dienende 
Entscheidung  in  Rechtskraft  erwachsen  ist,  oder  dafs  dieselbe  im  Sinne 
der  ungarischen  Gesetze  ohne  Rttcksicht  auf  allfUlige  Rechtsmittel  voll- 
streckbar ist. 


Internationale  Verträge. 

1.  Die  vom  Schweizerischen  Bundesrat  und  den  Staatsregierungen 
Yon  Belgien,  Spanien,  Frankreich,  Italien,  Luxemburg,  den  Niederlanden 
and  Portugal  am  14.  November  1896  und  22.  Mai  1897  im  Haag 
abgeschlossene  Übereinkunft  zur  Regelung  einiger  auf  den 
Civilprozefs  beztlglichen  Fragen  des  internationalen 
Privatrechts,  welcher  Übereinkunft  Schweden  und  Norw^en  am 
1.  Februar  1897,  das  Deutsche  Reich  und  Osterreich  -  Ungarn  am 
9.  November  1897,  Dänemark  am  18.  Dezember  1897  und  Rumänien 
and  Rufsland  am  1 9. /81.  Dezember  1897  beigetreten  sind,  sind,  nachdem 
die  Ratifikationsurkunde  Österreichs  am  1.  Mai  1899,  jene  der  tlbrigen 
Staaten  am  27.  April  1899  hinterlegt  worden,  vier  Wochen  nach  der 
Hinterlegung  in  Kraft  getreten  (Eidg.  Ges.Slg.  N.  F.  Bd.  XVII 
S.  179  ff.;  D.  R.G.B1.  1899  S.  285). 

2.  Auf  den  15-  Juli  1899  ist  die  japanische  Regierung  der 
Union  zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigentums  vom 
20.  Mftrz  1883  (jedoch  mit  Ausschlufs  der  beiden  Madrider  Überein* 
künfte  vom  14.  April  18911,  betr.  die  falschen  Herkunftsbezeichnungen 
und  betr.  die  internationale  Eintragung  der  Fabrik-  und  Ebindels- 
marken),  sowie  der  Union  zum  Schutze  des  litterarischen  und  kttnstle- 
riflcben  Eigentums  vom  6.  September  1886  nebst  dem  Zusatzartikel 
und  der  interpretierenden  Erklärung  vom  4.  Mai  1896  beigetreten 
(Eidg.  Ges.Slg.  Bd.  XVII  S.  206,  vergl.  auch  Bekanntmachung  des 
Reichskanzlers  vom  16.  Mai  189^  [R.G.B1.  S.  810]). 

Der  Union  zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigentums 
gehören  nun  folgende  Staaten  zu :  Belgien,  Brasilien,  Dänemark,  Domini- 
kanische Republik,  Frankreich,  Grofsbritannien,  Italien,  Japan,  Nieder- 
lande, Portugal,  Schweden  und  Norwegen,  Schweiz,  Serbien,  Spanien, 
Tunis  und  Vereinigte  Staaten  von  Amerika  (16  Staaten). 

Zur  Union  zum  Schutze  des  litterarischen  und  künstle- 
rischen Eigentums  gehören  jetzt  folgende  Staaten:  Belgien, 
Deutschland,  Frankreich,  Grofsbritannien,  Haiti,  Italien,  Japan,  Luxem- 
burg, Monaco,  Montenegro,  Norwegen,  Schweiz,  Spanien  und  Tunis 
(14  Staaten). 

3.  Die  britische  Kolonie  Ceylon  ist  mit  1.  April  1899 
dem  Washingtoner  Übereinkommen    vom    15.   Juni   1897,    betr.    den 
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AuBtaasch    von    Wertbriefen    und  Wertschachteln,     bei- 
getreten (Eidg.  Ges.Slg.  Bd.  XVII  S.  208). 

4.  Übereinkunft  zwischen  DentBchland  und  den  Nieder- 
landen, betr.  die  Ausdehnnng  der  über  die  gegenseitige  Zulassung 
der  in  den  Qrenzgemeinden  wohnhaften  Ärzte,  Wund- 
ärzte und  Hebammen  zur  Ausübung  der  Praxis  unter  dem 
11.  Dezember  1878  getroffenen  Übereinkunft  auf  die  Tierärzte, 
vom  23.  Februar  1898  (R.G.B1.  1899  S.  221). 

5.  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  17.  April  1899,  die 
Anwendung  der  Internationalen  Pariser  Sanitätskon- 
vention von  1894  auf  britische  Kolonien  (R.G.B1.  S.  266). 

5.  oben  „Gesetzgebung  etc."  S.  346. 

6.  Übereinkunft  zwischen  Deutschland,  Belgien,  Frank- 
reich, den  Niederlanden,  vom  4.  Februar  1898,  betr.  die 
Aichung  der  Binnenschiffe  (R.a.Bl.  1899  S.  299). 


Litteraturberichte. 

a.    Bftelieraiiielreii. 

Gesetz,  betreffend  die  Ausführung  des  Bürfferlichen  Gesetz- 
buches in  Eisafs-Lothringen,  vom  17.  April  1899,  mit  Erläute- 
rungen herau^egeben  von  Landrichter  Erich  Aran  in  Strafsburg  (Ver- 
lag von  W.  Heinrich  ebenda,  1899). 

Zur  'Begründung  der  Rechtssicherheit  und  zur  Erzielung  der  Über- 
Bichtlichkeit  und  Klarheit  enthält  dies  Gesetz  nicht  blofs  die  AnsfÜhrongs- 
vorschriften  zum  Büigerlichen  Gesetzbuch,  sondern  auch  das  aufrecht  erhaltene 
bisherige  Landesprivatrecht  und  bringt  dasselbe  teils  in  neuer  Zusammen- 
fassuDg,  teils  durch  Ergänzungen  mit  den  Vorschriften  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuchs  in  Einklang.  Aus  ZweckmäfsigkeitsgrUnden  sind  ausgeschieden : 
die  Vorschriften  über  das  Versicherungswesen,  die  Lagerscheine  und  Chedu, 
sowie  die  mit  der  Zwangsenleignung  zusammenhängenden  Bestimmungen, 
endlich  solche  privatrechtlicher  Natur,  die  in  Gesetzen  von  vorwiegend 
öffentlichem  Interesse  verstreut  sind.  Der  Herausgeber  dieses  Gesetzes  unter- 
zieht in  der  Einleitung  die  einzelnen  landes^esetziichen  Vorbehalte  und  die 
damit  in  Zusammenhang  stehenden  Vorschriften  des  bisherigen  Rechtee,  so- 
wie Übergangsbestimmungen  des  Einführungsgesetzes,  soweit  beide  für 
Eisafs-Lothringen  rechtliche  Bedeutung  haben,  einer  sachdienlichen  juristi» 
sehen  Würdigung.  Bei  den  Erläuterungen  der  Einzelvorschriften  des  Greaetzes 
selbst  ist  derselbe  Zusammenhang  in  Mit  Würdigung  der  über  das  bisherige 
ßecht  bestehenden  französischen  und  deutschen  Litteratur,  Rechtswissen- 
schaft und  Rechtsprechung  festgestellt  Noch  ist  hervorzuheben,  dafs  der 
Rechtszustand  in  betreff  der  Rechte  an  Grundstücken,  für  die  das  Grund- 
buch noch  nicht  als  angelegt  zu  gelten  hat,  mithin  das  bisherige  Recht 
beschränkt  weiter  gilt,  ebenso  das  Verfahren  hierbei  mit  den  mafsgebenden 
Grundsätzen  im  wesentlichen  dargelegt  ist.  Im  Anhange  sind  beigefügt  die 
Bestimmungen  des  Code  civil   über  das  eheliche  Güterrecht,  ßmer  das 
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Büigerliche  Gresetzbuch  über  die  allgemeioen  Vorschriften  über  Rechte  an 
Grundstöcken,  endlich  die  in  Betracht  kommenden  Bestimmungen  der  Reichs- 
eprnndbachordnanff.  Den  Schlafs  bildet  ein  zuverlässiges  Sacnregister.  Die 
Ausführung  des  Werkes  zeigt  von  voller  Beherrschung  der  Bechtsstoffe, 
cprofser  Sorgfidt  und  Gewissenhaftigkeit,  Geschicklichkeit  und  bester  Sach- 
Kenntnis  in  Beasug  auf  das  Bedürfnis  der  Praxis.  Grünewald. 


b.    ZeitsclirlfteB. 

EritUfche  VierteliahrsschrUt  für  Oeseizgebutuf  und  HedUs- 
wigsenaciMft ,  8.  Folge,  Bd.  Y,  Heft  2,  enthält  Besprechungen  von 
Werken  aus  den  Gebieten  des  Verfassunesrechts  (Roasi,  Die  neuere 
Litteratur  etc.  A.  Frankreich.  Monographien  und  Aohandlungen  XIII — 
XYIII),  Civilrechts  (Zur  Litteratur  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  für 
das  Deutsche  Reich,  Jdachenburgy  Das  Bürgerliche  G^etzbuch  für  das 
Deutsche  Reich,  Vorträge),  Givilprozefsrecnts  (Jäger,  Der  Konkurs 
der  offenen  Handelsg«Bellschaft),  Strafrechts  {Korn,  Strafrecbtsreform 
oder  SittenpoüsBei?),  Internationalen  Rechtes  {Zitelmannn^  Inter- 
nationales Frivatrecht  Bd.  I,  femer  Zeitschriften -Übersicht 

Kasmodikef  2.  Jahrgang  Nr.  8:  Malier^  JSnglands  Tmnksuchtsgesetz. 
Cour  tJPcuetees.  R6le  du  President  (Journal  £s  Tribunaux).  Aus  dem 
neuen  japanischen  Handelsgesetzbuche  („Ost- Amen*').  Strang,  The  law 
a$  to  eukday  amusementft.  Supplement  zu  Nr.  2:  Leroy,  Le  droit  du 
mendianL  atraufa.  Die  leoige  Mutter  nach  österreichischem  Rechte. 
Nr.  4  (Ajpril  1899):  Rechtsschutz  deutscher  Grundeigentümer  in  China 
(D.  Ostasiatische  Llojd).  Weifs,  Vadmiasion  ä  domicüe  dea  ^irangtra 
en  France  et  la  loi  du  26»  juin  1899  aur  la  nationaliti  (Clunet).  Supple- 
ment zu  Nr.  4:  Schnitaler,  Die  rechtliche  Anerkennung  ausländischer 
Urteile  in  den  Vereinigten  Staaten  (D.  Jur.Ztg.). 

ZeüsehHft  für  franzöaiscJiea  Civilrecht,  Bd.  XXX,  Heftl:  Dronhe, 
Aussehlnfsfristen  und  Verjährungsfristen  in  ihrer  Wechselwirkung  während 
der  Übergangszeit.  Goldenring,  Der  Geist  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs für  das  Deutsche  Reich. 

Säehsisches  ArcMv  für  bürgerliches  Recht  und  rrwefs.  9.  Bd., 
3.  und  4.  Heft:  Tränkner,  Einzelne  Schuldverhältnisse.  Staffel,  £r- 
örtemngen  über  die  Grundbuchberichtigung  im  künftigen  Recht 

ZeUBchrift  des  Bemischen  Juristenvereins  und  ManatsbUUt  für 
Bemische  Mechisprechung,  Bd.  XXXV,  Heft  8:  Rüegg ,  Zum  Begriff 
der  kriminalistischen  Schuld. 

Mevue  de  droit  intematUnuU  et  de  ISgislatian  compariCf  Deuxikme 
Sirie,  Tome  I  (1899),  Nr,  1 :  Eyachen,  La  poaition  du  iMxemburg  aelofi 
le  droit  dea  gena.  Rolin,  Le  atatvi  peraonnel  en  matih'e  de  droit  pSnaL 
Speyer,  Le  Criminal  evidence  act  de  18B8. 

Journal  du  droit  intematUnuU  privS  et  de  la  Jurisprudence 
comparief  26.  Annie,  No.  III— IV:  ßontiria,  JJe  l* (Evolution  de 
Vidie  de  hlocua  pacifique.  Keidel,  Le  droit  international  privi  dana 
le  nouoeau  Code  civil  aüemand  (fin.),  Bonnet,  Du  droit  dea  itrangera 
en  Turquie  en  matihre  dea  marquea  de  fabrique  et  de  commerce,  Gian- 
nini,  La  BSpublique  de  San  Marino,  Lehr,  Qaelquea  mota  aur  le  droit 
fiaeal  international  et  lea  immunü^a  dea  aouveraina,  Craiea,  Notea  aur 
Texh'tuUtion    en    Angleterre   pendant   lea    anndea   1896,    1897  et    1898. 
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Diena,    Quelques  mots  encore  eur  lee  jeux  de  bauree  en  droit  inter- 
national, 

Bevue  intemaHondie  du  droit  tnarititne,  14.  Annie^  jNr.  XI—X: 
Bulletins  de  la  jurisprudence  Frangaise,  Allemande  (Koch)^  An- 
glaise  fOovare,  Btdtheel  et  Morel- Spiersjy  Beige  f Maeterlinck J ^  de* 
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Die  Strafgesetzgebung  der  Gegenwart 

in  rechts  vergleichender  Darstellung. 

Herausgegeben  von  der 

Internationalen  Kriminalistischen  Vereinigung. 


Soeben  Ist  erschienen: 

II.  Band: 

Das  Strafrecht  der  aussereuropäischen 

Staaten. 

Unter  Mitwirkung  zahlreicher  Rechtsgnlehrter  herausgegeben  von 

Dr.  F.  von  Llszt,    «nd      Dr.  G.  Crusen, 

Och.  JusÜKrat,  Professor.  Oerichtsassessor  i.  Preuss.  Justizministerium. 


Umfasste  der  I.  Band  „Das  Strafrecht  der  enropäischen  Staaten*',  so 

enthält  der  II.  Band  die  Hystematische  Einführung  in  das  Strafreeht  der  ausser- 
earopftlschen  Kultarstaaten  in  einer  bisher  auch  nicht  annähenid  erreichten 
Vollständigkeit  nebst  einem  Nachtrag  über  die  Veränderungen  der  europäischen 
Strafgesetzgebung  seit  1898,  wodurch  auch  der  I.  Band  wieder  auf  die 
volle  Höhe  der  Gegenwart  g'ebracht   ist. 

In  den  beiden  Bänden,  die  deshalb  ein  vollkommen  in  sich  abgeschlossenes 
Ganzes  bilden,  ist  nunmehr  das  Strafrecht  des  ^ranzen  Erdballs  zur  Darsteünn-; 
gebracht.  Die  Bedeutung  dos  Werkes  greift  weit  über  das  strafrechtliche  Gebivt 
hinaus,  indem  es  für  Wissenschaft,  Rechtspflege  und  Gesetzgebunir 
des  In-  nud  Auslandes  gleich  wichtig  ist,  für  Juristen,  Justiz-  und  Ver- 
waltungsbehörden, Bibliotheken,  Akademien,  Voreine  und  Kon- 
sulate als  unentbehrlich  bezeichnet  werden  konnte. 

Der  I.  Band  ist  auch  in  französischer  Sprache  unter  dem  Titel  y,La  Legis- 
lation pönale  compar^e^'  erschienen. 

Preis:  I.  Band  für  Sobskribenten  auf  das  ganze  Werk  M.  80,—  ; 
einzeln  M.  35, — .  Der  IL  Band  der  deutschen  Ausgabe  kostet  för  Sub- 
skribenten auf  das  ganze  Werk  M.  22, — ,  einzeln  M.  26, — .  Eleg.  geb.  Expl. 
k  M.  3, —  mehr.  Die  Bestellung  zum  Subskriptionspreise  verpflichtet  zur 
Abnahme  des  ganzen  Werkes. 

Ausführliche  Prospekte  mit  Verzeichnis  der  Subskribenten 
gratis  und  franko. 


Kn  bAsdAlien  duroh  alle  Bn«h'hftnHlnTior'«Ti.   nn^xriA  fliralrt  vnm  Vörlft^r« 


JVO^'  ■°^'^^- 


•^^^NOV  6  1899 


999    1- 


ZeitschriftfBRARY 


für 


mit  besonderer  Berücksichtigung  der 

Rechtshülfe. 


Begründet 
von 

Ferdinand  Böhm, 

Rat  am  k.  Obersten  Landeageriohte  in  München, 
AasociA  des  InatUiU  dt  droit  üUtrnatUmiüt 

herausgegeben   von   demselben   in  Verbindung  mit 

Dr.  Theodor  Niemeyer, 

ordentl.  Professor  der  Rechte  an  der  UniversitAt  Kiel. 


IX.  Band.     (Jahrgang  1899.)     5.  Heft. 


a     —..     ■■  i 


Lelpzigr» 

Verlag  von  Duncker  &  Humblot. 

1899. 


Jfthrlich  ein  Band  von  6  Heften.     Preis  des  Bandes  12  M. 


Inhalt  des  fünften  Heffces. 


S«ite 


Das  japanische  Staatsangehörigkeitsgesetz.   Übersetzt  von  Geh.  Legationsrat 

Dr.  Cdhn  in  Berlin 353 

Das  Deutsche    Reichsgericht   und  die   österreichische  Exekutionsordnung. 

Von  Oberlandesgerichtsrat  Max  Klein  in  München 358 

Die  Tragweite  der  Meistbegünstigungsklausel.    Von  Rechtsanwalt  Dr.  FM 

in  Mainz '.361 

Die  räumliche  Herrschaft  der  Überleitungsvorschriften  für  den  Güterstand 
bestehender  Ehen  in  dem  Entwurf  des  Preufsischen  Ausführungsgesetzes 
zum    Bürgerlichen   Gesetzbuche.    Von   Landgerichtsrat  Erich  Aron   in 

Strafsburg  i.  EUafs 370 

Rechtsprechung. 

Deutschland 380 

Österreich , 401 

Belgien 4a5 

England 405 

Frankreich 406 

Italien 413 

Niederlande 414 

Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten  Justbvsrwaltnngsstellen  etc.  414 

Internationale  Verträge 422 

LItteraturberlohte 426 


Verlag*  von  Duncker  &  Humblot  In  Leipzig:. 


Soeben  erscheint: 

Bömisches  Strafrecht 

Von 

Theodor  Mommsen. 

(Bindings  Handbuch  der  deutschen  Rechtswissenschaft.    L  4.) 
XXIV  u.  1078  Seiten.    1899.   Preis  24  M.;  gebunden  27  M. 


Das  Japanische  Staatsangehörigkeitsgesetz. 

übersetzt  von  Geh.  Legationsrat  Dr.  CaIu  in  Berlin. 

Mit  der  Vorlage  des  Bttigerlicben  Oesetzbaehs,  das  zuerst  nach 
franstfeischem  Muster  entworfen,  aber  spttter  durchweg  nach  dem 
neuen  deutschen  Bürgerlichen  Gesetzbuch  umgemodelt  worden  ist,  wurde 
auch  ein  Entwurf  über  die  Erwerbung  und  den  Verlust  der  Staats- 
angehörigkeit den  japanischen  Kammern  eingereicht  Letzterer  Entwurf 
ist  mit  einigen  unwesentlichen  Abänderungen  am  15«  Mttrz  dieses 
Jahres  Gesetz  geworden. 

In  der  Annahme,  dafs  die  Kenntnis  dieses  Gesetzes  vielen  wiU- 
kommen  sein  dürfte,  lasse  ich  die  Übersetzung  hier  folgen: 

Staatsangrehörlgrkeitsgresetz 

▼om  15.  MKrz  1899  Nr.  66, 
▼oöCTentlicht  im  japanischen  Reichsanzeiger  vom  16.  März  1899  Nr.  4709. 

1. 

Japaner  ist  das  Kind  eines  japanischen  Vaters,  auch  wenn  seine 
Geburt  nach  dem  Tode  des  Vaters  erfolgt 

2. 

Wenn  vor  der  Geburt  des  Kindes  der  Vater  die  japanische  Staats- 
angehörigkeit durch  Ehescheidung^)  oder  Auflösung  der  Adoption') 
verloren  hat,  so  finden  die  Bestimmungen  des  vorausgehenden  Artikels 
bis  zum  Beginne  der  Schwangerschaft^)  Anwendung. 

Die  Bestimmungen  des  vorhergehenden  Absatzes  finden  aber  nicht 
Anwendung,    wenn   beide  Eltern   das  Stammhaus^)   verlassen,    es  sei 

1)  S.  Art  5  Nr.  2  und  Art.  19. 

2)  &  Art  5  Nr.  4  und  Art  19. 

8)  Schwangerschaft  Diese  Bestimmung  ist  dem  französischen  Ge- 
Betze  enüiommen :  „II  wffii  pour  qu*un  en/ant  nai$se  Frangai»  gue  la  o«r^ 
»cnne  dont  ü  doü  emvre  ta  eondition^  att  iU  FrangaUe^  9oii  au  mam&tU  de  sa 
eoneepiion^  toü  au  momeni  eis  sa  naissancey  toü  mime  dana  VinUrvaüe  de 
ces  deux  ^oquee.^    (Folleville,  Traiti  etc,  dela  naturalüaHon  p.  262.J 

4)  Haus.  Es  wird  hier  nur  der  Fall  in  Betracht  kommen,  dafs  der 
Vater  dureh  Auflösung  der  Adoption  die  japanische  Staatsangehörigkeit 

Z^tschrift  f.  Intern.  PriTai-  u.  Strafrecht  «to.,  Band  IX.  28 
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denn,    dafs  die  Matter  vor  der  Gebart   des  Kindes  in  das  Stammhaos 
zorttckkehrt^). 

3. 

Ist  der  Vater  anbekannt  oder  ist  er  heimatlos^),  so  ist  das  Kind 
Japaner,  wenn  die  Matter  Japanerin  ist 

4. 

Sind   beide  Eltern  eines   in  Japan  geborenen   Klindes  unbekannt 
oder  heimatlos,  so  ist  das  Kind  Japaner. 

5. 

Die  japanische  Staatsangehörigkeit  wird  unter  folgenden  Bedingungen 
erworben : 

1.  durch  Verehelichung  mit  einem  Japaner; 

2.  durch  Verehelichung  mit    einer  Japanerin,   wenn  der  Ehemann 
in  ihr  Haus'')  eintritt; 

3.  durch  Anerkennung^)   seitens   des  japanischen  Vaters  oder  der 
japanischen  Mutter; 

4.  durch  Adoption  seitens  eines  Japaners; 

5.  durch  Naturalisation. 

6. 

Durch   Anerkennung    wird    die   japanische  Staatsangehörigkeit  in 
folgenden  Fällen  erworben: 

1.  wenn  das  Kind  nach  seinem  Heimatgesetze  minderjährig  ist; 

2.  wenn  es  nicht  die  Frau  eines  Ausländers  ist; 

3.  wenn  derjenige  Eltemteil,   der  zuerst  das  Kind  anerkennt,   die 
japanische  Staatsangehörigkeit  besitzt; 

4.  wenn   der  Vater  Japaner  ist  im  Falle,    dafs   beide  Eitern   das 
Kind  anerkennen. 

7. 

Ausländer   können  mit  Erlaubnis   des   Ministers    des    Innern   nur 
unter  folgenden  Bedingungen  naturalisiert  werden: 

1.    wenn  sie   fünf  Jahre   ununterbrochen  in  Japan  wohnhaft  sind; 


loren  hat  und  die  Ehefrau  dem  Manne,  der  eine  andere  Staatsangehörigkeit 
erworben  hat  (Art  19X  folgt,  indem  sie  mit  ihm  das  Stammhans  Terläfst;  in 
diesem  Falle  erwirbt  das  Kind  natürlich  nicht  die  japanische  Staats- 
angehörigkeit. 

5)  Zurückkehrt  Kehrt  die  Mutter  in  das  Stammhaus,  dessen  Ober- 
haupt sie  ist,  wieder  zurück,  dann  kommt  wieder  der  Abs.  1  des  Art  2  in 
Anwendung.  Diese  Bestimmungen  hindern  jedoch  nicht,  da(s  Ton  dem 
HeimatstaatiB  des  Vaters  das  Kind  als  Angehöriger  betrachtet  weiden  wird. 

6)  Heimatlos.  Die  in  Japan  geborenen  Kinder  yon  Ausländen!,  die 
nach  den  Gesetzen  ihres  Heimatstaates  ihrer  Staatsangehörigkeit  verlustig 
geganeen  und  heimatlos  sind,  werden  also  als  Japaner  eraditet. 

7)  Stammhaus.  Diese  Bestimmung  ist  dem  japanischen  Gewohnheits- 
rechte entnommen. 

8)  Anerkennung.  Französisches  S3rstem;  nach  deutschem  Rechte 
bedarf  es  der  Legitimation. 
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2.    wenn  sie  mindestens  zwanzig  Jahre  alt  und  nach  ihrem  Heimat- 

gesetze  dispositionsfthig  sind; 
B.    wenn  sie  ein  gutes  Leamondzengnis  besitzen; 
4.    wenn  sie  Vermögen  haben  oder  sich  durch  ihre  Arbeit  genügend 

ernähren  können; 
5«    wenn  sie  keine  andere  Staatsangehörigkeit  besitzen  oder  ihre 

bisherige  durch  den  Erwerb  der  japanischen  verlieren.  — -* 

8. 

Die  Frau  eines  Ausländers  kann  nur  gemeinschaftlich  mit  ihrem 
Ehemanne  naturalisiert  werden. 

9. 

Ein  in  Japan  wohnhafter  Ausländer  kann  naturalisiert  werden, 
auch  wenn  er  die  in  Nr.  1  des  Art  7  aufgeführte  Bedingung  nicht 
erfüllt: 

1.  wenn  einer  seiner  Eltern  Japaner  gewesen  ist; 

2.  wenn  seine  Frau  Japanerin  gewesen  ist; 
8.    wenn  er  in  Japan  geboren  ist; 

4.    wenn   er   sich   in  Japan   während   zehn  Jahre   ununterbrochen 
aufgehalten*)  hat. 
Die  in  Nr.  1 — 3   aufgeführten  Personen  können   nur   nach   drei- 
jährigem ununterbrochenem  Aufenthalt  in  Japan   naturalisiert  werden; 
letzteres  ist  nicht  notwendig,   wenn   einer  der  Eltern  der  unter  3  an- 
geführten Person  auch  in  Japan  geboren  ist 

10. 

Wenn  einer  der  Eltern  des  Ausländers  Japaner  und  der  Aus- 
länder in  Japan  wohnhaft  ist,  so  kann  er  auch  ohne  Erfüllung  der 
unter  Nr.  1,  2  und  4  des  Art.  7  aufgeführten  Bedingungen  naturalisiert 
werden. 

11. 

Der  Minister  des  Innern  kann  mit  Kaiserlicher  Genehmigung  einem 
Ausländer  die  Naturalisation  verleihen,  auch  ohne  Erfüllung  der  im 
Art  7  aufgestellten  Bedingungen,  wenn  dieser  Ausländer  dem  japanischen 
Staate  wichtige  Dienste  geleistet  hat^^). 

12. 

Vor  jeder  Naturalisation  mufs  eine  öffentliche  Bekanntmachung  im 
japanischen  Reicbsanzeiger  erfolgen;  erst  nach  der  Veröffentlichung  er- 
lügt sie  Dritten  gegenüber  Rechtswirksamkeit 

13. 

Die  Naturalisation  erstreckt  sich  auch  auf  die  Ehefrau  des  Natura- 
lisierten,  sobald  deren  Heimatsgesetz  nicht  dagegen  ist 


9)  Aufgehalten,  ohne  sich  ansässig  gemacht  zu  haben. 
10)  FMmaönsches  Gesetz. 
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14. 

In  letzterem  Falle  kann  die  Ehefrau  die  Natoraliiation  nacbtiiglicb 
erwerben,   ohne  dafii  sie  die  Bedingungen  des  Art  7  m  erfhUen  hat. 

15. 
Die  Natnralisation  entreckt  sieh  auch  auf  das  minderjährige  Kind 
des  Natoralisierten ,    wenn    das   Heimatsgesetz   des   Kindes   nicht   da- 
gegen ist 

16. 

Diejenigen,  welche  die  japanische  Staatsangehörigkeit  erlangt  haben 

durch    Naturalisation,    Abstammung   von  einem    naturalisierten   Vater^ 

Adoption  oder   Verehelichnng  mit    einer  Japanerin   unter  Eintritt   in 

deren  Haus,  sind  von  der  Bekleidung  folgender  Ämter  ausgeschlossen: 

1.  eines  Staatsministers; 

2.  eines  Prilsidenten ,  Viceprüsidenten  oder  Mitgliedes  des  Staats- 
rats; 

8.    eines  höheren  Beamten  des  Kaiserlichen  Hauses; 

4.  eines  aufserordentlichen  Gesandten  und  bevollmSchtigten  Ministers ; 

5.  eines  Generals  oder  Admirals; 

6.  eines  Präsidenten  des  obersten   Gerichtshofes,    des   Rechnungs» 
hofes  oder  des  Verwaltungsgerichtshofes ; 

7.  eines    Mitgliedes    des    Herrenhauses    oder    des    Abgeordneten- 
hauses. — 

17. 

Der  Minister  des  Innern  kann  mit  Genehmigung  des  E^aisers  Aus- 
nahmen hinsichtlich  des  yorausgehenden  Artikels  gestatten  für  diejenigen, 
die  auf  Grund  des  Art  11  naturalisiert  worden  sind  und  seit  fünf 
Jahren  in  Japan  wohnen,  sowie  für  jede  andere  seit  zehn  Jahren  in 
Japan  ansässige  Person. 

18. 

Eine  Japanerin,  die  einen  Ausländer  heiratet,  yerliert  die  japanische 
Staatsangehörigkeit 

19. 

Eine  Person,  die  durch  Yerehelichung  oder  Adoption  die  ji^paniaehe 
Staatsangehörigkeit  erworben  hat,  verliert  sie  durch  Ehescheidung  oder 
Auflösung  der  Adoption,  aber  nur  in  dem  Falle,  wenn  sie  eine  fremde 
Staatsangehörigkeit  erlangt  hat 

20. 

Ein  Japaner,  der  aus  freien  Stücken  eine  ausländische  Staats- 
angehörigkeit erwirbt,  verliert  die  japanische. 

21. 

Der  Verlust  der  japanischen  Staatsangehörigkeit  erstreckt  sich  in 
dem  Falle  des  Art  20  auch  auf  die  Ehefrau  und  das  Band,  wenn 
beide  gleichfisills  die  ausländische  Staatsangehörigkeit  erwerben* 
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22. 
Die  Beetlmmangen  des  vorausgehenden  Artikels  finden  keine  An- 
wendung auf  die  Frau  und  das  Kind  einer  Person,  die  durch  £he- 
sehddung  oder  Auflösung  der  Adoption  die  japanische  Staatsangehörigkeit 
yerloren  hat,  es  sei  denn,  daCs,  im  Falle  der  Auflösung  der  Adoption, 
die  Frau  nicht  die  Ehescheidung  erwirkt,  oder  dafs  dais  Kind  das  an- 
gestammte Haus  verläi^t  und  dem  Vater  folgt 

28. 

Ein  japanisches  Kind,  das  durch  Anerkennung  eine  ausländische 
Staatsangehörigkeit  erwirht,  verliert  die  japanische,  ausgenommen  wenn 
das  Kind  entweder  die  Ehefrau  eines  Japaners  ist,  oder  der  Ehemann 
einer  Japanerin,  oder  das  von  einem  Japaner  adoptierte  Kind. 

24. 

Ungeachtet  der  Bestimmungen  der  fünf  vorausgehenden  Artikel 
kann  vom  17.  Lebensjahre  an  und  weiter  ein  Japaner  aus  seiner 
Staatsangehörigkeit  nicht  entlassen  werden,  so  lange  er  nicht  seiner 
MilitKrplUcht  im  Heere  oder  in  der  Marine  genügt  hat,  es  sei  denn, 
dafs  er  vom  Militilrdienst  befreit  ist^^). 

25. 
Eine   Person,    die   durch   Verehelichung   ihre  japanische   Staats- 
angehörigkeit verloren  hat,  kann  dieselbe  mit  Genehmigung  des  Ministers 
des  Innern   nach  Auflösung   der  Ehe  wieder  erlangen,   wenn  sie  in 
Japan  wohnhaft  ist 

26. 

Eine  Person,  die  in  Oemäfsheit  der  Art  20  und  21  ihre  japanische 
Staatsangehörigkeit  verloren  hat,  kann  sie  mit  Genehmigung  des  Ministers 
des  Innern  wieder  erlangen,  wenn  sie  in  Japan  wohnhaft  ist 

Diese  Bestimmung  findet  jedoch  keine  Anwendung  auf  die  im 
Eingiit^g  des  Art  16  aufgeführten  Personen. 

27. 
Die  Bestimmungen  der  Art    13 — 15   finden  auch   entsprechende 
Anwendung  auf  die  in  den  beiden  vorhergehenden  Artikeln  angeführten 
Fülle. 

28. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  April  1899  in  Kraft. 

ggz.  Marquis  F.  Saigo,  gez.  Marquis  Ä,  Tamagatüy 

Minister  des  Innern,  MimsterpiiLsident 


11)  DeutKhes,  und  auch  neuerdings  französisches  System. 
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Das  deutsche  Reichsgericht  und  die  österreichische 

Exei(utionsordnung. 

Von  Oberlandesgerichtsrat  Hax  Klein  in  München. 

Am  1.  Janaar  1898  ist  die  Osterreichische  Ezekationsordnong 
(Ges.  vom  27.  Mai  1896)  in  Wirksamkeit  getreten  and  schon  drei 
Tage  später  ergab  sich  für  das  im  zweiten  Kechtszage  mit  Elrlassong 
eines  VoUstreckongsarteiles  befafste  Kammeigericht  in  Berlin  die  Anf- 
gäbe,  in  Erwägung  zu  ziehen,  ob  im  Hinblick  auf  das  erwähnte  Oster- 
reichische  Gesetz  die  Gegenseitigkeit  im  Sinne  des  §  661  Abs.  2  Nr.  5 
CPr.O.  in  Deatschland  als  verbürgt  anzusehen  sei. 

Das  genannte  Bernfangsgericht  hat  die  bezeichnete  Frage  bejaht, 
das  Reichsgericht  hat  hingegen  dieselbe  in  dem  Urteile  des  I.  Civü- 
senates  vom  15.  Jani  1898  (Entsch.  des  R.6er.  Bd.  41  S.  424) 
wenigstens  nach  einer  bestimmten  Richtung  hin  verneinend  ent- 
schieden. Letzteres  geschah  aus  dem  Grunde,  weil  in  dem  damals  zor 
Beurteilung  vorgelegenen  Falle  dem  in  den  Jahren  1888  and  1884, 
sowie  auch  in  der  jüngsten  Zeit  in  Berlin  wohnhaften  und  durch  Ur- 
teile des  Handelsgerichts  zu  Prag,  um  deren  Vollstreckung  es  sich 
handelte,  rechtskräftig  für  schuldig  erkannten  Beklagten  die  betre£Penden 
Klagen  zwar  im  Wege  der  Rechtsbülfe,  aber  nicht,  wie  die  hier  in 
Betracht  kommende  Exek.O.  in  §  80  Ziff.  2  dies  vorschreibe,  zu 
eigenen  Händen,  sondern  mittels  Ersatzzustellung  zu- 
gegangen seien. 

Es  sei  gestattet,  das  reichsgerichtlicbe  Urteil  einer  kurzen  Be- 
sprechung zu  unterziehen. 

I. 

Der  I.  reichsgerichtliche  Civilsenat,  welcher,  wie  es  im  Eingange 
der  Gründe  zu  seiner  Entscheidung  heifst,  in  der  Beurteilung  des  unter 
Ziff.  5  des  §  661  CPr.O.  aufgestellten  Erfordernisses  der  verbürgten 
Gegenseitigkeit  dem  Berufungsrichter  nicht  beizutreten  vermochte,  hat 
die  rechtliche  Beschaffenheit  dieses  Erfordernisses  nicht  näher  entwickelt 
Auch  ist  derselbe  in  eine  Untersuchung  darüber  nicht  eingetreten,  ob 
die  Gegenseitigkeit  für  das  fremde  Recht  als  Ganzes  oder  nur  be- 
züglich des   einzelnen  gleichartigen  Falles   zu  prüfen  seL 

Diese  vom  JH.  Civilsenate  des  Reichsgerichts  im  Urteile  vom 
19.  Mai  1882  (Entsch.  des  RGer.  Bd.  7  S.  406  flg.,  insbes.  S.  410) 
unbeantwortet  gelassene  Frage  hat  indes  der  I.  Civilsenat  in  seinem 
oben  angeführten  Erkenntnisse  vom  15*  Juni  1898,  wenn  auch  nicht 
ausdrücklich,  so  doch  stillschweigend  im  Sinne  der  zweiten  Alternative 
zur  Entscheidung  gebracht  Denn  er  bemerkt,  dafs  §  80  der  österr. 
Exek.O.  neben  der  Zuständigkeit  des  auswärtigen  Gerichtes  und  der 
Rechtskraft  des  Urteiles  unter  Ziff.  2  noch  erfordere, 
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„itSk  die  Ladnng,  durch  die  das  Verfiihren  vor  dem  answftrtigen 
G^eriehte  eingeleitet  werden,  der  Penonf  g^gen  die  in  Österreicii  ans 
dem  answilrtigen  Urteile  die  Exekntion  geführt  werden  soll,  ent- 
weder in  dem  aaswHrtigen  Gebiete  oder  mittels  Oewtthmng  der 
Bechtahttlfe  in  einem  anderen  Staatsgebiete  oder  im  Inlande  zu 
eigenen  Händen  zugestellt  worden  ist** 

und  dafs  demnach  Ladnng  durch  Ersatzznstellung  —  im  Unterschiede 

za  §  661  Abs.  2  Ziff.  4  der  deutschen  C.Pr.0.  —  nicht  zugelassen  sei. 

Im  unmittelbaren  Anschlüsse  hieran  äufsert  er  sich  sodann  in  folgender 

Weise: 

„Danach  kann  seit  dem  1.  Januar  1898  das  Urteil  eines  dent- 
sehen  Gerichtes  in  Osterreich  nur  dann  yollstreckt  werden,  wenn 
dem  Exequenden  die  Ladung  in  Person  zugestellt  ist.  Die  not- 
wendige Folge  ist,  dafs  seit  dem  1.  Januar  1898  auch  ein  in  Oster- 
reich gegen  einen  Deutschen  ergangenes  Urteil  im  Deutschen  Reiche 
nur  ToUstreckt,  das  Vollstreckungsurteil  für  ein  solches  Urteil  nur 
dann  erlassen  werden  darf,  wenn  die  Ladung  dem  verklagten  Deut- 
schen in  Person  zugestellt  ist.** 

Der  Satz,  dafs  sich  aus  §  80  Ziffl  2  der  Osterr.  Ezek.O.  und  aus 
der  auf  Grund  desselben  bezüglich  der  Österreichischen  Gerichte  abzu- 
leitenden Yollstreckungszulttssigkeit  auch  für  die  Vollziehung  Oster* 
reichischer  Urteile  in  Deutschland  eine  „notwendige  Folge**  ergebe,  ist 
blofs  dann  richtig,  wenn  das  fremde  Recht  einer  Prüfung  hinsichtlich 
der  verbürgten  Gegenseitigkeit  nur  für  den  einzelnen  gleichartigen  Fall 
zu  unterstellen  ist  Dafs  dies  aus  logischen  Rücksichten  oder  durch 
unzweideutige  gesetzliche  Vorschriften  geboten  sei,  läfst  sich  keineswegs 
behaupten.  Im  Gegenteile  sprechen  erhebliche  Gründe  —  man  vergl. 
diese  Zeitschrift  Bd.  IX  S.  214—218  —  für  die  Annahme,  dafs  das 
auswärtige  Recht  als  ein  Ganzes  in  Vergleicbung  zu  ziehen  ist^). 

Bei  einem  derartigen  Mafsstabe  der  Beurteilung  aber  kommen  die 
sämtlichen  Vollstreckungsvoraussetzungen,  welche  die  deutsche  CPr.O. 
in  §  661  Abs.  2  einerseits  und  die  tfsterr.  Exek.O.  in  ihren  §§  79'-81 
andererseits  aufgestellt  haben,  in  Betracht  und  ist  die  Erwägung  ver^ 
anlafst,  ob  die  im  Urteile  des  I.  Civilsenates  unter  ausschliefslicher 
Berücksichtigung  des  §  80  Ziff.  2  der  (taterr.  Exek.O.  hervorgehobene 
Verschiedenheit  zwischen  dem  deutschen  und  Osterreichischen  Rechte  so 
bedeutend  erscheint,   dafs  schon   aus   diesem  Grunde   eine  wesentliche 


1)  Alle  jene  Schriftsteller,  welche  sich  darüber  aussprechen,  ob  zwischen 
Deutschland  und  einem  auswärtigen  Staate  in  Bezug  auf  UrteilsvoUstreckung 
die  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist,  müssen  das  fremde  Recht  als  ein  Ganzes  in 
Würdlgunff  zienen.  Wird  eine  derartige  Untersuchung  stets  nur  für  den  ein- 
zehien  Fau  angestellt,  so  ist  das  Vergleichungsgebiet  ein  so  beschränktes, 
dais  die  Gegenseitiffkeitsfrage  im  Verhältnisse  zu  dem  nämüchen  ausländischen 
Staate  das  eine  Mu  zu  bejahen,  ein  anderes  Mal  vielleicht  zu  verneinen  ist. 
Von  einer  gleichmäfsigen  Beantwortung  der  für  jeden  gegebenen  Fall  auf 
das  Neue  zu  prüfenden  Frage  kann  dann  allerdings  keine  Rede  mehr  sein. 
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Üfafiretnstimmiizig  der  beideraeitigen  Oeiet^gebaDgen  in  fiesng  auf  die 
VollBtrecknngsvoniiaBetBiingen  nicht  Air  gegeben  erachtet  werden  kenn. 
Wenn  die  in  dieser  Zeitechrift  Bd.  YII  8.  97  und  218  nicdeigelegten 
Anefllhningen ')  aie  zatreffend  ansnierkennen  sind,  wird  man  die  er- 
wähnte nnr  formelle  und  Uberdiee  geringfügige  Verschiedenheit  nicht 
für  geeignet  erachten  dttrfon,  jene  wesentliche  Übereinstimmong  nnd 
damit  auch  die  Annahme  der  verbüzgten  Gegenseitigkeit  irgeodwie  ans- 
ssoschlielsen. 

IL 

Ob  der  reichsgerichtliche  I.  Civilsenat  zn  einem  anderen  Ergebnisse 
gelangt  sein  würde,  wenn  die  durch  die  Urteile  des  Handelsgerichts 
Prag  in  den  Jahren  1888  nnd  1884  verbeschiedenen  Klagen  dem 
damak  gleichwie  jetzt  in  Berlin  wohnenden  Beklagten  in  Person  za- 
geetellt  worden  wttren,  läfst  sich  nicht  mit  Sicherheit  behaupten. 
So  viel  steht  aber  fest,  dafs  jener  Senat  nur  die  Frage  zur  Ent- 
scheidung gebracht  hat,  ob  nach  dem  1.  Januar  1898  ein  in  Österreich 
auf  eine  dem  beklagten  Deutschen  nicht  persönlich  zugestellte  EJage 
ergangtoes  Urteil  vom  Gesichtspunkte  der  verbürgten  Gegenseitigkeit 
aus  im  Deutschen  Reiche  zur  Vollstreckung  gelangen  könne.  Denn 
der  oben  zum  Abdruck  gebrachten  Stelle  des  reichsgerichtlicheu  Urteiles 
folgen  unmittelbar  nachstehende  Sätze: 

„Die  Urteile  der  österreichischen  Gerichte,  für  welche  der 
Klüger  das  Vollstreckungsurteil  verlangt,  sind  aber  auf  ELlagen  er- 
gangen, die  dem  Beklagten,  wie  festgestellt,  nicht  in  Pereon  zu- 
gestellt sind.  Für  diese  Urteile  kann  deshalb  nach  dem  Gmodsatae 
der  Gegenseitigkeit  die  Vollstreckung  in  Deutschland  nicht  gefordert 
werden." 

Die  mit  letzterem  Satze  der  praktischen  Bedeutung  des  reiebs- 
gerichtlichen  Urteiles  gegebene  Einschränkung  ist  gegenüber  der  viel 
zu  allgemein  gehaltenen,  zu  einer  irrtümlichen  Anpassung  leicht  ver- 
leitenden Überschrift^),  welche  dasselbe  in  der  amtlich  herausg^ebenen 
Sammlung  der  Entscheidungen  erhalten  bat,  mit  aller  Schärfe  zu  be- 
tonen. Wird  diese  eng  begrenzte  Tragweite  im  Auge  behalten,  dann 
ist  das  reichsgerichtliche  Urteil  fllr  die  intemationalrechtlichen  Beziehungen 
zwischen  Deutschland  und  Osterreich  ohne  Bedenken.  Bleibt  dieselbe 
jedoch  aufser  Betracht,  so  besteht  die  Gefahr,  dafs  die  deutBche  Recht- 
sprechung die  Gegenseitigkeitsfrage  in  allgemeinerem  Umfange  verneint 
und  dafs  alsdann  mit  Rücksicht  auf  die  erste  Gelegenheit,   bei  welcher 


2)  Was  hier  bei  Zugrundlage  von  §  661  Abs.  2  C.Pr.O.  orörter«  ist, 
gilt  auch  dann,  wenn  dieser  Paragraph  in  der  neueren  Fassang  des  R.Ge8. 
vom  17.  Mai  1898,  betr.  Änderungen  der  CivilproBefsordnung  (§§  728  mit 
828)  in  Berücksichtigung  gezogen  wird.  —  Man  vergl.  diese  Zeitschrift 
Bd.  IX  8.  218,  214,  218,  219,  2&  u.  flg. 

8)  Das  Urteil  des  I.  Civilsenats  trägt  die  Überschrift: 
^Ist  nach  der  österreichischen  Ezek.O.  vom  27.  Mai*  1896  die  Qeg&k- 
seiligkeit  im  Sinne  des  §  661  Ziff.  5  C.Pr.O.  verbürgt  ?<* 
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das  Bfitchogericht  mit  der  österreichischen  Elzekationsordnung  sich  amt- 
hch  SQ  befiuaen  hatte,  auch  dem  österreichischen  Jostiiminiater  aur 
Zorlleknahme  seiner  in  intemationalrechtlicher  Hinsicht  er&eoltchen 
Verordnnng  vom  10.  Dezember  1897  (vagL  diese  Zeitschrift  Bd.  VIII 
S.  80)  berechtigte  VeranUssong  geboten  wäre.  — 


Tragweite  der  HeistbegOnstigungsklausel. 

Von  Bechtsanwalt  Dr.  F«ld  in  Hains. 

In  den  völkerrechtlichen  Vertrügen  der  neueren  und  neaesten  Zeit 
ist  Yon  der  Aa&ahme  der  MeistbegUnstignngsklaiisel  ein  sehr  am* 
fassender  Gebrauch  gemacht  worden,  insbesondere  gilt  dies  von  den 
Zoll-,  Schtffiihrta-  und  Handelsvcrtrilgen ,  weiter  aber  auch  von  den 
Friedensvertrttgen,  doreh  welche  dem  zwischen  swei  Staaten  bestehenden 
Kriegszustände  unter  gleichseitiger  Regelung  der  zwischen  ihnen  be- 
stehenden wirtschaftlichen  und  rechtlichen  Beziehungen  ein  Ende  bereitet 
wird.  Schon  die  Redaktion  dieser  Klausel  ist  in  den  verschiedenen 
Fällen  eine  verschiedene ;  teilweise  wird  sie  ausdrücklich  auf  das  Gebiet 
der  wirtschaftlichen  Beziehungen,  also  auf  Zoll  und  Handel  beschränkt, 
teilweise  hat  sie  eine  allgemeine,  weit  hierüber  hinausgehende  Formu- 
lierung erhalten.  Dementsprechend  ist  auch  ihre  rechtliche  Tragweite 
nskd  Bedeutung  eine  sehr  verschiedene;  entweder  äufsertsie  ihre  Wirk- 
samkeit nur  auf  dem  Gebiete  des  Zoll-  und  Handelswesens  oder  darüber 
hinaus  auch  auf  dem  Gebiete  der  rechtlichen  und  insbesondere  der  inter- 
nationalrechtlicfaen  Beziehungen.  Aus  dem  Folgenden  wird  sich  er- 
geben, dafs  die  herrschende  AufBusung  die  Meistbegünstigungsklaq^el 
dazu  benutst,  um  Fragen  zu  beantworten,  welche  teils  dem  Prozefs- 
recht,  teils  dem  bürgerlichen  Recht,  teils  endlich  dem  modernen 
Reebtszweig  angehören,  welcher  sich  mit  dem  geistigen  und  gewerblichen 
Eigentum  im  weitesten  Sinne  be€s(kt 

£ine  Meistbegttnstigungsklausel  mit  engbegrenstem  Inhalt  findet 
sieh,  um  einige  typische  Beispiele  anzufllhren,  in  dem  Zoll-  und  Handels- 
vertrag zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  der  Schweiz,  abgeschlossen 
am  10.  Dezember  1891  (R.G.B1.  S.  195).  Art  1  desselben  bestimmt: 
,Die  beiden  vertragschliefsenden  Teile  geben  sich  die  Zusicherung  in 
Beziehung  auf  Eingangs-  und  Ausgangsabgaben  sich  wechselseitig  auf 
dem  Fufse  der  meistbegünstigten  Nation  zu  behandeln.  Jeder  der 
beiden  Teile  verpflichtet  sich  demgemäfs,  jede  Begünstigung,  jedes 
Yorrecfat  und  jede  Ermäfsigung,  welche  er  in  den  gedachten  Be- 
ziehungen einer  dritten  Macht  bereits  zugestanden  hat,  oder  in  der 
Folge  zugestehen  möchte,  gleichmäfsig  auch  dem  andern  vertrag- 
schliefsenden Teile  gegenüber  ohne  irgendwelche  Gegenleistung  in 
Knft  treten  zu  lassen." 
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Viel  weiter  geht  die  Meistbegünstigungsklaoflel  im  deatBch^nuaiflchen 
HandelsTertiag  yom  10.  Febmar  1894  (R.G.BL  S.  154).  In  Art  1 
heifstes:  „Die  Angehörigen  eines  der  beiden  yertragschiiersenden  Teile 
soUen  in  dem  Gebiete  des  andern  Teils  in  jeder  Hinsicht  dieselben 
Rechte,  Privilegien,  Begünstigungen  und  Befreiungen  haben,  wie  die 
Angehörigen  des  meistbegünstigten  Landes."  In  Art  2  findet  sich 
sodann  die  Meistbegttnstigungsklausel  nochmals  und  zwar  in  Ansehung 
der  Einräumung  des  Rechts  an  die  Angehörigen  eines  jeden  der  beiden 
Länder,  jede  Art  von  beweglichem  oder  unbeweglichem  Vermögen  zu 
besitzen  oder  zu  erwerben  und  darüber  durch  Verkauf,  Tausch,  Ehe- 
schliefsung,  letzten  Willen  oder  auf  andere  Weise  zu  verftigen,  sowie 
Vermögen  durch  Erbschaften  zu  erwerben. 

Fast  noch  weitergehend  ist  die  allgemeine  Fassung  der  Klausel  in 
der  Erklärung  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Frankreich  bezüg- 
lich der  Vertragsbeziehungen  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Tunis 
vom  18.  November  1896  (R.6.B1.  1897  S.  7);  es  heifst  daselbst: 
„Hiemach  werden  die  Rechte,  Privilegien  und  Vorteile  jeder  Art, 
welche  irgend  einer  dritten  Macht,  ausgenommen  Frankreich,  in  Tunis 
zugestanden  sind  oder  in  Zukunft  zugestanden  werden,  von  Rechts- 
wegen ohne  weiteres  auch  Deutschland  zukommen  und  keine  dritte 
Macht,  immer  Frankreich  ausgenommen,  wird  in  dem  Schutzgebiet  in 
irgend  einer  Beziehung  gtlnsUger  behandelt  werden  als  Deutschland. 
Es  besteht  Einverständnis  darüber,  dafs  hingegen  Deutschland  in  den 
vorbezeichneten  Beziehungen  Tunis  das  Meistbegünstigungreeht  zu- 
gestehen wird." 

Diese  Beispiele  verschiedener  Formulierung  der  Meistbegttnstigungs- 
klausel genügen,  um  den  bedeutsamen  Unterschied  erkennen  zu  lassen, 
der  zwischen  ihrer  Wirksamkeit  in  den  einzelnen  Ländern  besteht,  ein 
Unterschied,  auf  welchen  nunmehr  im  folgenden  mit  Rücksichtnahme 
auf  die  civilrechtliche  und  prozessuale  Bedeutung  einzugehen  ist 

Ist  die  Meistbegünstigungsklausel  ausdrücklich  nur  auf  die  Ein- 
räumung aller  Vorrechte  und  Befreiungen  in  Ansehung  der  Eingangs- 
und AusgangszöUe  und  der  Durchfuhr  beschränkt,  so  kann  ihre  Trag- 
weite nicht  zweifelhaft  sein;  sie  bezieht  sich  dann  lediglich  auf  dieses 
genau  abgegrenzte  wirtschaftliche  Gebiet,  allerdings  auf  dasselbe  in 
vollem  Umfange  und  ohne  jede  Einschränkung,  so  dafs  beispielsweise, 
falls  der  betreffende  Staat  den  Angehörigen  eines  andern  Staates  das 
Recht  der  Bezahlung  der  Eingangszölle  in  Papierwährung  einräumt 
oder  es  fllr  statthaft  erklärt,  dafs  denselben  Zollkredite  seitens  der  mit 
Erhebung  der  Eingangszölle  betrauten  Behörden  bewilligt  werden,  die 
Angehörigen  des  Staates,  dem  die  Meistbegünstigung  zusteht,  ohne 
weiteres  dieselben  Veigünstigungen  beanspruchen  können.  Auf  die 
Benutzung  der  ftlr  den  wirtschiitlichen  Verkehr  geschaffenen  Einrich- 
tungen, insbesondere  der  Häfen,  Lagerhäuser,  Landungsbrücken  u.  s.  w. 
haben  die  letzteren  schlechthin  ein  Recht  und  zwar,  ohne  dafs  ihnen 
hierbei  lästigere  Bedingungen  auferlegt  werden  könnten  wie  den  An- 
gehörigen irgend  eines  andern  Staates. 
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AoB  der  konsequenten  Dnrchftihrang  des  an  sich  höchst  klaren 
und  einfachen  Oedankens  ergeben  sich  die  Lösungen  praktischer  Fragen, 
die  zuweilen  den  völkerrechtlichen  Schriftstellern  nicht  minder  Schwierig- 
keiten verursacht  haben  wie  der  Diplomatie ;  die  Angehörigen  der  meist- 
begünstigten Nation  dtirfen  auf  dem  Zoll-  und  Handelsgebiete  weder 
wirtschaftlich  noch  rechtlich  schlechter  gestellt  sein,  als  die  Angehörigen 
irgend  einer  andern  Nation,  welche  auf  dem  Gebiete  des  betreffenden 
Staates  Handel  treiben;  unter  dem  Gesichtspunkte,  dafs  alle  Vorteile, 
die  einem  dritten  Staat  bewilligt  werden,  auch  ihnen  ohne  weiteres 
gebühren,  müssen  die  EinzelAragen,  soweit  sie  zu  Zweifeln  Anlafs  geben 
können,  ihre  Entscheidung  finden.  Fraglich  ist  es,  ob  die  Meist- 
begünstigungsklausel, welche  ohne  Specialisierung  den  Angehörigen 
einer  bestimmten  Nation  die  Rechte  der  meistbegünstigten  zusichert, 
sich  nur  auf  Handels-  und  ZollverhKltnisse  oder  auch  auf  andere  recht- 
liche und  wirtschaftliche  Beziehungen  erstreckt?  Solcher  Art  ist  die 
oben  angeführte  Klausel  in  dem  Übereinkommen  zwischen  dem  Deut- 
schen Reich  und  Frankreich  bezüglich  der  Tunesischen  VerhKltnisse;  der 
berühmte  Art.  11  des  FrankAirter  Friedensvertrages,  im  Laufe  der 
letzten  Jahrzehnte  in  Frankreich  und  Deutschland  so  oft  erörtert  und 
so  häufig  in  gerichtlichen  Erkenntnissen  angezogen  und  erlflutert,  ist 
dagegen  nur  teilweise  dahin  zu  rechnen.  Zwei  einander  ziemlich 
schroff  und  unvermittelt  gegenüberstehende  Ansichten  sind  hierbei 
vertreten  worden;  einerseits  wird  behauptet,  dafs  mit  dieser  all- 
gemeinen Klausel  nur  von  der  Meistbegünstigung  auf  dem  Zoll-  und 
Handelsgebiete  gesprochen  werden  solle,  dafs  man  aber  nicht  daran 
gedacht  habe,  derselben  auch  die  Wirksamkeit  beizulegen,  auch  die 
rechtliche  Stellung  der  Angehörigen  der  meistbegünstigten  Nation  in 
dem  betreffenden  Staate  regeln  zu  wollen;  von  der  andern  Seite  wird 
das  Gegenteil  behauptet  und  zwar  hauptsächlich  im  Hinblick  darauf, 
dafs  es  bei  dieser  Fassung  der  Klausel  an  der  ausdrücklichen  Be- 
schränkung auf  Zoll-  und  Handelsfragen  fehle;  ohne  eine  ausdrückliche 
Formulierung  dürfe  aber  nicht  angenommen  werden,  dafs  die  Be- 
schränkung von  den  vertragschliefsenden  Parteien  gewollt  sei.  Die 
Frage  ist  mit  besonderer  Lebhaftigkeit  in  Frankreich  erörtert  worden 
und  zwar  im  Anschlufs  daran,  ob  auf  Grund  des  Art.  11  des  Frank- 
furter Friedens  deutsche  Aktiengesellschaften  in  Frankreich  die  Prozefs- 
fllhigkeit  besitzen? 

Nach  dem  französischen  Gi^setz  vom  80.  Mai  1857  können  aus- 
ländische Aktiengesellschaften  vor  den  französischen  Gerichten  nur  dann 
auftreten  und  nur  dann  ihre  Rechte  geltend  machen,  wenn  sie  hierzu 
durch  ein  Dekret  der  französischen  Regierung  ermächtigt  worden  sind. 
Es  ist  unbestritten  in  der  französischen  Rechtsprechung,  dafs  Staats- 
vertrftge  zwischen  Frankreich  und  andern  Staaten  dieselbe  Wirksamkeit 
haben  wie  die  Ermächtigungsdekrete. 

Nunmehr  hat  Frankreich  mit  andern  Staaten  Verträge  abgeschlossen. 
In  welchen  den  in  diesen  domizilierten  Aktiengesellschaften  die  Befugnis 
zur  Wahrnehmung  ihrer  Rechte  vor  den  französischen  Gerichten  unter 
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daoBelben   Voraostetsiingen    und    in    demselben    Umfiinge    «ngeribunt 
worden  ist,   wie  den  frani(tai8chen  GtesellBchaften.     Dies  ist  belspide- 
weiee  geschehen  in  dem  Vertrag  mit  England  vom   30.  April  1862. 
Giebt  man  dem  Art  11  des  Frankfiirter  FriedensYertragB  die  Anslßgoog, 
daili  er  sich  lediglich  auf  die  Zoll-  und  Handelsverhältnisse  besieht,  so 
können  sich   die  deatschen  Aktiengesellschaften  nicht  darauf  bemfen, 
um  vor  den   französischen  Gerichten  klagend  und  ak  Beklagte  aufeu- 
treten,   während  im  Falle  der  entgegengesetzten  Au£Gusnng  ihr  Recht 
hierzu  nicht  bestritten   werden   kann.     Die  Stellung  der  französischen 
Appellhofe  war  in  den  siebziger  und  achtziger  Jahren  eine  geteilte,  die 
Mehrheit   derselben   schien   geneigt,    der   restriktiven  Aufibssung   dem 
Vorzug  zu   geben.     Der  Elassationshof  stellte  sich  dagcigen  in  seinem 
Urteil  vom  14.  März  1895  auf  den  Boden   der   weitergehenden  Auf- 
fassung,  für  die  sich  auch  einer  der  ersten  volkerrechtlichen  Schrift- 
steller Frankreichs,  Weiss  in  seinem  grofsen  Werke  ttber  internationales 
Pirivatrecht,    ausgesprochen   hat  und  seitdem   kann  die  Streitfrage  als 
beseitigt  gelten,    da  der  Widerstand  der  unteren  Gerichte  g^en  diese 
Rechtsauslegung  nur  vereinzelt  noch  sich  geltend  macht     Die  £rOrterang 
der  Frage  hat  in  der  bezüglichen  Litteratur  einen  breiten  Umfang  an- 
genommen, aus  welchem  das  praktische  Interesse,  das  derselben  eigen 
ist,   mit  Deutlichkeit  entnommen  werden   kann^).     Der  Kassationshof 
geht  in  seinem  angeführten  Erkenntnis  davon  aus,    dafs   laut  Art.  11 
die    den    beiden   Staaten    zugestandene  Berechtigung,    alle  der  m«st- 
b^gttnstigten  Nation  gewährleisteten  Vorteile  zu  geniefsen,   weder  hin- 
sichtlich der  Personen,  noch  hinsichtlich  der  Sachen,  welche  den  Oc^gen- 
stand  des  Staatsvertrags  bildeten,  eine  Einschränkung  erleide  und  somit 
jeder  Angehörige  des  Deutschen  Reichs  berechtigt  sei,  seine  Hechte  vor 
den  französischen  Gerichten  geltend  zu  machen,  sei  es  als  Kläger,  sei 
es  als  Beklagter.   Mafsgebend  für  diese  Entscheidung  war  auch  folgendes: 
Art  11   motiviert  die  Einräumung  der  Meistbegttnstigungsklausel 
damit,  dafs  die  Handelsvertrilge  mit  den  verschiedenen  Staaten  Deutsch- 
lands durch  den  Krieg  aufgehoben  worden  seien;   nunmehr  bestanden 
aber  vor  Ausbruch  des   Krieges  zwischen    verschiedenen  Staaten   des 
Deutschen   Bundes  und  Frankreich  Staatsverträge,   denen  zufolge  dea 
Aktiengesellschafren    der    betreffenden  Staaten    die  Befugnis   des  Auf- 
tretens vor  den  französischen  Gerichten  gewährt  worden  war.     Dieser 
Zustand  sollte  durch  Art  11    wieder  hergestellt  und  zugleich  auf  die 
Aktiengesellschaften  in  Deutschland  Überhaupt  ausgedehnt  werden,  wie 
dies    den    veränderten    staatsrechtlichen  Verhältnissen    in    DeutBchland 
entsprach.     Abs.  2  des  Art  11    besagt  weiter:    „Diese  Regel  um&fst 
die  Eingangs-  und  Ausgangsabgaben,  den  Durchgangsverkehr,  die  Zoll- 


1)  Weist,  Traiti  äUmentairs  de  droü  ifUenuUional  privi  (2  edj 
p,  167;  Journal  du  droü  intemational  privi  1893  p,  1205;  ZeitBcnrift  f. 
franzönsches  avikecht  Bd.  XXIV  S.  385,  Bd.  XXV  S.  221,  Bd.  XXVII 
S.  412;  Lefort^  Traiti  du  Contrat  fVassuranee  mr  la  vt>,  tome  III  (Paria 
1897)  7>.  li^  Anm.  1;  Holdheim,  Monatsschrift  ftir  Aktienrecht  Bd.  H' 
S.  109;  Leehe-Löwenfeld,  Rechtsverfolgnng  im  internationalen  Verkehr 
Bd.  I  S.  536,  537,  Bd.  H  &  1055. 
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fönnliehkeiten ,  die  ZabuMrang  and  Behandlung  der  Angehörigen  beider 
Nationen  and  der  Vertreter  derselben.'' 

Hieraas  ist  zu  ersehen,  dafs  die  Aosl^ang  des  Kassationshofe  yoll- 
kommen  mit  dem  Wortlaat  sowohl  wie  mit  dem  Sinne  der  Meist- 
begQnatigangBklaasel  im  Einklang  steht,  denn  die  Zulassung  der  An- 
gehörigen beiderStaaten  in  gleichem  Umfiinge  wie  die  der  meistbegünstigten 
Nation  kann  keine  andere  Bedentong  hal)en  ab  die,  dafs,  ^Is  den 
Angehörigen  irgend  einer  Nation  das  Klagerecht  Tor  den  französischen 
Gerichten  eingerttamt  ist,  dies  anch  den  Angehörigen  Deatschlands 
niBteht,  gleichviel  ob  es  sich  am  nattlrliche  oder  um  juristische  Per^ 
sonen  handelt  Was  die  Oleichstellang  der  letzteren  mit  den  ersteren 
in  Ansehung  der  Meistbegttnstigangsklaasel  betrifit,  so  ist  allerdings 
auch  insoweit  die  Praxis  geteilter  Ansicht;  für  die  Gleichstellung  spricht 
aber  der  Umstand ,  dafs  nach  einem  ziemlich  feststehenden  Sprach- 
gebrauch unter  dem  Ausdrucke  „Angehörige''  ebensowohl  wie  unter 
dem  entsprechenden  französischen  ^sujets^  juristische  und  natürliche 
Personen  verstanden  werden  und  in  Anbetracht  der  Bedeutung  der 
juristiscfaen  Personen  im  heutigen  Handels-  und  Wirtschaftsleben  ein 
Grund  zu  der  Beschriinkung  der  durch  die  Klausel  eingeräumten  Be- 
fugnisse auf  natürliche  Personen  ganz  gewifs  nicht  vorlag.  Ein- 
scbrftnkend  ist  zu  dem  Gesagten  zu  bemerken,  dafs  die  Mmst- 
begünstigung  des  Art.  11  sich  keineswegs,  wie  zumeist  angenommen 
wird,  auf  die  irgend  einer  Nation  von  einem  der  kontrahierenden 
Staaten  eingeräumten  Vergünstigungen  bezieht,  sondern  lediglich  auf 
solche,  welche  an  Belgien^  England,  Rufsland,  die  Schweiz,  Österreich- 
Ungarn  und  die  Niederlande  gewährt  werden.  In  Ansehung  aller 
übrigen  europäischen  und  aufberenropäischen  Staaten  haben  beide  Länder 
freie  Hand.  Daraus  folgt  beispielsweise,  dafs  fVankreich  auf  die  Ver- 
günstigungen, welche  Deutschland  in  dem  Vertrage  mit  Italien  diesem 
Lande  bewilligt  hat,  ebensowenig  Anspruch  machen  kann  wie  Deutsch- 
land auf  die  Tarife,  zu  welchen  Frankreich  die  Einfuhr  aus  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  gestattet.  Ob  der  Artikel  die  Bedeutung 
hat,  dafs  auch  die  einem  der  obengenannten  Länder  gewährten  direkten 
ZoUermäfsigungen  dem  meistbegünstigten  Staate  zu  gute  kommen,  ist 
zwar  als  zweifelhaft  bezeichnet  worden,  jedoch  der  richtigen  Auslegung 
nach  sicherlich  zu  bejahen;  denn  die  Absicht  der  kontrahierenden 
Staaten  ging  zweifellos  dahin,  dafs  die  Erzeugnisse  des  einen  in  dem 
andern  keinesfalls  schlechter  behandelt  werden  dürfen,  als  die  Erzeug- 
nisse eines  andern  dritten  Landes.  Für  die  intemationalrechtlichen 
Verhältnisse ,  welche  auf  Grund  der  Meistb^ünstigungsklausel  beurteilt 
werden  sollen,  ist  dies  ebenfalls  von  Bedeutung,  da  auch  die  rechtliche 
B^ünstigung  der  Angehörigen  eines  dritten  Staates  sowohl  eine  in- 
direkte als  auch  eine  direkte  sein  kann.  Indirekt  ist  z.  B.  die  darin 
zu  erblickende  Begünstigung,  dafs  den  Angehörigen  eines  bestimmten 
Staates  ein  Schutz  gegen  die  Übersetzung  ihrer  Werke  auch  ohne  die 
Eintragung  des  Originals  in  die  Liste  einer  bestimmten  Landesstelle 
zosteht,  während  im  übrigen  ausländische  Staatsangehörige  hierauf  nur 
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unter  der  Voraussetzung  der  erfolgten  Eintragung  innerhalb  beatimmter 
Frist  Anspruch  haben. 

Auf  Grund  der  Meistbegttnstigungsklausel  können  unter  Umständen 
die  Angehörigen  der  betrefifenden  Nation  Befreiung  von  der  Verpflichtung 
zur  Sicherheitsleistung  beanspruchen,  welche  nach  den  Prozefsgesetzen 
verschiedener  Staaten,  insbesondere  auch  nach  §  110  der  deutsdien 
G.Pr.0.  dem  klagenden  Ausländer  in  Civilprozefssachen  obliegt  Will 
der  Angehörige  der  meistbegtlnstigten  Nation,  dafs  diese  Befreiung  im 
konkreten  Falle  ihm  zu  gute  komme,  so  mufs  er  den  Nachweis  führen, 
dafs  bezüglich  seiner  die  Voraussetzungen  gegeben  sind,  unter  welchen 
in  Deutschland  Angehörige  irgend  eines  dritten  Staates  die  Sicherheit 
nicht  zu  hinterlegen  haben.  Nunmehr  bestimmt  aber  §  110  der  G.Pr.O., 
dafs  der  Ausländer  nur  dann  zur  Leistung  der  Sicherheit  nicht  ver* 
pflichtet  ist,  wenn  in  dem  Staate,  welchem  er  angehört,  die  Gegen- 
seitigkeit verbüigt  ist;  der  Nachweis  mufs  also  geliefert  werden,  dafs 
auch  der  Staat,  welchem  die  Meistbegünstigung  zusteht,  Deutsche  zur 
Hinterlegung  einer  Sicherheit  um  ihrer  Eigenschaft  als  Ausländer  willen 
nicht  heranzieht,  die  Meistbegünstigungsklausel  genügt  somit  an  sich 
hierfür  noch  nicht  Denigemäfs  kann  beispielsweise  auf  Grund  des 
Art  11  des  Frankfurter  Friedensvertrags  der  in  Deutschland  klagende 
Franzose  Befreiung  von  der  Hinterlegung  einer  Prozefssicherheit  nicht 
um  deswillen  begehren,  weil  russische  Staatsangehörige  auch  keine 
Sicherheit  zu  leisten  haben,  oder  weil  die  österreichischen  Unterthanen 
ebenfalls  hierzu  nicht  verpflichtet  sind ;  vergl.  in  Ansehung  der  russischen 
Unterthanen  die  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  30*  September 
1897  (R.G.B1.  S.  775)  und  bezüglich  der  österr.  Bekanntmachung  vom 
23.  Dezember  1897  (R.G.BL  1897  S.  792).  In  allen  Fällen,  in  welchen  für 
die  Gleichstellung  des  Ausländers  mit  dem  Inländer  noch  eineSpecialvorans- 
Setzung  au%estellt  ist,  giebt  die  Thatsache,  dafs  die  Angehörigen  eines 
bestimmten  dritten  Staates  die  aus  dieser  Gleichstellung  sich  ergebenden 
Befugnisse  besitzen,  den  Angehörigen  der  meistbegünstigten  Nation  noch 
nicht  das  Recht,  ihrerseits  auch  den  Genufs  dieser  Rechte  zu  verlangen, 
sondern  sie  gewährt  ihnen  diesen  Anspruch  nur  nach  Mafsgabe  und  in 
Verbindung  mit  dieser  Voraussetzung.  Nach  dem  französischen  Gesetze 
vom  5.  März  1895  ist  die  bis  dahin  bestandene  Freiheit  der  Ausländer 
von  der  Sicherheitsleistung  für  die  Prozefskosten  in  Handelssachen  auf- 
gehoben worden,  so  dafs  auch  in  diesen  die  allgemeine  Vorschrift  des 
Art  16  Code  ciml  Platz  griff,  wonach  der  klagende  Ausländer  in  Meaa. 
Fällen  zur  Leistung  einer  Sicherheit  verbunden  ist,  es  sei  denn,  dafs 
er  in  Frankreich  befindliches  Grundeigentum  in  einem  fUr  die  ent- 
stehenden Kosten  genügenden  Wert  besitzt  Die  Voraussetzung  der 
Gegenseitigkeit  war  also  nicht  vorhanden  und  demgemäfs  mufste,  an- 
beschadet  des  Art.  11  des  Frankfurter  Friedens  und  der  den  Franzosen 
gewährten  Meistbegünstigung,  die  Sicherheitsleistung  nach  §  110  der 
CPr.O.  von  dem  in  Deutschland  als  Klüger  auftretenden  Franzosen 
verlangt  werden  ^).     Die  Meistbegünstigung  soll  ja,  wie  schon  ihr  Name 

2)  Jetzt  kommt  das  Abkommen  vom  14.  November  1896,  B.G.BL  1899 
S.  285  (8.  unten  S.  422)  in  Betracht 
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besagt,  nur  die  Gleicbstellung  mit  den  Angehörigen  einee  dritten  Staates 
gewtihren,  welche  sich  der  besten  Rechte  erfreuen,  sie  soll  hingegen 
mit  Nichten  eine  Besserstellung  einräumen;  eine  solche  würde  aber 
thatsfichlich  dann  vorhanden  sein,  wenn  lediglich  die  MeistbegUnstiguDg 
zur  Inanspruchnahme  irgend  welcher  Befugnisse  berechtigte.  Die  EJausel 
setxt  sich  nicht  tlber  die  etwa  noch  vorhandenen  Sondervoraussetzungen 
illr  den  Genufs  bestimmter  Rechte,  die  den  Angehörigen  aller  Staaten 
gegenüber  gelten,  hinw^,  sondern  sie  begreift  dieselben  vielmehr  in 
sich.  £s  bedarf  keiner  Ausführung,  dafs  für  die  Klausel  überhaupt 
nur  vermöge  dieser  Verbindung  mit  den  besonderen  Voraossetaungen 
der  Existenzboden  vorhanden  ist;  v^ttrde  jemals  die  Ansicht  sich  Geltung 
vexschafiPen,  da(s  es  bei  ihr  auf  letztere  nicht  mehr  ankomme,  so  wXre 
für  alle  Staaten  ihre  fernere  Vereinbarung  ganz  unmöglich.  Die  letztere 
Bemerkung  bietet  schon  den  Anhaltspunkt  zu  einer  Klarstellung  der 
rechtlichen  Beziehungen,  welche  zwischen  der  Meistbegünstigungsklansel 
und  dem  Genufs  derjenigen  Givilrechte  bestehen,  die  das  Landesgesetz 
dem  Ausländer  nicht  ohne  weiteres  einiäumt;  es  kommen  hierbei  vor 
allem  in  Betracht  litterarische  und  artistische  Urhebeirechte,  gewerb- 
liches Eigentumsrecht  (Patent -Waren -Zeichenrecht,  Musterschutzrecht, 
Schatzrecht  gegenüber  unlauterem  Wettbewerb).  Dieselben  können  auf 
Grund  der  ELlausel  noch  nicht  in  Anspruch  genommen  werden,  weil 
die  inländische  Gesetzgebung  sowohl  ^  ihren  Erwerb  als  auch  für 
ihre  Ausübung  eigene  Voraussetzungen  au£itellt;  demgemäfs  haben 
auch  die  Staaten,  wenn  sie  neben  der  Behandlung  als  meistbegünstigter 
Nation  ihren  Angehörigen  auch  noch  in  Ansehung  dieser  Materie  die 
rechtliche  Gleichstellung  mit  den  eigenen  Staatsangehörigen  eines  dritten 
Staates  sichern  wollen,  den  Abschlufs  besonderer  Verträge  und  Ab- 
machungen hierüber  für  notwendig  erachtet;  dies  ist  beispielsweise  der 
Fall  gewesen  schon  bei  Abschlufs  des  Vertrags  zwischen  Preufsen  und 
Frankreich  vom  29.  März  1862,  welcher  das  Epische  Muster  für  die 
zumeist  angewendete  Redaktion  der  Meistbegünstigungsklausel  enthält; 
demselben  war  u.  a.  beig^eben  ein  Vertrag  über  den  Schutz  des 
geistigen  Eigentums. 

Bei  Abschlufs  der  neueren  Handelsverträge  hat  man  über  einen 
Teil  dieser  Materien  ebenfalls  gesonderte  Vereinbarungen  getroffen, 
nämlich  über  Patent-,  Marken-  und  Musterschutz,  da  die  besondere 
Berücksichtigung  der  litterarischen  und  artistischen  Urheberrechte  in- 
folge des  Bestehens  zahlreicher  Litterarkonventionen  und  vor  allem  in- 
folge des  Bestehens  der  Bemer  Konvention  nicht  mehr  nötig  war.  Die 
neueste  deutsche  Gesetzgebung  zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigen- 
tums hat  sich  mehr&ch  auf  den  Standpunkt  gestellt,  dafs  der  Genufs 
dieser  Rechte  allen  Personen,  deren  Hauptniederlassung  sich  nicht 
innerhalb  des  Deutschen  Reiches  befindet,  nur  unter  der  Voraussetzung 
zustehen  soll,  dafs  eine  Bekanntmachung  im  Reichsgesetzblatt  eigangen 
ist,  wonach  in  dem  Staate,  in  welchem  sich  die  Hauptniederlassung 
befindet,  Deutschen  ein  entsprechender  Schutz  zustobt.  Dies  ist  ins- 
besondere geschehen  in  dem  Gesetze  zum  Schutze  der  Warenbezeichnung 
und  in  dem  Gesetze  betreffend  den  unlautem  Wettbewerb.     Natürlich 
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wird  diese  Begekmg  der  GleichsteUnng  dnroh  die  MeiBtbegQnstigiiiige- 
klaiiBel  in  keiner  Weise  bertlhrt  Selbst  die  Oewähning  der  Gleidi- 
stellnng  bezüglich  des  einen  Gegenstandes  bewirkt  noch  niefat  die 
Gleiehstellong  für  den  andern;  so  onterli^  es  keinem  Zweifel,  dab 
Personen,  welche  in  einem  Staate  ihre  Hauptniederlaasang  haben,  be- 
sttglich  dessen  zofblge  der  vorgesehenen  Bekanntmachnng  im  Reiehs- 
gesetablatt  die  Gegenseitigkeit  auf  dem  Gebiete  des  MarkensehutaEes 
▼erbürgt  ist,  trotadem  noch  niefat  den  Schnts  nach  Mafsgabe  der  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  über  den  onlantem  Wettbewerb  beansprochen 
können,  weil  dieser  an  eine  besondere  Voranssetznng  geknüpft  ist,  die 
G^ewährong  der  Gegenseitigkeit  auf  dem  engeren  Gebiete,  mit  dessen 
Regelung  sich  das  genannte  Gesetz  beschltftigt.  Vereinzelt  ist  bei  An- 
wendung des  Gesetzes  Tom  27.  Mai  1896  das  Gegenteil  behauptet 
worden,  heute  besteht  aber  kein  Zweifel  darüber,  dafs  die  erstgenannte 
Ansicht  allein  die  zutreffende  ist  Auch  in  der  Praxis  der  andern 
Staaten  scheint  dieselbe  überwiegend  vertreten  zu  werden;  die  franzö- 
sische Doktrin  und  Praxis  sieht  in  dem  Schutze  g^en  unlautem  Wett- 
bewerb eines  der  Rechte,  welche  dem  Auslllnder  in  Frankreich  nicht 
ohne  weiteres  zustehen;  das  Bestehen  eines  Vertrags  über  den  gegen- 
seitigen Markenschutz  wird  seitens  der  französischen  Gerichte  noch 
nicht  schlechthin  als  genügend  betrachtet,  um  den  Ausländer,  welcher 
sich  auf  diesen  Vertrag  berufen  kann,  auch  in  Ansehung  des  Schatzes 
gegen  unlautem  Wettbewerb  dem  franzOsisehen  Staatsangehörigen  gleich- 
zustellen. Allerdings  ist  zu  bemerken,  dafs  in  dieser  Frage  die  fran- 
zösische Rechtspraxis  keine  durchaus  einheitliche  oder  übereinstimmende 
ist  und  dafs  nach  Ansicht  des  E^assationshoft  die  verbürgte  Gegen- 
seitigkeit auf  dem  Gebiete  des  Markenschutzes  den  Ausländer  berechtigt^ 
den  Schutz  gegen  Concurrence  däoyale  insoweit  anzurafen,  als  es  sich 
um  eine  unlautere  Konkurrenz  in  Bezug  auf  die  Handelsfirma  oder  die 
Handelsbezeichnung  handelt  Die  französischen  AppellhOfe  haben  sich 
dieser  liberaleren  Auf&ssung  nur  zum  kleineren  Teile  angeschlossen^ 
wie  insbesondere  aus  dem  Urteil  des  Appellhofr  zu  Paris  vom  18«  Mai 
1892  hervorgeht,  das  sich  auf  den  Standpunkt  stellt,  dafs  die  Staats- 
verträge zum  Schutze  der  Warenzeichen  nicht  auf  den  Schutz  der 
Namen  ausgedehnt  werden  konnten. 

Auf  die  Meistbegünstigungsklausel  wird  bei  der  Entscheidung  dieser 
Frage  von  den  französischen  Gerichten  im  allgemeinen  wenig  Rücksicht 
genommen  entsprechend  der  in  Frankreich  trotz  der  erwähnten  Recht- 
sprechung des  Kassationshofr  noch  als  vorherrschend  zu  bezeidinenden 
Auffassung,  die  Klausel  nur  als  bedeutsam  für  die  Einfuhr,  Ausfuhr 
und  die  Durchfuhr  von  Waren  und  landwirtschaftlichen  Produkten  an- 
zuerkenneo.  Die  Klausel  kann  bei  ihrer  praktischen  Anwendung  mit 
der  Handhabung  des  Vergeltnngsrechts  kollidieren,  da,  wie  aus  den 
Vorstehenden  sich  ergiebt,  ihr  Inhalt  mit  Nichten  schlechthin  in  der 
Gleichstellung  des  Inländers  mit  dem  Angehörigen  der  meistbegünstigten 
Nation  besteht  Wenn  nach  der  Gesetzgebung  eines  Staates  Ausländer 
von  dem  Erwerb  von  Grundeigentum  ausgeschlossen  oder  dabei  in  der 
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Weise  beschrflnkt  sind,  dafs  ihnen  derselbe  nur  mit  Genehmigung  der 
Regiemng  zusteht,  so  kann,  trotzdem  den  Angehörigen  dieses  Staates 
die  Meistbegünstigung  eingeriumt  ist,  ein  Vergeltungsrecht  ihnen  gegen- 
über angewendet  werden,  ohne  dafe  die  Klausel  dadurch  verletzt  wttrde. 

In  dem  Handelsviertrage  Deatsohbaids  mit  Rufidand  ist  den  An- 
gehörigen beider  Staaten,  wie  oben  schon  bemerkt  wurde,  das  Beoht 
des  Erwerbs  von  Orundeigentum  insoweit  zugesichert  worden,  als  nach 
den  Landesgesetzen  dieses  Recht  den  Angehörigen  irgend  einer  fremden 
Nation  jetzt  oder  künftig  zusteht  Falls  Rufsland  den  Grundeigentums- 
erwerb durch  Ausländer  in  seinen  westlichen  Grenzprovinzen  verbieten 
wtürde,  so  könnte  sich  Deutschland,  trotzdem  die  Maftregel  zunächst 
gegen  seine  Angehörigen  gerichtet  wäre,  nicht  über  eine  Verltonng  der 
Meistbegünstigung  beklagen;  dagegen  könnte  auf  Grund  des  Art.  81 
des  £inf.Ges«  zum  BürgerL  Gesetzbuch  bestunmt  werden,  dafs  nunmehr 
auch  die  russischen  Staatsangehörigen  in  Deutschland  von  dem  Immobiliar- 
eigeotumserwerb  in  gleichem  Mafse  ausgeschlossen  sein  sollten. 

Die  thatsächliche  Bedeutung  der  Meistb^nstigungsklausel  erstreckt 
sich  nach  dem  Gesagten  auf  weite  Gebiete  der  rechtlichen  Beziehungen 
und  es  ist  jedenfalls  heute  nicht  mehr  zutreffend,  sie  als  eine  Verein- 
barung zu  charakterisieren,  welche  lediglich  gegenüber  der  Einfuhr, 
Ausfuhr  und  Durchfuhr  wirksam  erscheint  Allerdings  ist  nicht  zu 
leugnen,  dafs  ursprünglich  ihre  Tragweite  eine  wesentlich  engere  war 
und  nicht  über  die  Grenzen  hinausreichte,  welche  durch  den  Export-, 
Import-  und  Transithandel  der  Völker  gegeben  sind.  Es  ist  zutreffend, 
wena  Xoto  in  seinem  Buche  über  die  Ideen  der  deutschen  Handels- 
politik^) bezüglich  der  Meistbegünstigungsklausel  in  dem  .preufsiseh- 
&anzösischen  Handelsvertrag  von  1862  bemerkt,  dafs  man  bei  Ab- 
fassung derselben  zunächst  an  den  Fall  dachte,  dafs  einer  der  kontra- 
hierenden Staaten  Fortschritte  auf  der  Bahn  freihändlerischer  Reform 
mache;  weiter  aber  wollte  man  damit  zum  Ausdruck  bringen,  dafs, 
MIß  der  eine  oder  andere  Staat  bezüglich  der  durch  den  Vertrag  nicht 
gebundenen  Gegenstände  Zollerhöhungen  eintreten  lasse,  beide  Kontra- 
henten einander  nicht  ungünstiger  behandeln  dtlrften  als  dritte  Nationen. 
Mit  der  Zeit  aber  ist  die  Klausel  über  diesen  ihren  Inhalt  hinaus- 
gewachsen und  hat  in  das  Gebiet  des  internationalen  Privatrechts  ein- 
gegriffen, so  dafs  nunmehr  in  einer  ganzen  Reihe  von  Staaten  «ahl- 
rüche  Fragen,  welche  die  rechtliche  Stellung  und  Befugnisse  der  Aus- 
länder berühren,  unter  dem  Gesichtspunkte  folgerichtiger  Entwickelung 
des  in  ihr  enthaltenen  Grundgedankens  zu  entscheiden  sind. 


8)  Leipzig,  Duneker  df  Humbiot  1892  &  42. 
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Die  räumliche  Herrschaft  der  Überieitungsvorschriften 
fUr  den  GUterstand  bestehender  Ehen  in  dem  Entwurf 
des  Preul^ischen  AusfOhrungsgesetzes  zum  Bürgerlichen 

Gesetzbuche. 

Von  Landgerichtsrat  Ericlft  Aron  in  Strafsburg  i.  ElsaTs. 

Nach  Art.  200  Einf.Ges.  zum  B.G.B.  bleiben  für  den  Ottterstand 
der  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  bestehen- 
den Ehen  die  bisherigen  Gesetze  mafsgebend  und  gilt,  solange  der 
alte  Gttterstand  besteht,  die  bisher  an  denselben  oder  die  Ehe  ge- 
knüpfte Beschränkung  der  Geschäftsfähigkeit  der  Ehefrau.  Nur  kann 
eine  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  zulässige  Regelung  des  Güter- 
standes durch  Ehevertrag  auch  dann  getroiSen  werden,  wenn  nach  dem 
bisherigen  Recht  (vergl.  Art.  1894,  1895  Code  civtt)  ein  Ehevertrag 
während  Bestehens  der  Ehe  unzulässig  sein  würde.  Wenn  auch  im 
Princip  das  bisherige  Recht  reichsgesetzlich  ftir  mafsgebend  erklärt  ist, 
so  steht  doch  nach  Art  218  Einf.Ges.  zum  B.G.B.  der  Landesgesetz- 
gebung  frei,  soweit  sie  es  zur  Überleitung  in  das  neue  Recht  für  not- 
wendig erachtet,  besondere  Vorschriften  zu  erlassen,  insbesondere  in 
Gebieten,  wo  der  bisherige  Gttterstand  mit  demjenigen  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuchs  in  wesentlichen  Punkten  übereinstimmt,  dtlrfte  es  im  Inter- 
esse einer  schnelleren,  einheitlichen  Durchführung  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuchs  liegen,  dafs  auf  solche  Ehen  die  Vorschriften  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuchs  über  den  gleichen  Güterstand  unter  Auftiahme  von 
Überleitungsbestimmungen  für  anwendbar  erklärt  werden.  Das  Neben- 
einanderstehen des  alten  und  des  neuen  Rechtes  würde  Verwirrung  im 
Rechtsbewufstsein  und  Rechtsverkehr  hervorrufen  und  einer  richtigen 
Anwendung  des  alten  wie  dem  notwendigen  Einleben  in  das  neue 
Recht  gleich  hinderlich  sein  (vergl.  Mot  zum  Preufs.  Ausf.Ges.  8.  69)- 

In  Übereinstimmung  mit  den  meisten  deutschen  Staaten  (Sachsen, 
Bayern ,  Hessen ,  Elsafs-Lothringen)  hat  Preufsen  in  dem  Entwurf  des 
Ausführungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  die  bestehenden  Ehen 
unmittelbar  derart  den  güterrechtlichen  Vorschriften  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuchs  unterworfen,  dafs  mit  dessen  Inkrafttreten  an  die  Stelle 
der  bis  dahin  mafsgebenden  Vorschriften  die  auf  den  entsprechenden 
Güterstand  des  neuen  Rechtes  bezüglichen  Bestimmungen  treten.  Die 
Überleitungsbestimmungen  sind  in  Art  48 — 66  des  Entwürfe  enthalten. 
Für  unsere  Frage  interessieren  nur  die  Art.  48,  56,  57  Abs.  1,  60,  64. 
Dieselben  lauten: 

Art.  48.  Für  den  Güterstand  der  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  bestehenden  Ehen  treten,  wenn  die  Ehegatten 
zu  der  bezeichneten  Zeit  in  Preufsen  ihren  Wohnsitz  haben,  von  dieser 
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Zeit  an  nach  Mafsgabe  der  Art.  44 — 63   an  die  Stelle  der  bisherigen 
Gesetze  die  Vorschriften  des  Bürgerlichen  Gresetzbuchs. 

Art  56.  Besteht  für  eine  Ehe  der  gesetzliche  Oüterstand  nach 
dem  Allgemeinen  Landrechte  Tl.  II  Tit.  1  Abschn.  5,  dem  gemeinen 
Dotalrechte,  dem  gemeinen  Sachsenrechte,  der  Schaumburgischen  Polizei- 
ordnnng  von  1615,  dem  Landrechte  der  oberen  Grafschaft  Katzenein- 
bogen  odet  dem  Französischen  Civilgesetzbuche,  so  finden  die  für  diese 
GtttexBtttnde  mafsgebenden  Vorschriften  der  Art  44,  48,  49,  51,  52,  55 
auch  Anwendung,  wenn  die'  Ehegatten  den  ersten  ehelichen  Wohnsitz 
in  Preufsen  gehabt  haben. 

Dem  Französischen  Civilgesetzbuche  wird  das  Badische  Landrecht 
gleich  geachtet. 

Art  57.  Auf  eine  Ehe,  für  die  einer  der  in  den  Art.  44—56 
bezeichneten  G titerstände  kraffc  Ehevertrags  gilt,  finden  die  Vorschriften 
dieser  Artikel  ohne  Rücksicht  auf  den  ersten  ehelichen  Wohnsitz  der 
Ehegatten  Anwendung. 

Art  60.  §  1.  Bestimmt  sich  der  GUterstand  einer  Ehe  nach 
dem  Bürgerlichen  Gesetzbuche  für  das  Königreich  Sachsen,  so  treten 
an  die  Stelle  der  bisherigen  Vorschriften: 

1.    wenn   die  Ehegatten    nach  dem  gesetzlichen  Güterrechte  leben, 
die  Vorschriften  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  üb^r  das  gesetz- 
liche Güterrecht; 
2*    wenn  der  Frau   die  freie  Verfügung  tlber   ihr  Vermögen  dmch 
Ehevertrag  vorbehalten  ist,  die  für  die  Gütertrennung  geltenden 
Vorschriften  der  §§  1427—1430  des  B.G.B.; 
3»    wenn    zwischen    den    Ehegatten    allgemeine    Gütergemeinschaft 
vereinbart    ist,    die  Vorschriften   des   Bürgerlichen   Gesetzbuchs 
tlber  die  allgemeine  Gütergemeinschaft;  fortgesetzte  Gütergemein- 
schaft   tritt   nur    ein,    wenn    sie    durch    Ehevertrag   vereinbart 
wird. 
§  2.     Für  Ehen,  deren  Güterstand  sich  auPser  den  Fällen  des  §  1 
kraft  Gesetzes  oder  Ehevertrages  nach  einem  in  einem  anderen  Bundes- 
staate geltenden  Güterrechte  bestimmt  kann,  wenn  nach  den  Gesetzen 
des  anderen  Bundesstaats   an  die  Stelle   des  bisherigen  Güterrechts  ein 
im  Bürgerlichen  Gesetzbuche  geregelter  Güterstand  tritt,   dieser  Güter- 
stand, unbeschadet  der  Vorschriften  der  Art.  56,  57,  von  dem  Inkraft- 
treten des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  oder  einem  späteren  Zeitpunkt  an 
durch  Königliche  Verordnung  eingeführt  werden. 

§  3.  Auf  die  nach  Mafsgabe  der  §§1,2  eintretende  Änderung 
des  Oüterstandes  finden  die  Vorschriften  der  Art  58,  59  entsprechende 
Anwendung. 

Art  64.  Begründen  Ehegatten  nach  dem  Inkrafttreten  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuchs  in  Preu(sen  einen  Wohnsitz,  so  gelten  die  Vor- 
schriften der  Art.  44—59,  61—63  von  der  Zeit  der  Begründung  des 
Wohnsitzes  an;  diese  Zeit  tritt  an  die  Stelle  der  Zeit  des  Inkrafttretens 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs. 

24* 
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Ist  jodoch  der  Gtttentand  der  Ehe  durch  die  Gesetee  eines  andereo 
Bundesstaates  geändert  worden,  so  finden  nur  die  Vorschriften  der 
Art  62,  68  Anwendung. 

Das  Bfligerliche  Gesetzbuch  geht  in  Bemg  auf  die  iftnmliehe 
Herrschaft  der  Rechtsnormen  hinsichtlich  des  GUtetstandes  von  anderen 
IVincipien  aus,  als  das  Preufsische  Recht.  Nach  letsterem  wurden  die 
Vermögensverhältnisse  der  Ehegatten  durch  das  an  ihrem  dNten  Ehe- 
domiail  geltende  Recht  geregelt.  Mafsgebend  war  der  Wohasiti  des 
Ehemannes  zur  Zeit  des  Abschlusses  der  Ehe.  Nach  Reichareeht  da- 
gegen ist  in  Art.  15  Einf.Ges.  zum  B.G.B.  bestimmt,  dafs  das  eheliche 
Güterrecht  nach  den  deutschen  Gesetzen  beurteilt  wird,  wenn  der 
Ehemann  zur  Zeit  der  Eheschliefsung  ein  Deutscher  war.  Aus  dem 
Abs.  2  des  Art.  15,  welcher  vorschreibt,  dafs  ftlr  das  eheliche  Güter- 
recht die  Gesetze  des  Staates  maisgebend  sind,  dem  der  Mann  zur 
Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  angehört,  wenn  der  Ehemann  nach  Ein- 
gehung der  Ehe  die  Reichsangehörigkeit  erwirbt  oder  aualändttohe 
Ehegatten  ihren  Wohnsitz  im  Inlande  haben,  folgt  aber  allgemein,  dafs 
das  eheliche  Güterrecht  überhaupt  nach  dem  Recht  des  Staates  beurteilt 
wird,  dem  der  Mann  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  angehörte.  Also 
nach  Preufsischem  Recht  ist  der  erste  Wohnsitz,  nach  Reichsrecht  die 
erste  Staatsangehörigkeit  entscheidend. 

Der  Landesgesetzgebung  ist  nach  dem  in  Art.  55  Einf.Ges.  zum 
B.G.B.  ausgesprochenen  Kodifikationsprincip  nicht  gestattet,  die  reichs- 
rechtlichen Grundsätze  über  das  internadonale  Privatrecht  in  ab- 
weichendem Sinne  zu  regeln  oder  Lücken  desselben  zu  ergänzen. 
Andererseits  steht  der  Landesgesctzgebung  die  Beftignis  zu,  für  die  in 
ihr  vorbehaltenen  Rechtsmaterien  besondere  Grundsätze  au&ustellen, 
denn  den  im  Einftlhrungsgesetz  aufgenommenen  Vorbehalten,  dafs  die 
Landesgesetze  in  bestimmten  Materien  unberührt  bleiben  sollen,  ist  die 
Bedeutung  beizulegen,  auch  über  die  örtliche  Anwendung  der  landes- 
rechtlichen Nonnen  Bestimmungen  zu  treffen.  Auf  Grund  des  Art.  218 
Einf.Ges.  ist  die  Landesgesetzgebung  daher  auch  berechtigt,  ftlr  die 
Überleitungsbestimmungen  hinsichtlich  des  Güterstandes  besondere  Grund- 
sätze aufzustellen  und  abweichend  von  dem  Staatsangehörigkeitsprincip 
hier  das  Princip  des  Wohnsitzes  zu  Grunde  zu  legen.  Von  diesem 
Grundsatz  gehen  auch  die  in  dem  preufsischen  Gesetzentwurf  ent- 
haltenen Üerleitungsvorschriften  in  Übereinstimmung  mit  dem  bisherigen 
Recbtszustande  ans. 

I.  Für  den  gesetzlichen  Gflterstand  bestimmt  der  Art  48,  dafs 
die  entsprechenden  Vorschriften,  wie  sie  in  Art.  44 — 63  vorgesehen 
sind,  mafsgebend  sein  und  an  Stelle  der  bisherigen  Gesetze  treten 
sollen,  vorausgesetzt,  dafs  die  Ehegatten  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des 
Büi^gerlichen  Gesetsbuehs  in  Preuften  ihren  Wohnsitz  haben  und,  was 
im  Gesetzentwurf  selbst  nicht  zum  Ausdruck  gebracht  ist,  ihren  ersten 
Wohnsitz  in  Prenfsen  gehabt  haben,  denn  sonst  würde  für  eine  Über- 
leitung der  Güterstände  der  bestehenden  Ehen  kein  Anlafs  best^en^ 
sie   müssen   einem   in  Preufsen  geltenden  Rechte  untentanden   haben.. 
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Eb  macht  keiiMn  Untenchied,  ob  die  Ehegatten  die  preafinsdie  Staats- 
angebörigkeit  besitaen  oder  nicht  Kraft  des  TerritorialpriBcips  regelt 
daa  Prenifllsehe  Recht  die  Gttterstände  deijenigen  Ehen,  welche  in 
seinem  Beairk  vorhanden  sind.  Der  Überleitong  sind  demnach  unter* 
worfen: 

1.  Ehen,  deren  Ehegatten  die  prenfsisohe  Staatsangehörigkeit  haben, 

2.  Ehen,  deren  Ehegatten  Angehörige  eines  andern  Bundesstaates 
sind  und 

8.    Ehmi  von  Anslttndem. 

Voranssetzang  ist  jedoch  in  diesen  drei  Flllen,  dafs  die  Ehegatten 
sowohl  znr  Zeit  des  Abschlusses  der  Ehe  als  srar  Zeit  des  Inkrafttretens 
des  Bürgerlichen  Oesetzbuchs  ihren  Wohnsitz  in  Preufsen  haben. 

II.  Kraft  des  Territorialprincips  erstreckt  aber  der  preufsiaehe 
Entwurf  auch  die  Oberleitungsbestimmungen  auf  diejenigen  Ehen,  für 
die  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  Bttzgerlichen  Gesetzbuchs  der  Wohn* 
Sita  in  Preufsen  begründet  ist,  der  erste  eheliche  Wohnsitz  dagegen 
aniaerhalb  Preufsens  war.  Die  Motive  bemerken,  „es  wtlrden  die 
Zwecke  der  Überleitung  nur  sehr  unvollständig  erreicht  werden,  wenn 
diese  Ehen  von  der  Überleitung  ganz  ausgeschlossen  blieben.  Besonders 
mifiilicb  und  innerlich  ungerechtfertigt  wäre  eine  solche  Regelung  in 
Ansehung  derjenigen  Ehen,  fUr  welche  auf  Grund  des  in  einem  andern 
Bondesstaate  belegenen  ersten  Ehewohnsitzes  ein  auch  in  Preufsen 
geltendes  gesetzliches  Güterrecht  besteht." 

Ea  ist  daher  in  Art.  56  voigeschrieben,  dafs  für  Ehen,  ftlr  welche 
ein  dem  Preufsischen  Recht  entsprechender  gesetzlicher  Güterstand 
besteht  und  bei  denen  die  Ehegatten  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  ihren  Wohnsitz  in  Preufsen  haben,  die  Über- 
Idtungsvorschriften  Anwendung  finden  sollen,  welche  für  Ehegatten 
bestehen,  die  ihr  erstes  Ehedomizil  in  Preufsen  hatten. 

Der  preu&ische  Gesetzgeber  kann  diese  seinem  Machtbereich  unter- 
liegenden Ehen  einer  Regelung  hinsichtlich  des  Gttterstandes  unterziehen. 
Die  Ehen  von  Preufsen  und  von  Angehörigen  anderer  Bundesstaaten 
sind  diesen  Überleitungsvorschriften  unterworfen,  vorausgesetzt,  dafs 
einer  der  in  Art  56  vorgesehenen  gesetzlichen  Güterstände  vorliegt, 
aelbst  wenn  der  erste  Ehewohnsitz  nicht  in  Preufsen  war. 

Es  unterstehen  dieser  Vorschrift  auch  die  Ehen  von  Ausländem, 
wenn  der  erste  Ehewohnsitz  in  einem  andern  Bundesstaate  war;  nur 
ftlr  Ehen  mit  ausländischem  Güterrecht,  bei  denen  also  der  erste 
£hewohnsitz  im  Auslande  war,  trifit  der  Gresetzgeber  keine  Über- 
leitnngsvorschriften. 

III.  In  Art.  57  dehnt  der  Entwurf  die  Überleitungsvorschriften 
aof  die  Ehen  aus,  für  die  einer  der  überzuleitenden  gesetzlichen  Güter- 
attinde  kraft  Ehevertrages  gilt,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der  erste  ehe- 
lidie  Wobnsits  in  Preufsen  war  oder  nicht;  mag  der  Güterstand  infolge 
▼extmgsmäfsiger  Ausschliefsung  eines  principalen  gesetzlichen  Güterrechts 
«Is  der  subsidiär  gesetzliche  Gttterstand  eingetreten  oder  unmittelbar 
dmch  Vertrag  eingeführt  sein.     Im  ersten  Falle,  bemerken  die  Motive 
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B.  72,  Bchafit  der  Vertrag  nur  eine  VorauBsetzang  für  den  Eintritt  des 
gesetzlichen  Güterstandes.  Im  zweiten  Falle  kommt  dem  Vertrage, 
sofern  durch  ihn  lediglich  das  ftir  die  Ehe  ohnehin  mafsgebende  gesetz- 
liche Güterrecht  bestfttigt  wird,  nur  deklaxative  Bedeutung  zu;  aber 
auch  wenn  das  yertragsmftfsig  angenommene  Güterrecht  nicht  das  kraft 
Gesetzes  antretende  ist,  kann  es  fbr  die  gesetzgeberische  Behandlung 
keinen  Unterschied  machen,  ob  das  gleiche  Gttteirecht  lediglich  von 
Gesetzes  wegen  oder  auf  Grund  eines  auf  die  gesetzliche  Regelung 
Bezug  nehmenden  Vertrags  gilt.  Ohne  die  Ausdehnung  auf  die  hier 
fraglichen  Ehen  würde  die  Überleitung  erheblich  an  praktischem  Werte 
verlieren.  Bezüglich  der  Ehen  mit  einem  durch  Vertrag  eingeftlhrten 
Güterstande  kommt  es  nicht  auf  den  ersten  Ehewohnsitz  an,  da  das 
Güterrecht  nicht  vermöge  des  an  diesen  anknüpfenden  Grundsatzes  des 
internationalen  Privatrechts,  sondern  vermöge  der  vertragsmäfsigen  An- 
nahme seitens  der  Ehegatten  gilt 

Voraussetzung  für  die  Anwendung  der  Vorschrift  ist,  dafs  der 
Wohnsitz  dieser  Ehen  am  1.  Januar  1900  in  Preufsen  ist,  denn  der 
preufsische  Gesetzgeber  will  kraft  des  Territorialprincips  nur  die  inner- 
halb seines  Machtbereichs  bestehenden  Ehen  überleiten.  Von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  unterstehen  die  Ehen  von  Preufsen  und  von  An- 
gehörigen anderer  Bundesstaaten  der  Überleitung,  auch  Ehen  von  Aus- 
ländern, die  ihr  erstes  Domizil  in  einem  Bundesstaat  gehabt  haben, 
welcher  einen  der  in  Art  44 — 56  bezeichneten  Güterstände  hat.  FVLt 
Ehen  von  Ausländem,  deren  erstes  Domizil  im  Auslande  war,  demnach 
ein  ausländisches  Güterrecht  besteht,  greift  diese  Vorschrift  nicht  Platz, 
denn  der  Gesetzgeber  will  für  die  bestehenden  Ehen  mit  einem  aus- 
ländischen Güterrecht  eine  gesetzliche  Überleitung  nicht  treffen,  ma^ 
auch  im  Auslande  ein  entsprecli ender  Güterstand  bestehen  (z.  B.  nach 
französischem  Recht). 

IV.  Der  Entwurf  berücksichtigt  dann  die  Fälle,  in  denen  die 
Ehegatten  ihren  Wohnsitz  nach  dem  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuchs  nach  Preufsen  vorigen.  Nach  Art.  64  werden  diese 
Ehen  von  der  Zeit  der  Begründung  eines  preufsischen  Wohnsitzes  an 
den  gleichen  Überleitungsvorschriften  unterworfen,  wie  die  Ehen  mit 
einem  schon  bei  dem  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  in 
Preufsen  begründeten  Wohnsitze.  Wie  die  Motive  bemerken,  eigaben 
sich  für  die  preufsische  Gesetzgebung  von  dieser  späteren  Zeit  ab  das- 
selbe Bedürftiis  und  dieselbe  Berechtigung  zum  Eingreifen,  wie  gegen- 
über den  von  vornherein  ihrem  Machtbereich  angehörenden  Ehen.  Eine 
Ausnahme  von  dieser  Regel  wird  nur  ftir  den  Fall  gemacht,  dafs  der 
Güterstand  der  Ehe  schon  durch  die  Gesetze  eines  andern  Bundes- 
staates eine  Anpassung  an  die  reichsrechtlichen  Vorschriften  erfahren 
hat.  Der  Entwurf  geht  auch  hier  davon  ans,  dafs  die  bestehenden 
Ehen,  für  die  ein  ausländisches  Güterrecht  mafsgebend  ist,  der  gesetz- 
lichen Überleitung  nicht  unterworfen  werden  können.  Die  Vorschrift 
des  Art  64  bezieht  sich  demnach  auf  Ehen  von  Personen,  deren  erstes 
Domizil  in  einem  andern  deutschen  Bundesstaat  war,   gleichgültig,  ob 
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diese  Personen  Angehörige  eines  dentsclien  oder  eines  anslttndiscben 
Staates  sind. 

V.  Schliefslich  ist  dann  in  Art  60  des  Entwurfs  das  Terri- 
toiialitätsprincip  durchbrochen,  indem  auch  Ehen,  die  zwar  zur  Zeit 
des  Inkrafttretens  des  Btligerlichen  Gesetzbuchs  ihr  Domizil  in  Preufsen 
haben,  deren  Gttterstand  aber  nach  dem  Güterrecht  eines  andern 
Bundesstaates  beurteilt  werden  mufs,  herangezogen  werden.  Die  Motive 
f^ren  in  dieser  Beziehung  aus: 

^Wenn  nach  den  Grunds&tzen  des  internationalen  Privatrechts  das 
am  Orte  des  ersten  ehelichen  Wohnsitzes  geltende  Recht  auch  im  Falle 
der  Verlegung  des  Wohnsitzes  in  ein  anderes  Rechtsgebiet  für  das 
eheliche  Güterrecht  mafsgebend  bleibt,  so  folgt  hieraus  doch  nicht,  dafs 
ein  dieses  Recht  abänderndes  Gesetz  seine  Wirksamkeit  auch  auf  die 
Ehen  erstreckt,  die  infolge  der  Verlegung  des  Wohnsitzes  dem  Macht- 
bereiche des  Gesetzes  nicht  mehr  angehören.  So  wenig  die  im  Ent- 
würfe vorgesehenen  Überleitungsvorschriften  die  Ehen  mit  einem  der 
Oberleitung  unterworfenen  Gttterstande  dann  ergreifen,  wenn  die  Ehe- 
gatten zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  nicht 
in  Preufsen  ihren  Wohnsitz  haben,  ebensowenig  finden  die  Überleitungs- 
vorschriften  anderer  Bundesstaaten  auf  Ehen  mit  einem  zu  der  be- 
zeichneten Zeit  in  Preufsen  begründeten  Wohnsitze  von  selbst  An- 
wendung. Die  Rücksicht  für  die  Verkehrssicherheit  und  die  Rechts- 
anwendung lassen  es  erwünscht  erscheinen,  dafs  auch  diesen  Ehen 
gegenüber  die  Vorschriften  des  Reichsrechts  zur  Durchftlhrung  gelangen. 
Indessen  kann  nicht  daran  gedacht  werden,  für  die  mannigfiuhen  in 
anderen  Bundesstaaten  geltenden  Güterrechte  selbstllndige  Überleitungs- 
vorschriften  aufzustellen.  Vielmehr  mufs  die  Entscheidung  der  Frage, 
inwieweit  gegenüber  jenen  Güterrechten  eine  Überleitung  angSngig  er- 
scheint, der  Gesetzgebung  der  anderen  Bundesstaaten  überlassen  bleiben. 
Die  prenfsische  Gesetzgebung  vermag  nur  zu  bestimmen,  ob  ftlr  sie  das 
Bedürfnis  und  im  Hinblick  auf  die  in  den  Überleitungsvorschriften  der 
anderen  Bundesstaaten  befolgten  Grundsätze  die  Möglichkeit  bestehen, 
jene  Überleitungsvorschriften  auch  ftlr  die  ihrem  Machtbereich  an- 
gehörenden Ehen  mit  dem  betreffenden  Güterrecht  einzuftlhren." 

Der  Entwurf  hat  die  Entscheidung  hierüber  einer  Königlichen 
Verordnung  vorbehalten,  da  die  Ausftlhrungsgesetze  der  anderen  Bundes- 
staaten noch  nicht  vorlagen,  nur  für  das  sächsische  Recht  sind  sofort 
Bestimmungen  im  Ausführungsgesetz  getroffen.  — 

Die  prenfsische  Gesetzgebung  ist  jedenfalls  bei  der  Regelung  dieser 
ganzen  Materie  von  dem  Bestreben  geleitet  worden,  ein  möglichst  ein- 
heitliches Recht  für  alle  in  dem  preufsischen  Staat  bestehenden  Eben 
zu  schaffen  und  dem  Richter  seine  Aufgabe  zu  erleichtern.  Man  wird 
sich  jedoch  nicht  der  Auffassung  verschliefsen  können,  als  ob  der 
Gesetegeber  in  diesem  Bestreben  hinsichtlich  der  räumlichen  Grenzen 
der  Vorschriften  ein  wenig  zu  weit  gegangen  ist  und  den  in  den 
andern  Bundesstaaten  bestehenden  Grundsätzen  nicht  genügend  Rechnung 
getragen  hat. 
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Weim.  die  andern  deatachen  Staaten  die  gtlterreohtlicbeu  Verhftb- 
nisae  nach  dem  Recht  dea  Wohnsitzea  der  Eh^^tten  zur  Zeit  dea 
Eheabschlassea  beurteilen  und  ebenfalla  ÜberleitongsTonchrifken  in  An- 
paaanng  an  daa  Reicharecbt  treffen,  ao  werden  die  preufaiacheii  Vor- 
achriften  nicht  ao  tief  einwirken,  ala  in  den  Fällen,  in  denen  in  einem 
Staate  für  den  Gttterstand  daa  Staataangehörigkeitaprincip  zu.  Omnde 
gelagt  wird  bezw«  keine  Überleitangavorachriften ,  wie  in  Baden,  er* 
lasaen  werden.  Aber  auch,  wenn  daa  Princip  dea  eraten  Ehewohnaitzea 
in  allen  dentacben  Bnndeaataaten  ftlr  den  GUteratand  mafflgebend  iat, 
echneiden  die  prenfaiflchen  Beatimmongen  in  die  beatehenden  Verhftlt- 
niaae  tief  ein  und  können  zu  grofsen  Httrten  und  Kollisionen  führen, 
wenn  die  Vorachriften  der  Art  56,  60,  64  beateben  bleiben. 

Ehegatten,  die  ihr  erstea  Domizil  in  einem  andern  Bandeaataate 
ala  Prenfaea  hatten,  ziehen  nach  Preufsen.  Nach  Art.  60  dea  preufa. 
Gea.  werden  die  in  dem  betreffenden  Bundeaataat  erlassenen  Über- 
leitangavorachriften durch  Königliche  Verordnung  eingeführt,  aber  nicht 
in  Tollem  Umfange.  Der  preufsische  Richter  wird  infolge  dessen  die- 
selben yermögensrechtlichen  VerhUltnisse  der  Ehegatten  anders  beurteilen, 
ala  der  Richter  des  andern  Bundesstaates,  der  in  die  Lage  kommt, 
dieselbe  Frage  für  die  Ehegatten  zu  entacheiden. 

Fttr  Elsafa- Lothringen  sind  in  dessen  Ajis.Ges.  §  144  ff.  Über- 
leitungavorschriften  in  Anpassung  an  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  ge- 
troffen. Dieselben  können,  da  sie  im  wesentlichen  mit  dem  preufaiachen 
Gesetz  ttbereinstimmen ,  nach  Art  60  durch  Königliche  Verordnung 
eingeführt  werden.  Der  Art  60  bestimmt  aber  unbeschadet  der  Vor- 
schriften des  Art  56.  Nach  Art  56  treten  die  Überleitungsvorschrifien 
dea  preufsischen  Gesetzentwurfs  ohne  weiteres  hier  ein,  wenn  die  Ehe- 
gatten zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  ihren 
Wohnsitz  in  Preufsen  haben,  weil  der  gesetzliche  GUterstand  für  Ehe- 
gatten mit  erstem  Ehewohnsitz  in  Elsafs  -  Lothringen  nach  dem  franzö- 
sischen Recht  besteht  Fttr  die  güterrecbtlichen  Verhältnisse  wäre 
demnach  Art  55  mafsgebend,  der,  wenn  auch,  wie  oben  berichtet  ist, 
im  wesentlichen  mit  den  elsafs-lothringischen  Vorschriften  übereinstimmt, 
doch  Abweichungen  enthält  Z.  B.  sind  nach  §  7  daselbst  für  die 
Befugnis  der  Frau  zur  Annahme  oder  Ausschlagung,  einer  Erbaebaft, 
die  vor  dem  InkrafUreten  des  Büigerlichen  Gesetzbucha  angefallen  iat, 
die  bisherigen  Vorschriften  mafsgebend.  Der  §  150  des  elsafs-lothrin- 
gischen Gesetzes  geht  aber  weiter,  indem  die  Frau  eine  ihr  nach  dem 
1.  Januar  1900  angefallene  Erbschaft  im  Gegensatz  zu  den  Beatim- 
mungen des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  wirksam  nur  ausschlagen,  sowie 
auf  ihr  gesetzliches  Erbrecht  wirksam  nur  verzichten  kann,  wenn  der 
Mann  hierzu  die  Einwilligung  erteilt  hat 

Der  elsafs-lothringische  Richter  wird  demnach  diese  Frage  andera 
als  der  preufsische  Richter  prüfen  müssen. 

Wichtiger  ist  die  Frage,  wenn  ein  Staat,  wie  Baden,  gar  keine 
Überleitungsvorschriften  in  Anpassung  an  das  Reichsrecht  getroffen  hat 
Nach  Art  56  des  preufsischen  Entwurfs  werden  Ehegatten,   die  ihren 
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ernten  Wohnsite  in  Baden  b&tten,  ihren  jetsigen  dagegen  in  Preafaen 
haben,  hinsichtlich  ihrer  güterrechtlichen  Verhältniase  nach  den  Über- 
leitangsvorschriften  des  preofsischen  Rechts  beurteilt  Der  badische 
Richter  wird  diese  Vorschriften,  wenn  er  eine  vermögensrechtliche 
Frage  dieser  Ehesten  zn  entscheiden  hat,  nicht  zu  Gmnde  legen. 

Noch  bedenklicher  ist  die  Sache,  wenn  die  Eh^;atten  ihren.  Wohnr 
Sita  erst  nach  dem  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  nach 
Preafaen  verlegen.  Nach  Art  64  soll  ihr  Oüterstand  dann  nach  den 
Überleitnngsvorschriften  des  prenfsischen  Gesetzes  beurteilt  werden, 
wenn  nicht  schon  der  Gttterstand  der  Ehe  durch  die  Gesetze  eines 
andern  Bundesstaates  geändert  worden  ist  Wir  wollen  folgenden  Fall 
annehmen. 

Ein  Offizier,  gleichgültig  ob  er  die  preufsische  oder  die  badische 
Staatsangehörigkeit  besafs,  hat  sich  in  Karlsruhe,  ohne  einen  Ehevertrag 
zu  machen,  im  Jahre  1897  verheiratet.  Nach  Einführung  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuchs  macht  er  von  der  im  badischen  Ausfuhrungsgesetz 
vorgesehenen  Bestimmung  der  Eintragung  in  das  Gttterrechtsregister 
Gebrauch  und  hat  damit  das  bestehende  Recht  gewahrt  Im  Jahre 
1901  wird  der  Offizier  nach  Preufsen  versetzt  Nach  Art.  64  des 
prenfsischen  Entwurfs  mufs  man  annehmen,  wenigstens  läfst  der  Wort- 
laut diese  Ausl^ung  zu,  dafs  die  prenfsischen  Überleitungsbestimmungen 
auf  den  Güterstand  dieses  Offiziers  Anwendung  finden,  da  der  Güter- 
stand durch  die  badischen  Gesetze  nicht  geändert,  einer  Anpassung  an 
das  Reichsrecbt  nicht  unterzogen  worden  ist  Zwei  Jahre  später  wird 
er  wieder  nach  Karlsruhe  versetzt  und  hat  dort  nach  §  9  B.G.B.  seinen 
Wohnsitz.  Der  badische  Richter  wird  die  prenfsischen  Bestimmungen 
nicht  anwenden. 

Welche  Zweifel  und  Ungewifsbeiten  entstehen  aber  in  den  Ver- 
hältnissen der  Ehegatten  zu  einander  und  zu  Dritten,  wenn  diese  Be- 
stimmungen in  Kraft  treten.  Eis  wäre  ausreichend  gewesen,  wenn  der 
preufsische  Gesetzgeber  sich  auf  die  Eben  beschränkt  hätte,  deren 
entes  Domizil  in  Preufsen  bestand,  und  im  übrigen  die  Frage  der 
Wissenschaft  und  Praxis  überlassen  hätte. 

Der  preufsische  Entwurf  selbst  trifft  keine  Bestimmungen  hinsicht- 
lidi  derjenigen  Ehen,  bei  denen  die  Ehegatten  zwar  ihren  ersten 
Wohnsitz  in  Preufsen  genommen,  denselben  aber  vor  dem  Inkrafttreten 
dea  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  in  einen  andern  Bundesstaat  verlegt 
haben.  Die  Motive  (8.  150)  scheinen  von  der  Auffassung  auszugehen, 
dafs  der  G^etzgeber  nicht  berechtigt  sei,  auf  derartige  Ehen  diese 
OberleitungsvorBcfariften  ansaudehnen ,  und  dafs  die  Uberleitungsvor- 
schriften  ohne  weiteres  diese  Ehen  mit  einem  der  Überleitung  unter- 
worfenen Gegenstände  nicht  ergreifen.  Kraft  seiner  Souveränität  dürfte 
jedoch  der  preufsische  Gesetzgeber  auch  hier  beftigt  sein,  virenigstens 
ftir  Ehen  von  prenfsischen  Angehörigen,  die  ihr  erstes  Domizil  in 
PreoflMn  hatten,  solche  Vorschriften  zu  treffen. 

Sehndl  hält  in  dieser  Zeitschrift  (Bd.  VIII  S.  292  ff.)  eine  gesetzliche 
Vorschrift  des  Bundesstaates  des  Wohnsitzes  für  gerechtfertigt,  wonach 
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auf  den  Gtttentand  der  Ehegatten ,  f&r  deren  gttterrechtliche  VerhXlt- 
nisse  ein  in  einem  andern  deutschen  Bundesstaate  geltendes  Recht  mals- 
gebend ist,  die  ÜberleitungSTorschriften  Anwendung  finden,  die  in  diesem 
Staate  ^  das  mafsgebende  Recht  erkssen  worden  sind.  Aber  auch 
ohne  ausdrückliche  Vorschrift  spricht  derselbe  sich  ftir  die  Ausdehnung 
der  Wirksamkeit  aus,  indem  die  Gesetzgebung  des  Bundesstaates  durch 
ihr  Stillschweigen  diese  fremden  Vorschriflen  zuläfst,  und  diese  gelten 
in  dem  Bundesstaat,  wohin  die  Ehegatten  ihren  Wohnsitz  verlegt  haben, 
kraft  stillschweigender  Zulassung  durch  die  Gewalt  des  Staates  des 
Wohnsitzes. 

Man  mufs  jedoch  allgemein  annehmen,  dafs  die  in  Preufsen  ge- 
troffenen Überleitungsvorschriften  auch  ohne  weitere  Bestinunung  auf 
die  Ehen  anzuwenden  sind,  bei  denen  die  Ehegatten  ihr  erstes  Domizil 
in  Preufsen  hatten,  das  jetzige  in  einem  andern  Bundesstaate  haben, 
denn  die  Überleitungsvorschriflen  ändern  das  einmal  bestehende  Güter- 
recht nicht  ab,  es  bleibt  das  einmal  begründete  Güterrecht,  wie  es  war, 
bestehen,  nur  die  Einzelheiten  der  rechtlichen  Ausgestaltung  werden 
geändert  Die  gesetzlichen  Bestimmungen  des  Güterrechts  greifen  aber 
nicht  infolge  eines  stillschweigenden  Vertrages  ein,  sondern  weil  kein 
Vertrag  abgeschlossen  ist,  weil  die  Ehegatten  von  ihrer  Befugais,  die 
gesetzlichen  Bestimmungen  durch  ihre  Disposition  auszuschliefsen,  keinen 
Gebrauch  gemacht  haben.  Sie  müssen  sich  daher  auch  diese  gesetz- 
lichen Änderungen  ohne  weiteres  gefallen  lassen.  Es  ist  deshalb  nicht 
nötig,  dafs  ein  Bundesstaat  besondere  Bestimmungen  fUr  den  Fall  trifft, 
wenn  die  Ehegatten  ihren  Wohnsitz  verlegen.  Diese  Ehen  sind  den 
Überleitungsvorschriften  des  Staates  ohne  weiteres  unterworfen,  in 
welchen  der  erste  Wohnsitz  bestand.  Dadurch  werden  Kollisionen 
zwischen  den  Rechten  der  einzelnen  Bundesstaaten  vermieden. 

Wenn  wir  das  Princip  des  ersten  Ehewohnsitzes  für  die  Beurteilung 
der  güterrechtlichen  Verhältnisse  zu  Grunde  legen  und  die  im  preoTs. 
Entwurf  in  Art.  56»  60,  64  vorgesehenen  Vorschriften  hinsichtlich  der 
Ehen,  bei  denen  der  erste  Wohnsitz  in  Preufsen  nicht  war,  streichen, 
so  kommen  wir  zu  folgendem  Resultat: 

1.  Für  den  Güterstand  von  Ehen,  deren  erster  Wohnsitz  in  Preufaen 
war,  gleichgültig  ob  die  Ehegatten  Preufsen,  Angehörige  eines 
andern  Bundesstaates  oder  Ausländer  sind,  mögen  sie  ihren 
Wohnsitz  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs in  Preufsen  oder  in  einem  andern  Bundesstaat  haben, 
gelten  die  im  preufsischen  Gesetzentwurf  getroffenen  Überleitungs- 
bestimmungen ,  denn  nach  den  obigen  Ausführungen  eigrei^en 
die  Vorschriften  ohne  weiteres  auch  die  Ehen,  bei  denen  der 
erste  Wohnsitz  verlegt 'ist 

2.  Für  den  Güterstand  von  Ehen,  deren  erster  Wohnsitz  in  einem 
andern  Bundesstaat  war,  gleichgültig  welche  Staatsangehörigkeit 
die  Ehegatten  besitzen,  bleiben  das  Recht  des  betreffenden 
Bundesstaates  und  die  eventuell  von  demselben  getroffenen  Über- 
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leitangsvorschrif^en  mafBgebend ,  auch  wenn  der  Wohnsitz  znr 
Zeit  des  Inkrafttretens  des  Bürgerlichen  Gesetzbacbs  oder  spKter 
in  Preufsen  ist. 

8.  Für  den  Gttterstand  von  Eben,  deren  erster  Wohnsitz  im  Aus- 
hinde  war,  bleibt  das  ausländische  Hecht  entscheidend,  mögen 
die  Ehegatten  auch  später  ihren  Wohnsitz  nach  Preufsen  verlegt 
haben. 

Es  soll  nicht  verkannt  werden,  dafs  die  Vorschriften  des  preuPsischen 
Entwurfs  ftlr  den  Richter  bequem  sind,  indem  er  ein  einheitliches  Recht 
anzuwenden  hat  und  sich  um  andere  Rechte  nicht  zu  kümmern  braucht, 
allein  im  Interesse  der  Ehegatten  und  ihren  Beziehungen  zu  Dritten 
liegt  es  auch,  wenn  stets  dasselbe  Recht  zur  Anwendung  kommt  imd 
nicht  der  zufällige  Umstand  entscheidet,  dafs  Ehegatten  zur  Zeit  des 
Inkrafttretens  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  oder  später  ihren  Wohnsitz 
nach  Preufsen  verlegen.  Es  bietet  auch  für  den  Richter  keine  be- 
sondere Schwierigkeit,  sich  die  Kenntnis  von  den  güterrechtlichen 
Vorschriften  der  andern  Bundesstaaten  zu  verschaffen,  zumal  die  meisten 
Staaten  Überleitungsvorschriften  in  Anpassung  an  das  Reichsrecht  ge- 
troffen haben.  Schliefslich  wird  sich  die  Frage  auch  wesentlich  da- 
durch vereinfachen,  dafs  die  Ehegatten  nach  dem  Inkrafttreten  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  durch  Vertrag  ihre  güterrechtlichen  Verhält- 
nisse im  Sinne  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  werden  regeln  können, 
da  in  den  meisten  Staaten  ftlr  eine  Übergangszeit  die  Errichtung  von 
Eheverträgen  in  bestehenden  Ehen  durch  Gewährung  von  Gebühren- 
nnd  Stempelfteiheit  erleichtert  werden  wird. 

Nachschrift. 

Der  Aufsatz  wurde  fertiggestellt,  als  der  Entwurf  des  Preufsischen 
Ausftlhrungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  von  dem  Hause  der 
Abgeordneten  beraten  wurde,  inzwischen  sind  die  obengenannten  Artikel 
ohne  sachliche  Änderung  angenommen  worden.  Die  oben  erhobenen 
Bedenken  bleiben  daher  bestehen,  wenn  nicht  in  den  andern  Bundes- 
staaten übereinstimmende  Vorschriften  über  die  räumliche  Herrschaft 
der  Überleitungsvorschriften  getroffen  werden.  Dem  Landesausschufs 
von  Elsafs  -  Lothringen  liegt  zur  Zeit  ein  mit  den  preufsischen  Be- 
stimmungen im  wesentlichen  übereinstimmender  Entwurf  vor,  es 
ist  hier  jedoch  ausdrücklich  in  Satz  2  des  §  162*  voigesehen,  dafs  die 
Überleitungsvorschriften  keine  Anwendung  finden  sollen  auf  Ehen, 
deren  Güterstand  sich  nach  dem  Badisehen  Landrechte  oder  dem  Code 
civil  als  dem  Rechte  eines  ausländischen  Staates  richtet  (veigl.  dagegen 
Art«  56  oben  im  preufs.  Entwürfe). 
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Rechtsprechung. 


Deutschland. 

A.    Bürg'erliclxes  Recht,  elnschlierslicii  des  Mandela-, 
^Wechsel-  und  Konkursrechts.  --  Civllprozers* 

AaiwoenäM/i^g  des  fremden  Beehts,    Feststellung  bestimmter  örüicher 

Eechtsnormen.    ÄlimenttUiensanspruclk 

Uitiil  des  BeichBgeriehtB  rom  15.  Mai  1899  (Jar.  WochenBchrift  1899  S.  447  ff.)- 

Aus  den  Gründen: 

Das  Berofimgsgericbt   hält   eine  Beweisaufnahme  über  die 

von  dem  KlKger  bestrittenen  Angaben  des  Beklagten  sor  Gewinnung 
einer  thatsächlichen  Grundlage  fUr  die  Beurteilung  der  Frage  des  von 
ihm  anzuwendenden  Rechtes  nicht  fUr  erforderlich.  Es  erachtet  den 
Vertrag  von  1889,  als  wider  die  guten  Sitten  verstofsend,  gemäls  §§  7, 
187  Tit.  4  und  §§  227,  228  Tit.  5  Tl.  I  des  A.L.R.  fUr  nichtig  und 
begntlgt  sich  im  übrigen,  um  den  Elageanspruch  gerechtfertigt  zu  finden, 
mit  der  Erwflgung,  a)  dafs  der  Beklagte  einen  „Gegenbeweis  über  den 
Inhalt  des  etwa  anzuwendenden  fremden  Rechts**  nicht  angetreten  und 
nur  bestritten  habe,  dafs  ihm  dasselbe  die  nttmlichen  Pflichten  wie  das 
Preufsische  Recht  auferlege,  und  b)  dafs  „ohne  weiteres  angenommen 
werden**  dtlrfe,  „dafs  die  Reohte  aller  civilisierten  Nationen  dieselben 
einfachen  Rechtfi^;rund8ätze  enthalten,  auf  Grund  deren  dieser  Rechts- 
streit zu  entscheiden  ist,  nämlich  erstens,  dafs  der  Vater  seine  Kinder, 
so  lange  sie  dessen  bedürfen,  standesgemäfs  unterhalten  mufs,  zweitens, 
dafs  Vertrüge  gegen  die  guten  Sitten  unerlaubt  sind  und  nicht  gehalten 
zu  werden  brauchen**.  Es  ist  dem  Beschwerdeführer  beizupflichten, 
dafs  diese  Begründung  rechtsirrtümlich  ist.  Eine  allgemein  verbindliche 
internationale  Rechtsnorm  des  Inhalts,  wie  das  Berufungsgericht  sie 
vorstehend  in  zwiefacher  Richtung  au&tellt,  besteht  nicht.  Im  übrigen 
aber  ist  es  die  amtliche  Aufgabe  des  Richters,  in  jedem  EinzelfaUe 
besonders  zu  prüfen  und  festzustellen,  von  welchem  Inbegriffe  objektiver 
Rechtsnormen  ein  seiner  Beurteilung  und  Entscheidung  unterstelltes 
Rechtsverhältnis  nach  den  allgemeinen  Regeln  Über  die  Anwendung  des 
Rechts  in  Ortlicher  Hinsicht  beherrscht  wird  (Entsch.  des  R.O.H.G. 
Bd.  25  S.  68).  Auch  in  der  gegenwärtigen  Sa^he  durfte  der  Richter 
sich  dieser  Verpflichtung  nicht  entziehen.  Seine  ganz  allgemeine  Aus- 
führung, dafs  schon  die  vorgedachten  einfachen,  bei  allen  civilisierten 
Nationen  geltenden  Rechtsgrundsätze  ihn  in  den  Stand  setzten,  den 
Rechtsstreit  zu  entscheiden,  kann  in  dieser  Beziehung  nicht  für  genügend 
erachtet  werden,    da  sie  weder  erkennen  läfst,  welches  Recht  einer 
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Nation  angewendet,  noch  auch  welche  beBtimmte  Norm 
deaaelben  es  für  die  Streitfrage  mit  allen  ihren  Modalitftten  f^  mafs- 
gebend  angesehen  hat,  so  dafs  eine  Nachprtifhng  hierüber  in  der 
BeneiiHiBinstanz  gamicht  möglich  iat.  Die  Frage,  nach  welchem  Rechte 
der  ans  dem  Familienverbande  heigeleitete  Alimentationsansprach  nach 
Inhalt,  Art,  Um&ng  and  Daner  vom  Klttger  zn  begründen  ist,  ent- 
scheidet sich,  wenn  der  Beklagte  ekafs-lothringischer  Staatsangehöriger 
nnd  im  Aaslande  wohnhaft  ist,  nach  den  Omndstttaen  des  internatio- 
nalen Privatrechts.  Hierbei  ist  aber  anerkanntermafsen  davon  aaszn- 
gehen,  dafs  der  Richter,  soweit  das  an  seinem  Sitse  geltende  Recht, 
d.  i.  in  dem  vorliegenden  Falle  das  Deutsche  Reidis-  und  bezw.  das 
^enfsisehe  Landesrecht,  hierüber  Bestimmungen  enthXlt,  zunächst  diese 
la  erforschen  und  anzuwenden  sind.  (Vergl.  Entsch.  des  R.O.H.G. 
Bd.  17  S.  292,  Entsch.  des  R«Ger.  in  Civilsachen  Bd.  29  S.  290.) 
Ob  der  gesetslicfae  Alimentationsanspruch  der  Kinder  gegen  den  ehe- 
lichen Vater  nach  dem  Rechte  des  Wohnortes  des  Berechtigten  oder 
des  verpflichteten  Teiles  sich  richtet,  war  in  dem  Gfebiete  des  Preufs. 
allg.  LandrechtB  bestritten  (Entsch.  des  Obertribunals  Bd.  37  S.  9  und 
Bd.  56  S.  8).  Entscheidet  sidi,  wie  es  scheint,  das  Beru^ngsgericht 
fhr  die  letztere  Alternative,  was  mit  den  von  dem  Reichsgericht  in  den 
Urteilen  dieses  Senates  vom  4.  Januar  1887  (Entsch.  des  R.Ger.  in 
Civilsachen  Bd.  17  S.  228)  und  vom  19.  November  1896  (ebenda 
Bd.  38  S.  273)  angenommenen  Grundsätzen  nicht  in  Widersprucb 
treten  würde,  so  bedarf  es  zunächst  noch  einer  Erhebung  der  von  den 
Parteien  angebotenen  Beweise  daittber,  wo  der  Beklagte  bei'  Erhebung 
der  Klage  seinen  Wohnsitz  hatte.  Je  nachdem  diese  Beweisaufimhme 
ergiebt,  dafs  der  für  den  Anspruch  des  Klägers  mafsgebende  Ort  im 
Inlande  oder  im  Auslande  belegen  ist,  wird  darauf  das  betrefiende  ein- 
heimische oder  fremde  Recht  Anwendung  leiden  müssen.  Auch  für 
die  Beurteilung,  ob  und  inwieweit  diesem  Ansprüche  des  Klägers  die 
anter  seinem  Widerspruch  von  dem  Beklagten  behauptete  Thatsache 
entgegensteht,  dafs  er  imstande  sei,  sich  seinen  Unterhalt  selbst  zu  er- 
werben, wird  diese  Feststellung  präjudiziell  und  daher  unter  Umständen 
hierüber  noch  in  eine  Ermittelung  einzutreten  sein.  Anlangend  sodann 
die  in  dem  Vertrage  von  1889  enthaltene  Klausel,  aus  welcher  das 
BeruAmgsgericht  unter  Berufung  auf  preuTsische  Rechtsnormen  dessen 
Nichtigkeit  folgert,  so  könnte  gezweiMt  weiden,  ob  nicht  auch  in 
dieser  Beziehung  das  möglicherweise  zur  Anwendung  kommende  f  rem  de 
Recht  mafsgebend  sein  nrnfs.  Die  Frage  ist  jedoch  zu  verneinen. 
Ob  der  von  den  Vertragschliersenden  gewollte  Sitz  der  Vertrags- 
obligation  in  Preu(^en  oder  im  Auslande  zu  suchen  ist,  erscheint  hier- 
bei von  keiner  Bedeutung.  Die  Regel,  dafs  nach  diesem  Sitze  die 
rechtliche  Wirksamkeit  der  Verträge  beurteilt  werden  mufs,  erleidet 
eine  Ausnahme,  wenn  der  eine  Teil  sich  darin  zu  einer  Handlung  oder 
Unterlassung  verpflichtet  hat,  welcher  in  dem  Staate,  dem  er  angehört, 
em  streng  positives,  die  PrivatwillkUr  ausschliefsendes  Gesetz  entgegen- 
tritt    Jeder  Staat  darf  von  seinen  Angehörigen  fordern  und  erwarten, 
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dafs  sie  aacb  aufaerhalb  seiner  Grenzen  sich  nicht  sa  solchen  Hand- 
lungen oder  Unterlassongen  verbindlich  machen,  die  er  im  Hinblick 
auf  sittliche  Grundsätze,  wie  sie  der  jeweiligen  Bildungsstufe  und 
Bildungsrichtung  entsprechen,  ihrer  Privatwillkür  entzogen  hat.  Ein 
Vertrag,  der  von  einem  Preufsen  Unterwerfung  unter  eine  dem  Gebote 
der  Ehrbarkeit  und  der  guten  Sitte  zuwiderlaufende  Bedingung  fordert, 
würde  daher  gemäfs  §§  6  flg.,  187  Tit  4,  §§  227,  228  Tit.  5  TL  I 
des  A.L.R.  allerdings  rechtsunwirksam  sein,  auch  wenn  er  ihn  im 
Auslande  geschlossen  und  sich  ausdrücklich  oder  stillschweigend  solchen 
Gesetzen  unterworfen  hätte,  welche  der  Gtlltigkeit  derartiger  Abreden 
nicht  widersprechen.  (Vergl.  Striethorst^  Archiv  Bd.  49  S.  40.)  Ab- 
gesehen hiervon  irrt  jedoch  das  Berufungsgericht,  was  die  etwa  not- 
wendige Anwendung  eines  fremden  Rechtes  betrifit,  auch  insofern,  ab 
es  ersichtlich  von  der  Ansicht  ausgeht,  dafs  die  Feststellung  des  Inhalts 
dieses  Rechtes  lediglich  oder  doch  wesentlich  an  die  Behauptungen  und 
den  Beweisantritt  der  Parteien  geknüpft  ist  Es  verstöfst  hiermit 
gegen  den  §  265  der  C.Pr.O.  Hiemach  liegt  dem  ProzeTsrichter  die 
Pflicht  ob,  auch  die  in  Anwendung  zu  bringenden  Normen  des  in 
einem  anderen  Staate  geltenden  Rechtes  selbständig  zu  ermitteln. 
Selbst  übereinstimmende  Erklärungen  der  Parteien  können  ihn  in  dieser 
Hinsicht  weder  binden  und  beschränken,  noch  auch  der  eigenen  Prüfung 
überheben.  Auch  von  einer  Beweislast  des  einen  oder  andern 
streitenden  Teiles  kann  hierbei  keine  Rede  sein.  Das  Gericht  hat 
überall  und  grundsätzlich  stets  diejenigen  Rechtsnormen  anzuwenden, 
welche  das  malsgebende  Rechtsverhältnis  örtlich  beherrschen.  Gehören 
dieselben  einem  andern  Staate  an,  und  sind  sie  in  diesem  Falle  dem 
erkennenden  Richter  fremd,  so  mufs  er  auch  diese  Normen  unter  Be- 
achtung der  Parteianträge  und  ohne  Rücksicht  auf  eine  Beweislast  von 
Amtswegen  erforschen,  soweit  es  ihm  möglich  ist  Den  Parteien 
fällt  hierbei  nur  die  Aufgabe  zu,  den  Richter  zu  unterstützen.  (Vergl. 
Entsch.  des  R.Ger.  in  Civilsachen  Bd.  21  S.  177,  Bd.  30  S.  366; 
Planck i  Lehrbuch  des  Deutschen  Civilprozefsrechts  Tl.  I  S.  444  ff.; 
Struckmann  und  Kod^,  Kommentar  zu  §  265;  Wilmowski  und  Levff^ 
Kommentar  zu  §  265  Anm.  4.) 

Welches  örtliche  Recht  ist  fiir  die  sog.  privatrechtlichen  Ehe- 
scheidungsstrafen mafsgehend? 

Beschlufs  der  vereinitj^ten  Civilseoate  des  Reichfigerichts  vom  25.  Juni  18d8 

(Entsch.  des  RGer.  in  Gvils.  Bd.  41  S.  175  fL\ 

Auf  Klage  der  Ehefrau  wurde  die  Ehe  der  Parteien  durch  ein 
Urteil  des  Landgerichtes  I  Berlin  getrennt,  und  der  Beklagte  unter 
Abweisung  seiner  Widerklage  für  den  allein  schuldigen  Teil  erklärt  Der 
Beklagte  erhob  Berufung.  Das  Kammergericht  wies  die  Berufung  hin- 
sichtlich der  Widerklage  zurück,  änderte  aber  zur  Klage  das  land- 
gerichtliche  Urteil  dahin  ab,  dafs  es  für  die  Klägerin  einen  Eid  mit 
der  Folge   normierte,   dafs  im  Schwörungsfalle   die  Elie  getrennt   und 
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der  Beklagte  ftlr  den  allein  schuldigen  Teil  erklärt,  im  Nichtschwömngs- 
falle  aach  die  Klage  abgewiesen  werde.  Nachdem  Klägerin  den  Eid 
geleistet,  wurde  durch  Läuterangsorteil  des  ELammergerichtes  jene  für 
den  Schwörongsfall  festgesetzte  Folge  ausgesprochen.  Dieses  Urteil  er- 
langte am  14.  November  1893  Rechtskraft.  Der  Beklagte,  der  zur 
Zeit  der  Verktlndiguog*  des  Urteils  erster  Instanz  seinen  Wohnsitz  noch 
in  Berlin  gehabt  hatte,  hatte  ihn  gegen  Ende  des  Jahres  1892  nach 
Stralsund  im  Gebiete  des  gemeinen  Rechtes  verlegt  Mit  der  sodann 
vor  dem  Landgerichte  Oreilswald  erhobenen  Klage  verlangte  die 
Klägerin  die  Verurteilung  ihres  geschiedenen  Ehemannes  zur  Bezahlung 
von  Alimenten  vom  1.  Januar  1896  ab  auf  Grund  der  §§  798  flg.  des 
preufs.  A.L.R.  II,  1.  Die  Klage  wurde  abgewiesen  und  die  Berufung 
der  E[lägerin  zurückgewiesen. 

Das  Berufungsurteil  beruhte  auf  der  Erwägung:  Die  nach  der 
Sachlage  erhebliche  Frage,  nach  welchem  Rechte  die  vermögensrecht- 
lichen Wirkungen  der  Ehescheidungen  zu  bestimmen  seien,  ob  nach 
dem  Preufsischen  allgemeinen  Landrechte,  unter  dessen  Herrschaft  die 
Ehe  zur  Zeit  der  Erhebung  der  Scheidungsklage  und  des  erstinstanz- 
lichen Scheidungsurteiles  gestanden,  oder  aber  nach  gemeinem  Rechte, 
in  dessen  Geltungsbereiche  der  durch  den  Wohnsitz  des  verklagten 
Ehemanns  bestimmte  Ehewohnsitz  zur  Zeit  der  rechtskräftigen  Auf- 
lösung der  Ehe  sich  befand,  sei  nach  den  gemeinrechtlichen  Grund- 
sätzen ttber  das  örtliche  Geltungsgebiet  der  Rechtsnormen  dahin  zu 
beantworten,  dafs  mafsgebend  sei  das  Recht  desjenigen  Ortes,  an  dem 
zur  Zeit,  da  das  Scheidungsurteil  die  Rechtskraft  beschritt,  der  Ehe- 
wohnsitz, d.  h.  des  Ehemannes,  sich  beftinden  habe,  im  vorliegenden 
Falle  also  das  gemeine  Recht  Diesem  aber  sei  ein  Anspruch  der 
geschiedenen  unschuldigen  Ehefrau  auf  Alimentation  seitens  des  schuldigen 
Ehemannes  nicht  bekannt  (Entsch.  des  R.Ger.  in  Civils.  Bd.  8  S.  184  flg., 
Bd.  12  S.  193,  Bd.  26  S.  193). 

Der  m.  Civibenat  beabsichtigte,  die  von  der  Klägerin  eingelegte 
Revision  zurtlckzuweisen ,  sah  sich  aber  daran  verhindert  durch  das 
Urteil  des  VI.  Civilsenates  vom  26-  November  1896  (abgedruckt  in 
den  Entsch.  des  R.Ger.  in  Civils.  Bd.  88  S.  196  flg.),  durch  welches 
in  einem  thatsächlich  gleichgelagerten  Falle  ausgesprochen  ist,  nach  den 
gemeinrechtlichen  Grundsätzen  ttber  das  Örtliche  Greltungsgebiet  der 
Rechtsnormen  sei  ftlr  die  besonderen  vermögensrechtlichen  Folgen  der 
Ehescheidung  (die  sog.  Ehescheidungsstrafen)  mafsgebend  dasjenige 
Recht,  welches  die  Grundlage  ftir  die  auf  Grund  der  Schuld  eines 
Eh^atten  ausgesprochene  Ehescheidung  bildete. 

Die  zwischen  dem  IIL  und  VL  Givilaenate  somit  streitig  gewordene 
Rechtafirage  ist  durch  Beschlufs  der  vereinigten  Civilsenate  im  Sinne 
des  VI.  Civilsenates  dahin  entschieden  worden: 

„Nach  den  Grundsätzen  des  gemeinen  Rechtes  ttber  das  örtliche 
Geltungsgebiet  der  Rechtsnormen  ist,  wenn  in  dem  Scheidungsurteil 
ein   Gkitte  für  den   schuldigen  Teil  erklärt  ist,    ftlr  die  sog.  Ehe- 
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seheidangsstrafen  das  Hecht  mafsgebend ,  nach  welchem  die  Ehe  ge- 
schieden worden  ist^ 

Grflnde: 

Der  Gerichtsstand  für  die  Ehescheidungsklage  wird  nach  §  568 
Abs.  1  C.Pr.O.,  sofern  die  Klage  nicht  gegen  den  Ehemann  an  erheben 
ist,  der  seine  Frau  verlassen  und  seinen  Wohnsitz  nnr  im  Auslände 
hat  (Abs.  2  daselbst),  durch  den  allgemeinen  Gerichtsstand  dbB  Ehe- 
mannes bestimmt,  also  durch  den  Wohnsitz  des  Ehemannes  zur  Zeit 
der  Elageerhebung,  eventuell  durch  seinen  Aufenthaltsort  im  Deutschen 
Beiche,  und  wenn  ein  solcher  nicht  bekannt  ist,  durch  den  letzten 
Wohnsitz.  Gemäfs  des  für  das  gemeine  Recht  geltenden  Grundsatzes 
ist  aber  für  die  Ehescheidung  selbst  vermöge  der  zwingenden,  streng 
positiven  Natur  des  Ehescheidungsrechtes  das  Recht  des  Prozefsrichters 
(lex  fori)  mafsgebend.  Dies  wird  auch  für  das  Preufsische  allgemeine 
Landrecht  als  Grundsatz  und  Regel  anerkannt 

Vergl.  Entsch.  des  RGer.  in  Civils.  Bd.  9  S.  192,  Bd.  16 
S.  138;  veigl.  auch  Bd.  23  S.  332;  Blfttter  für  Rechts- 
anwendung in  Bajem  Bd.  51  S.  385;  Gruchot^  Beitriige 
Bd.  81  S.  869. 

Ein  während  des  Ehescheidungsprozesses  erfolgter  Domizilwechsel 
ist  in  dieser  Hinsicht  ohne  Bedeutung. 

Nach  der  Vorschrift  des  §  575  Abs.  2  CPr.O.  kann  mit  der  Ehe- 
scheidungsklage die  Klage  auf  die  sog.  Ehescheidungsstrafen  nicht  ver- 
bunden werden.  Diese  Klage  ist  hierdurch  jetzt  in  einen  Nachprozefs 
verwiesen,  für  welchen  die  allgemeinen  Gerichtsstandsbestimmungen 
gelten.  Wie  anerkannt  ist,  werden  aber  durch  jene  Vorschrift  die- 
jenigen Vorschriften  der  Landesgesetze  nicht  berührt,  nach  welchen  in 
dem  Scheidungsurteile  selbst  die  Schuld  des  einen  oder  anderen  Ehe- 
gatten an  der  Scheidung  festgestellt  werden  soll,  oder  ein  solcher 
Ausspruch  in  dem  Scheidungsurteile  zulässig  ist  In  Betracht  kommt 
in  dieser  Beziehung  vor  allem  das  preufsische  Landrecht  §§  745  flg. 
Tl.  n  Tit  1 ,  wonach  im  Ehescheidungsprozesse  die  Frage ,  ob  und 
welcher  von  den  Ehegatten  für  den  schuldigen  Teil  zu  achten  sei,  mit 
zur  Untersuchung  gezogen,  und  das  Erforderliche  hierüber  in  dem 
Scheidungsurteiie  festgesetzt  werden  mufs  (vergl.  das  preufs.  Gres.  vom 
1.  März  1869,  betr.  die  Gerichtsbarkeit  und  das  gerichtliche  Verfahren 
in  Ehe-  und  Verlöbnissachen  in  der  Provinz  Hannover,  §  27).  Gleiche 
Bestimmungen  finden  sich  auch  in  anderen  deutschen  Gesetzen,  betr. 
die  Ehescheidung,  und  in  fremden  Rechten.  Im  Gebiete  des  gemeinen 
Rechts  kann  diese  Festsetzung  im  Scheidungsurteile  auf  Parteiantrag 
erfolgen;  es  ist  aber  auch  die  AufBusung  vertreten,  dafb  nach  dem 
geroeinen  protestantischen  Efaerechte  der  Ausspruch  Hber  Schuld  oder 
Unschuld  der  streitenden  Teile  in  dem  Scheidungsurteiie  selbst  er- 
gehen müsse. 

Vergl.  Seuffert,  Archiv  Bd.  28  Nr.  220,  Bd.  46  Nr.  104, 
Bd.  50  Nr.  175. 
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ZweifUlos  wird  der  im  ScheidungBorteile  gotgebene  Ausspriicli  über 
die  Schsldfinge  recbtskrtLftig. 

In  den  beiden  dem  KonÜkte  zwiscfaea  dem  ni.  and  VI.  Citil- 
Senate  ao  Oninde  liegenden  Fällen  ist  die  Ehe  durch  ein  preafsiflehee 
Grerieht  nach  Mafsgabe  der  Bestimmungen  des  Prenfsischen  aUgememen 
Landreektes  geschieden  ond  der  Ehemann  f^  den  schnidigen  TimI 
erklärt,  und  hat  derselbe  während  des  Scheidongsprosesses  den  Wofan- 
sitn  an  einen  Ort  im  Gebiete  des  gemeinen  Rechts  Terlegt  Bei  dem 
Gerichte  dieses  Wohnsitzes  hat  die  Ehefran  96g®n  den  geschiedenen 
Ehemann  Süage  anf  Alimentetion  (Verpieguig)  erhoben.  Dieser  An- 
sprofifa  ist  allerdings  gemeinrechtlich  nicht  en  begründen,  wohl  aber 
nach  dem  preolkischen  Landrechto,  welches  der  Frau  gestattet,  stett 
der  Abfindung  ans  dem  Vermilgen  des  schuldigen  Mannes  standes- 
Bälkige  Verpflcgnng  aus  dessen  Mitteln  zu  fordern,  und  deshalb  hatte 
und  hat  das  mit  dem  Ansproehe  befkAite  Gericht  nach  dm  Grund- 
sätasn  des  gemeinen  Hechtes  über  das  örtliche  Geltungsgebiet  d^ 
Bechtsnonnen  au  entscheiden,  welches  Beeht  Air  die  sogenannten  Ehe- 
scheidungsstrafen mafsgebend  ist 

Was  unter  den  besonderen  vermggensrechtlichen  Folgen  der  Ehe- 
scheidung, die  mit  dem  Namen  Ehescheidungsetrafen  auch  heut^tage 
noch  bezeichnet  werden,  zu  rerstehen  ist,  mu(b  je  aus  dem  betreffenden 
Rechte  oder  Gesetae  entnommen  werden.  Hiernach  beantwortet  sich 
insbesondere  die  Frage,  ob  gewisse  besondere  Bestimmungen,  welche 
die  Auseinandersetzung  der  ehelichen  Güterrechteverhältnisse  ftlr  den 
Fall  der  aof  Schuld  eines  Gbtten  beruhendeti  Scheidung  der  Ehe  be- 
trefiRon,  als  Bestimmungen  über  Ehescheidungsstraftn  aufzufiMsen  sind 
oder  »cht. 

Aufser  demjenigen  Rechte,  nach  welchem  die  Ehe  gesfehiedeii 
worden  ist,  könnte  jedenfldls  nur  etwa  das  Recht  des  Ortes  in  Frage 
kommen,  wo  der  Ehemann  zu  der  Zeit,  ab  das  Ehescheidungsurteil 
rechtskräftig  wurde,  seinen  Wohnsite  hatte, 

yergl.  Entsch.  des  RGer.  in  Civils.  Bd.  88  S.  197  flg., 
also  daa  Penonalstatut  des  Ehemannes  zu  dieser  Zeit,  insofern  darunter 
ventandeD    wird    das    Recht   des|enigen   Staates   oder   Reefatsgebietes, 
welcliem   der  Ehemann  thatsächlich   durch  seinen  Wohnsitz  angehört 
VergL  Entseh.  des  R.Ger.  in  Cinls.  Bd.  8  S.  146. 

Hierbei  ist  darauf  hinzuweisen,  dafs  auch,  wenn  man  dasjenige 
Recht  für  mafsgebend  erachtet,  nach  welchem  die  Ehe  geschieden 
wurde,  yermdge  der  Kempetonzbesttmmang  des  §  &68  Abs^  1  G.Rr.0. 
und  des  vom  Ehescheidutigsriebter  anzuwendenden  materieüen  Rechte» 
letzteres,  soweit  es  sieb  um  die  Ehesofaeidungsstnifen  bandelt,  in  der 
Regal  ast  dem  Penonalstetut  des  Ehemannes  zusammenfllllt  Dend  die 
ItlUe,  in  denen  die  Eüage  anf  Scheidung  nicht  im  allgemeinen  G^ichts- 
ztande  dea  Wohnsitzes  (§18  C.Pr.0.)  erhoben  wird,  bilden  doch  nur 
die  Ausnahme.  Für  die  R^gel  besteht  also  die  Differenz  darin,  dafa 
bet   der  MaftgeUichkett   des   angewendeten    Ehescheidungsrechtes  daa 
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zur  Zeit  der  Erhebung  der  Scheidungsklage  begründete  Personalstatut 
des  Ehemannes  auch  für  die  Ehescheidungsstrafen  ohne  Bttcksicht  auf 
einen  späteren  Wechsel  des  Wohnsitzes  entscheidend  bleiben  soU^ 
während,  falls  das  Recht  des  Wohnsitzes  zur  Zeit  der  Rechtskraft  des 
Scheidungsurteiles  anzuwenden  wäre,  der  in  der  Regel  zwischen  der 
Klagerhebung  und  jener  Zeit  von  dem  Ehemann  voigenommene 
Wohnsitzwechsel  von  ausschlagender  Bedeutung  wäre. 

Der  IV.  Civilsenat  des  Reichsgerichtes  hat  in  dem  Urteile  vom 
17.  Oktober  1887  (abgedruckt  in  den  Entsch.  des  R.6er.  in  Gvils. 
Bd.  19  S.  309)  fUr  das  preu&ische  Recht  allerdings  ausgesprochen,  die 
besonderen  Vermögensfolgen  der  Ehescheidung  seien  nach  dem  Rechte 
desjenigen  Ortes  zu  bestimmen,  an  welchem  die  Eheleute  bis  zur 
Scheidung  ihren  Wohnsitz  gehabt  haben  (s.  Rehbein,  Entsch.  des 
Obertrib. ,  2.  Aufl.  Bd.  4  S.  S56).  Die  nähere  Begründung  dieses 
Satzes  findet  sich  in  dem  Urteile  desselben  Civilsenates  vom  27.  Mai 
1881  (abgedruckt  in  den  Entsch.  des  R.6er.  in  Civils.  Bd.  5  S.  193  flg.). 

Hier  wird  aber  mit  der  Vorschrift  des  §  23  Einl.  zum  A.  L.R. 
argumentiert,  wo  gesagt  ist: 

„Die  perönlichen  Eigenschaften  und  Befugnisse  eines  Menschen 
werden  nach  den  Gesetzen  der  Gerichtsbarkeit  beurteilt,  unter 
welchen  derselbe  seinen  eigentlichen  Wohnsitz  hat** 

Im  Anschlüsse  an  diese  Bestimmung  ist  dort  ausgeführt,  die  Ehe- 
scheidung, d.  h.  das  rechtskräftige  Scheidungsurteil,  habe  eine  Ver- 
änderung in  den  Zustandsverhältnissen  der  Parteien  hervorgebracht. 
Für  die  Mehrzahl  der  Fälle  wird  diese  Erwägung  allerdings  auch  das 
Recht  des  Wohnsitzes  der  Eheleute  zur  Zeit  des  Scbeidungsurteiies 
führen,  weil  nämlich  die  Ehefrau,  obzwar  das  Ehedomizil  ab  solches 
durch  das  Scheidungsurteil  beendigt  wird,  meist  thatsächlich  bis  dahin 
denselben  Wohnsitz  mit  dem  Ehemanne  inne  hat  und  ihn  noch  bei- 
behält. Aber  es  kann  gewifs,  wie  nach  dem  gemeinen,  so  auch  nach 
dem  preufsischen  Rechte  vorkommen,  dafs  die  Eheftau  zur  Zeit  des 
Scheidungsurteiles  einen  anderen  selbständigen  Wohnsitz  mit  Rechts- 
Wirksamkeit  begründet  bat,  oder  auch  dafs,  während  der  Ehemann 
seinen  Wohnsitz  aufgegeben  bat,  ohne  einen  neuen  gewählt  zu  haben, 
die  Frau  einen  solchen  hat  Ob  solchenfiills  gemäfs  §  23  der  Einleitung 
immer  der  Wohnsitz  des  Ehemannes  zur  Zeit  des  Scheidungsurteiles 
mafsgebend  wäre,  ist  doch  sehr  zweifelhaft;  ftkr  Fälle  der  letzter«! 
Art  versagt  die  Vorschrift  des  §  23  a.  a.  0.  geradezu,  und  könnte 
etwa  die  Anwendung  der  §§  25  flg.  a.  a.  0.  in  Frage  kommen.  Der 
IV.  Civilsenat  hatte  sich  in  beiden  Entscheidungen  hiermit  nicht  zu 
be&ssen;  nach  der  ihm  gelegenen  Sachlage  war  der  Ehemann  als  der 
schuldige  Teil  auf  die  Ehescheidungsstrafe  in  Anspruch  genommen, 
und  in  dem  Urteile  vom  17.  Oktober  1887  ist  überdies  festgestellt, 
dafs  beide  Eheleute  zur  Zeit  der  Rechtskraft  des  Scheidungsurteiles  an 
einem  und  demselben  Orte  wohnten. 

Unter  Berufung  auf  diese  ftlr  das  preufsische  Recht  auf  Grund 
einer    positiven    Vorschrift    dieses    Rechtes    ergangenen    Entscheidung 
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stellen  neuerdings  v,  Bar  (Theorie  und  Praxis  des  internationalen 
Privatrechts,  2.  Aufl.  S.  529  flg.,  insbesondere  Anm.  88,  Lehrbach  des 
internationalen  Privat-  und  Strafirechts  §  23  S.  84  flg*))  Stobhe 
(Dentsches  Priyatrecht,  3.  Aufl.  Bd.  1  §  34  S.  272)  nnd  Böhm 
(Die  i^nmlicbe  Herrschaft  der  Rechtsnormen  S.  47)  anch  fUr  das  ge- 
meine Becht  den  allgemeinen  Satz  auf,  dafs  für  die  Folgen  der  Efae- 
Bcheidnng,  über  welche  das  Scheidangsurteil  nicht  erkennen  konnte, 
oder  nach  Mafsgabe  der  Partiknlarrechte  nicht  erkannt  habe,  ins- 
besondere für  die  Ehescheidongsstrafen ,  dasjenige  Personalstatat  mafs- 
gebend  sein  müsse,  das  die  geschiedenen  Ehegatten  zur  Zeit  der 
Rechtskraft  des  Urteiles  hatten  (das  Becht  des  Domiziles,  welches  die 
Ehegatten  zn  dieser  Zeit  hatten).  Über  den  Fall,  wenn  die  Ehegatten 
einen  rerschiedenen  Wohnsitz  haben,  sprechen  sich  die  Schriftsteller 
nicht  ans.  Schmid  (Die  Herrschaft  der  Gesetze  nach  ihren  rftnm- 
lichen  nnd  zeitlichen  Grenzen  S.  83)  dagegen  sagt,  die  Trennung  der 
Ehe  könne  der  Richter  nar  nach  seinem  Gesetze  erkennen ;  aber  selbst 
die  rechtlichen  Wirkungen  einer  unter  der  Herrschaft  einer  fremden 
Gresetzgebung  erkannten  Scheidung  dürfen  in  Beziehung  auf  die  persön- 
lichen Verhältnisse  der  Geschiedenen,  wenn  sie  sich  im  Inlande  nieder- 
gelassen haben  oder  sie  sonst  da  rechtlich  geltend  machen  wollen,  nur 
nach  dem  Landesgesetze  beurteilt  werden.  Wenn  hiermit  Schmid  auch 
die  Ehescheidungsstrafen  meinen  sollte  (beispielsweise  ist  nur  das  Recht 
der  Wiederyerheiratung  genannt),  so  würde  dies  auf  der  nicht  zu 
billigenden  Ansicht  beruhen,  dafs,  wie  hinsichtlich  der  Ehescheidung, 
Bo  auch  der  Ehescheidungsstrafen  für  den  mit  diesen  befafsten  Richter 
dessen  Recht  zwingender  Natur  sei.  Andere  Schriftsteller  sprechen 
sich  aber  dafür  aus,  dafs  für  die  Ehescheidung  und  die  Ehescheidungs- 
strafen ein  und  dasselbe  Recht  mafsgebend  sei  wegen  des  Zusammen- 
hanges der  letzteren  mit  der  Scheidung.  So  Haus  er  (Zeitschrift  für 
Reichs-  und  Landesrecht,  Bd.  2  S.  316);  Roth  (Bayerisches  Civilrecht, 
2.  Aufl.  Bd.  1  §  17  S.  160  Anm.  43  S.  161;  vergl.  System  des 
deutschen  Privatrechts  Bd.  1  §  51  S.  288  Anm.  56):  „mafsgebend 
sind  die  Gesetze,  welche  an  dem  zur  Zeit  der  Anstellung  der  Scheidungs- 
klage begründeten  Domizil  des  Ehemannes  gelten**  (Citat  von  Seufferts 
Archiv  Bd.  88  Nr.  97).  Regelsberger  (Pandekten  Bd.  1  §  45 
S.  178)  vertritt  zunächst  die  Ansicht,  dafs  die  Frage,  welche  That- 
saehen  den  Anspruch  auf  Scheidung  begründen,  für  Nichtdeutsche  nach 
den  Gesetzen  ihrer  Heimat,  für  Deutsche  nach  den  Gesetzen  des  Wohn- 
ortes der  Ehegatten,  und  zwar  nach  dem  Gesetze  zur  Zeit,  als  die  für 
die  Scheidung  geltend  gemachten  Thatsachen  eingetreten,  zu  beurteilen 
sei,  und  fügt  (unter  Berufung  Anf  Seufferts  Archiv  Bd.  32  Nr.  203, 
Bd.  88  Nr.  97,  Bd.  38  Nr.  1,  Bd.  40  Nr.  293,  and  mit  dem  Beisatze 
„anders  Reichsgericht  s.  S.  194**)  bei,  nach  diesen  Gesetzen  bestimmen 
sich  auch  die  rechtlichen  Folgen  der  Scheidung.  Qierke  (Deutsches 
JPtivatrecht  §  26  S.  236)  sagt,  gleichfalls  unter  Berufung  auf  Seufferts 
Archiv  a.  a.  0. ,  über  die  ZulMssigkeit  und  die  Wirkungen  der  Ehe- 
-scheidung   entscheide    das   Personaistatut    des    Mannes    zur    Zeit    der 
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Scheidongsklage.  Endlich  hält  J eitel  (Handbuch  des  intemationaleD 
Fmatr  und  StmfrtichtB  §  16  S.  55)  daAlr,  dafs  die  Wirkungen  der 
Scheidung  oder  Trennung  einer  Ehe  naturgemäfs  nach  demBelben  Rechte 
sa  beurteilen  seien,  nach  welchem  ttber  die  Zuläsaigfceit  der  Sch^dung 
oder  Trennung  entschieden  worden  sei.  Unerheblich  ist  der  Umstand« 
dafs  diese  Schriftsteller  zum  Teil  besttglich  des  für  die  Ehescheidung 
mafsgebenden  Hechtes  prindpieU  von  dem  durch  das  Reichsgericht  be- 
folgten Orundsatae  abweichen.  Jeden&lls  gehen  sie  sämtlich  von  dem 
inneren  Zusammenhange  und  der  Zuaammengehörigk^t  der  die  Ehe- 
scheidung und  der  die  vermögensrechtlichen  Folgen  der  Scheidung  be- 
treffenden Normen  ans.  In  diesem  Sinne  haben  auch  verschiedene 
deutsche  Gerichtshöfe  entschieden:  das  Oberappellationsgericht  Berlin« 
der  oberste  Gerichtshof  für  Bayern,  die  Oberlandesgerichte  von  C^e 
und  Braunschweig  (s.  Seufferis  Archiv  Bd.  29  Nr.  2,  Bd.  32 
Nr.  208,  vergl.  mit  Bd.  50  Nr.  17,  Bd.  38  Nr.  97,  Bd.  40  Nr.  298),^ 
sowie  das  Oberlandesgerieht  zu  Hamburg  (Entsch.  des  R.6er.  in  Civils» 
Bd.  88  S.  196).  Auch  die  in  Seufferis  Archiv  Bd.  38  Nr.  1  mitr 
geteilte  Entscheidung  des  obersten  Gerichtshofes  in  Wien  gehört  hier- 
her; wenn  daselbst  nebenbei  Gewicht  darauf  gelegt  ist,  dafs  die  Par- 
teien bayerische  Staatsangehörige  seien  und  sich  zur  Zeit  der  Trennung 
der  Ehe  durch  das  bayerische  Gericht  in  Bayern  be&nden,  so  wird 
doch  in  erster  Linie  betont,  dafs  die  aus  der  in  Bayern  gesetzten 
Thatsache  der  Lösung  des  Ehebandes  resultierenden  rechtlichen  Folgen 
und  Wirkungen  eben  nur  nach  bayerischem  Rechte,  nach  welchem  die 
Lösung  der  Ehe  erfolgte,  beurteilt  werden  können.  Im  Sinne  der 
Ansicht,  dafs  für  die  vermögensrechtlichen  Folgen  der  verschuldeten 
Trennung  mafsgebend  sei  das  Recht  des  Wohnmtzes  des  Ehemannea 
zur  Zeit,  da  das  Scheidungsurteil  rechtskräftig  geworden,  hat  sioh|  soviel 
ersichtlich,  nur  das  Oberlandesgericht  zu  Jena  ausgesprochen,  und  zwar 
im  Anschlüsse  an  die  erwähnten  Entscheidungen  des  IV.  Givilsenatea 
des  Reichsgerichtes. 

Bei  diesem  Stande  der  (gemeinrechtlichen)  Litteratur  und  Praxia 
kann  von  einem  feststehenden  Rechtssatze  des  letzterwähnten  Inbaltea 
nicht  die  Rede  sein.  Höchstens  kann  man,  da  die  Mehrzahl  der 
Sehriflsteller  und  die  Praxis  fast  durchweg  sich  iür  die  Zusammen- 
gehörigkeit der  die  Ehescheidung  und  der  die  vermögensrechüieh^i^ 
Wirkungen  derselben  betreffenden  Normen  ausgesprochen  haben ,  im 
Hinblick  auf  die  auf  der  anderen  Seite  stehenden  Autoritäten  sageo^ 
die  Frage,  welches  Recht  nach  dem  gemeinen  internationalen  Privat- 
rechte  für  die  Ehescheidungsstrafen  in  Anwendung  zu  kommen  habe» 
sei  eine  offene.  Es  handelt  sich  hiemach  eigentlich  um  die  Findnng^ 
des  entscheidenden  Rechtssatzes  an  der  Hand  anzuerkennender  Grund- 
sätze, wobei  die  Rtlcksichtnahme  auf  die  Zweckmäfsigkeit  in  Ansehung^ 
der  Folgen  gewifs  nicht  ausgeschlossen  ist 

Die  Ansicht,  dafs  als  mafsgebend  zu  erachten  sei  das  Personal* 
Statut  des  Ehemannes  zu  der  Zeit,  da  das  Scheidungsurteil  rechtskillflig' 
wird,    knüpft  an   den  gemeinrechtlichen  Satz  an,   dafs  Familienrechts- 
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yerbBltnine  im  der  Regel  zu  beurteilen  seien  nach  dem  PersonalBtatat 
des  EhemanDfls.  Zu  diesen  Familienrechtsverhältnissen  gehören  aach, 
wird  genagt,  die  Rechtsverhältnisse,  die  sich  aus  der  Auflösung  der 
£he  durch  Scheidung  eichen,  insbesondere  die  etwaige  Verpflichtung 
des  schuldigen  Teiles  sur  Gewährung  einer  Abfindung  oder  von 
Alimenten  an  den  unschuldigen  Ehegatten.  Jener  Satz  gilt  für  das 
persönliche  Rechtsverhältnis  der  Ehegatten  zu  einander,  besonders  auch 
hinsichtlich  der  Alimentationspflicht,  mit  der  Mafsgabe,  dafs  das  Recht 
am  jeweüigeu  Wohnsitz  des  Ehemannes  anzuwenden  ist.  Weil  der 
Anspruch  aus  der  verschuldeten  Auflösung  der  Ehe,  d.  h.  durch  das 
rechtskräftige,  die  Schuld  des  einen  Qatten  feststellende  Scheidungsurteil, 
entstehe,  wird  die  Zeit,  zu  der  das  Urteil  die  Rechtskraft  beschreitet, 
«Is  malsgebend  angenommen.  Denkt  man  sich  die  Verpflichtung  zur 
Ehescheidungsstrafe  als  auf  der  Annahme  einer  Fortwirkung  der  persön- 
lichen Rechtsbeziehungen  der  geschiedenen  Ehegatten  beruhend,  so 
mttfste  grundsätzlich  auch  hinsichtlich  dieser  Verpflichtung  das  Recht 
am  jeweiligen  Wohnsitze  des  Ehemannes  als  mafsgebend  angesehen 
werden,  d.  h.  das  Recht  des  Ortes,  wo  derselbe  zur  Zeit,  als  die 
Verm(%en8Strafe  geltend  gemacht  wird,  den  Wohnsitz  hat.  Der  Um- 
stand, dais  die  Verpflichtung  erst  durch  das  rechtskräftige  Scheidungs- 
urteil existent  wird,  rechtfertigte  an  sich  nicht,  den  Zeitpunkt  festzu- 
halten, wo  das  Urteil  rechtskräftig  geworden  ist.  Diese  Fixierung 
ergiebt  sich  erst  aus  der  Erkenntnis,  dafs  durch  das  Scheiduagsurteil 
die  persönlichen  Recbtsbeziehungen  der  Ehegatten  zerrissen  werden, 
und  hierdurch  auch  das  Ehedomizil  als  solches  aufhört  Darin  zeigt 
sich,  dafs  unter  Durchbrechung  des  zu  Grunde  gelegten  Rechtssatzes 
willkürlich  ein  anderer  Rechtssatz  als  der  mafsgebende  angestellt  wird. 
Es  ist  auch  kein  innerer  Grund  ersichtlich,  warum,  wenn  die  Ehefrau 
einen  selbständigen  Wohnsitz  hat,  sie  als  der  unschuldige  Teil  an  das 
Personalstatut  des  schuldigen  Ehemannes  zur  erwähnten  Zeit  gebunden, 
oder  warum  unter  jener  Voraussetzung  für  den  Anspruch  des  un- 
schuldigen Ehemannes  gegen  die  schuldige  Ehefrau  jenes  Personalstatut 
bestimmend  sein  soU.  Der  Grundsatz  versagt  tlberdies  dann,  wenn  der 
Ehemann  zur  Zeit  der  Rechtskraft  des  Scheidungsurteiles  einen  Wohn- 
sitz nicht  hat.  Es  ist  immer  miPslich,  das  subsidiär  mafsgebende  Recht 
zu  suchen, 

vergL  z.  B.  Entsch.  des  R.Ger.  in  Civils.  Bd.  31  S.  190  flg., 
zumal  dann,  wenn  der  Anspruch  und  die  Verpflichtung  erst  durch  das 
rechtskräftige  Scbeidungsurteil  existent  werden.  Die  Annahme,  dafs  es 
sich  um  dne  Fortwirkung  der  persönlichen  Rechtsbeziehungen  handle, 
ist  übrigens  nicht  einmal  ftlr  das  römische  Recht  zu  rechtfertigen.  In 
der  That  handelt  es  sich  um  die  vermögensrechtlichen  Folgen  der 
Auflösung  der  Ehe,  einer  gewissen  Art  der  Auflösung.  Für  den  Fall 
der  Trennung  der  Ehe  durch  den  Tod  gelten  sowohl  in  Ansehung  der 
erbrechtlichen  Beziehungen  als  der  Auseinandersetzung  der  Gttterrechts- 
verhältnisse  bekanntermafsen  feststehende  Rechtssätze,  welche  nicht 
aussehliefslich  an   das  Personalstatut  des   Ehemannes  zur  Zeit  solcher 
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Trennung  anknüpfen.  Für  den  Fall  der  Auflösung  der  Ehe  durch 
Scheidungsurteil  kann  hinsichtlich  der  Ehescheidungsstrafen  das  Personal- 
statut schon  nach  dem  zuvor  Ausgeführten  nicht  festgehalt^i  werden. 
Als  konsequent  und  natürlich  ergieht  sich  hierfür  vielmehr  der  Satz, 
dafs  das  der  Scheidung  selbst  zu  Grunde  gelegte  Ehescheidungsrecht  — 
ohne  Rücksicht  auf  eine  Wohnsitzveränderung  der  Ehegatten  während 
des  Scheidungsprozesses  oder  nach  Beendigung  desselben  —  mafsgebend 
bleibt,  wegen  des  inneren  Zusammenhanges  der  Vorschriften  über  die 
Zulässigkeit  der  Scheidung  mit  denen  über  die  Ehescheidungastrafen, 
wonach  diese  ab  ein  Teil  des  Ehescheidungsrechtes  erscheinen. 

Dieser  Zusammenhang  tritt  schon  in  den  in  das  gemeine  Recht 
übernommenen  Vorschriften  des  römisch -justinianischen  Rechtes  über 
die  Ehescheidungsstrafen  hervor,  in  dem  Strafcbarakter  dieser  Vor- 
schriften, in  der  Anknüpfung  an  die  Schuld  des  einen  Ehegatten,  was 
zur  Folge  hat,  dafs  in  gewissen,  besonders  schweren  Fällen  die 
Scheidungsstrafe  gegenüber  dem  gewöhnlichen  Mafse  sich  erhöht. 

Vergl.  Windscheidy  Pandektenrecht  Bd.  2  §  510;  Entsch. 
des  R.6er.  in  Civils.  Bd.  11  S.  201  flg.,  Bd.  27  S.  158  %., 
171;  Seuffert,  Archiv  Bd.  89  Nr.  220,  Bd.  45  Nr.  19. 

Wenn  auch  der  Gesichtspunkt  der  Strafe  nach  heutiger  gemein- 
rechtlicher Auffassung  zurücktritt,  so  wird  doch  auch  jetzt  die  Ehe- 
scheidungsstrafe nicht  nur  als  Entschädigung  des  unschuldigen  Teiles  flir 
die  ihm  durch  die  Scheidung  der  Ehe  verursachten  Nachteile,  sondern  auch 
als  eine  ihm  gebührende  Sühne  angesehen.  Als  willkürlich  (s.  v,  Bar 
a.  a.  0.)  können  die  römischrechtlichen  Ehescheidungsstrafen  nicht  des- 
halb bezeichnet  werden,  weil  sie  mit  dem  römischen  Dotalsystem  nicht 
in  notwendiger  Verbindung  stehen.  Sie  sind  von  dem  gemeinen  Rechte 
übernommen  und  an  die  verschiedensten  Güterrechtssjsteme  angepafst. 
Wenn  in  gemeinrechtlichen  Gebieten  in  deutschen  Gesetzen  und  Statuten 
die  Vermögensstrafen  der  Höhe  nach  abweichend  vom  römischen  Rechte 
bestimmt  sind,  so  darf  hierin  keine  Willkür  erblickt  werden,  vielmehr 
beweist  dies  nur,  dafs  insoweit  die  Schuld  und  die  hierfür  zu  gewährende 
Sühne  verschieden  beurteilt  wird.  In  betreff  der  mannigfiiltigen  und 
eigenartigen  Bestimmungen  der  deutschen  Partikularrechte  kann  hier 
at^  die  Zusammenstellung  in  den  Motiven  (Bd.  4  S.  613  flg.)  zu 
§  1454  des  Entwurfes  I.  Lesung  des  deutschen  Bürgerlichen  Gesetz- 
buches, verwiesen  werden.  Aus  derselben  ergiebt  sich  der  innere 
Zusammenhang  der  Bestimmungen  über  die  Ehescheidungsstrafen  mit 
dem  Ehescheidungsrechte  im  ganzen  klar.  Besonders  deutlich  tritt  dies 
hervor  in  dem  preufsischen  Landreclite  (§§  746  flg.  Tl.  U  Tit.  1)  und 
den  ihm  nachgebildeten  Ehescheidungsrechten,  in  den  eigentümlichen 
Vorschriften  über  die  Abwägung  der  Schuld,  über  das  Obergewicht  der 
Schuld  des  einen  Gatten  über  diejenige  des  anderen  Gatten,  wonach 
sich  gemäfs  der  Gröfse  des  Ehevergehens  auch  die  Höhe  der  dem  un- 
schuldigen Teile  zukommenden  Abfindung  bemifst,  und  in  den  G^etzen, 
gemäfs  welcher  nach  dem  Ermessen  des  Richters  bei  Festsetzung  der 
Gröfse  der  Entschädigung  auf  die  persönliche  Schuld  des  Verpflichteten 
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RttclcBidit  genommen  werden  soU.  Diese  Hinweisungen  genügen  in 
Ansehung  der  deutschen  Gresetze  und  Statuten,  ohne  dafs  nötig  wäre, 
auf  sonstige  Verschiedenheiten  des  Ehescheidungsrechtes  ntther  einzu- 
gehen. Der  ly.  CiTilsenat  hat  allerdings  in  dem  Urteile  vom  27.  Mai 
1881,  Entsch.  des  R.Ger.  in  Civils.  Bd.  5  S.  194%.,  in  welchem 
Falle  übrigens  das  Scheidungsurteil  einen  Ausspruch  über  die  Schuld 
nicht  enthielt,  den  Zusammenhang  zwischen  den  Vorschriften  über  die 
Scheidung  selbst  und  denjenigen  über  die  besonderen  vermögensrecht- 
lichen Wirkungen  in  Abrede  gezogen.  Allein  in  dem  späteren  Urteile 
vom  18.  Januar  1892  (abgedruckt  in  den  Entsch.  des  R.6er.  in  Civils. 
Bd.  29  S.  167  flg.)  hat  derselbe  Senat  in  einem  preufsischrecbtlichen 
Falle,  wo  in  dem  Scheidungsurteile  der  Ehemann  itlr  den  schuldigen 
Teil  erklärt  war,  ausgesprochen,  dafs  mit  dem  Ausspruch,  dafs  der 
eine  Ehegatte  für  den  schuldigen  Teil  zu  erachten,  zugleich  der  gesetz- 
liche Anspruch  des  unschuldigen  Gatten  auf  Abfindung  gegenüber  dem 
schuldigen  Teile  begründet  sei,  dafs  hierin  die  Zuerkennung  der  Ab- 
findung dem  Grunde  nach  liege.  Hiermit  ist  der  innere  Zusammenhang 
der  Ehescheidungsstrafe  mit  der  auf  Schuld  beruhenden  Ehescheidung 
augenscheinlich  anerkannt  (yeigl.  §  27  des  angeführten  Ges.  vom 
1.  März  1869),  und  es  fragt  sich,  ob  hiemach  die  in  dem  Urteile  vom 
27.  Mai  1881  hervortretende  Anschauung  noch  haltbar  ist 

Jener  Zusammenhang  tritt  auch  in  fremden  Rechten  in  verschiedener 
Weise  zu  tage.  Das  österreichische  Bürgerliche  Gesetzbuch  (§§  1266, 
1823)  gewährt  bei  Trennung  der  Ehe  vom  Bande  dem  schuldlosen 
Gatten  gegen  den  schuldigen  den  Anspruch  auf  volle  Genugthuung, 
d.  h.  auf  Ersatz  des  Schadens  und  en^angenen  Gewinnes.  In  dem 
Scheidungsurteile  wird  zugleich  ein  Ausspruch  über  die  Schuld  des 
verklagten  Teiles  gegeben. 

Hofdekret  vom  28.  August  1819.    Winitoarter  und  Stuben- 
rauch y  Kommentare  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch. 

Nach  dem  französischen  Rechte  (Code  civü  Artt.  299,  800,  Ges. 
vom  18.  April  1886)  verliert  im  Falle  der  Scheidung  aus  bestimmten 
Ursachen  der  schuldige  Teil  von  Rechtswegen  alle  die  Vorteile,  welche 
ihm  der  unschuldige  Teil,  sei  es  im  Heiratsvertrage,  oder  mittels  einer 
während  der  Ehe  gemachten  Schenkung,  zugewendet  hat,  sollte  auch 
der  Geber  auf  das  Recht,  diese  Vorteile  im  Falle  einer  Ehescheidung 
zu  widerrufen,  im  voraus  verzichtet  haben.  Dagegen  verbleiben  dem 
mischuldigen  Teile  alle  die  Vorteile,  welche  ihm  von  dem  anderen 
Gratten  im  Heiratsvertrage  ausgesetzt  worden  sind.  Wenn  dem  un- 
schuldigen Gatten  keine  solchen  Vorteile  ausgesetzt  worden  sind,  oder 
wenn  die  ihm  ausgesetzten  Vorteile  nicht  zu  seinem  Auskommen  hin- 
reichen, so  kann  das  Gericht,  welches  die  Scheidung  ausspricht  (bezw. 
zuläfst),  in  dem  Scheidungsurteile  diesem  Gatten  im  BedUrfnisfalle  eine 
Unterbai tssumme  aus  dem  Vermögen  des  schuldigen  Gatten  anweisen, 
welche  jedoch  nicht  den  dritten  Teil  der  Einkünfte  des  letzteren  über- 
steigen soll. 
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VeigL  Zaehariäj  Ftmnz^taiBehi»  CiviLraeht,  8.  AxS^  Bd^  8 
§  456. 
Der  Ansprtich  auf  eme  UnterbAitBsuiiniie  kann  jedoeh,  w«bb  das 
ScheidwigBurtal  nichts  darttber  bestimmt,  auch  in  einem  besondamn 
Prozesse  geltend  gemacht  werden.  Für  die  Schweiz  tlberlftfst  dM 
Btandesgesetz  vom  24.  Dezember  1874,  betr.  die  Feststelhmg  i»d  Be- 
nrkmidnng  des  Civihtandes  nnd  die  Ehe,  den  Kantonen  die  Regeluig 
der  Termt^nsrechtlichen  Folgen  der  Ehesdieidnng ,  während  es  die 
Ehescheidung  selbst  einheitlich  geordnet  hat.  Jedoch  soll  hiernach  der 
Ehescheidungsriehter  über  jene  Folgen  womöglich  in  dem  Scheidongs* 
urteile  selbst  bestimmen.  Diese  Folgen  werden  in  den  kantonalen 
Rechten,  soweit  sie  sich  nicht  an  den  Code  cwU  ansohliefsen ^  im  all- 
gemeinen dahin  bestimmt,  dafs  der  schuldige  Teil  dem  unsehnldigen 
Entschädigung  zu  gewähren  hat,  welche  der  Richter  nach  Art  und 
Mafs  nach  allen  in  Betracht  kommenden  subjektiven  und  objektiven 
Momenten,  namentlich  mit  Rücksicht  auf  das  Mafs  der  Schuld  und  mit 
BerttcksichtigUDg  des  Verhaltens  der  Gatten  während  der  Ehe  über- 
haupt zu  bemessen  hat  Zum  Teil  sind  in  Ansehung  der  Höhe  der 
Entschädigung  gewisse  Grenzen  gezogen,  bei  Ehebruch  soll  aber  auf 
das  Maximum  der  aus  dem  Vermögen  oder  dem  Einkommen  des 
Schuldigen  zu  leistenden  Entschädigung  erkannt  werden. 

Vergl.  Hub  er  y  System  und  Geschichte  des  Schweizerischen 
Privatrechts  Bd.  1  §  15  S.  201  flg.,  211  flg. 

In  England  ist  gleichfAlls  die  Zusammengehörigkeit  der  Normen 
über  die  Scheidung  und  derjenigen  über  die  vom  schuldigen  Teile  zu 
leistende  Entschädigung  oder  Alimentationsformel  dadurch  anerkannt, 
dafs  der  Ehescheidungsrichter  in  dieser  Beziehung  sofort  Vorsorge  trifft, 
wobei  ihm  fllr  Bemessung  der  Entschädigung  durch  eine  Aversionsl- 
summe  oder  Rente  unter  Bertlcksichtigung  der  VermÖgensverbältnisse, 
des  Betragens  der  Gatten  während  der  Ehe  und  der  Schuld  freie 
Stellung  eingeräumt  ist.  Ähnlich  verhält  es  sich  in  den  Staaten  der 
Nordamerikanischen  Union. 

Die  Gesetzgebung  einzelner  Staaten  kennt  bedeutende  Vermögens- 
strafen fllr  den  schuldigen  Teil,  insbesondere  im  Fall  des  Ehebruches. 
Gemeinsam  ist  fast  allen  Staatenrechten,  dafs  die  unschuldige  Frau 
Anspruch  auf  Alimente  hat,  worüber  der  Richter  nach  seiner  Beurteilung 
aller  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  entscheidet  und  zugleich  die 
nötigen  Sichernngsmafsregeln  trifilt.  In  der  Mehrzahl  der  Staaten  wird 
diese  Entscheidung  im  Scheidungsurteile  getroffen. 

Vergl.  Brown,  Ä  Commentary  on  the  Law  of  Divorce  and 
ÄUmony;  Pritchard,  Ä  Handbook  on  (he  Law  of 
Marriage  and  Divorce. 

Überall  tritt  also  der  innere  Zusammenhang  hervor.  Dieser  wird 
selbstverständlich  für  die  in  Deutschland  geltenden  Rechte  nicht  dadurch 
aufgehoben,  dafs  zufolge  der  Bestimmung  in  §  575  Abs.  2  C.Pr.O.  die 
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Yenndgensrechtlicheii  Folgen  der  Ehescheidong  nicht  EOgleich  mit  der 
Eheacfaeidungsklage  geltend  gemacht  werden  kOnnen. 

Vergl.  Seuffertf  Archiv  40  Nr.  298. 

Der  Anerkennung  der  Mafsgeblichkeit  des  inneren  Zasammen- 
hanges  steht  kein  Satz  des  sog.  internationalen  Privatrechtes  entgegen. 

Die  Richtigkeit  des  Principes  bewährt  sich  auch  an  den  Folgen 
bezw.  an  den  Konseqnenzen  and  Schwierigkeiten,  welche  sich  ergeben, 
wenn  das  Personaktatnt  des  Ehemannes  zur  Zeit  der  Rechtskraft  des 
Scheidnngsnrteiles  als  mafsgebend  anerkannt  würde.  Es  steht  im 
wesentlichen  in  Frage,  welches  Recht  entscheiden  soll,  wenn  während 
dee  Scheidungsprozesses  ein  Wohnsitzwechsel  stattfand.  Derlei  Prozesse 
können  lange  Zeit  dauern,  und  Wohnsitzveränderongen  in  der  Zeit  bis 
zom  rechtskräftigen  Urteile  kommen  häufiger  vor.  Es  liegt  die  Gefahr 
nahe,  dafs  der  seine  Verurteilung  voraussehende  Ehemann  vor  dem 
Scheidungsurteile  den  Wohnsitz  in  ein  Reehtsgebiet  verlegt,  in  dem 
seine  Verpflichtung  zur  Oewähning  des  Unterhaltes  der  geschiedenen 
Frau  gegenüber  nicht  anerkannt  wird.  Für  die  Frau  wäre  es  meistens 
z.  B.  ein  leerer  Trost,  wenn  sie  auf  die  gemeinrechtliche  Ehescheidungs- 
strafe verwiesen  würde.  Wo  kein  Vermögen  vorhanden  ist^  fehlt  es 
fth*  diese  Strafe  am  Gegenstande,  gerade  wie  fthr  die  preufsischrechtliche 
Abfindung,  während  der  Mann  vermöge  seines  Erwerbes  zur  Zahlung 
von  Alimentengeldem  wohl  in  der  Lage  sein  kann.  Hieigegen  schlägt 
der  Einwand  nicht  durch,  dafs  der  Mann  schon  im  Hinblick  auf  den 
bevorstehenden  Scheidungsprozefs  den  Wohnsitz  verlegen  könne.  Es 
handelt  sich  um  die  mögliche  Verhütong  unliebsamer  Konsequenzen. 
Überdies  kann  der  Mann  auch  genötigt  sein,  den  Wohnsitz  zu  ver- 
legen. Er  ist  Beamter  und  wird  versetzt  oder  mnfs  seines  Erwerbes 
wegen  wandern.  Erfahrungsgemäfs  ändern  sich  häufig  gerade  während 
des  Scheidungsprozesses  und  durch  die  Erörterungen  in  demselben  die 
besten  Gesinnungen  und  Absichten.  Aber  auch  abgesehen  hiervon 
könnte  je  nach  dem  Mafse  der  nach  dem  Personalstatute  zu  leistenden 
Strafe  oder  Entschädigung  ein  wesentlich  höherer  oder  auch  geringerer 
Betrag  zu  zahlen  sein,  als  nach  demjenigen  Rechte,  welches  der 
Scheidung  zu  Grunde  lag,  was  namentlich  in  der  Mehrzahl  der  Fälle, 
in  denen  dieses  Recht  zugleich  das  heimische  Recht  der  Gatten  bildet, 
echwer  empfanden  würde.  Andererseits  müfste  es  als  höchst  bedenklich 
erscheinen,  wenn  die  Ehescheidung  nach  einem  Rechte  erfolgte,  welches 
keine  Vermögensstrafe,  sondern  nur  eine  mäfsige  Alimentationsverpflichtung 
des  schuldigen  Gatten  auf  gewisse  Zeit  kennt,  und  nun  auf  Grand  des 
Peisonalfltatutes  z.  B.  die  hohe  gemeinrechtliche  Vermögensstrafe  ver- 
langt werden  könnte.  Das  gemeine  Recht  hat  sich  femer  bis  heute 
dahin  fortentwickelt,  dafs  die  gemeinrechtliche  Scheidungsstrafe  in  allen 
F^en  verschuldeter  Ehescheidang  gefordert  werden  kann.  Aber  dieser 
in  der  Praxis  geübte  Satz  gilt  doch  nur  für  die  in  dem  gemeinen 
Rechte  anerkannten  Ehescheidangsgründe ,  und  es  erscheint  nicht  zu- 
läsBig,  ihn  ohne  weiteres  auch  aaf  solche  eine  Schuld  eines  Gktten  in- 
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volvierende  Ortlnde  zu  tibertragen,  die  nur  in  einem  anderen  Rechte 
zum  Verlangen  der  Scheidung  berechtigen.  Ist  z.  B.  nach  dem 
preufsischen  Landrechte  (§  718  a,  718  b  Tl.  II  Tit  1)  oder  einem 
anderen  Gesetze,  welches  diesen  dem  gemeinen  Rechte  fremden 
ScheidungBgrtmd, 

vergl.  Seufferty  Archiv  Bd.  42  Nr.  87;  Entsch.  des  R.6er. 
in  Civils.  Bd.  15  S.  188  %., 
zulftfst,  wegen  unüberwindlicher  Abneigung  die  Ehe  geschieden,  und 
(nach  dem  preufsischen  Rechte)  der  klagende  Ehegatte  für  den  schul- 
digen Teil  erklärt,  so  könnte  im  Gebiete  des  gemeinen  Rechtes  die 
dem  anderen  Teil  gebührende  Abfindung  (§  786  Tl.  II  Tit  1)  nicht 
verfolgt  werden.  Die  Gestaltung  dieses  Scheidungsgrundes  im  preursischen 
Rechte  zeigt  überdies  besonders  deutlich  den  Zusammenhang  derselben 
mit  der  als  Folge  gesetzten  Ehescheidungsstrafe.  Eis  giebt  aber  in  den 
verschiedenen  Ehescheidungsgesetzen  aufserdem  manche  dem  gemeinen 
Rechte  unbekannte  Scheidungsgründe,  die  auf  einer  Schuld  des  ver- 
klagten Ehegatten  beruhen.  Nach  §  568  Abs.  2  C.Pr.0.  ist  der  von 
ihrem  Ehemanne  verlassenen  Ehefrau  (für  alle  Scheidungsgründe),  wenn 
der  Ehemann  seinen  Wohnsitz  nur  im  Auslände  hat  und  zu  der  Zeit, 
als  er  die  Klägerin  verliefs,  ein  Deutscher  war,  gestattet,  gegen  den- 
selben bei  dem  Landgerichte  seines  letzten  Wohnsitzes  im  Deutschen 
Reiche  die  Scheidungsklage  zu  erheben.  Diese  Vorschrift  soll  der  Ehe- 
ftau  besonders  in  Fällen,  wo  sie  nach  dem  Gesetze  am  Wohnsitze  des 
Ehemannes  Scheidung  zu  verlangen  nicht  berechtigt  wäre,  die  Möglich- 
keit, die  Scheidung  herbeizuBlbren ,  eröffnen.  Ist  die  Ehe  daraufhin 
von  dem  deutschen  Gerichte  geschieden  und  der  Ehemann  für  den 
schuldigen  Teil  erklärt,  so  könnte  die  Ehefrau,  falls  für  die  £he- 
scheidongsstrafe  das  Personalstatut  des  Mannes  zur  Zeit  des  Scheidnngs- 
urteiles  mafsgebend  wäre,  dieser  aber  in  einem  Staate  wohnt,  welcher 
keine  Ehescheidungsstrafe,  vielleicht  die  Trennung  der  Ehe  vom  Bande 
überhaupt  nicht  kennt  oder  sogar  die  Ehe  nicht  als  rechtsgültig  ge- 
schlossen anerkennt, 

vergl.  Entsch.  des  R.Ger.  in  Civils.  Bd.  9  S.  393  flg., 
überhaupt  keine  Entschädigung  fordern,  obwohl  sie  einer  solchen 
dringend  bedürfen,  der  Mann  hinreichendes  Vermögen  haben,  und 
gegen  ihn  auch  ein  Gerichtsstand  im  Inlande  (§  24  C.Pr.O.)  begründet 
sein  möchte.  Derartige  unliebsame  und  das  Rechtsgefllhl  verletzende 
Konsequenzen  werden  vermieden,  wenn  man  den  natürlichen  Zusammen- 
hang zwischen  Scheidung  und  Scheidungsstrafe  festhält. 

Von  dieser  Zusammengehörigkeit  geht  auch  das  Einführungsgesetz 
zum  deutschen  Bürgerlichen  Gesetzbuche  aus.  Mit  der  Vorschrift  des 
Art  17:  ,,Für  die  Scheidung  der  Ehe  sind  die  Gesetze  des  Staates 
mafsgebend,  dem  der  Ehemann  zur  Zeit  der  Erhebung  der  Klage  an- 
gehört*', sollen,  woran  nicht  gezweifelt  werden  kann,  auch  die  vermögens- 
rechtlichen Wirkungen  der  Scheidung  getroffen  werden  (s.  Protokolle 
der  I.  Kommission  S.  11524,  13  099 — 13104,  und  Motive  zu  Art  120 
des  Entwurfes   des  Einf.Ges.   [jetzt  Art.  201]).     Unter   der  Klage    ist 
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aber  die  Eheaeheidaiigsklage  verstanden.  Aus  Art  17  in  Verbindung 
mit  Art  201  des  £inf.6e8.  erhellt  zugleich,  dafs  die  Konfliktsfrage 
nur  noch  eine  vorübergehende,  beschränkte  Bedeutung  hat 

Locus  regit  actum.  —  Kommt  es  lezüglich  der  Form  der  Testaments- 
errichtung  auf  das  Recht  am  letzten  Wohnsitze  des  Testators  an? 
—  Genügt  auch  die  Einhaltung  derjenigen  Form,  welche  gilt,  wo 
das  Rechtsgeschäft  zur  Wirkung  gelangen  soll?  • —  Die  Form  der 
Testamente  richtet  sich  nach  demjenigen  Gesetz,  welches  für  die 
materielle  Beurteilung  der  Erbfolge  entscheidend  ist.  —  Kann  ein 
formgültig    errichtetes    Testament    seine    Gviltiglceit    durch    einen 

Wohnsitzwechsel  verlieren? 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  16.  Januar  1899  (Hanseatische  Qerichtszeitnng 
1899,  Beibl  S.  181,  Seufferts  Archiv,  N.  F.  24.  Bd.  S.  257). 

Der  am  2.  März  1896  in  Kingston  auf  Jamaica  verstorbene 
Samuel  W.  6.  Boeter  hat,  während  er  sich  bei  seinem  Bruder,  dem 
Kläger,  in  Schwelbeck  in  Holstein  aufhielt,  in  einem  von  ihm  selbst 
geschriebenen  und  unterschriebenen  Testamente  d.  d.  21-  August  1892 
den  Kläger  zu  seinem  Universalerben  ernannt  Von  seinem  Nachlafs 
ist  ein  Betrag  von  5221,68  Mk.  bei  der  Landgerichtskasse  in  Hamburg 
hinterlegt  Dem  Verlangen  des  Klägers  auf  Ausfolge  dieses  Betrages 
widersprechen  die  Beklagten,  die  Mutter  und  die  zwei  Schwestern  des 
Klägers  und  des  Erblassers,  weil  das  Testament  wegen  Nichtbeachtung 
des  ftlr  seine  Form  mafsgebenden  Gesetzes  nichtig  sei.  In  dieser  Be- 
ziehung steht  aufser  Zweifel,  dafs  dasselbe  den  am  Orte  der  Errichtung 
geltenden  Formvorschriften  des  Herzogtums  Holstein  nicht  entspricht. 
Kläger  macht  aber  geltend,  das  Testament  sei  hinsichtlich  seiner  Form 
nach  dem  rheinischen  Rechte  zu  beurteilen;  denn  der  Testator  habe 
seinen  letzten  Wohnsitz  in  Dtlsseldorf  gehabt,  also  seien  die  Vor- 
schriften des  Code  civil  Art  969,  970,  999  mafsgebend,  in  welchen 
das  holographische  Testament  anerkannt  ist  Dafs  das  Testament  den 
Vorschriften  des  Art  970  entspricht,  ist  aufser  Streit  Einig  sind  die 
Parteien  darüber,  dafs  der  Testator  von  1880  bis  zum  Jahre  1890 
seinen  Wohnsitz  in  Düsseldorf,  woselbst  er  als  OfBzier  bei  einem 
Husarenr^iment  stand,  gehabt  hat,  sich  im  Jahre  1890  ä  la  suüe 
des  Regiments  stellen  und  im  Jahre  1891  zu  den  Reserveoffizieren 
desselben  versetzen  liefs,  sowie  dafs  er  vom  Jahre  1890  ab  bis  zu 
seinem  Tode  ein  Reise-  und  Wanderleben  führte.  Die  Beklagten  be- 
haupten, er  habe  während  dieser  Zeit  mehrfach  einen  anderen  Wohnsitz 
begründet  und  gehabt,  nämlich  einmal  zur  Zeit  der  Testaments- 
errichtung in  Schwelbeck,  sodann  später  im  Jahre  1892/1898  in 
Heidelbeig  und  nach  seinem  Abgange  von  dort  auf  dem  Hofgute  des 
Klägers  Jasen  in  Holstein. 

Das  Landgericht  hat  dem  Klagantrag  entsprechend  den  EUäger 
für  befugt  erkllUi,  die  hinterlegten  5221,68  Mk.  für  sich  zu  erheben. 
Die  Beirafiing  ist  vom  Oberlandesgericht  IV  am  24.  Juni  1898  zurück- 
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gewiesen.    Die  Revision  der  Beklagten  wurde  vom  Beichagericht  VI 
am  16-  Janaar  1899  verworfen. 

Gründe:  Das  BeroinngBigericht  ftlhrt  sonlchst  aus,  dafs  der 
Testator  in  Schwelbeck,  wo  er  sein  Testament  errichtete,  seinen  Wohn- 
sitz nicht  gehabt  habe.  Insoweit  handelt  es  sich  um  thatsäehliche  Be- 
urteilung der  von  beiden  Teilen  behaupteten  VerhIÜtnisse  auf  der 
Grundlage  der  rechtlichen  firfordemisse  der  WohnsitzbegrUndung.  Ein 
Bechtsirrtum  ist  hierbei  nicht  ersichtlich;  ein  solcher  liegt  insbesondere 
nicht  darin,  dafs  das  Berufungsgericht  unter  anderem  darauf  besonderes 
Gewicht  legt,  dafs  der  Testator  während  seines  Aufenthaltes  in  Schwel- 
beck als  Kostgänger  seines  Bruders,  des  Klägers,  gelebt  hat  Die 
Frage,  welches  Recht  in  Ansehung  der  notwendigen  Form  des  frag- 
lichen Testamentes  als  mafsgebend  zu  erachten,  hatte  das  Berufangs- 
gerieht  nach  den  Grundsätzen  des  gemeinen  Rechtes  Aber  das  örtliche 
Geltungsgebiet  der  Reclitsnormen  zu  beurteilen.  Dies  hat  es  auch 
gethan.  Der  Vorwurf  der  Revision,  das  Berufungsgericht  sei  hierbei 
von  Vorschriften  des  code  dvü  ausgegangen  und  sehe  insbesondere 
diejenige  des  Art  999  als  eine  Norm  des  sogenannten  internationalen 
Plrivatrechtes  an ,  ist  nicht  begründet.  Es  spricht  vielmehr  auf  Gmnd 
seiner  Ansicht,  dafs  nach  den  erwähnten  gemeinrechtlichen  Grundsätaen 
hinsichtlich  der  Formgültigkeit  des  Testamentes  auf  die  Vorschriften  des 
code  cwH  zu  sehen  sei,  nur  aus,  dafs  der  Testator  nach  Art  999  in 
der  Lage  gewesen  sei,  auch  aufserhalb  seines  Wohnsitzes  ein  Testament 
in  Gemäfsheit  der  Art  969,  970  gültig  zu  errichten. 

Die  Revision  wendet  sich  femer  hauptsächlich  dagegen,  dafs,  wie 
das  Berufungsgericht  im  Anschlufs  an  das  Urteil  des  erkennenden 
Senats  vom  27.  April  1893  (Entsch.  des  R.G«r.  in  Civils.  XXXT 
S.  189  ff.)  ausgeführt  hat,  bei  Nichteinhaltung  der  am  Orte 
der  Errichtung  des  Testamentes  bestehenden  Form- 
vorschrift auch  in  Ansehung  der  Form  es  auf  das  Gesetz 
am  letzten  Wohnsitz  des  Testators  ankomme.  Geltend 
gemacht  wird :  f^r  die  Form  der  Rechtsgeschäfte,  besonders  letztwilliger 
Verfügungen,  gelten  selbständige  Grundsätze,  hiemach  seien  der  Regel 
nach  die  Gesetze  am  Orte  der  Errichtung  mafsgebend  (locus  regit 
actum).  Diese  Regel  leide  zwar  nach  der  neueren  Theorie  die  Ein- 
schränkung, dafs  auch  die  Einhaltung  derjenigen  Form 
genügen  soll,  welche  dort  gelte,  wo  das  Rechtsgeschäft 
zu  wirken  bestimmt  sei.  Dies  führe  allerdings  bei  letztwilligen 
Verfügungen  auf  den  Wohnsitz  des  Testators.  Allein  dieser  subsidiäre 
Satz  könne  dann  nicht  zur  Anwendung  kommen,  wenn,  wie  im  vor- 
liegenden Falle,  der  Testator  seinen  Wohnsitz  aufgegeben,  einen  neaen 
Wohnsitz  aber  nicht  begrtüddet  habe.  Fehle  es  an  einem  aktuellen 
Wohnsitz  (zur  Zeit  des  Todes),  so  müsse  die  Regel  locus  regit  actum 
allein  entscheidend  sein.  Auch  dieser*  Angriff  kann  nicht  als  zutrefend 
erachtet  werden.  Zuzugeben  ist,  dafs  der  Satz  loctts  regit  aetum  von 
Schriftstellem  des  internationalen  Privatrechtes  in  dem  Sinne  verstanden 
worden  ist,  ma&gebend  sei  für  die  Form  der  Rechtsgeschäft  in  erster 
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Linie  oder  alleiii  Abb  Oesets  des  Ortes  der  Errichtung  (s.  Sckäffner^ 
Entwiekelnng  des  intemationalen  Privateechtes  S.  92  ff.,  105,  182  ff.) 
mid  es  mag  sein,  dafs  die  Theorie  im  Auslände  sich  auch  heute  noch 
in  der  einen  oder  anderen  Richtung  bewegt,  wie  die  posftiTe  Oesets- 
gebnng  teilweise  den  Sati  in  dem  von  der  Revision  au%esteUten  Sinne 
festgelegt  hat  (s.  B.  das  sttchsische  Bürgerliche  Gesetzbuch  §  9).  Allein 
nach  dem  gemeinen  internationalen  Privatrecht  besteht  der  die  Form 
der  Rechtsgesdittfte,  insbesondere  der  letztwilligen  Verfügungen  be- 
herrschende Omndsata  nicht  so,  wie  er  von  der  Revision  formuliert  ist. 
Vielmehr  unterliegt  hiemach  principiell  auch  die  Form  als  ein  Bestand- 
teil oder  als  eine  Voraussetzung  des  Rechtsgeschäftes  der  Beurteilung 
nach  demjenigen  Rechte,  welches  für  das  Rechtsgeschftft  in  materieller 
Besiehung  mafsgebend  ist  Nach  einem  auf  Zweckmäfsigkeitsgrttnden 
beruhenden  Gewohnheitsrechte  soll  es  aber  genügen,  wenn  das  Rechts- 
geschftft nach  dem  Gesetze  des  Ortes,  wo  es  errichtet 
wurde,  formgttltig  errichtet  ist  (/SSstn^y,  System  Bd.  VIII  S.  849, 
358;  WäOiter,  Archiv  fttr  die  civil.  Praxis  Bd.  XXV  8.  868  f.; 
9.  Bar^  Theorie  und  Praxis  des  internationalen  Privatrechtes  Bd.  I 
§  117  S.  887,  840;  Böhm,  Die  rftumliche  Herrschaft  der  Rechtsnormen 
S.  18,  188;  Stc^^,  Deutsches  IVivatrecht  Bd.  I  §  81;  Unger,  System 
des  teterreichischen  Privatreehtes  Bd.  I  §  28  Nr.  VI;  Beminirg,  Pan- 
dekten I  §  40 ;  s.  £ntsch.  des  R.Ger.  in  Civilsachen  Bd.  XVIII  S.  46, 
Bd.  XIV  S.  184).  Ein  letzter  Wille  ist  also  formgttltig  errichtet,  wenn 
die  Formvorschrift  gemäfs  dem  für  denselben  tlberhaupt  maßgebenden 
Rechte  oder  dem  Gesetze  des  Ortes  der  Vornahme  beobachtet  worden 
ist  In  dieser  Weise  ist  der  Gnindsatz  auch  in  das  Einf.Ges.  zum 
B.6.B.  Art  11  Abs.  1  ttbemommen:  „Die  Form  eines  Rechtsgeschftftes 
bestimmt  sich  nach  den  Gesetzen,  welche  für  das  den  Gegenstand  des 
Rechtsgeschftftes  bildende  Rechtsverhftltnis  mafsgebend  sind.  Es  genügt 
jedoch  die  Beobachtung  der  Gesetze  des  Ortes,  an  dem  das  Rechts- 
geschftft vorgenommen  wird.^  Das  ftlr  die  materielle  Beurteilung  letzt- 
williger  VerAlgungen  im  allgemeinen  entscheidende  Recht  ist  dasjenige, 
das  am  letzten  Wohnsitz  des  Erblassers  gilt  Wenn  der  Grundsatz 
auch  dahin  ausgedruckt  wird,  es  mttsse  die  Form  desjenigen 
Rechtsgebietes  beobachtet  werden,  in  welchem  das 
Rechtsgeschftft  zu  wirken  bestimmt  sei,  so  ist  hiermit  doch 
nur  dasjenige  Recht  gemeint,  welches  ftlr  die  Beurteilung  des  einzelnen 
Rechtsgeschftftes  überhaupt  mafsgebend  ist  Bei  Reehtsgeschftften  unter 
Lebenden,  besonden  bei  Vertrftgen,  wird  hiemach  im  EinaelÜEdle  zu 
prüfen  sein,  wo  es  „zu  wirken  bestimmt  ist".  Für  die  Beerbung  aus 
einem  Testamente  kommt  aber  nur  das  am  letzten  Wohnsitz  des 
Testators  geltende  Recht  in  Betracht,  mag  der  Nachlafs  sich  dort  oder 
ganz  oder  teilweise  an  anderen  Orten  befinden,  mOgen  die  Erben  ihren 
Wohnsitz  dort  oder  an  anderen  Orten  liaben.  Fttr  den  »voriiegenden 
Fall,  wenn  der  Erbhissear  den  früher  innegehabten  Wohnsitz  aufgegeben 
hat  und  gestorben  ist,  ohne  einen  neuen  Wohnsitz  begründet  an  haben, 
gilt  nun,  wie  in  dem  Urteile  vom  27.  April  1898  (Entsch.  des  R.G^. 
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in  Civibachen  Bd.  XXXI  S.  189  f.)  ansgeführt  ist,  in  Ansehnog  der 
Erbfolge  das  an  dem  früheren,  spftter  aufgegebenen  Wohnsitze  des 
Erblassers  bestehende  Recht  An  diesem  Satze,  welcher  auf  der  not- 
wendigen Annahme  der  Fortwirkung  des  Rechtes  am  früheren  Wohn- 
sitze für  die  einheitliche  Regelung  der  erbrechtlichen  Beziehungen 
beruht,  dem  inzwischen,  was  die  Fortwirkung  jenes  Rechtes  betrifft, 
auch  der  IV.  Civilsenat  in  dem  Urteile  vom  10.  Juni  1895  (Entsch. 
des  R.Ger.  in  Civilsachen  Bd.  XXXVI  S.  207  f.)  in  anderer  An- 
wendung beigetreten  ist,  mufs  festgehalten  werden,  auch  wenn  die 
Erbfolge  aus  einem  Testamente  in  Frage  steht.  Es  sind  diesfalls  im 
wesentlichen  alle  dem  Urteile  vom  27.  April  1898  zu  Grunde  liegenden 
Erwägungen  a  isschlaggebend ,  so  dafs  hier  darauf  Bezug  genommen 
werden  kann.  Ist  aber  principiell  zunftcbst  in  Ansehung  der  Form 
der  Testamente  auf  dasjenige  Gesetz  zu  sehen,  welches  für  die 
materielle  Beurteilung  der  Erbfolge  entscheidend  ist, 
weil  eben  die  Form  einen  Bestandteil  oder  eine  Voraussetzung  des 
Testamentes  selbst  bildet,  so  folgt  hieraus,  dafs  wenn  der  Testator  den 
früher  innegehabten  Wohnsitz  angegeben  und  einen  neuen  Wohnsitz 
nicht  begründet  hat  und  wenn  deshalb  für  die  Beurteilung  des  Testa- 
mentes überhaupt  das  am  früheren  Wohnsitz  geltende  Recht  als  das 
entscheidende  zu  erachten  ist,  dieses  Recht  auch  zur  Anwendung 
kommen  mufs  für  die  Beurteilung  der  Form,  so  dafs,  wenn  nur  die 
Formvorschrift  dieses  Rechtes  gewahrt  ist,  das  Testament  als  gültig  er- 
richtet anzusehen  ist.  Es  ist  kein  Grund  ersichtlich,  warum  in  einem 
solchen  Falle  in  Ansehung  der  Form  nur  das  am  Orte  der  Errichtung 
des  Testamentes  bestehende  Recht  entscheidend  sein  sollte,  da  doch 
der  auch  die  Beobachtung  der  nach  diesem  Rechte  vorgeschriebenen 
Form  zulassende  Gewohnheitsrechtssatz  sich  nur  aus  Zweckmftfsigkeits- 
gründen,  aus  Rücksicht  auf  die  Erleichterung  des  Verkehrs  und  die 
Möglichkeit  der  Errichtung  von  letztwilligen  Verfügungen  Geltung  ver- 
schafit  hat  Willkürlich  ist  die  Unterstellung  der  Revision,  der  Testator 
habe  auf  die  Befugnis,  in  einem  holographischen  Testamente  Über  den 
Nachlafs  zu  verfügen,  mit  Aufgabe  seines  Wohnsitzes  in  Düsseldorf 
verzichtet.  Er  wollte,  wie  das  Berufungsgericht  mit  Recht  hervorhebt, 
unter  allen  Umständen  ein  gültiges  Testament  errichten,  zu  welchem 
Zwecke  ihm  die  Wahl,  die  eine  oder  die  andere  Formvorschrift  wahr- 
zunehmen, o£fen  stand.  Dahingestellt  bleiben  kann,  welche  Bedeutung 
etwa  der  klar  ausgedrückten  Absicht  eines  Testators,  nur  nach  der 
Formvorschrift  eines  bestimmten  Gesetzes  testieren  zu  wollen,  beizu- 
messen wäre. 

Für  gänzlich  einflufslos  auf  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  der 
Erblasser  das  Testament  vom  21.  August  1892  in  der  von  ihm  ge- 
wählten Form  gültig  errichten  konnte,  erachtet  das  Berufungsgericht 
die  etwa  später  (November  1892  und  1893j  erfolgte  B^ründung  eines 
neuen  Domizils  in  Heidelberg  oder  auf  dem  Hofe  Jasen  in  Holstein, 
weil  ein  hinsichtlich  seiner  Form  gültig  errichtetes 
Testament  seine  formelle  Gültigkeit   nicht  durch  einen 
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Wechsel  des  Wohnsitzes  verliere.  Ob  dieser  Ansicht  auch 
ftXc  den  Fall  beigetreten  werden  könnte,  wenn,  wie  hier,  der  Erblasser 
an(serhalb  seines  Wohnsitzes  (oder  des  Ortes,  welcher  als  sein  Wohn- 
sitz gilt)  an  einem  anderen  Orte  ohne  Beachtung  der  für  letzteren 
bestehenden  Formvorschriften  ein  Testament  nach  dem  Rechte  seines 
Wohnsitzes  errichtet,  ob  solchenfidls  nicht  vielmehr,  wenn  der  Testator 
nachher  einen  netten  Wohnsitz  begründet,  in  Konsequenz  des  ent- 
wickelten Principe  das  Recht  des  neuen  Wohnsitzes  auch  hinsichtlich 
der  Form  als  mafsgebend  angesehen  werden  mttfste  (s.  Wächter  S.  382 ; 
Unger  Bd.  I  S.  208  Anm.  190;  v.  Bar  Bd.  II  §  870  S.  824  Noten 
21,  22;  dagegen  Böhm  S.  189;  Stohhe  Bd.  I  §  81  Anm.  11;  Schäfer 
S.  195;  Eccius,  Preufsisches  Privatrecht  Bd.  IV  §  249  Anm.  155, 
156),  kann  dahingestellt  bleiben.  Denn  hätte  der  Testator  seinen 
letzten  Wohnsitz  (nach  Errichtung  des  Testamentes)  in  Heidelberg 
genommen,  so  wäre  die  Beurteilung  der  Formgttltigkeit  des  Testamentes 
deshalb  keine  andere,  weil  nach  den  Sätzen  969,  970,  999  des  badischen 
Landrechtes  das  holographische  Testament  gerade  so  wie  im  code 
cM  anerkannt  ist,  was  auch  das  Berufungsgericht  zu  einem  anderen 
Streitpunkte  der  Parteien  hervorhebt  Eben  dort  trifit  es  aber  weiter 
ohne  Rechtsirrtum  die  Feststellung,  dafs  der  Erblasser  einen  Wohnsitz 
in  Jason  im  Jahre  1898  nicht  b^llndet  hat 

PcUentgesetjs. 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  18.  Mai  1899  (Jnr.  Wochenschrift  1899  S.  444). 

Wegen  Verletzung  ausländischer  Patente  kann  von  dem  inländischen 
Gerichte  kein  Schutz  begehrt  werden  (vergl.  Jur.  Wochenschrift  1890 
S.  280  Nr.  24,  Entscb.  des  R.Oer.  in  Civils.  Bd.  80  S.  52). 

Verlust  der  Staatsangehörigkeit. 

Beschlufs  des  OberlandesgerichtB  Colmar  vom  13.  Dezember  1898  (Jur.  Zeitschr. 

für  äsafs-Lothringen  Bd.  24  S.  263). 

Die  Staatsangehörigkeit  geht  bei  ununterbrochenem  zehnjährigen 
Aufenthalte  im  Auslande  auch  dann  verloren,  wenn  der  Aufenthalt 
während  dieser  Frist  ganz  oder  zum  Teil  in  die  Zeit  der  Minder- 
jährigkeit fällt 

Gründe:  Der  Angeschuldigte  St  ist  am  11.  November  1867  in 
M.  geboren,  woselbst  damals  seine  gleichfalb  aus  Elsafs  -  Lothringen 
herstammenden  Eltern  wohnten,  also  durch  Abtretung  von  EUsafs- 
Lothringen  an  Deutschland  Deutscher  geworden.  Er  hat  jedoch  nach 
§  21  Abs.  1  des  R.Ges.  vom  1.  Juni  1870  die  deutsche  Reichs-  und 
elsafs  -  lothringische  Landesangehörigkeit  dadurch  wieder  verloren,  dafs 
er  1880  bald  nach  seinen  Eltern  das  Reichsgebiet  verliefs  und  seitdem 
bis  anfimgB  1898 1  also  über  zehn  Jahre,  ununterbrochen  im  Auslande 
(Frankreich)  sich  aufhielt  Der  Lauf  dieser  zehnjährigen  Verlustfrist 
begann  mit  dem  1880  erfolgten  Verzuge  des  St  nach  Frankreich, 
nicht  erst  mit  dem  am  11.  November  1888  stattgehabten  Eintritt  des- 
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selben  in  das  Alter  der  Volljäbrigkett;  denn  fs  bewirkt,  wie  das  Ober- 
landesgericbt  in  Übereinstimmnng  mit  den  Entsebetdnngen  des  Beiehtf- 
gerichts  Tom  4.  Februar  1895  und  28.  Noveoiber  1895  und  deren 
Begrttndong  (Entscb.  in  Straft.  Bd.  XXVI  8.  427,  Bd.  XXYIII 
8.  24)  annimmt,  die  blofse  Thatsache  des  nnnnterbroebenen  aehii- 
jftbrigen  Anfentbalts  im  Inlande  ancb  für  Minderjäbrige  den  Veilast 
der  Reiebs*  nnd  StaatsangehOrig^keit.  Der  angefocbtene  BesebloTs  hat 
deshalb  mit  Beebt  ein  gegen  den  8t  als  Anslftnder  wegen  im  Anslaad» 
begangenen  strafbaren  Handinngen  im  Inlande  m  richtende  Strafver- 
folgung nach  §  4  Str.G.B.  ftlr  UBSulSssig  eraehtet 


B.   Reclitsliülfe. 

Ersuchen    der  Berufsgenossensthafien  am   die  AmUgeridUe    um 

Zeugenvernehmung. 

Beschlnfs  des  OberlandeageriehtB  Colmar  vom  3.  Oktober  1898  (Jor.  ZeHsefar» 

jftr  EbafB-Lotkringen  24.  Bd.  8.  222). 

Die  Bestimmungen  der  §§  157 — 160  O.V.G.  bezieben  sich  nur 
auf  die  den  Gerichten  zu  gewährende  RechtsbUlfe  nnd  können  nicht 
ohne  weiteres  auf  andere  Behörden,  namentlich  nicht  auf  Ersneh- 
schreiben  von  BerufiEigenossenschaften  ausgedehnt  werden. 

Gründe:  Nach  den  §§  157  ff.  des  G.V.G.  haben  swar  die  Amts- 
gerichte die  in  diesem  Gesetze  vorgesehene  Bechtshülfe  zu  leisten.  Die- 
selbe ist  aber  anf  die  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  nnd  StrafiMchen 
den  Gerichten  zu  gewährende  Rechtshülfe  beschränkt  und  kann 
ohne  gesetzliche  Bestimmung  nicht  ohne  weiteres  auf  etwa  in  andern 
Fällen  und  von  andern  Behörden  zü  leistende  Rechtshttlfe  ausgedehnt 
werden.  Noch  weniger  können  fUr  solche  FMe  die  in  den  §§  159 
und  160  jenes  enthaltenen,  vom  gewöhnlichen  Verftihren  abweichenden 
und  insbesondere  bezüglich  des  Instanzenzuges  Ausnahmebestimmungen 
enthaltenden  Vorschriften  für  anwendbar  erachtet  werden.  Das  Ober- 
landesgericht sieht  sich  demnach  aufser  stände,  dem  bei  ihm  gestellten 
Antrage  zu  entsprechen.  Vergl.  übrigens  Entsch.  des  R.Grer.  1896  in 
der  Jur.  Zeitschr.  für  Elsafs-Lotbringen  8.  289  und  489. 
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Österreich. 

Beehtepreehnog  der  SsterreieliiMheii  Geriehtshttfe. 


Nickt  der  im  Auslande  gelegene  AnUssite  des  ErbUiSserSf  sondern 
Wien  ist  als  dessen  letzter  Wohnsita  anmsehen,  weim  er  seinen 
Amtssü$  verließ,  um  hier  seine  Pensionierung  au  erwirken  und 

sohin  ständig  eu  wohnen, 

EatBch.  des  k.  k.  obersten  OerichtshoiB  vom  14.  Mars  1899  (Zatschrift  für 
Notariat  und  freiwillige  Gerichtsbarkeit  in  Österreich  1899,  S.  161). 

In  der  Verlassenschaftsabhandlangssache  nach  dem  am  28.  Jani 
1898  in  Wien  (I.  Peteraplatz  Nr.  12,  Hotel  Wandl)  mit  Hinterlassong 
von  schriftlichen  letztwilligen  Anordnungen  verstorbenen  A.,  k.  and  k. 
^taterreichisch- angarischen  Generalkonsul  in  X.  in  Kleiuasien,  &nd  das 
k.  k.  Bezirksgericht,  Innere  Stadt  I  in  Wien  laut  Beschlufs  vom 
11.  Jänner  1899,  G.Z.  ^-  ▼n.joB~96  ^  ^^^  ^^^  ermittelten  reinen  Nach- 

lasse  keine  frommen  Gebühren  sa  bemessen,  weil  der  Erblasser  nicht 
in  Wien,  sondern  in  X.,  wo  er  k.  und  k.  Generalkonsul  war,  seinen 
ordentlichen  Wohnsitz  hatte  und,  als  er  starb,  seinen  ordentlichen 
Wohnsits  in  Wien  noch  nicht  begrOndet  hatte. 

Dem  Rekurse  des  n.  0.  Landesausschusses  gegen  den  Besehlulk 
der  ersten  Instanz,  insofern  damit  ausgesprochen  wurde,  dafs  von  dem 
reinen  Nachlasse  kein  Schulbeitrag  zum  n.  ö.  Landesfonds  bemessen 
werde,   hat  das  k.  k.   Landesgericht   in  Wien  als  Bekursgericht  mit 

Beechlufs  vom  18.  Februar  1899,  G.Z.  ^  ™ä*^"^  >  Folge  gegeben 
und  diesen  Teil  des  angefochtenen  Beschlusses,  dessen  tlbriger  Inhalt 
unberührt  bleibt,  dahin  abgettndert,  dafs  von  dem  reinen  Nachlasse 
nach  A*  der  gesetzliche  Schnlbeitrag  ftlr  den  n.  ö.  Landesfonds  zu  ent- 
richten ist.  Die  Bemessung  desselben  wurde  dem  k.  k.  Bezirksgerichte 
Innere  Stadt  I  aufgetragen. 

Diese  Entscheidung  stützt  sich  darauf,  dafs  aus  den  anläfslich  der 
Emleitung  der  Verlassenschaflsabhandlung  gepflogenen  Erhebungen 
hervorgeht,  dafs  der  Erblasser  seinen  bisherigen  Wohnsitz  und  Dienst- 
poeten in  X.  in  der  Absicht  definitiv  verlassen  hat,  um  in  Wien  seine 
Pensionierung  zu  erwirken  und  hier  seinen  dauernden  Aufenthalt  zu 
nehmen,  zu  welchem  Zwecke  er  auch  schon  eine  Wohnung  auf- 
genommen hat  An  dem  Beziehen  derselben  wurde  er  durch  seine 
Erkrankung  verhindert  Hiermit  ergiebt  sich,  dafs  er  sich  in  Wien 
in  der  Absicht  niedergelassen  hat,  hier  seinen  bleibenden  Aufenthalt  zu 
nehmen,  daher  Wien  auch  aU  sein  letzter  Wohnsitz  im  Sinne  des  §  66 
J.N.  angesehen  werden  mufs.  Ist  dies  aber  der  Fall,  so  ist  die  Ver- 
pflichtung der  Verlassenschaft  zur  Entrichtung  des  Schulbeitragee  im 
§  1  des  Ges.  vom  18.  Dezember  1871,  Nr.  1  R.6.B1.  ex  1872,  be- 
gründet, da  aus  der  Entstehung  nud  dem  Zwecke  dieser  Abgabe  sich 

Zeit««hzift  1  inUrn.  Priyat-  n.  StrAfrecht  etc.,  Bftnd  IX.  26 
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ergiebt,  dafs  ein  Nachlafs  dort  als  vorkommend  ansoBehen  ist,  wo  der 
Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes  seinen  Wohnsitz  gehabt  bat 

Dem  Revisionsrekurse  der  erbiasserischen  Witwe  und  testamen- 
tarischen ünivenalerbin  geg«n  den  reknrsgerichüiohen  Beeobfads  hat  der 
k.  k.  oberste  Gerichtshof  mit  Entsch.  vom  14.  MMrz  1899,  Z.  4034, 
keine  Folge  gegeben  nnd  diesen  BeschlaPs  aus  dessen  GrUnden  und  in 
der  weiteren  Erwägung  bestl&tigt,  dafs  der  pensionierte  Sektionschef  B. 
bd  seiner  am  15.  Juli  1898  protokollarischen  Einvemcübme  selbst  an- 
gegeben hat,  dafs  A. ,  bevor  er  seinen  Dienst  als  Generalkonsul  in  X. 
antrat,  in  Wien,  L  Stroblgasse  2,  gewohnt  hat,  dafs  er  im  Juni  1898 
von  X.  nach  Wien  in  der  Absicht  gereist  sei,  bei  dem  k.  und  k. 
Ministerium  des  Äufseren  sein  Pensionsgesuch  zu  überreichen  und  sich 
sohin  in  Wien  ansässig  zu  machen,  woselbst  er  bereits  eine  Jahres- 
wohnung gemietet  hatte,  und  dafs  auch  laut  Note  des  k.  und  k.  Mini- 
steriums des  Äufsern  und  des  kaiserL  Hauses  vom  20.  Juli  1898  A. 
seinen  letzten  ständigen  Aufenthalt  in  Wien  hatte,  woselbst  er  vor 
mehreren  Jahren  unter  der  Adresse;  I.  Stroblgasse,  domizilierte,  im 
Juni  1898  zu  dauerndem  Aufenthalte  aus  dem  Auslande  in  Wien  ein- 
getroffen W9LT  und  bereits  in  der  Flihrichgasse  im  I.  Berarke  eine 
Wohnung  gemietet  hatte.  Hiemach  hat  aber  das  Keknrsgericht  mit 
Recht  angenommen,  dafs  A.  zur  Zeit  seines  Ablebens  (28.  Juni  1898) 
seinen  ordentlichen  Wohnsitz  wieder  in  Wien  aufgesohlagen  hatte,  dafs 
daher  auch  der  Nachlafs  als  in  Niederöstenreich  vorgekommen  (nnd 
vorzugsweise  in  Wertpapierendepots  bei  der  Kreditanstalt  und  der 
Firma  C.  ft  Cie.  Nachfolger  in  Wien  bestehend)  von  der  Leistung  des 
Sehulbeitnges  nach  §  1  des  Ges.  vom  18.  Dezember  1871,  Nr.  1 
B.G.B1.  ex  1872 ,  nicht  befreit  ist  (s.  auch  §§  66  und  69  der  Jur.N. 
vom  1.  August  1895,  Nr.  111  R.G.B1.). 

Der  bewegliche  Nachlafs  eines  ausländischen  Staaisbikrgers,  der 
im  Auslände  seinen  Wohnsitz  hatte,  hmn  0ur  EntricMung  des 
Schulbeitrages  (Ges.  vom  18.  Beeember  1871,  L.G.Bl  für  N.Ö. 
Nr.  1  ex  187^  auch  dann  nicht  herangezogen  werden^  wenn  die 
Verlassenschaßsabhandlung  vor   einem   österreichischen    GeridUe 

stattfindet, 

Entsch.  des  k.  k.  obersten  Gerichtshofs  vom  10.  Jänner  1899,  Z.  135.  — 
I.  Senat  (Beil  z.  Allg.  Ost.  Ger.Ztg.,  CivilentBcheidungen  B.  109). 

Das  Bezirksgericht  Innere  Stadt  Wien  L,  welches  im 
Sinne  des  §  108  J.N.  vom  1.  August  1895,  R.G.BL  Nr.  111,  als 
AbhandlungsbehOrde  nach  der  in  Mailand  verstorbenen  und  daselbst 
wohnhaft  gewesenen  italienischen  Staatsangehörigen  A.  einschritt,  hat 
ausgesprochen,  dafs  von  dem  abgehandelten  beweglichen  Nachlasse  der- 
selben ein  Schulbeitrag  zum  n.  ö.  Landesscliulfonde  nicht  zu  entrichten 
sei.  Über  Rekurs  des  n.  ö.  Landesausschusses  hat  das  Landes- 
gericht  in  Wien  als  Rekursgericbt  den  erstrichterlichen  Be- 
schlufs   in   der  Erwflgung   bestätigt,   dafs   unter  den  im  §  1  des  Ges. 
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vom  18.  Dezember  1871,  L.0.B1.  ftlr  N.ö.  Nr.  1  ex  1872,  angefUhrtea 
in  Niederösterreich  yorkommenden  Verlassenschaften  nur  der  Nachlafs 
jener  Personen  verstanden  werden  kann,  welche  in  Niederösterreieh 
ihren  ordentlichen  Wohnsitz  hatten,  zumal  der  Grand  zur  Abnahme 
eines  Beitrages  für  Schalzwecke  Ton  einem  Nachlafsvermögen  nicht  in 
dem  Einschreiten  einer  oder  der  anderen  Abhandlangsbehörde,  sondern 
darin  liegt,  dab  angenommen  werden  kann,  der  Erblasser  sei  in  der 
Lage  gewesen,  von  der  Schaleinrichtung  des  betreffenden  Landes 
Gebrauch  zu  machen,  was  bei  jenen  Personen,  welche  —  wie  in 
diesem  Falle  die  Erblasserin  —  aufserhalb  dieses  Landes  ihren  Wohnsitz 
hatten,  nicht  zutrifft;  dafs  dieser  AnfTassong  auch  §  4  obigen  Gesetzes 
entspricht,  wonach  unbewegliches  Vermögen,  welches  nicht  in  Nieder^ 
Österreich  liegt,  bei  der  Berechnung  des  Schulbeitrages  nicht  in  Anschlag 
zn  bringen  ist,  obwohl  auch  dieses  Vermögen,  sofern  es  nicht  im  Aus- 
lände sich  befindet,  der  Verlassenschaftsabhandlung  unterzogen  wird. 

Der  ObersteGerichtshof  hat  dem  aufserordentlichen  Revisions* 
rdLurse  des  n.  ö.  Landesausschusses  bei  Abgang  der  Voraussetzungen 
des  §  16  des  kaiserL  Pat  vom  9.  August  1854,  R.G.B1.  Nr.  208, 
keine  Folge  g^eben  und  hat  der  richtigen  Begrtlndung  des  Rekurs- 
gerichtes  noch  hinzugefügt,  dafs  die  italienische  Staatsangehörige  A. 
seit  ihrer  im  Jahre  1866  erfolgten  Verehelicbung  ihren  bleibenden 
Wohnsitz  in  Italien  und  auch  früher  ihren  Wohnsitz  nicht  in  Nieder- 
österreich hatte,  dafs  nach  §  23  des  cit  kaiserl«  Pat.  und  der  Konsular- 
konvention vom  15.  Mai  1874,  R.G.B1.  Nr.  96  ex  1875,  der  in  Öster- 
reich befindliche  bewegliche  Nachlafs  eines  italienischen  Staatsangehörigoi 
überhaupt  der  Konsularbehörde  zur  weiteren  Verfügung  auszufolgen 
wire,  da(s  im  vorliegenden  Falle  das  Bezirksgericht  Innere  Stadt  I  in 
Wien  nur  deshalb  als  Abhandlungsbehörde  nach  der  A.  gemäfs  §  108 
J.N.  einschreitet,  weU  die  Testamentserben  dies  begehrt  haben,  und 
g^en  dieses  Begehren  laut  Zuschrift  der  Konsulatskanzlei  der  königL 
italienischen  Botschaft  vom  1.  August  1898  seitens  derselben  keine 
Eiinwendung  erhoben  wurde>  dafs  dies  jedoch  nicht  ausreicht,  eine  Ver- 
pflichtung der  auch  in  Mailand  domizilierenden  Testamentserben  zur 
Entrichtung  eines  Schulbeitrages  von  dem  Nachksse  zu  begründen, 
nachdem  derselbe  keineswegs  für  die  Abhandlungspflege 
bei  einem  inländischen  Gerichte  gefordert  und  eingehoben 
wird. 

Überreichung  der  Klage  bei  einem  ausländischen  Gerichte  schützt 
nicht  gegen  das  Erlöschen  der  im  §  530  Str.  Q.  bestimmten  Frist. 

Eotsch.  vom  9.  Dezember  1898,  Z.  11  783  (Beil.  s.  AUg.  Ost  Ger^tg.,  Straf- 
entscheidungen S.  129). 

Die  am  18.  September  1895  herausgegebene  Nummer  5001  des 
Triester  Blattes  „II  Piccolo^  brachte  einen  von  Leonardo  T.  unter- 
zeicfaneCen  Anfbatz,  der  ehrenrührige  Anwürfe  wider  den  Fiumaner 
Polizeikommissflr  M.  erbebt  In  einer  am  16.  Dezember  1895  beim 
königl.  Gerichtshofe  in  Fiume  überreichten  Eingabe  verlangte   deshalb 
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M«  die  BeBtrafang  des  T.  Der  Oerichtshof  leitete  vorerst  ttber  die 
HeimatszoBtändigkoit  des  letzteren  Erhebungen  ein  und  trat  im  Oktober 
1896  den  Akt  an  das  Landesgericht  in  Triest  ab,  als  sich  ergab,  da& 
T.  nach  Orsera,  Bezirk  Parenzo,  zuständig  sei.  Am  16.  Oktober  1896 
schritt  der  Untersuchungsrichter  des  Landesgerichtes  zur  Einleitung  der 
Voruntersuchung;  auf  seine  Veranlassung  wurde  T.  am  15.  November 
1896  als  Beschuldigter  vernommen,  aber  zur  Vornahme  der  Hauptver- 
haudlung  gelangte  das  Landesgericht  nach  mancherlei  ZwischeniUlexi 
(Einstellung  des  Verfahrens,  Aufhebung  dieses  Beschlusses  durch  die 
Reehtsmittelinstanz ,  Rückstellung  der  Anklageschrift  zur  Verbesserung 
n.  dgl.  m.)  erst  am  9.  Juli  1898.  In  derselben  wurde  von  der  Fragen- 
Stellung  im  Sinne  des  §  317  Str.Pr.O.  Umgang  genommen  und  Leonarda 
T.  ob  Eintrittes  der  Klage-  und  DeliktsverjHhrung  von  der  Anklage 
w^gen  Vergehens  gegen  die  Sicherheit  der  Ehre  freigesprochen.  Der 
Privatankl&ger  ergriff  das  Rechtsmittel  der  Nichtigkeitsbeschwerde.  Auf 
Orund  des  §  112  des  ungar.  Str.Oes.  ttber  Verbrechen  und  Vergehen 
(Ges. Art  XXXVII  vom  Jahre  1880),  welches  zur  Stellung  des  Ver- 
folgungsantrages dreimonatliche  Frist  gewährt,  meint  er  durch  die  beim 
königl.  Gerichtshof  Überreichte  Eingabe  vom  16.  Dezember  1895  sein 
Verfolgungsrecht  gewahrt  zu  haben;  der  von  ihm  nicht  verschuldeten 
Verzögerung,  welche  mit  den  Erhebungen  ttber  die  Heimatsangehörigkeit 
des  Angeklagten  verbunden  war,  läfst  sich  aber  nach  seinem  Dafiir- 
halten  eine  ihm  nachteilige  Wirkung  nicht  zugestehen^). 

Der  Kassationshof  verwarf  die  Nichtigkeitsbeschwerde. 

Orttnde:  Oesttttzt  auf  §  344  Z.  11  Str.Pr.O.  ficht  die  ^chtig- 
keitsbeschwerde  das  Urteil  lediglich  aus  dem  Grunde  an,  weil  Ein- 
bringung der  Klage  und  Verjährung  nicht  nach  den  Bestimmungen  dea 
ungarischen,  sondern  nach  jenen  des  österreichischen  Stra%eeetzes  be- 
urteilt wurden.  Sie  erscheint  aber  vollkommen  unbegründet  Denn 
sowohl  fllr  das  in  der  Klage  enthaltene  formellrechtliche  Begehr^i  um 
strafrechtliche  Verfolgung  des  Angeklagten  bezüglich  der  durch  Ver- 
öfientlichung  des  in  der  Druckschrift  „Piccolo**  am  18.  September  1895^ 
erschienenen  Artikels  in  Triest  begangenen  That,  als  auch  für  die 
Beurteilung  der  That  selbst  in  materiellrechtlicher  Hinsicht  sind  die 
Bestimmungen  der  österreichischen  Gesetze  mafsgebend. 

In  ersterer  Beziehung  bestimmt  der  Art  1  des  Ges.  vom  28.  Mai 
1878,  H.G.B1.  Nr.  119,  betr.  die  Einführung  einer  Strafprozefsordnong, 
dafs  letztere  als  alleinige  Vorschrift  bei  allen  Strafgerichten  zu 
dienen  bat,  und  verordnet  §  1  Str.Pr.O.,  dafs  eine  Bestrafung  wegen 
der  den  Gerichten  zur  Aburteilung  zugewiesenen  Handlungen  nur 
nach  vorgängigem  Strafverfahren  in  Gemäfsheit  der  Strafprozefsordnung 
und   infolge   eines   von   dem    zuständigen  Richter   gefüllten  Urteiles  er- 


1)  Wenn  die  Einleitung  oder  Fortsetzung  des  Strafver&hieos  von  der 
behördlichen  Entscheidung  einer  Vorfrage  abhängig  ist,  so  ruht  (nach  §  109 
des  Ungar.  Htr.G^s.)  die  Veijährung  bis  zur  rechtskräftigen  Entscheidung  fiber 
die  Vorfrage. 
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folgtti  kann.  Nach  §  46  Str.Pr.O.  aber  ist  das  Begehren  am  straf- 
rechtliche Verfolgung  bei  dem  Strafgerichte  zu  stellen,  welches  den 
citierten  Bestimmungen  gemttfs,  abgesehen  von  seiner  sonstigen  Juris- 
diktion, zumindest  ein  im  Geltungsgebiete  der  Stra^rozefsordnung 
liegendes  Strafgericht  sein  mufs. 

Anlangend  die  Verjährung  wurde  dieselbe  in  richtiger  Weise  nach 
dem  Osterreichischen  Stra^esetze  beurteilt,  denn  nach  Art  1  des  Kund- 
machungspatentes vom  27.  Mai  1852,  R.O.BL  Nr.  117,  hat  das  Straf- 
gesetz in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern 
auch  als  alleinige  Vorschrift  ftlr  die  Bestrafung  der  darin  bezeich- 
neten Handlungen  zu  gelten,  und  werden  in  demselben  die  Erlassung 
der  Strafe  und  die  Verjährung,  wodurch  ein  Vergehen  erlischt,  in  den 
§§  580 — 532  behandelt.  Da  nun  festgestelltermafsen  weder  der  Privat- 
ankläger von  der  Zeit  an,  wo  ihm  die  strafbare  Handlung  bekannt 
geworden  ist,  durch  sedis  Wochen  bei  einem  inländischen  Strafgerichte 
Klage  geführt  hat,  noch  der  Angeklagte  von  dem  Zeitpunkte  der  an« 
geblich  begangenen  strafbaren  Handlung  in  der  vom  §  582  Str.Ges. 
bestimmten  Zeit  von  einem  inländischen  Strafgerichte  in  Untersuchung 
gezogen  worden  ist,  so  hat  der  Gerichtshof  erster  Instanz  mit  Recht 
angenommen,  dafs  das  inkriminierte  Veigehen  sowohl  durch  Erlassung 
der  Strafe  im  Sinne  des  §  580  Str.Ges.  als  auch  durch  Verjährung 
gemäfs  §  581  Str.Ges.  erloschen  ist 

Es  mufste  sohin  die  Nichtigkeitsbeschwerde  verworfen  werden. 


Belgien. 

Bechtsprechiuig  belgischer  OerichtsliSfe. 

Urteü  des  Appellhofes  von  Lüttich  vom  20.  Januar  1897  {Clunei  1899  S.  620). 

Zu  Gunsten  des  Belgiers,  der  seine  Heimat  verlassen  hat,  wird 
bis  zum  Gegenbeweis  vermutet,  dafs  er  die  Absieht  habe,  zurückzu- 
kehren. Durch  die  Abwesenheit  flir  sich  allein,  solange  sie  auch  währt, 
geht  die  Eigenschaft  als  belgischer  Staatsangehöriger  nicht  verloren. 
Es  müssen  thatsächlicfae  Umstände  vorliegen,  die  auf  die  Absicht  des 
Aufgebens  des  Wohnsitzes  in  Belgien  schliefsen  lassen. 


England. 

Warmaeichen. 

ürteU  des  Polizeigerichts  vom  22.  April  1897  {Clwnei  1899  S.  614). 

Dadurch,    dafs  für   eine  im  Auslande   hergestellte  Ware  ein  eng- 
lisches Warenzeichen  oder  als  solches  englische  Worte  gebraucht  werden, 
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Mnri  nach  englischem  Handelsgehrauche  nicht  hewiesen,  dafs  die  Ware 
in  England  gefertigt  wurde.  Es  wird  hierdurch  also  auch  nicht  das 
Gesetz  von  1887  ttber  die  Warenzeichen  verletzt 

Sequestration,  Konkurs. 
Urteil  des  obersten  Gerichtshofes  vom  29.  Oktober  1887  (Clunet  1899  S.  GIS}. 

Wenn  der  Schuldner,  der  zur  Zahlung  verurteilt  wurde,  dieselbe 
verweigert  oder  vemäumt,  wiewohl  er  die  Mittel  dazu  hat,  kann  sein 
Vermögen  mittelst  richterlicher  Ordonnanz  unter  Sequestration  gestdlt 
werden.  Ist  der  Schuldner  Ausländer,  so  gentigt  zu  deren  Verhttngang, 
wenn  sich  derselbe  augenblicklich  in  England  aufhalt 

Zur  Eröffnung  des  Konkurses  ttber  sein  Vermögen  ist  nicht  er- 
forderlich, dafs  der  Schuldner  in  England  seinem  Wohnsitz  hat,  oder 
dafs  er  in  dem  dem  Antrage  vorhergehenden  letzten  Jahre  hier  gewohnt 
oder  ein  Wohn-  oder  Geschftftsbaus  gehabt  hat. 


Fcankreich. 

Rechtsprechung  ft*anz8sischer  OerichtshSfe. 

Staatsangehörigkeit  bei  Ehescheidung. 

Urteil  des  Civilgerichts  der  Seine  vom  28.  Juni  1898  (Clunst  1899  S.  379). 

Es  besteht  keine  Gesetzesvorschrift,  wonach  die  Ausländerin,  welche 
durch  ihre  Verheiratung  mit  einem  Franzosen  Französin  geworden  ist, 
diese  Eigenschaft  durch  die  spätere  Ehescheidung  oder  den  Tod  ihres 
Ehegatten  verliert. 

Fremdenaufenthait. 
ürtdl  des  Appellgerichts  von  Pau  vom  21.  April  1894  (Clunel  1899  S.  398). 

Es  kann  nur  dann  angenommen  werden,  dafs  ein  Ausländer  die 
vom  Fremdengesetz  vom  8.  August  1893  voi^eschriebene  Erklärung 
abgegeben  hat,  wenn  er  einen  Auszug  aus  einem  Register,  das  dieselbe 
feststellt,  vorlegt 

Der  Ausländer,  dem  dieser  Auszug  nicht  behändigt  wurde,  kann 
nicht  geltend  machen,  dafs  seine  Erklärung  vom  Bttrgermeistereisekretär 
nicht  angenommen  worden  war,  weil  er  die  Kosten  des  ihm  ttber  seine 
Erklärung   zu  liefernden   Registerauszuges   zu   bezahlen   sich    weigerte. 

Das  Fremdengesetz  vom  8.  August  1893  ist  auf  alle  Ausländer, 
ohne  Unterschied,  ob  sie  sich  bereits  vor  der  Verkttndung  desselben 
in  Frankreich  au%ehalten  haben  oder  nicht,  anwendbar.  Es  betrifit 
sogar  diejenigen,  die  schon  die  Erklärung  gemäfs  des  Dekretes  vom 
2.  Oktober  1888  abgegeben  haben. 
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Aufenthalt  der  Ausländer. 

Urtal  des  Znchtpolizeifferiehts   zu  Douaa  yom  SO.  Jnni  1896  (Clunet  1899 

8.  574). 

Art  1  des  Oes.  vom  8-  August  1898 1  dessen  Hauptzweck  dahin 
geht,  die  nationale  Arbeit  zu  schtttzen,  unterwirft  der  Notwendigkeit 
iter  Anmeldung  des  Ausländers  bei  dem  Bttrgermeister  des  Aufenthalts- 
ortes jeden  solchen  Ausländer,  der  in  eine  Gemeinde  kommt,  um  hier 
ein  Geschäft,  einen  Handel  oder  ein  Gewerbe  zu  betreiben,  und  zwar 
ohne  Rücksicht  auf  die  Dauer  seines  Aufenthaltes  in  dieser  Gemeinde. 
Es  gentigt  der  Uolse  Aufenthalt  ohne  längeren  Wohnsitz.  Befreit  davon 
ist  blofs  der  bei  zufUligem  und  in  kurzer  Zeit  yorttbergehendem 
Aufenthalt  geschehende  Betrieb.  Nicht  darunter  fUlt  aber  die  öftere 
Wiederkehr  eines  ausländischen  2iahnarzte8  behu&  Ausübung  seines 
Beru&« 

Natürliches  Kind. 

Urteil  des  Kassationshofes  zu  Paris  Tom  17.  Januar  1899  (Cimet  1899  S.  546). 

Die  in  Frankreich  wohnhaften  Ausländer  bleiben  in  Bezug  auf 
j^ae  Familienrechte  den  Gesetzen  ihres  Staates  unterworfen,  soweit 
deren  Anwendung  nicht  gegen  die  öffentliche  Ordnung  verstöfst.  Dies 
gilt  auch  ftlr  die  Anerkennung  oder  Anfechtung  der  Vaterschaft  eines 
aufserehelichen  Kindes.  Es  sind  dies  Rechtshandlungen,  welche  un- 
mittelbar die  Familie  betreffen,  und  ftlr  welche  nur  die  ausländischen 
Gesetze  ftlr  Ausländer  mafsgebend  sind.  Insbesondere  kOnnen  deshalb 
Seitenverwandte  italienischer  Staatsangehörigkeit  sich  nicht  auf  Art  889 
des  Code  civil  berufen,  um  die  Anerkennung  eines  natürlichen  Kindes 
zu  bestreiten,  auch  wenn  das  Kind  zur  Zeit  der  Zustellung  der  gericht- 
lichen Eüage  Franzose  war.  Dieser  Umstand  hat  nur  Bedeutung  ftlr 
die  Zuständigkeitsftage  der  französischen  Gerichte. 

Standesfrage  und  Handlungsfähigkeit 

Urteil  des  Appellgeriehts  zu  Paris  vom  16.  November  1896   iCltmet  1899 

S.  864). 

Der  m  Frankreich  wohnhafte  Ausländer  wird  bezüglich  seiner 
Handlungsftdiigkeit  nach  seinem  Personalstatut  rechtlich  beurteilt,  selbst 
wenn  sein  Mitkontrahent  über  sein  Alter  oder  seine  Staatsangehörigkeit 
getäuscht  wurde. 

Eheliches  Oüterrecht. 

Urteil  des  Appellhofes  zu  Algier  vom  2.  Mai  1898  {Clunet  1899  S.  885). 

Haben  sich  zwei  Ausländer  in  Frankreich  verheiratet,  so  ist  ftlr 
ihren  Güterstand  in  Ermangelung  eines  Ehevertrages  das  Gesetz  des 
ehelichen  Wohnortes  mafsgebend,  das  ist  der  Ort,  wo  die  Ehegatten 
zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  die  Absiebt  gehabt  haben,  ihren 
Wohnsitz  aufzuschlagen  und  seither  auch  wirklich  genommen  haben. 
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Schenkungen  unter  Ehegatten, 

Urteil  des  Appellhofes  in  Algier  vom  2.  Mai  1898  {ClwMt  1899  S.  885). 

Die  Schenkung  unter  Ehegatten  begründet  einen  vertragsmäfBigen 
Übergang  der  Vermögenfisttteke.  Für  denselben  ist  mafsgebend  der 
Wille  der  Parteien  und  das  Gesetz  des  Landes,  wo  die  Schenkong 
vollzogen  werden  soll.  Dies  gilt  sowohl  fUr  bewegliche  als  auch  un- 
bewegliche Bachen. 

• 

Ehescheidung^  Anwendung  ausländischen  Hechts. 

Urteil  des  Givilgeriehts  von  Dieppe  vom  2.  April  1896  {Clunei  1899  S.  860). 

Die  in  Frankreich  wohnhaften  Ausländer  geniersen  die  Rechts- 
wohlthat  der  Anwendung  der  Gesetze  ihres  Landes.  Namentlich  gilt 
dies  für  Fragen,  die  sich  auf  Trennung  von  Tisch  und  Bett  oder  Ehe- 
scheidung beziehen,  insbesondere  auch  hinsichtlich  der  Gründe  der- 
selben. 

Wiederverheiratung  einer  geschiedenen  Französin  in  Frankreich 
nach  Erwerb  deutscher  Staatsangehörigkeit, 

Urteil  des  Civilgerichts  der  Seine  vom  3.  Januar  1896  (ciunei  1899  S.  56% 

Nach  §§  84  und  77  §  2  des  deutschen  Personenstandsgesetzee  vom 
6.  Februar  1875  kann  eine  lediglich  von  Tisch  und  Bett  getrennte 
Frau  sich  erst  nach  gerichtlicher  Ehescheidung  wieder  verheiraten. 
Hat  sich  eine  Franz(toin,  die  in  solcher  Lage  lebt,  absichtlich  und  in 
betrügerischer  Absicht  in  einem  deutschen  Bundesstaate  naturalisieren 
lassen,  um  hierdurch  eine  Erleichterung  ihrer  Wiederverheiratnng  in 
Frankreich  zu  erzielen,  so  ist  die  Ehe  nichtig,  wenn  sie  in  Frankreich 
nicht  aufgeboten  und  verkündet  worden  war. 

Liegenschaften  der  Ausländer  in  Frankreich. 

Urteil  des  Appellhofes  zu  Algier  vom  27.  Januar  1899  (Clunet  1899  S.  558). 

Die  Liegenschaften  der  AusUnder,  welche  in  Frankreich  gelegen 
sind,  unterliegen  insbesondere  «uch  bezüglich  der  Frage  ihrer  Über- 
tragbarkeit und  Veräufserlichkeit,  unentgeltlichen  oder  lästigen  Titels, 
dem  französischen  Gesetze. 

Ausländische  Gesellschaft, 

Urteil  des  Handelsgerichts  der  Seine  vom  2.  Juli  1896  {aunet  1899  S.  575). 

Die  französischen  Gesetze  über  G^ellschaflen  sind  unanwendbar 
auf  ausländische  Gesellschaften,  soweit  sie  die  Ausübung  von  deren 
Hechten  in  Frankreich  zum  Gegenstand  haben,  insbesondere  die  Ver- 
ausgabung ihrer  Titel,  ihren  An-  und  Verkauf  auf  freiem  Markte  be- 
treffen. —  Der,  welcher  beliauptet,  dafn  eine  Gesellschaft  nach  dem 
inländischen  Gesetze  nicht  gehörig  gegründet  ist,  hat  den  Beweis  hin- 
über zu  liefern. 
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Der  Verkauf  der  Papiere  ansUlndiflcher  Grefiellschaften ,  die  noch 
nicht  bestehen,  ist  in  Frankreich  nicht  verboten.  Seine  Gültigkeit 
hängt  nur  Ton  der  nachfolgenden  Gründung  der  ausländischen  Gksell- 
schiät  ab« 

Intertkitianaler  Frachtvertrag. 

Urteil  des  Uandelumchts  der  Seine  Tom  23.  NoTember  1898  (Clunei  1899 

S.  m)  und  vom  4.  Mai  1898  (a.  a.  0.  S.  602). 


1.  Bei  einem  Un^ll,  einer  Verzögerung  oder  einem  Verluste, 
den  eine  Ware  auf  dem  Eisenbahntransport  erleidet,  der  aus  Frankreich 
nach  England  geschieht,  hat  das  Gericht  des  Bestimmungsortes  den 
Schaden  nach  den  Vorschriften  des  internationalen  Tarifs  zu  entscheiden. 

2.  Nach  Art  19  des  Bemer  Übereinkommens  richtet  sich  die 
Regelung  der  Warenlieferung  nach  den  Gesetzen  und  Verordnungen, 
die  auf  die  mit  der  Lieferung  belastete  Eisenbahn  anwendbar  sind. 

Bezeichnung  „Dentiste**. 

UrteU  des  AppeUgerichts  Paris  vom  14.  Man  1899  (Clunet  1899  &  541). 

Verboten  ist  nach  Art  20  des  Ges.  vom  80.  November  1892  der 
Grebraueh  des  von  einer  ausländischen  Universität  verliehenen  Titels 
des  Doktors  der  Medizin  durch  einen  Zahnarzt.  Dabei  ist  es  unerheb- 
lich, dafs  der  Beisatz  „der  Medizin^  weggelassen  wurde.  Auch  ist 
gleichgültig,  dafs  sich  der  Thäter  als  „amerikanischer  &hnarzt"  be- 
zeichnet hat,  da  diese  Angabe  dem  Publikum  leicht  entgeht. 

Versicherungsfvesen. 

Urteil  des  Handelsgerichts  der  Seine  vom  24.  September  1896  {Clunet  1899 

8.  526). 

Eine  Versicherung,  die  gegen  die  Gefahren  des  Transportes  von 
Waren  zur  See,  zu  Land,  auf  Kanälen,  Flüssen,  Eisenbahnen  jeder 
Art,  ebenso  in  Bezug  auf  die  Gefahren  der  Feuersbrttnste ,  der  Ent- 
wendungen oder  Beraubung  genommen  ist,  erstreckt  sich  nicht  auch 
auf  die  Folgen  der  Einziehung  oder  Beschlagnahme  der  Waren  seitenfi 
in-  oder  ausländischer  Behörden  oder  Gerichte. 

Seeversicherung. 

UrteU  des  Handelsgerichts  der  Seine  vom  R  Juni  1897  (Cltmet  1899  8.  840). 

Wenn  es  auch  richtig  ist,  dafs  der  Franzose,  der  im  Auslande 
ein  Schuldverhältnis  eing^t,  sei  es  als  Versicherer  oder  Versicherter, 
sich  dem  Gesetze  dieses  Landes  unterwirft,  so  kann  er  sich  im  Falle 
der  g^en  ihn  gerichteten  Klage  auf  das  ^nzösische  Gesetz  zur  Rege- 
lung seines  Schuldverhältnisses  nur  unter  der  Voraussetzung  nicht  be- 
rufen, dafs  die  Versicherungspolice  keine  Bestimmung  enthält,  welche 
auf  dem  Gebiete  des  Versicherungswesens  der  öffentlichen  Ordnung  in 
Frankreich  widerspricht  Nach  geltendem  französischen  Rechte  kann 
die  Versicherung   auf  dem   Gebiete    des  Seewesens    vom  Versicherten 
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selbst  oder  von  einem  Dritten  abgeschlossen  werden,  der  fttr  dessen 
Rechnong  nnd  in  dessen  Anftrag  handelt  Jedoch  yerbietet  es  die 
öfienüiche  Ordnnng,  dafs  die  Venicbemng  sich  auf  etwas  anderes,  als 
anf  den  Transport  selbst  erstreckt  Also  ist  eine  Versicherang  nicht 
rechtsgültig,  die  von  einem  OlKnbiger  im  Namen  seines  Schnldneis  ab> 
geschlossen  wird,  wenn  sie  nicht  irgend  einen  Teil  des  den  Oeftüiren 
des  Meeres  ausgesetzten  Vermögens  eum  Gegenstände  hat,  sondern  die 
Sicherung  der  Zahlung  einer  Forderung,  die  dem  Gläubiger  bei  jedem 
Stand  der  Sache  und  ohne  Rtlcksicht  auf  das  Schicksal  des  Schiff» 
während  der  Seereise  geschuldet  ist 

Geistiges  Eigentum  an  einem  Werke  der  Industrie. 

urteil  des  Appellhofes  Ton  Douai  vom  6.  April  1898  {Clunet  1899  6.  882). 

Nach  Art  14  des  deutschen  Kunstgesetzes  vom  9.  Januar  1876 
verliert  das  Kunstwerk  den  Schutz  dieses  Gesetzes  und  Aült  unter  das 
Gesetz  vom  11.  Januar  1876  über  die  Muster  und  Modelle,  wenn  der 
Urheber  des  Kunstwerkes  gestattet,  dasselbe  an  einem  Werke  der 
Industrie,  Fabrik  oder  Handwerkes  nachsubilden«  Zwar  sind  die 
deutschen  Künstler  in  1<Vankreich  g^gen  die  Nachbildungen  ihx«r 
Kunstwerke  nach  dem  deutschen  Kunsteesetze  vom  9.  Januar  1876 
und  dem  internationalen  Bemer  Übereinkommen  vom  9.  September  1886 
geschützt,  allein  nicht  in  Bezug  auf  ihre  Muster  und  Modelle,  weil 
Deutschland  bisher  dem  internationalen  Übereinkommen  vom  20.  Mlrs 
1888  nicht  beigetreten  ist,  wodurch  das  geistige  Eigentum  an  in- 
dustriellen Werken  ftlr  die  Angehörigen  der  Verbandsstaaten  dieses 
letzteren  Übereinkommens  geschützt  wurde. 

Testament. 

Urtdl  des  Appdlgerichts  zu  Paris  vom  2.  Dezember  1898  {Clunet  1899  S.  584). 

Das  Personabtatut  ist  mafsgebend  (Ur  die  Fragen  der  Handlungs- 
fjfthigkeit  und  des  Personenstandes,  dagegen  nicht  fUr  die  äuPsere  Form 
der  Rechtshandlungen.  Der  Grundsatz  ^^locus  regit  actum*^  ist  in  dieser 
Hinsicht  eine  Regel  des  öffentlichen  Rechts  und  deshalb  nicht  blofs 
fiikultativ  anwendbar,  deshalb  ist  ein  von  einem  Engländer  in  Frank- 
reich in  den  Formen  des  englischen  Gesetzes  errichtetes  Testament 
nichtig  und  rechtsunwirksam. 

Eigenhändiges  Testament. 

urteil  des  Appellgerichts  von  Nimes  vom  12.  Dezember  1898  (Clunet  1899 

S.  599). 

Die  Vorschrift  des  Art  1007  des  Code  cwily  wonach  jedes  eigen- 
bltndige  Testament  dem  zuständigen  Gerichtspräsidenten  zur  Sicherung 
des  Inhalts  und  der  äufseren  Form  vorgelegt  werden  soll,  ist  auch  auf 
das  eines  in  Frankreich  verstorbenen  Ausländers  anwendbar,  falls  diese 
Frage  nicht  anderweitig  durch  einen  Staatsvertrag  geregelt  ist. 


Frankreich.  ^\\ 

Testament  in  ausländischer  Sprache. 

Urteil  des  Appellgerichts  von  Toalooee  Tom  2.  Februar  1898  (Clunet  1899 

a  575). 

Ein  öffentliches  Testament,  das  vom  Testator  in  einer  fremden 
Sprache  diktiert  wurde,  ist  rechtsgültig  vom  Notar  in  fbrnaOsischer 
Sprache  niedergeschrieben,  fidls  die  Übersetaung  davon  eine  genaue 
und  getreue  Wiedergabe  des  Willens  des  Testators  bildet 

Vormundschaft. 
Urteil  des  Appellgerichts  zu  Nancy  vom  29.  Oktober  1898  (Clunet  1899  S.  602). 

Ausländer  können  als  Vormttnder  Air  Minderjährige,  mit  denen 
sie  verwandt  oder  verschwägert  sind,  ernannt  werden.  Vergl.  Urteil 
des  Kassationshofes  vom  16.  Februar  1875  (Clunä  1875  S.  441). 
Ebenso  kann  ein  mit  dem  Minderjährigen  Verwandter  Mitglied  des 
Familienrats  sein  (Urteil  des  Civilgerichts  Montbeliard  vom  10.  März 
1899  a.  a.  0.  S.  605). 

Zuständigkeitsfrage. 

Urteil  des  Handelsgerichts  der  Sdne  vom  7.  Januar  1899  (Clunet  1899  S.  854). 

Eine  französische  Gesellschaft,  die  ihren  Sitz  in  Frankreich  hat, 
kann  von  einem  Franzosen  rechtswirksam  vor  das  Oericht  seines  Wohn- 
sitzes in  Frankreich  geladen  werden,  auch  wenn  die  Schuldurkunde, 
die  den  Gegenstand  der  Klage  bildet,  im  Auslande  vollzogen  wurde 
und  nach  Wahl  des  Inhabers  derselben  entweder  in  Frankreich  oder  im 
Auslande  zahlbar  ist. 

FtoBefsrechtlicher  Wohnsite  ausländischer  Gesellschaften. 

Urteil  des  Appellgeriehtshofes  zu  Paris  vom  10.  und  17.  Februar  1899 

{Clunet  1899  S.  522). 

Eine  ausländische  Cksellschaft,  die  ihren  Sitz  im  Auslande  hat, 
kann  in  Frankreich  eine  Zweigniederlassung  haben  oder  auch  einen 
Wohnsitz,  der  den  Vorschriften  der  CivUprozefsordnung  entspricht,  d.  h. 
eine  Zweigniederlassung,  wo  ihr  die  Prozefsakte  gültig  zugestellt 
werden  können. 

Prozefskostensicherheit. 

1.  Urteil  des  Appellhofes  von  Nancy  vom  8.  Dezember  1895  (Zeitschr.  f.  franz. 

Givürecht  Bd.  XXIX  S.  604). 

Das  Ges.  vom  5.  März  1895,  welches  den  ausländischen  Eüäger 
verpflichtet,  die  ca^äio  judieatum  söhn  auch  in  Handelssachen  zu  stellen, 
hat  weder  in  seinem  Grundsatze  noch  in  seinem  Wortlaute  den  Art  166 
C.  d.  pr.  c.  abgeändert 

Demgemäfs  hat  der  Ausländer,  welcher,  nachdem  er  als  Kläger 
in  erster  Instanz  für  die  Kosten  und  die  aus  dem  Rechtsstreit  sich  er> 
gebenden  Entschädigungen  Sicherheit  geleistet  hat,  hierauf  die  Rolle 
des  Appellaten  vor  dem  Appellhofe  der  von  seinem  französischen  Gegner 


412  Rechteprechnng. 

eingelegten  Bernfang  Übernimmt,   nicht  die  Verpflichtung,   von  neaem 
Sicherheit  ftlr  die  Kosten  zweiter  Instanz  zu  leisten. 

2.   Urteil  des  Handelsgerichts  zu  Marseille  vom  24.  Janoar  1896  (Clunet  1899 

S.  535). 

Die   Einrede    mangelnder  Prozefskostensicherheit  mnfs  vor  jeder 

ESinlassnng  zur  Sache   selbst  entgegengesetzt  werden.     Zn  spät  ist  sie 

vorgebracht,  wenn  sie  als  Incidentantrag   beim  Vollzage  eines  bereits 

ergangenen,   fOr  vorläufig  vollstreckbar  erklärten  Urteils  gestellt  wird. 

8.   Urteil  des  Appellhofes  zu  Paris  vom  24.  April  1896  {Clunei  1899  S.  843). 

Wenn  der  Beklagte  in  erster  Instanz  Berufung  gegen  ein  Urteil 
einlegt,  in  dem  seine  Ansprüche  abgewiesen  wurden,  kann  er  nicht 
mehr  und  erst  in  der  Berufungsinstanz  beantragen,  dafs  sein  Gegner, 
der  Ausländer  ist,  zur  Leistung  einer  Prozefskostensicherheit  ver- 
pflichtet sei. 

4.    Urteil  des  Handelsgerichts  der  Seine  vom  8.  Oktober  1897  (Clunet  1899 

S.  538). 

Die  Ausländer,  welche  eine  Prozefskostensicherheit  zu  leisten  haben, 

können   dieselben   bewirken   durch    Hinterlegung    der  Summe   bei   der 

Hinterlegungsstelle   durch  jeden   Bevollmächtigten.     Es  genügt   hierbei 

die  besondere  Angabe,    dafs  die   in    Rede  stehende  Sicherheitssumme 

von  dem  und  dem  Gerichte   in   der  und  der  Prozefssache  angeordnet 

worden  ist. 

Eidesleistung  im  Auslände. 

Urteil  des  Kassationshofes  vom  4.  Mai  1898  (Clunet  1899  S.  843). 

Die  Gerichte  können,  wenn  der  Eidespflichtige  im  Auslande  sich 
aufhält,  das  ausländische  Gericht  um  Eidesabnahme  ersuchen. 

Vollstreckbarkeitserklärung  eines  ausländischen  Urteils. 

Urteil  des  Appellgerichts  zu  Paris  vom  1.  April  1898  (Clunet  1899  S.  562X 

Das  Gericht,  das  mit  dem  Antrage  auf  Vollstreckbarkeitserklärung 
eines  ausländischen  Urteils  befafst  ist,  darf  der  ihm  unterliegenden  Ent- 
scheidung selbst  nichts  beiftlgen. 

Vollstreckung  ausländischer  Urteile  in  Frankreich. 
Urteil  des  Appellgericht»  von  Douai  vom  10.  April  1895  (Clunet  1899  S.  375). 

1.  Die  Entscheidungen  ausländischer  Gerichte  können  in  Frank- 
reich nur  nach  Vollstreckbarerklärung  durch  französische  Gerichte  voll- 
streckt werden. 

2.  Der  hierzu  zuständige  französische  Richter  hat  nicht  von  neuem 
zu  verhandeln.  Er  handelt  dabei  nicht  wie  ein  Gericht,  das  einen 
Kechtsstreit  zwischen  den  Parteien  erledigt,  sondern  kraft  der  ihm 
seitens  des  französischen  Staates  übertragenen  und  in  dessen  Namen 
geübten    Gerichtsbarkeit.     Folglich    hat    er  sich,    was   das   Verhältnis 
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Frankreichs  zu  Italien  betri£Ft,  auf  die  Untersuchong  der  drei  im 
Staatsvertrage  Yom  11.  September  1860  aufgeftlhrten  Bedingungen  au 
beschränken. 

Exterritariaiität. 

Urteil  des  Znchtpoliaeigeriehta  der  Seine  vom  18.  Februar  1899  (CluMt  1899 

S.  369). 

1.  Das  Recht  der  Ezterritorialitttt ,  das  zum  Schutze  der  aus- 
llndischen  Oesandten  während  ihrer  Amtstbätigkeit  besteht,  hOrt  auf, 
wenn  der  Gesandte  dies  Amt  nicht  mehr  bekleidet,  selbst  wenn  er 
auch  seinen  Aufenthalt  in  Frankreich  beibehält. 

2.  Unzuständig  sind  aber  die  französischen  Gerichte  zur  Ent- 
scheidung über  Rechtshandlungen,  die  ein  ausländischer  Konsul  in 
Frankreich  im  Rahmen  seiner  Zuständigkeit  in  Bezug  auf  seine  Staats- 
angehörigen vorgenommen  hat. 


Italien. 

Staatsangehörigkeit, 

Urteil  des  Rassationshofes  zu  Turin  vom  11.  Mai  1897  (Clunei  1899  S.  628). 

Die  Vermutung,  wonach  die  italienische  Staatsangehörigkeit  als 
stillschweigend  gewollt,  dem  von  einem  Ausländer  herstammenden,  in 
Italien  geborenen  Kinde  zusteht,  wenn  der  Vater  seit  mehr  als  zehn 
Jahren  seinen  Wohnsitz  in  Italien  hat,  ist  eine  „praesumpfto  juris  et 
de  jure^^  die  nur  durch  Option  der  Eltern  beseitigt  werden  kann 
(Art  538  des  Code  civil), 

Ehescheidung  van  Ausländem. 

Urteil  des  Gerichts  von  Mailand  vom  2.  Juni  1897  (Clunet  1899  S.  409). 

Die  italienischen  Gerichte  sind  befugt,  die  Ehescheidung  zwischen 
ausländischen  Ehegatten,  die  in  Italien  wohnen,  dann  wenigstens  aus- 
zusprechen, wenn  dieselben  Angehörigen  eines  Staates  sind,  dessen 
Gesetzgebung  die  Ehescheidung  zulä&t 

Litterarisches  Eigentum. 

Urteil  des  Kassationshofes  su  Rom  vom  10.  Oktober  1896  (Ckinei  1899  S.  628). 

Nach  den  Grundsätzen  des  Bemer  Übereinkommens  vom  9.  Sep- 
tember 1886  liegt  in  der  einfachen  scenischen  AufPÜbrung  eines  Werkes 
keine  Veröffentlichung  desselben.  Folglich  beginnt  die  10  jährige  Frist, 
während  der  das  Übersetzungsrecht  dem  Urheber  gewahrt  ist,  nicht 
Tom  Tage  der  Aufführung ,  sondern  vom  Tage  der  Heraußgabe  im 
Verlage. 
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GeseUschcrft. 

Urteil  des  Kaasatioiushofes  in  Florens  vom  25.  Juni  1896  (Clunet  1899  S.  624). 

Die  Klage  auf  Auflösaiig  einer  GeseUschaft,  die  ihren  HanptsitE 
im  Auslände  hat,  kann  in  Italien,  selbst  von  den  italienischen  Gesell- 
schaften,  nicht  vor  dem  Gerichte  des  Gerichts  der  Zweigniederlassung 
erhoben  werden.  Hierzu  ist  lediglich  dasjenige  der  Hauptniederlassung 
zuständig. 

Äuslieferung. 

Urteil  des  Kassationshofes  zu  Rom  rom  29.  Oktober  1896  (Clunet  1899  S.  412). 

Wenn  der  Ausgelieferte  in  Italien  eines  Verbrechens  oder  eines 
Vergehens  beschuldigt  ist,  das  nicht  im  Auslieferungsakte  erwähnt  ist, 
kann  der  italienische  Richter  demungeachtet  alle  Untersuchungshand- 
lungen anordnen,  um  die  Flucht  oder  den  Ungehorsam  des  Beschuldigten 
zu  verhüten. 


Niederlande. 


Pro^efskostmsicherheit 

Urteil  des  Gerichts  zu  Rotterdam  vom  25.  November  1896  {Clunet  1899  S.  422). 

Der  ausländische  Beklagte,   der   eine  Widerklage  erhebt,   ist  zur 
Leistung  einer  Prozefskostenkaution  verpflichtet. 


Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 

Justizverwaltungsstellen  etc. 

I.    Deutschland. 

1.     Reichsgesetze,   Kaiserliche  Verordnungen  etc. 

1.  Allerhöchster  firlafs,  betr.  die  Erkl&rung  des  Schatzes 
ttber  die  Karolinen,  Palau  und  Marianen,  vom  IB.  JuU 
1899  (R.G.B1.  S.  541). 

2.  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  17.  August  1899t 
betr.  den  Schutz  deutscher  Warenbezeichnungen  in  Gua- 
temala (R.6.BI.  S.  548). 

Auf  Grund  einer  Vereinbarung  mit  der  Regierung  der  Republik  Ghiate- 
mala  wird  hierdurch  unter  Hinweis  auf  §  23  des  G^esetzes  zum  Schutze  der 
Warenbezeichnungen  vom  12.  Mai  1894  (R.G.B1.  S.  441)  bekannt  gemacht, 
da(s  in  Guatemala  deutsche  Warenbezeichnungen  im  gleichen  Umnmge  wie 
inl&ndische  Warenbezeichnungen  zum  gesetzlichen  Schutze  zugelassen  weiden. 
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2>     Gesetae,   Verordnangen  ete.   der  einzelnen 

BundeBstaaten. 

Bayerm. 

1.  Bekanntmachnng  des  k.  Staatsministerioms  der  Jnstiz  vom  8.  Juni 
1899,  die  Rechtshtllfe  in  Patentsachen  im  Verkehre  mit 
Österreich  betr.  (jQ8t.Min.Bl.  S.  139). 

Auf  Yeranlassmig  des  Auswärtigen  Amtes  in  Berlin  werden  die  Gerichte 
davon  in  Kenntnis  gesetzt,  dafs  ihnen  der  unmittelbare  Gteschäftsverkehr  mit 
den  k.  k.  österreichischen  Patentbehörden  gestattet  ist. 

2.  Bekanntmachung  des  Justizministeriums  vom  6-  August  1899, 

den   Verkehr    mit    dem    Gericht   in   Kiautschou   und    den 

Marinegerichten  im  Auslande  betr.  (JustMin.Bl.  S.  855). 

Dem  Gharieht  in  Kiautschou  und  den  Marinegerichten  im  Ansluid  ist 
der  anmittelbare  G^eschttftsverkehr  mit  den  bayerischen  Gerichten  gestattet 
sowohl  für  die  von  ihnen  ausgehenden  Ersuchungsschreiben  als  auch  für  die 
Erledigung  von  Ersuchen  bayerischer  Gerichte.  Für  Schreiben  der  baye- 
risehen  Gerichte  an  die  bezeichneten  Behörden  hat  es  bei  den  bestehenaen 
YoarBchriften  sein  Bewenden. 

8.  Bekanntmachung  des  Justizministeriums  vom  16.  August  1899, 
die  vorläufige  Festnahme  von  Personen,  die  nach  den 
Niederlanden  geflttchtet  sind,  zur  Sicherung  ihrer  Aus- 
lieferung betr.  (Just.Min.Bl.  S.  866). 

EnthlUt  auch  das  Verzeichnis  der  niederländischen  Behörden,  bei 
welchen  unmittelbare  Anträge  auf  vorläufige  Festnahme  gestellt  werden 
können. 

1.  Verordnung  vom  8.  Juni  1899,  den  Geschäftsverkehr 
zwischen  den  Gerichten  und  den  österreichischen 
Patentbehörden  betr.  (Jus.Mtn.Bl.  S.  39). 

Unmittelbarer  Schriftenwechsel  mit  österreichischen  Patenten  in 
Wien  und  dem  österreichischen  Patentgerichtshofe  daselbst,  der  als 
Berufungsinstanz  g^en  Entscheidungen  der  Nichtigkeitsabteilung  des 
Patentamts  in  Wirksamkeit  tritt 

2.  Verordnung,  Auslieferung  aus  den  Niederlanden 
betr.,  vom  17.  Juli  1899  (JustMin.BI.  S.  43). 

1.  Bekanntmachung  des  Justizministeriums  vom  5*  Juni  1899, 
betr.  den  unmittelbaren  Geschäftsverkehr  mit  den  öster- 
reichischen Patentbehörden  (Amtsbl.  des  W.  JustMin.  S.  87). 

Wie  bei  Sachsen. 

2.  Verf.  des  Justizministeriums  vom  19.  Juni  1899,  betr.  die 
zur  Stellung  von  Auslieferungsanträgen  erforderlichen 
Urkunden  (Amtsbl.  d.  W.  JustMin.  S.  88). 

1.  Ges.,  die  Erbschafts-  und  Sohenkungssteuer  betr., 
vom  14.  Juni  1899  (Ges.u.V.BL  S.  165). 
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Verh&ltnis  der  Erbschaftsbestenerang  gegenüber  anderen 

Staaten. 

§  6.  In  Baden  befindliche  Grundstücke,  diesen  eleicbstehende  Beehte 
und  Nntznngen  solcher  Gmndstfieke  oder  Reckte  unterliegen  der  Erbschafta- 
Steuer  ohne  Rücksicht  auf  die  Staatsnngehörigkdt  oder  den  Wohnsitz  des 
Erblassers. 

Auf  anfserbadische  Grundstücke,  diesen  gleichstehende  Rechte  oder 
Nutzungen  solcher  Grundstücke  und  Rechte  erstreckt  sich  die  Steueipflicht 
nicht. 

S  7.  Das  bewegliche  Vermögen  eines  Erblassers,  der  zur  Zeit  des  Et\y 
falles  m  Baden  Wohnsitz  hatte,  unterliegt  der  Erbschaftssteuer;  der  Erwerber 
des  Anfalles  ist  jedoch,  sofern  der  Erblasser  bd  seinem  Ableben  die  badische 
Staatsangehörigkeit  nicht  besafs,  berechtigt,  die  von  solchem  aulserhalb 
Badens  Mfindhchen  Vermögen  in  einem  anderen  Staate  ohne  Rücksicht  auf  die 
Besteuerung  in  Baden  zu  zahlende  und  erweislich  gezahlte  Erbschaüaslener  an 
der  von  demselben  Vermögen  in  Baden  zur  Erhebung  kommenden  Erbschafts- 
steuer in  Abzug  zu  bringen. 

§  8.  Das  Ton  einem  aulserhalb  Badens  verstorbenen  badischen  Staats- 
angehörigen in  Baden  hinterlassene  bewegliche  Vermögen  unterliegt  gleldi- 
fitlls  der  Erbschaftssteuer;  das  Nämliche  gilt  von  sonstigem  in  Baden  be- 
findlichen bewcfirlichen  Vermögen  eines  ErbJasBers,  soweit  letzteres  Personen 
anHUlt,  die  in  Baden  ihren  Wohnsitz  haben.  Der  Erwerber  des  Anfalls  ist 
jedoch  berechtigt,  die  von  solchem  Vermögen  in  einem  änderte  Staat  ohne 
Kttcksicht  auf  die  Besteuerung  in  Baden  zu  zahlende  und  erweislidi  gesahlte 
Erbschaftssteuer  an  der  in  Baden  zur  Erhebung  kommenden  Erbschaitssteuer 
in  Abzug  zu  bringen. 

§  9.  So  lange  die  unter  dem  20.  Mai  1862  —  Reg.Bl.  S.  224  —  ver- 
kündete Übereinkunft  in  Kraft  bleibt,  unterliegt  das  nicht  schon  nach  p  7 
und  8  steuerj^chtige  bewegliche  Vermögen  eines  badischen  Staatsangehön^^^ 
der  Erbschaftssteuer  nach  IMafsgabe  des  §  7,  wenn  es  sich  in  Österreich* 
Unj^m  befindet  oder  der  Erblasser  dort  seinen  Wohnsitz  hatte,  während 
aur  bewegliches  Vermögen  Angehöriger  von  Österreich- Ungarn  die  Steuer- 
pflicht sich  keinesfalls  erstreckt. 

2.  Ges.,  die  Gerichts-  und  Notarskosten  in  Ange- 
legenheiten der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  betr.,  vom 
15.  Juni  1899  (G.u.V.Bl.  S.  201). 

Dem  Fiskus  anderer  Staaten,  sowie  den  öffentlichen  Anstalten  und 
Kassen,  die  für  Rechnung  eines  anderen  Staates  verwaltet  werden  oder 
diesen  ffleichgestellt  sind,  den  Chefs  der  bei  dem  Deutschen  Reiche  oder 
bei  Bac^n  beglaubigten  Missionen  kann  die  Gebührenfreiheit  gewährt  werden, 
wenn  der  betreffende  Staat  Baden  gegenüber  die  gleiche  Rücksicht  Übt 
(Art.  11  Abs.  2  des  Ges.). 

Die  Gebührenfreiheit  nach  §  11  Ziff.  3  (Kirchenfonds,  nicht  auch  Kireh- 
spielgemeinden),  Ziff.  4  (öffentliche  Anstalten  für  Wohlthitigkeit  und  Unta- 
ncht)  und  Ziff.  5  (AktiengesellschafteD,  Genossenschaften  und  Gesellschaften 
mit  beschränkter  Haftpflicot)  erstreckt  sich  nur  auf  Fonds  und  Gesellschaften» 
die  ihren  Sitz  im  Groisherzogtum  haben.  Diese  Befreiung  kann  jedoch  auch 
aufserbadischen  Fonds,  Anstalten  und  Gesellschaften  gewährt  werden,  wenn 
der  auswärtige  Staat  Baden  gegenüber  die  gleiche  Rücksicht  übt  (Art  11 
Abs.  3  des  (ies.). 

§  81.  1.  Für  die  Erledigung  des  Ersuchens  eines  nicht  badischen 
Gerichts  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen  (j^chtsbarkeit  oder  des  Et- 
suchens  einer  anderen  nicht  badisehen  Behörde,  welche  in  dem  betreffenden 
Staate  die  Verrichtungen  des  Vormundschafte^erichts  oder  des  Nachlals- 
gerichts  wahrnimmt,  m  diesen  Angelegenheiten  sind  aufser  den  baren  Ans-* 
lagen  zu  erheben: 
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a)  weim  eine.  Handlting  yorgenommen  wird,  für  welehe  besondere  Ge- 
bühren besümmt  sind,  diese  Grebühren; 

b)  wenn  nur  um  die  Zastellung  oder  Aushändigung  eines  Schriftstücks 
ersucht  ist,  ein  Zehnteil  der  in  §  8  des  deutschen  Grerichtskosten- 
{nesetses  bestimmten  GebfihrenstttEe,  jedoch  nicht  fiber  10  Mk.; 

c)  m  allen  anderen  F&Uen  jswei  Zehnteile  der  erwKhnten  Sfttae,  jedoch 
nicht  über  20  Mk. 

2.  Die  bestehenden  Staatsverträge  werden  hierdurch  nicht  berührt 

3.  Das  Justizministerium  ist  ermächtigt,  von  Erhebung  der  in  Abs.  1 
bestimmten  Gebühren  in  Besng  auf  dicrjenigen  Staaten  abzusehen,  in  welchen 
für  die  Eriedigung  glachartiger  Ebnuchen  Gebühren  nicht  erhoben  weiden. 

3.  Oee.,  die  Ausführung  des  Bürgerlichen  Oesetz- 
bvchs  betr.,  vom  17.  Juni  1899  (O.U.V.BL  S.  229). 

Art  32.  Ausländer,  welche  im  GrofidierBogtum  eine  Ehe,  sei  es  mit 
einer  Inländerin,  sei  es  mit  einer  Ausländerin  schliedsen  wollen,  sind,  soweit 
nicht  Staatsverträge  etwas  Anderes  bestimmen,  verpflichtet,  auÄer  der  £r- 
fUhm^  der  sonstigen  gesetzlichen  Eheerfordemisse  weiter  durch  ein  Zeugnis 
der  Obriekeit  ihrer  Heimat  nachzuweisen, 
entweder 

dafs  sie  nach  dortigen  Gesetaen  befugt  sind,  ohne  Staatserlaubnis  im 
Auslande  eine  Ehe  einzugehen,  durch  welche  sie  ihre  Staatsangehörig- 
keit auch  auf  ihre  Ehefrau  und  auf  die  in  der  Ehe  geborenen  fionder 
übertragen, 
oder 

dafs  sie  die  nach  dortigen  Gesetzen  erforderliche  Erlaubnis  zu  der  be- 
absichtijgften  Ehe  erhalten  haben. 
Das  Mimsterium  der  Justiz  ist  ermächtig,  im  Einverständnis  mit  dem 
Ifiaisterium  des  Innern  einen  solchen  Nachweis  zu  erlassen. 

4.  Ges.,  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  und  das 
Notariat  betr.,  vom  17.  Juni  1899  (G.U.V.B1.  S.  249). 

5.  Ges.,  die  Ausführung  des  Reichsgesetzes  über  die 
Zwangsversteigerung  und  die  Zwangsverwaltung  und 
der  Gi vilprozefsordnung  betr.,  vom  18.  Juni  1899  (G.ilV.BL 
a  267). 

6.  Ausf.Ges.  zur  Grund  buch  Ordnung  vom  19.  Juni  1899 
(G.n.V.Bl.  S.  273). 

Hessen. 

Ges.,    die  Ausführung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs 

betr.,  vom  17.  Juli  1899  (Reg.BI.  8.  133). 

Art  15.  Ausländer  bedürfen  zum  Erwerbe  von  Grundstücken  insoweit 
der  staatlichen  Genehmigung,  als  nicht  die  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist 

Die  Genehmigung  Stent  dem  Mimsterium  der  Justiz  zu;  sie  erfolgt 
stets  unbeschadet  cTer  Kechte  Dritter. 

Die  Vorschriften  des  $  184  des  B.G.B.  finden  entsprechende  An- 
wendung. 

Eheschliefsung  von  Ausländern. 

Art.  4.  Ausländer,  die  im  Grofsherzogtnm  eine  Ehe  schliefsen  woUeo, 
haben,  sowdt  nicht  Staatsverträge  ein  Anderes  bestimmen,  durch  ein  Zeugnis 
ihrer  zuständigen  Landesbehörde  nachzuweisen,  dafs  sie  nach  den  Gesetzen 
ihrer  Heimat  oefugt  sind,  ohne  staatliche  Erlaubnis  im  Auslande  eine  Ehe 
einzugehen,  durch  welche  sie  ihre  Staatsangeh5rigkeit  auch  auf  ihre  Ehefrau 
imd  ihre  ehelichen  Kinder  übertragen,  oder  dafs  sie  die  nach  den  Gesetzen 
ihrer  Heimat  erforderUche  Erlaubnis  zu  der  beabsichtigten  Ehe  erhalten 
haben. 

Z«it«ohrift  f.  intern.  Priviit-  u.  Stranreoht  eto.,  Band  IX.  27 
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Dfts  Ministerium  der  Justiz  ksnn  die  Beibringimg  des  ZengonseB  er- 
lassen. 

neeUeiilNirr  -  Seliwerim. 

1.  Verordnung  vom  9.  April  1899  zur  Ausftlhruiig  des 
Bttrgerlichen  Gesetabnchs  (Reg.Bl.  8.  57). 

2.  Verordnung  vom  9.  April  1899  zur  Ausführung  der 
Orundbuchordnung  (ibid.  S.  173  und  191). 

3.  Verordnung  vom  9.  April  1899  zur  Ausfttlirung  d«s 
Gesetzes  tlber  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  (ibid.  S.  227). 

4.  Verordnung  vom  9.  April  1899  zur  Ausftlhrnng  des 
Gesetzes  ttber  die  Zwangsversteigerung  etc  (ibid.  S.  257). 

5.  Verordnung  vom  9.  April  1899  zur  Ausführung  der 
Civilprozefsordnung,  desgleichen  zur  Ausführung  ier 
Konkursordnung  (ibid.  S.  263  und  279). 

HecaklenMurr- StrelitB. 

Verordnungen  vom  9.  April  1899,  zur  Ausführung  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  (Off.  Anz.  S.  85),  der  Grnnd- 
buchordnung  (8.  141),  des  Gesetzes  über  die  Angelegen- 
heiten der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  (8.  287),  des 
Gesetzes  über  die  Zwangsversteigerung  etc.  (8.  265),  der 
Civilprozefsordnung  (8.  271),  der  Konkursordnanif 
(8.  287). 

Oldenbnrr* 

1.  Ges.  für  das  Herzogtum  Oldenburg  vom  15*  Mai  1899  mr 
Ausführung  der  Grundbuchordnung  (Ge6.Bl.  8.  453)- 

2»  Ges.  für  das  Grofsherzogtnm  Oldenburg  zur  Ausführung 
des  Gesetzes  über  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  (Gee.Bl.  8.  225). 

3.  Ges.  fUr  das  Fürstentum  Birkenfeld  zur  Ansführung  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  vom  15*  Mai  1899  (Gee.BL  ftlr 
Birkenfeld  8. 199),  desgleichen  zur  Ausführung  der  CivilprozefB- 
ordnung  und  das  Ges.  über  die  Zwangsversteigerung  etc. 
vom  15.  Mai  1899  (ibid.  8.  218). 

Bravmeebwelr« 

Ausf.Ges.  vom  12.  Juni  1899  zum  Bürgerlichen  Gesetz- 
buch (Ges.u.V.Bl.  8.  331),  zur  Grundbuchordnung  (8.  897), 
zum  Gesetze  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerix^htsbarkeit  (8.  389),  zum  Gesetze  über  die  Zwangs- 
versteigerung et«.  (8.  405),  zum  Handelsgesetzbuch  (8.  488), 
zur  Civilprozefsordnung  (8.  439). 

fiNie1i8ieB-Alteii%«rff. 

1.  Ausf.Ge8.  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  vom  4.  Mai 
1899  (Ges.81g.  8.  81). 
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2.  Au8f.Ge8.  zum  Reichsgesetz  über  die  Angelegen- 
heiten der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  vom  4.  Mai  1899 
(Ges-Slg.  S.  80). 

3.  Ausf.Gesetze  vom  4.  Mai  1899  zur  Grundbuch- 
ordnung  (GeB.SIg.  S.  69),  zur  Konkurtordnung  (S.  68),  zum 
Gesetz  über  die  Zwangsversteigerung  etc.  (S.  74). 

Anhalt. 

1.  Ausf. Ges.  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  vom  18*  April 
1899  (Geß.Slg.  S.  57). 

2.  Ausf.Ges.  zum  Gesetz  über  die  Angelegenheiten 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  vom  18.  April  1899  (ibid. 
S.  91). 

8.  Ges.  vom  17.  Mai  1899  zur  Ausführung  des  Reichs- 
gesetzes, betr.  Änderung  der  Civilprozefsordnung  (ibid. 
8.  119). 

4.  Ausf.Ges.  vom  20.  April  1899  zum  Gesetze  über  die 
Zwangsversteigerung  etc.  (ibid.  S.  125). 

5.  Ausf.Ges.  zum  Handelsgesetzbuch  vom  20.  April 
1899  (ibid.  S.  183). 

6.  Ausf.Ges.  zur  Grundbuchordnung  vom  20.  April  1899 
(ibid.  8.  189). 

Sdianmbnrr  -  liippe. 

Ges.  vom  23.  Juni  1899,  betr.  die  Ausführung  des  Reichs- 
gesetzes über  Zwangsversteigerung  etc.  (Landes -Verord- 
nungen 8.  81);  Ges.  vom  5.  Juli  1899  zur  Ausführung  des 
Reichsgesetz  es  betr.  Änderungen  der  Civilprozefsordnung 
(ibid.  8.  96). 

liMeelc. 

Verordnung,  Nachtrag  vom  12.  Juni  1899  zur  Verordnung 
vom  8.  Februar  1879,  betr.  die  Ausführung  des  Gerichtsver- 
fassungsgesetzes (81g.  d.  Verordnungen  Nr.  27). 

Bremen. 

Au8f.Gesetze  vom  18.  Juli  1899,  enm  Bürgerlichen 
Gesetzbuch  (Ges.Bl.  8.  61),  zur  Grundbuchordnung  (8.  133), 
zum  Gesetze  betr.  die  Zwangsversteigerung  etc.  (8.  135), 
zum  Gesetze  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  (8. 137),  zur  Civilprozefsordnung  (8. 151), 
zum  Handelsgesetzbuche  (8.  154),  Verordnung  des  8enats 
vom  18.  Juli  1899  zur  Ausführung  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs (8.  157). 

EIsaAi  -  Ijethrinren. 

Gres.,  betr.  die  Ausführung  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs   in    Elsafs-Lothrlngen,    vom    17.    April    1899    (G.BL 

&  48). 

27* 
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II.    Answkrti^e  Staaten. 

Frmnlureieli. 

Dekret  Tom  21.  Februar  1897,  betr.  Vorschriften  über  die  Ver- 
btttung  eines  Zusammenstofses  von  Schiffen  zar  See 
{Sirey  1897,  Lois  (mnoUes  S.  261). 

Durch  dieses  Reglement  ist  jenes  vom  1.  September  1884  auf- 
gehoben. 

MiederlaHAe. 

1.  K.  Dekret  vom  24.  April  1897  (StNr.  107),  betr.  Fest- 
stellung abgeänderter  Bestimmungen  zur  Verhütung  des  Zu- 
sammenstofses der  Schiffe  zur  See. 

Die  den  nämlichen  Gegenstand  behandelnden  k.  Dekrete  vom 
26.  Juli  1885  (StNr.  168)  und  vom  16.  November  1896  (StNr.  178) 
werden  aufgehoben. 

2.  K.  Dekret  vom  9.  Oktober  1897  (StNr.  204)  zur  Fest- 
stellung eines  PoUzeireglements ,  betr.  die  Schiffahrt  und  die 
Fltffserei  auf  dem  Khein,   sowie   der  Waal  und  der  Lek. 

Einziehung  der  k.  Dekrete  vom  12.  April  1892,  30.  Januar  1893« 
23.  Dezember  1893  und  5.  Januar  1895  (Zeitschr.  f.  das  gesamte 
Handelsrecht  N.  F.  33.  Bd.  S.  211). 

Sehweis. 

a.     Bundesgesetzgebung. 

Kreisschreiben  des  Bundesrats  an  sämtliche  Kantonsregierungen, 
betr.  die  Verehelichung  niederländischer  Staatsange- 
höriger in  der  Schweiz,  vom  25.  Juli  1899  (Schweiz.  Bund.BL 
1899  IV  S.  221). 

Nach  dem  niederländischen  Rechte  ist  keine  niederländische  Amtsstelle 
befiigt,  die  in  den  Art  31,  4,  und  37,  4,  des  Bundesgesetzes,  betreffend 
Feststellang  und  Beurkundung  des  Civilstandes  und  die  Ehe,  vom  24.  De- 
zember 1874,  vorgeschriebene  Erklärung  zu  verabfolgen.  Dagegen  haben  in 
letzter  Zeit  Unterhandlungen  unseres  Justiz-  und  rolizeidepaitementes  mit 
der  niederländischen  Gesandtschaft  in  Bern  dazu  geführt,  dad  in  Zukunft 
bei  in  der  Schweiz  beabsichtigten  Verehelichungen  niederländischer  Staats- 
angehöriger der  diplomatische  oder  konsularische  Vertreter  der  Niederlande, 
in  dessen  Amtsbezirk  die  Ehen  vollzogen  werden  sollen,  die  unten  miteeteilte 
Erklärung  ausstellt  Diese  Erklärung  bietet  den  schweizerischen  GiviUtands- 
beamten  iur  die  Verkündung  von  Niäerländem  in  deren  Heimat  die  erforder- 
liche Wegleitung  und  ist  unserer  Ansicht  nach  durchaus  genügend,  um  die 
kantonalen  Begierungen  zu  veranlassen,  sofern  in  den  Niederlanden  die  Ver- 
kfindung  keine  Einsprache  gegen  den  Eheabschlnis  zur  Folge  gehabt  hat 
und  die  Vorschriften  des  schweizerischen  Qiesetzes  bezüglich  des  Alters  und 
der  Übrigen  Bedingungen  einer  gültigen  Ehe  (Art  27  ni3  28)  bei  den  Braut- 
leuten erfüllt  sind,  von  dem  ihnen  durch  die  Art  31  Abs.  5  und  37  Abs.  4 
des  schweizerischen  Ehegesetzes  eingeräumten  Dispensationsrechte  Gebranch 
zu  machen. 

Wir  fttgon  bei ,  dafs  die  fragliche  Erklärung  jedesmal  dann  ausgestellt 
wird,  wenn  seitens  der  schweizerischen  Givilstanasbeh&rden  einem  nieder- 
ländischen Staatsangehörigen  die  in  Art  31  Abs.  4  und  37  Abs.  4  unseres 
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Ehegeeetsee  Toxffetchriebene  BescheinigaD^  abverlangt  wird,  daTs  aber  im 
übrigen  die  diploinatiBchen  nnd  konsalanscben  Vertreter  der  Niederlande 
mit  der  Beechaffime  der  zu  der  Verehelichung  ihrer  LandiJeute  erforder- 
lichen Schriften  und  mit  der  Verkündnng  in  den  Niederlanden  rieh  nicht 
befiusen. 

Daa  Fovmalar  der  EAlftrang  lautet  in  deutscher  Übereetsnng: 

{Gmandte      | 
Konsul         >  der  Niederlande  in 
Vicekonsul  J 
erUttrt  hiermit,  dab  mit  Bezug  auf  die  im  Auslande  von  niederlftndischen 
Staatsangehörigen  abgeschlossenen  Ehen  die  swd  nachstehend  mitgeteilten 
Artikel  des  niederUfnouschen  Civilgesetsbuches  gelten: 

„Titel  V  Art  138.  Die  im  Auslande  zwischen  niederländischen 
StaatMngehÖrieen  oder  zwischen  solchen  und  Ausländem  abgeschlossenen 
Ehen  und  gültiff,  wenn  dieselben  nach  den  in  dem  betreflSnden  Lande 
geltenden  FormiStäten  einffOjgangen  worden  smd,  yorauseesetzt,  dafii  die 
Eheyerkfindungen  in  den  Niederlanden  nach  Vorschrift  des  zweiten  Ab- 
schnittes dieses  Titels  (handelnd  yon  den  Förmlichkeiten,  die  der  Trauung 
yoranzugehen  haben)  ohne  Einspruch  erfolgt  sind  und  dafs  die  nieder- 
ländischen Angehörigen  den  im  ersten  Abschnitt  dieses  Titels  (handelnd  yon 
den  zur  Eingehung  einer  Ehe  erforderlichen  Eigenschaften  und  Bedingungen) 
enthaltenen  Bestimmungen  nicht  zuwider  gehandelt  haben. 

2,Titel  V  Art  139.  Im  Verlaufe  &b  auf  die  Rückkehr  der  Ehegatten 
auf  niederländisches  Gebiet  folgenden  Jahres  mufs  der  auf  die  im  Aaslande 
geschlossene  Ehe  bezügliche  Traoungsschein  in  das  öffentliche  Elheregister 
uires  Wohnortes  einfetinagen  werden. 

^Der  Unterzeichnete  erklärt  des  weitem,  dafs  die  in  den  Niederlanden 
ohne  £inspnich  heryorsumfen  erfolgten  Eheyerkfindungen  den  Nachweis  er- 
bringen, dafs  die  im  Art  138  des  niederländischen  Civilgesetzbuches  auf- 
gestellten gesetzlichen  Vorschriften  beobachtet  worden  sind,  und  dafs  die 
Bestätigung  dieser  Thatsache  durch  einen  niederländischen  Ciyilstandsbeamten 
dieselbe  Wirkung  hat,  wie  die  in  den  Art  31  und  37  des  eidgenössischen 
Ehegesetzes  yom  24.  Dezember  1874  vorgesehene  Erklärung. 

Zuständig  ist  daqenige  niederländische  CiyilstandMunt ,  in  dessen 
Bezirk  der  künftige  Ehegatte  zuletzt  seinen  Wohnsitz  gehabt  £Uit  die 
I^er  dieses  Wohnsitzes  sechs  Monate  nicht  ttberschritten,  so  mufs  die  Ehe- 
yerkündung  Überdies  am  yorheigehenden  Wohnorte  erfolgen. 

-Gegeben  in  .  .  .  .,  den 1  .  .  . 

(Unterschrift)« 

b.     Kantonalgesetzgebung. 

Kanton  Bern. 

1.  Dekret  (des  Grofsen  Rates  des  Kantons  Bern),  betr.  den 
Vollzag  der  Vorschriften  über  Niederlassung,  Auf- 
enthalt und  Unterstützuugswobnsitz  der  Kantons- 
bttrger,  yom  30.  August  1898  (Ges.,  Dekr.  und  Verordn.  N.  F. 
XXXVII  S.  298,   Zeitschr.  f.  Schweiz.  Hecht  N.  F.  Bd.  18  S.  423). 

2.  Dekret  (des  Grofsen  Rates  des  Kantons  Bern),  betr.  die 
Kosten  der  Verpflegung  erkrankter  armer  Bürger  an- 
derer Kantone  und  Ausländer,  yom  26*  April  1898  (Ges., 
Dekr.  und  Verordn.  N.  F.  XXXVII  S.  218 ,  Zeitochr.  f.  Schweiz. 
Recht  N.  F.  Bd.  18  S.  426).  Ausführung  des  Bundesgesetzes  yom 
22.  Juni  1875  nnd  §  124  des  Annengesetzes  yom  28.  Noyember  1897. 
Der  Staat  trägt  die  Kosten  yorbehaltlich  des  Rtlckgriffes  auf  die  HUl&- 
bedttrftigen  selbst  oder  andere  priyatrechtliche  Verpflichtete. 
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3.  Dekret  (des  Grofsen  Rates  des  Kantons  Bern),  betr.  die 
Einftthrnng  der  örtlichen  Vormundschaftspflege,  vom 
24.  Februar  1898  (Dekrete  etc.  N.  F.  XXXVII  S.  230,  Zeitschr.  f. 
Schweiz.  Recht  N.  F.  Bd.  18  S.  464).  Bisher  stand  in  Bern  die 
Vormundschaftspflege  ttber  ihre  Angehttrigen  der  bürgerlichen  Heimats- 
gemeinde zu,  auch  wenn  die  Bevormundeten  nicht  an  ihrem  Heiroats- 
orte  wohnten.  Das  Bundesgesetz  über  die  civilrechtlichen  Verhältnisse 
der  Niedeigelassenen  vom  25.  Juni  1891  hatte  nun  schon  die  Elanton»- 
fremden  der  Vormundschaftspflege  ihrer  Wohnsitagemeinden  in  dem 
Niederlassungskanton  unterstellt.  Die  bemischen  Kantonsbfliger  aber 
blieben  unter  der  Vormundschaftspflege  ihrer  Heimat  Jetzt  wird  auch 
für  diese  das  Wohnsitzprincip  durchgeftlhrt« 

Kanton  St  Gallen. 
Nachtragsverordnung   (des  Reg.Rates  des  Kantons  St.  Gallen)   zu 
dem  Gesetze  über  das  Vormundsohaftswesen  vom  20.  Sep- 
tember  1898   (G.S.  N.  F.  III  S.  415  f.,   Zeitschr.   f.  Schweiz.  Recht 
N.  F.  Bd.  18  S.  428). 

Kanton  Waadt  (C.  de  Vaud). 
Loi  (du  Qrand  Conseü  du  ccmton  de  Vauc^  sur  les  dSdaraüons 
et  leB  pennis  de  domicile,  vom  12.  Februar  1898  (Rec.  des  Lots  XCV 
p.  76  SS.,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht  N.  F.  Bd.  18  S.  423).  Regelt 
die  Niederlassnngs-  und  Aufenthaltsbewiiligungen  für  Schweizer  und 
Ausländer. 
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1,  Abkommen  zur  Regelung  von  Fragen  des  inter- 
nationalen Privatrechts  vom  14.  November  1896,  abgeschlossen 
zwischen  Belgien,  Spanien,  Frankreich,  Italien,  Luxemburg,  den 
Niederlanden,  Portugal  und  der  Schweiz.  Angeschlossen  haben  sich 
Deutsches  Reich,  Österreich  -  Ungarn,  Schweden  -  Norwegen,  Dänemark, 
Rumänien,  Rufsland  (R.G.B1.  1899  S.  285  ff.). 

a,    Mitteilung   gerichtlicher  oder  aufsergerichtlicher 

Urkunden. 

Art  1.  In  Civil-  oder  Handelssachen  erfolgen  die  aus  einem  der 
VertragBstaaten  nach  einem  anderen  Yertragsstaate  zu  bewirkenden  Zu- 
stellungen von  Schriftstücken  auf  Ghnnd  eines  an  die  zuständige  Behörde 
des  anderen  Staates  zu  richtenden  Ersuchens  der  Beamten  der  Staatsanwalt- 
schaft oder  der  Gerichte. 

Art.  2.  Die  Zustellung  liegt  der  ersuchten  Behörde  ob.  Sie  kann  nur 
abgelehnt  werden,  wenn  sie  nach  der  Auffassung  des  Staates,  auf  dessen 
Gebiete  sie  erfolgen  soll,  geeignet  erscheint,  seine  Hoheitsrechte  zu  verletzen 
oder  seine  Sicherheit  zu  gefährden. 

Art.  3.  Zum  Nachweise  der  Zustellunj^  genügt  ein  mit  Datum  ver- 
sehenes und  beglaubigtes  Empfanesbekenntnis  oder  eine  Bescheinigung  der 
ersuchten  Behörae,  aus  der  sich  die  Thatsache  und  die  Zeit  der  Znsteuung 
ergiebt 
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Dt8  I^pfiNigBbekemitnis  oder  die  BeeehelDigtmg  ist  auf  ein  Doppel 
des  susnstellendeii  Schriftstücks  za  setzen  oder  dem  Doppel  ansohenen, 
sofern  ein  solches  zn  diesem  Zwecke  mit  übersandt  war. 

Art  4.  Die  Bestimmongen  der  voraofgehenden  Artikel  schlielsen 
nicht  aas: 

1.  dafs  Urkunden  den  im  Auslande  befindlichen  Beteiligten  unmittelbar 
durch  die  Post  zugesandt  werden; 

2.  dafs  die  Beteiligten  die  Zustellung  unmittelbar  durch  diejenigen 
Gerichtsvollzieher  oder  sonstigen  B^unten  vornehmen  lassen,  die  in 
dem  Lande,  wo  die  Zustellung  erfolgen  soll,  hierfür  zuständig  sind; 

3.  dals  jeder  Staat  die  in  einem  anderen  Staate  zu  bewirkenden  Zu- 
stellungen vermittelst  seiner  diplomatischen  oder  konsularischen  Yer* 
treter  vornehmen  läfst. 

Die  in  diesen  Fällen  vorgesehenen  Zustellungsarteo  sind  jedoch  nur 
insoweit  statthaft,  als  es  den  Gesetzen  der  beteiligten  Staaten  oder  den 
zwischen  ihnen  bestehenden  Vereinbarungen  entspricnt 

b.    Ersuchungsschreiben. 

Art  5.  In  Civil-  oder  Handelssachen  können  die  gerichtlichen  Be- 
hörden eines  Yertragsstaats,  nach  Mafsgabe  der  Vorschriften  seiner  G^eeetz- 
gebung,  sich  durch  Ersuchungsschreiben  an  die  zuständige  Behörde  eines 
anderen  Vertragsstaats  wenden,  um  innerhalb  deren  G^schäftskreifles  die 
Vornahme  einer  richterlichen  Prozefshandlung  oder  anderer  gerichtlicher 
Handlungen  zu  erbitten. 

Art  6.  Die  Übermittelung  der  Ersuchungsschreiben  erfolgt  auf  dij^loma- 
tischem  Wege,  es  sei  denn,  dafs  der  unmittelbare  Geschäftsverkehr  zwischen 
den  Behörden  der  beiden  Staaten  zu^^elassen  ist 

Ist  das  Ersuchungsschreiben  nicht  in  der  Sprache  der  ersuchten  Behörde 
abgefafst,  so  mufs  es,  vorbehaltlich  anderweiten  Obereinkommens,  von  einer 
als  wortgetreu  beglaubigten  Übersetzung  in  die  zwischen  den  beiden  be- 
teiligten Staaten  vereinbarte  Sprache  begleitet  sein. 

Art.  7.  Die  Gerichtsbehörde,  an  die  das  Ersuchen  gerichtet  ist,  ist 
verpflichtet,  ihm  zu  entsprechen.  Sie  kann  jedoch  ablehnen,  ihm  Folge  zn 
gercn: 

1.  wenn  die  Echtheit  der  Urkunde  nicht  feststeht; 

2.  wenn  im  ersuchten  Staate  die  Erledigung  des  Ersuchens  nicht  in  den 
Bereich  der  Gerichtsgewalt  fällt 

AuTserdem  kann  die  Erledigung  abgelehnt  werden,  wenn  sie  nach  der 
Auffassung  des  Staates,  auf  dessen  Gebiete  sie  erfolgen  soll,  geeignet  er- 
seheint, seine  Hoheitsrechte  zu  verletzen  oder  seine  Sicherheit  zu  eetährden. 

Art.  8.  Im  Falle  der  Unzuständigkeit  der  ersuchten  Behörae  ist  das 
Enuchungsschreiben  von  Amtswegen  an  die  zuständige  Gerichtsbehörde 
desselben  Staates  unter  Beobachtung  der  dafür  nach  dessen  Gesetzgebung 
ma&ffebenden  Regeln  abzugeben. 

Art.  9.  In  allen  Fällen,  in  denen  das  Ersuchen  von  der  angegangenen 
Behörde  nicht  erledig  wird,  hat  di<^se  die  ersuchende  Behörde  unverzüglich 
hiervon  zu  benachrichtigen,  und  zwar  im  Falle  des  Art  7  unter  Ansähe 
der  Grflnde,  aus  denen  die  Erledigung  des  Ersuchens  abgelehnt,  und  im 
F^lle  des  Art.  8  unter  Bezeichnung  der  Behörde,  an  die  das  Ersuchen  ab- 
gegeben worden  ist. 

Art  10.  Die  ein  Ersuchen  erledigende  Gerichtsbehörde  hat  hinsichtlich 
der  zu  beobachtenden  Formen  des  Verfahrens  die  Gesetze  ihres  Landes  in 
Anwendung  zu  bringen. 

Wünscht  indessen  die  ersuchende  Behörde,  dafs  nach  einer  besonderen 
Form  ver&hren  werde,  so  kann,  auch  wenn  diese  in  der  Gresetzgebung  des 
enuchten  Staates  nicht  vorgesehen  ist,  dem  Antrug  entsprochen  werden, 
sofern  die  Gesetzgebung  dieses  Staates  das  gewünschte  Verfahren  nicht 
verbietet 
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c.    SicherheitBleistnng  für  die  Prosefskosten. 

Art  11.  Treten  Angehörige  eines  der  Vertragsstaaten  in  einem  anderen 
dieser  Staaten  als  Kläger  oder  Intervenienten  vor  Gericht  auf,  00  darf,  so- 
fern sie  in  irgend  einem  der  Vertragsstaaten  ihren  Wohnsitz  haben,  ihnen 
wegen  ihrer  Eigenschaft  als  Ausländer  oder  deswegen,  weil  sie  keinen 
Wonnsitz  oder  Aufenthalt  im  Inlande  haben,  eine  Sicherheitsleistung  oder 
Hinterlegung,  unter  welcher  Benennung  es  auch  sei,  nicht  auferlegt  werden. 

Art.  12.  Entscheidungen,  wodurch  der  Kläger  oder  Intervenient,  der 
nach  Art.  11  oder  nach  dem  in  dem  Staate  der  Klagerhebung  geltenden 
Rechte  von  Sicherheitsleistung  oder  Hinterlegung  befreit  war,  in  die  Proze&- 
kosten  verurteilt  ist,  sind  in  jedem  der  anderen  Vertragsstaaten  durch  die 
zuständige  Behörde  nach  Mafsgabe  der  dortigen  Gesetze  fttr  vollstreckbar 
zu  erklären. 

Art.  13.  Die  zuständige  Behörde  hat  ihre  Prüfung  darauf  zu  be- 
schränken: 

1.  ob  nach  den  Gesetzen  des  Landes,  wo  die  Verurteilung  erfolgt  ist, 
die  Ausfertigung  der  Entscheidung  die  für  ihre  BeweiBkraft  eri&rder- 
lichen  Voraussetzungen  erfüllt; 

2.  ob  nach  denselben  Gesetzen  die  Entscheidung  die  Rechtskraft  er- 
langt hat. 

d.    Armenrecht. 

Art.  14.  Die  Angehörigen  eines  jeden  der  Vertragsstaaten  werden  in 
allen  anderen  Vertragsstaaten  unter  denselben  gesetzlichen  Bedingungen  and 
Voraussetzungen  zum  Armenrechte  zugelassen,  wie  die  Angehörieren  des 
Staates,  in  dessen  Gebiete  die  Bewilligung  des  Armenrechts  nachgesucht  wird. 

Art.  15.  Das  Armutszeugnis  oder  die  Erklärung  des  Unvermögens  zur 
Bestreitung  der  Prozefskosten  mufs  in  allen  Fällen  von  den  Behönlen  des 
gewöhnlichen  Aufenthaltsorts  des  Ausländers,  oder  in  Ermangelung  eines 
solchen,  von  den  Behörden  seines  derzeitigen  Aufenthaltsorts  ausgestellt 
oder  entgegengenommen  sein. 

Hält  der  Antragsteller  sich  nicht  in  dem  Lande  auf,  wo  das  Armen- 
recht nachgesucht  wird,  so  ist  das  Zeu^is  oder  die  Erklärung  des  Unver- 
mögens kostenfrei  von  einem  diplomatischen  oder  konsulariscnen  Vertreter 
des  Landes  zu  beglaubigen,  in  dessen  Gebiete  die  Urkunde  vorgelegt 
werden  soll. 

Art  16.  Die  zur  Erteilung  des  Armutszeugnisses  oder  zur  Entgegen- 
nahme der  Erklärung  über  das  Unvermögen  zuständige  Behörde  kann  bei 
den  Behörden  der  anderen  Vertragsstaaten  über  die  Vermögensverhältnisse 
des  Antragstellers  Erkundigungen  einziehen. 

Der  Tiehörde ,  die  über  den  Antrag  auf  Bewilligung  des  Armenrechts 
zu  entscheiden  hat,  bleibt  in  den  Grenzen  ihrer  Amtsbefugnisse  daa  Recht 

gewahrt,  die  ihr  vorgelegten  Zeugnisse   Erklärungen  und  Auskünfte  auf  ihre 
ichtigkeit  hin  zu  prüfen. 

e.    Personalhaft. 

Art  17.  Die  Personalhaft  findet  in  Civil-  oder  Handelssachen  gegen 
die  einem  der  Vertragsstaaten  angehörenden  Ausländer  nur  in  den  f^oi 
statt,  in  denen  sie  auch  gesen  Inländer  anwendbar  sein  würde.  Es  macht 
dabei  keinen  Unterschied,  ob  die  Haft  Mittel  der  Zwangsvollstreckung  oder 
nur  eine  Sicherheitsmafsregel  sein  soll. 

Schlufsbestimmungen. 

I.  Vorstehendes  Abkommen  soll  ratifiziert  werden.  Die  Ratifikations- 
urkunden sollen  sobald  als  möglich  im  Haag  hinterlegt  werden. 

II.  Es  gilt  für  die  Dauer  von  fünf  «Jahren,  von  dem  Zeitpunkte  der 
Hinterlegung  der  KatifikationsurkuDden  an  gerechnet.. 

III.  &  gilt  als  stillschweigend  von  fünf  zu  fünf  Jahren  erneuert, 
wenn  es  nicht  mit  sechsmonatlicher  Frist  vor  Ablauf  dieses  Zeitraums  von 
einem  der  Hohen  vertragschliefsenden  Teile  aufgekündigt  wird. 
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IHe  AQfkfindigDng  hat  Wirkung  nnr  für  das  oder  die  Länder,  von 
denen  sie  anaMgangen  ist  Hinsichtlich  der  übrigen  Staaten  bleibt  das 
Abkommen  in  Kraft. 

IV.  Den  M&ehten,  die  an  der  im  Joni/Juli  1894  im  Haa^  abgehaltenen 
Kooferenx  tolgenonmien  haben,  bleibt  das  Recht  des  Beitritts  zu  diesem 
Abkommen  bis  com  1.  Januar  1898  vorbehalten. 

Zusatzprotokoll  vom  22.  Mai  1897  (R.G.BL  1899  S.  295  ff.). 

Zu  Art  11.  Es  besteht  Eänvemehmen  darüber,  dafs  die  Angehörigen 
dnes  der  Vertragsstaaten,  der  mit  einem  anderen  dieser  Staaten  ein  Sonaer- 
abkommen  getroffen  hat,  wonach  die  BedinKung  des  Wohnsitses  (Art  11) 
kein  Erfordernis  bildet,  in  den  in  diesem  ^n^rabkommen  vorgesehenen 
FSIlen  nicht  gehalten  sind,  in  dem  Süiate,  mit  dem  es  abgeschlossen  ist,  die 
im  Art.  11  erwfihnten  Sicnerheiten  oder  Hinterlegungen  su  leisten,  selbst 
wenn  sie  kdnen  Wohnsitz  in  ehiem  der  Vertragsstaaten  haben. 

Zu  Art  I  und  II  der  Schlufsbestimmungen.  Die  Niederlegung 
der  Ratifikationsurkunden  kann  erfolgen,  sobald  die  Mehrzahl  der  £ßhen 
vertragschliefsenden  Teile  hierzu  in  der  Lage  ist  Es  soll  darüber  ein  Pro- 
tokoll au£renommen  werden  und  beglaubigte  Abschrift  davon  auf  diploma- 
tischem W^ge  allen  Vertramtaaten  zugestelit  werden. 

Das  g^nwlirtige  Abkommen  tritt  vier  Wochen  nach  dem  Tage  der 
VollziehunjB^  des  Protokolls  in  Kraft 

Der  im  Art  U  festgesetzte  funfjähri|ze  Zeitraum  b^g^innt  mit  diesem 
Tage  auch  für  die  Mächte,  welche  die  Ratifikationsurkunden  erst  später 
hinterlegen. 

Zu  Art  III  der  Schlufsbestimmungen.  Die  Worte:  -wenn  es 
nicht  mit  sechsmonatiicher  Frist  vor  Ablauf  (ueses  2^traums  aufgekündigt 
wird,''  u.  s.  f.  sind  dahin  auszulesen,  dafs  die  Aufkündigung  wenigstens 
sechs  Monate  vor  dem  Abliraf  erfoben  nmls. 

Das  vorli^nde  Zusatzprotokoll  soU  einen  wesentlichen  Bestandteil  des 
Abkommens  bilden  und  zu  Reicher  Zeit  wie  dieses  ratifiziert  werden. 

2.  Übereinkommen  zwischen  der  Schweiz  und  Rufsland, 
betr.  den  gegenseitigen  Schutz  der  Fabrik-  und  Handels- 
marken, vom  1.  Mai/19.  April  1899,  in  Kraft  seit  17.  Juli  1899 
(Eidgen.  amtL  Slg.,  N.  F.  Bd.  XVII  S.  285  ff.)- 

3.  Frenndschafts-  und  Handelsvertrag  vom  9.  April  1895  zwi* 
sehen  den  Niederlanden  und  Oranjefreistaat 

4.  Handels-  und  Schiflafartsvertrag  vom  8.  September  1896  zwi- 
schen den  Niederlanden  undjapan  nebst  dazugehörigem  Protokoll. 

5.  Handelsabkommen  vom  24.  Juni  1897  zwischen  den  Nieder- 
landen und  Bulgarien. 

6.  Vergleich  vom  8.  April  1897  zwischen  den  Niederlanden 
und  Frankreich  zur  Regelung  der  Beziehungen  zwischen  diesen 
Staaten  in  Tunis  (Nr.  8—6  Zeitschr.  f.  das  gesamte  Handelsrecht  N.  F. 
Bd.  33  S.  213). 

7.  Obereinkommen  zwischen  Österreich -Ungarn  und  Italien 
vom  25.  Juni  1896|  betr.  die  wechselseitige  unentgeltliche 
Unterstützung  mittelloser  Kranker  (Ost  R.G.B1.  1899 
8.  194  Nr,  103). 

8.  Vertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Spanien 
zur  Bestätigung  der  am  12.  Februar  1899  in  Madrid  unterzeichneten 
Erklttrung,    betr.    die    Inselgruppen    der   Karolinen,    Palau 
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und   Marianneo,    yom   80.   Juni   1899   (Dentacher  Eeichauiseiger 
Tom  30.  Juni  1899,  D.    Handelsarcfaiv  1899  I  S.  580). 

9.  Vereinbarung  swischen  dem  Deutschen  Reich  und  Gua- 
temala über  den  Schutz  der  Warenbezeichnungen  s.  oben 
8.  414. 

10.  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  zwischen  Oster« 
reich- Ungarn  und  Japan  vom  5.  Dezember  1897  (Ost  R.G.BL 
1898  S.  423,  D.  Handelsarchiv  1899  I  S.  26). 

11.  Kündigung  von  Verträgen: 

a)  Montenegro  tritt  vom  1.  April  1900  ab  aus  der  inter- 
nationalen Union  für  den  Schutz  litterarischer  und  künstlerischer  Werke 
zurück  (Eidgen.  amtl.  Sig.  N.  F.  Bd.  XVII  S.  209). 

b)  Die  R^erung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
hat  die  Art  VHI — ^XII  des  Niederlassungs-  und  Handels- 
vertrags mit  der  Schweiz  vom  25.  November  1850,  durch  welche 
beide  Staaten  sich  in  unbedingter  Weise  die  Rechte  der  meistbegünstigten 
Nation  in  Handels-  und  Zollsachen  zusicherten,  gekündigt;  die  genannten 
Artikel  bleiben  noch  bis  23.  Mftrz  1900  in  Kraft  (Eidgen.  amtL  Slg. 
N.  F.  Bd.  XVII  S.  212). 


Litteraturberichte. 

a.   Bttelteranielreii. 

jE«  Lehrbuch  des  Deutschen  bürgerlichen  Rechts  auf  Grundlage 
des  Bürgerlichen  Gesetzbaches  für  das  Deutsche  Reich  von  Km  CostuS^ 
Pkof.  der  Rechte  in  Bonn;  IL  Bd.  1.  Abt:  Das  Sachenrecht  J^or  1. 
und  2.  Auflage  des  L  Bandes  gehörig).  Jena  1899,  Verlag  von  Gustav 
Fischer. 

Der  in  den  beiden  letzten  Jahren  erschienene  I.  Band  hat  bereits  die 
Herausgabe  einer  2.  Auflage  eiforderlich  gemacht  Für  die  Besitzer  der 
1.  Auflage  ist  obiger  Abteilung  ein  Nachtrag  beigefügt,  der  die  wichtigsten 
Berichtigongen  und  Abfinderangen  enthält.  Überflüssig  ist  es,  über  den  in 
der  Juristenwelt  allgemein  anerkannten  hohen  wissenschiStliehen,  insbesondere 
Lehr -Wert  des  Werkes  ein  Wort  zu  sagen.  Wie  auch  diese  Fortsetsung, 
die  Erörterung  der  Rechtssfttze  ans  dem  Sachenrechte,  bekundet,  ist  der 
Verfasser  bestrebt,  die  Vereinbarlichkeit  der  deutsch-  und  römisch -recht- 
lichen Auffassunjeen  des  neuen  Rechtsstoffes,  sowie  den  innigen  Zusammen- 
hang zwischen  Hechtslehre  und  Rechtsprechung  darzuleffen.  Des  VerfissserB 
Beurteilung  ist  eine  selbständige,  wenn  auch  die  bisnerigen  zahlreichen 
Ergebnisse  der  Litteratur  und  Wissenschaft  sachgemäfs  bähtet  und  mit 
verarbeitet  sind.  Erstaunlich  ist  die  Reichhaltigkeit  und  Abwechslung  der 
zur  Veranscbauiichnng  der  Rechtsreffeln  aufj^tellten  Beispiele.  Die  Dar- 
Btellun|g  selbst  zeichnet  sich  durch  gleichförmige  schlichte  K.larheit  aus  und 
ist  frei  von  den  oft  wundersamen  j^entümlichkeiten  der  juristischen  Fach- 
sprache. —  Die  2.  Abteilung  dieses  Sandes,  welche  die  Rechte  an  Rechten, 
das  Recht^  der  Wertpapiere,  das  Gesellschafts-  und  Familienrecht  behandeln 
soll,  wird  im  September  und  die  3.  Abteilung  mit  dem  Erbrecht  im  November 
erscheinen.  Chünetoald, 
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2*  Elemente  des  österreichiBchen  PriTat-  and  öffentlichen 
Rechtes  mit  Berucksiehtigiing  der  Gesetseebang  in  Kroatien  -  SUvomen 
für  Laien  und  Stadiereiide  Bjstematiech  mid  popolfir  dareeatellt  von  Dr. 
Bruno  Dürrigl.  öffentlichem  Notar.  Wien  1899,  Verlag  von  Manz. 
8«.  I—XXVIL  568  S.  — 

In  einem  starken  Bande  (568  Seiten)  hat  der  Autor  die  Elemente  des 
Privatrechtes  behandelt;  er  hat  dies  sein  Bach  für  Laien  und  Stadierende 
bestimmt  und  aach  in  dem  Vorworte  betont,  dafs  er  in  erster  Linie  be- 
abeiehtige,  das  Privat-  und  öffentliehe  Recht  in  leichtfalslicher  Form  dann- 
stellen.  — 

Die  Einschrftnkung  war  eine  weise,  eine  notwendige;  neben  die  epoche- 
machenden Werke  von  ünger,  P/af- Ho/mann ^  RaneUi  o.  s.  w.  kann  and 
darf  das  vorliegende  Werk  nicht  gestellt  werden,  dazu  enthftlt  es  eben  zu 
wenig  neue  Anschauungen.  Innerhalb  des  ^teckten  Rahmens,  als  ein 
kurzer  systematischer  Leitfaden,  als  Einleitung  in  das  wahre  Studium 
des  Privatrechtes,  —  ist  das  Buch  ein  ganz  vortr^Hches. 

Herr  Dürrig l  ist  entschieden  ein  strebsames,  in  der  Litterator  wohl- 
bewandertes, wissenschaftlioh  durchgebildetes  Talent,  jntnz  besonders  aus- 
gezeichnet durch  eine  eminente  Fähigkeit,  alle  Bovine  und  Verhältnisse 
aof  systematischem  Wege  in  die  Urelemente  zu  zerlegen  und  den 
Dingaoi  auf  den  Grand  zu  sehen.  Der  Autor  ist  auf  dem  beubeiteten  Ge- 
biete vollständig  zu  Hause,  kennt  die  Litteratur  und  hält  sich  im  grofsen 
und  ganzen  stark  an  die  bedeutendsten  Koryphäen  der  Juristen  weit;  er  hat  die 
unendlich  reiche  gemeinrechtliche  Litteratur  —  stellenweise  auch  die  aus- 
ländische —  mit  Fleifs  und  Sorgfalt  benutzt  und  vor  vielen  Autoren 
den  Umstand  voraus,  dafs  sein  notarieller  Stand  ihn  mit  dem  festen  Boden 
konkreter  Lebensverhältnisse  vertraut  gemaeht  und  seinen  Blick  für 
Thatsachen  geschärft  hat 

Eingeteilt  ist  das  Buch  in  zwei  Teile,  von  denen  der  erste  den  all- 
gemeinen Teil  des  Privatrechtes,  der  zweite  den  besonderen  Teil  behandelt; 
es  wird  ein  vortreftliches  Handbuch  für  junge  Juristen  bilden,  weil  es  in 
klarer,  schöneeformter  Diktion  das  ganze  iiebiet  des  Privatrechtes,  die 
sämtlichen  geläufigen  Einteilungen  und  Begriffe,  sowie  die  verschiedensten 
Anschauungen  der  Wissenschaft  in  gründlicher,  sorgfältiger  Weise  behandelt 
und  ein  volles  Bild  der  ganzen  Struktur  des  Privatrechtes  giebt. 

Wir  sind  flberzengt,  dafs  das  Buch,  welches  dem  dermalgen  Zuge  der 
Litteratur,    die  Rechtswissenschaft   populär   darzustellen  und   aoch  den 
Laien  zugänglich  zu  machen,  in  bester  Webe  Rechnung  trägt,  seinen  Weg 
machen  wird,  weil  es  eben  sorgfaltig  und  gewissenhaft  gehalten  ist. 
Die  Ausstattung  desselben  ist  eine  mustergültige. 
Vukovar  a.  d.  Donau  (Syrmien).  Milan  Raul  JoüanoM. 

3m  Das  Bürgerliche  Recht  in  seiner  neuen  Gestaltung.  Syste- 
matisch dargestellt  und  durch  Beispiele  erläutert  von  Dr.  jur.  Gustav 
MüUeTf  k.  in.  Staatsanwalt  und  Georg  Meikel^  staatsanwaltschaft- 
lichem HtU&arbeiter  in  München.  J.  Schweitzer  Verlag  (Arthur  Sellier), 
Mtinchen  1898/1899,  in  15  Heften  ä  80  Pf.       . 

Dieses  Buch,  welches  bereits  bis  zur  18.  Lieferune^  gediehen  ist  and 
nunmehr  seiner  vor  dem  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  garan- 
tierten Vollendung  entgegengeht,  nimmt,  wenn  auch  jüngere  juristische 
Kräfte  an  die  Bearbeitang  desselben  sich  herangewagt  haben,  unter  den 
Hülftroitteln  für  Kenntnis  und  Studium  des  neuen  Bürgerlichen  Rechtes  einen 
sehr  respektablen  Rang  an«  In  systematischer,  zunächst  an  die  Einteilung 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  selbst  sich  anschliefsender,  leichtfafslicher 
I^nteUung,  aber  die  sog.  populären  weit  überragend,  bietet  solches  dem 
fertigen,  wie  dem  angehenoen  Juristen  ein  sehr  achtenswertes  Mittel  für 
Studiom  und  Anwendung  des  Bfir^lichen  Gesetzbuches.  Überall  sind  bei 
den  einzelnen  Rechtsmaterien  die  m  der  Regel  im  Gesetze  selbst  fehlenden 
ümmungen  vorausgeschickt,  welchen  dch  dann  in  erschöpfender 
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und  lichtToUer  Weise  die  Darstellnng  der  betreffenden  BechlsYeibfiltDiMe 
«nscbliefst  Resonders  zeichnet  sich  letztere  durch  grofsen  Bdehtom  an 
praktischen  Beispielen,  wie  namentlich  bei  der  gesetzliehen  Erbfolge- 
ordnung, aus.  Die  Fragen  des  Örtlichen  Bechtes  sind  aufser  in  der  Einleitung 
im  allgemeinen  zweckmäfsig  bei  der  Erörterung  der  einseinen  Bechtsyerhält- 
niflse  DNBantwortet. 

Auch  für  Nichtjuristen,  die  Veranlassung  haben,  sich  selbst  im  neuen 
Bechte  ttber  an  sie  herantretende  Fragen  zu  orientieren,  bildet  das  Werk  ein  yer- 
Iftssiges,  gut  Terstftndliches  und  brauchbares  Handbuch  zur  raschen  und  be- 
quemen Orientierung  in  den  Fragen  des  neuen  (^vilrechts.  ß, 

4m   Dr.  H»  Becher^  k.  11.  Staatsanwalt  in  München.    Die  Ausführnngs- 

gesetze  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche,  Sammlung  der  von  aen 
undesstaaten  zur  Ausführung  des  Bürgerlichen  6esetzbu(3ies  und  seiner 
Nebengesetze  erlassenen  Gesetze  und  mit  Gesetzeskraft  yersehenen  Ver- 
ordnungeu.    J.  Schweitzer  Verlag  (Arthur  Sellier),  München  1899. 

Auch  dieses  Werk  des  im  Gebiete  der  reehtswissenschaftlichen  Litterator 
ttufserst  rührigen  Verlegers  erscheint  in  Lieferungen,  wird  etwa  100  bis  120  I>nidc- 
bogen  stark  werden,  mit  dem  Preise  von  ca.  15  ri*  per  Bo^en  und  soll  bis  Anfang 
19^  vollendet  sem.  Der  praktische  Wert  der  auf  die  AusfÜhrunffsgesetze 
s&mtlicher  Bundesstaaten  sicn  erstreckenden  Sammlung  ist  nicht  zu  bezweifeln 
nnd  wird  solche  in  den  Bibliotheken  der  Gerichte,  Notare  und  Anwälte  nicht 
fehlen  dürfen.  Namentlich  auch  für  den  Verkehr  mit  den  Gerichten  und 
Behörden  der  einzelnen  Bundesstaaten  auf  dem  Gebiete  der  freiwili^en 
Gerichtsbarkeit  wird  die  Sammlung  ein  recht  brauchbares  Hül£unittel  biloen. 
In  der  Sammlung  erhttlt  jeder  Bundesstaat  eine  eigene  Abteilung,  die  Reihen- 
folge ist  der  Übersichtlichkeit  und  des  leichteren  Aufschiagens  wegen  alpha- 
betisch. Innerhalb  jeder  Abteilung  werden  die  Gesetze  und  Verordnungen 
in  chronologischer  Folge  gebracht  Die  bisher  erschienenen  Lieferungen 
1  und  2  enthalten  Ausf&hrun^gesetze  etc.  von  Anhalt,  Bayern,  Braun- 
schweig,  Oldenburg,  Sachsen- Alten buig  und  Sachsen- Weimar.  B. 

b41ZeitselurlfteH. 

Archiv  für  bürgerliches  Becht,  Bd.  15,  Heft  2:  Weyl^  Welche 
Stellung  ist  in  dem  zu  erwartenden  Versicherungsgesetze  den  Versicherungs- 
ffesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  zu  gewähren?  (7 dt A,  Einiges  über 
das  Namensrecht  des  Bttrgerhchen  Gesetzbuchs.  Fleck,  Der  Bote  (ntm- 
tius) .  Eine  Studie  im  Bürs erlichen  Gesetzbuch.  Oertmann,  Civilistische 
Rundschau.  16.  Bd.:  Bibliographie  des  bürgerlichen  Rechts.  Verzeichnis 
von  Einzelschriften  und  Aufsätzen  über  das  im  Bürgerlichen  Gesetzbuche 
für  das  Deutsche  Reich  vereinigte  Recht,  sachlich  geordnet  von  Dr.  jnr. 
Georg  Maas,  Bibliothekar  bei  dem  Reichsgericht  1888 — 1898. 

Zeitschrift  für  deutsehen  (XvUprozefs  und  das  Verfdhrenin 
Angelegenheiteth  der  freiwiUigen  Oeriehtsbarkeit  ^   Bd.  XXVI, 

1.  üeft:  Weiamann^  Die  Aufrechnung  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetz- 
buche.  Pfizer,  Au&«chnung  im  Prozefs  und  Prozefskosten.  v.  Lang^ 
Über  die  Abstimmung  in  Kollegien.  Dnvidson,  Über  das  Verfahren 
bei  Scheidung  einer  Ehe  nach  vorhergegangener  Aufhebung  der  ehelichen 
Gemeinschaft.    Zu  §  639  G.Pr.O. 

Zeitschrift    für   die    gesafnte   Strafrechtewissenschaft^    19.   Bd^ 

8.  Heft:  Levis,  Zur  Theorie  des  Strafverfügungsverfahrens.  Sichart, 
Das  Strafensystem  des  Vorentwurfs  zu  einem  Schweizerischen  Strafjpesets- 
buche  nach  den  Beschlüssen  der  Expertkommission  von  1896.  titlher- 
Schmidt,  Zur  Bechtsprechungdes  Keichsgerichts  über  die  intellektuelle 
Urkundenfälschung.    Rehm,    Wesen  und   oberste  Principien  der  neuen 
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MilitKrgenchtsbarkeit  Distel,  Die  Kirehe  in  einem  Hexenprozease  onaeres 
JahrhondertB.  —  Gef&ngniBordnang  für  die  k.  pTenJCnBclie  Justizverwaltimg 
vom  21.  Desember  1898. 

Blätter  für  RechUtamvendung $  64.  Jahrgang:  Clarua,  (Skizzen  z. 
B.6.B.)  Volhnacht  nnd  GeschäftsfUhrang  ohne  Yertretongsmacht  (10  ff.). 
Fuld,  Becht  und  Moral  im  neuen  QeMtzbuche  (10).  Sehe l er ^  Ist  der 
Benefizialerbe  Terpflichtet,  im  Konkurs  ütier  den  Xachlafs  den  Offen- 
barungseid zu  leisten?  Wie  bemifst  sich  diese  Verpflichtung  nach  der 
Gesetzgebung  yom  1.  Januar  1900  an  (11).  Mar  tolle,  Die  persönlichen 
Bechtsbeziehunfien  der  £hegatten  nach  den  privatinternationiuen  Bestim- 
mungen des  £inf.Ge6.  z.  BlGr.B.  (13).  ÜbeiKangsfragen  (14  ff.).  Feier- 
een.  Die  Aufrechnung  im  ProzeTs  (15).  Kraf/ty  (Skizzen  z.  B.G.B.), 
Über  den  Krbschein  (16  f.).    Fuld^  Die  Garantie  für  Preisabschlag  (18). 

SächHitehes  Archiv  für  bürgeriiehes  Mecht  und  PrazefSf  9.  Bd.» 
5.  Heft:  Klofe^  Gewährleistung  wegen  M&n^el  oder  Fehler  der  Kanf- 
sache.  Eine  vergleichende  Dantellanff  der  euschlägigen  Bestimmungen 
des  Bärgerlichen  Gesetzbuchs  für  das  Königreich  Saohsäi  und  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuchs  für  das  Deutsche  Reich.  6.  Heft:  Fuld,  Die  Vertrags- 
strafen nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch.  Petersen,  Der  erste  Termin 
nach  der  neuen  Fassung  der  Civilprozelsordnung.  Staffel,  £än  Beitrag 
zur  Lehre  vom  dinglichen  Vertrag. 

Zeti9Chrift  für  die  freiwiUige  Gerichtsbarkeit  etc.  (WttrttembergX 
41.  Jahigang  (1899):  Wengemann,  Zum  Erbschaftssteuergesetz.  Wie 
sind  Schenkungen,  welche  im  Laufe  der  Nachlafsteilung  gemacht  werden, 
zu  behandeln  (5)?  Schaf  old,  Erörtoungen  zum  Errongenschaftsgemein- 
schaftsrecht  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  (6).  Gerhardt,  Erlrachafts- 
Steuer  und  Bürgerliches  Gesetzbuch  (6).  v.  Wider,  Staatsrechtliche 
Stellung  der  künftigen  Waisenrichter  (6).  Pfeiffer,  NachlaTs-  und 
Konkursmasse-Inventar  (7).  Gmelin,  Haftung  mehrerer  Alimentations- 
pflichtiger (7). 

Ännaien  der  Orofsh.  Badischen  Gerichte.  Bd.  LXV  (1899): 
Harr  er,  Das  Wesen  des  unlauteren  Wettbewerbs  (3),  Harr  er.  Strafe 
—  Bufse  —  Entsch&digung  (5  ff.).  St r übe,  Bezienungen  zwischen  der 
Verpflichtung  des  im  Ehescheidunesprozesse  unteriCKenen  Eheteiles  zur 
Tragung  der  Prozefskosten  und  ehelichem  Güterrecht  (6).  Uietz,  Er- 
lassung von  Forststrafbefehlen  gegen  Militärpersonen  nach  gegenwärtigem 
und  künftigem  Becht  (6). 

Mecklenburgische  Zeitschrift  für  Heehtspflege  und  ReeiUS' 
Wissenschaft 9  17.  Bd.,  8.  Heft:  Birhmeyer,  Der  Schutz  der  editio 
pritieeps.  Ein  Heitrajp  zur  bevorstehenden  fieform  der  Urheberreehts- 
Gesetzgebung.  4.  Ken:  ßirkmeger,  Der  Schutz  der  editio  princeps. 
(Forts,  u.  Schlufs.). 

Kritische  Viertelfahrsschrift  für  Gesetxgebuna  und  MechtS' 
Wissenschaf t f  3.  Folge,  Bd.  V,  Heft  8,  enthält  Besprechungen  von 
WoÄen  aus  den  Gebieten  des  Verfassungsrechts  {Rossi,  Die  neue 
Litteratur  etc.  S.  4.  Frankreich,  Schlulsj,  der  Rechtsphilosophie 
{Petrone,  La  fase  recentisnma  della  iilosofia  del  diriUo  in  Germania, 
Krückmann,  Die  Entfremdung  zwischen  Becht  und  Volk),  Bechts- 
geschichte  (Jobb^-Duval,  ourVhistoire  de  la  procidure  civile  chez 
les  RomaiasX  des  Civilrechts  {Titze,  Die  Notstandrechte  im  deutschen 
Bürgerliehen  Gesetzbuch,  Dans  Navneskik,  Betaenkning  afgiven  af 
den  af  Justitsminieteriet  den  4.  Maj  1898  ned  satte  Kommission  eic,\ 
Givilprozesses  (Schmidt,  Lehrbuch  des  deutschen  Oivüprosersreehts, 
Paul,  Der  Veigieieh  im  Givilprozefs,  Fr  an  kl  ^  Zur  Revision  des  öetar- 
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reiehischen  Ronkararechtes),  Strafrechts  {ClemenM,  Strafreeht  imd 
Politik,  Gretman,  Die  Zurechnungef&higkeit  als  Frage  der  OoeetzgebangX 
Strafprozesses  (Olücksmann,  Die  Rechtskraft  der  strafprozessualen 
Entscheidung  über  Einziehung  und  Unbrauchbarmachung),  Staatsrechts 
{Schwedler^  Parlamentarische  Rechtsverletzungen  nach  deutschem  Reichs- 
recht, Ho  Sans,  Die  Kaiser- Wilhelms  Universität  in  Strafsburg,  ihr  Recht 
und  ihre  Verwaltung,  Neisser^  Zur  Geschichte  des  §  14  des  Gmndgesetses 
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Die  örtlichen  Grenzen  der  neuen  österreicliisclien 

Civiiprozersgesetze. 

Von  Pn>feaM>r  Dr.  CaeMir  Bttrsietti  (Genf). 

Die  inländischen  Civilprozefsgesetze  gelten  in  dem  Gebiet, 
fttr  das  sie  erlassen  worden  sind,  überall,  und  fremdes  Civilprozefs- 
xeebt  koomit  in  jenem  Gebiet  nicht  zur  Anwendong,  und  auch  das 
inländische  GiTilprozefsrecht  gilt  nicht  anfserhalb  des  Gebiets,  für 
das  es  erlassen  worden  ist 

Dies  ist  ein  heute  allgemein  von  den  einzelnen  Kulturstaaten  an- 
erkannter Grundsatz  —  und  er  ergiebt  sich  auch  fllr  Osterreich 
ans  der  weiter  unten  angegebenen  Gesetzesbestimmung,  für  das 
Deutsche  Reich  aus  dem  §  2  Einf.Ges.  z.  Ger.Verf.Ges. ,  femer 
den  §§  12,  18  Ger.Verf.Ges.  und  §  3  Einf.Ges.  z,  C.Pr.O. 

Eb  ist  nun  aber  möglich,  ja  es  ist  fast  immer  der  Fall,  dafs  mate- 
rielle Rechtsnormen  sich  in  den  Prozefsvorschriften  eingekleidet  finden^ 
und  es  kommt  nicht  selten  vor,  dafs  infolge  der  sog.  örüichen  Statuten- 
kollision auch  ausländisches  Prozefsrecht  zum  Gegenstand  der 
richterlichen  Kognition  gemacht  wird.  In  solchen  Fällen  kann  man 
den  obigen  Grundsatz,  der  lediglich  die  lex  fori  anwendet,  nicht 
zor  Tollen  Geltung  bringen. 

Daher  wird  man,  gerade  im  Hinblick  hierauf,  besser,  weil  präciser, 
sagen:  In  Prozefssachen  gelten  für  den  eigentlichen  modus  prO" 
cedendi  nur  die  sog.  ordinaria  judidi,  d.  h.  für  die  einzelnen  Prozefs- 
handlungen  und  die  Prozefsrechtssätze,  nach  österreichi- 
schem Rechte,  wie  ttberiiaupt  nach  dem  Rechte  der  Übrigen  Staaten, 
in  der  Regel  allein  die  Prozefsgesetze  des  Orts,  wo  die 
'Prozefshandlungen  vorgenommen  werden,  mit  anderen  Worten 
wo  die  Prozefsrechtssätze  im  konkreten  Falle  anzuwenden  sind, 
das  will  sagen:  die  lex  fori^  es  wäre  denn,  dafs  das  positive  Gesetz 
selbst  etwas  anderes  anordnet 

Auf  die  decisoria  UHs^  d.  h.  auf  die  Fragen  des  materiellen 
Rechts,  dagegen,  die  im  einzelnen  Prozesse  in  Betracht  kommen,   sei 
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es,  dafs  sie  sich  in  den  ProsEefsvorschriften  eingekleidet  finden,  sei  es, 
dafs  sie  in  den  Privatrechtsgesetzen  selbst  enthalten  sind,  ist  dasjenige 
Gesetz  zur  Anwendung  zu  bringen,  das  das  im  Rechtsstreit  befiingene 
Privatrecht  beherrscht^). 


1)  Nach  der  lex  fori  oder  nach  inländischem  Recht  vom  Stand- 

Sunkt  des  Prozefs Berichts  aus  (die  lex  fori  ist  das  inl&ndische  Recht, 
a»  für  das  betreffende  Prozcfsgericht  maTsgebend  ist)  sind  also  insbesondere 
zu  beurteilen  alle  Fragen,  die  sich  auf  die  rrozefsführun^  beziehen,  auf 
die  ProzefsführuDg  und  alles,  was  damit  im  Zusammenhang  steht,  sowot  es 

Srozessualer  Natur  ist,  mit  anderen  Worten  alle  Fragen  im  Prozesse, 
ie  prozessualer  Natur  sind,  so  namentlich  die  Fragen  der  gericht- 
lich t>nRompetenz  (der  sachlidben  und  örtlichen  ZnstSnd^keit  des  Gerichts). 
der  Prozefsvoranssetzungen  (wobei  jedoch  die  Prozefsfähigkeit, 
die  Frage  nach  der  legüima  persona  standi  in  judicio^  anderer  Beurteilung 
unterliegt,  wie  ich  zeigen  werde),  die  Fragen,  die  die  Gestaltung  des 
Prozersgan^sin  den  verschiedenen  Instanzen  betreffen,  die  Fragoi, 
die  sich  auf  die  durch  die  Gerichte  und  ihre  Ormie  zu  verfügenden  Voll- 
streckungsmafsreffeln  bezieben  u.  s.  w.,  während  oie  materiell -rechtlichen 
Fragen  so,  wie  oben  dargelegt,  beurteilt  werden. 

Da  nun  in  den  Prozelsgesetzen,  wie  oben  betont,  vielfach  Bestimmungen 
materiellrechtlicher  Natur  vorkommen,  so  ist  es  von  Bedeutung  zu  eigrunden, 
welche  Bestimmungen  in  den  Prozefsgesetzen  civilprozessualer ,  und  welche 
civilrechtlicher  Natur  sind. 

Civil  rechtlich  er  Natur  sind  z.  B.  die  Bestimmungen  darüber,  wma 
Gegenstand  des  Prozesses,  der  ^richtlichen  Entscheidung  sein  kann,  —  aiao 
die  Frage,  ob  eine  Sache  Civilprozefssache  ist  oder  nicht,  feiner  die 
Bestimmungen  darüber,  ob  ein  rrivatrechtsanspruch  (und  nur  um  solche 
handelt  es  sich  beim  Civilprozesse)  angriffsweise  oder  nur  verteidigun»- 
weise  geltend  gemacht  werden  kann,  femer  die  vom  objektiven  Privatrecdht, 
der  norma  agendt\  aufgestellten  Grundsätze,  die  den  Einfluls  des  konkreten 
Prozesses  auf  das  seinen  Gegenstand  bildende  subjektive  Privatrecht  be- 
treffen, femer  die  privatrechtlichen  Wirkungen  der  Streitanhfinj^gkeit 
und  des  Urteils  (die  sog.  materielle  Rechtskraft  des  Urteils).  Es  ist  mit 
anderen  Worten  alles  das  privatrechtiich,  was  mit  dem  sog.  materi- 
ellen Aktionenrecht  zusammenhänirt,  d.  h.  eben  mit  den  hier  dargelegten 
Fragen,  die  diesem  Teile  des  materiellen  Privatrechts  angehören  (näimich 
dem  materiellen  Aktionenrecht). 

Prozef  srechtlicher  Natur  dagegen  und  nach  der  lex  fori  des  be- 
treffenden Prozefsgerichts  zu  beurteilen  sind,  abgesehen  von  der  Prozefe- 
fähigkeit,  von  der  etwas  anderes  gilt,  die  Voraussetzungen,  der  Inhalt, 
die  Form  der  (Geltendmachung,  die  Entwickelung,  Wandlung  und  Be- 
friedigung der  im  Prozesse  geltend  gemachten  Ansprüche  als  solcher,  also 
die  Bestimmungen  über  die  Prozeis Voraussetzungen,  die  Prozefs- 
handlungen  (Partei-  und  Richterhandlungen^  die  Handlungen  im 
Prozesse,  welche  nicht  als  Prozefshandlungen  mi  engeren  Sinne  encheinen, 
wie:  Streit  Verkündigung,  Autorbenennung,  Ansprachsanerkennung  u.  s.  w. 
Man  kann  auch  gegensätzlich  zu  obigem  sagen:  prozefsrechtlicher  Natur  ist 
alles,  was  mit  dem  sog.  formalen  Aktionenrecht  zusammenhängt,  dsw 
ein  Teil  des  Prozefsrechts  ist. 

Detailpunkte.  Da  man  bei  der  Klage,  der  actio,  die  privat- 
rechtliche  und  die  prozefsrechtliche  Seite  unterscheidet,  so  muls  man  sagen: 
§rivat  recht  lieh  ist  der  Klagegrund,  d.  h.  das  Rechtsverhältnis,  dsks 
en  Klageanspruch  bildet,  die  recotsbegründenden  Thatsachen,  deren  In- 
begriff du  sich  als  Anspruch  erklärende  Rechtsverhältnis  ausmacht.  Übri^ena 
nur  bei  den  Leistungsklagen  ist  der  Klagegrund  privatrechtliefat  d.  h. 
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Im  erst  er  en  Satz  liegt  nichts  anderes,  ajs  die  Anerkeniiung 
des  Tarritorialitätsprincips  fUr  das  Civilprozefsrecbt  fios- 
ge^^iochen.  Nach  dem  Territorialitätsprincip  gilt  in  betreff 
der  Proaefshandlangen  and  der  Prosefsrechtsstttze,  die 
im  jylnland^  vorgenommen  werden  und  zur  Anwendung 
kommen,  das  .inländische^  Prozefsracht,  und  in  betreff 
derer,  die  im  „Ausland"  vorgenommen  worden  und  zur 
Anwendung  kommen,  das  „ausländische*'  Prozefsreqht 
—  mit  anderen  Worten  das  im  „Inland**  zur  Anwendung 
kommende  Civilprozefsrecht  richtet  sich  in  der  Regel 
ausschliefslich  nach  „inländischem**,  das  im  „Ausland** 
zur  Anwendung  kommende  Prozefsrecht  ausschliefs- 
lich nach  dem  „ausländischen**  Recht 


bd  denjenigen  Klagen,  die  eine  Verurteilang  des  Beklagten  zu  einem  Than, 
Dulden  oder  UnterJAssen  anstreben  —  und  nicht  bei  den  Feststellungs- 
kiagen  (§  228  o.  C.Pr.0.),  zu  deren  Begründung  §  228  C.Pr.O.  nur  ein 
reehtliehes  Interesse  an  der  abbaidigen  Feststellung  verlangt  Hier  beruht 
der  Ria^^egrond,  wenn  er  sich  auch  auf  die  Beurteilung  eines  Privatrechts- 
verhältnisses richtet,  doch  nicht  auf  dem  Privatrecht,  sondern  auf  einer  Be- 
stimmung des  Prozefsrechts,  ist  also  prozessualisch.  VergL  zum  Dargelegten 
Wach,  Lehrbuch  des  deutschen  uvilprozefsrechts,  Bd.  I  §  9  S.  117  ff., 
verbunden  mit  §  2  8.  12  ff.;  Kohl  er,  rrozefsrechtliche  Forschungen,  8.  68 
ruber  den  vermontlichen  FeststellungsanspruchX  sowie  insbesondere  Truiter, 
Das  österreichische  Civilprozefsrecht  in  ^stcänatischer  Darstellung,  §  6 
S.  211  ff.,  §  71  S.  260,  261  (gut  weist  Trntter  auch  noch  auf  weitere 
Klagen  im  neuen  österreichischen  Prozesse  hin,  bei  welchen  der 
Klagegrund  kein  civilrechtlicher,  sondern  ein  prozessualer  ist,  z.  B.  Fall 
des  Axt  XLII  Einf.Ges.  z.  C.Pr.O.  und  des  Art  XLIII  eod.). 

Die  Sachle^itimation  (legüimaiio  ad  causam)  beurteilt  sich  nach 
Privat  recht.  Die  Prozefslegitimation  dagegen  beurteilt  sich  selbst- 
verständiich  nach  Prozefsrecht  (sie  ist  Prozeisvoraussetzung  —  §  306 
0.^.0.).  Die  Einreden  sind,  je  naehdem  sie  materielle  oder  Prosefs- 
einredensind,  entweder  privatrechtlicher  oder  prozefsrechtlicher 
Natur,  wonach  sich  ihre  Beurteilung  richtet  Die  Beweislehre  ist  be- 
sonders prozersrechtlich  gestaltet.  Die  Frage,  was  zu  beweisen  ist, 
ist  privatrechtiicher  Natur,  hingegen  die  Beweislast  und  der  Grund- 
satz über  ihre  Verteilung  ist  prozessualer  Natur. 

Der  Betriff  des  Beweismittels,  die  einzelnen  Arten  der  Beweis- 
mittel, die  Frage,  welche  Beweismittel  zulässig  sind,  in  welcher 
Form  sie  zu  erheben  sind,  alles  dies  ist  prozefsrechtlich,  ebenso  die 
Bestimmungen  aber  die  BeweiswQrdigune  durch  den  Richter.  Privat- 
recht lieber  Natnrsind  die  gesetzlichen  Präsumtionen.  DieZwangs- 
vollstreckun^  ist  durchaus  prozefsrechtlich,  nur  in  ihren  Wirkungen 
auf  das  materielle  Privatrecht  greift  sie  ins  Privatrecht  über.  An- 
langend die  Hechtskraft  des  richterlichen  Urteils,  so  entscheidet 
das  Prozefsrecht  nicht  nur  über  die  formelle  Rechtskraft  und  die 
Vollstreckbarkeit,  sondern  auch  über  den  Umfang  der  Rechtskraft 
unter  den  Parteien,  d.  h.  über  die  materielle  Rechtskraft,  über  die 
Frage  der  Begründetheit  der  exceptio  rei  judicatae,  während  das 
Privat r ec h t  diu^ber  entscheidet,  in  welchem  Umfang  die  materi- 
elle Rechtskraft  subjektiv  für  und  gegen  Dritte  wirkt  80  zu- 
treffend Wach  a.  a.  0.  I  8.  128. 
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Dies  ist  auch  im  Art  I  des  £inf.(Tes.  z.  Ost.  G.Pr.0.  aus- 
gesprochen, wo  bestimmt  ist,  dafs  die  neue  Civilprozefsordniing  für 
alle  bttxgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  aasschliefslich  Platz  greift, 
die  in  betreff  ihrer  Entscheidnng  den  ordentlichen  Gerichten  (Bezirks- 
gerichte, Kreis-  und  Landgerichte,  Oberlandesgerichte  und  Oberster 
Gerichtshof)  in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  nnd  Ländern 
zugewiesen  sind,  also  fUr  die  in  Gisleithanien  (Österreich) 
durch  die  ordentlichen  Gerichte  zu  entscheidenden  Rechtsstreitigkeiten. 
Mithin  gehört  das  Gebiet  der  Länder  der  ungarischen  Krone 
(Transleithanien)  nicht  zum  Geltungsgebiet  der  neuen  Civil- 
prozefsordnung,  ist  also  nicht  in  Bezug  auf  die  Vorschriften  des  neuen 
Prozefsrechts  als  Inland  zu  betrachten  (als  welches  nur  Gislei- 
thanien gilt). 

VergL  auch  Art  XXIX  Einf.Ges.  z.  öst  aPr.O.,  wo  der  Begriff 
„Inland**  in  diesem  Sinne  gegeben  wird  mit  dem  Anfügen,  dafa 
Personen,  die  in  dem  Gebiete  der  im  Reichsrate  vertretenen  König- 
reiche und  Länder  das  Staatsbürgeirecht  nicht  geniefsen,  in  Bezug  auf 
die  Vorschriften  der  Civilprozefsordnung  als  Ausländer  anzusäen 
sind  —  sowie  Art  X  Einf.Ges.  z.  Jur.Norm,  wo  dasselbe  in  betreff 
der  Jurisdiktionsnorm  ausgesprochen  wird. 

Fttr  die  nach  diesen  Vorschriften  in  betreff  der  neuen  Prozeis- 
gesetze  Österreichs  als  Ausländer  anzusehenden  Personen  gelten 
somit  jene  Normen,  die  für  Ausländer  abweichende  Bestimmungen  ent- 
halten. Insofern  dies  aber  nicht  der  Fall  ist,  d.  h.  insofern  dio  neuen 
österreichischen  Gesetze  für  die  Ausländer  keine  besonderen  abweichen- 
den Bestimmungen  enthalten,  hat  das  inländische  Gericht  (das 
ordentliche  Gericht  Gisleithaniens)  auch  auf  die  von  Ausländern 
im  Inland  (Gisleithanien)  vorgenommenen  Prozefshandlungen  die  Be- 
stimmungen der  Givilprozefsordnung  in  Anwendung  zu  bringen'). 

Als  Folge  des  oben  aufgestellten  Grundsatzes,  dafs  die  inländischen 
Prozefsnormen  ausschliefslich  im  Inland,  die  ausländischen  ausschlieiklich 
im  Ausland  herrschen,  exgiebt  sich  auch,  dafs  die  bei  österreichi- 
schen Gerichten  vorkommenden,  mit  ausländischen  Verhältniasen  in 
irgend  einem  Zusammenhang  stehenden  Prozefsfragen  in  der  Regel 
nach  inländischem,  d.  h.  österreichischem  Recht  zu  beurteilen  sind. 
Nur  ausnahmsweise  gestattet  das  österreichische  Prozefsrecht 
die  Anwendung  ausländischen  Prozefsrechts  im  Inland. 

So  gilt,  wenn  es  in  einem  vor  einem  inländischen  Gericht 
geführten  Prozesse  zu  einer  im  Auslände  vorzunehmenden  Prozefs- 
handlung  kommt,  also  das  Auslandsgericht  im  Wege  des  Er- 
suchens um  Leistung  der  Rechtshülfe,  um  die  Vornahme  dieser 
Prozefshandlung  angegangen  wird,  für  diese  das  ausländische 
Recht  (Grundsatz  der  Territorialität),  und  ist  so  namentlich  bei  den 
von  ausländischen  Behörden  nach  den  ausländischen  Gesetzen  vor- 
genommenen Beweisauftiahmen  eine   weitgehende  Berücksichtigung  des 


2)  So  wohl  zutreffend  Trutter  a.  a.  0.  §  8  Ziff.  II  Abs.  1  S.  37. 
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hier  angewandten  ausländischen  fiechts  Btatoiert,  indem  hier,  wenn 
diese  Beweisaofiaahmen  nach  aaslttndischem  Recht  mangelhaft  sind, 
gegen  dieselben  dann  kein  Einwand  erhoben  werden  kann,  wenn  sie 
den  für  das  inländische  Proaefsgericht  geltenden  Gesetzen  entsprechen. 
§§  290  and  283  Ost  G.Pr.0.  Aach  ist  in  betreff  der  Beweiskraft 
aoslttndischer  Urkunden,  die  in  einem  Inlandsprozesse  verwertet  werden, 
dem  aosländischen  Rechte  die  liberalste  Rtlcksichtnahme  vom  Gesetz- 
geber gewährt     §§  293,  295  öst  G.Pr.O. 

Femer  erklärt  das  Gesetz,  wenn  audi  eine  auf  Ansuchen  eines 
Aaslandsgerichts  im  Inlande  vorzunehmende  Rechtshttlfehand- 
lung  grundsätzlich  nach  inländischem  Prozefsrecht  vorzu- 
nehmen ist,  es  gleichwohl  in  einem  Fall  für  zulässig,  hierbei  von 
den  inländischen  ProzefsrechtsvoiBchriften  abzuweichen  und  das  aus- 
ländische Prozefsrecht  anzuwenden  —  und  nur  in  diesem  einen 
Fall :  nämlich  wenn  von  dem  Auslandsgericht  ausdrtlcklich  das  Ersuchen 
gestellt  wurde,  bei  der  vorzunehmenden  Handlung  einen  bestimmten, 
durch  das  ausländische  Recht  geforderten  Vorgang  einzuhalten,  und 
dieser  Vorgang  durch  keine  Vorschrift  der  inländischen  Gesetzgebung 
verboten  erscheint     §  30  d,  Jur.Norm. 

Wird  vor  einem  Gerichte  Österreichs  ein  Prozefs  eingeleitet, 
der  in  betreff  der  Streitsache  bereits  bei  einem  ausländischen  Gericht 
rechtskräftig  entschieden  ist,  bezüglich  dessen  also  res  judicata  infolge 
eines  ausländisshen  Richterspruchs  vorliegt  —  oder  der  nur  bereits  bei 
einem  ausländischen  Gerichte  anhängig  ist,  so  hat  das  Osterreichische 
Gericht  die  Streitanhängigkeit  oder  Rechtskraft  von  Amtswegen  zu 
berücksichtigen.  Es  mufs  mit  anderen  Worten  das  österreichische 
Gericht  hier  die  Frage,  ob  die  Streitsache  im  Auslande  rechtshängig 
ist  oder  rechtskräftig  entschieden  ist,  nach  dem  Auslandsgesetze  be- 
antworten. Dies  folgt  einmal  aus  dem  Territorialitätsprincip,  denn  die 
Fragen  der  Rechtshängigkeit  und  der  Rechtskraft  sind  prozefsrechtliche 
Fragen  und  daher  nach  dem  einschlagenden  Prozefsrecht  zu  beurteilen 
(siehe  oben  Text  und  Anm.  1)  —  und  dann  wird  es  durch  die  Fassung 
der  §§  233  und  240  Abs.  3  Ost  C.Pr.0.  nicht  ausgeschlossen^). 


3)  So  zutreffend  Trutter  a.  a.  O.  S.  88.  Siehe  auch  Walker, 
Streitfra^n  aus  dem  internationalen  Civilprozefsrecht,  unter  besonderer 
Berücksichtigung  der  neuen  Österreichischen  Civilprozefsgesetze  (1897)  S.  161  ff. 
(XV  Rechtskraft  ausländischer  Urteile). 

Nach  §§  283  u.  240  Abs.  8  öst  C.Pr.O.  sind  nämlich  die  Streitanhängigkeit 
und  die  Rechtskraft  eines  die  Streitsache  betreffenden  Urteils  von  Amts- 
wegen  zu  berücksichtigen.  Bei  der  Frage  nun,  ob  das  ausländische  Urteil 
rechtskräftig  ist,  einer  Frage,  die  also  hier  nach  ausländischem  Recht  zu 
beurteilen  ist,  fragt  es  sich  natürlich  darum,  ob  das  Urteil  des  aasländischen 
Gerichts  voraaseichtlich  in  Österreich  Wirksamkeit  erlangen  wird.  Hier- 
für sind  in  erster  Reihe  die  etwaigen  Staatsv ertrage  und  in  deren  Er- 
mangelung die  positiven  Voraossetzungen  der  Wirksamkeit  eines  ausländischen 
Ezekutionstitels,  wie  sie  in  den  §§79  u.  80  £xek.O.  statuiert  sind,  mafs- 
gebend.  Und  dies  gilt  auch  in  betreff  der  Fra^e,  ob  die  Streitsache  beim 
ausländischen  Gericht  rechtsanhängi^  geworden  ist  Vergl.  auch  Schuster 
von  Bonn  Ott,  österreichisches  CiviTprozefsrecht  (1897)  §  41  Anm.  3  u. 
Text,  S.  229  u.  §  86  unter  Ziff.  VI  8.  597. 
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Aach  ist  hier  noch  äof  die  unter  gewissen  Yorftossetsningen  ein- 
trdtende  Anerkennung  auslttndischer  Urteile  als  Exekutionstitel  hinzu- 
weisen. Diese  tritt  jedoch  nur  dann  ein  (was  auch  bei  der  Be- 
antwortung der  obigen  Frage,  ob  die  Sache  beim  ausländischen  Gericht 
rechtshängig  ist  oder  rechtskrilftig  entschieden  worden  ist,  Platz  greift), 
wenn  nach  den  Vorschriften  der  inländischen  (österreichischen) 
Gesetze  im  einzelnen  Falle  das  betreffende  ausländische  (Bericht  Ober- 
haupt die  Zuständigkeit,  also  hier  die  Zuständigkeit  zur  Entscheidung, 
besessen  hat.     Vergl.  §§  79—86  Ost.  Exek.O.*). 

Wie  bereits  oben  hervorgehoben,  kommen  im  Prozesse  auch  privat- 
rechtliche  Fragen  zur  rvchtlicben  Beurteilung,  die  dann  nicht  von  der 
lex  foriy  sondern  von  demjenigen  Gesetze  beherrscht  wer- 
den, das  das  im  Rechtsstreit  befangene  Recht  be- 
herrscht Bezuglich  einer  der  Voraussetzungen  Air  die  Zolässigkeit 
des  Klagegeschäfts  gilt  nun  etwas  besonderes,  nämlich  ftlr  die  ^Prozefs- 
fähigkeit^.  Während  nicht  nur  die  Klagehandlung  selbst,  die  adw 
in  diesem  Sinn ,  sondern  auch  alle  anderen  Voraussetzungen  der  Zu- 
lässigkeit  des  Klagegeschäfts  durch  das  Prozefsgesetz  bestimmt 
werden,  durch  die  lex  fori,,  also  auch  im  Falle  örtlicher  Rechtsnormoa- 
kollision,  und  mithin  nach  der  lex  fori  ihre  Beurteilung  finden,  gilt 
ftlr  die  Prozefsfähigkei  t  dies  nicht.  Die  Prozefsfähigkeit 
ist  vielmehr  grundsätzlich  als  eine  dem  materiellen  Recht  angehörige 
Frage  nicht  nach  der  lex  fori,  sondern  nach  demjenigen  Recht,  Gesetz, 
zu  entscheiden,  das  das  im  Prozesse  befangene  Recht  (Rechtsverhältnis), 
also  hier  die  in  Frage  kommende  Person,  beherrscht  —  mithin  nach 
den  Grundsätzen  des  internationalen  Privatrechts,  nicht  nach 
jenen  des  internationalen  Prozefs rechts,  im  Falle  der  Ört- 
lichen Rechtsnormenkollision  zu  beurteilen^).  Prozefsfähigkeit 
ist  nach  §  1  öst.  C.Pr.O.  die  Fähigkeit,  selbständig  als  Partei  vor 
Gericht  zu  handeln,  d.  h.  also  vor  Gericht  in  Person  oder  durch  einen 
gewählten  Vertreter  seine  Parteirechte  geltend  zu  machen  —  und  diese 
Fähigkeit  besitzt  man  insoweit,  als  man  fUhig  ist,  selbständig  gttltige 
Verpflichtungen  einzugehen  (§  1  CPr.O.). 

Und  §  1  C.Pr.O.  bestimmt  weiter,  dafs  das  Vorhandensein  dieser 
Verpflichtungsfkhigkeit  —  und  damit  der  Prozefsfähigkeit  —  u.  s.  w. 
nach    den    bestehenden    gesetzlichen   Bestimmungen    zu    beurteilen    ist. 


4)  Siehe  Schuster  von  Bonnott  a.  a.  0.  S.  7  u.  §  86  Ziff.  VI 
S.  599. 

5)  Nach  der  herracbenden  Lehre  umfafst  das  internationale  Privatreeht 
auch  das  intemationale  Prozefsrecht,  d.  h.  man  bringt  in  den  Systemen,  die 
die  intematioDHle  PriTatrecbtsdisciplin  behandeln,  auch  das  internationale 
Prozefsrecht  unter  diesen  Begriff.  Oben  im  Texte  mufste  ich  jedoch  unter- 
scheiden, und  ist  der  Sinn  dessen,  was  ich  darlegte,  der:  Die  Prozefsfähig- 
keit beurteilt  sich  im  Falle  der  örtlichen  Rechtenormenkollision  nach  dem 
Teil  des  internationalen  Privatrechts,  der  sich  mit  demselben  im  eigentlichen, 
im  enteren  Sinn  beschäftigt,  und  nicht  nach  jenem,  der  das  internationale 
Prozefsrecht  zum  Gegenstand  hat. 
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Dm  will  ntm  besagen:  nach  den  Beatimmangen ,  die  sich  im  bttrger- 
liehen  Bechte  finden;  nnd  das  btligerliche  Recht  ist  der  Inbegriff  der 
Vorschriften  des  allgemeinen  Bttrgerlichen  Gesetzbuchs  von  1811,  des 
Handefagesetsbncbs,  der  Wechselordnung  nnd  der  in  anderen  Gesetzen 
(auch  hl  der  Civilprozefsordnang  selbst)  enthaltenen  Privatrechtsnormen 
«-  vevgl.  Art.  XVIII  £inf.Ges.  z.  Ost  C.Pr.O.,  soweit  die  Civilprozefs- 
Ordnung  nicht  selbst  abweichende  Anordnungen  enthält 

Dies  bezieht  sich  auf  die  Inländer,  die  Österreicher:  denn 
dio  Prozefsfähigkeit  des  Ausländers  ist  grundsätzlich  nach 
dem  Beehte  seines  Landes  au  beurteilen.  Es  genügt  jedoch  in  betreff 
des  Ausländers,  dafs  er  nach  inländischem  (österreichi- 
Beh«m)  Recht  pro zefs fähig  ist,  wenn  er  es  auch  nach  den  Gesetzen 
seines  Landes  nicht  ist:  denn  dann  soll  er  gleichwohl  vor  dein 
österreichischen  Gericht  als  prozefsfähig  behandelt  werden. 
§  3  Ost  C.Pr.0.«). 

Ausnahmen  vom  Territorialitätsprincip  liegen  nicht  in 
den  Bestimmungen  der  Gesetze,  die  die  Austlbung  von  Retorsion 
(G^enkehrung)  vorschreiben:  denn  hier  handelt  es  sich  nicht  um  eine 
Anwendung  des  ausländischen  Rechts,  sondern  es  liegt  vielmehr 
ein  besonderer  Rechtssatz  des  inländischen  Rechts  vor. 


6)  §  B  Ost  C.Pr.O.  stimmt  mit  §  58  der  deutsch.  C.Pr.O.   (auch  fast 

rns  dem  Wortlaute  nach)  überein.  Es  folgt  aus  §  8  Ost.  C.Pr.O.  (wie  aus 
58  der  deutsch.  C.Pr.O.),  dafs  der  Ausländer  als  prozefsfähig  erscheint, 
wenn  er  entweder  nach  dem  Recht  seines  Landes  (lex  patrifte,  originis) 
oder  nach  dem  Recht  am  Orte  des  Prozefsgerichts  (lex  fori)  prozeffifähig 
ist  Darauf  kommt  es  nicht  an,  ob  der  Ausländer  sdnen  Wohnsitz  im 
Inland  (Österreich)  hat  Mit  den  Worten:  „nach  dem  Rechte  seines 
Landes''  hat  also  der  §  3  C.Pr.O.  das  Nationalitätsprincip  sanktioniert. 
Zu  unterscheiden  von  der  Prozefsfähigkeit  ist  die  Farteifähig- 
keit  (auch  genannt:  Gericbtsfähigkeit),  d.  h.  die  Fähigkeit,  Subjekt  oes 
Prozefsverhältnisfies  sein  zu  können  —  68  ist  die  Rechtssubjektivitat,  die 
allen  physischen  und  juristischen  Personen  zukommt,  die  und  soweit  sie  nach 
den  Bestimmungen  des  Privatreebts  rechtsfähig  sind.  Wer  nicht  partei- 
fähig ist,  kann  nicht  prozefsfähig  sein,  aber  nicht  Jeder  Jrartei- 
fähige  ist  auch  prozefsfähig.  Auch  die  Parteifähigkeit  ist  ab- 
solute Prozefs Voraussetzung,  auch  sie  ist,  wie  die  Prozefsffibigkeit 
von  Amts  wegen  zu  präfeu.  £e  aommt  bei  ihr  nicht  darauf  an,  was  die 
Parteifahigkeit  physischer  Personen  betrifft,  ob  diese  Inländer  oder  Aus- 
länder sind. 

Hing^en  bei  der  Beurteilung  der  Parteifähigkeit  juristischer  Personen 
ist  die  Frage,  ob  dem  als  juristische  Person  auftretenden  Reehtssubjekt  diese 
Eigenschau,  die  Parteifahigkeit,  rechtlich  zusteht,  nach  dem  Uechte  des 
Staats 2  wo  sie  ihren  Sitz  hat,  zu  beurteilen,  mithin  ist  die  inländische  nach 
inländischem,  die  ausländische  nach  ausländischem  Recht  zu  beurteilen. 

Da  die  Prozefsfähigkeit  nach  §  3  öst  C.Pr.O. -die  Fähigkeit  ist, 
selbständig  gültige  Verpflichtungen  emgehen  zu  können,  so  findet  §  8 
öst  CPr.O.  nur  auf  physische  Personen  Anwendung,  juristische  Per- 
sonen sind  di^er  prozefsun fähig.  Vergl.  auch  zum  Vorgetragenen 
Walher  a.  a.  0.  S.  42  ff*.,  sowie  Bara»ett%y  Zur  Lehre  von  der  Prozefs- 
flüiigkeit  u.  s.  w.  S.  1  u.  ff.  und  Barazeiti^  Das  internationale  Privatrecht 
im  Bürgerlichen  (Gesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich  S.  48. 
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In  den  neuen  österreichischen  CivilproaefsigeBetsen  ist  fifangens 
ein  allgemeiner  Grundsatz  prozessualer  Retorsion  nicht  enthalten, 
so  wenig  wie  in  den  deutschen  CiFilprozefsgesetzen. 

In  der  Jurisdiktionsnorm  wird  die  Gegenseitigkeit  als  Vor- 
aussetzung der  Bechtshtllfe  verlangt     §  38  Zi£  8  Jur.Norm. 

Wenn  es  hieran  fehlt,  so  ist  die  Bechtshtllfe  zu  verweigern. 
§  101  Jur.Norm  enthält  den  Gerichtsstand  der  Gegenseitig- 
keit ftlr  Ausländer. 

Es  finden  sich  femer  in  der  österreichischen  Civilprozelsordnung 
Bestimmungen,  wonach  die  Befreiung  von  der  Sicherheits- 
leistung für  die  Prozefskosten  (aktorische  Kaution,  eauHo  pro 
expensis  seitens  des  ausländischen  Klägers)  und  die  Gewährung  des 
Armenrechts  an  Ausländer  nur  dann  stattfindet,  wenn  Gegen- 
seitigkeit vorliegt     §§  57  Zifi.  1  und  68  Abs.  2  öst  aPr.O.^). 

In  betreff  der  ausländischen  öffentlichen  Urkunden 
bestimmt  §  298  Abs.  2  G.Pr.0.,  dafs  sie  in  Österreich  die  Beweis- 
kraft öffentlicher  Urkunden  dann  geniefsen,  wenn  Gegenseitigkeit 
verbürgt  ist,  wobei  aber  verlangt  wird,  dafs  sie  mit  den  vorgeschriebenen 
Beglaubigungen  versehen  sind.  Auch  für  die  Beweiskraft  der 
Handelsbtlcher  gilt  der  Grundsatz  der  Gegenseitigkeit  §  295 
öst  C.Pr.O. 

Was  die  Beurteilung  der  Form  der  Handelsbttcher  betrifft, 
so  hat  sie  nach  den  am  Ort  der  Buchführung  geltenden  Vorsdiriften 
zu  erfolgen  —  §  295  Abs.  2  öst  C.Pr.0.,  während  die  Beweiskraft 
derselben  und  die  Dauer  dieser  Beweiskraft  der  Beurteilung  nach  in- 
ländischem, d.  i.  österreichischem,  Recht,  untersteht 

Die  Exekution  auf  Grund  von  ausländischen  Urkunden 
und  Akten  ist  nur  auf  Grund  der  Gegenseitigkeit  zulässig,  die 
sich  als  eine  der  Voraussetzungen  dieser  Exekution  darstellt  §§  79 
und  86  Exek.O.  Siehe  auch  §  878  Exek.O.  und  Art  XIX  Einf.Ges. 
z.  öst  CPr.O. ,  wonach  die  Exekution  zur  Sicherstellung  auf  Grand 
von  noch  nicht  rechtskräftigen  oder  noch  nicht  unbedingt  vollstreckbaren 
Endurteilen  und  Zahlungsbefehlen,  die  in  den  Ländern  der  ungarischen 
Krone  oder  in  Bosnien  und  der  Herzegowina  ergangen  sind,  die 
Gegenseitigkeit  voraussetzt 

Was  nun  die  Frage  betrifft,  ob  die  Gegenseitigkeit  vor- 
handen, ob  sie  verbürgt  ist,  so  ist  in  §  38  Ziff.  8  Jur.Norm,  §  57 
Abs.  8  und  §  68  Abs.  2  öst  CPr.O.  in  höchst  zweckmäfsiger  Weise 
vorgeschrieben,  dafs  in  FWen,  in  welchen  das  Vorhandensein  der 
Gegenseitigkeit  zweifelhaft  ist  (eine  Frage,  die  auch  bei  sog.  diploma- 
tischer Gegenseitigkeit,  d.  h.  bei  Staatsvertiügen ,  in  betreff  einzelner 
Bestimmungen  derselben  sich  anfwerfen  kann),  vom  Gericht  die  ftlr 
dasselbe  bindende  Erklärung  des  Justizministers  einzuholen  ist^). 


7)  VergL  hierzu  nun  das  Haager  Abkonmien,  oben  S.  422  und  unten 
S.  458,  Anm.  d.  Red. 

8)  Siehe  anch  Walker  a.  a.  0.,  der  hier,  unter  Betonung  dieser  zweek- 
mäfsi|g^en  Einrichtung,  hervorhebt,  dafs  im  deutschen  Ci^lprozefsrecht, 
wo  sie  nicht  besteht,  ziemliche  Schwierigkeiten  durch  diese  Frage  hervor- 
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(Vergl.  ferner  §  131  Abs.  1  der  C.Pr.0.  fUr  Bosnien,  wo  für 
Bosnien  und  die  Herzegowina  statuiert  ist,  dafs  bei  solchen 
Zweifeln  hier  im  Wege  des  Obergerichts  die  mafsgebende  Erklfirong 
der  Landesregierung  einzuholen  ist) 

Bei  der  Vollstreckung  auslftndischer  Exekutionstitel 
mufs  die  Gegenseitigkeit  durch  Staats^erträge  oder  durch 
erlassene  Regierungserklärungen  verbürgt  sein,  die  letzteren 
mttssen  im  Reichsgesetzblatt  kundgemacht  sein. 

Noch  einige  Details. 

In  betreflf  der  Frage,  welches  Recht,  ob  in  einzelnen  Fällen  eine 
staatliche  Ermächtigung  notwendig  ist,  mafsgebend  ist,  ist  zu 
bemerken:  Nach  §  233  a.  b.  G.B.  bedarf  z.  B.  der  Vormund  zur  Ab- 
Bchliefsung  eines  Vergleichs  der  gerichtlichen  Genehmigung,  und  da 
die  Fähigkeit  zur  Auftragung  des  Schiedseids  (Haupteids)  in  den 
Gerichtsordnungen  als  Fähigkeit  zum  Vergleich  erscheint  (vergl.  §  203 
aDg.  Ger.O.),  so  ist  auch  in  Osterreich  regelmäfsig  für  die  Prozefs- 
fühmng  die  Ermächtigung  des  Vormunds  erforderlich  gewesen  —  dies 
ist  jedoch  im  neuen  Osterreichischen  Prozesse  anders;  da  die  neue 
Civilprozefsordnung  den  Haupt- (Seh ieds-) Eid  nicht  mehr  kennt,  so 
bedarf  die  Beweisführung  durch  Vernehmung  der  Parteien  nicht  der 
Einwilligung  des  vormundschaftlichen  oder  Kuratelgerichts.  VergL 
Art  XLI  Einf-Ges.  z.  Ost  C.Pr.O.*). 

Wenn  der  Vormund  eines  Ausländers  im  Inland  (Oster- 
reich) klagt,  so  fragt  sich,  ob  er  die  nach  ausländischem  Rechte 
etwa  erforderliche  gerichtliche  Ermächtigung  in  Osterreich 
bttzubringen  hat,  und  zwar  auch  dann,  wenn  sie  ab  solche  nicht  in 
Osterreich  gefordert  wird.  Man  wird  sagen  müssen:  der  §  3  Ost 
C.Pr.O.  entscheidet  diese  Frage  nicht  (so  wenig  wie  in  Deutsch- 
land §  53  der  deutsch.  C.Pr.O.).  Hier  ist  das  materielle  Recht 
entscheidend,  das  die  Grundlage  der  Prozefsfilhigkeit  bildet,  mit  anderen 
Worten  das  Personalstatut  der  Partei  ^^). 

Anhingend  die  Beurteilung  der  im  Ausland  ausgestellten  Voll- 
machten, so  bleibt  es  bezüglich  ihrer  l)eim  früheren  Reckt  gemäfs 
Art.  VII  Ziff.  2  Einf.Ges.  z.  Ost  CPr.O.,  denn  §  30  Abs.  2  C.Pr.O. 
bezieht  sich  nur  auf  die  in  Osterreich  ausgestellten  Vollmachten^^). 


gerufen  werden  und  nicht  wenige  Kontroversen  sich  daran  knüpfen.  —  Eine 
das  Gericht  bindende  Erklärung  des  Jastisministers  ist  auch  in  Art  IX 
Eänf.Ges.  z.  JurNorm  vorgesehen  in  betreff  der  Frage,  ob  die  inländische 
Gerichtiibarkeit  über  eine  exterritoriale  Person  begründet  oder  die 
Exterritorialität  zu  Gunsten  einer  Person  anerkannt  ist :  femer  in  ^  48 
Jur.Norm  über  Znständi^keitsstreitigkeiten  inlänaischer  Gerichte 
mit  ausländischen  Gerichten  oder  Behörden.  Siehe  Walker  a.  a.  O. 
Anm.  28  S.  89. 

9)  Siehe  Walker  a.  a.  O.  S.  62,  sowie  Schauer^  Civilprozefsordnung, 
Anm.  zu  Art  XLI  Einf.Ges.  z.  5st  C.Pr.O. 

10)  So  durchaus  zutreffend  Walker  a.  a.  0. 

11)  Walker  a.  a.  0.  S.  92  ff. 
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Die  Beurteilnng  der  Zalftssigkeit  des  Rechtswegs  richtet 
sich  nach  der  lex  /bW)* 

Die  Gerichtsbarkeit  der  Gerichte  Österreichs  ttber  Fremde 
int  nach  der  lex  fori  zn  beurteilen  —  and  jene  in  Ehesachen  der 
Fremden  betreffend,  so  bat  man  hier,  wie  nach  der  deutschen  Gesetz- 
gebung, das  Dom i Sil  in  Österreich  als  Kompetenzgrund  festgehalten. 


Unser  englischer  Brief  (XII). 

Von  Dr.  C  H.  P.  iHkttlsen,  Advokat  in  London. 

Der  Aufsatz  des  Herra  Dr.  Biberfeld  ttber  die  Konkurrenzklausel 
8.  294  ff.  dieser  Zeitschrift  citiert  ein  englisches  Urteil,  welches  vor 
kurzem  in  einer  Entscheidung  des  Court  of  Appeal  diskutiert  worden 
ist.  Diese  neue,  vom  31.  Januar  1899  datierte,  englische  Entscheidung 
ist  insofern  bemerkenswert,  als  sie  beweist,  dafs  man  in  England  noch 
heute  mit  richterlichen  Meinungsverschiedenheiten  bezüglich  der  Kon- 
kurrenzklausel zu  rechnen  hat.  Zwei  Mitglieder  des  Court  of  Appeal 
fixierten  ihre  Auffassung  in  folgender  Weise :  „Das  Recht,  wie  es  heute 
liegt,  kann  nicht  prficiser  zum  Ausdruck  gebracht  werden,  als  es  in  der 
Entscheidung  vom  Jahre  1894  in  Sachen  Norden  feit  v.  Maxim-Norden- 
feit  Co,  geschehen  ist  „Die  richtige  Auffassung  heutigen  Tages'', 
heifst  es  dort,  ,,ist  wohl  folgende.  Das  }\iblikum  hat  ein  Interesse 
daran,  dafs  jedermann  sein  Geschafft  frei  betreibt;  ein  gleiches  Inter- 
esse hat  die  einzelne  Person.  Jede  Einmischung  in  die  individuelle 
Aktionsfreiheit  im  Geschäftsbetriebe  und  alle  GeschHftsbescbrttnknngen 
als  solche,  falls  weiter  nichts  hinzutritt,  verstofsen  gegen  die  Politik 
des  Gemeinwesens  und  sind  deshalb  ungültig.  Von  dieser  allgemeinen 
Regel  giebt  es  indessen  Ausnahmen.  Die  besonderen  Umstände  des 
einzelnen  Falles  können  Gescbftftsbeschränkungen  und  Einmischung  in 
die  individuelle  Aktionsfreiheit  rechtfertigen.  Eine  ausreichende  Recht- 
fertigung —  und  in  der  That  die  einzige  Rechtfertigung  —  liegt  in 
der  Angemessenheit  der  Beschränkung.     I^eselbe  mufs  angemessen  sein 


12)  Walker  ist  hier  —  8.  99  —  unklar.  Trutier  a.  a.  O.,  S.  27, 
scheint  mir  hier  das  Kichtige  getroffen  zn  haben,  wenn  er  zwar  die  Isx  fori 
hier  eintreten  läfst,  dies  aber  doch  dahin  temperiert,  dafs  er  dalegt,  dafs  bei 
der  Einrede  der  Unzulässigkeit  des  Rechtswegs  der  die  Einrede  begründende 
Thatbestand  dem  Verwaitungsrecht  oder  dem  Privatrecht  angehört  und  des- 
halb  hier  nicht  blofs  die  lex  fori  Platz  greift,  sondern  auch  andere  recht» 
liehe  Nonnen  der  Beurteilung  unterstehen.  Meines  Erachtens  mufs  in  erster 
Linie  diese  Beurteilung  Platz  greifen  —  und  erst  dann  die  Beurteilung  nach 
der  lex  fori,  wenn  die  Beurteilung  der  Vorfrage  nach  privatintemalionalen 
Grundsätzen  geschehen  ist. 
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mü  Besiehang  aaf  die  Intoreeeen  der  betroffenen  Parteien  nnd  mit 
Beeng  auf  die  Interessen  des  Pnbliknms,  so  formuliert  nnd  so  yorsichtig 
abgefafst,  dafs  sie  der  Partei,  an  deren  Gunsten  sie  auferlegt  ist,  an- 
gepafsten  Scbnts  gewährt,  während  sie  gleichzeitig  in  keiner  Weise 
dem  Publikum  Schaden  zufllgt."  Es  gab  eine  Zeit,  wo  alle  Verein- 
bamngen,  welche  die  geschäftliche  Thätigkeit  oder  die  Arbeitsfireiheit 
beschränkten,  als  gegen  die  Politik  des  Gemeinwesens  verBtofsend  und 
als  ungültig  angesehen  wurden.  Diese  Rechtsauflassung  wurde  indessen 
als  Unheil  stiftend  nnd  unerträglich  befhnden ;  man  ging  nach  und  nach 
davon  ab  und  nahm  Modifikationen  vor.  Nach  der  modernen  Doktrin 
ist  eine  den  Geschäftsbetrieb  einer  Person  beschränkende  Vereinbarung, 
hWn  sie  die  Interessen  des  Gemeinwesens  hier  au  Lande  schädigt,  so- 
weit sie  schädigt,  ungtütig,  nicht  indessen,  darttber  hinaus,  vorausgesetzt, 
dafs  sie  sich  in  zwei  Teile  —  einen  gültigen  nnd  einen  ungültigen  — 
zerlegen  läPst  Es  ist  weiter  heute  feststehenden  Rechtens,  dafs,  sofern 
nicht  die  Umstände  einen  angemessenen  Grund  ergeben,  das  Recht 
einer  Person,  nach  Kräften  für  ihren  Unterhalt  zu  sorgen,  einer  Be* 
Bchränkung  zu  unterwerfen,  die  Beschränkung  die  Person  nicht  bindet 
Nach  dieser  Doktrin  ist  eine  den  Geschäftsbetrieb  beschränkende  Verein- 
barung, welche  weiter  geht,  als  angemessenerweise  nötig  ist,  um  die  sich 
auf  die  Vereinbarung  berufende  Person  zu  schützen ,  soweit  sie  weiter 
geht,  ungültig,  und  dies  kann  die  ganze  Vereinbarung  ungültig  machen, 
falls  die  Klausel  sich  nicht  zerlegen  läfst  Wenn  indessen  eine  den 
Geschäftsbetrieb  einer  Person  beschränkende  Vereinbarung  mit  einer 
anderen,  ein  ähnliches  Geschäft  betreibenden  Person  diese  letztere  gegen 
Konkurrens  in  dem  betreffenden  Geschäfte  schützen  will  und  nicht 
weiter  geht,  als  angemessener  Weise  nötig  ist,  um  die  andere  Person 
in  diesem  Geschäfte  zu  schützen,  so  lassen  sich  schwerlich  Umstände 
denken,  welche  die  Vereinbarung  zu  einer  die  Interessen  des  Gemein- 
wesens hier  zu  Lande  schädigenden  machen  könnten.  Allerdings  kann, 
wie  in  der  NordenfeUnchen  Entscheidung  ausgeführt  wird,  eine  Be* 
schränkung,  welche  beim  Verkauf  eines  Geschäfts  angemessen  erscheint, 
beim  Austritt  aus  den  Diensten  eines  Arbeitgebers  unangemessen  sein. 
Die  gedachte  Entscheidtmg  besagt  indessen  nicht,  dafs  eine  zum  Schutze 
des  Geschäfts  einer  Person  angemessenerweise  notwendige  Beschrtinknng 
im  Hinblick  auf  die  Politik  des  Gemeinwesens  ungült'g  sein  kann,  es 
sei  denn,  dafs  specielle  Gründe  klar  dargethan  werden.  Wenn  irgend 
etwas  för  Handel  nnd  Gewerbe  hier  zu  Lande  wesentlich  ist,  so  ist  es 
die  Unverletzlichkeit  bewufster  Weise  eingegangener  Vereinbarungen. 
Es  widerspricht,  jedenfiilhi  prima  fade,  den  Interessjen  eines  jeden 
Staates,  einer  nicht  getäuschten  Person  gereiften  Alters  zu  gestatten, 
einen  Vertrag  zu  schliefsen,  den  Nutzen  aus  demselben  zu  ziehen  und 
alsdann  seine  Verpflichtungen  zu  repudiieren.  Aufser  Betracht  bleiben 
hier  selbstverständlich  durch  Betrug,  Zwang  und  ungehörige  Beeinflussung 
erwirkte  Verträge,  sowie  aus  anderen  anerkannten  Ungültigkeitsgrttnden 
anfechtbare  Vertriige.  Abgesehen  von  derartigen  Verträgen  steht  der 
auf  der  Politik  des  Gemeinwesens  beruhende  Satz,  welcher  einer  Person, 
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nachdem  sie  anter  bestimmten,  von  ihr  verstandenen  und  angenommenen 
Bedingungen  Beschäftigung  erlangt  hat,  gestattet,  den  Vertrag  zu  re- 
pudiieren,  im  Widersprach  mit  dem  anderen  auf  der  gleichen  Politik 
beruhenden  Satze,  welcher  für  die  Regel  eine  Person  zwingt,  ihre  Ver* 
träge  zu  erfüllen.  Damit  der  letztere  Satz  dem  enteren  weiche,  bedarf 
es  eines  ausreichenden  Grandes.  Es  mag  sein,  dafs  ein  solcher  Fall 
eintreten  kann,  selbst  wenn  die  Freiheit  nicht  weiter  beschränkt  ist, 
als  oben  gedacht  wurde.  Sieht  man  indessen  von  schädlichen  Mono- 
polen ab,  so  vermag  in  diesem  Momente  kein  Beispiel  gegeben  werden. 
Diese  Erwägungen  haben  ohne  Zweifel  bei  der  fkitscheidung  in  Sachen 
Dubowski  V.  Qoldstein  im  Jahre  1896  eine  Rolle  gespielt  Als  all- 
gemeines praktisches  Kriterium  in  Fällen  dieser  Art  erklärte  das  Gericht 
damals  die  Angemessenheit  der  Beschränkung  zum  Schatze  des  Arbeit- 
gebers. Dafs  die  beschränkte  Person  keine  Arbeit  hatte,  nach  Arbeit 
suchte  und  sich  deshalb  beim  Abschlußi  in  einer  ungtlnstigen  Lage 
befand,  macht  den  Abschlafs  nicht  ungtlltig,  es  sei  denn,  da(s  ihre 
Lage  in  ungehöriger  Weise  ausgenutzt  wurde.  So  lange  der  Abschlafs 
ein  angemessener  ist,  unter  Berücksichtigung  des  Schutzes,  dessen  der 
Arbeitgeber  bedarf,  kann  von  einer  ungehörigen  Ausnutzung  nicht  g«^ 
sprochen  worden.  Geht  die  Beschränkung  nicht  weiter,  als  zum 
Schutze  des  Geschäfts  des  Arbeitgebers  erforderlich  ist,  so  liegt  kein 
Grund  vor,  wegen  der  Politik  des  Gemeinwesens  von  der  Vereinbarung 
zu  entbinden.  Ob  die  Beschränkung  weiter  geht,  hängt  von  der  Natur 
des  zu  schützenden  Geschäfts  und  von  der  Konstruktion  des  Vertrages 
ab.**  Za  einer  abweichenden  Rechtsauüassung  gelangte  das  dritte  Mit- 
glied des  Berufungsgerichts:  „Die  modernen  Entscheidungen,  bemerkte 
dieses  Mitglied,  haben  nicht  den  Rechtssatz  aufgehoben,  wonach  Verein- 
barungen, welche  die  geschäftliche  Thätigkeit  beschränken  oder  eine 
Person  daran  behindern,  nach  bestem  Können  ihr  Brot  zu  verdienen, 
prima  facie  —  falls  weiter  nichts  hinzutritt  —  gegen  die  Politik  des 
Gemeinwesens  verstofsen  und  deshalb  ungültig  sind.  Wenn  man  sagt, 
das  einzige  Kriterium  für  die  Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  einer  der- 
artigen entgeltlichen  Vereinbarung  sei  ihre  Angemessenheit  im  Hinblick 
auf  den  Schutz  des  Geschäfts  des  beschränkenden  Kontrahenten,  so 
kann  damit  nicht  die  Prüfung  der  Frage  abgeschnitten  sein,  ob  die 
Vereinbarung  geeignet  ist,  das  Gemeinwesen  zu  schädigen.  Die  wichtigste 
Entscheidung  ist  heute  die  Oberhaasentscheidung  aus  dem  Jahre  1894 
in  Sachen  Nordenfeit  v,  Maxim  NordenfeU,  Wenn  man  diese  Ent- 
scheidung liest,  wird  es  klar,  dafs  das  Oberhaus  nicht  daran  gedacht 
hat,  den  oben  gedachten  Rechtssatz  aufzuheben,  und  nicht  beabsichtigt 
hat,  die  Prüfung  der  oben  formulierten  Frage  abzuschneiden.  Be- 
achtenswert ist  femer,  dafs  es  sich  in  Sachen  NordenfeU  v.  üfiaurtm 
Nordenfeit  um  eine  Beschränkuug  des  Verkäufers  eines  Geschäfts  handelte, 
während  im  vorliegenden  Falle  eine  Beschränkung  in  Frage  steht, 
welche  ein  Arbeitgeber  seinem  Angestellten  als  Bedingong  der  An- 
stellung auferlegte.  Dies  ist  von  Bedeutung,  weil  in  Sachen  der  vor- 
liegenden Art  stets  zwei  Erwägungen  mit  einander  kämpfen:    nämlich 
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das  Interesse  des  Pablikams,  dafs  Vertrüge  erfüllt  werden,  and  das 
Interesse  des  Pablikams,  dafs  die  individaelle  Aktionsfreiheit  erhalten 
bleibt  Das  Pablikam  hat  nan  ein  grofses  Interesse  daran,  dafs  ein 
KanfgeschUft  erfüllt  wird,  zamal  die  dem  Verkäafer  aaferlegte  Kon- 
karrenzUansel  i^r  das  Pablikam  sehr  geringe  Bedeatang  hat.  Anders 
liegt  jedoch  die  Sache  bei  Vertrügen  zwischen  Prinzipal  and  seinem 
Angestellten.  Der  Angestellte  schliefst  den  Anstellangsyertrag  nicht  in 
derselben  freien  Position,  wie  der  VerkMafer  eines  Greschälts  den  Kaaf- 
yertrag,  and  eine  Beschittnkang  des  Angestellten  im  Broterwerb  ist 
eine  Beschriinkang  der  individnellen  Freiheit,  an  welcher  das  Pablikam 
ein  grofses  Interesse  hat  Wenn  man  erwHgt,  welchen  Schatz  der  be- 
schränkende  Kontrahent  angemessenerweise  verlangen  kann ,  darf  man 
nicht  übersehen ,  dafs  das  Pablikam  ein  Interesse  daran  hat ,  dafs 
Geschäftsfreiheit  besteht  and  dafs  der  beschränkte  Kontrahent  sein 
Brot  in  jeder  an  sich  erlaabten  Gescbäffcsthätigkeit  erwerben  kann. 
Man  darf  sich  nicht  daraaf  beschränken,  einen  Teil  des  Interesses  des 
Pablikams  in  Erwägnng  za  ziehen :  nämlich  das  Interesse  dqß  Pablikams 
an  der  ErftÜlang  entgeltlich  abgeschlossener  Verträge ;  man  mnfs  ferner 
prüfen,  ob  der  Yeitrag  hätte  geschlossen  werden  sollen  and  ob  der- 
selbe —  weil  za  weit  gehend  oder  sonst  za  drückend  —  den  Inter- 
essen des  PabHkams  zawiderläaft  Im  vorliegenden  Falle  zieht  das 
Pablikam  aas  der  Beschränkang  keine  Vorteile,  welche  die  daraas 
dem  Pablikam  entstehenden  Nachteile  aafwiegen  würden.  Der  Satz, 
dafs  Verträge  erfüllt  werden  mtlssen,  rechtfertigt  nicht  eine  Klaasel, 
welche  der  Prinzipal  dem  Angestellten  nicht  hätte  aaferlegen  sollen, 
nämlich  die  Klaasel,  wonach  der  Angestellte  sich  verpflichtet,  nicht  das 
Geschäft  za  betreiben  oder  nicht  in  das  Geschäft  einzatreten,  in 
welchem  er  sein  ganzes  früheres  Leben  verbracht  hat^  (Underwood  dt 
San  V.  Barker.  Court  of  Appeal,  31,  Januar  1699.)  Die  Anffassang 
des  dissentierenden  dritten  Richters  dürfte  die  richtige  gewesen  sein. 
Sie  entspricht  der  Anffassang  der  englischen  Geschäftswelt,  welche 
Konkorrenzklanseln  in  Anstellangsverträgen  sehr  wenig  praktische  Be- 
deatang beimifst.  Konknrrenzklanseln  in  Anstellangsverträgen  sind 
nnlantere  Versache,  den  Wettbewerb  aaszaschliefsen;  sie  sollten  nicht 
minder  gebrandmarkt  werden,  als  die  Versache,  aaf  anlaaterem  Wege 
Wettbewerb  za  betreiben.  — 

Es  wird  dem  Leser  ans  früheren  Mitteilnngen  in  dieser  Zeit- 
schrift bekannt  sein,  dafs  das  englische  Recht,  welches  keine  Universal- 
saccession  in  einen  Nachlafs  kennt,  die  Nachfolge  in  aasländische 
Nachlafsgraudstücke  nach  dem  Rechte  der  belegenen  Sache  benrteilt 
Ein  Testator,  welcher  aasländische  Grandstücke  besitzt  nnd  voraas- 
siehüich  sein  letztes  Domizil  in  England  haben  wird,  mnfs  daher  bei 
der  Formalierang  seiner  letztwilligen  VerfÜgnngen  nicht  nnr  das  eng- 
lische, sondern  gleichzeitig  aach  das  Recht  berücksichtigen,  welches  an 
dem  Orte  gilt,  wo  die  ansländischen  Grandstttcke  belegen  sind.  Welche 
Schwierigkeiten  entstehen,  falls  der  Testator  das  betreffende  aasländische 
Recht  aafser  Acht  läfst,   dürfte  sich  aas  dem  nachstehenden,   höchst 
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lehrreichen  Falle  ergeben.  Ein  Testator,  welcher  einen  beträchtiichea 
Orand besitz  in  Sardinien  besafs,  setzte  mehrere  NacblafsrepriUentanften 
ein  and  wandte  denselben  seinen  ganzen  Mobiliar-  und  Immobiliar- 
nachlafs  zu.  Diese  Rechtsnachfolger  wurden  letztwillig  angewiesen, 
den  gesamten  Nachlafs  zu  verkaufen  und  den  Eh-ltts  in  England  zn 
belegen.  Der  Testator  stellte  es  jedoch  seinen  Bechtsnachfolgem  frei, 
den  Verkauf  hinauszuschieben  und  bis  zum  Verkaufe  den  Naehlafs  zu 
verwalten.  Die  letztwillige  Verfügung  bestimmte  ferner,  dafs  die 
Rechtsnachfolger  den  Nachlafs  zu  Gunsten  der  Witwe,  der  Kinder, 
Kindeskinder  u.  s.  w.  des  Testators  verwenden  sollten,  mit  anderen 
Worten,  der  Testator  l^te  ftlr  mehrere  Generationen  seinen  NaehhUk 
fest  Nachdem  die  Rechtsnachfolger  einen  Teil  der  sardinischen  Grrund- 
stUcke  verkauft  oder  verpfilndet  hatten,  ohne  dafs  ihr  Rechtstitol  be- 
zweifelt worden  war,  wurde  in  England  die  gerichtliche  Beguliemng 
des  Nachlasses  beantragt  und  die  Behauptung  angestellt,  die  sardini- 
sehen  Grundstücke  seien  Überhaupt  nicht  auf  Grund  der  letztwilligen 
Verfügung  ttbeigegang^Q  i  sondern  seien  als  Intestatnachlafsstacke  sn 
behiüideln.  Das  englische  Gericht  hörte  mehrere  italienische  Sachver* 
ständige,  deren  Gutachten  sich  widersprachen,  und  entschied  am  6.  No- 
vember 1894,  dafs  die  letztwillig  eingesetzten  Rechtsnachfolger  nach 
italienischem  Recht  befugt  seien,  die  sardinischen  Grundstücke  zu  ver- 
kaufen und  den  Kaufpreis  in  Empfang  zu  nehmen,  und  dafs  mit  dem 
Kauferlöse  den  letztwilligen  Anordnungen  entsprechend  zu  ver&hren 
sei.  Bis  zum  Verkaufe  gehöre  jedoch  der  Ertrag  aus  den  sardinischen 
Grundstücken  den  nach  italienischem  Rechte  erbberechtigten  Personen. 
Das  italienische  Recht  gestatte  nicht  eine  Festlegung  von  Verm{%ens- 
stucken  in  dem  Umfimge,  in  welchem  der  Testator  dieselbe  vorgenommen 
habe.  Der  Ertrag  aus  den  Grundstücken  bis  zu  deren  Verkaufe  ge- 
bühre daher  den  nach  italienischem  Rechte  erbberechtigten  Personen 
absolut,  d.  h.  ohne  die  weiteren  Beschrftnkungen ,  welche  die  letzt- 
willige Verfügung  auferlege.  Diese  Entscheidung  schuf  eine  wenig 
zufriedenstellende  Situation;  man  hatte  zwischen  Personen  zu  scheiden, 
welche  vor  dem  Verkaufe  berechtigt  waren,  und  zwischen  Person«!, 
deren  Rechte  erst  nach  dem  Verkaufe  entstanden ;  erstere  ergaben  sich 
aus  dem  italienischen  Recht,  letztere  aus  der  englischen  letztwilligen 
Verfügung.  Die  Situation  wurde  dadurch  etwas  geklärt,  dafs  sich  die 
nach  italienischem  Rechte  erbberechtigten  Personen,  mit  einer  Ausnahme, 
bereit  fanden,  bereits  vor  dem  Verkaufe  die  letztwilligen  Anordnungen 
gelten  zu  lassen.  Die  eine  Person,  welche  diesem  Arrangement  nicht 
beitrat,  war  der  in  Italien  lebende  Intestaterbe  des  italienischen  Rechtes, 
welcher  bei  der  Auffassung  verblieb,  dafs  nach  italienischem  Rechte 
hinsichtlich  der  sardinischen  Grundstücke  ein  Intestaterbfall  vorliege. 
Die  Rechtsnachfolger  des  Testators  beantragten  sodann  beim  italienischen 
Gerichte  in  Gagliari,  die  englische  Entscheidung  anzuerkennen;  der 
Intestaterbe  widersprach  jedoch  diesem  Antrage  und  erwirkte  eine  ab- 
weisende Entscheidung  des  italienischen  Gerichts.  Der  Intestaterbe 
hatte  indessen  nicht  berücksichtigt,  dafs  er  in  England  selbst  zn  fiwsen 
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£b  waren  ihm  nämUch  safolge  einer  anderen  VerfÜgong  des 
englischen  Grerichts  aua  dem  englischen  Nachkese  etwa  18000  Mk. 
jtthrlieh  sa  zahlen.  Diesen  Umstand  nütaten  die  Eechtsnaehfolger  des 
Testators  ans  und  beantragten  am  5.  Angnst  1898  beim  englischen 
Gkrtchte,  den  Intestaterben  an  zwingen,  den  Verkauf  der  Orondstttcke 
durch  die  Rechtsnachfolger  des  Testators  zn  gestatten.  Das  Oericht 
hat  diesem  Antrage  stattgegeben  nnd  seine  fintsebeidung ,  wie  folgt, 
begründet:  ^Zweifelhaft  ist  nnr  die  Form,  welche  der  Entscheidung 
m  geben  ist  Der  Intestaterbe  war  seinerzeit  hier  zu  Lande  anwesend 
nnd  beteiligte  sieh  bei  dem  hier  betriebenen  Verfahren.  Derselbe  hat 
dem  Verkauf  der  italienischen  Grundstücke  widersprochen,  weil  die 
ktatwilligen  Bestimmungen  die  italienischen  Rechtssätze  ttber  dauernde 
Festlegungen  von  VermOgensstttcken  verletzen,  und  das  italienische 
Greiieht  hat  diesen  Einwand  zugelassen.  Da  der  Intestaterbe  sieh  in- 
dessen mit  seiner  Beteiligung  bei  der  hier  schwebenden  gerichtliehen 
Naehlsiaregulierung  dem  eDglischeo  Gerichte  unterworfen  hat  und  ferner 
auf  Omnd  einer  Verfügung  des  englischen  Gerichts  eine  betrttchdiche 
Summe  alljährlich  aus  dem  Nachlasse  bezieht,  kann  ihm  nicht  gestattet 
werden,  dafii  er  sich  der  DurchfUhmeg  der  Anordnungen  des  englischen 
Gerichts  widersetzt  Der  Intestaterbe  wird  verurteilt,  das  Seinige  zu 
thnn,  damit  die  Entscheidung  des  italienischen  Gerichts  wieder  auf- 
gehoben und  der  Verkauf  der  italienischen  Grundstücke  durch  die 
Rechtsnachfolger  des  Testators  vorgenommen  werden  kann.  Diese  Ent- 
scheidung ksAU  auf  Antrag  für  vollstreckbar  erklärt  werden."  (In 
Sachen  Pierqß.  —  WMwham  v.  JPierey.  High  Court  of  JutUce, 
Chancerp  Division.  5.  August  1896.)  Aus  dieser  Entscheidung,  welche 
nicht  anders  gelautet  haben  würde,  falls  es  sich  um  deutsche  Grund- 
stücke gehandelt  hätte,  lassen  sich  verschiedene  praktische  Lehren 
ziehen.  Zunächst  zeigt  der  Fall  —  wie  bereits  angedeutet  —  die 
Schwierigkeiten,  welche  den  Rechtsnachfolgern  eines  zuletzt  in  England 
domizilierten  Testators  entstehen,  welcher,  obschon  unter  seinen  Nachlafs- 
stücken  sich  ausländische  Immobilien  befinden,  bei  der  Ab&asung  seiner 
lelatwiUigen  Verfügungen  nur  das  englische  Recht  berücksichtigt  Ein 
Testator,  welcher  diesen  Fehler  begebt,  legt  eigentlich  immer  den 
Grundstein  zu  einer  gerichtlichen  Nachlafsregulierung,  welche,  wie  der 
gedachte  Fall  ersehen  läfst,  in  England  eine  Reihe  von  Jahren  in 
Anspruch  nehmen  kann.  Sodann  zeigt  die  vorstehend  mitgeteilte  Ent« 
Scheidung,  dafs  englische  Gerichte  indirekt  auch  über  ausländische 
Immobilien  Jurisdiktion  ausüben,  und  dafs  selbst  eine  im  Wege 
stehende  Entscheidung  des  Gerichts  der  belegenen  Immobilie  das 
englische  Gericht  nicht  behindert,  seine  eigene  Rechtsaufiassung  be^ 
sttgUek  der  ausländischen  Immobilie  zu  erzwingen.  Man  wird  hier 
wieder  die  8.  569«  570  de  1896  formulierte  Frage  aufwerfen  können, 
ob  vom  italienischen  Standpunkte  aus  nicht  ein  unbeftigter  Eingriff  in 
die  Kompetenz  des  italienischen  Gerichts  vorliegt   — 

Die  Ausübung  einer  Gerichtsbarkät   mit   Bezug  auf  ausländische 
Immobilien  stand  auch  im  folgenden,   am    14.   Dezember  1898   ent- 
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schiedenen  Falle  in  Frage.  Am  1.  Juli  1891  ränmte  eine  englische 
AktiengesellBchaft ,  welche  ihren  Sitz  in  London  hat,  einer  anderen, 
ehenfalls  in  London  domizilierten  Aktiengeselbchaft  das  aosschliefiliche 
Recht  ein,  gewisse  auf  der  griechischen  Insel  Milos  belegene  Beigwerke 
auszubeuten.  Im  Jahre  1898  meldeten  sich  bei  der  PMchterin  dritte 
Personen  und  behaupteten,  die  Verpächterin  habe  keine  Rechte  auf  die 
verpachteten  Bergwerke.  Infolge  dessen  weigerte  sich  die  PSchterin, 
die  Pacht  zu  zahlen,  als  die  Verpttchterin  am  7.  Oktober  um  die  am 
folgenden  Tage  fällige  Pachtsnmme  bat.  Die  Pichterin  gelangte  sodann 
zu  der  Überzeugung,  dafs  die  Verptfchterin  berechtigt  war,  die  ver- 
pachteten Bergwerke  zu  verpachten,  und  beeilte  sich,  am  18-  Oktober 
die  am  8*  verfallene  Pachtsumme  anzubieten.  Die  Verpüchterin  lehnte 
jedoch  die  nachträglich  offerierte  Pachtsumme  ab,  nahm  von  den  Berg- 
werken wieder  Besitz  und  weigerte  sich,  die  Pächterin  in  den  Besitz 
wieder  einzusetzen.  Die  Pftchterin  erhob  EJage  beim  englischen  Gericht 
und  bat  zux^hst,  im  Wege  der  einstweiligen  Verfügung  in  den  Besitz 
wieder .  eingesetzt  zu  werden.  Klägerin  behauptete ,  das  englische 
G^cht  sei  kompetent,  einen  zwischen  zwei  in  Enghind  domizilierten 
Gesellschaften  abgeschlossenen  Vertrag  selbst  dann  zu  erzwingen,  falb 
es  sich  um  ausländische  Vermögensstflcke  handele.  Bekli^^te  liefe  er- 
widern, dafs  die  ErfMung  einer  stillschweigend  ttbemommenen  Ver- 
pflichtung, dem  Mitkontrahenten  den  ungestt^rten  Besitz  ausländischer 
Grandstücke  zu  gewähren,  bisher  von  keinem  englischen  Gerichte  im 
Wege  der  einstweiligen  Verftignng  erzwungen  worden  sei.  Die  erste 
Instanz  wies  den  klägerischen  Antrag  kostenpflichtig  mit  nachstehender 
Begründung  ab:  „Auf  Grund  der  im  Jahre  1893  vom  Court  of  Appeal 
geftdlten  Entscheidung  in  Sachen  Companhia  de  Mocambique  v.  BriHsh 
Sotdh  Africa  Co.  muTs  jetzt  als  feststehend  angenommen  werden,  dafs 
vorbehaltlich  einer  weiter  unten  zu  erwähnenden  Ausnahme  die  eng- 
lischen Gerichte  nicht  befugt  sind,  obschon  der  Beklagte  hier  zu  Lande 
wohnt,  den  Rechtstitel  oder  das  Besitzrecht  beztkglich  ausländischer 
Immobilien  festzustellen  oder  auch  nur  Schadensersatz  wegen  mit  Bezug 
auf  derartige  Immobilien  vorgenommener  widerrechtlicher  Handlung^i 
zuzuerkennen.  Soweit  dieser  principielle  Satz  Platz  greift,  vermögen 
englische  Gerichte  auch  nicht  im  Wege  der  einstweiligen  Verfolgung 
Eingriffe  in  das  Besitzrecht  an  ausländischen  Immobilien  oder  sonstige 
Störungen  bezüglich  derselben  zu  verhindern.  Dem  ktegerischen  An- 
trage könnte  nur  dann  stattg^eben  werden,  fiills  hier  der  Fall  vor- 
liegen würde,  welcher  eine  Ausnahme  von  dem  gedachten  principieUen 
Satze  bildet.  Diese  Ausnahme  wird  in  Sachen  Lord  Cranstoun  v, 
Johnston  (1796),  wie  folgt,  formuliert:  „Aus  den  Entscheidungen  in 
Sachen  Ard^r  v,  Preston  (1682),  Lord  Ardglasse  v.  Muscham  (1682) 
und  Lord  Küdare  v.  Eustace  (1686)  geht  kUur  hervor,  daffa  hinsichtlich 
Verträge  oder  aus  dem  aufserordentlichen  Recht  sich  ergebender  An- 
sprüche zwischen  hier  zu  Lande  wohnenden  Personen  mit  Bezug  auf 
ausländische  Immobilien,  besonders,  ffdls  dieselben  in  den  briläscben 
Territorien  belegen  sind,   das  Gericht  dieselbe  Jurisdiktion  besitzt,  ab 
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wfiatea  die  Immobilten  in  England  belegen."  Ea  entsteht  die  Frage, 
inwieweit  diese  Jurisdiktion  tliatsilehlicii  ansgettbt  worden  ist.  Von 
den  im  obigen  Passus  citierten  Entscheidungen  betrifft  nur  die  erste 
den  Fall  eines  Vortrages;  in  den  beiden  andren  Entseheidungen 
handelt  es  sich  um  fircMa  und  fiduaiarische  Rechtsyerhältnisse.  Ans 
der  Entscheidung  in  Sachen  Archer  v.  Preskm  ergiebt  sich  nicht, 
welche  Abhülfe  thatsächlich  gewährt  worden  ist  Die  ganse  Frage 
wurde  1750  in  Sachen  Fenn  v.  Lord  BaUimore  untersucht  Damals 
war  anf  EIrfUllung  eines  Vertrages  geklagt,  welcher  die  Grenzlinien 
Bwisehen  xwei  Provinzen  in  Amerika  betraf;  das  Gericht  gab  den 
Parteien  auf,  entsprechende  Urkunden  zu  vollziehen,  und  lehnte  es  ab, 
darüber  hinaus  die  ErfUlung  des  Vertrages  anzuordnen.  Oerichtsseitig 
wurde  dies  mit  folgenden  Worten  begründet:  „Soweit  das  Gericht  seine 
Anordnung  nicht  erzwingen  kann,  ist  es  zwecklos,  eine  Anordnung  zu 
treffen.  Im  vorliegenden  Falle  würde  das  Gericht  seine  eigene  An- 
ordnung nicht  in  rem  erzwingen  können.  Deshalb  ist  aber  noch  nicht 
von  einer  Anordnung  überhaupt  abzusehen.  Als  ein  aufserordentliches 
Grericht  ist  das  Gericht  in  erster  Linie  befugt,  Anordnungen  in  personam 
zu  erlassen.  Diese  Befugnis  bestand  lange,  bevor  die  Frage  beordnet 
war,  ob  das  Gericht  in  den  Besitz  englischer  Grundstücke  einweisen 
durfte,  eine  Frage,  welche  unter  James  I  beordnet  wurde  und  seitdem 
durch  eine  entsprechende  Anweisung  an  .  den  Sheriff  erledigt  worden 
ist  Hinsichtlich  irischer  Lttndereien  und  mit  Bezug  auf  Grundstücke 
in  den  Kolonien  ist  das  Gericht  noch  heute  nicht  dazu  befugt  In 
Sachen  Biduardeon  v,  Hamilton^  Attomeff-Qenenü  of  Pennsylvania  er- 
liefe das  Gericht  eine  Anordnung  beztlglich  gewisser  Grundstücke  in 
Pennsylvanien ,  obschon  eine  Erzwingung  in  rem  ausgeschloBsen  war. 
In  Sachen  Lord  AngUsey  handelte  es  sich  um  irische  Ländereien;  es 
vmrde  eine  Anordnung  erlassen,  welche  zwischen  Teilen  der  Ländereien 
schied  und  diese  Teile  festlegte;  in  rem  konnte  die  Anordnung  nicht 
vollstreckt  werden;  die  Partei  befand  sich  indessen  in  England  und 
konnte  daher  die  Anordnung  in  personam  im  Wege  eines  Verfahrens 
wegen  Mifsachtung  des  eogliBchen  Gerichts  und  durch  Sequestration  — 
Verfiahren,  welche  unter  die  ordentliche  Jurisdiktion  des  englischen 
Gerichts  fielen  —  erzwungen  werden.  Wenn  die  Parteien  im  vor* 
Uzenden  Falle  weitergehende  Mafsregeln  wünschen,  müssen  sie  sich 
an  ein  anderes  Gericht  wenden.  Nach  der  1785  erlassenen  Anordnung 
acheint  dies  beabsichtigt  gewesen  zu  sein,  insofern  nämlich  derartige 
Schritte  als  vorbehalten  bezeichnet  wurden.*'  Der  Bericht  bemerkt  am 
Schlüsse,  dafs  das  Gericht  seine  Anordnung,  die  Parteien  sollten  ohne 
Störungen  dem  Vertrage  entsprechend  im  Besitz  der  Grundstücke  ver- 
bleiben, abgeändert  habe,  weil  ein  englisches  Gericht  nicht  passender- 
weise den  ungestörten  Besitz  amerikanischer  Grundstücke  zuerkennen 
könne;  es  würde  nur  Veranlassung  geben  zu  fortwährenden  Proceduren 
W0gen  Mifsachtung  des  englischen  Gerichts;  man  müsse  sich  an  das 
gehörigerweise  zuständige,  d.  h.  an  das  amerikanische  Gericht  wenden. 
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Über  die  Entscheidung  in  Sachen  Penn  «.  Lord  BMmore  ist  maa  in 
fpitteren  Fällen  nicht  hinansgegangen ,  inibeeondere  ist  nie  eine  Ver- 
fUgang  erkesen  worden,  wie  sie  heute  beantragt  wird.  In  dem  in 
Sachen  Penn  tf.  Lord  Baltimore  definierten  Umfiinge  steht  die  Juris- 
diktion fest,  wenn  auch  die  Entscheidung  kritisiert  worden  ist  So 
bemerkte  z.  B.  die  erste  Instanz  in  Sachen  Companhia  de  Moeambiqm 
V,  British  Soidh  Äfrica  Co.  (1892):  „Man  hat  bezweifelt,  ob  eine 
Kkge  aus  einem  Vertrage  fiber  Immobilien  überhaupt  gehört  werden 
darf,  Mis  die  Immobilien  im  Auslande  belegen  sind.  In  Sachen  Penn 
V.  Lord  Baltimore  ist  indessen  eine  derartige  Klage  gehOrt  worden, 
wenn  sich  das  Oericht  auch  damals  für  nicht  befugt  erklilrte,  dem 
Klttger  ungestörten  Besitz  zuzusprechen.  Die  Zustttudigkeit  wurde  ans 
dem  Vertrage  oder  aus  auflierordentlichen  Ansprachen  zwischen  den 
Parteien  hergeleitet.  Diese  von  anderen  aufserordentlichen  G^ichten 
adoptierte  Entscheidung  setzt  sich  dem  schweren  Vorwurfe  aus,  dafii 
sie  indirekt  anordnet,  was  sie  direkt  nicht  anzuordnen  wagt*^  In  der^ 
selben  Weise  bemerkte  das  Oberhaus:  j^Story^  Conflict  of  Lowe 
88.  544 ,  545  giebt  allerdings  zu,  dafs  in  den  Grenzen  der  Ent- 
scheidung in  Sachen  Cranstoun  v.  Jöhnston  vielleicht  kein  wohl- 
b^grttndeter  Einwand  erhoben  werden  könne;  jedenfiJls  hätten  die 
englischen  aufserordentlichen  Gerichte  die  Lehre  von  der  Zuständi^eit 
in  Fällen  der  hier  fraglichen  Art  soweit  getrieben,  dafs  man  wohl  in 
einzelnen  Fällen  mit  den  allgemeinen  internationalen  Rechtsprindpien 
in  Widerstreit  geraten  müsse;  die  Anerkennung  .einer  derartigen  Juris- 
diktion im  Auslande  sei  höchst  ungewifs,  soweit  man  vermeine,  die 
Jurisdiktion  aus  den  freundschaftlichen  Beziehungen  der  Staaten  unter 
einander  herzuleiten.^  Im  vorliegenden  Falle  wird  substantiell  be- 
antragt, die  Erfüllung  einer  stillschweigenden  Verpflichtung  anzuordnen, 
welche  auf  ungestörtes  Belassen  im  Besitz  gerichtet  ist  Wenn  das 
Gericht  befugt  ist,  eine  derartige  Anordnung  zu  treffen,  so  darf  es 
jedenfiills  nur  mit  der  grOfsten  Vorsicht  geschehen.  Einstweilige  Ver- 
fügungen  sollen  den  statm  quo  bis  zum  Endurteile  erhalten.  Zur  Zeit 
befindet  sich  Beklagte  im  Besitz  und  sie  wird  im  Besitz  zu  behissen 
sein,  bis  nachgewiesen  ist,  dafs  der  Besitz  zweifellos  ein  wideireeht- 
lieber  ist.  Dies  ist  indessen  zur  Zeit  nicht  nachgewiesen.*'  (Black 
Point  Syndicate  Ld.  v,  Eastem  Conceseions  Ld.  High  Court  of 
Justice^  Chancery  Division,  14.  Becember  1896.)  Klägerin  hat  gegen 
diese  Entscheidung  Berufung  eingelegt,  über  welche  am  18.  Januar 
verhandelt  wurde.  Eine  Entscheidung  ist  nicht  erlassen  worden,  weil 
die  Beklagte  sich  verpflichtete,  bis  zum  Endurteile  die  Beigvrerke  za 
betreiben,  über  die  Einnahmen  Buch  zu  führen  und  für  die  Erhaltung 
der  Maschinen  zu  sorgen,  welche  Klägerin  auf  der  Insel  Milos  besitzt 
Das  Resultat  ist,  dafs  einstweilen  die  Zuständigkeitsfiage  wohl  erörtert, 
nicht  aber  entschieden  ist.  Das  Endurteil  wird  zeigen,  ob  auch  in 
diesem  Falle  ein  englisches  Gericht  „indirekt  anordnet,  was  es  direkt 
nicht  anzuordnen  wagt**   — 

Die  Entscheidungen,   welche  sich   mit  der  Frage  nach  der  Voll- 
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streeklNukett  agglUndigcher  Urteile  be&aaen,  haben  sich  am  eine  weitere 
Entscheidang  vermehrt.  £s  bündelte  sich  um  folgenden  Thatbestand. 
Im  Jahre  1889  wurde  eine  englische  Aktiengeselischaft  auf  Grund  der 
en^ischen  Aktiengesetse  gegründet,  um  ein  Hotel  in  Prag  anasukanfen. 
Der  Kanf  kam  zu  stände,  und  man  sandte  awet  Personen  nach  Prag, 
um  das  Hotel  sn  leiten.  Der  Hotelbetrieb  begann,  bevor  die  englische 
Aktiengesellschaft  in  das  Haadebregister  in  Prag  eingetragen  werden 
konnte.  Das  ganse  Unternehmen  der  englischen  AktLengeseHsehaft 
mibglOekte;  sie  vermochte  die  Hjrpothekenzinsen  nicht  an  aahlen  und 
▼erlor  den  Besits  des  Hoteb.  Eine  Druckerei  in  Prag  hatte  der  eng- 
lisehen  Aktiengesellsehaft  —  bevor  dieselbe  in  Prag  registriert  werden 
konnte  —  Waren  geliefert,  und  verfiel  auf  den  sonderbaren  Gedanken, 
die  in  England  wohnenden  Direktoren  der  Aktiengesellschaft  in  Öster- 
reich auf  den  Preis  su  belangen.  Offenbar  kalkulierte  der  Rechtsfireund 
der  Druckerei  in  folgender  Weise:  nach  Österreichischem  Rechte  haften 
vor  der  Begistrierung  einer  Aktiengesellschaft  diejenigen  Personen, 
welche  die  Waren  bestellt  liaben;  allerdings  könnte  man  auch  die 
en^ische  Aktiengesellschaft  als  solche  in  England  belangen;  da  indessen 
die  englische  Aktieagesellschaft  finanziell  schlecht  steht,  während  ihre 
Direktoren  reiche  Leute  sind,  wird  besser  das  österreichische  Recht 
angewendet;  die  Frage  nach  der  Vollstreckung  des  österreichischen 
Urteib  in  England  kann  später  geprüft  werden.  Selbstverstäadlieh 
liefsen  sich  die  Direktoren  in  England  auf  die  Kbge  in  Prag  nicht 
ein.  Das  Gericht  in  Prag  erachtete  sich  trotzdem  für  zuständig,  be- 
stellte den  Direktoren  in  England  den  ttbltchen,  rechtsgelehrten  Ab- 
wesenheitskurator und  verurteilte  die  englischen  Direktoren  dem  Kbge- 
antrage  gemäfs.  Der  nächste  Schritt  war,  das  österreichische  Urteil 
oder  doch  wenigstens  den  Österreichischen  Rechtssatz,  wonach  die  eng- 
lischen Direktoren  persönlich  haften,  in  England  zur  Anerkennung  zu 
bringen.  Um  dieses  Resultat  zu  erreichen,  klagte  die  Druckerei  in 
Engbnd  mit  dem  Antrage,  die  englischen  Direktoren  auf  Grund  des 
österreichischen  Urteib  und  eventuell  ab  Käufer  der  Waren  auf  den 
Preb  zu  verurteilen.  Das  englische  Gericht  hat  die  Klage  in  ihren 
beiden  Teilen  abgewiesen.  „Man  ist  darüber  einverstanden",  heifst  es 
ia  den  Entscheidungsgrtlnden ,  „dafs  das  österreichbche  Urteil  die  Be- 
klagten nur  bindet,  &lb  sie  sich  der  Jurisdiktion  des  österreichischen 
Gerichts  unterworfen  haben.  Die  Aktiengesellschaft  hat  sich  durch 
ihren  Geschäftsbetrieb  in  Österreich  ohne  Zweifel  der  österreichbchen 
Jurisdiktion  unterworfen.  Das  Gleiche  gilt  indessen  nicht  fttr  die 
Direktoren,  welche  nur  Angestellte  der  Aktiengesellschaft  sind.  Damit 
ftdit  der  erste  Teil  der  Klage.  Klägerin  behauptet  nun  weiter,  dafs 
jedenfalb  der  österreichische  Rechtssatz,  wonach  vor  der  Registration 
einer  Aktiengesellschaft  die  bestellenden  Personen  persönlich  haften, 
ab  Bestandteil  des  Kaufvertrages  angesehen  werden  müsse.  Das  bt 
gewifs  nicht  die  Intention  der  Kontrahenten  gewesen.  Der  öster- 
reichische Rechtssatz  enthält  einfach  eine  Straf bestimmung ,  welche 
keineswegs  in  alle  Vertrage  dieser  Art  stillschweigend  hineininterpretiert 
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werden  kann.  Mithin  ist  die  Klügerin  in  allen  Teilen 
abznweisen.*'  (Senn  v,  Earl  of  Kinnaul  and  Otkers.  High  Cimri  of 
Justice.  1.  August  1699.)  Diese  Entscheidung  ist  sogleich  eine 
Antoritilt  daftbr,  dafs  in  England  ans  einem  ausUUidischen  Urteile  gegen 
eine  englische  Aktiengesellschaft  geklagt  werden  kann,  Mk  leCstere  in 
dem  beteefienden  anslindischen  Staate  ein  Geschäft  betrieb.  — 

Ein  in  Mains  ansllssiger,  dentscher  Kanfboann  —  Namens  Benedict 
Leopotd  Qoldsekmidt  —  beiratete  im  Jahre  1866  in  Qenf  eine 
Schweiserin  nnd  lebte  mit  seiner  Ehefiran  unter  dem  schweiaerischoi 
System  der  gesetzlichen  Otitergemeinschaft.  Nach  der  Eheschliefsnng 
begaben  sich  die  Ehelente  nach  Brtlssel  nnd  lebten  dort  bis  sum  Tode 
des  Ehemannes  im  Jahre  1892.  Laut  letztwilliger  Verfügung  des  Ehe- 
mannes fiel  seine  Hftlfte  su  ^/4  an  seine  Witwe,  welche  gleichseitig  den 
Niefsbrauch  eines  weiteren  ^U  erhielt;  der  Rest  der  Hftlfte  des 
Ehemannes  sollte  unter  die  vier  Kinder  verteilt'  werden.  Ein  beMcht- 
licher  Teil  des  gemeinschaftlichen  Vermögens  war  bei  einer  Bank  in 
London  deponiert  Die  Witwe  liefs  sich  tooh  englischen  Nachlais- 
gerichte  zur  Keprttsentantin  der  in  England  belegenen  NachlaTsmobilien 
ihres  Ehemannes  bestellen,  und  zahlte  die  Anteile  der  drei  Klteren 
Kinder  ans.  Das  vierte  Kind  war  damals  noch  minderjährig.  Prak- 
tisch verblieb  der  gröfsere  Teil  des  Vermögens  im  Depot  der  englischen 
Bank  oder  wurde  dort  wieder  von  neuem  hinterlegt  Die  Witwe  ver- 
fiel sodann  in  Geisteskrankheit  und  begab  sich  nach  Bonn  unter  die 
Obhut  des  dort  ansässigen  Dr.  Hertz.  Die  Familie  liefs  in  Belgien 
einen  Herrn,  Namens  2>t(2tste'm,  zum  otd/mimstrateuir  promsovrt  be* 
stellen,  welcher  veranlafste,  dafs  das  englische  Nachlafsgericht  die  der 
Witwe  erteilte  Bestellung  zurttcknahm  und  ihn  selbst  sum  Repräsen- 
tanten der  in  England  belegenen  Nachlafsmobilien  des  verstorbenen 
Ehemannes  bestellte.  Als  Didisheim  alsdann  bei  der  englischen  Bank 
um  Auslieferung  des  Depots  ersuchte,  erhidt  er  eine  ablehnende  Ant- 
wort; nach  Ansicht  der  Bank  war  Didiskeim  nicht  in  der  Lage,  eine 
gtlltige  Quittung  zu  erteilen.  Didisheim  und  die  Witwe  klagten  auf 
Auslieferung,  und  das  vierte  Kind,  welches  inzwischen  grofsjährig  ge- 
worden war,  beteiligte  sich  ebenfaUs  an  dem  Prozesse.  Ftlr  die  Kläger 
wurde  angeführt,  dafs  allein  das  belgische  Recht  zu  entscheiden  habe, 
ob  Didisheim  befugt  sei,  ttber  Mobilien  der  Witwe  zu  quittieren;  auf 
alle  Fälle  könne  DidiAeim^  als  der  vom  englischen  Nachlafsgericht 
bestellte  Repräsentant  der  englischen  Mobilien  des  Ehemannes,  diese 
letzteren  Mobilien  fordern,  soweit  dieselben  noch  als  nicht  regulierte 
Nachlafsstttcke  anzusehen  seien.  Die  Prozefsbevollmächtigten  der  be- 
klagten Bank  erwiderten,  dafs  zunächst  nicht  bewiesen  sei,  dafs  die 
Witwe  ihr  Domizil  in  Belgien  habe.  Sodann  sei  die  Witwe  gar  nicht 
durch  Beschlufs  eines  Gerichts  für  geisteskrank  erklärt  worden;  ohne 
einen  derartigen  Beschlufs  sei  ein  ausländischer  Kurator  in  Ehigland 
nicht  befugt,  zu  quittieren.  Was  endlich  die  englischen  Nachlafs- 
mobilien  des  Ehemannes  anbetreffe,  so  seien  dieselben  bereits  so  gut 
wie   reguliert      Das    Gericht   hat    die   Klage   abgewiesen.     Um    ttber 
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MoUlien  der  Witwe  quittieren  za  können,  heiffit  es  in  den  Qrttnden, 
sei  erforderlich,  dafs  ein  anstündiges,  anslftndischeB  Gericht  die  Witwe 
für  geisteduank  eiklUre  nnd  dafa  der  Koiator  in  ihr  Vermögen  anc- 
eediere.  £in  Gericht  habe  die  Witwe  nicht  fllr  geiateskrank  erkUbrt. 
Die  eoglischen  Nachlafaetttcke  dee  Ehemannes  seien  bereits  in  weitem 
Umfimge  reguliert;  um  die  etwa  noch  nicht  regulierten  anaaEOSondem, 
mttsse  znnMehst  ein  ErmittelnngSTerfahren  stattfinden.  Es  sei  möglich, 
dafs  das  vierte  Kind  sich  anm  Reprlsentanten  besteUen  lassen  könne; 
Didühekn  könne  jedenfiills  nicht  Ansltefemng  verlangeo.  (Didiaheim 
V.  London  at%d  Wettmimter  Bank,  High  Court  of  Jft$Hee.  4*  JuU 
1899).  VeigL  diese  Zeitschrift  1897  S.  500  ff.,  wo  es  sich  um  Ent- 
mttndignngsbeschlttsse  sostllndiger  deutscher  Gerichte  handelte,  und  nicht 
um  blofse  admimstraUon  im  Gi^gensatz  aur  interdicHon,  Vergl.  femer 
£inf.Ges.  aum  B.G.B.  Art.  210,  211. 


Das  Haager  Abkommen  Ober  internationales  Privatrecht 

Von  Dr.  Karl  He«flieyer  in  Manchen. 

Blateriaüen:  Actes  de  la  coi\f6rence  de  la  Haye  chargie  de  rigle- 
menter  diverse»  matüres  de  droit  international  prive.  La  Jaaye  1893.  — 
Actes  de  la  deuxihme  eonfirence  de  la  Haye  eharßie  etc.  La  Harn  1894, 
—  Verhandlungen  des  Hdehstages  9.  Legislatorpenode  V.  Session  1897/lSM. 
Aalageband  I  208.    Stenographuohe  Berichte  I  14,  201. 

Am  25.  Mai  dieses  Jahres  ist  das  Abkommen  vom  14.  November  1896 
in  Kraft  getreten,  das  die  Staaten  des  europäischen  Festlandes  zur 
Regelung  einiger  Fragen  des  internationalen  Privatrecbts  geschlossen 
haben,  und  es  ist  damit  ein  Werk  zur  Vollendung  gelangt,  das  einen 
Markstein  in  der  Ordnung  des  Völkerverkehrs  bedeutet 

Die  Ausdehnung,  die  den  Beziehungen  zum  Ausland  in  nnserer 
Zeit  zu  teil  geworden  ist,  bat  das  Rechtsleben  vor  eine  Fülle  von 
Problemen  gestellt,  die,  seit  einer  Reihe  von  Jahrhunderten  erOrtert, 
nunmehr  gebieterisch  nach  einer  Losung  verlangten.  Mit  Eifer  und 
Erfolg  hat  die  jange  Wissenschaft  des  internationalen  Privatrechts  ihrem 
Ideal  zugestrebt:  die  Rechtsordnungen  der  Kulturstaaten  ohne  Reibung 
ineinandergreifen  zu  sehen,  und  bald  begann  eine  Forderung  dieser 
Bestrebungen  in  die  praktische  Politik  der  Staaten  Eingang  zu  finden. 
Ein  gat  Teil  jener  Forderungen  bat  nar  dann  Aussicht,  verwirklicht 
zu  werden,  wenn  sich  die  beteiligten  Staaten  Aber  ihre  Ausftlhrang 
verstilndigen.  Und  so  hat  schon  1867  die  italienische  Regierung,  1874 
die  der  Niederlande,  1877  und  1881  wiedemm  Italien  Schritte  gethan, 
um  eine  Verständigung  tlber  einschlagende  Fragen  anzubahnen  ^).     Die 


1)  Vergl.  über  diese  Verhandlungen  die  Angaben  von  Lammaseh  in 
HoÜMendorffs  Völkerrecht  III  S52  ff. 
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geplanten  Konferensen  sind  nicht  eu  Blende  gekommen.  Um  eo  be> 
deatnngavoller  war  es,  dafs  eine  erneute  Einladong  der  Niederiande  im 
Jahre  1898  von  18  emopäiachen  Regierungen  angenommen  wurde  und 
zum  Zusammentritt  eines  Kongresses  geführt  hat,  der  vom  12.  bis 
27.  September  im  Haag  tsgte.  Ein  zweiter  Kongrefs  im  Haag,  dies* 
mal  Ton  14  Staaten  beschickt,  hat  die  Beratungen  vom  25.  Juni  bis 
18.  Juli  1894  fortgesetet.  Der  Arbeitsstoff  der  beiden  Kongresse  war 
ungeheuer:  das  Gesamtgehiet  der  Statutenkollision  im  Bereich  des 
Privntreehts  stand  auf  dem  Programm  der  ersten  Versammlung,  ohne 
dafs  sie  an  emer  Erweiterung  des  Arbeitsfeldes  gehindert  sein  sollte. 
Und  wenn  sich  die  'Fh&tigkeit  der  Kommissionen  auch  auf  bestimmte 
Punkte  konaentriert  bat,  so  waren  es  doch  noch  Ehe  und  Vormund* 
Schaft,  Proaels,  Konkurs  und  Erbfolge,  die  den  Beratungsstoff  der 
zweiten  Zusammenkunft  bildeten.  Der  Zweck  der  Kongresse  war  au- 
nftchst  nur  aufklMrender  Art  Und  in  der  That  sind  unter  den  Be- 
ratungsgegenständen  manche,  die  zunächst  noch  einer  eindringenden 
theoretischen  Durcharbeitung  bedttrfen,  manche,  die  einer  Ordnung 
durch  uniTersellen  Vertrag  ftUr  absehbare  Zeit  tlberbaupt  widerstreben. 
Anderes  aber  harrt  nur  des  yerstftndigen  Zugriffs  der  Regierungen,  um 
zu  gedeihlicher  Wirksamkeit  zu  gelangen,  und  das  gilt  besonders  ftir 
die  Bestimmungen  über  den  Proaefs,  die  aus  der  Reihe  der  Vorschlage 
herausgegriffen  und  nunmehr  zum  bindenden  Vertrag  erhoben  worden  sind. 

RechtssAtze  über  den  Prozefs  waren  im  Vorentwurf,  der  der  ersten 
Beratung  zu  Grunde  gelegt  wurde,  zunächst  nur  unter  dem  Gesichts- 
p«nkte  der  Statutenkollision  in  Aussicht  genommen.  Die  vierte  Kom- 
mission, der  die  Prtifbng  der  Fragen  des  Ph»efiirechts  Übertragen  war, 
hat  eine  Ordnung  der  Zustellungen  und  sonstigen  Requisitionen  im 
internationalen  Verkehr  ftlr  besonders  dringlich  gehalten  und  dem- 
gemäfs  im  Anschlufs  an  die  diesbezüglichen  Beschlüsse  des  Institut  de 
droü  iniematiofiäl^)  einen  Entwurf  zu  ihrer  Regelung  aufgestellt,  der 
im  wesentlichen  die  Billigung  der  Versammlung  erhalten  hat  Bei 
dem  neuerlichen  Zusammentritt  der  Konferenz  im  Jahre  1894  war  es 
die  Angabe  der  dritten  Kommission,  wie  ihre  Vorgängerin  unter  deut- 
schem Vorsitz,  die  prozessualen  Fragen  zu  bearbeiten.  Sie  hat  zunächst 
die  Beschlüsse  des  Vorjahres  noch  einmal  geprüft  und  mit  wenig 
Änderungen  übernommen;  es  wurden,  Vorentwürfen  Assers  folgend, 
Bestimmungen  über  die  Gleichstellung  der  Fremden  mit  den  Inländern 
hinsichtlich  ihrer  Pflicht  zur  Sicherheitsleistung  und  ihres  Anspruchs 
auf  Armenrecht  getrofien,  denen  sich  auf  französischen  Vorschlag  gleich- 
artige Vorschriften  über  Fersonalhaft  anschlössen.  Und  alle  diese  Be- 
schlüsse hat  in  wenig  geänderter  Gestalt  auch  das  Plenum  gutgeheifsen. 

Zu  Ende  des  Jahres  1896  wurde  die  Juristenwelt  durch  die 
Nachricht  überrascht,  dafs  diese  Beschlüsse  über  den  Prozefs  mit  ganz 
geringen    Änderungen    von    Belgien,     Spanien,     Frankreich,    Italien, 


2)  8.  diese  in  der  Revue  de  droit  intematicwd  VII  364;  Ännuaire  de 
VInetüut  I  125;  II  44,  160. 
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Lnxembiug ,  den  Niederlanden,  Ton  Pertogal  und  der  Seh  weis  mm 
Inhalt  eines  Vertrags  gemacht  worden  sind.  Bald  scbloflsen  sieh 
Schweden  vnd  Norwegen  an,  am  9.  November  1897*  haben  aoch 
DMiteeUud  und  örtcinieh  •  Ungun  natei»»efa>et,  den«  DüneoaEk, 
Rnmilnien  nnd  Ra&land  gefolgt  sind.  Deutscherseits  wurde  der  Ver- 
trag alsdann,  tob  einer  Denkschrift  begleitet,  dem  Reichstag  aar 
Genehmignng  voigelegt  nnd  in  den  Sitsnngen  vom  8*  nnd  14.  Deaember 
1897  ohne  Debatte  angenommen.  Seither  ist  die  Ratifikation  des  Ver^ 
trags  ans  allen  StMiten  eingeknfen,  nnd  Nr.  21  des  ReichsgesetsUattes 
vom  25.  Mai  1899  hat  die  Vereinbarung  mit  Gesetzeskraft  pnbliaiert'). 

Die  Bestimmungen  des  Vertrags  lerfallen  in  swei  Gruppen  von 
innerlich  verschiedener  Art  Die  Vorschriften  unter  c)  bis  e),  die  eine 
Zurttcksetsung  der  Ausländer  aufheben,  sind  (von  gewissen  Neben- 
beredungen  abgesehen)  fremdenrechtlicher  Natur,  sie  schaffen  überein- 
stimmendes innerstaatliches  Recht  nnd  stellen  dies  nur  unter  die  Garantie 
der  Vertragsmächte.  Die  Bestimmungen  unter  a)  und  b)  dagegen,  die 
die  Rechtshilfe  ordnen,  haben  im  wesentlichen  unmittelbare  Leistungen 
von  Staat  au  Staat  aum  Gegenstand. 

a)  Der  erste  nnd  praktisch  wohl  der  wichtigste  Abschnitt  handelt 
von  der  Zustellung.  Wenn  Gericht  oder  Staatsanwaltschaft  des  einen 
Staats  die  sustllndige  Behörde  des  andern  Staats  um  Zustellung  eines 
Sdiriftsttlekes  ersuchen,  so  soll  der  ersuchte  Teil  verpflichtet  sein,  die 
ZnsteUung  voraunehmen.  Zustellung  ist  Übergabe  eines  Schriftstttckes 
unter  Aunahmeswang ,  in  der  Regel  festgestellt  durch  Aufnahme  dner 
(tffantliehen  Urkunde,  öffisntliche  Urkunden  in  fremdem  Staatigebiet 
anfisunehmen ,  ist  völkerrechtlich  in  beschränktem  Umfiing  möglich. 
Daher  die  vielfiich  ttblicbe  Zustellung  an  Inländer  im  Ausland  durch 
die  Konsnln.  Verweigert  aber  der  Adressat  die  Annahme  des  Schrift- 
sMekes,  und  es  handelt  sich  um  eine  Zustellung  im  Inland,  so  wird 
er  zur  Annahme  genötigt  ähnlich  dem  nach  §  779  (894)  G.Pr.0.  ge- 
übten Zwang,  ins^em  die  Übergabe  als  geschehen  gilt,  und  die  Rechts- 
folgen der  Übergabe  eintreten.  Der  Zustellungszwang  ist  also  zwar 
ein  psychischer,  aber  seine  Anwendung  ist  an  körperliche  Übergabe- 
handlungen geknüpft.  Solchen  Zwang  im  Ausland  vorzunehmen  ist 
völkerrechtlich  unmöglich,  und  es  ist  darum  der  Kernpunkt  der  Rechts- 
httlfe  im  Zustellungsverkehr,  dafs  der  ersuchte  Staat  dem  ersuchenden 
seinen  Annahmezwang  leiht.  Der  Vertrag  wird  damit  eine  erbebliche 
Änderung  des  bisherigen  Rechtsiustandes  bewirken.  So  wurde  im 
deutschen  Zustellungen  in  Ungarn  der  Adressat  von  der  ersuchten 
nagarischen  Stelle  bisher  ausdrücklich  darauf  hingewiesen,  dafs  er  das 
Schriftstück  nicht  annehmen  müsse,  ja  sogar  im  Falle  seines  Nicht- 
sheinens  bei  Gericht  die  Znrtlckweisung  präsumiert^).   Und  es  wird  sidi 


3)  8.  oben  8.  422  ff. 

4)  Verfügung  des  preudBischen  Justizministeriums  vom  20.  Mai  1887 
N.  88  bei  L$Mke  und  Löwem/^ä^  BechtiverfolgUDg  im  intemation.  Verk^ir 

n  1020. 
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insbesondere  anch  der  Znsteünnggyerkefar  mit  Fnmkraoh  anders  ge- 
stalten mtlssen,  als  er  sich  nnter  der  Herrschaft  des  badisch-iraneOsiBchen 
Vertrages  von  1846  entwickelt  hat,  wo  die  ersuchte  Begiening  sich  nnr 
zu  einer  Zustellung  im  Verwaltungswege  herbeüäfst  und  damit  schikanösen 
Annahmeweigerungen  die Thttre  öffnet^).  Zwar  meint  der  Kommissimis- 
bericht(^cte8  l  64),  dafs  auch  eine  Zustellung  im  Verwaltungsweg  mög- 
licherweise den  Forderungen  des  Vertrages  genttge.  Aber  doch  nur  dann, 
wenn  ein  solches  Verfiihren  nach  dem  Recht  des  enuchten  Staates 
einen  Annahmeswang  mit  sich  bringt;  es  war  der  unsweifelhafte  WlUe 
der  beiden  Kongresse,  die  fremden  Zustellungen  im  ersuchten  Staat  mr 
thatslchlichen  Erledigung  su  bringen. 

Und  swar  soll  die  Zustellungspflicht  in  Civil-  und  Handdssachen 
Platz  greifen.  Sprechen  die  £inleitungsworte  des  Vertrags  auch  nur 
von  einer  Vereinbarung  Aber  Fragen  des  Givilproiesses,  so  sind  darunter 
doch  hier  wie  in  anderen  Abschnitten  auch  Angelegenheiten  der  fiet- 
willigen  Gerichtsbarkeit  inbegrifien.  Fttr  Znstellungen  macht  das  die 
Überschrift  des  Abschnitts,  ftir  die  anderen  Rechtshttlfeakte  auch  die 
Debatte  (Actes  I  56,  57)  unzweifelhaft.  Auch  die  Obermittelung  einer 
Kündigung,  Mahnung,  eines  Realanerbietens  nach  §  182  B.G.B.  wird 
die  Vorteile  der  Vereinbarung  geniersen  (sofern  nur  die  Zuständigkeit 
des  ersuchenden  deutschen  Gerichts  durch  analoge  Anwendung  des 
§182  Abs.  2  begründet  werden  kann),  wobei  freilich  die  Wirkung 
einer  solchen  Zustellung  von  dem  das  Rechtsverhältnis  materieU  be- 
herrschenden Recht  abhängig  ist.  Erstreckt  sich  die  Zustellungspflicht 
sonach  nicht  auf  Angelegenheiten  des  öffentlichen  Rechts,  so  kann  es 
zweifelhaft  werden,  nach  welchem  Recht  es  zu  beurteilen  ist,  ob  eine 
Sache  dem  Civilrecht  oder  dem  öffentlichen  Recht  angehört  Staats- 
angehörigkeitsfragen werden  in  Frankreich  von  den  Civilgerichten  be- 
handelt, in  Bajem  von  den  Verwaltungsbehörden.  Bei  der  Tendenz 
des  Vertrages,  den  ersuchten  Teil  von  einer  sachlichen  Würdigung  des 
Rechtsverhältnisses  tbunlichst  auszuschliefsen,  wird  es  wohl  nur  auf  die 
Auffessung  des  ersuchenden  Staates  ankommen. 

Das  Zufltellungsbegehren  wird  auf  diplomatischem  Wege  fibeisandt, 
soweit  nicht  unmittelbarer  Schriftwechsel  zwischen  den  Behörden  der 
beteiligten  Staaten  zugelassen  ist,  eine  Voraussetzung,  die  derzeit 
zwischen  Deutschland  und  der  Schweiz,  zwischen  den  deutschen  Bundes- 
staaten mit  Ausnahme  von  Ebafs .  Lothringen  und  Österreich  -  Ungarn, 
zwischen  bestimmten  Gebieten  von  Preufsen  und  Rufsland,  in  Rhein- 
schi£hhrtssachen  auch  zwischen  den  Rheinuferstaaten  gegeben  ist 

Der  ersuchte  Staat  ist  im  allgemeinen  zur  Vornahme  der  Zu- 
stellung verpflichtet  ohne  Rttcksicht  auf  deren  Inhalt  Er  hat  weder 
die  Zuständigkeit  der  ersuchenden  Stelle  noch  die  Rechtmäfsigkeit  des 


5)  S.  Bekanntmachung  des  badischen  Justizministeriums  vom  16.  Ok- 
tober 1884  bei  Kah,  SUatsverträ^e  S.  86;  Grunewald,  Zeitschrift  für  inter- 
nation.  Privat-  und  Strafrecht  lY  289;  veo^l.  auch  die  elsafs- lothringischen 
Verfügungen  ebenda  IV  600  und  V  524). 


y 


Das  Haager  Abkommen  über  intematioDaleB  PriTatrecht.  457 

za  ttbennittelnden  Begehiens  an  Hand  der  eigenen  Rechtsordnung  naeh- 
saprUfen.  Diese  BeschiHnkong  konnte  exorbitant  erscheinen.  Es  ist 
aber  an  bedenken,  dafs  der  ersuchte  Staat  nur  dem  Annahmebefehl 
und  dem  fieurkundungsauftrag  des  ersuchenden  StMites  Vollstreckbarkeit 
▼erleiht.  Er  befielt  weder  dem  Zeugen,  sich  ins  Ausland  zu  begeben, 
dem  er  die  Vorladung  des  fremden  Grerichtes  ttbermittelt,  noch  prft^ 
judiziert  er  der  Zustflndigkeitsprttfung  in  einem  spttteren  Vollstreckungs- 
verfahren, wenn  er  dem  Beklagten  die  fremde  Ladung  aushändigt. 
Darum  ist  auch  die  Rückwirkung  unbedenklich,  die  die  neue  Rechts- 
hOlfepflicht  auf  die  Anerkennung  und  Vollstreckung  auswitrtiger  Urteile 
auflttbt:  dafs  Einwendungen  aus  §  661  Z.  4  (§  328  Z.  2)  C.Pr.0. 
gegenüber  Urteilen  der  Vertragsstaaten  erheblich  seltener  werden  mttssen. 
Soweit  solche  Bestimmungen  die  effektive  Ladung  sichern  wollen,  ist 
ihnen  hier  ohnehin  genügt;  etwaigen  Übergriffen  einer  fremden  Gerichts- 
barkeit aber,  denen  sie  vorbeugen  sollen,  kann  immer  noch  durch  die 
nachtrilgliche  Zuständigkeitsprttfung  ausreichend  begegnet  werden.  Eine 
Ablehnung  des  Ersuchens  ist  nur  dann  zugelassen,  wenn  die  Zustellung 
dem  ersuchten  Teil  geeignet  encheint,  seine  Hoheitsrechte  zu  verletzen 
oder  seine  Sicherheit  zu  ge^hrden.  Ein  praktisches  Beispiel  solcher 
Hoheitsverletzung  wäre  das  Ansinnen,  eine  Z^eugenladung  zu  übermitteln, 
die,  auf  das  übliche  Formular  gesetzt,  den  Säumigen  mit  Stmfe  bedroht; 
wohl  auch  das  Verlangen,  einen  Besclilufs  zuzustellen,  durch  den  ein 
vom  ersuchten  Staat  verliehenes  Patent  gep^det  wird. 

Art.  8  bestimmt  die  Form  des  Zustellnngsnachweises :  eine  datierte 
und  legalisierte  Erklärung  des  Empf^lngers  oder  eine  Bescheinigung  der 
Zustellungsbebörde,  dafs  und  wann  zugestellt  worden,  die  auf  das  über- 
sandte Duplikat  des  Schriftstückes  gesetzt  oder  geheftet  werden  kann. 
Wünsche  über  eine  ausführlichere  Form  der  Beurkundung  werden  nach 
Art.  10  zu  erfüllen  sein. 

Die  Zustellungen  im  Requisitionsweg  sind  für  verschiedene  Gebiete, 
zuDial  frlr  die  Länder  des  franzitaischen  Prozesses,  ein  Novum,  und  es 
ist  noch  nicht  abzusehen,  wie  sich  ihre  Durchführung  praktisch  ge- 
stalten wird.  Jeden&lls  war  es  nicht  die  Absicht  der  Vertragsstaaten, 
die  bisherigen  Arten  der  Zustellung  zu  beseitigen.  Art  4  nennt  als 
solche  Formen  Zustellungen,  die  unmittelbar  durch  die  Post  erfolgen  — 
fUr  Deutschland  kommen,  da  Zustellung  durch  die  Post  im  technischen 
Sinn  im  Ausland  nicht  möglich,  die  wenigen  Fälle  einer  Zustellung 
durch  Aufgabe  zur  Post  in  Frage;  weiter  die  unmittelbare  Beauftragung 
des  zuständigen  Beamten  im  Lande  der  Zustellung;  endlich  Zustellungen 
durch  diplomatische  oder  konsularische  Vertreter,  wie  sie  bisher  deutscher- 
seita  bei  Zustellungen  an  Inländer,  soweit  nicht  direkter  Schriftwechsel 
möglich,  die  Regel  gebildet  haben  *).  Die  Auftählung  des  Art.  4  «it  nicht 
enchüpfend.  Auch  öffontliche  Zustellung  bleibt  möglich.  Und  wenn 
der  Artikel  diese  Zustellungsarten  von  der  Genehmigung  „der  beteiligten 


6)  Verfügungen  des  prenfs.  Justizministeriums  vom  3.  September  1880 
und  20.  Mai  1887  N.  6,  Leske  u.  Lbwenfeld  II  988,  1011. 
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Staaten*'  abhängig  macht,  ao  sollte  diea  Erfordeniis  dadorch  nidit  etwa 
aeu  eingeführt  werden,  wo  es  bisher  nicht  bestand.  Die  Znatriimig 
steht  grandflHtzlich  unter  dem  Recht  dm  Staates,  der  sie  Air  erfoiderUch 
erklärt  Und  nur  soweit  ihre  Ansfhhrang  in  den  Machtbereich  eiMS 
firemden  Staates  eingreift,  kann  dessen  Zustiromang  in  Frage  kommen. 
Znstellnng  durch  Aa%abe  znr  Post  und  Öffentliche  Zustdlnng  Tolhnehen 
sich ,  ebenso  wie  die  franEOsische  Znstellnng  au  parquet  du  procuremTy 
soweit  sie  Zwangsakt  sind,  im  Inland  und  bedürfen  keiner  ausländischen 
Genehmigung.  Die  konsnlarische  Zustdlnng  ist,  wenn  auch  unter  Aus- 
Bchlufs  des  Annahmezwanges,  durch  ytflkerrechtliche  Übung  allgemein 
sagelassen,  sofern  sie  sich  auf  Inländer  besieht^).  Der  beigische 
Del^ierte  hat  allerdings  bei  den  Haager  Beratungen  die  anfechtbare 
Erklärung  abgegeben  {Ades  I  56)  t  dafs  innerhalb  Belgiens  eine 
diplomatische  oder  konsularische  Zustellung  überhaupt  nicht  stett- 
hiuft  sei. 

b)  Der  zweite  Abschnitt  verpflichtet  die  Vertragsstaaten  snr  Ge- 
währung der  Rechtsbttlfe,  abgesehen  von  Zustellungen.  Art  5  nemt, 
vom  Standpunkt  des  ersuchenden  Gerichts  aus,  actes  dtinsimcHons  und 
sonstige  actes  judidaires^  eine  Abgrenzung,  die  nicht  jeden  Zweifel 
ausschliefst.  Vor  allem  handelt  es  sich  dabei  um  die  Vornahme  von 
Beweiserhebungen.  Die  Rechtshttlfe  ist  in  Civil-  und  HandelsfMichcn, 
für  streitige  und  freiwillige  Gerichtsbarkeit  zu  leisten.  Das  Ersuchen 
kann  von  einer  gerichtlichen  Behörde  irgendwelcher  Art  au^ehco, 
auch  dem  russischen  Synod  wird  in  Ehesachen  Rechtshülfe  zu  ge- 
währen sein.  Doch  mufs  seine  Erledigung,  anders  als  bei  Zustellungen, 
in  den  Bereich  der  Gerichtsgewalt  Mlen.  Die  Zulässigkeit  des  Rechts- 
hüUebegehrens  wird  femer  davon  abhängig  gemacht,  dafs  es  nach  der 
Gesetzgebung  des  ersuchenden  Teils  überhaupt  gestellt  werden  kann. 
Für  Deutschland  ist  diese  Voraussetzung  gegeben,  andere  Staaten  wie 
Norwegen  und  Dänemark  haben  seither,  veranlafst  durch  den  Vertrag, 
in  eigenen  Gesetzen  Vorsorge  getrofibn.  Unter  den  Voraussetzungen 
des  Ersuchens  um  Zustellung  fehlt  eine  derartige  Klausel.     Mit  Absicht? 

Die  Übermittelung  des  Gesuches  erfolgt  auch  hier  auf  dem  diplomar 
tischen  Wege,  soweit  nicht  direkter  Schriftwechsel  zugelassen,  ein  Ver- 
fiihren,  das  auch  hiefÜr  in  Deutschland  in  den  schon  oben  genannten 
Fällen,  aufserdem  zwischen  einigen  preufsischen  Gebietsteilen  und  Däne- 
mark statthaft  ist  Jedenfiills  aber  mufs  das  Ersuchschreiben  in  einer 
Form  einlaufen,  dafs  über  seine  Echtheit  kein  Zweifel  sein  kann.  Es 
wird  des  weiteren  die  Beigabe  einer  Übersetzung  für  erfordexiieh  er- 
klärt, wo  die  Sprache  der  beiden  Teile  verschieden  ist,  soweit  nicht 
Einverständnis  über  das  Gegenteil  besteht,  wie  im  deutsch  -  nieder- 
ländischen Verkehr,  oder  der  Gebrauch  einer  dritten  Sprache  unter 
den  Beteiligten  üblich  ist  (so  wohl  der  Sinn  der  nicht  ganz  Uar 
redigierten  Bestimmung).     Als  Voraussetzung  des  RechtshülfebegelireiiB 

7)  Vergl.  z.  B.  für  Österreich  prenfs.  Verfügung  vom  12.  Juli  1881, 
Leake  u.  Lötoenfeld  II  986. 
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wurde  die  Beigabe  einer  Übersetanng  im  deutschen  Requisitionsverkehr 
bisher  nnr  gegenüber  Portogal  nnd  Rufsland  behandelt^). 

Das  ersachte  Gericht  hat  die  Verpflichtung,  die  begehrte  Handlung 
▼orzunehmen.  Auch  hier  ist  weder  die  Zusti&ndfgkeit  des  ersuchenden 
Teils,  noch  die  Rechtslage  des  aufsuklirenden  Thatbestandes  su  unter«- 
saefaen.  Auch  in  einem  ProsePs  um  Ehevermittelungsgebtthren  hat  das 
deutsche  Gericht  Rechtshttlfe  zu  leisten.  Eine  solche  Beschriinkung  ist 
recht  und  gut.  Aber  seliwer  begreiflich  ist  es,  dafs  eine  Bestimmung 
fehlt,  die  dem  ersuchten  Gericht  die  Ablehnung  gestattet,  wenn  die 
Vornahme  der  Handlung  selbst,  um  die  ersucht  wurde,  nach  seinem 
Recht  verboten  ist.  Es  w«rde  z.  B.  einem  rheinischen  Gericht  eine 
Vatersehaftsuntersuchung  angesonnen,  oder  es  wird  die  Vernehmung 
eines  Zeugen  verlangt,  der  nach  Inlandsrecht  nicht  vernommen  werden 
darf.  Ein  dahingehender  deutscher  Antrag  ist  in  der  That  von  der 
Versammlung  angenommen  worden  (Actes  I  57).  Aber  in  der  Redak- 
tionskommission ist  er  spurlos  verschwunden,  vielleicht  in  der  Voraus- 
setsung,  dafs  der  Fall  ohnehin  unter  die  gleich  zu  erwtthnende 
SouveriUiitltsverletzung  gehöre.  Das  wKre  eine  Verwässerung  des  Be- 
griffes der  SouverHnität,  wie  sie  ja  freilich  nicht  vereinzelt  dasteht 
Aber  warum  war  es  dann  in  Art.  10  noch  erforderlich,  hervorzuheben, 
dafs  die  gewünschte  Handlung  nicht  nach  dem  Recht  des  ersuchten 
Gerichts  verboten  sein  dürfe?  JedenfaUs  wird  auch  die  Praxis,  der 
eine  Bestimmung  der  oben  erwähnten  Art  unentbehrlich  ist,  dieselbe 
Hinterthttr  benützen  mfissen. 

Art  7  ztthlt  in  nicht  ganz  glücklicher  Systematik  einige  Gründe 
auf,  die  zu  einer  Ablehnung  des  Ersuchens  führen  können.  ZunMchst 
Falle,  in  denen  Voraussetzungen  einer  ordnungsmHfsigen  Requisition 
fehlen:  wenn  die  Echtheit  der  Urkunde  nicht  feststeht,  ein  Umstand, 
der  übrigens  zuntfchst  nur  einen  Aufschub  der  Erledigung  rechtfertigen 
kann;  und  wenn  im  ersuchten  Staat  die  Erledigung  des  Ersuchens 
nicht  in  den  Bereich  der  Gerichtsgewalt  fllllt  Bei  bloPser  örtlicher, 
saefalieher,  peraönlicher  Unzustttndigkeit  des  ersuchten  Gerichtes  dagegen 
soll  die  Requisition  nach  der  zweckmttfsigen  Bestimmung  des  Art.  8 
von  Aratswegen  an  die  sustündige  Stelle  weitergegeben*),  und  die  er- 
suchende Behörde  davon  benachrichtigt  werden.  Natürlich  kann  eine 
vorl&ufige  oder  endgültige  Ablehnung  des  Ersuchens  auch  in  allen 
anderen  Füllen  erfolgen,  in  denen  die  Voraussetzungen  einer  Vertrags- 
mäfsigen  Requisition  nicht  gegeben  sind.  Einen  selbstSndigen  Grund 
zur  Ablehnung  bildet  auch  hier  nur  der  Umstand,  dafs  der  ersuchte 
Teil  annimmt,  die  Erledigung  sei  geeignet,  seine  Hoheitsrecbte  zu  ver- 
letzen oder  seine  Sicherheit  zu  gefkhrdett. 

Von  der  Ablehnung  des  Ersuchens  ist  nach  Art.  9  der  ersuchenden 


8)  Cit  preuffl.  Verffignng  vom  20.  Mai  1887  N.  21. 

9)  Dafs  diese  Weiterleitun^  nach  Mafsgabe  der  Gesetzgebung  des  er- 
suchten Staates  geschehen  soll,  ist  ziemlich  selbetverst&ndlien  und  nur  mit 
Rücksicht  auf  spanisches  Recht  noch  eigens  hervorgehoben.    Actes  II  84. 
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Behtfrde  unverzüglich  Hitteilnng  sa  machen,  und  es  sollen  die  Grrttnde 
der  Ablehnung  angegeben  werden.  Steht  dem  analändiBchen  Staat 
g^en  einen  solchen  Bescheid  die  Beschwerde  im  Instanaenzog  offen? 
Die  österreichische  Jnr.Norm  §  40  bejaht  die  Frage  ausdrücklieh*  Da- 
gegen wird  eine  analoge  Anwendung  des  §  160  6. V.O.  ohne  besondore 
Anordnung  wohl  nicht  möglich  sein,  so  wünschenswert  eine  einheitliche 
Hecbtspreehung  in  diesem  Punkt  auch  wäre. 

Die  Tragweite  einer  gerichtlichen  Handlung  bemifst  sich  nach  dem 
Hecht,  das  die  Vornahme  der  Handlung  für  erforderlich  erklKrt,  und 
dies  selbe  Becht  wird  daher  im  allgemeinen  auch  die  Art  ihrer  Vor- 
nahme r^eln.  Wo  aber  die  Ausführung  einem  auswärtigen  Grericht 
übertragen  wird,  da  wird  dessen  öffentlichrechtliche  Tfaätigkeit  in  Anspruch 
genommen,  und  diese  kann  nur  in  Anwendung  ihrer  eigenen  ßesetae 
au  rechtlicher  Existenz  gelangen.  Daher  die  Bestimmung  des  Art  10 
Abs.  1 ,  dafs  die  ersuchte  Stelle  „hinsichtlich  der  zu  beobachtenden 
Formen"  ihr  eigenes  Recht  zur  Anwendung  bringen  soll.  Aber  die 
Voigänge,  die  für  den  ersuchten  Richter  die  Vornahme  der  von  ihm 
begehrten  amtlichen  Funktion  bedeuten  und  darnach  unter  seinem  Recht 
stehen,  sind  zum  Teil  die  gleichen,  die  den  Proze&wert  der  vor- 
genommenen Handlung  bestimmen,  und  sie  müssen  darum  insoweit 
auch  den  Anforderungen  entsprechen,  die  das  Recht  des  Prozefsgeriehts 
aufteilt,  um  Handlungen  dieser  Art  rechtliche  Wirksamkeit  beulen 
zu  können.  Gehen  die  Reclite  des  Prozefsgarichts  und  des  ersuchten 
Gerichts  hiebei  auseinander,  so  kann  der  Zwiespalt  öfter  dadurch  be- 
seitigt werden,  dafs  der  ersuchte  Richter  den  Anordnungen  beider 
Gesetze  nachkommt  Deshalb  Art  10  Abs.  2:  wenn  das  ersuchende 
Gericht  die  Einhaltung  einer  besonderen  Form  wünscht,  so  soll  (nicht 
„kann*^,  wie  es  in  der  deutschen  Übersetzung  beifst)  dem  entsprochen 
werden,  auch  wenn  die  Gesetzgebung  des  ersuchten  Teiles  diese  Form 
nicht  kennt;  nur  darf  das  gewünschte  Vorgehen  nach  dem  Recht  des 
ersuchten  Staates  nicht  verboten  sein.  Der  erste  Satz  des  Artikels 
enthält  unzweifelhaft  eine  Kollisionsnorm.  Der  ersuchte  Richter  ver- 
fahrt nach  den  Bestimmungen  seines  Rechts,  der  ersuchende  Teil  ist 
verpflichtet,  ein  solches  Verfahren  als  gültig  anzuerkennen.  Indem  aber 
der  zweite  Absatz  voraussetzt,  dafs  das  ersuchende  Gericht  unter  Um- 
ständen sein  eigenes  Recht  anwenden  könne,  ohne  diese  Möglichkeit 
näher  zu  begrenzen,  beschränkt  er  die  vorausgehende  Kollisionsnorm 
wohl  auf  den  Satz,  dafs  zur  Formgültigkeit  der  Rechtshttlfehandlung 
auch  die  Anwendung  der  Gesetze  des  requirierten  Richters  genüge, 
lädt  es  aber  dem  Landesrecht  frei,  zu  bestimmen,  dafs  ihre  Gültigkeit 
nach    dem    Recht   des    Prozefegerichts    gleichfidls    ausreichend    sei^^). 


10)  Der  Satz,  dafs  der  ersuchte  Richter  nach  den  Formen  seines  eigenen 
Rechtes  verfahren  solle,  ist  den  Beschlfiseen  des  Institut  entnommen  und 
hatte  dort  ohne  Zweifel  die  Bedeutung,  dafs  dies  Recht  für  die  Erledigung 
des  Ersuchens  ausschliefslich  mafagebend  sein  sollte.  Durch  die  Beifügung 
des  Abs.  2  hat  der  frühere  Satz  trotz  fast  gleichen  Wortlautes  im  Vertrag 
einen  völlig  anderen  Sinn  erhalten,  als  in  Art  9  jener  Beschlüsse. 


Dm  Hanger  Abkommeii  über  internationales  PriTatrecht.  461 

Daher  wird  die  GMtnng  des  §  884  (369)  aPr.O.   diureh  den  Vertrag 
nicht  bertthrt 

Anders  als  bei  den  Znsiellangen  haben  es  die  Konferensen  hier 
nicht  ftlr  angeseigt  gefanden,  anssosprechen,  dafs  andere  Arten,  gericht- 
liche Handlangen  im  Aasland  ▼orsanehmen,  dnrch  den  Vertrag  nicht 
angehoben  werden  sollten;  doch  kann  ihre  fortdaaemde  Zalttssigkeit 
dannn  nicht  fraglich  sein.  Dahin  gehören  Beweiserhebangen  dnrch 
den  Konsal,  nnd  es  schliefst  dies  Verfahren  nach  §  828  (868)  C.Pr.0. 
die  Inansprnchnahme  fremder  Rechtshttlfe  sogar  völlig  ans,  wenn  es  im 
gegebenen  Fall  überhaupt  möglich  ist  (eine  Voraassetaang ,  die  der 
Beichskansler  nach  §  20  des  Konsalatsgesetzes  tlbrigens  jederceit  be- 
seitigen kann);  desgleichen  Beweiserhebangen  im  Aasland  nach  §  329 
(864)  CPr.O«,  die  von  der  Partei  betrieben  werden,  beispielsweise  in 
Portugal,  bisher  wenigstens,  die  einaige  Möglichkeit,  sa  einer  Beweis- 
anfiiahme  an  gelangen  ^^). 

c)  Mit  Art.  11  beginnt  die  Reihe  der  Bestimmungen,  welche 
gewisse  privilegia  odiosa  der  Fremden  im  Prozefs  beseitigen.  Nach 
Art  11  soll  keinem  Ausländer,  der  als  Klttger  oder  Intervenient  vor 
Gericht  auftritt,  eine  Sicherheitsleistung  irgend  welcher  Art  deshalb 
auferlegt  werden,  weil  er  Auslllnder  ist  oder  keinen  Wohnsitz  oder 
Aufenthalt  im  Inland  hat;  nur  soll  sich  die  Vergtlnstigung,  wie  auf 
Verlangen  der  Schweiz  nachtriglich  eingeftigt  worden ,  auf  solche  An- 
gehörige der  Vertnigsstsaten  bescLrttnken,  die  in  einem  dieser  Staaten 
ihren  Wohnsitz  haben.  NatOrlich  handelt  es  sich  dabei,  wenn  es  der 
Artikel  auch  verschweigt,  um  die  Prozefskostenkaution ,  nicht  auch  um 
eine  solche  aus  materiellrecbtlichen  Gründen.  Der  deutsche  Richter 
ist  durch  den  Vertrag  nicht  gehindert,  dem  Niefsbraucber  nach  §  1067 
B.6.B.  eine  Sicherheitsleistung  etwa  deshalb  aufrueriegen,  weil  er  im 
Ausland  wohnt  Die  Befreiung  wird  sich  ab<*r  auch,  trotzdem  der 
Artikel  dies  nicht  ausdrücklich  sagt,  das  Gegenteil  auch  sehr  zu 
wtlnschen  wXre,  nur  auf  Civilprozesse  beziehen,  die  entsprechenden 
Bestimmungen  im  Strafprozefs  und  im  Verwaltungsprozefs  aber  in 
Geltung  lassen.  Darauf  weisen  die  schon  einmal  erwähnten  Einleitungs- 
worte des  Vertrages  hin,  die  von  einem  Abkommen  Aber  Fragen  des 
Civilprozeeses  sprechen,  und  man  käme  im  andern  Fall  zu  einer  teil- 
weisen Vollstreckung  eines  Verwaltungsurteils,  was  ungewöhnlich,  eines 
Strafrirteils,  was  vielen  als  arger  Gräuel  gilt,  jedenfiills  aber  nicht  als 
Absicht  der  Vertragschliefsenden  zu  vermuten  ist  Zweifel  kann  frei- 
lich hier,  wie  für  die  Zulassung  zum  Armenrecht  nach  Art.  14,  die 
Verweisung  des  §  419  Str.Pr.O.  machen,  der  Privatkläger  solle  unter 
denselben  Vomussetzungen  Sicherheit  leisten,  unter  welchen  der  Kläger 


11)  Cit  preufs.  VerfÜgoog  vom  20.  Mü  1887  N.  84.  —  Über  die  Kosten 
des  Rechtshfilfeverkehrs  entlält  der  Vertrag  keine  Bestimmangen.  Doch 
stellt  die  deutsche  Denkschrift  8.  214  eine  Einigung  bierflber  wenigstens 
zwischen  einem  Teile  der  Vertragsstaaten  in  nahe  Aussicht 
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in  bttxgerlichen  Rechtsstreitigkeitea  Sieherheit  sa  leiaton  hat,  filr  die 
Bewilligang  des  Armearechts  sollen  dieselben  Bestimmongen  wie  ia 
bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  gelten.  Damit  ist  gemeint,  dafe  diese 
Bestimmongoo  im  Strafprosefs  analoge  Anwendung  finden  sollen.  Wenn 
aber  die  Norm  des  Vertrag;es  nach  der  eben  ermittelten  Auslegung 
lautet:  in  Ci  vi  Isachen  bestellt  für  die  Angehörigen  der  Vertrags- 
staaten keine  Kanttonspflicht,  in  Oivtlsachen  sollen  sie  znm  Armenrecht 
zugelassen  werden,  so  ist  eine  solche  Bestimmung  eben  kraft  ihres 
specielleu  Inhalts  einer  analogen  Anwendung  im  dtrafproaefii  unMiig. 

Der  Vertrag  will  den  Anspruch  des  Beklagten  ausschUefsen, 
Sicherheit  für  die  Prozefskosten  au  verlangen.  In  Deutschland  grttndet 
sich  der  Sicherheitsanspruch  des  Gegners  auf  §  102  (HO)  CPr.O., 
und  eine  Befreiung  von  demselben  war  bisher  nur  den  Angehörigen 
von  Österreich  -  Ungarn  mit  Ausnahme  Ungarns  selbst,  von  Dänemark, 
Italien,  Norwegen,  Portugal,  Rufsland  und  der  Schweis  zugestanden, 
und  wenn  der  Kläger  zum  Armenrecbt  zugelassen,  für  diejenigen  von 
Belgien,  Frankreich  und  Luxemburg,  in  Qandelssachen  für  Belgier, 
Luzembuiger  und  Rumänen,  in  Wechselsachen  für  Ungarn,  in  Rhein- 
schi&hrtsangelegenheiten  filr  Niederländer,  bei  Klagen  aus  dem  inter- 
nationalen Frachtvertrag  für  die  Angehörigen  der  Staaten  der  Bemer 
Konvention.  Dafs  Art  11  auch  die  Ausländerkautionen  wegen  des 
durch  den  Prozefs  verursachten  Schadens  aufhebt,  ist  für  Deutsehland 
belanglos  (vergl.  dagegen  Code  dvil  art  16).  Dagegen  wird  ea  trotz 
der  weiten  Fassung  des  Artikels  schwerlich  möglich  sein,  die  Be- 
Stimmungen  des  Vertrages  auch  auf  Sicherheitsleistungen  zu  beziehen, 
die  der  Staat  für  die  Prozefskosten  von  Ausländem  beansprucht,  wie 
dies  nach  §  85  des  deutschen  Gerichtskostengesetzes  der  Fall  ist  Der 
Abschnitt  trägt  die  Überschrift  caution  judieatum  solvi,  und  darunter 
werden  nach  feststehender  französischer  Terminologie  nur  Sicherheita- 
ansprüche  des  Beklagten  verstanden. 

Dafs  es  den  Vertragsstaaten  nicht  verboten  sein  sollte,  Ausländer 
günstiger  zu  stellen,  als  sie  nach  dem  Vertrag  beanspruchen  können, 
ist  gewifs,  und  es  hätte  daher  kaum  der  Bestimmung  im  Zusatzprotokoll 
vom  22*  Mai  1897  bedurft,  dafs  Sonderverträge  zweier  Staaten,  die  die 
beiderseitigen  Angehörigen  ohne  Rtlcksicht  auf  ihren  Wohnsitz  in  einem 
der  Vertragsstaaten  von  der  Kaution  befreien,  in  Kraft  bleiben.  £ben 
darum  behält  es  aber  auch  seine  Wichtigkeit,  ob  solche  Ausländer 
schon  nach  §  102  (110)  CPr.O.  von  der  Sicherheitsleistung  befimii 
sind.  Ein  Däne,  der  in  England  wohnt,  ist  vor  deutschen  Gerichten 
nur  nach  §  102  berechtigt,  ohne  Sicherheitsleistung  zu  klagen. 

Man  wird  das  Verschwinden  der  Auslän ierkaution  nicht  bedauern. 
Sie  hat  der  Geltendmachung  berechtigter  Interessen  vielfach  Hindemisse 
bereitet,  mufs  sie  doch  manchmal  weniger  zum  Schutze  des  Beklagten 
als  zur  Schikane  des  Klägers  dienen.  Soweit  ihr  aber  der  begreifliche 
Wunsch  des  Beklagten  zu  Grunde  liegt,  nicht  frivolen  Klsgen  ausgesetzt 
zu  sein  und  dann  den  Ersatz  des  erlittenen  Schadens  in  einer  unsicheren 
Rechtsverfolgung  im  Ausland  suchen  zu  müssen,   ist   dem  durch  einen 
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geistreichen  Vorschlag  ÄMen  abgeholfen,  den  Art  12  nad  13  sanktio- 
nieren. Die  Entscheidungen,  die  den  von  Sicherbeitsleistang  befreiten 
Kliger  oder  Intervenienten  snr  Tragong  der  Prozefskosten  verorteilen, 
sollen  in  den  anderen  Vertragsstaaten  ohne  Nachprüfung  vollstreckbar 
sein.  Es  macht  keinen  Unterschied,  ob  die  Voilstreckang  im  Heimat* 
Staat  des  verurteilten  Klfigers  oder  in  einem  andern  der  Vertragsstaaten 
begehrt  wird,  und  es  soll  ohne  Einflufs  sein,  ob  die  Befreiung  von  der 
Kaution  anf  Omnd  des  Vertrages  oder  nach  dem  sonstigen  Recht  des 
Prozersgeriehtes  erfolgt  ist.  Der  Kostenentscheid  ist  also  auch  voll- 
streckbar —  und  damit  ist  der  Boden  der  Aasländerkaution  völlig  ver* 
lassen  —  wenn  der  Klüger  Inlilnder  ist  und  im  Inland  wohnt  und 
sich  aufhält  Den  Verurteilungen  wegen  des  durch  den  Prozefs  ver- 
ursachten Schadens  ist  die  erleichterte  Vollstreckbarkeit  nicht  gewährt, 
obwohl  die  entsprechenden  Ausländerkautionen  durch  den  Vertrag 
niedeigeschlagen  werden.  Nur  „frais  d  dipens^  sollten  diesen  Vorzug 
geniefsen.  Die  Frage,  was  au  den  vollstreckungsberecbtigten  Prozefs- 
kosten gehöre,  mufs,  wie  schon  im  Kommissionsbericht  {Actes  II  107) 
hervoi^hoben ,  nach  dem  Recht  des  urteilenden  Staates  bemessen 
werden.  Nur  freilich  wird  die  Antwort  häufig  nicht  im  Prozefsrecht, 
sondern  bei  der  Finanzwissenschaft  dieses  Staates  gesucht  werden 
mttasen.  Das  französische  enregistrement  gewährt  in  dieser  Beziehung 
Aussicht  auf  eine  hübsche  steuerrechtliche  Gymnastik. 

Der  um  die  Vollstreckung  angegangene  Staat  erklärt  das  Urteil 
in  den  Formen  seines  Rechtes  ftlr  vollstreckbar,  ein  deutsches  Gericht 
nach  §  660  (722)  G.Pr.O.  Seiner  Prttfting  sind  nur  die  Punkte  frei- 
gegeben: ob  die  Voraussetzungen  einer  Volbtreckung  nach  Art  12 
vorliegen,  ob  die  Rechtskraft  des  Urteils  nach  dem  Recht  des  urteilen- 
den Staates,  und  ob  die  Echtheit  der  vorgelegten  Ausfertigung  unter 
Berttcksichtigung  dieses  selben  Rechtes  feststeht  Jede  andere  Nach- 
prttfbng  des  fraglichen  Urteils  mufs  unterbleiben. 

d)  Die  Art  14 — 16  ordnen  die  Zulassung  der  Ausländer  zum 
Armenrecht,  in  Anlehnung  an  das  Formular,  das  zahlreichen  europäi- 
schen Einzelverträgen  dieser  Art  zu  Grunde  liegt  Art.  14  stellt  den 
Ghrundsatz  auf,  dafs  die  Angehörigen  der  Vertragsstaaten  unter  den- 
selben Bedingungen  zum  Armenrecht  zugelassen  werden  sollen  wie  die 
Inländer.  Eine  besondere  Gegenseitigkeitsklausel  ist  nicht  vorgesehen. 
Auch  den  Angehörigen  solcher  Staaten,  die  ein  Armenrecht  flberhaupt 
nicht  kennen,  wie  Portugal  oder  gewisse  Kantone  der  Schweiz,  werden 
die  Vorteile  des  Vertrages  gewährt  In  welchen  Angelegenheiten  die 
Gleichstellung  erfolgen  soll,  ist  nicht  näher  bestimmt,  die  Regel  wird 
sieh  auf  Civilsachen  beschränken ,  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  mit- 
umfiissen.  Auch  juristische  Personen  des  Auslands  sollen  nach  der 
Absicht  der  Kommission  (Actes  II  108)  zum  Armenrecht  zugelassen 
werden*  Aber  das  mufs  an  die  Voraussetzung  geknüpft  werden,  dafs 
die  Vergtlnstigung  auch  inländischen  Korporationen  zu  teil  wird,  und 
in  Deutschland  ist  dies  nicht  der  Fall. 

Dafs   die  Zulassung  der  Ausländer    zum   Armenrecht    auch    ihre 
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Befreiung  von  der  ProserBkoBtenknation  in  eich  schlieTsen  sollte,  war 
der  auBgeBproehene  Wille  des  Kongresses,  und  kam  noch  im  ScUuia- 
protokoll  in  drei  besonderen  Artikeln  zum  Aosdmck.  Die  Artikel 
waren  entbehrlich,  da  diese  Befreiung  schon  in  Art  11  Air  denselben 
Personenkreis  allgemein  angeordnet  worden  war,  und  sie  sind  im 
scbliefslichen  Vertragstezt  auch  weggeblieben.  Aber  durch  die  nach- 
trügliche  Änderung  des  Art.  11  ist  die  Aufhebung  der  Kostenkaution 
auf  die  Angehörigen  der  Vertragsstaaten  beschrlinkt  worden,  die  in 
einem  derselben  wohnen.  Solche  Personen,  bei  denen  dies  nicht  su- 
trifi^,  werden  nun  awar  nach  wie  vor  kiaft  Art.  14  cum  Armenrecht 
zugelassen.  Aber  wenn  sie  nach  der  inneren  Gresetzgebung  dieser 
Staaten  auch  als  Arme  zur  Leistung  der  AuslKnderkaution  ftar  die 
Prozefskosten  verpflichtet  sind,  so  wird  diese  Vergtlnstigung  fUr  sie  zu 
einem  guten  Teil  gegenstandslos.  Und  es  ist  hervorzuheben,  dafs  auch 
Gesetzgebungen,  wie  die  deutsche,  in  denen  die  Befreiung  von  der 
Kostenkaution  im  allgemeinen  als  Ausflufs  des  Armenrechts  behandelt 
wird,  unter  dem  Gesichtspunkt  der.  mangelnden  Gegenseitigkeit  dazu 
gelangen,  den  Angehörigen  jener  Lttnder,  auch  wenn  sie  im  Armenrecht 
streiten,  die  Sicherheitsleistung  aufzuerlegen^').  Darum  behalten  auch 
Sondervertrflge  nach  Art  des  deutsch -französischen  von  1880  ihre  Be- 
deutung, wonach  die  beiderseitigen  Angehörigen  zum  Armenrecht  zu- 
gelassen werden  können  und  dabei  ausdrücklich  von  der  Pflicht  der 
Sicherheitsleistung  befreit  werden. 

Es  liegt  in  der  Natur  des  Armenrechts  als  einer  besonderen  Ge- 
staltung ö£Pentliclirechtlicher  Beziehungen  begründet  und  ist  in  Art  14 
noch  eigens  ausgesprochen,  dafs  die  Zulassung  nach  Mafsgabe  der 
Gesetze  des  Staates  erfolgt,  in  dem  die  Befreiung  gewährt  werden  solL 
Und  das  gilt  auch  für  die  Feststellung  der  Bedürftigkeit  des  Gesuch- 
stellers.  In  den  LKndem,  in  denen  diese  Prttfrmg  formlos  erfolgt,  wird 
die  R^el  glatt  funktionieren.  Allein  die  Mehrzahl  der  Vertragsstaaten 
nimmt  zu  diesem  Zwecke  die  Mitwirkung  verschiedener  Behörden  in 
Anspruch,  und  da  deren  Thätigkeit  selbst  wieder  öffentlicbrechtlicher 
Art  ist,  so  können,  wenn  für  beide  Teile  verschiedenes  Recht  gilt, 
allerdings  ernsthafte  Schwierigkeiten  entstehen.  So  schon  bezüglich  des 
Ortes,  dessen  Behörde  die  Armut  bezeugen  soll.  Deutschland  und  die 
meisten  anderen  Staaten  wenden  sich  zur  Erlangung  des  Zeugnisses 
zunächst  an  den  Wohnort  des  Gesuchstellers,  einige  Schweizer  Kantone 
erklären  die  Heimatgemeinde  Ülr  zuständig.  Diesem  Widerspruch  beugt 
der  Vertrag  selbst  vor  und  bestimmt  in  Art  15  Abs.  1,  es  solle  die 
Behörde  der  rdsidence  habiiueUe^^)^  wenn  ein  solcher  Ort  nicht  vor- 
handen, diejenige  des  gegenwärtigen  Aufenthaltsortes  zur  Abgabe  des 
Zeugnisses  berufen  sein.     Wenn   eine  bayerische  Min.Bekanntmaehung 


12)  Vergl.  für  das  Verhältnis  zu  den  Niederlanden  die  preufs.  Justiz- 
Min. Verfügung  vom  15.  Juli  1891,  Leske  u.  Löwenfeld  II  1085. 

18)  Den  Ausdruck  Wohnsitz  vermeidet  der  Text  nur  mit  Rücksicht 
auf  gewisse  Schwierigkeiten  des  französischen  Rechts. 
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▼om  5*  Juli  1879  ^*)  die  Anmtellimg  des  ZeogniBseB  der  Heimatgemeiiide 
Boweist,  wenn  der  Bewerber  Wohnsitz  oder  Ittngeren  Aufenthalt  nirgends 
gehabt  bat,  so  dürfte  das  für  Annntszengnisse ,  die  in  das  Ausland 
bestimnit  sind,  nicht  festzuhalten  sein.  Anderen  Schwierigkeiten  wird 
man  durch  die  Aosl^gongsregel  beikommen  können,  dafs  gewisse  Yor- 
sebriflen  nur  anf  die  Mitwirknng  inländischer  Behörden  berechnet  sind. 
Das  wild  insbesondere  für  die  in  den  verschiedenen  Staaten  Überaus 
▼ersehiedenen  Bestimmungen  ttber  die  sachlich  zuständige  Behörde  gelten 
müssen.  Ob  zur  Ausstellung  des  Zeugnisses  eine  staatliche  Behörde 
oder  ein  Gemeindeamt  oder  eine  geistliche  Stelle  berufen  ist,  mufs  wohl 
der  Beurteilung  des  um  die  Ausstellung  des  Zeugnisses  angegangenen 
Staates  ttberlassen  bleiben.  Dagegen  wird  allerdings  der  Inhalt  des 
Zeugnisses  dem  Becht  des  Prozefsgerichts  entsprechen  müssen  —  und 
das  ist  wichtig  für  die  lange  Reihe  von  Fragen,  die  §  109  (118)  G.Pr.0. 
aufwirft.  Denn  das  Zeugnis  soll  einen  Teil  der  Voraussetztmgen  des 
Gesuches  feststellen,  und  diese  stehen  nach  dem  Grundsatz  des  Art.  14 
unter  dem  Recht  des  Prozefsgerichts.  Damit  können  an  die  Auskunfts- 
behörde Fragen  herantreten,  die  ihr  nach  Inlandsrecht  nicht  gestellt 
werden;  die  Pflicht,  sie  zu  beantworten,  ist  in  der  Au&teUung  jenes 
ersten  Satzes  stillschweigend  mit  ausgesprochen.  Vielleicht  darf  man 
für  diese  Auskunftspflicht  und  ihre  Schranken  Art  10  Abs.  2  des 
Vertrages  zu  analoger  Anwendung  bringen.  Eine  der  Verschieden- 
heiten, die  sich  für  die  Ausstellung  des  Zeugnisses  zwischen  den  ein- 
zelnen Rechtsordnungen  eigeben,  hat  auch  Berücksichtigung  im  Vertrags- 
text gefunden.  Während  Deutschland  und  andere  Staaten  eine  Prüfung 
der  BedtLrftigkeit  durch  die  Behörde  des  Wohnorts  verlangen,  begnügen 
sich  Frankreich  und  Belgien  neben  der  Beibringung  eines  Steueraus- 
weises mit  der  blofsen  Erklärung  des  Gesuchstellers,  dafs  er  die  er^ 
forderlichen  Mittel  nicht  besitze.  Die  zweideutige  Fassung  des  Art  15 
wird  nicht  daran  irre  machen  dürfen,  dafs  auch  die  Frage,  ob  Be- 
stätigung oder  Erklärung  beizubringen,  nach  dem  Recht  des  Prozefs- 
gerichts zu  beantworten  ist  Das  Recht  des  Prozefsgerichts  bestimmt 
auch  die  Wirkung,  die  dem  Zeugnis  der  Auskunftsbehörde  zukommt 
Dafs  den  ausländischen  Feststellungen  durch  den  Vertrag  nicht  eine 
weitergehende  Beweiskraft  eingeräumt  werden  sollte  als  gleichartigen 
Feststellungen  im  Inland,  hebt  Art  16  Abs.  2  noch  eigens  hervor. 
Wenn  freilich  das  Recht  des  Prozefsgerichts  bisweilen  der  Zeugnis- 
behörde die  endgtütige  Entscheidung  über  das  Gesuch  einräumt,  so 
wird  damit  kaum  beabsichtigt  sein,  diese  Beftignis  auch  auswärtigen 
Behörden  zu  gewähren.  Es  ist  nicht  denkbar,  dafs  eine  deutsche 
Gtemeindeverwaltung  das  Armenrecht  ftlr  eine  Prozefsftihrung  in  Bern 
oder  Aaigau  bewilligt 

Im  übrigen  triflt  Art.  16  Abs.  1   noch   die  nützliche  Anordnung, 
dafs  die  zur  2ieugniserteUung  berufene  Behörde  ihrerseits  Erkundigungen 


14)  ßöhm,  Rechtshfllfeverfiahren  I  105  ^ 
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über  die  VermögeiiBverhältiiiflea  des  Antragstellen  bei  den  Behörden 
der  anderen  Vertragsstaaten  einsiehen  kann,  and  es  wird  damit  eine 
Untersttttsangspflicht,  bauptsttchlich  iwischen  VerwaltnngBbehtfrden,  be- 
gründet, die  nach  Analogie  der  Art  5  ff.  m  behandehi  sein  wird. 
Befindet  sich  der  Antragsteller,  oder  vielmehr  die  zur  Beorkondong 
seiner  VerhXltnisse  zuständige  Behörde,  nicht  in  dem  Lande,  wo  das 
Armenrecht  nachgesacht  wird,  so  soll  das  Zeugnis  nach  Art  15  Abs.  2 
von  einem  diplomatischen  oder  konsularischen  Vertreter  des  Besttmmung»- 
landes  kostenlos  beglaubigt  werden. 

Angesichts  der  Schwierigkeiten,  die  das  Zusammenarbeiten  von 
Justiz  und  Verwaltung  verschiedener  Staaten  in  diesen  Dingen  viel- 
fältig hervorruft,  hat  man  es  bisweilen  mit  Nutzen  versucht,  sich  zur 
Beschaffung  des  Armutszeugnisses  an  den  heimischen  Konsul  zu  wen- 
den ^^).  Jeden£ftlls  steht  einem  solchen  Verfahren  auch  das  Inkrafttreten 
des  Vertrages  nicht  im  Wege^*). 

e)  Nach  Art.  17  endlich  soll  die  Personalhaft  in  Civil-  und 
Handelssachen  als  Sicherheitsmafsregel  oder  Volbtreckungsmittel  gegen 
Ausländer  nur  in  den  Fällen  zulässig  sein,  in  denen  sie  auch  gegen 
Inländer  verhängt  werden  darf.  Eine  solche  Beschwerung  der  Aus- 
länder besteht  in  den  Niederlanden  zu  Recht,  in  Dänemark  hat  man  sie, 
angeregt  durch  den  Vertrag,  vor  kurzem  allgemein  beseitigt  Für 
Deutschland  ist  die  Unterscheidung  längst  gegenstandslos. 

Die  räumliche  Geltung  des  Vertrages  wird  wohl  auf  die  Haupt- 
länder der  Vertragschliefsenden  mit  Ausschlufs  der  Kolonien  und  Gebiete 
der  Konsulargerichtsbarkeit  zu  beschränken  sein.  Eine  Stelle  des 
KommissioDsberichtes  (Ades  II  51)  scheint  freilich  vorauszusetzen,  dafs 
man  den  Vertrag  auch  auf  Verhältnisse  tlber  See  anwendbar  gedacht 
hat.  Allein  im  Vertragstext  hat  das  keinen  Ausdruck  gefunden,  und 
man  wird  eine  derartige  Erweiterung  seiner  Wirksamkeit  nicht  ohne 
ausreichende  Grundlage  flir  vereinbart  halten  dürfen.  Dazu  kommt, 
dafs  auch  sonst  in  Kollektivverträgen  besonders  hervorgehoben  wird, 
wenn  ihre  Bestimmungen  auf  Kolonien  Anwendung  finden  sollen. 
Vergl.  Art  19  der  Konvention  über  Urheberrecht. 

Die  Vereinbarung  ist  seit  25.  Mai  1899  in  Geltung,  und  zwar 
mit  sofortiger  Wirksamkeit  auch  fUr  anhängige  Sachen.  Die  schon  er- 
teilte Bewilligung  öffentlicher  Zustellung  kann  zurückgezogen,  der 
Beweisbeschlufs,  der  die  Erledigung  einer  Beweisaufiiahme  im  Ausland 
dem  Beweisführer   überträgt,   abgeändert  werden,   um  Zustellung  und 


15)  Vincent  et  P^naud^  Dictiannaire  de  droit  iniemat. prii>^ p,  170, 

16)  Dafs  sich  die  Wirkung  des  in  einem  der  beteiligten  Staaten  ge- 
währten Annenrechtes  auch  auf  Rechtshülfehandluneen  erstrecke,  die  in 
einem  andern  dieser  Staaten  vorzunehmen  sind,  hat  der  Vertrag  nicht  vor- 
gesehen. Ib  Ermangelung  abweichender  Vorschriften  wird  also  das  Armen- 
recht  vor  dem  ersuchten  Gericht  neuerdings  nachgesucht  werden  müssen. 
Über  die  Wirkung  deutscher  Znlassuneen  in  Belgien,  Dänemark,  Luzemborg 
vergl.  eit  preufs.  Verfügung  vom  20.  Ifai  1887  N.  25,  27,  31. 
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Beweiflan&ahme  nach  Mafsgabe  dea  Vertrages  zu  bewirken;  die  schon 
geleistete  Kostenkaation  ist  heraoszugeben ,  die  arme  Partei  von  den 
noch  nicht  gezahlten  Kosten  zn  befreien. 

Der  Vertrag  ist  zunächst  anf  fünf  Jahre,  gerechnet  vom  Tage  der 
Niederlegung  der  Ratifikationen,  abgeschlossen  und  gilt  als  stillschweigend 
von  fünf  zn  fünf  Jahren  erneuert,  wenn  er  nicht  mindestens  sechs 
Monate  vor  Ablauf  dieses  Zeitraumes  gekündigt  wird.  Und  auch  eine 
solche  Kündigung  soll  nur  für  den  Staat,  von  dem  sie  ausgegangen, 
Wirkung  haben. 

So  der  Inhalt  des  Vertragswerkes.  Es  ist  nicht  frei  von  Mfingeln. 
Die  Unbestimmtheit  mancher  Sätze  läfst  Zweifeln  über  ihre  Tragweite 
vielleicht  mehr  Baum,  als  bei  der  Rücksichtnahme  auf  so  viele  Glesetz- 
gebongen  unvermeidlich  war.  Und  eine  leichte  partikulär-französische  Fär- 
bung der  rechtlichen  Voraussetzungen,  von  denen  der  Vertrag  ausgeht,  er- 
schwert dem  deutschen  Juristen  bisweilen  das  Verständnis.  Auch  die 
und  jene  weitere  Bestimmung  sähe  man  gerne  getroffen,  und  vor  allem 
gilt  das  für  die  Aufiudime  einer  Schiedsgerichtsklausel,  die  dem  Vertrag 
erst  die  volle  Wirksamkeit  gewährleisten  mttfste^^).  Aber  auch  so  ist 
es  eine  grofsartige  Leistung,  die  die  europäischen  Staaten  hier  ge- 
scbafien,  nutzbringend  in  sich  selbst  und  vieiverheifsend  als  der  Keim 
künftiger  Vereinbarungen.  Die  gertluschlose  Wirksamkeit  solcher  Ver- 
träge aber  wird  die  friedliche  Kulturarbeit  der  Nationen  weiter  fürdem 
als .  melodramatische  Weltverbesserungsversuche. 


17)  Der  niederländisch-beJ^iBche  Vertrag  über  wechselseitige  Zulassung 
zum  Armenrecht  vod  1892  ist  cumn  mit  gutem  Beispiel  vorangegangen. 
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Rechtsprechung. 


Deutschland. 

A.    Bürgrerliohes  Reoht,  elnBOlille£i9lloh  des  Handels-, 
'Wechsel-  und  Konknrsrechts.  —  Clvllprozefl3. 

Anwendbarheit  der  Lehensvermutung ,  wewn  verschiedene  Rechts- 

gebiete  in  Frage  kommen. 

BeBchloCs  des  Kammei)gericht8  in  Berlin  vom  81.  Mai  1897. 

Der  am  4.  April  1818  zu  Sangerhaiuen  geborene  Karl  August  Kr. 
desertierte  als  Feldwebel  zwischen  den  Jahren  1840  und  1850  ans 
seiner  Gkmison  Deuta  nach  Amerika.  Seit  dem  Jahre  1852  ftsfalt 
Nachricht  von  ihm.  Im  Jahre  1891  leitete  das  Amtsgericht  zu  Köln 
eine  Abwesenheitsvormnndschaft  über  ihn  ein,  wdl  er  an  venchiedenffii, 
noch  nicht  geregelten  Nachlässen  beteiligt  erschien.  Durch  drei  •  am 
18.  Jani  1891  abgeschlossene  Rezesse  über  die  Nachltfsse  von  mehreren, 
in  den  Jahren  1875  und  1887  in  Sangerhansen  verstorbenen  An- 
gehörigen von  Kr.  wurde  in  der  That  f\Xt  ihn  ein  Vermögen  von 
5989>61  Mk.  festgestellt  Das  Amtsgericht  zn  Köln  goiehmigte  als 
Vormundschaftsgericht  für  Kr.  die  Rezesse  am  23.  Juni  1891.  Durch 
Urteil  der  IV.  Civilkammer  des  Landgerichts  zu  Köln  vom  18.  De- 
zember 1898  wurde  Kr.  f\Ai  abwesend  erklärt;  das  Amtsgericht  hob 
darauf  im  Jahre  1894  die  Vormundschaft  auf  und  leitete  zugleich  eine 
Pflegschaft  über  Ejt.  behufs  Verwahrung  und  Verwaltung  seines  Ver- 
mögens ein.  Die  sonst  an  den  Erbschaften,  aus  welchen  dies  Ver- 
mögen herrührt,  Beteiligten  beantragten  nun  unter  dem  80.  Oktober 
1895  bei  dem  Amtsgericht,  die  Pflegschaft  aufisuheben  und  den  Pfleger 
zur  Ausantwortung  des  Vermögens  an  sie  anzuweisen.  Sie  bezogen 
sich  auf  Art  136  Code  dvü^  wonach  Kr.  als  ein  Abwesender,  von 
welchem  nicht  anerkannt  werde,  dafs  er  die  ErbftQle  erlebt  habe,  bei 
den  Erbschaften  nicht  zu  berücksichtigen  gewesen  wäre.  Das  Amts- 
gericht lehnte  den  Antrag  ab,  indem  es  annahm,  dafs  der  Grund  zur 
Einleitung  der  Pflegschaft  erst  dann  beseitigt  sei,  wenn  entweder  die 
Einweisung  der  Berechtigten  in  das  Vermögen  des  E[r.  gemftfs  dem 
Code  dvü  stattfinde  oder  die  Erbrezesse,  soweit  sie  Kr.  beträfen,  durch 
Urteil  als  nicht  zu  Recht  bestehend  au%ehoben  würden.  Das  Land- 
gericht wies  die  hierüber  von  den  Beteiligten  erhobene  Beschwerde 
zurück  mit  der  Ausftlhrung:  Da  die  Erbschaften  in  Sangerhausen  er- 
öfinet  seien,  bestimmte  sich  die  Frage,  ob  Kr.  Miterbe  sei,  nach 
preufsischem  Allgemeinem  Landrecht  Danach  sei  aber  ein  Abwesender 
bis   zu  seiner  Todeserklärung  als  Erbe  zu  berücksichtigen;   Kr.   habe 
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also  deo  Anteil  «o  den  NachlMasen  ab  Erbe  za  Eigentam  erworben; 
ttbrigeoB  hätten  die  sonstigen  Teikehmer  ihn  aach  ab  Miterben  be- 
handelt; die  Pflegschaft  sei  fortEofllhren,  bis  die  gehörige  Einweisung 
der  Berechtigten  in  das  Vermögen  von  Kr.  stattgefunden  habe.  Das 
Eanuneigericht  (I.  CS.)  zu  Berlin  hat  die  gegen  diesen  Beschlnfs  ein- 
gelegte weitere  Beschwerde  durch  Beschlufs  rom  81.  Mai  1897  surück- 
gewiesen  aus  folgenden  Grttnden: 

Der  weiteren  Beschwerde  war  der  Erfolg  zu  versagen.  Dem 
Landgericht  ist  darin  beizutreten,  dafs  sich  die  Frage,  ob  die  Erb- 
schiften  dem  Kr.  angefallen  sind,  nach  dem  in  Sangerhausen  geltenden 
preufsischen  Allgemeinen  Landrecht  beantwortet  Wie  das  Reichs- 
gericht in  einem  Falle,  wo  für  den  Nachlafs  einer  zuletzt  in  Altena 
wohnhaft  gewesenen  Person  die  Teilnahme  eines  Verschollenen  in 
Betracht  kam,  ausgesprochen  hat,  gehören  Vorschriften,  wonach  bei  be- 
stimmtem Thatbestande  bis  zum  Beweise  des  Gegenteils  vermutet 
werden  soll,  dafs  eine  Person  noch  oder  nicht  mehr  lebe,  dem  materi- 
ellen Rechte  an  und  ist  die  Anwendbarkeit  derselben  nach  demjenigen 
Rechte  zu  beurteilen,  welchem  das  konkrete  RechtsverhältniB  überhaupt 
unteriiegt,  also  wenn  es  sich  um  das  Recht  an  einem  Nachlasse  handelt, 
legehnäfsig  nach  dem  Rechte  des  letzten  Wohnsitzes  des  Erblassers 
(Entsch.  in  Civils.  Bd.  25  S.  142).  Dieser  Ansicht  schliefst  sich  das 
Elammergericht  ftlr  den  hier  gegebenen  Fall  an.  Namentlich  läfst  sich 
eine  abweichende  Fassung  nicht  aus  §  23  A.L.R  Einleitung  begründen, 
demzufolge  die  persönlichen  Eigenschaften  und  Befugnisse  eines  Menschen 
Dach  den  Gesetzen  der  Gerichtsbarkeit  beurteilt  werden,  unter  welcher 
dersdbe  seinen  eigentlichen  Wohnsitz  hat  Bei  der  Frage,  ob  ein 
Verschollener  bei  einer  Erbschaft  zu  berücksichtigen  ist  öder  nicht, 
weil  er  den  Erbfall  erlebt  oder  nicht  erlebt  hat,  handelt  es  sich  nicht 
um  die  subjektiven  Eigenschaften  und  Befugnisse  des  Verschollenen, 
sondern  um  die  objektive  Thatsache  seines  Lebens  oder  Nichtlebens. 
Stellt  das  Recht,  um  die  in  dieser  Hinsicht  bestehenden  Zweifbi  zu 
lOsen,  Vermutungen  fttar  Leben  oder  Tod  auf,  so  trefien  dieselben  die 
Erbschaft,  indem  sie  darüber  mitentscheiden,  wem  die  Erbschaft  anfiült 
Für  die  Erbschaft  und  namentlich  für  die  Frage,  wem  der  Nachladi 
zufHUt,  ist  aber  regelmftfsig  das  Recht  des  letzten  Wohnsitzes  des  Erb- 
lassers mafsgebend.  Da  unbestritten  die  Erblasser,  von  welchen  das 
Vermögen  des  Kr.  herrührt,  zur  Zeit  ihres  Todes  zu  Sangerhausen 
wohnhaft  waren,  ist  nach  preufsischem  Allgemeinem  Landrecbt  zu  ent- 
scheiden, ob  Kr.  als  Miterbe  berücksichtigt  werden  mufste.  Nach  §  88 
A.L.R.  1  wird  nun,  wenn  es  darauf  ankommt,  ob  jemand  einen  Erb- 
&11  noch  erlebt  habe,  vermutet,  dafs  ein  Mensch,  von  dessen  Leben 
oder  Tode  keine  Nachricht  zu  erhalten  ist,  siebeozig  Jahre  alt  ge- 
worden sei.  Da  Kr.  am  4.  April  1818  geboren  ist,  wMre  er  in  den 
Jahren  1875  und  1887,  in  welchen  sich  die  ErbAÜle  ereignet  haben, 
noch  nicht  siebenzig  Jahre  alt  gewesen,  und  war  er  demgemäfs  mangels, 
vorgilngiger  Todeserklttrung  bei  den  Nachlässen  als  Miterbe  zu  be- 
handeln.    1>amit  stimmt  es  auch  vOllig  überein,    dafs   für  ihn  in  den 
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RoBesBen  Yermtfgeii  fettgestellt  worden  ist  Wenn  aber  Kr.  nach  dem 
für  die  Erbflüle  mafsgebenden  preofsischen  Allgememen  Landreeht  ala 
Erbe  Vermögen  erworben  hat,  so  ist  es  unerheblich,  ob  er  nach  dem 
diese  Erbfälie  nicht  treffenden  franadsischen  BUigerlichen  Gksetaboche 
nicht  hätte  als  Miterbe  betrachtet  werden  dttrfen.  Hieraus  ergiebt  sich 
die  UnznlAssigkeit ,  das  yon  Kr.  gehörig  zu  Eigentom  erworbene  Ver- 
mögen auf  Grand  des  Art.  136  Code  cwü  den  an  den  NacUilssen 
sonst  Beteiligten  ohne  weiteres  ansznantworten.  Vielmehr  ist  die  Pfleg- 
schaft fortznsetsen ,  bis  das  Vermögen  an  formell  legitimierte  Personen 
ausgehändigt  werden  kann.  Darttber,  wie  die  Antragsteller  diese 
L^timation  zu  beschafien  vermögen,  ist  hier  nicht  za  entscheiden. 
Übrigens  erscheint  es  nach  der  Eigenart  des  Falles  keineswegs  an»» 
gescUossen,  dafb  es  ihnen  gelingt,  eine  Einweisung  in  den  Besitz  gemäla 
Art  120  fil  Code  civU  durchzusetzen.  Demgemäfs  mnfs  die  wätere 
Beschwerde  als  unbegründet  zurückgewiesen  werden.  Jf. 

Geteiltes  Verlagsrecht.    Emflufs  einer  Gebietsveränderung. 

Urtol  des  Beichflgerichts  vom  9.  November  1898  (Qewerblicher  Rechtaschuti 
und  Urheberrecht,  Jahrgang  IV  S.  182,  Reichsg.£Dt8ch.  in  Givils,  Bd.  42 

S.  801). 

Thatbestand:  Am  21./24.  Mai  1864  schlössen  G.  F.,  Muaika. 
lienverleger  in  Paris,  und  H.  M. ,  Inhaber  der  damals  in  Dresden 
befindlichen  Musikalien -Verlagsbuchhandlung  C.  F.  M. ,  folgenden 
Vertrag: 

M,  C.  F.  M.  ckde  ä  M.  F.  la  proprium  exduswe  pour  la  Drance 
des  trois  opiras  de  Bkhard  Wagner  suivants:  Ta$Mhäu8er,  Fliegender 
Hottänder  et  Rienei,  M.  M,,  s'engage  ä  ne  pas  vendre  en  Franee 
ses  idüions  aüemandes  sur  ces  trois  opSras  autrement  que  par 
l'enk'emise  et  avec  le  conseniiment  de  M.  F.  3f.  Fl.  s'engage  ä  ne 
pas  envoyer  en  Allemagne^  comprenant  toute  la  Confidd- 
ration  &ermanique^  ses  editions  firangaises^  sans  remplir  les 
mSmes  formcMes  vis  ä  vis  de  M.  M.  Tous  les  autres  pags 
seront  considSrSs  comme  neutres  et  les  parties  coniractantes  auroni 
le  droU  d'y  vendre  leurs  Sditions  comme  bon  leur  sembiera. 

Comme  prix  de  cette  cession  M.  F.  enverra  ä  M.  M.  immiäia* 
tement  aprhs  la  Signatare  ä  le  re^u  ä  Paris  des  prüentes  la  somme 
de  six  miUe  Drancs.  Le  regu  de  cette  somme  vaUdera  difinitivement 
cet  acte. 

Klägerin  als  Recbtsfolgerin  von  G.  F.  hat  den  Beklagten  als  der- 
zeitigen Inhaber  der  M.schen  Verlagsbuchhandlung,  wegen  Verietzung 
dieses  Vertrags,  die  teils  den  Rechtsvorgängem  des  Bekli^;ten,  teila  ihm 
selbst  zur  Last  fallen  soll,  in  Anspruch  genommen.  Die  Vertragsver- 
letzung soll  darin  bestehen,  dafs  die  M.sche  Verlagshandlung  nach  dem 
Jahre  1870  ohne  Einwilligung  der  Klägerin  deutsche  und  französische 
Ausgaben  der  in  dem  Vertrage  genannten  drei  Opern  in  EUsafs- 
Lotbjringen  vertrieben  habe.     Der  lüagantrag  ist  dahin   gerichtet,   die 
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beklagte  Handlung  sn  verurteilen:  1)  das  ansflchliefBliche  Verlagsreeht 
der  KlSgerin  an  den  genannten  drei  Opern  für  den  Bereich  Elsafs- 
Lothxingens  ansnerkennen  und  sich  ftlr  diesee  Gebiet  des  Vertrieb«« 
ihrer  Ausgaben  der  drei  Opern  zu  enthalten ;  2)  der  Klägerin  20  000  Mk. 
Schadenersatz  nebst  6  ^/o  Zinsen  seit  dem  Tage  der  Elagezustellung 
(21.  Februar  1894)  zu  zahlen.  Beklagte  bat  um  Abweisung  der  Klage.  Sie 
bestritt  die  Sachlegitimation  der  Parteien  und  suchte  darznthun,  dafs  nach 
der  Ansicht  der  Parteien  das  Verlagsrecht  nicht  unabänderlich  nach  den 
damals  bestehenden,  sondern  nach  den  jeweiligen  politischen  Grenzen 
geteilt  sein  sollte.  Das  sonstige  Vorbringen  der  BekUgten  kommt  für 
die  Revisionsinstanz  nicht  in  Betracht  In  erster  Instanz  wurde  durch 
Urteil  der  V.  Civilkammer  des  Landgerichts  I  zu  Berlin  vom  5.  Oktober 
1896  die  Klage  abgewiesen.  In  der  Berufungsinstanz  wiederholte 
Klägerin  die  Klageanträge.  Eventuell  beantragte  sie  in  Abänderung 
des  erstinstanzlichen  Urteils  die  Beklagte  zu  verurteilen,  den  Vertrieb 
ihrer  Ausgaben  der  drei  Opern  in  Elsafs- Lothringen  nur  durch  Ver- 
mittelung  der  Klägerin  erfolgen  zu  lassen,  und  falls  dennoch  Ausgaben 
der  Beklagten  ohne  Vermittelnng  der  Klägerin  nach  Elsafs -Lothringen 
vertrieben  werden  sollten,  für  jedes  derartige  indird^t  vertriebene 
Exemplar  die  Kommissionsgebtthr  an  die  Klägerin  zu  zahlen. 

Das  Berufungsgericht  hat  die  Berufung  verworfen. 

Von  der  Klägerin  ist  Revision  eingelegt,  mit  dem  Antrage,  das 
Benifnngsurteil  aufzuheben  und  die  Beklagte  nach  den  Beraftings- 
antragen  der  Klägerin  zu  verurteilen.  Beklagte  hat  gebeten,  die 
Revision  zurückzuweisen.  Der  Sachverhalt  ist  übereinstimmend  mit 
dem  Thatbestand  der  Instanzurteile  vorgetragen. 

Entscheidnngsgrttnde:  Beide  Instanzgerichte  halten  auf 
Grund  der  stattgehabten  Beweisaufiiahme  die  Sachlegitimation  sowohl 
der  Klägerin  wie  der  Beklagten  für  erbracht  Gegen  diese  Annahme 
liegen  Bedenken  nicht  vor;  Revisionsangriffe  hiergegen  sind  auch  nicht 
erhoben.  In  der  Sache  aelbst  war  die  Revision  för  begründet  zu  er- 
achten. Nach  der  Auffassung  des  Berufungsgerichtes  ist  der  der  Klage 
zu  Grunde  liegende  Vertrag  dahin  zu  deuten,  dafs  mit  der  Änderung 
der  politischen  Grenzen  Deutschlands  und  Frankreichs  sich  auch  der 
Umäng  des  jedem  der  beiden  Teile  vorbebaltenen  Absatzgebietes  ändern 
sollte.  Diese  Auffassung  beruht  auf  der  Erwägung,  dafs  nach  dem 
Sprachgebraucbe  die  Ausdrücke  la  France  und  VAUemagne  auf  die 
Länder  zu  beziehen  seien  und  dafs  sich  aus  den  Umständen  des  vor- 
liegenden Falles  nichts  ergebe,  was  gc^en  diese  Auslegung  spreche. 
Eine  positive  Unterstttzung  derselben  findet  das  Berufungsgericht  darin, 
dafs  die  Kontrahenten  gebildete  Personen  waren,  denen,  wie  Klägerin 
selbst  anerkenne,  die  Möglichkeit  einer  Veränderung  der  politischen 
Grenzen  bewufst  war  und  die,  wenn  sie  ein  hiervon  unabhängiges 
Verlagsrecht  hätten  begründen  wollen,  sich  anders  als  geschehen  aus- 
gedrückt haben  würden. 

Diese  Ausführungen  können  nicht  gebilligt  werden ;  sie  verkennen 
die  Aufgabe,  die  der  Vertragsauslegung  im  vorliegenden  Falle  zu  stellen 
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ist  Was  zunächst  den  Sprachgebrauch  anlangt,  so  kann  nur 
derjenige  Sprachgebrauch  in  Betracht  kommen,  der  sur  Zeit  des  Vertrags- 
schluases  bestand.  Im  Jahre  1864  aber  bedeutete  (la  Fra/nce)  Frank- 
reich ein  politisch  und  territorial  bestimmt  begrenztes  Gebiet  Deutsch- 
land  iyAJÜemagne)  war  zur  Zeit  nur  ein  „geographischer  Begriff*,  der 
in  einem  weiteren  oder  engeren  Sinne  verstanden  werden  konnte,  und 
der  eine  bestimmte  Abgrenzung  erst  erhielt  durch  die  ihm  in  dem 
Vertrag  gewordene  ErlHutemng,  wonach  er  das  Gebiet  des  yomialigen 
deutschen  Bundes  umfiissen  sollte.  Hiemach  war  im  Sinne  des  Ver- 
trages Deutschland,  ebensowenig  wie  Frankreich,  politisch  und  dem 
Gebietsumfange  nach  abgegrenzt  Wollte  man  mit  dem  Bemfimgs- 
gerichte  annehmen,  dafs  mit  einer  Änderung  der  politischen  Grenzen 
auch  die  örtliche  Abgrenzung  der  Vertragsgebiete  sich  ändern  sollte,  so 
würde  man  damit  in  den  Vertrag  etwas  hineinlegen,  was  nach  dem 
Wortverstande  nicht  in  demselben  enthalten  ist  Denn  für  den  Fall 
einer  Veränderung  der  politischen  Grenzen  der  beiden  Länder  enüüüt 
der  Vertrag  überhaupt  keine  Bestimmung.  Ebensowenig  liegt  etwas 
dafür  vor,  dafs  die  Parteien  für  einen  derartigen  Fall  in  dem  einen 
oder  anderen  Sinne  eine  Bestimmung  treffen  wollten.  Selbst  wenn 
man  davon  ausgeht,  dafs  die  Parteien  sich  der  Möglichkeit  einer  Ver- 
änderung der  politischen  Lage  bewufst  gewesen  seien,  folgt  daraus 
nicht,  dafs  sie  diese  Möglichkeit  bei  Eingehung  des  Vertrags  mit  in 
den  Kreis  ihrer  Berechnungen  gezogen  und  für  die  gedachte  Eventualität 
eine  Bestimmung  im  Vertrage  hätten  treffen  wollen.  Denn  hierzu  würde 
das  vom  Berufungsgericht  unterstellte  Bewufstsein  der  Parteien  allein 
nicht  genügen;  es  müfste  auch  dargethan  werden,  dafs  in  dieser  Hin- 
sicht eine  stillschweigende  Willensübereinstimmung  unter  ihnen  bestanden 
hat.     Hierfür  aber  fehlt  es  an  jedem  Anhalt 

Mit  dem  vermutlichen  Willen  der  Parteien  läfst  sich  darnach  im 
vorliegenden  Falle  überhaupt  nicht  operieren.  Bei  unbefangener  Wür- 
digung der  Sachlage  ergiebt  sich,  dafs  die  nicht  vorauszusehenden 
politischen  Veränderungen,  die  das  Jahr  1870  und  der  Frankfiirter 
Frieden  herbeigeführt  haben,  in  dem  Vertrage  vom  21./24.  Mai  1864 
nicht  vorhergesehen  sind.  Die  Schlufsfolgerung  des  Berufungsgerichts 
beruht  auch  nicht  sowohl  auf  einer  Auslegung  der  Absicht  der  Paarteien, 
ab  auf  der  Ansicht  des  Gerichtes  darüber,  dafs  die  Parteien  anders  bestimmt 
haben  wtLrden,  wenn  sie  die  später  eingetretenen  politischen  Ereignisse 
vorausgesehen  hätten.  Das  kann  aber  für  die  rechtliche  Beurteilung 
nicht  entscheidend  sein.  Ausschlaggebend  ist  vielmehr,  welche  recht- 
liche Forderungen  aus  dem  Inhalte  des  Vertrages  filr  die  hier 
in  Betracht  kommende  Streitfrage  zu  ziehen  sind,  wenn  man  denselben 
seinem  Wortverstande  nach  auf  Gebiete  bezieht,  die  zur  Zeit  des 
Vertragsschlusses  sowohl  politisch  wie  territorial  in  bestimmter  Weise 
gegen  einander  abgegrenzt  waren.  Für  die  Entscheidung  dieser  Frage 
ist  von  Bedeutung,  dafs  das  Geltungsgebiet  von  Privatrechtsnormen,  die, 
sei  es  auf  gesetzlichen  Bestimmungen,  sei  es  auf  dem  Gewohnheits- 
rechte beruhen,  durch  eine  Verschiebung  der  politischen  Grenzen  regel- 
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mlliflig  oicbt  berührt  wird.  Es  bedarf  bei  Yerändemiigeii  der  GrebietB* 
hobeit  eines  besonderen  gesetageberischen  Aktes,  um  das  bisher  geltende 
Priyatrecht  aniser  Kraft  an  setzen.  Gresehieht  dies  nicht,  so  behält 
dasselbe  unveränderte  Gültigkeit  Ist  dies  aber  selbst  bei  den  dem 
objektiven  Recht  angehOrigen  Rechtssätsen  als  Regel  zu  betrachten,  so 
wird  man  umsomehr  bei  rechtsgeschäftlichen  Dispositionen  davon  aus- 
gehen dürfen,  dafs  das  Gebiet,  auf  welches  sie  sich  erstrecken,  im 
Zweifel  durch  eine  Veränderung  der  politischen  Grenzen  nicht  betro£fen 
wird.  Von  dieser  Auffassung  abzuweichen,  bietet  die  Sachlage  des 
Streitfidles  keine  Veranlassung.  Den  Kontrahenten  des  Vertrags  vom 
Mai  1864  kam  es  darauf  an,  sich  hinsichtlich  des  Vertriebes  der  vor- 
genannten drei  Wagnerschen  Opern  auseinanderzusetzen.  Jedem  der 
vertragschliefsenden  Teile  sollte  ein  bestimmtes  Absatzgebiet  ausschliefs- 
lich  vorbehalten  und  er  innerhalb  dieses  Gebietes  vor  der  Konkurrenz 
seines  Gegenkontrahenten  geschützt  sein,  während  alle  übrigen  Länder 
ftlr  „neutral**  erklärt,  das  heifst,  dem  Wettbewerb  beider  Kontrahenten 
offen  gelassen  wurden.  Man  wird  nun  immerhin  voraussetzen  dürfen, 
dafs  für  die  Abgrenzung  der  zuerst  gedachten  Vertragsgebiete  der  Um- 
stand, dafs  es  sich  um  politische  gegen  einander  abgeschlossene  Terri- 
torien handelte,  von  Einflufs  gewesen  war;  ausschliefslich  bestimmend 
war  aber  dieser  Umstand  gewifs  nicht.  Die  Abfindung,  die  der  htin- 
zOsische  Verleger  dem  deutschen  zugesichert  hat,  bezieht  sich  jedenftills 
mit  auf  die  vom  deutBohen  Verleger  übernommene  Verpflichtung,  seine 
deutschen  Ausgaben  der  erwähnten  Opern  ohne  Einwilligung  der  fran- 
zösischen Verlagshaodlung  nicht  in  Fntnkreich  zu  vertreiben.  £^  Hegt 
sehr  nahe,  dafs  die  Kontrahenten  hierbei  wesentlich  an  die  damals  zu 
Frankreich  gehörige  deutsch  sprechende  Bevölkerung  des  Elsafs  und 
an  den  sich  hier  eröffnenden  Abnehmerkreis  gedacht  haben.  Hierin 
ist  aber  durch  die  Ereignisse  des  Jahres  1870  und  ihre  staatsrechtlichen 
Folgen  eine  Änderung  nicht  eingetreten  und  auch  im  übrigen  ist  nicht 
ersichtlich,  inwiefern  durch  die  Veränderung  der  politischen  Grenzen 
die  aus  dem  Vertrage  vom  Mai  1864  sich  ergebenden  Rechte  der 
Parteien  beeinflufst  werden  sollten.  Insbesondere  ist  eine  der  Klägerin 
ungünstige  Entscheidung  nicht  aus  Art  2  des  Litterarvertrages  zwischen 
dem  Deutschen  Reiche  und  Frankreich  vom  19.  April  1888  zu  be- 
gründen. Es  kann  dahingestellt  bleiben,  ob  durch  diese  Bestimmung 
eine  Abmachung  zwischen  deutschen  und  französischen  Verlegern,  durch 
welche  das  sogenannte  geteilte  Verlagsrecht  in  anderer  Weise  als  nach 
den  jetzigen  politischen  Grenzen  fVankreichs  und  Deutschlands  ab- 
gegrenzt wird,  für  unzulässig  zu  erachten  ist  Für  den  vorliegenden 
Rechtsstreit  kann  die  gedachte  Bestimmung  schon  deswegen  nicht  in 
Betracht  kommen,  weil  ihr,  wie  in  dem  Urteil  des  I.  Strafsenats  des 
Reichsgerichts  vom  5.  November  1887  in  der  Strafsache  wider  den 
Musikalienhändler  Lazarus  Wol£P  ausgeführt  ist,  keine  rückwirkende 
Kraft  beizumessen  ist. 

Da    nach    vontehenden    Gründen    das    Berufungsgericht   den   der 
Klage  zu  G^mnde  liegenden  Vertrag  nicht  zutreffend  gewürdigt  hat,  so 
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mufste  das  angefochtene  Urteil  aufgehoben  werden.  Ein  Endnrteü 
kann  cur  Zeit  noch  nicht  erfolgen,  yielmehr  mufii  die  Sache  cur  ander- 
weiten  Verhandlung  und  Entscheidung  an  das  Bernftingsgerieht  snrllck- 
verwiesen  werden.  In  dem  Endorteil  wird  auch  Ober  die  Kosten  der 
Bevisionsinstanz  zu  befinden  sein. 

Die  Bestimmungen  des  §3  des  Frankfurter  Gesetzes,  die  Erwerbung 
von  Orundeigentum  und  Insätze  durch  Nichtverbürgerte  betr.,  vom 
29.  September  1863:  „Auswärtige  juristische  Personen  oder  Korpo- 
rationen Jcönnen  Grundeigentum  und  demselben  gleichgetichiete 
Gerechtigkeiten,  sowie  Insätze  nur  mit  Erlaubnis  des  Senats  er- 
werben*^, findet  auf  auswärtige  Aktiengesellschaften  keine  Anwendung. 

BeBchlufs  der  V.  Civilicaminer  des  Landgerichts  in  Frankfurt  a.  M.  Tom 

16.  Juni  1899. 

In  Sachen,  betrefifend  die  Zuschreibung  der  im  Wege  des  Tausches 
von  den  Eheleuten  Ph.  K.  O.  zu  Frankfurt  a.  M.  an  die  Eheleute 
Wirt  J.  Seh.  daselbst  übertragenen  Liegenschaft  Gewann  16  Nr.  112  F 
der  Frankfurter  Gemarkung  hat  die  V.  Civilkammer  des  Landgerichts 
Frankfurt  a.  M.  in  der  Sitzung  vom  16.  Juni  1899  auf  die  Beschwerde 
des  Schreinermeisters  Ph.  K.  G.  gegen  den  Beschlufs  des  dortigen 
Amtsgerichts  vom  10.  Mai  1899  beschlossen: 

Unter  Auf  hebimg  des  angefochtenen  Beschlusses  wird  das  KönigL' 
Amtsgericht  hierselbst  angewiesen,  von  der  in  ihm  gemachten  Erinnerung 
abzusehen  und  in  der  Sache  weiter  zu  verfahren.  Die  Kosten  bleiben 
aufser  Ansatz. 

Grtlnde:  Die  Annahme  des  angefochtenen  Beschlusses,  dafs  zur 
Übernahme  der  auf  der  genannten  Liegenschaft  zu  Gunsten  der  Aktien- 
gesellschaft: „Rheinische  Hypothekenbank^  in  Mannheim  eingetragenen 
Hypothek  durch  die  Erwerber  die  im  Ges.  vom  29.  September  1863 
vorgesehene  höhere  Erlaubnis  erforderlich  sei,  ist  nicht  zutreffend.  Es 
handelt  sich  überhaupt  nicht  um  den  Erwerb  einer  neuen  Hypothek 
von  Seiten  der  genannten  Aktiengesellschaft,  sondern  nur  um  den  Ein- 
tritt  eines  neuen  Schuldners  in  eine  bereits  bestehende  Hypothek  dieser 
Gesellschaft.  Aber  abgesehen  davon  wttrde  auch  zu  dem  Erwerbe  emer 
neuen  Hypothek  von  Seiten  der  Rheinischen  Hypothekenbank  die  in 
dem  genannten  Gesetze  vorgeschriebene  Genehmigung  nicht  erforderlich 
sein.  Wie  diese  Kammer  in  zahlreichen  Entscheidungen  ausgesprochen 
hat,  sind  die  den  Bestimmungen  des  deutschen  HandelsgesetzbndieB 
unterworfenen  Handelsgesellschaften,  insbesonders  auch  die  Aktiengesell- 
schaften nicht  als  „juristische  Personen  oder  Korporationen''  im  Sinne 
jenes  Gesetzes  anzusehen.  S.  besonders  den  Beschlufs  vom  25.  Juni 
1898  in  der  Wiedenfeldschen  Hypothekensache.  Der  angefochtene 
Beschlufs  beruft  sich  demgegenüber  anstatt  aller  weiteren  Gründe  auf 
eine  neue  Abhandlung  des  Amtsgerichtsrats  Dr.  Menzm,  des  judex  a 
quo,  in  Johows  Jahrb.  für  Entsch.  des  Kammeigerichts  Bd.  18  S.  394  ff. 
Die    Ausführungen    dieser    Abhandlung   können   dem    unterzeichneten 
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Oerichte  jedoch  keine  VeranlaMimg  gebeo,  von  seiner  bisherigen  Ansicht 
hinsichtlich  der  Aktiengesellschaften  abzugehen.  Da  nach  der  herr- 
schenden und  zweifellos  zutreffenden  Ansicht  die  Aktiengesellschaften 
des  deutschen  Handelsgesetzbuches  als  juristische  Personen  anzusehen 
sind,  so  würden  sie  an  sich  anter  die  Vorschrift  des  §  3  des  genannten 
Gesetzes  fallen,  wenn  nicht  durch  die  bei  Erlafs  des  Gesetzes  ab- 
gegebenen ausdrücklichen  EIrklärungen  der  gesetzgebenden  Versammlung 
und  des  Senates  dies  verhindert  würde.  Entscheidend  für  die  Frage 
ist  es  demnach,  ob  jenen  Erklärungen  eine  solche  Bedeutung  beizu- 
messen ist,  wie  der  oben  angeführte  Beechlufs  dieses  Gerichtes  näher 
ausführt,  oder  nicht.  In  der  genannten  Abhandlung  wird  den  Aus- 
führungen jenes  Beschlusses  gegenüber  geltend  gemacht: 

1.  Dafs  die  Entstehungsgeschichte  des  Gesetzes  für  eine  dessen 
klaren  Wortlaute  widersprechende  Ansicht  überhaupt  nicht  zu 
▼erwerten  sei. 

2.  Dafs  die  erwähnten  Erklärungen  der  beiden  gesetzgebenden 
Faktoren  Überhaupt  die  Aktiengesellschaften  nicht  beträfen. 

Was  zunächst  die  letztere  Einwendung  betrifft,  so  ist  sowohl  in 
dem  Berichte  der  Kommission  der  gesetzgebenden  Versammlung  und 
den  von  dieser  vorgeschlagenen,  von  der  gesetzgebenden  Versammlung 
angenommenen  Anträgen,  wie  auch  in  der  Rückäufserung  des  Senates 
stets  allgemein  von  , Handelsgesellschaften*'  die  Rede.  Zu  diesen  ge- 
hören nach  dem  Sprachgebrauche  des  Handelsgesetzbuches  auch  die 
Aktiengesellschaften.  Es  ist  aber  anzunehmen,  dafs  die  gesetzgebenden 
Faktoren,  wenn  sie  ohne  jede  Einschränkung  von  Handelsgesellschaften 
sprechen,  sie  dabei  der  Terminologie  des  etwa  ein  Jahr  vorher  ein- 
geführten Handelsgesetzbuches  folgen  und  demnach  auch  die  Aktien- 
gesellschaften meinen.  Anderenfalls  würden  sie  zweifellos  in  irgend 
einer  Weise  zum  Ausdrucke  gebracht  haben,  dafs  die  letzteren  nicht 
gemeint  seien.  Man  würde  den  gesetzgebenden  Faktoren  eine  gänz- 
liche Unkenntnis  des  gesetzlichen  B^riffes  der  Handelsgesellschaften 
oder  eine  vOUig  unpräcise  Ausdrucksweise  imputieren  müssen,  wenn 
man  annehmen  wollte,  dafs  sie  unter  Handelsgesellschaften  die  Aktien- 
gesellschaften nicht  einbegriffen  wissen  wollten.  Der  Umstand,  dafs 
der  Bericht  der  Kommission  nur  den  Art  111  des  H.G.B.  hinsichtlich 
der  Rechtsftihigkeit  der  Handelsgesellschaften  heranzieht,  ist  ohne  Be- 
deutung, da  er  jedenfalls  nur  die  Absicht  hatte,  den  genannten  Artikel 
beispielsweise  anzuführen.  Auch  der  Art.  164,  welcher  die  ent- 
sprechende Bestimmung  für  die  Kommanditgesellschaften  enthält,  ist 
nicht  herangezogen,  obgleich  doch  diese  Gesellschaften  ihrer  rechtlichen 
Natur  nach  den  offenen  Handelsgesellschaften  völlig  gleichstehen. 

Was  weiterhin  die  oben  zu  1  genannte  Einwendung  betrifft,  so 
ist  zu  beachten,  dafs  die  Grenze  zwischen  juristischen  Personen  und 
anderen  Gesellschaften  eine  schwankende  und  in  der  Wissenschaft  stark- 
bestrittene ist,  sowie  da(s  insbesonders  auch  zur  Zeit  des  Erlasses  des 
in  Frage  stehenden  Gesetzes  es  sehr  bestritten  war,  ob  die  Handels- 
gesellschaften oder  wenigstens  einzelne  derselben  als  juristische  Personen 
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anzosehen  seien.  Wenn  nan  ans  der  EntatehnngsgeBcbichte  des  Ooootaeo 
hervorgebt,  dafs  die  in  ihm  für  juristische  Personen  getrofiene  Be- 
stimmung auf  Handelsgesellschaften  keine  Anwendung  finden  sollte,  so 
wird  man  annehmen  mttssen,  dafs  das  Gesetz,  insoweit  die  in  ihm  ge- 
troffenen Bestimmungen  in  Frage  kommen,  diese  Handelsgeselkchaftea 
als  nicht  zu  den  juristischen  Personen  gehörig  betrachtet  wissen  wollte. 
Dieser  Wille  des  Gesetzgebers  kann  um  so  weniger  ignoriert  werden, 
als  er  seinen  Ausdruck  gefunden  hat  in  ausdrücklichen  Erklärungen 
der  beiden  gesetzgebenden  Faktoren,  nämlich  in  der  Erklärung  der 
gesetzgebenden  Versammlung: 

dafs  sie  dafUr   halte,    dafs  auswärtige  Handelsgesellschaften  der 
in   dem  Gesetze   vorgesehenen  Erlaubnis    des  Senates   nicht  be- 
dürfen, 
und  in  der  Rückänfserung  des  Senates  bei  Erlafs  des  Gesetzes, 

dafs  er  die  Ansicht  der  gesetzgebenden  Versammlung  hinsichtlich 
auswärtiger,  innerhalb  des  Rechtsgebietes  des  deutschen  Handels- 
gesetzbuches bestehenden  Handelsgesellschaften  teile. 

Wenn  diese  Erklärungen  auch  keine  Legalinterpretation  im  eigent- 
lichen Sinne  enthalten,  so  wird  in  ihnen  doch  die  übereinstimmende 
Auffassung  der  gesetzgebenden  Faktoren  in  zweifelloser  und  absicht- 
licher Weise  deklariert.  Dafs  eine  solche  Deklaration  eine  höhere 
Bedeutung  haben  mufs,  als  den  Materialien  eines  Gesetzes  sonst  im 
allgemeinen  zugebilligt  werden  kann,  bedarf  keiner  Ausführung. 

Wenn  die  angeftlhrte  Abhandlung  endlich  noch  hervorhebt,  dafs 
nach  dem  Preufsischen  Gesetze  vom  4t.  Mai  1846  auf  Grund  einer  fast 
wörtlich  gleichlautenden  Bestimmung  die  Aktiengesellschaften  zum  Erwerbe 
von  Immobilien  u.  s.  w.  der  höheren  Genehmigung  bedürften,  so  kann 
dem  keinerlei  Bedeutung  für  das  hiesige  Recht  beigemessen  werden. 
Die  abweichende  Auslegung  des  hiesigen  Rechtes  gründet  sich  auf  die 
besonderen  Vorgänge  und  Erklärungen  bei  Erlafs  dieses  Gesetzes.  Die 
Kostenentscheidung  beruht  auf  §  7  des  G.K.G. 

Begründung  der  Einrede  der  Rechtshängigkeit  durch  einen  Rechts- 
streit im  Ausland,  insbesondere  in  FranJcreich,  Badisch-franeösischer 
Rechtshülfevertrag  vom  16.  April  1846.    Anwendung  auf  abweisende 

Urteile. 

Urteil  <]e8  Oberlandesgerichts  Golmar  vom  14.  Dezember  1896  (Jur.  Zeitschr. 

für  Elsafs-LothriDgen  Bd.  24  S.  254). 

Aus  den  Gründen: 

Gegen  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit  wird  geltend  gemacht, 
sie  sei  auf  einen  im  Auslande,  speciell  in  Frankreich,  anhängigen  Rechts- 
streit gestützt.  Habe  das  im  Auslande  ergehende  Urteil  im  Inlande 
keine  Bedeutung,  so  könne  auch  das  zum  Urteil  führende  Verehren 
keine  haben,  mit  anderen  Worten,  sei  das  ausländische  Urteil  im  In- 
lande nicht  vollstreckbar,  so  könne  auch  das  dort  schwebende  Ver&hren 
hier   die  Einrede   der   Rechtshängigkeit   nicht   begründen.     Ob   das   in 
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Grenoble  ergehende  Urteil  in  Deutschland  vollzogen  werden  könne,  sei 
nach  dem  badisch  -  französischen  Vertrage  vom  16*  April  1846  zu  be- 
urteilen. Hiemach  sei  diese  Frage  zu  vemeinen.  Das  Vollstreckangs- 
urteil  prüfe  nur  das  Vorhandensein  der  formalen  Erfordernisse  nach 
dem  Staatsvertrage,  gehe  aber  auf  die  materielle  Würdigung  der  Sache 
nicht  ein,  daher  sei  es  nur  inkonsequent,  dafs  der  Staatsvertrag  allein 
von  verurteilenden  Erkenntnissen  spreche.  Bei  abweisenden  Urteilen, 
und  ein  solches  erster  Instanz  liege  bereits  vor,  sei  der  materiellen 
Prüfdng  der  gleichen  Sache  im  Inland  nicht  vorgegriffen.  Selbst  ein 
rechtskräftiges  ausländisches  Urteil,  welches  die  Klage  des  Inländers 
gegen  den  Ausländer  abweise,  würde  die  Möglichkeit,  den  Ausländer 
im  Inlande  zu  verklagen,  nicht  ausschliefsen,  weil  eben  das  ausländische 
Urteil  im  Inlande  nicht  vollstreckt  werden  konnte.  Diesen  Ausführungen 
kann  nicht  beigetreten  werden.  Die  Aufstellung  der  Klägerin,  ein  in 
Grenoble  ergehendes,  die  dort  erhobene  Klage  abweisendes  Urteil 
könne  nicht  nach  dort  erlangter  Rechtskraft  auf  Grund  des  badisch- 
französischen  Staatsvertrages  hier  vollstreckbar  erklärt  werden,  weil 
dieser  Staatsvertrag  nur  von  verurteilenden  Erkenntnissen  spreche,  ist 
angesichts  der  Bestimmungen  in  Art.  1  und  3  desselben  nicht  haltbar. 
Art  1  spricht  von  Urteilen,  welche  von  den  zuständigen  Gerichten  des 
einen  Staates  erlassen  werden  ohne  Unterschied,  ob  sie  eine  Klage  zu- 
sprechen oder  abweisen;  Art.  3  bestimmt,  dafs  diejenige  Partei, 
zu  deren  Gunsten  ein  Urteil  ergangen  ist,  wenn  sie  sich  desselben 
in  dem  andern  Staate  zum  Beweise  rechtskräftiger  Entschei- 
dung und  zur  Zwangsvollstreckung  bedienen  will,  bestimmte  Schrift- 
stücke vorzulegen  hat  Diese  Bestimmungen  lassen  keinen  Zweifel 
darüber,  dafs  der  mehrerwähnte  Staatsvertrag  sich  nicht  blofs  auf  ver- 
urteilende, sondern  auch  auf  abweisende  Erkenntnisse  bezieht  und  auch 
diesen  unter  den  bestimmten  Voraussetzungen  die  Wirkungen  der 
Kechtskraft  in  dem  andern  Staate  verleiht  Ein  in  Grenoble  ergangenes, 
dort  rechtskräftig  gewordenes  Urteil  hätte  demnach  die  Wirkung  der 
Rechtskraft  auch  hier,  würde  hier  die  Einrede  der  rechtskräftig  ent- 
schiedenen Sache  begründen,  gleichviel  ob  es  die  Klage  zusprechen 
oder  abweisen  würde;  es  begründet  demnach  das  dortige  Verfahren 
auch  hier  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit  Wollte  die  Klägerin  be- 
haupten, dafs  abweisende  Urteile  überhaupt  nicht  der  Rechtskraft  fUhig 
seien,  so  würde  sie  sich  dadurch  mit  den  Bestimmungen  des  §  293 
C.Pr.0.  in  Widerspruch  setzen.  Die  Rechtskraft  aber  schliefst  eine 
nochmalige  materielle  Prüfung  aus. 

Die  Klägerin  macht  weiter  geltend,  die  Möglichkeit,  den  Ausländer 
im  Inlande  zu  verklagen,  würde  durch  ein  abweisendes  ausländisches 
Urteil  wenigstens  dann  nicht  ausgeschlossen  sein,  wenn  etwa  aus  dem 
gleichen  Grunde  —  Verletzung  des  gleichen  Vertrags  in  einem  andern 
Falle  —  abermals  eine  Entschädigung,  diesmal  im  Inlande,  eingeklagt 
wäre,  was  hier,  wenigstens  zum  Teil,  der  Fall  sei.  Dieser  Einwand 
läuft  darauf  hinaus,  dafs  das  bei  dem  Landgerichte  Mühlhausen  ge- 
stellte Klagbegehren  von  dem  in  Grenoble  gestellten  abweiche,    dort 
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also  nicht  derselbe  Rechtsstreit  wie  hier  anhängig  sei,   während  doch 
das  Gegenteil  der  Fall  ist. 

Die  Klägerin  fUhrt  weiter  aus,  auch  für  die  Rechtshängigkeit 
müsse  die  Gegenseitigkeit  verbüigt  sein,  wie  für  die  VoUstreckung  der 
ausländischen  Urteile  nach  §  661  Ziff.  6  C.Pr.O.;  das  sei  hier  nicht 
der  Fall.  Nur  für  die  Vollstreckbarkeitserklärung  der  Urteile  sei  die 
Frage  der  Gegenseitigkeit  durch  Art  18  der  Zusatzkonvention  vom 
11.  Dezember  1871  zum  Frankftu*ter  Friedensvertrag  geordnet;  die 
Rechtshängigkeit  werde  davon  nicht  berührt  Die  französischen  Oe- 
richte  liefsen  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit  im  Auslande  nicht  zu. 
Nach  dem  Grundsatze  yfious  les  jugemerUs  rendus  ä  Väranget  ne 
pourraient  avoir  aucune  autoriU  en  TVance^  wiesen  sie  den  Urteilen 
des  Auslandes  eine  Bedeutung  nur  zu,  soweit  der  Zwang  der  Staats- 
vertiüge  gehe,  und  dem  im  Auslande  anhängigen  Verfahren  ebenso  nur 
in  diesen  Fällen,  wenn  es  solche  geben  sollte;  der  hier  geltende 
Staatsvertrag  enthalte  diesen  Fall  nicht. 

Diese  Ausführung  findet  ihre  Widerlegung  in  dem  vorerwähnten 
Art.  18,  durch  den  verabredet  ist,  dafs  die  Bestimmungen  des  badisch- 
französischen  Rechtshülfevertrages  vorläufig  auf  Elsafs  -  Lothringen  an- 
gewandt werden,  und  in  den  Bestimmungen  dieses  Staatsvertrages. 
Dersdbe  macht  die  Vollstreckbarkeit,  wie  die  Einrede  der  rechtskräftig 
entschiedenen  Sache  nicht  von  der  Gegenseitigkeit  abhängig,  diese  ist 
aber  durch  den  Vertrag  selbst  verbürgt  Soweit  die  Einrede  der  rechts- 
kräftig entschiedenen  Sache  reicht,  mufs  auch  die  Einrede  der  Rechts- 
hängigkeit gehen,  da  sonst  in  einem  Staate  den  Urteilen  seiner  Gerichte 
widersprechende  Urteile  der  Gerichte  des  andern  Staates  vollstreckbar 
erklärt  werden  müfsten,  was  offenbar  nicht  die  Absicht  der  Vertrag- 
schlielsenden  war.  Es  ist  deshalb  unrichtig,  dafs  die  Einrede  der 
Rechtshängigkeit  durch  den  Staatsvertrag  nicht  berührt  werde.  In  deji 
unter  denselben  fallenden  Sachen  müssen  vielmehr  auch  die  franzö- 
sischen Gerichte  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit  auf  Grund  eines  in 
Elsa fs -Lothringen  anhängigen  Verfahrens  anerkennen.  Der  Grundsatz, 
es  könne  einer  Klage,  die  vor  einem  französischen  Gerichte  angestellt 
wird,  die  Einrede  des  bereits  anhängigen  Rechtsstreites  nicht  aus  dem 
Grunde  entgegengehalten  werden,  weil  dieselbe  Sache  schon  vor  einem 
auswärtigen  Gerichte  verhandelt  wird,  gilt  nur  ,,mit  Vorbehalt  der 
Ausnahmen,  welche  durch  besondere  französische  Gesetze  oder  durch 
gehörig  publizierte  völkerrechtliche  Verträge  gemacht  sein  können**. 
Ein  solcher  Vertrag  liegt  hier  vor,  denn  wenn  auch  der  Vertrag  von 
1846  nicht  ausdrücklich  von  der  Einrede  der  Rechtshängigkeit  spricht, 
so  sind  seine  Bestimmungen  über  die  Einrede  der  rechtskräftig  ent- 
schiedenen Sache  doch  auch  für  die  erstere  Einrede  mafsgebend.  Die 
Einrede  der  rechtshängigen  Sache  ist  daher  begründet  und  die  Klage 
mit  Recht  hierwegen  abgewiesen  worden.  üf. 
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B.   Rechtshülfe. 

Die   Bechtshulfe  ist  in   Sachen   der  freitoiUigen    Gerichtsbarkeit 
seitens  preufsischer   Gerichte  zulässig,    wenn  die   aufzunehmende 

Verhandlung  an  keine  Form  gebunden  ist. 

BeBchliÜB  des  lY.  CiTilsenates  des  OberlandesgerichtB  za  Köln  vom 

29.  Desember  1897. 

Gründe:  Das  Amtsgericht  zu  Marburg  bat  am  30-  September 
1897  unter  ausführlicber  Darlegung  des  Sach-  und  Rechtsverhältnisses 
an  das  Amtsgericht  zu  Düsseldorf  das  Ersuchen  gerichtet,  den  Puddler 
Johann  G.  zu  0.  mit  der  Sachlage  bekannt  zu  machen  und  dessen 
Bereitschaft  zu  einer  you  ihm  demnächst,  d.  h.  nach  Zahlung  eines 
bestinmiten  Schuldbetrages  zu  erteilenden,  gerichtlich  oder  notariell  be- 
glaubigten Quittung  zu  veranlassen.  Dies  Ersuchen  ist  mit  der  Be- 
gründung abgelehnt  worden,  dafs  die  Amtsgerichte  im  Gebiete  des 
Rheinischen  Rechts  zur  Erledigung  des  Ersuchens  nicht  zuständig  seien.^ 
Hierbei  wurde  gleichzeitig  einheimgestellt ,  die  betreffende  Handlung 
durch  einen  Notar  aufiiehmen  zu  lassen.  In  dem  wiederholten  Er- 
suchen vom  13.  Dezember  v.  J.  wurde  von  dem  ersuchenden  Gerichte 
bemerkt,  dafs  der  Weg  der  Vermittelung  des  Gerichts  gewählt  worden 
sei,  weil  schon  langwierige  Verhandlungen  mit  einem  Notar  in  Düssel- 
dorf erfolglos  stattgefunden  hätten.  Auch  das  wiederholte  Ersuchen 
wurde  von  dem  Amtsgerichte  zu  Düsseldorf  durch  Beschlufs  vom 
20.  d.  Mts.  aus  dem  Grunde  sachlicher  Unzuständigkeit  abgelehnt  und 
die  Sache  auf  Antrag  des  ersuchenden  Gerichts  der  hiesigen  Stelle  zur 
Entscheidung  unterbreitet  Der  Auffassung  des  Amtsgerichts  zu  Düssel- 
dorf konnte  nicht  beigetreten  werden.  Denn  bei  dem  Ersuchen  handelt 
es  sich  nicht  um  die  Aufnahme  eines  authentischen  Aktes  der  Beurkundung, 
welche  allerdings  hinsichtlich  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  im  Gebiete 
des  Rheinischen  Rechts  grundsätzlich  und  von  hier  nicht  in  Betracht 
kommenden  Ausnahmen  abgesehen  nicht  zur  Zuständigkeit  der  Amts- 
gerichte, sondern  zum  Geschäftskreise  der  Notare  gehört.  Vielmehr 
liegt  der  Schwerpunkt  des  Ersuchens  darin,  den  p.  G.  mit  der  Sach- 
lage bekannt  zu  machen  und  alsdann  über  seine  Erklärung,  ob  er 
demnächst  nach  Zahlung  des  bestimmten  Schuldbetrages  eine  gerichtlich 
oder  notariell  beglaubigte  Quittung  erteilen  wolle  oder  nicht,  eine  an 
keine  Form  gebundene  Verhandlung  aufzunehmen.  Der  Gegenstand 
der  Vernehmung  steht  im  Zusammenhang  mit  der  in  Aussicht  ge- 
nommenen, nach  §  8  des  Ges.  vom  15.  Juli  1890  zur  Zuständigkeit 
der  Amtsgerichte  gehörigen  gerichtlichen  Beglaubigung  der  demnächst 
zu  erteilenden  Quittung.  Bei  dieser  Lage  der  Sache  gehört  die  Vor- 
nahme der  in  dem  E^rsnchen  bezeichneten  Handlung  weder  zum 
Geschäftskreise  irgend  einer  bestimmten  Behörde,  noch  ist  das  Amts- 
gericht durch  irgend  welche  Vorschrift  gehindert,  dem  Ersuchen  statt- 
zugeben.    Im  Gegenteil  ist  die  Ausführung  des  Ersuchens  im  Interesse 
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zweckentsprechender  Sacherledigong  und  aas  Rücksichten  des  dienst- 
lichen Entgegenkommens  gegenüber  einem  anderen  Gerichte  desselben 
Staates  durch  das  nobüe  officium  judicis  geboten.  Da  hiemach  keiner 
der  in  den  §§  87  des  Ausf.Oes.  zum  G.V.G.  und  158  £  des  G.V.G. 
angeführten  Gründe  der  Erledigung  des  Ersuchens  entgegensteht,  so 
war  das  Amtsgericht  zu  Düsseldorf  unter  Aufhebung  seines  gedachten 
Beschlusses  anzuweisen,  dem  Ersuchen  stattzugeben.  Jf. 


Belgien. 

Becbtspreclmiig  belgischer  OerichtshSfe. 

ÖffenUichrechüiches   Verhältnis   der   Gliedstaaten  der  Vereinigten 

Staaten  von  Amerika. 

Urteil  des  Appellhofes  zu  Brüssel  vom  31.  Dezember  1896  (Clunet  1899  S.  858). 

Die  Gliedstaaten  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  haben 
aufserhalb  der  allen  Staaten  gemeinsamen  Interessen  sich  gegenseitig 
eine  beinahe  unbedingte  Unabhängigkeit  bewahrt.  Sie  sind  in  dieser 
Hinsicht  keiner  Gentralgewalt  unterworfen,  die  sie  alle  reprSsentiert, 
und  die  allein  ermächtigt  ist,  die  Verteidigung  des  Landes  durch  eine 
Armee  und  eine  Kriegsmarine  zu  sichern. 

Ehescheidung. 

Urteil  des  Appellgeriehts  zu  Brössei  vom  8.  Juni  1899  (Clunet  1899  S.  859). 

Die  Ausländer  bleiben  in  Bezug  auf  die  Gesetze,  welche  ihren 
Personenstand  und  ihre  Handlungsfllhigkeit  regeln,  den  Gesetzen  ihres 
Landes  unterworfen.  Dazu  gehören  die  Ehescheidungsgesetze,  falls 
dieselben  nicht  mit  denen  Belgiens  im  Widerspruch  stehen. 

Die  Vorschriften  des  mosaischen  Gesetzes,  das  im  Auslande,  z.  B. 
in  Rufsland,  ftbr  Israeliten  gilt,  sind  in  Belgien  unanwendbar,  weil  sie 
der  Öffentlichen  Ordnung  und  den  guten  Sitten  widersprechen. 


Egypten. 

Zuständigkeit  der  gemischten  Gerichte. 

Urteil  des  gemischten    Gerichtshofes  von  Alezandrien  vom   1.  Juni   1897 

(Clunet  1899  S.  862). 

Die  gemischten  Gerichte  Egyptens  sind  nicht  zuständig,  mn 
über  die  j^rsatzklage  eines  Ausländers  zu  erkennen,  wenn  der  Sehaden 
seitens  der  Militärbehörde  verursacht  wurde  zum  Nachteil  eines  Ein- 
wohners,  dem  die  Waren  verkauft  worden   waren.     Der  veriurafende 
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Ausländer  hat  nur  ein  Fordemngsrecht  wegen  des  Eao^reises,  ohne 
dafs  er  einen  nnmittelbaren  und  ptrstfnlichen  Ansprach  gegen  die 
Regiening  hat 


England. 

Litterarisches  Eigentum, 
urteil  des  Hohen  Gerichtshofes  yom  18.  Febmar  1897  {Clunet  1899  S.  849). 

1.  Der  Beweis  dafUr,  dafs  der  Urheber  eines  Opembnches  sein 
Recht  ZOT  Aaf¥tlhrang  abgetreten  hat,  ergiebt  sich  genügend  aus  der 
Tbatsache,  dafs  die  Partitur  in  seiner  Gegenwart  und  ohne  Verwahrung 
▼on  seiner  Seite  der  Gegenstand  mehrerer  auf  einander  folgenden  Ver- 
steigemngszuschlBge  gewesen  ist  Das  Gleiche  gilt  beztlglich  des  Nach- 
druckes des  Opemtextes  und  der  Musik.  Der  Umstand,  dafs  der  Ur- 
heber nach  dieser  vermuteten  Abtretung  das  Opembuch  auf  seine 
Rechnung  hat  drucken  und  verkaufen  lassen,  ohne  Einspruch  des 
Cessionars,  bildet  nicht  den  Gegenbeweis,  zumal  wenn  der  billige  Ver- 
kaufiipreis  die  Annahme  zuläfst,  dafs  diese  Handlung  des  Urhebers  un- 
erheblich sei  und  deshalb  geduldet  wurde. 

2.  Die  Eintragung  einer  Person  in  das  Urheberr^ster  begründet 
die  Vermutung,  dafs  das  Werk,  für  das  dieselbe  erfolgt  ist,  deren 
Eigentum  ist  Gegenbeweis  ist  zulässig,  der  auch  aus  den  Umständen 
entnommen  werden  kann,  z.  B.  dahin,  dafs  die  Cession  nur  zum  Schein 
geschehen  ist. 

Beginn  der  Seereise. 

Urteil  des  Appellhofes  Englands  vom  17.  Juni  1898  (Clunet  1899  S.  848). 

Von  einem  Schiffskapitftn,  der  sich  nach  Vollendung  der  Einladung 
vom  Ufer  des  Landes  entfernt,  um  zu  verhindern,  dafs  die  Matrosen 
noch  an  Land  gehen,  und  die  Nacht  unter  Anker  verbringt,  wird  nicht 
angenommen,  er  habe  die  Seereise  bereits  angetreten.  Folglich  ist, 
wenn  in  dieser  Nacht  ein  Brand  auf  dem  Schiffe  entsteht,  hierfllr  nicht 
die  Versicherungsgesellschaft  verantwortlich,  welche  nur  gegen  UnfiLlle 
während  der  Seereise  oder  Tags  nach  ihrem  Antritt  die  Versicherung 
übernommen  hat 


Frankreich. 

Reehtspreehnng  franzSsischer  Gerichtshöfe. 

Staatsangehörigkeit. 

UrteU  des  Staatnmts  vom  28.  JuU  1897  (Cltmet  1899  S.  800). 

Derjenige,   der  in  Frankreich   geboren  ist  und  von  ausländischen 
Eltern  stammt,  von  denen  der  eine  Teil  Franzose  ist,  gilt  als  Franzose, 

ZtAiäehjUt  f.  intern.  Prirat-  n.  Str»freoht  «tc,  Band  IX.  31 
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aacb  dann,  wenn  der  Teil  Frankreichs  (EUsafg  -  Lothringen) ,  wo  der 
eine  Eltemteil  geboren  ist,  nicht  mehr  sm  Frankreich  gehört  Sache 
des  Sohnes  wttre  es  gewesen,  wenn  er  die  iransEteische  Staatsangehörig- 
keit hätte  ansBcbliefsen  wollen,  solches  innerhalb  eines  Jahres  nach 
erreichter  Grofsjfthrigkeit  nach  dem  Ges.  vom  22.  Jnli  1898  vor  der 
zuständigen  Behörde  zu  erklären. 

Staatsangehörigkeit  einer  Gesellschaft. 

UrteU  des  avilgerichts  der  Seme  vom  27.  MSns  1896  {Clunet  1899  S.  835). 

!•  Die  Staatsangehörigkeit  einer  Gesellschaft  ist  eine  nnteilbare 
Thatsache,  die  sich  nach  dem  Sitze  der  Gesellschaft  bestimmt,  oder 
nach  dem  Sitze  der  Hauptniederlassung,  wenn  sie  mehrere  Nieder- 
lassungen hat 

2.  Bei  einer  einüben  Kommanditgesellsehaft,  die  ihren  Gesell- 
Schaftssitz  sowohl  in  Frankreich  als  auch  im  Auslande  hat,  soll,  wenn- 
gleich sie  an  jedem  ihrer  Sitze  eine  getrennte  Buchführung  hat,  an- 
genommen werden,  ciafs  sie  ihren  Hauptsitz  in  Frankreich  hat,  weim 
hier  die  Kommanditisten  Einsicht  von  den  BOchem  nehmen  können, 
überdies  auch  die  Statuten  im  Falle  der  Auflösung  die  Ernennung  des 
Liquidators  oder  eines  Verwalters  ad  hoc  dem  Präsidenten  des  in 
Frankreich  gelegenen  Gerichts  vorbehalten. 

Personalsta^t  in  den  Vereinigten  Staaten  van  Amerika. 

Urteil  des  Appellgerichts  zu  Paris  vom  15.  Bfärz  1899  (C/tmet  1899  S.  794)i 

Nach  der  Gesetzgebung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
beruht  das  Personalstatnt  auf  der  Territorialität,  nicht  auf  der  Nationa- 
lität, wird  also  nach  dem  Gesetze  des  Wohnsitzes  beurteilt 

EheabscKlufs  im  Auslände. 
Urteil  des  Appellgerichts  zu  Paris  vom  8.  Mäis  1898  {Clunel  1899  S.  799). 

Für  nichtig  kann  die  Ehe  erklärt  werden,  wenn  sie  von  einem 
Franzosen  im  Auslande  ohne  Erftdlung  der  gesetzlich  vozgeschriebenen 
Formen  eingegangen  wurde,  insbesondere  ohne  Aufgebot  in  Frankreich, 
ohne  Zustimmung  der  Eltern,  wenn  thatsächlich  festgestellt  wird,  dafs 
beabsichtigt  war,  die  Vorschriften  des  ftanzösischen  Gesetzes  zu  um- 
gehen. 

Eheliches  Güterrecht  bei  VerJieiraiung  eines  Ausländers  mit  einer 

Französin  in  Frankreich. 

Urteil  des  Appellgerichts  von  Douai  vom  2.  Februar  1899  {Clunet  1899  S.  825). 

Bei  Bestimmung  des  ehelichen  Güterrechts  durch  dm  Ausländer, 
der  in  Frankrei^  eine  Französin  ohne  Ehevertrag  geheiratet  hat,  ist 
die  Absicht  der  Gatten  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  zu  ezmitteb. 
Hierbei  kann  der  eheliche  Wohnsitz  in  Betracht  gezogen  werden,  jedo^ 
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nieht  «iMchlieÜBlich.  Ebenso  ist  za  beachten,  vor  welchem  öffentlichen 
Beamten  and  in  welcher  Fonn  die  Ehe  abgeschloMen  wurde,  endlich 
sind  alle  thatsSchlichen  Umstftnde  za  erwägen,  aas  deren  Natur  auf  die 
Absicht  der  Eheleute  geschlossen  werden  kann. 

Anlangend  das  Erbrecht  solcher  Ehegatten,  so  wird  der  Mobiliar- 
nachlafs  nach  dem  Personabtatut  des  Landes,  dem  der  Erblasser  an- 
gehört, der  Imnobiliamachlafs  aber  stets  nach  dem  Reabtatat  des 
Landes,  wo  die  Liegenschaften  sich  befinden,  beurteilt 

Eheliches  OiUerrecht  bei  Ehegatten  verschiedener  Staats- 
angehörigkeit. 

Urtdl  des  Tribnnals  der  Seine  vom  16.  Mfin  1899  {Clunei  1899  &  744  ff.). 

Die  Verlobten  sind  völlig  frei  in  der  Bestimmong  des  Gesetzes^ 
das  für  ihr  ktlnftiges  Güterrecht  mafsgebend  sein  soll,  und  sind  nnr 
durch  die  Regeln  der  öffentlichen  Ordnung  beschränkt,  insbesondere 
sind  sie  auch  befugt,  das  Gesetz  zu  bezeichnen,  nach  welchem  die 
Bestimmungen  ihres  Vertrages  ausgelegt  werden  soUen.  Haben  sie 
hierüber  nichts  ansdracklich  bestimmt  und  sind  sie  verschiedener  Staats- 
angehörigkeit, so  ist  es  Sache  der  Gerichte,  aus  den  besonderen  ob- 
waltenden Umständen  und  aus  Vermutungen,  die  sich  auf  die  gemein- 
same Absicht  der  Parteien  sttttzen,  das  den  Vertrag  beherrschende 
Cksetz  zu  ermitteln.  In  dieser  Hinsicht  gilt  nach  der  Aufßissung  der 
meisten  modernen  Cüvilgesetze  auch  die  Vermutung,  dafs  die  Ehegatten 
ihr  Güterrecht  demjenigen  Gesetze  haben  unterwerfen  wollen,  das  an 
dem  Orte  gilt,  wo  sie  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Elie  ihren  Wohnsitz 
begründet  haben,  zumal  wenn  der  Ehevertrag  auch  in  diesem  Lande 
abgeschlossen  wurde,  oder  wenn  verschiedene  Ehevertragsentwürfe  im 
einem  dritten  Staate  gefertigt  wurden,  so  wäre  das  Land  entscheidend, 
in  dessen  Sprache  der  Endvertrag  in  authentischer  Form  zu  stände 
gekommen  ist. 

Gesetzliche  Hypothek  der  ausländischen  Ehefrau, 

Urteil  des  AppellgeiichtB  zu  Algier  vom  29.  März  1890  {Clunet  1899  S.  782). 

Die  ausländische  Ehefrau  hat  grundsätzlich  keine  gesetzliche 
Hypothek  an  den  in  Frankreich  gelegenen  Liegenschaften  ihres  Ehe- 
mannes. Doch  ist  es  gestattet,  im  Wege  eines  Staatsvertrages  eine 
Ausnahme  davon  festzusetzen,  wie  solches  in  dem  zwischen  Frankreich 
und  Sardinien  angegangenen  Vertrage  vom  24.  März  1760  vereinbart  ist. 

Väterliche  Gewalt 
Urteil  des  Appellgerichts  zu  Paris  vom  25.  April  1899  (Clunel  1899  S.  828). 

Das  Gesetz  von  1889  über  den  Schutz  der  mifshandeltea  oder 
verwahrlosten  Kinder  ist  hauptsächlich  ein  Polizei-  und  Sicherheitsgesetz 
im  Sinne  des  Art.  3  (?•  c,  ist  also  auf  alle  Bewohner  Frankreichs 
anwendbar,  mithin  auch  auf  Ausländer,  die,  um  sich  demselben  zu  ent- 

31* 
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siehen,   sich   nicht   darauf  berufen  können,   nach  dem  Personaktatate 
ihres  Landes  benrteilt  zn  werden. 


I 


Aulserekelicke  Vaterschaft. 

Urteil  des  Appellgerichts  za  Paris  vom  16.  Man  1899  {Clunet  1899  &  801). 

1.  Nach  Art  840  des  C.  c.  ist  die  Exforschnng  anfrerehelicher 
Vaterschaft  in  Frankreich  auch  dann  verboten ,  wenn  dieselbe  nach 
dem  (besetze  des  Personalstatates ,  dem  das  Kind  unterworfen  ist,  ge- 
stattet ist 

2.  Die  Anerkennung  und  das  gesetzliche  Zugeständnis  der  aufsei^ 
ehelichen  Vaterschaft  sind  rein  persönliche  Handlungen  des  Vaters  oder 
der  Mutter.  Darum  kann  die  Befugnis  hierzu  nicht  durch  die  Erben 
oder  Verwandten  derselben  ausgeübt  werden« 

Handgeschenk. 

Urteil  des  Kassationshofes  vom  14.  Juni  1899  (Clunei  1899  S.  804). 

Es  ist  ein  international- rechtlicher  Grundsatz,  dafs  sich  die  Form 
der  Rechtsgeschäfte  nach  dem  Rechte  des  Ortes  ihrer  Vornahme  richtet 
Um  die  Annahme  eines  Handgeschenkes,  das  in  Frankreich  von  der 
Form  des  Art  931  C.  c.  befreit  ist,  zu  rechtfertigen,  müssen  die 
Voraussetzungen  des  französischen  Rechtes  hierfür  vorliegen,  wenn 
dasselbe  in  Frankreich  gegeben  wurde.  Unerheblich  ist,  djiJb  die 
Vertragsteile,  Schenkgeber  und  Schenkoehmer,  Ausländer  sind. 

Untmündigtmg. 

Urtdl  des  Appellgerichts  zu  Paris  vom  22.  März  1899  {Clunet  1899  S.  791). 

Die  französischen  Gerichte  sind  zuständig,  auf  Antrag  von  Fran- 
zosen gegen  deren  ausländische  Eltern,  wenn  dieselben  keinen  Wohnsitz 
im  Auslande  mehr  haben,  die  Entmündigung  auszusprechen. 

Litterarisches  und  artistisches  Eigentum. 

Urteil  des  Kassationshofes  vom  15.  Juni  1899  (Clunei  1899  8.  818  ff.). 

Die  Anwendung  des  internationalen  Bemer  Übereinkommens 
vom  9.  September  1886  hängt  von  der  Voraussetzung  ab,  dafs  das 
Werk,  fUr  das  Rechtsschutz  beansprucht  wird,  ein  litterarisches  oder 
Kunstwerk  ist  Nicht  genügt  es,  dafs  der  ausländische  Verleger  ein 
Werk  vorlegt,  das  in  der  Aufzählung  des  Art  4  der  Obereinkunft  be- 
griffen ist  Es  ist  erforderlich,  dafs  das  Werk,  im  vorliegenden  Falle 
eine  Zeichnung,  ein  „Kunstwerk^  ist  Sache  des  Richters  ist,  zu  ent- 
scheiden, ob  sich  das  Werk  als  solches  oder  als  Industriewerk  darstellt, 
und  sind  für  diese  Beurteilung  die  Gesetze  des  Ursprungslandes  mafs- 
gebend.  Nach  Art.  2  a.  a.  0.  geniefsen  die  einem  der  Verbandsländer 
angehürigen  Urheber  oder  ihre  Rechtsnachfolger  in  den  übrigen  Ländern 
fibr  ihre  Werke  den  Rechtsschutz  unter  der  Voraussetzung,  dafs  sie  die 
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im  ürsprangslande  vorgeschriebenen  Bedingnngen  und  Förmlichkeiten 
erfüllen,  nnd  es  ist  die  Anfgabe  des  Richtern,  sanftchst  diese  Frage 
festsostellen ,  insbesondere  ob  dieselben  bezüglich  der  ktlnstlerischen 
Werke  oder  Indostrieerzeagnisse  beobachtet  sind.  Nach  Art  14  des 
deutschen  Knnstgesetses  fiült  der  Bechtsschnts  dieses  Gesetzes  hinweg, 
wenn  der  Urheber  des  Kunstwerkes  gestattet,  dafs  dasselbe  an  einem 
Werke  der  Industrie  nachgebildet  wird,  und  kann  hierauf  nur  das 
Muster-  und  Modellschutzgesetz  vom  11.  Januar  1876  Anwendung 
finden.  Dies  ist  der  Fall,  wenn  der  Urheber  der  Zeichnung  die  Nach- 
bildung im  Wege  der  Chromolithographie  zu  einer  grofsen 
Anzahl  von  Exemplaren  gestattet,  wenn  dieselben  nur  dazu  dienen 
sollen,  den  Namen  des  Erzeugnisses  oder  der  industriellen  oder  handels- 
geschttftlichen  Anstalt  zu  verbreiten,  hiemach  abo  lediglich  eine  rein 
handelsgeschftft liehe  Bestimmung  der  chromolithographisch  aus- 
geführten Nachbildung  in  Frage  steht. 

Klagesiellung. 

UrtdJ  des  Appellgerichts  zu  Bouen  yom  4.  Mai  1898  (Clunet  1899  S.  886). 

Die  Kegel  yfOdor  sequUur  forum  rei^  ist  auf  dem  Oebiete  der 
Bestimmung  der  internationalen  Zuständigkeit  grundsätzlich,  und  der 
Franzose  ist  berechtigt,  sich  darauf  zu  berufen,  wenn  ein  gegen  ihn 
ergangenes  ausländisches  Urteil  in  Frankreich  fUr  vollstreckbar  erklärt 
werden  solL 

ProeefskostensicherheiL 

Urtefl  des  Appellgerichts  zu  Paris  vom  18.  April  1899  (Clunet  1899  &  771). 

Das  Recht,  vom  Ausländer,  der  vor  Gericht  als  Kläger  auftritt, 
Sicherheit  itlr  &hlung  der  Kosten,  Zinsen  und  Schäden  zu  fordern, 
steht  nur  dem  Franzosen  oder  dem  in  Frankreich  btlrgerliche  Rechte 
geniefsenden  Ausländer  zu.  (Diese  RechtsaufBusung  hat  sich  nunmehr 
als  ständige  Praxis  gebildet  im  Gegensatze  zu  der  früheren  des  Kassa- 
tionshofes.) 

Ausländisches  Urteil. 

Urteil  des  avilgerichts  der  Seine  vom  10.  April  1899  (Ciuna  1899  S.  796). 

Die  Entscheidung  des  ausländischen  Gerichts,  welche  schlechterdings 
im  Widerspruch  steht  mit  einer  vorhergehenden,  von  einem  französischen 
Gwchte  erlassenen,  darf  nicht  für  volbtreckbar  erklärt  werden. 

Spionage. 

Urteil  des  ZuehtpolizeigerichtB  der  Seine  vom  8.  Juli  1899  (Cltinei  1899  S.  777). 

Eine  Verletzung  der  Art.  2  und  3  des  Spionengesetzes  vom 
18.  April  1886  liegt  schon  allein  in  einer  Mitteilung  tlber  Auf- 
klärungen nnd  geheime  Urkunden,  welche  die  Landesverteidigung  be- 
treffen, an  eine  zu  ihrer  Emp&ngnahme  nicht  befugte  Person,  selbst 
wenn  die  Mitteilung  nicht  zur  Obermittelnng  an  eine  ausländische 
Macht  gemacht  ist. 
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Italien. 

Äusländisd^  Urteile  Über  den  PersonenstiwcL 

Urteü  de0  KaaMtionshofes  Tom  e.  Juni  1804  (Clunet  1899  8.  868). 

Ausländische  Urteile  kOnnen  in  Italien  als  Beweismittel  und  zar 
Begründung  von  Einreden  benutzt  werden,  ohne  dafs  es  eines  Ein- 
gehens auf  deren  Rechtfertigung  bedarf.  Dieser  Grundsatz  findet  keine 
Anwendung  in  den  Füllen ,  in  welchen  es  sich  um  den  Personenstand 
und  Familienverhältnisse  italienischer  Staatsangehöriger  handelt 

Handelsgebrauch. 

Urteil  des  Kassationshofes  vom  4.  Dezember  1892  (Chmet  1899  8.  860). 

Handelsgebräuche  können  in  den  Fällen  nicht  zur  AoBlßgung 
benutzt  werden,  in  welchen  das  Gesetz  ausdrückliche  und  bestimmte 
Vorschriften  aufstellt. 

Differenageschäfte. 

Urteil  des  AppellgerichtB  von  Born  vom  9.  März  1894  (Clunet  1899  6.  866). 

Differenzgeschäfle ,  auch  wenn  sie  an  einer  ausländischen  Börse 
eingegangen  wurden,  gelten  nach  Art.  1802  des  italienischen  6.G.B. 
als  Spiel  oder  Wette  und  sind  deshalb  in  Italien  nicht  einklagbar. 
Das  Ges.  von  1876  macht  von  diesem  Grundsatz  nur  insoweit  eine 
Ausnahme,  als  es  sich  um  Zahlung  von  DiflFerenzen  und  den  in  be- 
stimmten Formen  (z.  B.  bei  Anwendung  von  gestempeltem  Papier) 
festgestellten  Bedingungen  handelt,  die  in  jedem  Einzelfidle  nieht  im 
Widerspruche  zur  Hauptregel  stehen. 

Im  Auslände  errichtete  öffentliche  Urhunden, 

UrteU  des  AppellgerichtB  zu  Mailand  vom  9.  Juni  1896  (Clunet  1899  S.  868). 

Den  öffentlichen  Urkunden  kann  die  Vollstreckbarkeit  iu  Italien 
nur  durch  das  Civilgericht  der  ersten  Instanz,  nicht  aber  durch  dessen 
Präsidenten  allein  erteilt  werden. 

Einrede  der  Konkurseröffnung. 

Urteü  des  AppellgerichtB  zu  Mailand  vom  14.  Dezember  1891  (Clunet  1899 

8.  867). 

Der  Klage  auf  Vollstreckbarkeitserklärung  eines  Urteils  kann  der 
Schuldner  rechtswirksam  mit  der  Einrede  begegnen,  daft  gegen  ihn 
im  Auslande  durch  eine  rechtskräftige  Entscheidung  Konktus  eröfinet 
wurde,  auch  wenn  letzte«  noch  nicht  in  Italien  f)lr  vollstreckbar  erklärt 
wurde.  Daraus  folgt,  dafs  in  solchem  Falle  eine  Beschlagnahme  des 
Vermögens  des  Schuldners,  das  in  Italien  gelegen  ist,  nngtlltig  ist 
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Niederlande. 

Zustäi^ieit  für  Ehescheidungsklagen. 

UrteU  des  KaMationahofes  Tom  28.  Mai  1897  (Clunei  1899  8.  869). 

Das  Gericht  des  Wohnsitzes  des  Ehemannes  ist  für  Ehescheidungs- 
klagen wegen  höslicher  Verlassang  zuständig,  wenn  die  Ehegatten  zur 
Zeit  der  Verlassung  ihren  gemeinschaftlichen  Wohnsitz  im  Auslande 
gehabt  haben. 


Österreich. 

RechtsprechiiDg  der  Ssteireichiachen  GerichtshSfe. 

YerweMerung   der   Oenehmimmg   zur    Übertragung   der  Aufsicht 
und   Fürsarge   über    die   Person    eines    Minderjährigen    an    ein 

ausländisches  Gericht 

EntBch.  des  Obenten  Gerichtohofes  yom  4.  Juli  1899,  Z.  10  873. 

Der  Oberste  Gerichtohof  hat  den  Antrag  des  Bezirksgerichtes  in  T. 
auf  Übertragung  der  Aufsicht  und  Fürsorge  über  die  Person  des  m. 
Richard  P. ,  unehelichen  Kindes  der  nach  Böhmen  zuständigen,  in 
Dresden  sich  aufhaltenden  m.  Marie  P.,  an  das  säclisische  Amtsgericht 
in  Dresden,  dermal  nicht  genehmigt,  weil  hierzu  die  Zustimmung  des 
stfehsischen  Justizministeriums  mangelt,  nachdem  dasselbe  das  Amts- 
gericht in  Dresden  nur  ermächtigt  hat,  die  Vormundschaft  über  das 
genannte  Kind  einzuleiten  und  so  lange  fortzuftlhren,  als  nicht  die  zu- 
ständige  österreichische  Behörde  für  die  Bevormundung  des  Unmündigen 
sorgt,  —  das  Bezirksgericht  in  T.  als  zuständige  Vormundschaftsbehörde 
min,  nachdem  ihm  die  Existenz  des  m.  Richard  P.  und  die  nur  pro- 
visorische Fürsorge  fUr  denselben  durch  das  Amtsgericht  in  Dresden 
bekannt  geworden  ist,  —  in  der  Lage  ist,  die  vormundschaftlichen 
Pflichten  rücksichtlich  dieses  Minderjährigen  selbst  zu  erftlllen. 

Die  einem  ausländischen  Minderjährigen  bestellte  Vormundschaft 

ist  nur  eine  provisorische. 

Entseh.  des  Obersten  Gerichtshofes  vom  25.  Mai.  1899,  Z.  8075. 

Über  den  Antrag  des  Oberlandesgerichtes  in  Prag  auf  Genehmigung 
der  Übertragung  der  Vormundschaft  über  die  m.  Elisabeth  L.,  Tochter 
des  am  13.  Juni  1887  in  S.  (Böhmen)  verstorbenen  preufsischen  Unter- 
tfaanen  Heinrich  L.  an  das  Amtsgericht  in  S.  (Preufsen)  hat  der  Oberste 
Gerichtshof  eröffnet,  dafs  derselbe  eine  Verfolgung  über  die  Weiter- 
führung der  Vormundschaft  über  die  genannte  Minderjährige  bezw. 
über  die  Übertragung  dieser  Vormundschaft  an  das  dafür  zuständige 
Amtsgericht  in  S.  ablehne,  weil  die  einem  ausländischen  Minder- 
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jährigen  —  und  als  solche  ist  den  gepflogenen  Erhebongen  zufolge 
Elisabeth  L.  anzosehen  —  bestellte  Vormundschaft  nur  als  eine  pro- 
visorische  in  Betracht  kommt  und  nur  so  lange  zu  dauern  hat,  bis 
von  der  zuständigen  ausländischen  Behörde  eine  andere  Verfolgung  ge- 
troflen  wird  (§  183  des  kaiserl.  Fat  vom  9.  August  1854,  R.G.BL 
Nr.  208),  —  es  daher  einer  Genehmigung  durch  ein  höheres  Gericht 
im  vorliegenden  Falle  nicht  mehr  bedarf. 

In    der    Schweiz    entstandene    Forderung.      InsolveneerUänmg. 
Nachlafsverfahren.    Cession  an  einen  Österreicher.    Verbot    Kom- 
petenz der  österreichischen  Gerichte.    Abweisung  der  Klage  und 
Verweisung  des  Österreichers  auf  die  in  der  Schweiß  gerichUieh 

deponierte  Ausgleichsquote. 

Mitgeteilt  von  Dr.  Wilhelm  Pappenheim  in  Wien. 

Die  Firma  Gebrüder  M.  in  Trubschachen  (Schweiz)  schuldete  der 
Firma  R.  &  Co.  in  Luzem  5497,55  Frcs. 

Mit  Schreiben  dat  Trubschachen  28.  August  1893  teilten  Gebrttder 
M.  der  Firma  R.  &  Co.  mit,  dafs  sie  nicht  im  stände  seien,  weitere 
Zahlungen  zu  leisten,  dafs  sie  nicht  nur  ihr  ganzes  Vermögen  ein- 
gebttfst  haben,  sondern  auch  vor  einem  grofsen  Deficit  stehen.  Mittels 
Cession  dat.  Luzem  4*  September  1893  codierte  die  Firma  R.  &  Co. 
in  Luzem  einen  Teilbetrag  von  4500  Frcs.  ihrer  obbezeichneten 
Forderung  an  die  Firma  Gebrüder  W.  in  Bregenz. 

Am  4.  Januar  1894  bewilligte  das  k.  k.  Bezirksgericht  Bregenz 
der  Firma  Gebrttder  W.  das  gerichtliche  Verbot  auf  drei  Fafs  Käse, 
die  der  Firma  Gebrüder  M.  gehörten  und  bei  einer  Speditionsfirma  in 
Bregenz  lagerten. 

Über  die  beim  k.  k.  Bezirksgerichte  Bregenz  auf  Gerechtferttg- 
haltung  des  Verbotes  und  Zahlung  von  4500  Frcs.  eingebrachte 
Klage  der  Firma  Gebrüder  W.  in  Bregenz  gegen  Gebrttder  M. 
in  Trabschachen  erkannten  alle  drei  Instanzen  auf  Abweisung  des 
Klagebegehrens  und  Verweisung  der  klagenden  Firma  auf  eine  beim 
schweizerischen  Gerichte  Signau  erlegte  Summe  per  1327,17  Frcs. 

Aus  den  Grttnden  der  L  Instanz  (ddo.  13.  Januar  1898  G.Z. 
III  25/1894): 

Die  Geklagten  wenden  ein,  dafs  in  dem  im  Jahre  1893  vor  dem 
schweizerischen  Gerichte  in  Signau  stattgehabten  sogenannten  Nachlafs- 
verfahren (einer  Art  Zwangsausgleich)  die  der  Firma  R.  &  Co.  zu- 
stehende Forderung  auf  30  Prozent  gekürzt  und  der  bezügliche  Betrag 
per  1327,17  Frcs.  beim  obigen  Gerichte  erlegt  worden  sei.  .  .  •  Bei 
Beurteilung  des  derart  konstatierten  Rechtsverhältnisses  ist  nun  vorerst 
in  Erwffgung  zu  ziehen,  dafs  das  Scbuldverhältnis  ursprünglich  zwischen 
Ausländem  im  Auslände  entstanden  ist  und  daher  nach  §  37  a.  b.  G.B. 
für  dasselbe  die  Gesetze  des  Orts  des  Gescliäftsabschlusses ,  also  das 
schweizerische   Recht    mafsgebend    erscheint;    es    wird    auch    von    der 
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UXgeriflchen  Seite  nicht  behauptete,  dafs  der  vom  schweiseriBcheD 
Gerichte  verfügte  Schulderlafs  der  Firma  R.  &  'Co.  gegenüber  nicht 
rechtswirkaam  sei,  indem  es  in  der  Replik  ausdrücklich  an  verschiedenen 
Stellen  heifst,  ^wenn  auch  unter  Intervention  der  schweizerischen 
Gerichte  eine  80prozentige  Quote  für  die  gegnerischen  Gläubiger  fest- 
gesetzt worden  sein  soll,  so  gilt  dies  nicht  für  uns,  wir  stehen  nicht 
unter  der  Jurisdiktion  der  schweizerischen  Behörden  u.  s.  w/  Nach 
§  1394  a.  b.  G.B.  sind  aber  die  Rechte  des  Übemehmers  mit  den 
Rechten  des  Überträgers  in  Rücksicht  auf  die  überlassene  Forderung 
eben  dieselben  und  mufste  demnach  auch  die  Kli&gerin  die  angeblich 
abgetretene  Forderung  der  Firma  R.  &  Co.  selbst  unter  denselben 
Verhältnissen  übernehmen,  wie  die  Firma  R.  selbst  und  erscheint 
daher  der  in  dem  oben  erwähnten  Nachlafsverfiihren  bestimmte  Schuld- 
erlafs auch  der  Klägerin  gegenüber  wirksam. 

Hierbei  kann  es  keinen  Unterschied  begründen,  ob  das  Nachlafs- 
ver&hren  vor  oder  nach  dem  Zeitpunkte  der  behaupteten  Cession  rechts- 
kräftig wurde,  gemäfs  §  1396  a.  b.  G.B.  bleibt  dem  Schuldner  das 
Recht,  seine  Einwendungen  gegen  die  Forderung  anzubringen,  weil 
eben  durch  die  Cession  nur  zwischen  dem  Cedenten  und  dem  Cessionar 
ein  neues  Rechtsverhältnis  entsteht  (§  1395  a.  b.  6.B.),  das  Rechts- 
verhältnis des  Schuldners  aber  unberührt  bleibt;  es  darf  also  der 
Schuldner  durch  die  ihn  direkt  gar  nicht  berührende  Cession  nicht 
schlechter  gestellt  werden,  als  vorher.  Der  Umstand,  dafs  die  Klägerin 
durch  Erwirkung  eines  Verbotes  den  hiesigen  Gerichtsstand  zur  Ein- 
klagung dieser  Forderung  erreichte,  kann  daran  nichts  ändern,  weil 
durch  derlei  prozessuale  Vorgänge  der  materielle  Rechtszustand  nicht 
alteriert  wird.  Ebensowenig  können  die  klägerischen  Ausführungen  über 
das  Retentionsrecht  ab  richtig  anerkannt  werden,  denn  ein  solches 
Retentionsrecht  setzt  eben  eine  gtütige  Forderung  voraus ;  zur  Zeit,  als 
die  klägerische  Firma  dieses  Recht  durch  die  Verbotslegung  in  Wirk- 
samkeit setzte,  war  aber  der  Schuldnachlafs  bereits  rechtskräftig  und 
wurde  schon  oben  auseinandergesetzt,  dafs  die  klägerische  Firma  ab 
Rechtsnachfolgerin  der  Firma  R.  &  Co.,  bezüglich  deren  sie  die  Gültig- 
keit des  Nachlafsverfabrens  nicht  bestreitet,  nicht  mehr  und  kein  anderes 
Recht  haben  kann,  als  diese  selbst 

Aus  den  Gründen  des  k.  k.  OberUndesgerichtes  für  Tirol  und 
Vorarlberg,  als^I.  Instanz,  ddo.   19.  April  1898: 

Selbst  wenn  es  richtig  wäre,  dafs  die  Abtretung  der  Forderung 
per  4500  Frcs.  an  die  klägerische  Firma  noch  vor  Einleitung  des 
sogenannten  Nachlafsverfahrens  in  der  Schweiz  erfolgt  sei,  würde 
dieser  Umstand  nicht  im  stände  sein,  den  Ausgang  des  Prozesses 
anders  zü  gestalten.  Dies  ergiebt  sich  aus  den  Bestimmungen  der 
§§  59,  60,  61  der  Konk.O. 

Zufolge  dieser  Bestimmungen  ist  bei  Ausländern  nur  dann  im 
Inlande  ein  Konkurs  zu  eröffnen,  wenn  der  Gemeinschuldner  im  In- 
lande  unbewegliches  Vermögen  besitzt  und  erstreckt  sich  die  Konkurs- 
Verhandlung  nur  auf  dieses  unbewegliche  Vermögen.     Dagegen  ist  das 
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beweglicbe  VennOgen  aaslKndiBcber  Gemeinscbuldner  der  aoslKadiaefaen 
Konkuninstanz  auf  Verlangen  auszufolgen.  Hieraiu  ergiebt  sich  un- 
zweifelhaft, dafs  die  Verftigangen  and  Entscheidungen  aoslftodiscber 
Konkorsinstanzen  rttcksichtlich  ausländischer  Gemeinscbuldner  insoweit 
auch  in  Österreich  zum  Vollzage  gelangen,  als  es  sich  um  bewegliches 
Vermögen  handelt  und  die  G^enseitigkeit  nicht  verietzt  wird. 

Was  aber  rUcksichtlich  des  Aktivvermögens  gilt,  mufs  notwendiger- 
weise auch  von  den  Passiven  gelten  und  können  sich  österreichische 
Gläubiger  nicht  darauf  berufen,  dafk  der  ausländische  Konkurs  ttber 
Ausländer  sie  nicht  bertthre.  Vielmehr  müssen  die  österreichischen 
Gläubiger  eines  ausländischen  Gemeinschuldners  (vorausgesetzt,  daPs  im 
Inlande  kein  unbewegliches  Vermögen  existiert)  geradeso  bei  der  aus- 
ländischen Ronkursinstanz  ihre  Forderungen  zur  Anmeldung  und 
Berücksichtigung  bei  der  Verteilung  bringen,  wie  dies  von  selte  aus- 
ländischer Gläubiger  auch  regelmäfsig  bei  den  österreichischen  Konknrs- 
instanzen  gegen  inländische  Gemeinschuldner  geschieht.  Nur  auf  diese 
Weise  läfst  sich  eine  gerechte  vollständige  Befriedigung  sämtlicher 
Gläubiger  erreichen,  während  im  gegenteiligen  Falle  es  in  der  Willkflr 
jedes  ausländischen  Gläubigers  läge,  sich  abgesondert  Deckung  anf 
Kosten  anderer  Gläubiger  zu  verschaffen  und  den  Gemeinschuldner 
auch  nach  Beendigung  des  Konkurses  beliebig  zu  chikanieren.  Da 
aus  dem  einem  Zwangsausgleiche  gleichzuhaltenden  dnrchgeftihrten 
Nachlafsverfahren  vor  dem  schweizerischen  Gerichte  in  Signau  fHr  die 
Gesamtforderung  der  Firma  R.  &  Co.,  woraus  die  eingeklagte  Forderung 
einen  Teil  bildet,  eine  dOprozentige  Quote  gerichtlich  deponiert  wurde 
und  gerichtliche  Deponierung  nach  §  1425  a.  b.  G.B.  einer  Zahlung 
gleichkommt,  so  hat  der  erste  Richter  mit  vollem  Rechte  die  Klage  zur 
Gänze  abgewiesen  und  die  klagende  Firma  auf  obiges  Depositum  verwiesen. 

Aus  den  Gründen  des  k.  k.  Obersten  Gerichtshofes  als  III.  In- 
stanz (ddo.  80.  November  1898  ZI.  14  481): 

.  .  .  mit  Rücksicht  dsrauf,  dafs  in  dem  Briefe  B.  (der  Cession) 
lediglich  die  Erklärung  an  die  Firma  W. ,  den  obbesagten  Teil  der 
Forderung  der  Firma  R.  abzutreten,  ohne  jede  Angabe  bezüglich 
einer  Valuta  enthalten  ist,  ...  mufs  angenommen  werden,  dafs  die 
Abtretung  lediglich  zu  dem  Zwecke  erfolgte,  um  die  Folgen  der  ein- 
geleiteten Nachlafsveriiandlungen  zu  vereiteln,  und  die  Sache  vor  dem 
österreichischen  Gerichte  auf  Grund  des  erwirkten  Verbotes  .  .  .  an- 
hängig machen  zu  können.  Laut  Auszuges  des  Nachlafsverhandlangs- 
protokolles  vom  28*  Oktober  1893  sind  die  Ansprüche  der  Firma  W., 
als  auf  eine  Scheinabtretung  gestützt,  nicht  agnosziert  worden,  weshalb 
die  Firma  R.  &  Co.  selbst  .  .  .  vor  dem  schweizerischen  Gerichte  mit 
Klage  aufgetreten  ist 

Aber  auch  abgesehen  davon  mufs  die  Klage  aus  den  von  den 
Untergerichten  angefllhrten  Erwägungen  als  unbegründet  angesehen 
werden,  denn  sobaJd  das  Nachlafsverfahren  anhängig  war,  so  war  die 
Forderung  der  Firma  R.  ohne  weiteres  von  dem  Ausgange  desselben 
abhängig. 
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Auf  Grund  der  Urteüe  der  Gerichte  des  Deutschen  Reiches  ist 
die  Exekution  ohne  ein  vorausgegangenes  Vollstreckungsurteü  eu 

hewüligen. 

KotBch.  des  Obenten  G^richtehofes  vom  8.  Mfin  1899,  Z.  8895. 

Dm  Landesgericht  in  Prag  hat  in  der  Exekationssache  des 
A.  in  Berlin  ala  betreibenden  Gläabigers  wider  B.  in  Sunchov  als  Ver- 
pflichteten  anf  Omnd  des  Urteiles  des  Amtsgerichtes  in  Berlin  I,  der 
Gebtthrennoten  und  Kostenrechnungen  dem  betreibenden  OlKubiger  asur 
Hereinbringping  seiner  yolistreckbaren  Forderung  im  Betrage  von  45  Mk. 
50  Pf-  samt  Zinsen,  Qerichtskosten  und  den  Kosten  des  Ezekutions- 
ansnchens  die  Exekution  mittels  Pfllndung  der  in  der  G^wabrsame  des 
Verpflichteten  in  seiner  Wohnung,  in  seinem  Oesehilftslokale  und  in 
seinen  Taschen  befindlichen  beweglichen  Sachen,  sowie  die  Einleitung 
der  Verwahrung  der  gepflUideten  Gegenstände  bewilligt 

Das  Oberlandesgericht  in  Prag  hat  dem  Rekurse  des  B. 
keine  Folge  gegeben. 

Begründung:  6emä(^  §  79  Exek.O.  hat  die  Vollstreckung  der 
Exekution  auf  Grund  im  Auslande  errichteter  Exekutionstitel  bei  Vor- 
handensein der  im  §  80  Exek.O.  angeführten  Voraussetzungen  nur 
dann  und  in  dem  Mafse  stattsufinden ,  als  die  Gegenseitigkeit  durch 
StaatsvertrSge  oder  durch  darttber  erlassene,  im  Reichsgesetzblatte  kund- 
gemachte RegierungserklSrungen  verbürgt  ist.  Die  Gegenseitigkeit  in 
betreff  des  Deutschen  Reiches  wurde  mit  der  Verordnung  des  Justiz- 
ministeriums vom  10.  Dezember  1897,  R.G.B1.  Nr.  287,  im  Reichs- 
gesetzblatte am  18.  Oktober  1897  kundgemacht  Es  war  sonach  vom 
Exekntionsrichter  lediglich  zu  prüfen,  ob  die  im  §  80  Exek.O.  an- 
gefahrten Voraussetzungen  vorliegen.  Diese  Voraussetzungen,  deren 
Existenz  nicht  einmal  der  Rekurrent  bestreitet,  wurden  von  seite  des 
betreibenden  Gläubigers  dargethan  und  es  war  diesem  nach  die  nach- 
gesuchte Exekution  zu  bewilligen;  dies  umsomehr,  als  durch  die  neue 
Exekutionsordnung  das  früher  bestandene  Delibat ionsverfahren  ab- 
geschaft  erscheint  und  statt  desselben  die  Vorschrift  des  §  83  Exek.O. 
getreten  ist,  der  gemäfs  der  Verpflichtete  bei  Abgang  der  Voraus- 
setzungen der  §§  79,  80  Exek.O.  berechtigt  ist,  gegen  die  bewilligte 
Exekution  entweder  den  Rekurs  oder  aber  den  Widerspruch  zu  er- 
heben. Nachdem  aber  vorliegend,  wie  oben  erwähnt,  die  Gegenseitigkeit 
bezüglich  des  Deutschen  Reiches  verbürgt  ist,  nach  der  österreichischen 
Exekutionsordnung  ein  Delibationsverfahren  nicht  stattfindet  und  sohin* 
die  Vorlage  eines  VoUstreckungsnrteiles  nicht  zu  fordern  ist,  vielmehr 
die  Frage,  ob  die  Voraussetzungen  der  §§  79,  80  Exek.O.  vorliegen, 
\m  Vorlage  des  Exekutionsantragps ,  von  dem  Exekntionsrichter  ohne 
vorhergehendes  Verfahren  zu  lOsen  ist,  —  so  erscheint  der  Rekurs  un- 
begründet und  war  abzuweisen. 

Der  Oberste  Gerichtshof  hat  dem  Revisionsrekurse  des  B. 
keine  Folge  gegeben;  denn  gemäfs  §  79  £xek.O.  kann  auf  Grund 
ausländischer   Urteile   und    Akten   die   Exekution    oder   die  Vornahme 
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einzelner  Exekutionshandlongen  nur  dann  nnd  in  dem  Mafse  bewilligt 
werden,  als  die  Gegenseitigkeit  durch  Staatsvertrttge  oder  durch  dartlber 
erlassene,  im  Reichsgesetzblatte  kundgemachte  R<^erungserklärungen 
verbürgt  wird  und  überdies  die  Bedingungen  des  §  80  Exek.0. 
platzgreifen.  Diese  Regierungserklärung  ist  bezüglich  der  im  Deutschen 
Reiche  gefüllten  Urteile  und  Kostenbeschlüsse  mit  der  Verordnong  des 
Justizministeriums  vom  10.  Dezember  1897,  R.G.BL  Nr.  287  im 
CXII.  Stücke  des  R.6.B1.  vom  18.  Dezember  1897  erfolgt  und  von 
dem  Rekurrenten  wird  nicht  bestritten,  dafs  auch  die  übrigen  Erforder- 
nisse des  §  80  Ezek.O.  im  gegebenen  Falle  vorliegen.  Wenn  auch 
im  §  660  der  deutschen  CPr.O.  aus  dem  Urteile  ausländischer  Gerichte 
eine  Zwangsvollstreckung  nur  dann  stattfindet,  wenn  ihre  Znläasigkeit 
durch  ein  VoUstreckungsurteil  ausgesprochen  wird,  so  folgt  daraus  noch 
nicht,  dafs  in  dem  Geltungsgebiete  der  Exek.O.  vom  27.  Mai  1896, 
R.G.B1.  Nr.  78,  der  Exekutionsbewilligung  auf  Grund  von  Urteilen 
deutscher  Gerichte  auch  hierlands  erst  ein  Vollstreckungsurteil  erwirkt 
werden  müsse,  weil  jeder  Staat  die  zu  gewährende  Rechtshülfe  nach 
eigenen  Gesetzen  regelt,  die  zu  gewährende  Rechtshülfe  bezüglich  aus- 
ländischer Exekutionstitel  in  den  §§  79—86  Exek.0.  ihre  Regelung 
gefunden  haben,  diesen  aber  ein  VoUstreckungsurteil  völlig  fremd  ist 
und  nur  Gegenseitigkeit  und  die  in  diesen  Paragraphen  angeführten 
Voraussetzungen  zur  Exekutionsbewilligung  gefordert  werden.  Da  die 
Gegenseitigkeit  beztiglich  des  Deutschen  Reiches  aufser  Zweifel  gestellt 
und  der  Vorgang  der  Untergerichte  ein  vollkommen  korrekter  ist,  so 
war  dem  Revisionsrekurse  keine  Folge  zu  geben. 

Abweisung  des  Gesuches  um  Vollstreckung  des  ürteües  eines  aus- 
ländischen Gerichtes  wegen  dessen  Uneuständigkeit. 

Entsch.  des  Obersten  Gerichtahofes  vom  15.  Man  1899,  Z.  3717. 

Das  Landesgericht  hat  in  der  Exekutionssache  der  Firma 
S.  &  Co.  in  Hamburg  als  betreibenden  Gläubigers  gc^n  die  Firma 
S.  &  Sohn  in  Prag  als  Verpflichtete  wegen  Hereinbringung  einer 
Forderung  von  203  Mk.  35  Pf.  und  100  Mk.  39  Pf,  das  Exekntions- 
gesuch  des  betreibenden  Gläubigers  auf  Grund  des  §  80  Z.  1  Exek.0. 
abgewiesen,  weil  aus  dieser  gesetzlichen  Vorschrift  erhellt,  dafs  es  bei 
der  Beurteilung  der  Kompetenz  darauf  ankommt,  ob  irgend  einer  der 
im  Inlande  anerkannten  Zuständigkeitsgründe  rücksichtlich  der  im  Aus- 
lände verhandelten  Rechtssache  vorhanden  ist  Aus  den  Klagen,  welche 
vor  dem  Amtsgerichte  in  Hamburg  verhandelt  werden,  ist  jedoch  er- 
sichtlich, dafs  Hamburg  t^war  Erfüllungsort  war,  —  keineswegs  aber, 
dafs  die  Parteien  auch  schriftlich  vereinbart  haben,  dafs  an  demselben 
Orte  auch  die  Ellagen  aus  dem  betreffenden  Geschäfte  angebracht 
werden  können,  wie  es  nach  §  88  J.N.  zur  Begründung  des  Gerichts- 
standes des  Erfüllungsortes  erforderlich  ist. 

Das  Oberlandesgericht  hat  dem  Rekurse  des  betreibenden 
Gläubigers  gegen   den  abweislichen  landesgerichtlichen  Beschlufs  keine 
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Folge  gegeben  und  denselben  anter  Hinweis  auf  seine  richtige  Be- 
gründung und  in  der  weiteren  Erwägung  bestätigt,  dafs  die  Hekurs- 
anfdhmngen  nicht  geeignet  sind,  eine  Abänderung  des  angefochtenen 
Beschlusses  zu  begründen.  Denn  der  Rekurrent  hiüt  dafür ,  dafs  die 
seinem  Exekutionsantrage  bdgelegten  Urteile  des  Amtsgerichtes  in 
Hamburg  mit  Rücksicht  auf  die  in  den  vorgelegten  Klagen  angenommene 
Bemerkung  „als  Erfüllungsort  ist  Hamburg  vereinbart*'  und  mit  Rück- 
sicht auf  die  ordnungsmäfsige  Zustellung  der  Klagen  und  die  Be- 
scheinigung der  Rechtskraft  und  Vollstreckbarkeit  der  Urteile  einen 
nach  §§  79  und  80  £zek.O.  zur  Bewilligung  der  Exekution  im  In- 
lande  ausreichenden  Titel  abgeben  und  dafs  namentlich  auch  die  Be- 
dingungen des  §  80  Abs.  1  Exek.O.  g^;eben  seien,  da  in  dieser 
Oesetzstelle  nur  der  Bestand  eines  gleichartigen  Kompetenzgrundes  ge- 
fordert werde.  Da  jedoch  der  §  88  J.N.  für  den  Gerichtsstand  des 
Erfüllungsortes  besondere,  von  den  früher  gültigen  wesentlich  ab- 
weichende Bestimmungen  enthält  und  diese  ftlr  jeden  Gläubiger  bindend 
sind,  wenn  er  bei  dem  Gerichtsstande  des  Ei^llungsortes  im  Inlande 
ein  Urteil  als  Titel  zu  der  Exekution  erwirken  will,  mag  nun  der 
Schuldner  im  Inlande  oder  im  Auslande  wohnhaft  sein,  —  und  da  der 
ausländische  Gläubiger  auf  einen  besonderen  weiteren  Rechtsschutz  als 
wie  ihn  der  inländische  erlangen  kann,  keinen  Anspruch  machen  darf, 
so  konnte  dem  Exekutionsantrage  nach  §  80  Abs.  1  Exek.O.  mit 
Rücksicht  auf  die  aliein  mafsgebenden  Bestimmungen  des  §  88  J«N. 
nicht  stattgegeben  werden. 

Der  Oberste  Gerichtshof  hat  dem  Revisionsrekurse  des  be- 
treibenden Gläubigers  gegen  diesen  Beschlufs  des  Oberlandes-  als 
Rekursgerichtes  keine  Folge  gegeben,  weil  die  Frage,  nach  welchen 
Normen  das  ausländische  Gericht,  dessen  Urteil  zu  vollstrecken  ist, 
zuständig  erscheint,  durch  den  §  80  Z.  1  Exek.O.  zu  Gunsten  der 
inländischen  Normen  gelöst  wurde,  der  verordnet,  dafs  vom  Standpunkte 
der  österreichischen  Zuständigkeitsvorschriften  in  Bezug  auf  die 
konkrete  Streitsache  die  Kompetenz  für  das  betreffende  auswärtige 
Staatsgebiet  begründet  gewesen  sein  mufs,  Rekurrent  in  den,  den  zu 
voUstreckenden  Versäumnisurteilen  des  Amtsgerichtes  in  Hamburg  zu 
Grunde  liegenden  Eiagen  blofs  anführt,  dafs  Hamburg  als  „ErfÜllungs* 
ort**  vereinbart  ward,  ohne  nach  Vorschrift  der  §§  88  und  104  J.N. 
weder  in  der  Klage,  noch  nachträglich  die  schriftliche  Vereinbarung 
der  Parteien  über  den  Erfüllungsort  beizubringen,  welche  Vereinbarung 
auch  die  Klausel  enthalten  mufs,  dafs  durch  die  Begründung  des  Er- 
füllungsortes auch  die  Berechtigung  zur  Klage  an  diesem  Orte  be- 
gründet ist,  —  ein  anderer  Kompetenzgrund  für  die  Zuständigkeit  des 
Amtsgerichtes  in  Hambuig  aber  vom  Rekurrenten  nicht  geltend  gemacht 
wurde. 
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RuiUand. 

Aufgabe  der  Staatsangehörigkeit  ahne  obrigkeiÜi^  Erfnächtigung. 

Urteil  des  SchwuserichtB   so  Odessa   vom  3.  Mai  1808  (Clunei  1899:, 

8.  870). 

Nach  der  nueiseben  Oeeetisgebang  ist  die  Änderung  der  Staats- 
angebtfrigkeit  ohne  obrigkdtlicfoe  Ermächtigung  rechtsungültig  und  bildet 
einen  Bruch  des  dem  Staatsoberbaupte  geleisteten  Eides  der  Treue,  mit- 
bin ein  Verbrechen,  das  den  Verlust  der  bürgerlichen  und  politischen 
Rechte  und  die  dauernde  Verbannung  aus  Rufsland  nach  sich  zieht. 
Im  Falle  freiwilliger  Rückkehr  kann  der  Beschuldigte  lebenslftnglich 
nach  Sibirien  deportiert  werden.  An  diesem  Rechtszustande  ändert 
auch  der  Umstand  nichts,  dafs  der  Betroffene  in  der  Zwischenzeit 
amerikanischer  Bürger  geworden  ist  Verlust  der  russischen  Staats- 
angehörigkeit tritt  von  Rechtswegen  bei  Aufenthalt  von  zehn  Jahren 
im  Auslande  ein,  ohne  dafs  der  Reisepafs  erneuert  wird. 

Ausländische  Gesellschaft. 

UrteU  des  Gerichts  su  Okxonjaoi  Sond  1898  (Clunet  1899  &  871). 

Die  ausländische  Gesellschaft,  die  kraft  ausdrücklicher,  ihr  ge- 
währter Ermächtigung  in  Rufsland  eine  Agentur  hat,  mufs  vor  den 
inländischen  Gerichten  aus  den  von  ihr  abgeschlossenen  Verträgen  Recht 
stehen,  auch  wenn  es  sich  um  Vermögensstücke  handelt,  die  im 
Auslande  gelegen  sind.  Diese  Zuständigkeit  kann  auch  nicht  mit  der 
Einrede  beseitigt  werden,  dafs  der  Sitz  der  Gesellschaft  sich  im  Aus- 
lande befindet 


Schweden. 

Vannundschaft  über  Auslander. 

Urteil   des   Obersten  Gerichtshofes    vom   5.  Dezember  1898    (Clunet  1899 

8.  873). 

Das  schwedische  Gesetz  enthält  keine  Vorschrift,  wonach  über  die 
minderjährigen  Kinder  eines  in  Schweden  verstorbenen  Ausländers  eine 
Vormundschaft  gebildet  werden  kann.  . 
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Schweiz. 

Reehtsprechnn^  schweizerischer  Gerichtshöfe. 

Handlungsfähigkeit  der  Ausländer. 

urteil  dee  CivilgerichtehofeB  zu  Genf  vom  8.  Oesember  1898  {Clunet  1899 

S.  878). 

Die  Rechtsfähigkeit  der  Ausländer  richtet  sich  nach  dem  Greeetae 
ihrer  Staatsangehörigkeit  kraft  Art.  10  Abs.  2  des  Oes.  vom  22.  Juni 
1822.  Folglich  kann  sich  eine  Französin,  die  von  ihrem  Ehemanne 
in  Gtltem  getrennt  ist,  für  den  letzteren  in  Genf  rechtswirksam  ver- 
bürgen ohne  Rücksicht  aof  die  entgegenstehende  Bestimmung  des 
Genfer  Gesetzes. 

Schenkungen   und  Vermächtnisse   gu    Gunsten    der  Armenpflege' 

verwaUungen. 

ürtdi  des  Civilgerichtshofes  von  Genf  vom  29.  Oktober  1898  (Clunet  1899 

8.  877). 

Bei  Prtlfnng  der  Frage  nach  der  Fähigkeit  der  in  Frankreich 
gelegenen  Armenpflegeverwaltungen  zur  Annahme  von  Schenkungen 
und  Vermächtnissen  ist  die  französische  Gesetzgebung  und  Rechtslebre 
hieHlber  allein  mafsgebend. 

Wurde  eine  Freigebigkeit  zu  Gunsten  der  „Armen"  eines  be- 
stimmten Ortes  gegeben,  so  ist  anzunehmen,  dafs  dieselbe  zu  Gunsten 
der  Armenpfl^everwaltnng  dieses  Ortes  gemacht  ist,  welche  als  gesetz- 
licher Vertreter  und  befugt  erscheint,  solche  Freigebigkeiten  anzunehmen 
oder  auszuschlagen. 

Ehescheidung. 

Urteil  des  avilgerichtshofes  zu  Genf  vom  26.  November  1898  {Clttnet  1899 

S.  876). 

Zur  B^rUndung  der  Zuständigkeit  der  Schweizer  Gerichte  für 
Ehescheidungsklagen,  die  zwischen  Ausländem  anhängig  sind,  gentigt 
nicht,  dafs  die  ausländische  gerichtliche  Behörde  erklärt,  das  in  der 
Schweiz  ergehende  Urteil  anerkennen  zu  wollen.  Es  mufs  Gewifsheit 
bestehen,  dafs  dies  Urteil  als  endgültiges  iu  allen  seinen  Teilen  voll- 
zogen werden  wird. 

VoUstrechungshandhmgen  gegen  Schweiger  Schuldner. 

Urteil  des  Bundesgerichts  vom  1.  Juni  1898  (Clunsi  1899  S.  879). 

Die  Gesetze  der  Schweiz  sind  ausschliefslich  mafsgebend  für  die 
Frage^  ob  und  inwieweit  in  der  Schweiz  Gläubiger  gegen  das  Vermögen 
ihrer  Schuldner  Vollstreckungshandlungen  vornehmen  lassen  können. 
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Schwevserisch' deutscher  Auslieferungsvertrag. 

Urteil  des  Bundesgerichts  yom  18.  Januar  1899  (Schweizer.  ZeitBchxift  für 

Strafrecht,  12.  Jahrgang  S.  60). 

A.  Mit  Note  vom  4«  Januar  1899  stellte  die  königL  bajerische 
Gesandtschaft  in  Bern  beim  schweizerischen  Bundesrate  das  Gesuch 
um  Auslieferung  des  im  Rubrum  genannten  Josef  Winkelbofer,  gem&(s 
Art  1  Ziff.  11  und  12,  Art  7  und  8  des  schweizerisch  -  deutschen 
AusL Vertrages,  und  gestfltzt  auf  einen  am  26.  Dezember  1898  datierten 
Haftbefehl  des  Militäruntersuchungsrichters  der  königl.  Kommandantur 
der  Haupt-  und  Residenzstadt  München,  wonach  Winkelhofer  einer  Reihe 
unzweifelhaft  Auslieferungsdelikte  bildender  Vergehen  beschuldigt  wird : 

Die  Note  der  königl.  bayerischen  Gesandtschaft  bemerkt,  Winkel- 
hofer sei  von  seinem  Truppenteile  desertiert  und  in  die  Schweiz  ge- 
flüchtet; sie  gab  die  Erkll^ning  ab,  er  werde  im  Falle  seiner  Aus- 
lieferung wegen  des  militärischen  Veigehens  der  Fahnenflucht  nicht 
verfolgt  werden. 

B.  Bei  seiner  Einvernahme  vor  Bezirksamt  Werdeuberg  gab  der 
Angeschuldigte  die  Erklärung  ab,  er  widersetze  sich  der  Auslieferung, 
weil  er  die  eingeklagten  Entwendungen  g^enüber  dem  Obeigefreiten 
Angerer  nicht  begangen  habe  und  die  anderen  —  von  ihm  zum  Teil 
eingestandenen  —  Delikte  so  geringfügig  seien,  dafs  deswegen  eine 
Auslieferung  nicht  zulässig  sei. 

C.  Die  Akten  wurden  dem  Bundesgericht  mit  Zuschrift  des  eid- 
genössischen Justiz-  und  Polizeidepartements  vom  13-  Januar  1899 
übermittelt. 

Der  Generalanwalt  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  trägt  in 
seinem  Gutachten  auf  Bewilligung  der  Auslieferung  an. 

Das   Bundesgericht   zieht   in   Erwägung: 

1.  Die  in  Art.  7  des  schweizerisch-deutschen  Ausl.  Vertrages  vor- 
geschriebenen Formalien  des  Auslieferungsgesuches  sind  gewahrt,  so 
dafs  auf  das  Gesuch  einzutreten  ist  Femer  sind  die  Delikte,  deret- 
wegen  der  Augeschuldigte  verfolgt  wird,  vertragsmäfsige  Auslieferungs- 
delikte und  nach  den  beiderseitig  in  Betracht  kommenden  Strafgesetzen 
strafbar.  Es  ist  demnach  die  Auslieferung  zu  bewilligen,  sofern  nicht 
eine  der  im  schweizerisch-deutschen  Auslieferungsvertrage,  der  hier  allein 
zur  Anwendung  kommt  und  neben  dem  ftlr  die  Anwendung  des 
schweizerischen  Ausl.Ges.  vom  22.  Januar  1892  kein  Raum  bleibt, 
vorgesehenen  Ausnahmen  von  der  Auslieferungspflicht  zutriflL 

2.  Die  Einrede  des  Angeschuldigten  nun,  er  habe  sich  einzelner 
der  ihm  zur  Last  gelegten  Delikte  nicht  schuldig  gemacht,  kann  vom 
Auslieferungsrichter  nicht  gehört  werden,  da  dieser  nur  zu  prüfen  hat, 
ob  die  Voraussetzungen  der  Auslieferung  nach  Mafsgabe  des  Aus- 
lieferungsvertrages zutreffen,  dagegen  zur  Entscheidung  über  die  Schuld 
oder  Nichtschuld  nicht  befiigt  ist. 

3.  Ebenso  unstichhaltig  ist  der  —  übrigens  nach  Erwägung  2 
dahinfallende  —  Standpunkt  des  Angeschuldigten,  er  könne  wegen  der 
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Geringfügigkeit  der  von  ihm  xngestandenen  Veigehen  nicht  ausgeliefert 
werden;  denn  der  schweizerisch  -  deutsche  Auslieferungsvertrag  kennt 
eine  derartige  Ausnahme  von  der  Auslieferungspflicht  nicht  (veigl. 
Urteil  des  Bundesgerichts  vom  10.  Februar  1894  L  S.  WeUer,  A.S. 
XX,  S.  56  f.,  Erw.  3,  und  vom  15.  Mttrz  gleichen  Jahres  i.  S. 
Zimmermann,  A.8.  XX,  S.  61,  Erw.  3). 

4.  Endlich  kommt  auch  —  worauf  tlbrigens  der  Angeschuldigte 
selbst  nicht  abstellt  —  nicht  in  Betracht,  dafs  die  Auslieferung  von 
einem  MilitKr-  und  nicht  von  einem  btlrgerlichen  Gerichte  begehrt  wind 
(Urteil  des  Bundesgerichts  vom  9.  September  1893,  A.  S.  XIX 
&  506 ;  Erw.  3). 

5.  Sonach  ist  die  Auslieferung  zu  bewilligen,  wobei  von  der 
Erklärung  der  kdnigl.  bayerischen  Gesandtschaft,  wegen  des  Vergehens 
der  Fahnenflucht  finde  eine  Verfolgung  nicht  statt.  Vormerk  genommen 

Demnach   hat   das  Bundesgericht  erkannt: 
Die  Auslieferung  des  Josef  Winkelhofer  wird  bewilligt 

AuslieferungsverhäÜnis  zwischen  Kernten  Zürich  und  Kanton  Bern, 

Urteil  des  Bnndesgerichts  vom  22.  fiiftrz  1899  (Schweiser.  Zeitschrift  f!lr 

Strafrecht,  12.  Jahrgang  S.  99  ff.). 

A.  Mit  Eingabe  vom  23.  Februar  1899  führte  Advokat  W.  Fehr 
namens  des  FrL  Johanna  Elberskiichen  in  Ztkrich  beim  Bundesrat 
Beschwerde  darüber,  dafs  der  Kegierungsrat  des  Kantons  Zttrich  mit 
Beschlufs  vom  gleichen  Tage  dem  Gesuche  des  Regierungsrates  des 
Kantons  Bern  um  Auslieferung  der  Johanna  Elberskirchen  tlber  eine 
von  dieser  eingereichte  Protesteingabe  hinweg  entsprochen  habe.  Es 
wurde  angebracht,  die  Auslieferung  sei  von  der  Regierung  des  ELantons 
Bern  verlangt  worden  wegen: 

1.  Erpressungsvenuch,  eventuell  Drohung,  eventuell  Betrugsversuch; 

2.  Einreichung  einer  wissentlich  fidschen  Anzeige; 
8.    Verleumdung. 

Nun  könne  aber,  wie  in  der  Protesteingabe  an  den  ztbrcherischen 
Regierungsrat  nfther  ausgeführt  worden  sei,  von  einem  strafbaren,  d.  1l 
nach  Bemer  Recht  strafrechtlich  verfolgbaren  Erpressungsversuch,  einer 
Drohung,  einem  Betrugsvenuch  und  einer  Einreichung  einer  wissentlich 
fiüschen  Anzeige  Überhaupt  nicht  gesprochen  werden;  auch  eine  Ver- 
leumdung li^e  nicht  vor;  eventuell  könnte  es  sich  nur  um  ein  Prefs- 
vergehen  handeln.  Jedenfalls  liege  überall  kein  Auslieferungsdelikt  im 
Sinne  des  Art  2  des  Bundesgesetzes  vom  24.  Juli  1852  vor.  Nach 
allgemeiner  RechtsaufKassung  aber  könne  eine  Auslieferung  ftlr  Delikte, 
welche  nicht  Auslieferungsdelikte  nach  Art.  2  des  qutfst  Gesetzes  seien, 
nur  gewährt  werden,  wenn  der  requirierende  Elanton  Gegenrecht  erklärt 
habe.  Bezttglich  Verleumdung  und  Prefsvergehen  habe  Bern  dem 
Eouiton  Ztlrich  jedoch  keine  Reciprocität  zugesichert,  also  sei  die  Aus- 
auch  nicht  zulässig;   sie  verstofse  g^en  Art  55  der  Bundes- 
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▼erfuBong,  sowie  gegea  Art  2  und  1  des  BnndesgeBetses  von  1852. 
Der  Entscheid  der  Zttroher  Begierong  sei  zudem  nicht  motiviert.  Et 
sei  um  so  eher  der  nachgesuchte  Schatz  za  gewähren,  ab  die  bemische 
geheime  Unteranchong  nicht  die  nötigen  (Garantien  biete  für  richtige 
Untersachnng ,  und  als  die  Rekuirentin  mit  Orund  be^lrchten  müsse, 
dafs  auch  der  persönliche  Einflufs  des  einen  EJAgers  in  Bern  nicht 
Aussicht  auf  ein  völlig  objektives  Verfahren  biete.  Es  werde  deshalb 
das  Gesuch  gestellt,  dafs  die  Motivierung  eingefordert  und  der  Betehwerde- 
führerin  zur  Vernehmlassung  mitgeteilt  werde.  Der  Antrag  geht  dahin, 
es  sei  der  Beschlufs  der  Zürcher  Regierung  au&uheben. 

B.  Der  Bundesrat  hat  die  Eingabe  der  Johanna  Elberskirchen 
nebet  Beilagen  mit  Schreiben  vom  18.  März  1899  dem  Bundesgerichte 
zu  materieller  Erledigung  der  Beschwerde  überwiesen.  Der  Ober- 
weisung war  ein  gemäfs  Art  194,  Organisationsgesetz,  vom  Bundesrat 
eingeleiteter  Meinungsaustausch  zwischen  diesem  und  dem  Bundesgerieht 
über  die  Kompetenzfrage  vorausgegangen.  Die  beiden  Behörden  £uiden 
übereinstimmend,  dafs  die  Beschwerde  in  die  Kompetenz  des  Bundea- 
gerichtes  falle,  da  die  Beschwerdeführerin  die  Aufhebung  des  an- 
gefochtenen Beschlusses  deshalb  verlange,  weil  dadurch  ein  ihr  bundes- 
gesetzlich gewährleistetes  Individualrecht  verletzt  werde  und  solche 
Rechte  untor  dem  Schutze  des  Bundesgerichtes  stehen,  das  auch  zu 
prüfen  habe,  ob  im  einzelnen  Falle  das  behauptete  Recht  bestehe  oder 
nicht 

Das   Bundesgericht  zieht  in   Erwägung: 

Das  AusLGes.  vom  24.  Juli  1852  statuiert  in  Art  1  lediglich 
ein  Recht  des  Kantons,  dem  ein  Strafanspruch  zusteht,  in  den  EKÜen 
des  Art  2  von  dem  Elanton,  in  dem  sich  der  strafrechtlich  Verfolgte 
oder  Verurteilte  auf  hält,  die  Verhaftung  und  Auslieferung,  bezw.  die 
Beurteilung  und  Bestraftmg  desselben  zu  verlangen.  Dagegen  wird 
durch  das  Gesetz  nicht  auch  ein  Recht  der  verfolgten  Personen  darauf 
begründet,  dafs  sie  nur  in  den  im  Art  2  einzeln  angeführten  flülen 
ausgeliefert  werden  dürfen,  und  es  werden  die  Kantone  dadurch  nicht 
gehindert,  auch  in  andern  Fällen  dem  Auslieferungsb^gehren  eines 
andern  Kantons  zu  entsprechen.  Es  besteht  auch  kein  bundesrecht- 
licher Satz  des  Inhalts,  dafs  bei  Delikten,  die  nicht  zu  den  in  Art  2 
des  AusLGes.  angezählten  gehören,  die  Auslief^arung  nur  stattfinden 
dürfe,  wenn  der  requirierende  Kanton  Gegenrecht  zusichere.  Vielmehr 
ist  dieses  Gebiet  interkantonaler  Rechtshülfe  der  freien  Entschliefsung 
bezw.  Vereinbarung  der  Kantone  überlassen.  Es  braucht  daher  im 
vorliegenden  Falle  nicht  untersucht  zu  werden,  ob  die  Delikte,  wegen 
deren  die  Auslieferung  von  Bern  nachgesucht  wurde,  sogenannte  Aua- 
liefemngsdelikte  seien  oder  nicht.  Denn  auch  soweit  es  sich  nicht  um 
solche  Delikte  handeln  sollte,  kann  sich  nach  dem  Gesagten  vom  Stand- 
punkte des  eidgenössischen  Auslieferungsrechtes  aus  die  Reknrrentin 
dcfr  Auslieferung  nicht  widersetzen.  Es  ist  femer  nicht  Sache  des 
Bundesgerichtes,  die  gegen  die  Reknrrentin  erhobenen  Anschuldigungen 
Auf  ihre  materielle  Begründetheit  zu  prüfon.     Insofern,   als  eine  solche 
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Frttfiuig  smr  BeaDtwortnng  der  Ansliefemngafrtge  notwendig  ist,  steht 
sie  bei  der  Behörde ,  die  endgültig  über  das  Anslieferangsbegehren  zn 
entscheiden  hat  Dieser  Mit  auch,  soweit  ihre  Entschliefsong  ttber- 
haupt  eine  freie  ist,  die  Wtirdigang  der  Frage  anhdm,  ob  die  Ans- 
liefemng  wegen  ungenügender  Gkurantien  deeVerftihrens  des  requirierenden 
Elantons  zu  verweigern  sei,  und  wenn  sie  solchen  Bedenken  keine 
Rechnung  trSgt  und  die  Auslieforung  trotzdem  gewXhrt,  so  kann  sich 
hieig^gen  die  auszuliefernde  Person  ebenfalls  nicht  beschweren.  Der 
auf  die  Art  1  und  2  des  AusLGks.  von  1852  sich  stützende  Bekurs 
der  Johanna  Elberskirehen  mufs  somit  abgewiesen  werden  (vergl.  die 
Entscheide  des  Bundesgerichts  in  Sachen  Martinoni,  AmtL  Slg.  Bd.  IV 
8.  284;  in  Sachen  Frey,  ibid.  Bd.  V  S.  588,  und  in  Sachen  Schnieper, 
ebenda  Bd.  XVII  S.  609).  Die  Rekurrentin  beruft  sich  allerdings 
auch  noch  auf  Art.  55  B.V. ,  d.  h.  auf  die  Garantie  der  Frefsfreih«t 
Allein  angenommen  auch,  es  handle  sich  um  ein  Prefsvergehen ,  so  ist 
ohne  weiteres  klar,  dafs  jene  (Garantie  nur  durch  die  Anhebung  der 
Strafverfolgung  oder  durch  die  Verurteilung  von  seiten  des  requirieren- 
den, nicht  aber  auch  durch  den  Auslieferungsbeschluft  des  requirierten 
Kantons  verletzt  sem  kann.  Wenn  schliefslich  bemerkt  wird,  der  an- 
gefochtene Beschlufs  sei  nicht  motivi^,  so  wird  dies  nicht  zur  Be- 
gründung des  Begehrens  auf  Aufhebung  der  r^erungsrätlichen  Schlufs- 
nahme  verwendet,  sondern  nur  zum  Ausgangspunkt  für  das  Gesuch, 
dafs  die  Motivierung  eingeholt  und  der  Rekurrentin  mitgeteilt  werde, 
was  aber  bei  der  Liquidität  der  Bekurssache  in  thatsächlicher  und 
rechtlicher  Beziehung  iJs  überflüssig  erscheint. 

Demnach   hat  das   Bundesgericht  erkannt: 

Der  Rekurs  wird  abgewiesen. 

Auslieferungsvertrag  mU  dem  Deutschen  Reich  vom  24.  Jofimar 
1874  Art.  1  Z.  1,  AH.  3,  1    —   Abtreibung  der  Leibesfrucht, 

Teilnahme. 

EntBch.  des  Bandesfferichts  vom  8.  September  1899,  Ausliefernnff  des  Friti 
Flach  von  Brenndon  betr.    Mitgeteilt  Ton  Hemi  Bandesrichter  ür.  Hafner 

m  Lausanne. 

Die  Auslieferung  wurde  bewilligt  aus  nachstehenden  Gründen: 
1.  Fritz  Flach  wird  in  Deutschland  wegen  Beihülfe  zu  einem 
Abtreibungsversnch  verfolgt  Die  vorsätzliche  Abtreibung  der  Leibes- 
frucht ist  nach  Art  1  Ziff.  2  des  AusLVertr.  zwischen  der  Schweiz 
und  dem  Deutschen  Reich  vom  24.  Januar  1874  Auslieferungsdelikt. 
Sowohl  nach  deutschem  als  nach  baslerischem  Strafrecht  ist  auch  der 
Versuch  strafbar  (vergl.  §  218  Abs.  1  und  §  48  in  Verbindung  mit 
§  1  Abs.  1  des  Str.G.B.  für  das  Deutsche  Reich,  §§  104  Abs.  1,  25 
und  26  des  Str.G.  für  den  Kanton  Basebtadt).  Gemäfs  Art.  1  ersten 
Satz  des  AusLVertr.  besteht  die  Auslieferungspflicht  für  alle  Personen, 
die  als  Urheber,  Thäter  oder  Teilnehmer  wegen  eines  Auslieferungs- 
deliktes verfolgt  werden.     Teilnehmer  ist  auch  der  Gehülfe.     Die  durch 

32» 
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Art.  1  des  Vertr.   anfgartdlteo  VonraaBetiiiiigen  sor  AoBliefenmg  nnd 
Bomit  Yorbandenu 

'  2.  Von  den  in  den  Art.  2 — 5  des  deatsch-sebweiaeriBcben  AnaL 
Vertr.  enthaltenen  Aoanahmen  trifft  keine  za,  speciell  nicht  Art  8 
Abs.  1,  da  die  Baaler  StaataanwaltBchaft  nach  ihrer  EiiUllrang  vom 
25.  Angnst  anf  die  Verfolgong  des  Flach  in  Basel  vernchtet 

8.  Dem  Einwand  dee  Flach,  dafa  daa  Delikt,  w^gen  deasen  er 
▼erfolgt  wird,  in  Basel  begangen  nnd  dafs  deshalb  die  Ansliefemng 
iinb^^ttndet  sei,  ist  die  Grandlage  schon  dadurch  entaogen,  dafs  die 
Basler  Behörden  das  Vorbandensein  eines  dortigen  OerichtBStandes  ver- 
neinen. Ob  Basel  oder  Sllckingen  als  Begehnngsort  anfinifiusen  sei, 
ist  bei  dieser  Sachlage  gleichgültig.  Die  Anslieferangspflicht  gegenüber 
Deutschland  besteht,  wie  das  Bnndeagericht  in  Sachen  Stttbler  (A^. 
Bd.  XVin  S.  198)  ansgefllhrt  hat,  nicht  nur  für  die  Fülle,  wo  die 
Strafthat  im  Gebiete  des  ersuchenden  Staates  begangen  worden  ist, 
sondern  erstreckt  sich  (die  im  Vertrage  selbst  enthaltenen  Ausnahmen 
▼orbehalten)  auf  alle  Personen,  die  sich  im  Gebiete  des  requirierten 
Staates  aufhalten  und  welche  im  ersuchenden  Staate  wogen  eines  Aus- 
liefemngsdeliktes  verfolgt  werden,  und  es  ist  hieran,  wie  im  angeführten 
Urteil  ebenfalls  festgestellt  ist,,  durch  Art  12  des  AusLGes.  ▼om 
22.  Juni  1892  nichts  gelindert  worden.  Es  könnte  sich  somit  höchstens 
fragen,  ob  für  den  Angeschuldigten  überhaupt  irgend  ein  Gerichtsstand 
in  Waldshut  begründet  sei.  Dies  ist  aber  gar  nicht  bestritten  und 
kann   auch  nach  §  18   der  deutschen  Str.Pr.O.   nicht  zweifelhaft  sein. 


Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 

Justizverwaltungsstellen  etc. 

Dentsohland. 

1.     Reichsgesetze,   Kaiserliche  Verordnungen  etc. 

Bekanntmachung  des  Deutschen  Reichskanzlers  vom  24.  September 
1899,  betr.  die  Vereinbarung  zwischen  dem  Reiche  und  den  Vereinigten 
Staaten  ▼on  Brasilien  über  die  Mitwiricung  der  beiderseitigen  konsula- 
rischen Vertreter  bei  der  Regelung  ▼on  Nachltfssen  ihrer  Staatsangehörigen, 
▼om  80.  November  1897/15.  Februar  1898  (R.G.B1.  S.  547). 

8.  unten  bei  „Internationale  Vertrt&ge**,  S.  506. 

2*     Gesetze,   Verordnungen   etc.   der  einzelnen 

Bundesstaaten. 

Prevltes. 

1.  A.Verf.  vom  17.  Juli  1899,  betr.  die  ▼orlftufige 
Festnahme  ▼on  Personen,    die   nach    den  Niederlanden 
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geflttohtet     sind,     lur    Sicherang     ihrer    Auslieferung 
(J.M.BL  S.  250). 

2.  Au8f.Oe8.zumBurgerlichenOe8etibuehyom20.Sep- 
tember  1899  (Oee-Slg.  S.  177). 

3.  Preufs.  Oe8.  über  die  freiwillige  Oerichtsbar- 
keit  vom  21.  September  1899  (Oee.Slg.  S.  249  £^). 

Art  84.  Ist  zur  Wahrnehmung  you  Rechten  im  Auslande  die 
Leistung  eines  Eides  oder  eine  Versicherung  an  Eidesstatt  erforderlich, 
so  ist  zur  Abnahme  des  Eides  oder  der  Versicherung  an  Eidesstatt  so- 
wohl das  Amtsgericht  als  auch  der  Notar  befugt 

Das  Amtsgericht  kann  für  eine  einzelne  Angelegenheit  einen  Sach- 
ventändigen  auch  dann  beeidigen,  wenn  alle  bei  dieser  Angelegenheit 
beteiligten  Personen  darauf  antragen  und  die  Beeidigung  nach  dem  Er- 
messen des  0«richts  angemessen  erscheint 

4.  Ausf.Oes.  zum  Reichsgesetze  vom  17.  Mai  1898,  betr. 
Änderungen  der  Civilprozefsordnung,  vom  22.  September 
1899  (Oe8.81g.  8.  284  E). 

5.  Ausf.Oes.  zum  Reichsgesetze  über  die  Zwangs- 
versteigerung und  Zwangsverwaltung  vom  23.  September 
1899  (Oes.Slg.  a  291). 

6.  Ausf.Oes.  zum  Handelsgesetzbuche  vom  24.  Sep- 
tember 1899  (Oes.Slg.  S.  808). 

7.  Ausf.Oes.  zur  Orundbuchordnung  vom  24.  September 
1899  (Oes.Slg.  S.  307). 

Bajeni. 

1.  Ausf.Oes.  zum  Bürgerlichen  Oesetzbuch  vom  9.  Juni 
1899  (BeiL  z,  0.U.V.B1.  Nr.  28  S.  1  ff.). 

2.  Oes.,  Übergangsvorschriften  zum  Bürgerlichen 
Oesetzbuche  betr.,  vom  9.  Juni  1899  (BeiL  z.  0.U.V.B1.  Nr.  28 
8.  83  ff.). 

3.  Notariatsgesetz  vom  9.  Juni  1899  (Beil.  z.  O.U.V.BL 
S.  137). 

4.  Oes.  zur  Ausführung  der  Orundbuchordnung  und 
des  Oes.  über  die  Zwangsversteigerung  und  die  Zwangs- 
verwaltung vom  9.  Juni  1899  (Beil.  z.  O.U.V.BL  Nr.  28  S.  125). 

5.  Bekanntmachung  des  Textes  des  7.  Abschnitts 
der  Civilprozefsordnung  und  Konkursordnung,  vom 
26.  Juni  1899  (Beil.  z.  O.  u. V.Bl.  Nr.  28  S.  401). 

6.  Oes.,  das  Unschädlichkeitszeugnis  betr.,  vom  15.  Juni 
1898  (O.U.V.BI  S.  301  ff.). 

7.  Oes.  über  das  Liegenschaftsrecht  in  der  Pfalz 
vom  1.  Juli  1898  (O.u-V.Bl.  S.  370  ff.). 

8.  Verordnungen,  betr.  die  Anlegung  des  Orundbnchs 
in  den  Landesteilen  rechts  des  Rheins,  vom  23.  Juli  1898 
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(6.a.V.BL  S.  498  ff.),   in   der  Pfalz  vom  28.  August  1898  (ibid. 
S.  661). 

Saeksem. 

1.  Verordnang  zur  Aasfübrung  des  KeichsgesetzeB  über 
die  Benrkandang  des  Personenstandes  und  die  £he- 
scbliefsung  vom  6.  Febroar  1875  in  der  vom  1.  Jannar  1900  an 
geltenden  Fassong,  vom  12.  Juli  1899  (0.a.yBl.  S.  159  ff.)- 

§  7.  Will  ein  Angehöriger  der  rechtsrheinischen  Landestdle  Bayexns 
oder  ein  Ausländer  oder  eine  AnslMnderin  eine  Ehe  eingehen,  so  daxt  der 
Standesbeamte  die  Eheschliefsung  nur  vornehmen,  nachdem  ihm  ein  Zenffnis 
seiner  Anfinchtsbehörde  darüber  vory^elegt  worden  ist,  dais  g^gen  die  SSn- 
lässigkeit  der  Eheschlieüsung  dn  Bedenken  nicht  besteht 

Die  Anfsichtsbehörde  hat  einem  Angehörigen  der  rechtsrheinischen 
Landesteile  Bayerns  dieses  Zeugnis  nur  «if  Grund  eines  von  der  Distrikts- 
verwaltungsbehörde seiner  Heimat  ausgestellten  VerehelichungssengnisBes  sn 
erteilen« 

Snem  Ausländer  darf  das  Zeugnis  nur  ausgestellt  werden,  wenn  er 
durdi  dne  Bescheinigung  seiner  zust&idigen  politischen  Behörde  des  Staates, 
dem  er  angehört,  nachweist,  dais  nach  dem  öffentlichen  und  dem  bürger- 
lichen Rechte  seines  Staates  der  Eheachliefsung  ein  bekanntes  Hindernis 
nicht  entffegensteht.  Ist  durch  Staatsvertrag  oder  durch  Ministerialerkltamg 
festgestellt,  dafs  die  Eheechliefsung  nach  dem  öffentlichen  Rechte  des  ans- 
län£schen  Staates  Beschränkungen  nicht  unterliegt,  so  genfigt  die  Be- 
scheinigung der  suständiffen  auslandischen  Behörde,  dafs  nach  dem  bürger- 
lichen Rechte  der  Ehesädiefsung  ein  bekanntes  Hindernis  nicht  entgegen- 
steht 

Die  gleiche  Bescheinürunff  genügt,  wenn  einer  Ausländerin  das  Zeu^;nis 
erteilt  werden  soll.  Die  Echtheit  der  Bescheinigung  mufs,  insoweit  mcht 
ein  anderes  bestimmt  ist,  von  der  der  ausländischen  Behörde  vorgesetsten 
Behörde  bestätigt  sein.  Die  für  •  die  in  den  Grenzorten  in  Verwendung 
stehenden  österreichischen  Aufstellten  der  Zoll-  und  Eisenbahnverwaltungen 
geltenden  besonderen  Vorschiiften  bleiben  unberührt 

Gehen  der  Auünchtsbehörde  Zweifel  bei,  ob  auf  Grund  der  Bescheinigung 
das  Zeugnis  ausgestellt  werden  kann,  so  ist  der  Fall  der  Kreishauptmann- 
schaft vorzutragen. 

Dem  Ministerium  des  Innern  bleibt  vorbehalten,  die  Beibringung  der 
erforderlichen  Bescheinigung  im  Wege  der  Nachsichtserteilung  ieu  eriaasen« 

2.  Verordnung  zur  Ausführung  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buches und  der  zu  dessen  Ein-  und  Ausführung  er- 
gangenen Gesetze  vom  6.  Juli  1899  (G.U.V.BL  S.  203  ff.). 

3.  Verordnung  zur  Ausführung  einiger  mit  dem  Bürger- 
lichen Gesetzbuch  zusammenhängenden  Reichsgesetze 
vom  24.  Juli  1898  (G.U.V.B1.  8.  217  ff.). 

1.  Abschnitt:  Allgemeine  Vorschriften  über  Ans^elegenheiten  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit.  2.  Abschnitt:  Vormundschafts-,  Nachlals-  und 
Teilungssachen.  3.  Abschnitt:  Grundbuchsachen.  4.  Abschnitt:  Handels- 
rachen, Schiffsregister,  Vereinsr^rister  und  Güterrechtsregister.  5.  Abschnitt: 
öffentliche  Urkunden.  (Nach  §  S8  «nd,  wenn  zur  Wahrnehmung  von  Rechten 
im  Auslande  die  Leistung  eines  Eides,  Versicherung  an  Eidesstatt  oder  die 
Beeidigunff  dnes  auTser&ib  eines  behördlichen  Verfahrens  vernommenen 
Zeugen  oder  Sachverständigen  erforderlich  ist,  die  Amtegerichte  oder  Notare 
zustandig,  den  Eid  oder  die  Versicherung  an  fädesstatt  abzunehmen  oder 
den  Zeugen  oder  Sachverständigen  zu  beeidigen.)    6.  Abschnitt:   Notariat 
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7.  Abschnitt:   OrtugenebtspenoiieD.    8.  Abschnitt:  Hinterlegnngen.    9.  Ab- 
schnitt: Schlaf»- und     ^  *^    "' 


4.  Verordnnng  zur  Aaeftthrnng  der  gesetzlichen  Be- 
stimmungen über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  und  des  Hinterlegnngswesens  vom  25.  Jnli 
1899  (G.U.V.B1.  S.  246  ff.). 

5.  Verordnung  zur  Ausführung  der  Orundbuchordnung 
vom  26.  Juli  1899  (G.U.V.BL  8.  261  ff.). 

§  101.  Ist  eine  Urkunde  von  einer  ausltfndischen  Behörde  oder  einer 
mit  Öffentlichem  Glauben  versehenen  Person  des  Auslandes  ausgestellt  oder 
beglaubigt,  so  soll,  soweit  nicht  durch  Staatsvertrag  etwas  anderes  bestunmt 
ist,  die  Unterschrift  der  Behörde  oder  der  Person  sowie  deren  Befugnis  zur 
Aufnahme  der  Verhandlung  durch  einen  Konsul  oder  Gesandten  deeBdches 
beglaubigt  sein. 

WAmemlieiv. 

1.  Ausf.Ges.  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  und 
dessen  Nebengesetzen  vom  28.  Juli  1899  (Reg.Bl.  S.  428  ff.). 

Nach  Art  256  bedürfen  Ausländer,  welche  in  Württemberg  mit  einer 
Deutschen  oder  einer  Aualftnderin  eine  Ehe  eingehen  wollen,  hierzu  der 
Erlanbnis  des  Oberamts,  in  dessen  Bezirk  die  Ehe  stattfinden  solL 

Nach  Art.  282  bedürfen  ausländische  Aktiengesellschaften,  Kommandit- 
gesellschaften auf  Aktien  und  juristische  Personen,  um  in  Württemberg  ein 
stehendes  Oesch&ft  mittels  Zweigniederlassung  oder  ständiger  Ajrontur  zu 
betreiben,  der  staatlichen  Genehmigung,  wenn  das  Unternehmen  Bank-  und 
KieditgeschÜ te ,  Sach-  oder  Lebensversicherungen  einschiiefslich  der  Leib- 
rentenvertrfiffe  zum  Gegenstände  hat,  oder  wenn  in  dem  betreuenden  aus- 
ländischen Saate  der  Gewerbebetrieb  von  solchen  Gesellschaften  und  Per^ 
sonen,  die  Württemberg  angehören,  gleichfalls  staatliche  Genehmigung  er- 
fordert Die  staatliche  Genenmigung  wird  durch  das  Ministerium  des  Iimem 
erteilt    Die  erteilte  Genehmigung  ist  widerruflich. 

2.  Verordnung,  betr.  das  Grundbuch wesen,  vom  30.  Juli 
1899  (Reg.Bl.  S.  540  ff.). 

3.  Bekanntmachung  des  Justizministeriums,  betr.  die  Frist  zur 
Ausführung  der  Civilprozefsordnnng,  vom  31.  Juli  1899 
(Reg.BL  S.  545  ff.). 

4.  K.  Verordnung,  betr.  Vorschriften  für  die  Sicherheit 
der  Bodenseeschiffahrt,  vom  25.  September  1899  (Reg.Bl. 
8.  721  ff.). 

5.  Verf.  des  Justizministeriums  vom  2.  September  1899,  betr. 
das  Grund  buch  wesen  (Amtsbl.  d.  W.  J.M.  S.  101  ff.). 

Nach  §  72  soll,  wenn  eine  Urkunde  von  einer  ausländischen  Behörde 
oder  einer  mit  öffentlichem  Glauben  versehenen  Person  des  Auslandes  aus- 
gestellt oder  beglaubigt  ist,  soweit  nicht  durch  Btaatsverträge  ein  anderes 
Bestimmt  ist.  die  Unterschrift  der  Behörden  oder  der  Person  sowie  die  Be- 
fbgnis  derselben  zur  Aufnahme  der  Urkunde  diplomatisch  oder  konsular- 
amtlich  beglaubigt  sein. 

6.  Verf.  des  Justizministeriums  vom  14.  September  1899,  betr. 
das  Vormundschaftswesen  (Amtsbl.  d.  W.  J.M.  S.  169). 

S  45.  Den  Behörden  des  Reichs,  den  öffentlichen  Behörden  des  Landes 
und  den  von  ihnen  beanfhrtuzten  Beamten  sowie  den  Gerichten  anderer  deut- 
scher Staaten  ist  die  in  amtuchem  Interesse  nachgesuchte  Einsieht  der  (Vor- 
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mnndBchafk»-)  Akten  jedemtt  gestattet  Ihrem  Gesiiche  um  Ausfolge  and 
Zosendung  der  Akten  ist  gegen  Empfangsbeeckemigimg  bq  entspredien, 
aodi  können  sie  gegen  Kostenersats  die  £rteilang  von  AbBchriften  Ter- 
langen.  Dem  firsnchen  yon  Behörden  eines  anderen  deutschen  Bundesstaates 
kann  bis  auf  weiteres  dann  entsprochen  werden,  wenn  die  Gfegenseitigkdt 
rerbürgt  ist.  Erheben  sich  Bedenken,  so  ist  gleichwie  in  den  F&Uen,  in 
welchen  das  Ersuchen  von  der  Behörde  eines  nicht  deutschen  Staates  aus- 
geht, die  Entschliefsung  des  Justizministeriums  einiuholen. 

§  46.  Ersuchen  um  Rechtshttlfe  können  die  ordentlichen  Vor- 
mundschaftsgerichte  unmittelbar  an  die  sust&ndieen  Gerichte  und  Behörden 
der  anderen  Bundesstaaten  richten.  Falls  sie  jeaoeh  nicht  sichere  Kenntnis 
▼on  der  Zuständigkeit  anderer  Behörden  hab^,  sind  die  Ersuchsschreiben 
rc^lmäfsig  an  die  Amtsgerichte  des  betreffenden  Bundesstaates  zu  richten 
f§$  2,  194  Abs.  14  des  Ges.  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichts- 
biurkeit  vergl.  mit  §  158  des  Ger.Verf.Ges.,  dazu  die  Verf.  des  J^tüin.  vom 
29.  November  1880,  Wfirtt  Gerichtsbl.  Bd.  18  S.  24  und  vom  26.  Oktober 
1892,  AmtsbL  S.  66). 

Andererseits  haben  die  ordentlichen  Vormundschaftsserichte  dem  an  sie 
ergehenden  Ersuchen  der  Grerichte  und  Behörden  der  anderen  Bundesstaaten 
um  Bechtshülfe  in  Aneeleg^iheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  zu  ent- 
sprechen. Werden  solche  Ersuchen  eines  auswärtigen  G^chts  oder  einer 
auswärtigen  Behörde  an  ein  Amtsgericht  gerichtet,  so  kann  dieses,  sofern 
nicht  die  Erledigung  durch  das  Gericht  ausdrficklioh  verlangt  wud,  ^e 
Mitwirkung  der  on&thchen  Vormundschaftsgerichte  in  Anspruch  nehmen. 
Für  den  Verkehr  mit  dem  Ausland  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  sind  die  erlassenen  besonderen  Vorschriften  mafsgebend. 

7.  Verf.  des  Justizministeriums  vom  14.  September  1899,  betr. 
das  Nachlafswesen  (AmtsbL  d.  W.J.M.  S.  210  ff.). 

8.  Verf.  des  Min.  der  Justiz  und  des  Innern  vom  8.  September 
1899,  betr.  die  vorläufige  Festnahme  von  Personen,  die 
nach  den  Niederlanden  geflüchtet  sind,  zur  Sicherung 
ihrer  Auslieferung  (AmtsbL  d.  W.  J.M.  S.  239). 

1.  Verordnung  vom  80.  Juli  1899,  den  Vollzug  der  Hinter- 
legungsordnung betr.  (6.U.V.BL  S.  405  ffi).  Neuer  Text  des 
Hinterlegungsgesetzes  nach  J.M.Bekanntmacbung  vom  80.  Juli 
1899  (G.U.V.BL  S.  393  ff.). 

2.  Verordnung  des  Min.  des  Innern  vom  20.  September  1899, 
die  Schiffahrt  auf  dem  Bodensee  betr.  (G. U.V.BL  S.  441). 

Hessen. 

1.  Ges.,  die  Ausführung  des  Gesetzes  über  die  An- 
gelegenheiten der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  betr., 
vom  18.  Juli  1899  (Reg.BL  S.  287). 

2.  Ges.,  die  Ausführung  des  Handelsgesetzbuchs 
und  der  Wechselordnung  betr.,  vom  20.  Juli  1899  (Reg.BL 
S.  353). 

Art  3  im  wesentlichen  gleichlautend  mit  Art.  282  des  Wttitt. 
Ausf.Ges.  zum  B.6.B.  s.  oben  S.  503. 

3.  Ges.,    betr.   Änderungen    des    Gesetzes,    die    Aus 
führung  der  Civilprozefsordnung   und  Konkursordnung 
betr.,  vom  21.  Juli  1899  (Reg.BL  8.  356). 
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4.  Ote.y  die  Ausführnng  der  Orandbuchordnung  betr., 
vom  22.  Juli  1899  (Reg.Bl.  S.  363). 

5.  Oes.,  die  Ausführung  des  Gesetzes  über  die 
Zwangsversteigerung  und  die  Zwangsverwaltung  betr., 
Yom  28.  Juli  1899  (Reg.BL  8.  367). 

6.  Ges.,  betr.  die  Abänderung  des  Gesetsses  vom  80.  August 
1884,  die  Erbschafts-  und  Scheukungssteuer  betr.,  yom 
12.  August  1899  (Reg.Bl.  S.  525). 

7*  Verordnung,  die  gerichtlichen  Hinterlegungen  betr., 
vom  19.  August  1899  (Reg.Bl.  S.  581). 

9fteliseB  -Weimmr-ElsenfteM. 

Ges.  vom  29.  März  1899,  betr.  Änderungen  des  Gesetzes 
▼  om  20.  März  1879  zur  Ausführung  des  deutschen 
Gerichtsverfassungsgesetzes  vom  27.  Januar  1877 
(Reg.Bl.  8.  107). 

OMenlbwrv. 

1.  Ges.  ftlr  das  Herzogtum  Oldenburg,  betr.  das  Grund- 
erbrecht, vom  19.  April  1899  (G.Bl.  f.  d.  Herzogtum  Oldenbuig 
Bd. '82  8.  391  C). 

2.  Ges.  für  das  Herzogtum  Oldenburg,  betr.  das  nutz- 
bare Eigentum  an  Grundstücken,  vom  25.  April  1899  (ibid. 
S.  400  ff.). 

3.  Ges.  für  das  Herzogtum  Oldenburg  zur  Ausführung 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  und  des  Handelsgesetz- 
buchs vom  15.  Mai  1899  (ibid.  8.  405  ff.). 

Min.Bekanntmachung  vom  7.  Juli  1899,  betr.  die  Ausführung 
der  Reichsgrundbuchordnung  (G.U.V.B1.  8.  585). 

Sachsen- Altenlbnrv. 

Ausführungsgesetz  zur  Civilprozefsordnung  vom 
4.  Mai  1899  (Ges.Slg.  8.  64). 

Sckwanhnrr-Rvdelfltadt. 

Gesetze  vom  11.  Juli  1899,  betr.  Ausführung  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuchs  (Ge8.81g.  8.  51),  Ausführung  des  Reichs- 
gesetzes über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  (8.  94),  Ausführung  der  Civilprozefs- 
ordnung und  Konkursordnung  (8.  111),  Ausführung  des 
Handelsgesetzbuchs  (8.  119). 

Schwanhwrv-  Somderaliaaseii. 

1.  Ansführungsgesetz  zum  Bürgerlichen  Gesetz- 
buch vom  19.  Juli  1899  (Ges.81.g  8.  29). 

2.  Gesetze  vom  19.  Juni  1899,  betr.  Ausführung  der  Civil- 
prozefsordnung und  Konkursordnung  (Ges.81g.  8.  65)  und 
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ttber  die  ZwangBverBteigerung   and  ZwangBTerwaltung 
Oe8.Slg.  S.  88). 

8.  AusftthrangBgeBetze  yom  29.  Juli  1899  zum  ReichB- 
geBetse  ttber  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
GerichtBbarkeit  (Ge8.Slg.  S.  87)  und  zur  ReichBgrnnd- 
bnchordnang  (OeB.81g.  8.  145). 

4.  HinterlegungBordnung  vom  29.  Jali  1899  (GeB.61g. 
8.  158). 

5.  NotariatBordnung  vom  29.  Jnli  1899  (6eB.8Ig.  S.  169). 

1.  AaBfttbrangsgesetz  vom  16-  AuguBt  1899  zum  Reichs- 
geBetz  ttber  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
GerichtBbarkeit  (Land.VO.  8.  127). 

2.  GeB.  vom  23.  AugnBt  1899  zur  Anaftthrung  des 
Bttrgerlichen  GeBetzbuchs  (ibid.  (8.  158). 

Gesetze  vom  14.Jali  1899,  betr.  die  AuBftthrung  des  Bttreer- 
lichen  GeBetzbuchs  (Amtsbl.  8.  841),  den  Gttterstand  der 
vor  dem  Inkrafttreten  des  Bttrgerlichen  Gesetzbaehs 
geBchloBsenen  Ehen  (8.  861),  betr.  die  Vormnndschafts- 
behOrde  (8.  869),  Ausftthrung  der  Grandbnchordnnng 
(8.  876)y  Ansftthrnng  zum  Reichsgesetz  ttber  Zwaugsver- 
Bteigernng  und  Zwangsverwaltung  (8.  884),  Hinter- 
legnngsordnnng  (8.  890). 


Internationale  Verträge. 

1.  Vereinbarung  zwischen  dem  Reiche  und  den 
Vereinigten  8taaten  von  Brasilien  ttber  die  Mitwirkung 
der  beiderseitigen  konsularischen  Vertreter  bei  der 
Regelung  von  Nachlässen  ihrer  Staatsangehörigen  vom 
80.  November  1897/15.  Februar  1898  (RG.Bl.  1899  8.  547). 

KaiBerlich  deutsche  Gresandtschaft  in  Brasilien. 

Petropolis,  den  30.  November  1897. 
Herr  Minister. 

Einem  mir  von  der  Regierang  Seiner  Majest&t  des  Deutschen  Kaisen 
und  Königs  von  PreuTsen  erteilten  Auftrage  gemäTs  beehre  ich  midi  an 
Eure  Excellenz  die  Bitte  zu  richten,  dafür  Sorge  tragen  zu  wollen,  dafii 
die  Anwendung  der  in  dem  Dekret  Nr.  855  vom  8.  November  1851  ent- 
haltenen Bestimmungen  auf  die  Nachlässe  der  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Brasilien  verstorbenen  Deutschen  angeordnet  wird. 

Die  Regierung  Seiner  Majestät  des  Kaisers  und  Könies  wird  dann  für 
die  Nachlässe  der  im  Deutschen  Reiche  verstorbenen  Brasiuaner  die  gleiche 
Behandlung  eintreten  lassen. 


Intefnationale  Vertrüge.  507 


Die  Anwendnag  der  beseichneten  BestmunongeD  aoU  im  Deutschen 
Bdche  wie  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Braailien  drei  Monate  nach  dem 
Tage  b^^en,  an  dem  dorch  eine  sobald  als  möglidi  in  Rio  de  Janeiro 
abzugebende  Erklärung  der  deutschen  Regierung  fea^estelit  sein  wird,  dafs 
die  getrofiene  Vereinbarung  die  yerfassungnnftCug  notwendige  Genehmigung 
der  gesetzgebenden  Körperschaften  des  Mutschen  Reichs  gefunden  hat 

Ich  benutze  auch  diesen  Anlafs,  um  Eurer  Ezcellenz  die  Versicherung 
meiner  ausgezeichnetsten  Hochachtung  zu  emenem. 

Der  Kaiserlich  deutsche  Geschäftstrüger. 
vcn  Oriesmger. 
An 
Seine  Ezcellenz  Herrn  Gtoeral  DionUio 
E.  de  Ca$to  Cerqueiray  Minister  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  etc. 


Übersetzung. 
3.  Sektion  Nr.  4. 

Rio  de  Janeiro,  Ministerium  der  auswärtigen 
Angelegenheiten,  den  15.  Februar  1898. 

Eine  grofse  Zahl  dringender  Angelegenheiten  hat  mich  bisher  verhindert, 
auf  die  Note  zu  antworten,  die  der  Geschäftsträger  des  Deutschen  Reichs 
Herr  Freiherr  von  Oriesinger  unterm  80.  November  v.  J.  an  mich  gerichtet 
and  worin  er  den  Antrag  gestellt  hat,  dals  die  Bestimmungen  des  Dekrets 
Nr.  855  vom  8.  November  1851,  die  sich  auf  Nachlässe  beziehen,  auf  Grund 
der  Gegenseitigkeit  auch  auf  aie  Nachlasse  der  in  Brasilien  verstorbenen 
Deutschen  angewandt  werden  möchten.  Der  Herr  Freiherr  weifs  bereits, 
dal«  dieser  Anwendung  unter  den  folgenden  Voraussetzungen  keine  Schwierig- 
keiten entgegenstehen. 

Es  ist  unerläfalicb,  dafs  in  der  Übereinkunft,  die  hierdurch  zwischen 
Brasilien  und  Deutschland  mitteist  Notenaustausches  geschlossen  wird,  die 
ErkläruDg  enthalten  ist,  dafs  die  in  Frage  stehenden  Bestimmungen  nur  auf 

gachlässe  Anwendung  finden,  die  nach  dem  Inkrafttreten  der  erwähnten 
bereinkunft  angefallen  sind,  und  dafs,  im  Falle  des  Erlöschens  des  Ab- 
kommens, alle  Nachlässe,  die  dann  noch  nicht  abgewickelt  sind,  nach  dem 
Dekret  Nr.  2483  vom  15.  Juni  1859  oder  nach  den  dann  geltenden  Be- 
stimmungen geregelt  werden  sollen. 

Die  Bundesregierung  wird,  sobald  ihr  amtlich  bekannt  gemacht  worden 
ist,  dafs  die  Überemkunn  in  Deutschland  zur  Ausf&hrung  gelangen  kann, 
eine  Verordnung  erlassen,  worin  sie  die  Ausführung  des  Abkommens  verfügt 
und  hierzu  einen  Zeitraum  von  drei  Monaten  festsetzt. 

Ich  benutze  mit  Vergnügen  diese  Gelegenheit,  dem  Herrn  Geschäfts- 
träger die  Versicherung  meiner  sehr  ausgezeichneten  Hochachtung  zu  er- 
neuern. 

Dimiisio  E,  de  Castro  Cerqueira. 
An  Herrn  Freiherm  von  Grriesinger, 

Hierzu  Bekanntmachung  des  Deutschen  Reichskanzlers  vom  24.  Sep- 
tember 1899,  betr.  die  obenbezeichnete  Vereinbarung  (R.- 
O.Bl.  1899  S.  550  ff.): 

Die  mit  dem  vorstehenden  Notenwechsel  vom  30.  November  1897/ 
15.  Februar  1898  betroffene  Vereinbarung  tritt,  nachdem  sie  die  Zustimmung 
des  Bundesrats  und  die  Genehmigung  des  Rdchstags  gefunden  hat,  auf  Grund 
eines  Überonkommens  zwischen  der  Regierung  Seiner  Majestät  des  Kaisers 
und  der  R^erung  der  Republik  der  Vereinigten  Staaten  von  Brasilien  mit 
Beginn  des  1.  Oktober  1899  in  Kraft    Demgemäfs  kommen,  wie  durch  Dekret 
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des  Priiflidenteii  der  Repnblik  der  Vereinigten  Staaten  von  Branlien  Nr.  3858 
vom  29.  Jnii  d.  J.  verfUj^^  worden  ist,  auf  die  vom  1.  Oktober  d.  J.  an  er 
öffneten  Nachlfiflse  der  in  Bramlien  rerstorbenen  Deutsdien  die  im  Art  24 
dea  brasilianischen  Dekrets  Nr.  855  vom  8.  November  1851  in  Bezog  ge- 
nommenen Bestimmungen  (Art.  2—8  und  11)  dieses  Dekrets  zur  Anwenäong. 
Oem&fs  der  Übereinkunft  tritt  von  demselben  Zeitpunkt  an  die  gleiche  Be- 
handlung für  die  NachlSsse  der  im  Deutschen  Keiche  verstorbenen  Bra- 
silianer ein. 

Eine  deutsche  Übersetzung  der  Art  2—8,  11  und  24  des  erwähnten 
Dekrets  Nr.  855  vom  8.  November  1851  wird  nachstehend  abgedruckt 

Berlin,  den  24.  September  1899. 

Der  Reichskanzler. 
Fürst  zu  Hohenlohe. 

Übersetzung   der   Art    2—8,    11    und   24    des    brasilianischen 
Dekrets   Nr.  855  vom  8.  November   1851. 

Art.  2.  Wenn  ein  in  Brasilien  wohnhafter  Auslftnder  stirbt,  ohne  «ne 
letztwillige  Verfugung  errichtet  zu  haben  und  ohne  einen  im  Lande  lebenden 
Gatten  oder  Erben  und  namentlich  solche  Erben  zu  hinterlassen,  die  im 
Lande  anwesend  sind  und  denen  als  Haupt  der  Familie  die  Verwaltung  der 
Nachlafsmasse  behufs  ErrichtUDg  eines  Inventars  und  Vornahme  der  Teilung 
zusteht,  oder  selbst  wenn  ein  in  Brasilien  wohnender  Ausländer  mit  Hinter- 
lassung einer  letztwilligen  Verfugung  stirbt,  seine  Erben  jedoch  Auslftnder 
und  ebenso  wie  die  Testamentsvollstrecker  abwesend  sind,  so  hat  dnr  täi 
die  Angel^enheiten  Verstorbener  und  Abwesender  zuständiee  Richter  mit 
dem  betreuenden  konsularischen  Vertreter  die  Feststellung  der  Erbscbafts- 
masse,  deren  Gewahrsam  dem  konsularischen  Vertreter  anvertraut  wird,  vor* 
zunehmen.  Zu  diesem  Zwecke  hat  der  Richter  alsbald  von  Amtswegen 
in  Gegenwart  des  Konsularvertreters  zu  der  Aufnahme  des  Inventars  zn 
schreiten. 

Ist  ein  Erbe  brasilianischer  Bürger,  so  findet  eine  solche  Mitwirkung 
der  konsularischen  Vertreter  nicht  statt,  selbst  wenn  der  betreffiBnde  Erbe 
abwesend  sein  sollte. 

Art  8.  Ist  das  Inventar  abgeschlossen,  so  ^eht  die  Erbschaftsmasse 
zur  Verwaltung  und  Liquidierung  an  den  konsularischen  Vertreter  Aber; 
dieser  kann  über  ihre  einzelnen  Bestandteile  oder  ihre  Erträge  weder  ver- 
fügen noch  sie  den  rechtmäfsigen  Erben  ausantworten .  bis  nicht  durch  vor- 
gängige unmittelbar  nach  der  Feststellung  der  Nachlafsmasse  erlassene  Ver- 
öffentHchungen  in  den  Zeitungen  fest^cestellt  ist  dafs  innerhalb  eines  Jahres 
kein  Erbschaftsgläubiger  aufgetreten  ist  Das  Gleiche  gilt,  solange  über  die 
Elrbschaft  ein  Rechtsstreit  schwebt,  und  solange  nicht  die  gesetzmälsige 
Erbschaftssteuer  entrichtet  ist.  Um  testzuateUen,  ob  eine  Erbschaftssteuer  zu 
zahlen  ist  oder  nicht,  hat  der  konsularische  Vertreter  durch  genügende  und 
gehörig  beglaubigte  Urkunden  den  Verwandtschaftsgrad  zwischen  dem  Ver- 
storbenen und  seinem  oder  seinen  Erben  nachzuweisen. 

Art  4.  Ist  nach  Ablauf  des  im  vorhetgehenden  Artikel  erwähnten 
Jahres  wegen  der  Erbschaft  kein  Rechtsstreit  anhängig,  und  ist  die  gesetz- 
liehe  Erbschaftssteuer  entrichtet,  oder  ist  festgestellt,  da(s  eine  solche  nicht 
zu  zahlen  ist,  so  kann  der  konsularische  Vertreter  über  die  Erbschaft  ver- 
fügen und  sie  den  Erbberechtigten  in  Gemäfsheit  der  ihm  ertdlten  An- 
weisungen ausfolgen.  Er  wird  dabei  von  den  brasilianischen  Grerichten  als 
Vertreter  des  oder  der  Erben  angesehen  und  ist  diesen  allein  verantwortlich. 

Art.  5.  Falls  Schulden  vorhanden  oder  Rechtsstreitigkeiten  anhängig 
sind,  die  nur  einen  Teil  der  Erbschaft  betreffen,  so  können  nach  Ablauf  des 
Jahres  und  nachdem  die  Erfordernisse  des  Art  8  erAiilt  sind,  die  Bestimmunj^en 
des  vorstehenden  Artikels  auf  den  durch  Schulden  nicht  belasteten  oder  nicht 
'strittigen  Teil  der  Erbschaft  Anwendung  finden.    Es  wird  dann  ein  der 
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Schnldranune  oder  dem  Streitwert  entsprechender  Betrag  öffentlich  hinterlegt 
oder  der  Streitgegenstand  selbst  sarückbehalten. 

Art  6.  Wenn  ein  in  Brasilien  wohnhafter  Ausländer  unter  den  im 
Art  2  vorgesehenen  Verhältnissen  an  einem  Orte  stirbt,  wo  ein  konsnla- 
iischer  Vertreter  seines  Staates  nicht  vorhanden  ist,  so  hat  der  für  die  An- 
gelegenheiten Verstorbener  und  Abwesender  zuständige  Richter  die  Fest- 
stellung und  die  Inventarisiemng  des  Nachlasses  m  Gegenwart  sweier 
glaubwürdigen,  demselben  Staate  wie  der  Verstorbene  angenörigen  Zeugen, 
und  in  deren  £nnangelunff  in  Gegenwart  von  awei  vertrauenswürdigen 
Kanfleuten  oder  dort  Grund  und  BmIcu  besitzenden  Männern  vorzunehmen. 
Die  Betreffenden  sind  dann  Verwalter  oder  Liquidatoren  der  Erbschaft ,  bis 
über  das  Schicksal  des  zur  Auszahlung  fähigen  und  nicht  strittigen  Nach* 
lasses  bestimmt  werden  kann. 

Art  7.  In  dem  im  vorstehenden  Artikel  vorj^^esehenen  Falle  hat  der 
Richter  innerhalb  15  Taffen,  nachdem  er  von  dem  m  seinem  Amtsbezirk  er- 
folgten Ableben  eines  Ausländers  Kenntnis  erhalten  hat,  wenn  dabei  die 
Voraussetzungen  des  Art  2  zutreffen,  dem  Minister  der  auswärtigen  An- 
irelegenheiten  nebst  einem  Totenschein  eine  Mitteilung  über  Alter,  Wohnort, 
Geburtsort  und  Beruf  des  verstorbenen  Ausländers,  sowie  über  alles,  was 
sonst  über  dessen  Nachials  und  Verwandte  festgestdlt  werden  kann,  einzu- 
reichen, damit  der  genannte  Minister  nch  mit  der  betreffenden  Gksandtschaft 
oder  mit  dem  betreffenden  konsularischen  Vertreter  wegen  der  Verfögung 
über  die  zur  Auszahlung  zu  bringende  Nachlafsmasse  ins  Benehmen  setzen 
kann. 

Art  8.  Weder  die  konsularischen  Vertreter,  noch  die  nach  Mafsgabe 
des  Art  6  eiD|[esetzten  Verwalter  dürfen  irgend  eine  Schuld  des  Verstorbenen 
ohne  Ermächtigung  des  Richters  zahlen;  dieser  darf  seinerseits  ohne  An- 
hören des  konsularischen  Vertreters  oder  der  Verwalter  keine  Zahlung  an- 
ordnen. 

Ausgenommen  sind  die  Begräbniskosten,  zu  deren  Bezahlung  der 
Richter  oder  die  ßezirkspolizeibehCrde  unter  Berücksichtigung  der  vor- 
handenen ^bschaftsmittel,  wenn  möglich  alsbald,  Ermächtigung  erteilt 

Art  11.  Stirbt  ein  fremder  konsularischer  Vertreter,  so  wird  smn 
Naehlafs   ebenso  in  Verwahrung  genommen  wie  die  Nachlässe  von  Mit- 

fliedem  des  diplomatischen  Konw.    Ausgenommen  ist  der  Fall,  dafs  ein 
onsularischer  Vertreter  ein  Hanaelsgeweroe  im  Lande  betreibt;  dann  greift 
die  allgemeine  Regel  Platz. 

Art.  24.  Die  Art.  2,  S,  4,  5,  6,  7,  8  und  11  treten  für  die  konsuhirischen 
Vertreter  und  ihre  Staatsangehörigen  erst  in  Kraft,  nachdem  auf  Grund  eines 
Übereinkommens  durch  Notenauäausch  die  Gegenseitigkeit  zugesichert  und 
infolgedessen  die  Erfüllung  der  Gegenseitigkeit  von  der  l^treffenden  R^erung 
angeordnet  worden  ist. 

2.  Internationale  Schiffahrts-  und  Hafenordnung 
für  den  Bodensee  yom  8.  April  1899  (Eidg.  A.  S.  N.  F.  Bd.  XVII 
S.  295  ff.). 

8.  Erklärung  zwischen  der  Schweiz  und  Italien, 
betr.  die  von  den  beiderseitigen  Staatsangehörigen  zu 
erfüllenden  Förmlichkeiten  bei  Eheschliefsungen,  vom 
28.  September  1899  (Schweiz.  Bundesbl.  1899  Bd.  IV  S.  1080,  A.  S. 
N.  F.  Bd.  XVn  S.  870),  durch  welche  die  Erklärung  vom  15./29.  No- 
vember 1890  (A.  S.  N.  F.  Bd.  XI  S.  729)  and  der  Zusatz  vom 
11.  März  1892  (A.  S.  N.  F.  Bd.  XII  S.  680)  ersetzt  sind. 

Art  1.  Schweizer,  welche  mit  Italienerinnen  in  Italien  und  Italiener, 
welche  mit  Schweizerinnen  in  der  Schweiz  eine  Ehe  abschlielsen  wollen, 
sollen  in  Zukunft,  wenn  sie  ihre  Staatsangehörigkeit  nachgewiesen  haben, 
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nicht  mehr  verpflichtet  sein,  durch  Vorl^gfong  von  Attesten  ihrer  besüeliehen 
Hdmatbehörden  darzathnn,  daft  sie  ihre  Staatsangehörigkeit  durch  die  Ehe- 
schüe&uDff  auf  ihre  znkfinftige  £3iefraa  und  ilve  in  der  Ehe  sreborenen 
Kinder  übertragen  und  dafs  m  demgem&fs  nach  eingeeuigener  £She  samt 
ihrer  vorsedacnten  Familie  Ton  ihrem  Heimatstaate  auf  Enordern  wieder 
werden  ttbemommen  werden. 

Art  2.  Die  bäderaeiligen  Angehörigen  sind  jedoch  yerpfliohtet,  eine 
Bescheinigung  ihrer  sustttndiffen  LanaesbehÖrde  darüber  Tonuieeen,  dais  der 
Abschliefsimg  der  Ehe  nach  dem  bÜTgerlichen  Becbte  ihrer  Heimat  kein 
bdLanntes  älndemis  entgegensteht 

Diese  Bescheinigung  wird  durch  die  CiTilstsndsbeamten ,  welche  die 
Verkündnng  der  Ehe  YOUaogen  haben,  mittels  einer  Erklärung  auf  dem  Yer- 
kundschein  auevestellt,  dahin  lautend: 

„Der  GvibtandBbeamte  von erklärt,  dafs  er,  ohne  dafs  irgend 

welche  Einsprache  erhoben  worden  ist,  die  Verkündunff  der  Ehe 

▼orgenommen  hat  und  daft  dem  Yollsuge  dieser  Ehe  nach Gesetsen 

nichts  im  Wege  steht^ 

Die  Beguiubigung  der  Unterschriften  der  schweiaerischen  und  italieni- 
schen (SvUstuidsbeamten  durch  die  zuständigen  schweizerischen  und  italieni- 
schen Behörden  schliefst  die  Erklärung  in  sieh,  dafs  die  GiTÜstuidsbeamteii 
zur  Ausstellung  der  erwähnten  Bescheiniffun^  befugt  sind. 

Art  8.  Die  zwischen  den  beiden  Kegierungen  am  15729.  November 
1890  ausgetauschte  Erklärung  und  der  Zusau  vom  11.  Man  1892  sind  auf- 
gehoben. 

Hierzu  bemerkt  das  Kreisschreiben  des  BnndeeratB  an  sämtliche 
eidgenössische  Stände  vom  8.  Oktober  1899  (BondesbL  1899  S.  1028), 
auf  Grund  dieser  neuen  Erklärung  seien  künftighin  auch  die  italienischen 
Civilstandsbeamten  in  der  Lage,  das  NuHa-Osta-ZeagtüSy  das  im  übrigen 
nur  in  formeller  Beziehung  eine  unwesentliche  Abänderung  enthält, 
direkt  auf  dem  Verkündschein  auszustellen,  statt,  wie  bisher,  in  einer 
besonderen  Urkunde. 


Rechtsverhältnisse  in  den  deutschen  Schutzgebieten. 

1.  Ges.,  betr.  Abänderung  und  Ergänzung  des  Gesetzes 
über  die  Rechtsverhältnisse  der  deutschen  Schutz- 
gebiete (RG.Bl.  1888  S.  75),  vom  2.  Juli  1899  (R.G.BL  8.  865). 

Art  I.  §  8  des  Gesetzes,  betr.  die  Rechtsverhältnisse  der  deutschen 
Schutzgebiete  (R.G.BL  1888  S.  75X  erhält  folgende  Fassung: 

Deutschen  Kolonialgesellschaften,  welche  die  Kolonisation  der  deut- 
schen Schutsgebiete,  insbesondere  den  Erwerb  und  die  Verwertung  von 
Grundbesitz,  den  Betrieb  von  Land-  oder  Plantagenwirtschaft,  den  Betrieb 
von  Bergbau,  gewerblichen  Unternehmungen  und  Handelsgeschäften  in 
denselben  zum  ausschliefslichen  Gegenstand  ihres  Unternehmens  und  ihren 
Sitz  entweder  im  Reichsgebiet  oder  in  einem  Schuta^biet  oder  in  einem 
Konsulaigerichtsbezirke  haben  oder  denen  durch  Kaiserliche  Sdiutzbriefe 
die  Ausübung  von  Hohdtsrechten  in  den  deutschen  Schutzgelneten  über- 
tragen ist,  kann  auf  Grund  eines  vom  Reichskanzler  genehmigten  Gesell- 
schaftsvertrags  (Statuts)^  durch  Beschlufs  des  Bundesrats  die  Fäigkeit  bei- 
gelegt werden,  unter  ihrem  Namen  Rechte,  insbesondere  Eigentum  und 
andere  dingliche  Rechte  an  Grundstücken  zu  erwerben,  Yerbmdlichkeiten 
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eiiixiigehen,  vor  Gericht  sa  klagen  und  yerklagt  sa  werdeo.  In  solchem 
Falle  haftet  den  Gl&nbigem  fttr  alle  Verbindlichkeiten  der  Kolonialgesell- 
schaft nur  das  Vermögen  derselben. 

Du  Gleiche  gilt  fibr  deutsche  Gesellschaften,  weiche  den  Betrieb 
eines  Unternehmens  der  im  Abs.  1  bezeichneten  Art  in  dem  Hinterland 
eines  deutschen  Schatagebiets  oder  in  sonstigen  dem  Schntagebtete  be- 
nachbarten Bezirken  znm  Gegenstand  nnd  ihren  Sitz  entweder  im  Beichs- 
Sbiet  oder  in  einem  Schutzgebiet  oder  in  einem  Konsulaigerichtsbezirke 
ben. 

Der  Beschlufs  des  Bundesrats  und  im  Auszuge  der  Gesellschafts- 
yertrag  sind  durch  den  Beichsanzeiger  zu  veröffentlichen. 

Art  n.  §  10  des  Gesetzes,  betr.  die  Bechtsverhältnisse  der  deutschen 
Schutzgebiete,  erh&lt  folgende  Fassunff: 

Die  Crcsellschaften,  welche  cße  im  §  9  erwähnte  fUhifi^keit  durch 
Beschlufs  des  Bundesrats  erhalten  haben,  unterstehen  der  Auüncht  des 
BeichakanzlerB.  Die  einzelnen  Befugnisse  derselben  sind  in  den  Gesell- 
schaftsvertrag  aufzunehmen. 

2.  Verordnung,  betr.  die  Vereinigung  von  Wohnplätzen 
in  den  deutschen  Schutzgebieten  zu  kommunalen  Ver- 
bänden, vom  3.  Juli  1899  (R.G.B1.  S.  866  f.). 

§  1.  Der  Beichskanzler  ist  ermächtig,  Wohnplätze  in  den  Schutz- 
gebieten zu  kommunalen  Verbänden  zu  yeremigen.  Die  hiemach  gebildeten 
kommunalen  Verbände  sind  unter  Angabe  des  Namens,  den  der  Verbcmd  zu 
fuhren  haben  wird,  öffentlich  bekannt  zu  machen. 

§2.  Die  in  Gemäfsheit  des  §  1  gebildeten  und  öffentlich  bekannt 
Mnachten  kommunalen  Verbände  haben  die  Fähigkeit,  unter  ihrem  Namen 
Sechte,  insbesondere  Eigentum  und  andere  dingliche  Rechte  an  Grundstücken 
zu  erwerben,  Verbindliäikeiten  einzugehen,  yor  Gericht  zu  klagen  und  ver- 
klagt zu  werden. 

§  8.  IXe  näheren  Bestimmungen  über  die  Orffanisation  der  kommunalen 
Verbände,  insbesondere  über  den  rSrwerb  und  den  Verlust  der  Zugehörigkeit, 
über  die  Rech^  und  Pflichten  der  Mitglieder,  über  die  Vertretung  nach 
Innen  und  aufsen,  sowie  über  die  Art  und  Weise,  auf  welche  der  Verband 
Über  seine  Rinnahmen  und  Ausgaben  Rechnung  zu  legen  haben  wird,  erUUst 
der  Reichskanzler. 

8.  Allerh.  Erlafs,  betr.  die  Erklärung  des  Schutzes  über 
die  Karolinen,  Palau  und  Marianen,  vom  18.  Juli  1899 
(R.Q.B1.  S.  541). 


Yermisclite  Mitteilungen. 

1«  (Preisausschreiben.)  Die  Internationale  Vereinigung 
für  vergleichende  Rechtswissenschaft  und  Volkswirtschaftslehre  zu  Berlin 
setzt  den  von  ihrem  Mitgliede  Dr.  Carl  Hüse  zu  Berlin  gestifteten  Preis 
von  1000  Mk.  als  Hilse-Preis  für  die  beste  Arbeit  über  folgendes  Thema 
ans:  ,Die  Haftgesetze  für  Eisenbahnen  in  den  wichtigsten  Staaten 
Europas  (unter  eventueller  Berücksichtigung  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika),  geschichtlich  und  nach  ihrer  wirtschaftlichen  Tragweite 
dargestellt  ^  Die  Preisbewerbung  geschieht  unter  folgenden  Bedingungen : 
1.    Die  Arbeiten  müssen  bis  zum  1.  April  1901  an  den  ersten  Schrift- 
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Alhrer  der  Vereinigung,  KammergerichtBrat  Dr.  Kroneekery  Berlin  W., 
Karftarstendamm  241 ,  eingeliefert  werden.  2.  Die  Arbeiten  müfisen 
in  deutscher  oder  französischer  oder  englischer  Sprache  yerfa&t,  auch 
müssen  die  dentschen  Mannskripte  mit  lateinischen  Baefastaben  ge- 
schrieben sein.  Es  ist  im  höchsten  Grade  wünschenswert,  die  Arbeiten 
mit  einer  Schreibmaschine  schreiben  zn  lassen.  3.  Die  Arbeiten  dttrfeo 
nicht  mit  dem  Namen  des  Verfassers,  sondern  nnr  mit  einem  Motto 
beseichnet  werden,  doch  mofs  ihnen  ein  versiegeltes  Convert  beigegeben 
sein,  welches  das  gleiche  Motto  als  Anschrift  trägt,  und  in  welchem 
der  Name  und  die  Adresse  des  Autors  enthalten  sind.  4.  Das  Preis- 
richterkollegium besteht  aus  folgenden  Mitgliedern  der  Vereinigung: 
Dr.  jur.  T.  M.  C.  Ässer^  Staatsrat,  Haag;  Dr.  Georg  Egerj  R^erungs- 
rat,  Berlin;  Dr.  WiUiam  Hewms^  Direktor  der  London  Sdkod  of 
Economics  and  PoUHkal  Science^  London ;  Dr.  Driedridi  Jfetü,  ordent- 
licher Professor  der  Rechte,  Advokat,  Zürich.  Das  Preisrichterkollegium 
bestimmt  selbst  die  Regeln,  nach  denen  es  verfehren  will.  Die  Ver- 
kündigung der  Entscheidung  soll,  wenn  möglich,  noch  vor  dem  1.  April 
1902  erfolgen.  Der  Preis  kann  zwischen  mehrere  Bewerber  vetteilt 
werden,  wenn  ihre  Arbeiten  von  wesentlich  gleichem  Werte  erscheinen. 
Die  mit  dem  Preise  gekrOnte  Arbeit  kann  von  der  Intemationalea 
Vereinigung  veröffentlicht  werden.  Die  VerOfientlichung  einer  Freis- 
arbeit oder  eines  oder  mehrerer  Teile  derselben  vor  Verkttndung  der 
Entscheidung  hat  zur  Folge,  dafs  die  Arbeit  aus  der  Pteisbewerbung 
und  der  ferneren  Begutachtung  durch  die  Preisrichter  ausscheidet.  Das 
Preisrichterkollegium  darf  von  den  Couverten,  welche  den  Manuskripten 
beigefügt  sind,  nur  dasjenige  O&en,  welches  die  prei^ekrOnte  Arbeit 
begleitet.  Die  anderen  zur  Bewerbung  eingereichten,  nicht  preis- 
gekrönten Manuskripte  müssen  innerhalb  eines  Jahres  nach  Verkündung 
des  Preisrichterspruches  von  ihren  Verfassern  zurückgefordert  werden^ 
anderenftlls  werden  sie  Eigentum  der  Internationalen  Vereinigung  für 
vergleichende  Rechtswissenschaft  und  Volkswirtschaftslehre  zu  Berlin, 
welche  sie  entweder  anonym  erscheinen  lassen  oder  ihre  Vernichtung 
veranlassen  kann.  Falls  ein  Manuskript  zurückgefordert  wird  und  die 
Berechtigung  des  Betrefienden  auf  dasselbe  in  anderer  Weise  nicht 
genügend  festgestellt  werden  kann,  so  darf  das  Begleitcouvert  des  frag- 
lichen Manuskriptes  geöffnet  werden.  Es  steht  jedem  Preiswerber  frei, 
schon  bei  der  Einreiohung  des  Manuskriptes  eine  Adresse  zu  bestimmen, 
an  welche  dasselbe  seinerzeit  zurückzusenden  ist  Das  litterarische  Eigen- 
tum an  der  preisgekrönten  Arbeit,  insbesondere  die  Rechte  zur  Ver- 
öffentlichung und  Übersetzung,  gehen  mit  der  Preiszahlung  aof  die 
Internationale  Vereinigung  ftlr  veigleiohende  Rechtswissenschaft  und 
Volkswirtschaftslehre  zu  Berlin  über. 

2*  (Wechselfähigkeit  der  Minderjährigen  in  Un- 
garn.) Im  Sinne  des  ungarischen  Wechselgesetzes  besitzen  auoh 
Minderjährige  Wechself^higkeit,  wenn  sie  mit  Genehmigung  der  Waisen- 
behOrde  ein  selbständiges  Gewerbe  ausüben  und  somit  im  Sinne  des 
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Art  2  Oew.G.  eigentlich  ilire  OrorBJttbrigkeit  erlangen.  Nan  ist  die 
FVage  anfgetancfat ,  wie  es  mit  der  Wechselftlhigkeit  jener  Personen 
bestellt  sei,  die  zwar  jene  Jabresgrenze,  an  welcbe  die  Erlangnng  der 
Grofsjäbrigkeit  ip$o  facto  geknttpft  ist,  erreicHt  haben,  gegen  die  aber 
die  Yerlängerang  der  liinderjälirigkeit  gerichtlich  aasgesprochen  wnrde, 
obgleich  sie  mit  Genehmigung  der  Watsenbebörde  ein  selbständiges 
Gewerbe  ansflben.  Die  königliche  Korie  hat  in  ihrer  Entscheidung 
anter  Z.  7  nnd  8  diese  Frage  dahin  gelöst,  dafs  solche  Personen,  bei 
denen  die  Yerlängerang  der  Minderjährigkeit  gerichtlich  aasgesprochen 
wurde,  während  der  Dauer  dieser  Minderjährigkeit  auch  f^  den  Fall 
keine  Wechselfkhigkeit  besitzen,  wenn  sie  selbständige  Gewerbe  aus- 
üben. Angesichts  der  von  Gerichtswegen  ausgesprochenen  Minder- 
jährigkeit kann  von  der  Errichtung  der  im  Art  2  Gew.G.  bestimmten 
Grofsjährigkeit  nicht  die  Rede  sein  und  kann  somit  dieser  Artikel  nicht 
zur  Anwendung  gelangen.     (Jur.  Blätter  1899  Nr.  42  S.  5030 
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a.   BAeheraueiffe«. 

Von  den  oben  S.  428  angezeigten  Auaftthrangsgesetzen  der 
deutschen  Bandesstaaten  zum  Bürgerlichen  Gesetzbache  yon 
Dr.  JET.  Becher  in  München  (J.  Schweitzers  Verlag,  Arthur  Sellier  in 
München  1899)  ist  nanmehr  die  dritte  Lieferang  erschienen,  weiche  Gesetze 
nnd  mit  G^esetzeskraft  versehene  Verordnungen  von  Anhalt,  Baden,  Bayern, 
Braunscbweig,  Mecklenburg -Schwerin,  Sachsen -Altenburg,  Sachen -Weimar 
enthält  B. 

%.    Zeltaelpriflen. 

ZeiUchrift  für  die  gesamte  Strafrechtmvissenschaftf  19.  Bd., 
4.  u.  5.  Heft:  Goekrs,  Die  Delikte  der  friedenstörenden  Androhung 
und  der  Bedrohung  im  geltenden  Stra£recht  Mittermaier,  Die  Militär- 
strafKJ^chtsordnung  vom  1.  Dezember  1898.  Brückmann,  Die  Un- 
eültigkeit  des  preafsiBchen  G^etzes,  betr.  das  Spiel  in  aufflerpreafsischen 
Lotterien,  vom  29.  Jali  1885.    Fayer^  Der  Ungarische  Strafprozefs. 

Beilage:  Mitteilangen  der  internationalen  kriminalistischen  Ter- 
einiguDg. 

0.  Heft:  Adolf  von  Hempel^  Dbb  ßtrtutn  usus  de  lege  ferenda, 
Sehleeht,  Zur  Lehre  yom  qualinzierten  Versuche. 

BtäUer  für  Hechteanwendung ^  64.  Jahrgang:  Singer,  Die  Haftung 
des  Erben  für  die  Nachiarsverbindhchkeiten  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetz- 
buch und  Nebeneesetzen  (19  f.).  Philipp ,  Das  vertragsmärsige  Ver- 
äufterungsverbot  iQs  dingliche  Dispositionsbescbrftnkung  nach  gegenwärtigem 
und  künftigem  Rechte  (21  f.).  Francke,  Zum  Vereinsrecht  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuchs  (23). 

Zeitcchrift  f.  intern.  PriTmi-  u.  Strafrecht  ot«..  Band  IX.  88 
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Säch9i9ehe9  Archiv  für  hürperliehes  Beeht  und  Ftoasefs,  9.  Bd., 

7.  n.  8.  Heft:  Rüg  er.  Ans  dem  Erbrechte  des  dentwhen  Bfligerlichen 
Gksetzbachs.  9.  Heft:  Doehn^  Die  Entmündignng  wegen  Tmnkeacht 
nach  dem  zukünftigen  dentaehen  Recht  Stübel,  Der  Wohnsits  nach 
dem  dentechen  fithgerlichen  G^eaetzbach  mit  beeonderer  Bengnahme  anf 
den  QerichtBBtand  in  VormnndschafkaBachen.  10.  Heft:  Tändler^  Über 
das  Zwangsversteigerungsveiffthrwi. 

ZeiUehr^  für  die  freiwiUige  Qeriehtsbarkeit  etc.  (Wfirttembei^X 
41.  Jahrgang  (1899):  Lehnemann^  Der  Pfimdrechtsvorbehalt  des  Cessio- 
nars  (8).  R.y  Verttnisening  Ton  Liegenschaft  dnreh^Eltem  an  Kinder. 
Ho Itmann,  liegenschafts-VerftafseningsTertritge  mit  Übergabetermin  nach 
dem  81.  Dezember  1899  (9). 

Jahrhikcher  der  WürUemberffisehen  Me^Mm/iege,  11.  Bd.,  2.  Heft: 
Pfiner,  Sind  die  Gtemeindeffenchte  anständig  m  Ptosessen  von  Rechts- 
sabjekten  der  in  ^  19  C.Pr.0.  oeseichneten  Art,  fidls  die  betretende  G^eU- 
Schaft  XL  8.  w.  eme  Niederlassung  (§  22  QJPt.O.)  in  der  G^emeinde  hat. 
PfineTy  ISnige  Bemerkungen  zu  dem  .Erbrecht  des  Bfirgerlichen  Gesets- 
bnchs.  Ein  Hand-  und  Nachschkgebucn  ftbr  jedermann  von  R.  Pelargus, 
Oberlandesgerichtsrat" 

Annaien  der  Orofsh.  Badiachen  Gerichte^  Bd.  LXY  (1899): 
BetMinger,  Die  Antraj;8normen  des  Bürgerlichen  Ghasetsbuchs  (7  f.).  A., 
Von  dem  neuen  Bürgerhchen  Gesetzbuche.  S trübe,  Über  Bewei^flicht 
(9>     Petersen,   Der  erste  Termin  nach  der  neuen  Fassung  der  GiTÜ- 

erosefsordnunff  (10  f.).    Strübe^    Die  Folgen  des  Verzuges  bei  Handels- 
äufen  nach  dem  künftigen  Rechte  (12  f).     Wächter,  Zur  Frage  der 
Ehegttterrechtsnormen  für  die  Übergangszeit  nach  dem  1.  Januar  1900  (14). 

Zeitschrifi  für  BeehUpflege  im,  Herzogtutn  Braunnchweig^  46.  Jahr- 
gang ^1899):  MansfeldyltXkm  künftigen  ehelichen  Güterrecht  m  Brann- 
schweig (7).  von  Fr ankenberg.  Die  Lohnzahlung  bei  Torübeigehender 
Arbeitsoehinderung  nach  §  616  B.G.B.  (8).  Mans/eld,  Die  Bestimmungen 
der  neuen  Ansführungsgesetze  über  Anerbenrecht  und  Abfindungen  (9>f 

KoBfnodike,  Zeitung  für  den  intemattonalen  BechtSYcrkehr,  2.  Jahigang 
(1899),  Nr.  7  u.  8  (Juli  und  August),  I.  Abt:  Mumm,  Die  sociale  und 
politische  Stellung  der  deutschen  Anwaltschaft  Boekenheimer,  G^ericht 
und  Anwalt  nach  deutschem  und  firanzösischem  Recht  Eisenmann, 
Reform  der  französischen  Advokatur,  de  Rossi,  La  position  sociale  des 
avocaiH  en  Italie,  Schnitzler^  Bechtsan w&lte  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika.  Diobouniotis,  Die  Advokatur  in  GriechenlancL  Schick- 
manov,  Die  politische  und  sociale  Stellung  der  Advokatur  in  Bulgarien. 
Kirkwood,  Social  and  political  of  Advoeates  in  Japan,  H.  Abt: 
Orjin,  Die  Advokatur  in  Ungarn,  mackenroth.  Die  politiBche  und 
sociale  Stellung  der  Anwaltschaft  in  der  Schweiz.  Tybjerg,  Die  Ad- 
vokatur in  Dänemark.  Levy,  Die  poliliBche  und  sociale  Stellnuff  der 
Advokaten  in  Holland.  In  hülsen.  Die  Advokatur  in  England.  Upp- 
ström,  Die  Advokatur  in  Schweden.  Salem,  Lcs  avocats  en  T^trquie, 
Nr.  9:  Stenglein,  Ist  der  Verteidiger  befugt,  dem  Angeklagten  unwi^re 
Angaben  vor  Gericht  zu  empfehlen r  Selidorf,  Die  Stdiung  der  Ad- 
vokaten in  Osterreich.  Wouwermans,  La  position  dies  avocats  en 
Belgique,  T.  Campos,  La  profession  d^avocat  en  Espagne,  Jolivot, 
La  profession  davocat  en  Monaco,  von  Hantover,  Die  russische 
Advokatur. 

Allgemeine  österreichische  Oerichtezeitung ,  L.  Jahrgang  (1899): 
Koctynski,    Zur    Lehre   von    den    Urkunden    und    deren   Emteilung. 
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fj.  Marquei,  Über  KSnhebang  Ton  Geldstrafen  (31  £1  8p Sri,  Oberrieht 
über  die  Litteratnr  lud  Praxis  des  österreichisehen  QTÜprqzefo-  und  Eze- 
kntionsrechtes  im  ersten  Hall|Jakre  1899  (S8  f.).  Hampel,  Über  die  Kosten 
des  Beruf aoffsverfahrens  in  ObertretungsfiÜlen  (S8l  v.  Strobaeh,  Zur 
Anwendung  aer  fizekutiensordniing.  Wßhli,  Streiflichter  auf  den  henticen 
franzöeiBchen  (^Wlproaefs  (86  fX  v.  Gerner th,  Ober  den  Begriff  der 
ffebörigen  Fortsetzoi^  des  YerkanfsTerfahrens  nach  §  256  £xek.O.  (87). 
Tilseh,  Ober  den  Kinfliiis  der  Civilprozefsgesetze  aaf  das  allgemeine 
Bftrgerliche  Geeetsbach  (88  f.).  Adler ,  Ober  die  Vortrftge  der  I^urteien« 
Tertreter  und  Aber  die  Verkündline  der  Urteilsbegrfindong  (88).  Outt- 
manny  Die  Schadloshaltong  fUr  ^rafaengmndabtretongen  nach  §  9  der 
Wiener  Bauordnung  (89).  Beiialer,  Der  Anwaltstand  und  die  neue 
(^yilprozefaordnung  (40). 

JutisHsehe  BiäUer  (Wien),  28.  Jahrgang  (1899):  Sternberg,  DasOber- 
rinkommen  sur  Begelung  riniger  Fragen  des  internationalen  Privatrechtes 
(84).  Kleinwäehter,  Ziur  Frage  der  Reform  des  Österreichischen  Aktien- 
rechtes (86  ff.).  Bitsehnauy  &i  Novelle  betreffend  Gebühren  von  Ver- 
mögensübertragungen  (40).  Hruna,  Zur  Anwendung  der  §§  477  Z.  9, 
498  u.  510  Abs.  2  CPr.O.  (41  f.). 

ZeUsehrift    für    Notariat    und  freiwüHge    Gerichtsbarkeit    in 

Österreich  (IS99):  Hof  er ,  Die  kaiserl.  Verordnung  vom  16.  August 
1899,  betr.  Gebühren  von  Vermögensttbertragungen  (3?  ff.).  K.,  £iniges 
fiber  die  Errichtung  letztwilliger  Anordnungen  und  Nacnlafsr^ulierung 
nach  englischem  Rechte  (89).  Krasael,  Die  einverstfindÜche  ^heidung 
und  Trennung  der  £hen  ungarischer  Staatsangehöriger  in  Österreich  (41). 

Mevue  de  droit  intemoHonal  et  de  Ugieiatian  cmnpar€e^  Deuxihme 
8&%ej  Trente-unihne  ctnnie,  Tom,  I  (189^),  Nr,  3:  Fiore,  L' Organisation 
juridique  de  la  MoeiM  internationale  (deuxihne  artielej,  Speyer,  La 
r^/orme  de  Vinformation  priparatoire  dans  la  Ugislation  beige,  Nys, 
Le  coneert  europ^en  et  la  notion  du  droit  international, 

Journal  du  droit  international  priv€  et  de  la  Jurieprudence 
covnparie^  S^,  Annie^  No,  VII — X:  La  in  4 ^  De  Vexecution  en  France 
des  »entencest  arbitrales  Prangers.  De  Reuter ühiöld.  De  la  loi  qui 
doit  rigir   les   obligations  eontractueUes  cCaprks  le   droit   international 

riW  (lin.),  Keidel^  De  la  reconnaisaance  et  de  Vexecution  des  jugements 
itrangers  en  AUemagne,  Busdugan^  Du  mariage  des  Boumains  ä 
Vitranger  et  des  4trangers  en  Roumanie  (suite).  Hubert^  De  la  pour^ 
suite  pour  infraction  ä  un  arrhti  d^expulsion  dirigie  contre  une  personne 
prMdemment  acquitt^e  de  ce  chef^  au  eours  du  mime  sijour  en  France. 
Cahn,  De  la  nationalit^  japonaise  d^aprls  la  nonvelle  loi  du  15  mars  1899, 


Sevue  internationale  du  droit  maritin^f  14,  AnnSe^  JNr,  XI—XII: 
Bulletins  de  la  jurisprudence  Francaise,  Allemande  (Koch)^  An- 
laise  (AutranJ,  des,£tats'ünis  (Autran),  Grhcque  (Macrygiannis), 
talienne  (Koch), 


?; 


Annales  de  droit  commereial  et  induetriel  fran^is,  Stranger  et 
intematianal ,  13,  Ann^e,  Nr,  4:  (Droit  Fram^aiseJ:  Aubin,  De 
Vinfluence  de  la  creatum  et  de  la  transmission  de  billets  ä  ordre  ou  de 
lettres  de  change  sur  les  rapports  juridiqnes  antSrieurs  existant  entre  les 
parties,  Huard,  Etudes  sur  la  proprium  intelectuelle,  ( Autricke J: 
JEisner^  Chronique  de  Ugislation  et  de  doctrine  en  matiere  de  droit 
commereial  et  industriel. 
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Anhkfio  GimridicOf  „Filifpo  Serafini'',  N.  &  VoL  IV,  Fate.  1: 
Barsanii,  Rüolulilitä  d«%  cofUraUi  a  longo  termine  pei  9ucces9wo 
mmtameiUo  deUo  bUjAo  di  fatto*  ßarassi^  8uUa  rsipontabüüä  per  m» 
adempimento  ddle  obUgoMioni  feonLj,  Conigliani,  L^eeonomia  eapüa- 
ligta  nel  tisUtna  teorico  dU  Loria,  Tamassia^  ün  diplama  di  OUone  II 
e  Ü  ÜinUo  Romano.  Baviera^  Vi  una  recenie  eongettura  sM  mdole 
dei  lüfTi  ad  VüeUimn  di  M.  Sabino. 

JEUfViaia  petutle  M  doUHna,  legisloMione  e  giurUtpruämma, 
VoL  L  Fase.  3:  Lanaa,  La  prova  Ustimoniale  nil  ginäigio  penale. 
de  Notariste/anif  Interna  aUa  oondanna  eondmamdU.  Fa$c  4: 
Vaeea,  dtatrions  diretta  e  direttitnma. 

Suppiemenio  aUa  lUvieta  pmuUe  eie*f  Vol.  VIII,  Fase.  1:  Cr  es- 
polani,  Dei  deliUi  eontro  ia  libertä  dei  culH.  Arena,  Iniomo  al 
deliUo  dPinfaniieidio,    Dur  ante,  Della  violaMione  di  domiciUo. 


Bevi&ia  dei  foro.  Anno  IX  (1899),  Nr.  4  y  6:  Gener,  DhreehoM  de  los 
hijos  naturcUes.  A.C.  R.,  El  Haheae  Corpus.  Valverde,  El  usufrueto 
vtdual  en  la  Successiön  intestada.  Buzeati,  IL  El  Binoio.  Tora, 
III.  El  Dereeho  intemaeional  amerieamo. 
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Rivista  penale  di  dottrina  etc. 175,  272,  352,  482,  516 

Sächsisches  Archiv  für  bürgerliches  Recht  und  Prozefs 

172,  270,  851,  429,  514 

Schweizerische  Zeitschrift  fflr  Strafrecht 174,  4SI 

Tidsskrift  for  Retsvidenskab 176,  272,  432 

Zeitschrift  des  Bernischen  Juristen-Vereins  und  Monats- 
schrift für  Bernische  Rechtsprechung  .   .   .   .174,  271,  851,  481 

Zeitschrift  fttr  deutschen  Civilprozefs  und  das  Verfahren 
in  Angelegenheiten  der   freiwilligen  Gerichtsbarkeit 

171,  270,  428 

Zeitschrift  fttr  freiwillige  Gerichtsbarkeit  etc.  (Württem- 
berg)     172,  270,  429,  514 

Zeitschrift    fttr    die     gesamte     Strafrechtswissenschaft 

178,  428,  518 

Zeitschrift  für  französisehes  Civilreeht     .   .   .   .172,  270,  851,  480 

Zeitschrift  für  Notariat  und  freiwillige  Gerichtsbarkeit 

in  Österreich 178,  271,  431,  515 

Zeitschrift  für  Rechtspflege  im  Herzogtum  Brann- 
schweig  480,  514 

Zeitschrift  für  Schweizerisches  Recht 174,271,481 
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Die  Zahlen  beseidmen  die  Seiten. 

Die  in  Klammem  beigesetzten  Lftndernamen  verweisen  auf  die  Rechtsprechung 

in  den  betreffenden  Lftndem. 


Aargau  (Kanton),  Vollstreckung  aus- 
ländischer Urteile  236. 

Abtreibung  der  Leibesfrucht, 
deutsch-schweizeriscL  Ausl. Vertrag 
(Schweiz)  499. 

Abtretung  einer  in  der  Schweiz 
entstandenen  Forderung  an  einen 
Östoreicher  (Ost)  488. 

Admiralitftts-Jurisdiktion  71. 

Ägypten,  s.  Egypten. 

Arzte,  Übereinkunft  zwisch.  Deutsch- 
land und  Niederlanden,  Zulassung 
der  A.  in  Grenz^emeinden  850. 

Afrika,  s.  Südafrika. - 

Aichung  der  Binnenschiffe  850. 

Aktien,  Stempelpflicht  ausländ.  A. 
(Deutschi.)  125;  Entwurf  eines  neuen 
Aktiensesetzes  für  Rufsland  177; 
ausländ.  Urteil  gegen  eine  englische 
Aktiengesellschaft  452;  ob  Aktien- 
gesellschaften juristische  Personen 
im  Sinne  des  Frankfurter  Gesetzes 
über  Erwerbunff  yon  Grundeigentum 
durch  NichtverDfirgerte  474. 

Albericus  de  Rosate  (de  Ros- 
date),  Jurist  des  intern.  Rechts  9, 
41  ff. 

Alimentation,  s.  Unterhalt 

Amerika,  Verein.  Staaten  von, 
öffentlichrechtliches  Verhältnis  der 
Gliedstaaten  der  V.  St.  ▼.  A.  (Belg.) 
480 :  Personalstatat  richtet  sich  nach 
Wohnsitz  (Frankr.)  482 ;  Gesetze  und 
Verordnungen  über  Eheschliefsung, 
Ehescheidunff  und  Cirilstandsakte 
264;  NiederUssungs-  und  Handels- 
Tertrag  mit  der  Schweiz  teilweise 
gekündigt  426;  Union  zum  Schutze 


des  gewerblichen  Eiffentums  849; 
Vollstreckung  ausläncL  Urteile  289; 
Behandlunff  der  im  Auslände  be- 
gangenen Delikte  nach  amerikani- 
schem Recht  61,  79. 

Amtsdelikte,  räumliche  Herrschaft 
des  St»%esetze8  285. 

Anarchismus,  dessen  Bestrafung, 
Weltrechtsprincip  anzuerkennen  19. 

Andora,  Vollstreckung  ausländ.  Ur- 
teile 288. 

Anhalt,  Gesetzgebung  419;  Ausf.- 
Ges.  zum  B.G.b.  und  den  Neben- 
gesetzen 419. 

Appenzell  a.  Rh.  (Kanton),  Voll- 
streckuuff  ausländ.  Urteile  288. 

Appenzell  i.  Rh.  (Kanton),  Voll- 
streckun|[  ausländ.  Urteile  2Sß. 

Argentinien,  Gesetze  und  Verord- 
nungen über  Eheschliefsung,  Ehe- 
scheidunff  und  GiTilstandsakte  264; 
Vollstreckung  ausländ.  Urteile  287; 
Freundschaftevertrag  mit  Italien  ^2. 

Armenpflege,  Schenkungen  und 
Vermächttiisse  zu  Gunsten  der 
Armenpflegeverwaltungen  (Schweiz) 
495. 

Armenrecht  nach  dem  Haager  Ab- 
kommen über  Regelung  von  Fragen 
des  intern.  Privatrechts  424,  468. 

Armutszeugnis,  für  das  Ausland 
bestimmt  4^. 

Arrest  auf  Wertpapiere  (Frankr.)  152. 

Aufenthalt  der  Ausländer  in  Frank- 
reich (Frankr.)  406,  407. 

Aufenthalter  in  der  Schweiz 
(Deutschi.)  112,  (Schweiz)  160. 

Ausland,  im  A.  errichtete  öffent- 
liche Urkunden,  deren  Vollstreck- 
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barkeit  (Ital.)  486;  Eheabschlufs  im 
A.  (Frankr.)  482;  ÄDerkexmimg  der 
im  A.  abgeschlossenen  Ehen  in  der 
Schweiz  266;  Erbfolge  in  ausl.  Kach- 
lafsgrundstücke  nach  engl.  Recht 
445;  Rechtsstreit  im  A. ,  Emrede  der 
Rechtshängigkeit  (Deutsch].)  476; 
Gerichtsbarkeit  aber  ausländ.  Im- 
mobilien (end.  Recht)  4^;  die 
Behandlnng  der  im  A.  begangenen 
Delikte  61,  282  ff.,  286:  Rechts- 
yertblgong  des  im  Inlaode  begao- 

?enen  Verbrechens  im  A.  (Frankr.) 
52. 

Ausl&nder,  HandlungB&higkeit 
(Deutschi.)  118,  (Schweiz)  495;  Pro- 
zefsfthigkeit  (ÖsU  829;  Streitig- 
keiten zwischen  A.  (Frankr.)  151; 
Streitigkeiten  in  Personenstands- 
fragen (Frankr.)  149;  Liegenschaften 
der  A.  (Frankr.)  406:  <fie  Wieder- 
verehelichnng  der  ausländischen,  bis 
zu  ihrer  Veriieiratung  reichsange- 
hörigen  Ehefrau  eines  fhr  tot  er- 
klärten A.  800;  gesetzliche  Hypo- 
thek der  ausländ.  Ehefrau  (Frankr.) 
488;  Mitteilung  von  Ginlstands- 
urkunden  der  Fremden  in  der 
Schweiz  264:  französisches  Fremden- 
gesetz (Frankr.)  406, 407 ;  Verlassen- 
achaftsabhandlunff  nadi  in  Österreich 
.  verstorbenen  A.  107,  802;  im  Inlande 
yerabte  Delikte  der  A.  nach  deut- 
schem Recht  278;  eztratenritoriale 
Ddikte  der  A.  nach  englischem  Recht 
88,  nach  amerikamschem  Recht 
92  ff.;  Beweis  des  Todes  eines  A. 
▼or  österreichischem  Gericht  (Ost) 
880;  A.  als  Vormünder  für  Minder- 
jährige (Frankr.)41 1 ;  Vormundschaft 
über  A.  (Schweden)  494;  Ermäch- 
tigung der  in  Osterreich  klagenden 
Vormünder. aber  A.  44;  Gerichts- 
barkeit in  Österreich  über  A.  442. 

Ausländische  Aktien,  Stempel- 
pflicht im  Inl^de  (Deutschi.)  125. 

Ausländische  Gesellschaften, 
(Ital.)  225;  in  Frankreich  (Frankr.) 
408;  prozefsrechtlicher  Wohnsitz 
(Frankr.)  411;  vor  den  Gerichten 
in  Italien  (Ital.)  414;  vor  den  Ge- 
richten in  Rufsland  (Rufsl.)  494; 
Konkurs    einer    ausländ.   Hatadels- 

fesellschaft  (Ital.)  158;  ob  ausländ, 
landelsgesellschaften  (Aktiengesell- 
schaften) juristische  Personen  im 
Sinne  des  fVankfurter  Gesetzes  Über 
Erwerbung      von     Grundeigentum 


durch  Nichtverbürgerte  (DeutschL) 
474. 

Ausländisches  Recht,  Anwen- 
dung des  fremden  Rechts  (DeutschL) 
112,  880;  bei  Ehescheidung  (Frankr.) 
408. 

Ausländische  Urkunden,  Be- 
weiskraft ausl.  öffentlicher  Urkunden 
nach  neuer  österreichischer  G.Pr.O. 
440. 

Ausländische  Urteile,  deren  Be- 
weiskraft (Ost)  154;  deren  Rechta- 
wirkung  ^gl.)  252,  451;  Aner- 
kennung a.  Ü.  nach  neuem  öster- 
reichisduem  Civilprozefsrecht  4SS; 
a.  U.  über  den  Personenstand  (Ital.) 
486;  Klage  aus  a.  U.  (Schweiz)  162. 
S.  auch  Vollstreckung  a.  U. 

A  u  s  1  i  e  fe  r  u  n  g ,  historische  Entwicke- 
lung  des  Auslieferungsrechts  21; 
englisches  Asyl  gegen  A.  eigener 
Unterthanen  97;  Übergabe  und 
Übernahme  von  Verbräiem  an 
österreichisch-schweizerisch.  Grenze 
262;  Auslieferungsver&hren  in  Ita- 
lien (Ital.)  414;  deutsch  -  schweize- 
risch. Auslieferungsvertrag,  Fahnen- 
flucht etc.  (Schw.J  496 ,  Abtreibung 
der  Leibesfrucht  (Schweiz)  499;  A. 
aus  den  Niederlanden  415,  500, 
504;  Auslieferungsvertrag  zwischen 
den  Niederlanden  und  der  Schweiz 
167 ;  Auslieferungsverhältnis  zwi- 
schen Kanton  Zürich  und  Kanton 
Bern  (Schweiz)  497.  Über  Aus- 
lieferungsverträge s.  auch  die  ein- 
zelnen Staaten. 

Aufsereheliche  Kinder,  s.  un- 
eheliche Kinder. 

Ausweisung  eines  Ausländers 
(Deutschi.)  808. 

Autorrecht,  s.  Urheberrecht. 


Baden,  Gesetzgebung  166,  261,  415, 
504;  Aasf.Ges.  zum  B.G.B.  und 
den  Nebengesetzen  417;  Hintei^ 
Icjgungsordnung  504;  Mitteilung  von 
Givilstandsurkunden  der  Fremden  in 
der  Schweiz  264;  badisch- franzö- 
sischer Rechtshülfevertrag  (Deotschl.) 
476:  in  B.  von  einem  Angehörigen 
des  Staates  Ohio  errichtetes  Testa- 
ment (Deutschi.)  184;  gänzliche 
Aufserwirksamkeit  des  Jurisdiktions- 
vertrags mit  Württemberg  261 ;  Ge- 
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richu-  a.  NotariatskoBten  in  Sachen 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  416; 
ErbschalU-  nnd  Schenkungssteuer 
415. 

Basel-Land  (Kanton)  Vollstredning 
anslftnd.  urteile  286. 

Basel-  Stadt  (Kanton),  Voihtreckung 
ausl&nd.  urteile  286. 

Bayern,  Gk»etsgebong  415,  501; 
Au8f.6esetze  zum  B.6.B.  und  den 
NebenffBsetzen  501;  Gesetze  und 
Verorannngen  Über  Eheschliersong, 
Ehescheidonff  nnd  CiTilstandsakte 
264;  Mitteilnng  von  Civilstands- 
nrknnden  der  Fremden  in  der 
Schweiz  264;  B.  V.O.  vom  11.  Juni 
1816,  die  in  Ciyilsachen  gegen 
MilitArpersonen  anzuwendenden  Ge- 
setze betr.  (Deutschi.)  114. 

Beamte,  Delikte  englischer  B.  im 
Ausland  86;  letzter  Wohnsitz  eines 
B.  (Ost)  401. 

Beglaubigung  von  Urkunden 
(Deutschi.)  245. 

Belgien,  Rechtsprechung  405,  480; 
Staat£anffehörigkeit(BeIg.)405;  Ge- 
setze und  Verordnunffen  Ober  Ehe- 
schliefsung,  Ehescheidung  und  Civil- 
standsakte  264;  Mitteilung  von 
Civilstandsurkunden  der  Fremden 
in  der  Schweiz  264;  Haager  Kon- 
grefs  Ober  intern.  Privat-  und  Civil- 
prozefsrecht  263,  849,  422,  458; 
Union  zum  Schutze  des  gewerb- 
lichen Eigentums  840,  des  littera- 
rischen Eigentums  etc.  849;  Voll- 
streckung ausländ.  Urteile  225,  288; 
Freundschafts-  etc.  Vertrag  mit 
Mexiko  262;  Deklaration  gegenOber 
Mexiko  über  Markenschutz  268; 
Handels-  etc.  Vertrag  mit  Norwegen 
268,  mit  Schweden  268,  mit  Griechen- 
land 268;  Vereinbarung  mit  der 
Schweiz  zur  Unterstützung  Hülfa- 
bedürftiffer  268;  Aichung  der  Binnen- 
schiffe 851 ;  Auslieferungsvertrag  mit 
den  Niederlanden  268,  mit  Serbien 
264,  mit  Grofsbritannien  264. 

Bern  (Kanton),  Gesetzgebung  421; 
Niederlassung,  Aufenthalt  und  Unter- 
stfitzungswohnsitz  der  Kantonsbürger 
421;  Kosten  der  Verpflegung  von 
Hülfsbedürftigen  anderer  Kantone 
421 ;  Vormundschaftspflege  422 ;  Voll- 
streckung auslftnd.  Urteile  287 ;  Aus- 
liefemngsverh&ltnis  zwischen  Kanton 
B.  und  Kanton  Zürich  (Schweiz)  497. 

Berner  Litterarvertrag  264, 
849  atal.)  418. 


Beringsee-Streitigkeit  93. 

Berufsgenossenschaften,  deren 
Ersuchen  an  die  Amtsgerichte  um 
Zeugenvernehmung  400. 

Beweisaufnahme  im  Auslande 
458;  durch  den  Konsul  459. 

Beweis  des  Todes  eines  Auslän- 
ders vor  österreichischen  Gericht 
(Ost)  880. 

Beweiskraft  eines  ausländ.  Urteils 
(Ost)  154;  der  Handelsbücher  nach 
neuer  österreichischer  Givilprozefs- 
ordnung  440. 

Bigamie,  Voraussetzungen  des  Ver^ 
brechens  der  B.  (Engl.)  252;  extra- 
territoriales Delikt  nach  englischem 
Recht  84,  nach  amerikanischem 
Recht  88. 

Bildende  Kunst,  Werke  derb.  K. 
s.  Urheberrecht 

Binnenschiffahrt,  Aichung  der 
Binnenschiffe,  Übereinkunft  zwischen 
Deutschland,  Belgien,  Franlo^eich 
nnd  Niederlanden  850. 

Bodensee,  Vorschriften  für  die 
Sicherheit  der  Bodenseeschiffahrt 
508 ;  intern.  Schiffiihrts-  und  Hafen- 
ordnung für  den  B.  509. 

Börsen  geschäfte  an  ausländischen 
Börsen  (Frankr.)  150,  (Deutschi.)  817, 
818. 

Bosnien,  Vollstreckung  ausländ. 
Urteile  286,  441. 

Brasilien,  Gesetze  und  Verord- 
nun^n  über  Eheschliefsung,  Ehe- 
scheidung und  Civilstandsakte  264; 
Vollstreckung  ausländ.  Urteile  288; 
Übereinkunft  mit  der  Schweiz  über 
Verlassenschaftsbehandlnng  268; 
Union  zum  Schutze  des  gewerblichen 
Eigentums  849;  Vereinbarung  mit 
Deutschland  über  Nachlafsbehand- 
lung  500,  506. 

Braunschweig,  Gesetzgebung 418; 
AusfGes.  zum  B.G.B.  und  den 
Nebengesetzen  418,  505. 

Bremen,  Gesetzgebung  166,  419; 
AusfGes.  zum  B.G.B.  und  den 
Nebengesetzen  419;  Änderung  des 
Gesetzes  über  Erbschafts-  und 
Schenknngsabgabe  166. 

Briefe,  Veröffentlichung  von  Privat- 
briefen (Engl.)  252. 

Brunei,  Strafgerichtsbarkeit  in  dem 
englischen  Protektorate  78. 

Bürgerliches  Gesetzbuch  für 
das  Deutsche  Reich,  Ausftlh- 
ningsgesetze  inPreufsen  501,  Bayern 
501,    Sachsen    502,    Württemberg 
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508,  Schwanburg -Rudolstadt  505, 
Schwarzborg  -  Sondershaosen  505, 
Schaumburg-Lippe  506. 
Bulgarien,  Handelsabkommen  mit 
den  Niederlanden  425 ;  Vollstreckang 
ausländ.  Urteile  286. 


€. 

Cautio  judicatum  8olTi,8. Sicher- 
heitsleistung für  Prozefskosten. 

Gession,  s.  Abtretung. 

Ceylon,  Schutz  der  rerlenfischerei 
an  der  Küste  C.  91 ;  Weltpostverein 
849. 

Chile,  Gesetze  und  Verordnungen 
über  Eheschliefsungf  Ehescheidung 
und  Civilstandsakte  264;  Voll- 
streckung ausländ.  Urteile  287; 
HandelsYertraff  mit  der  Schweiz  265. 

China,  Strafsenchtsbarkeit  der  ameri- 
kanischen Konsuln  79. 

Chromolithographie,  Urheber- 
recht (Frankr.)  484. 

Civilisation,  die  in  Ländern  nie- 
derer C.  b^^genen  Delikte  75. 

Civilprozeisordnung,  deutsche, 
Ausfllhrungsgesetze  in  Preu&en  501, 
Sachsen  -  Altenburff  505,  Schwarz- 
burg-Rudolstadt  505,  Schwarzburg- 
Sondershansen  505. 

Civilstand,  Mitteilung  von  Civil- 
standsurkunden  der  Fremden  in  der 
Schweiz  264;  Gesetze  und  Verord- 
nungen über  Civilstandsakte  in  den 
verschiedenen  Ländern  264;  Vor- 
nahme civilstandsamtlicher  Funk- 
tionen durch  die  Konsuln  in  der 
Schweiz  nicht  zulässig  260. 

Columbien,  VoUstrecKung  ausländ. 
Urteile  289. 

Comitas,  nicht  Grund  der  Respek- 
tierung fremden  Rechtes  10. 

Competenz,  s.  Zuständigkeit. 

Concurs,  s.  Konkurs. 

Consolidations-Acts  (englische) 
von  1861  71. 

Cook-Inseln  (Stiller  Ocean),  Straf- 
gerichtsbarkeit  in  dem  englischen 
Protektorate  79. 

Cnratel,  s.  Vormundschaft. 

Cutting-Fall  (Amerika,  Texas- 
Mexiko)  92. 


Dänemark,    Gesetze   und  Verord- 
nungen über  Ehescbliersung,  Ehe- 


scheidunff  und  Civilstandsakte  264; 
Haager  bTongrels  über  intern.  Privat- 
recht und  Civilprozels  849,  422, 
458;  Union  zum  Schutze  des  ge- 
werblichen Eigentums  849;  Voll- 
streckung auuänd.  Urteile  287; 
Auslieferungsvertrag  mit  den  Nieder^ 
landen  268;  Rechtshülfe  im  Verkehr 
mit  D.  458;  Sicherheitsleistung  für 
Prozefskosten  461,  462. 

Delibationsverfahren,  in  Öster- 
reich bei  Vollstreckung  ausländ. 
Urteile  nicht  mehr  gestattet  (Ost) 
491. 

Delikte,  Zuständigkeit  in  Delikts- 
obligationen (Frankr.)  284;  im  Aus- 
lande begangene  D.  61,  282  £,  286. 

D  e  n  t  i  s  t  e ,  B^ichnung  in  Frankreich 
(Frankr.)  409. 

Deutsches  Reich, Deutschland, 
Gesetzgebung  etc.  164,  261,  846, 
414, 5(K);  Gesetze  und  Verordnungen 
über  Eheschliefsung,  Ehescheidung 
und  Civilstandsakte  264;  Recht- 
sprechuns  112,  242,  808,  380,  468; 
üaagerKongrefs  über  intern.  Privat- 
recht und  Civilprozels  849,  422, 
458;  Schriftenwechsel  mit  Öster- 
reich-Ungarn und  der  Schweiz  456; 
das  Ertordemis  der  verbürgten 
Gegenseitigkeit  bei  Vollstreckung 
ausländ.  Urteile  in  Deutschland  206, 
858;  Vollstreckung  ausländ.  Urteile 
im  Verhältnis  zu  Österreich  358, 
(Ost)  491,  492;  deutsch -schweize- 
risches Übereinkommen  über  Patent-, 
Muster-  u.  Markenschutz  (DeutschL) 
140;  Vereinbarung  mit  Guatemala 
Über  Warenzeichenschutz  414,  426; 
Separat  -  Litterarvertrag  mit  der 
Schweiz  aufser  Kraft  262,  265; 
Litterarvertrag  mit  Frankreich,  Ver- 
lagsrecht (Deutschi.)  470;  Union 
zum  Schutze  des  litterarischen  und 
künstlerischen  Eigentimis  849 ;  Nach- 
lafsbehandlung  der  in  Deutschland 
gelegenen  Li^nschaften  von  dort 
gestorbenen  Türken  267;  Verein- 
barung mit  Brasilien  über  Kachlafs* 
behandlung  500,  506;  deutsch- 
schweizer.  Auslieferungsvertr.  (Schw.) 
496,  499;  Auslieferungsvertrag  mit 
den  Niederlanden  264;  Übereinkunft 
mit  den  Niederlanden  über  Zu- 
lassung der  Ärzte  etc.  in  den  Grenz- 
gemeinden 850;  Übereinkommen  mit 
mehreren  Staaten  über  Aichung  der 
Binnenschiffe  850;  Vertrag  mit 
Spanien  über  die   fijuiolinen,   Pa- 
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Uu  und  Marianen  425;  Handels- 
und  SchiffiihrtsTertrag  mit  Japan 
268,  265;  Handels-  und  Konsnlar- 
vertrag  mit  Nicaragua  268. 

Deutsche  Schutzgebiete,  s. 
Schutzgebiete. 

Differenzgeschäfte,  (Ital.)  486. 

Diplomaten,  Unverletzlichkeit  der 
Person  69;  Exterritorialität  (Frankr.) 
418. 

Dispositionsf&higkeit,  s.  Hand- 
lungsfähigkeit 

Doktrin  des  intern.  Privatrechts, 
historisches  Debüt  1  ff. 

Dominikanische  Republik, Union 
sEum  Schatze  des  gewerblichen  Eigen- 
tums 849. 

Domizil,  s.  Wohnsitz. 

Dramatische  Werke,  Urheber- 
recht (Ital.)  255. 

Durantis,  Guilielmus,  Verfiisser 
des  speculum  juris  9,  24  ff. 


Ecuador,  Vollstreckung  ausl&nd. 
Urteile  287. 

Eg^nten,  Einschränkung  der  Ge- 
ncntsbarkeit  der  Österreichisch-un- 
cnurischen  Konsulargerichte  847; 
Zuständigkeit  der  gemischten  Ge- 
richte rEffypten)  480. 

Ehe,  Anei-kennunff  der  im  Auslande 
abgeschlossenen  E.  in  der  Schweiz 
265;  Nichtigkeitserklärung  der  E. 
bei  Wiedenrerehelichung  einer  Frau 
nach  erfolgter  Todeserklärung  des 
Ehemannes  104. 

Ehefrau,  Handlungsfähigkeit 
(Deutschi.)  810;  gesetzliche  Hypo- 
thek der  ausländ.  E  (Frankr.)  488; 
Unterhalt  der  geschiedenen  E. 
a)eutschl.)  110. 

Enegatten,  Schenkungen  unter 
(Frankr.)  408. 

Eheliche  Kinder,  deren  Staats- 
auffehörigkeit  (Deutschi.)  248. 

Eheliches  Güterrecht,  bei  Ehe- 
satten  verschiedener  Staatsangehörig- 
keit (Frankr.)  488;  bei  Ausländem 
in  Frankreich  (Frankr.)  148,  407, 
482;  Äuderung  des  e.  G.  (Engl.) 
252;  Oberleitungs Vorschriften  mr 
den  Güterstand  der  bestehenden 
Ehen  im  preufsischen  Ausf.Ges.  zum 
B.G.B.  870. 

Eheliches  Leben,  Erzwingung  der 
Herstellung  (Deutschi.)  249. 


Ehemann,  eheherrliche  Autorisation 
(Deutschi.)  248. 

Ehenichtigkeit,  s.  Ehe. 

Ehescheidung,  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen in  den  verschiedenen 
Staaten  264;  Staatsangehörigkeit 
bei  E.  (Frankr.)  406;  Anwendung 
des  ausländ.  Rechts  (Frankr.)  408; 
örtliches  Recht  ftir  die  sog.  privat- 
rechtlichen Ehescheidungsstrafen 
882;  E.  von  Ausländem  (Ital.)  418, 
CBelg.)  480;  Unterhalt  der  geschie- 
denen Ehefrau  (Deutschi.)  116; 
Unterhaltsansprüche  eines  ausländ. 
Ehegatten  wänrend  des  Scheidungs- 

Srozesses  (Frankr.^  149;  Eheschei- 
ungsklage,  schweizerischer  Vorent- 
wurt  des  CivUgesetzbuchs  805; 
Zuständigkeit  ftlr  Ehescheidungs- 
klagen zwischen  Ausländem  in  oer 
Schweiz  (Schweiz)  495;  Zuständig- 
keit f&r  Ehescheidungskiaffen  in  den 
Niederlanden  (Niederl.)  4S7. 

Ehesachen  der  Ausländer,  nach 
österreichischer  Civilprozefsordnung 
Domizil  ftirZuständigkeit  mafsgebend 
442. 

Eheschliefsung,  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen in  den  verschiedenen  Staa- 
ten 264;  Eheabschlufs  im  Auslande 
(Frankr.)  482;  Förmlichkeiten  bei  E., 
Verhältnis  zwisch.  Schweiz  und  Italien 
509;  Wiederverehelichung  einer  ge- 
schiedenen Französin  in  Frankreich 
nach  Erwerb  deutscher  Staatsange- 
hörigkeit (Frankr.)  408;  Wiederver- 
ehehchung  einer  Frau  nach  erfolgter 
Todeserklärung  ihres  Ehemannes 
104, 800;  Verehelichung  von  Schwei- 
zern in  Sachsen  265;  Verehelichung 
von  Niederländern  in  der  Schweiz 
420. 

Eheungültigkeit,  Ungültigkeit 
der  Ehe  in  Frankreich  zwischen 
Ausländer  und  einer  Französin, 
vor  ausländ.  Konsul  abgeschlossen 
(Frankr.)  148. 

Eheversprechen,  s.  Verlöbnis. 

Ehe  vertrage,  Recbtshülfeersuchen 
um  Veröffentlichung  eines  Ehever- 
trags (Deutschi.)  8&. 

Eid,  Eidesleistung  im  Auslande 
(Frankr.)  412;  Abnahme  oder  Lei- 
stung gesetzwidriger  E.,  eztraterri- 
toriales  Delikt  nach  englischem 
Recht  85. 

Eidgenossenschaft,   s.  Schweiz. 

Eigenhändiges  Testament  (Frankr.) 
410. 
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Eisenbahnen,  Haftgesetze  für  £., 
Preisausschreiben  511. 

Eisenbahnfrachtverkehr,  in- 
ternationaler, (Frankr.)  409. 

Elsa fs-Lot bringen,  Gesetzgebung 
346,  419;  Ausf.Ges.  zum  B.G.B.  419; 
Staatsangehörigkeit  mindeijähriger 
Elsafs-Lothringer  (Frankr.)  148;  die 
Ausführung  des  Biirgeii.  Gesetzbuchs 
346 ;  Schrinenwechsei  mit  Österreich- 
Ungarn  456. 

England,  s.  Grofsbritannien. 

Entmündigung  von  Ausländem 
(Frankr.)  484. 

Erbfähigkeit,  der  im  Auslande 
wohnenden  Mönche  und  Nonnen 
(Deutschi.)  182. 

Erbfolge  in  ausländ. Nachlafsgrund- 
stüdce  nach  englischem  Recht  445. 

Erbrecht,  Albericus  de  Rosate  über 
E.  51  ff. ;  Statutenkollision  (Deutschi.) 
811 ;  Testamentserbrecht  (Deutschi.) 
810. 

Erbschaftssteuer,  in  Baden  415, 
in  Hessen  505,  in  Bremen  166,  in 
England  267. 

Erfindung,  s.  Patente. 

Erfüllungsort,  Örtliches  Recht 
(Deutsch!.)  119. 

Ersuchen,  s.  Rechtshülfe. 

Exekutionsordnung,  neue  öster- 
reichische (Deutschi.)  138,  (Ost.)  158. 

Explosionsver'brechen,  extra- 
territoriale Delikte  nach  englischem 
Recht  85. 

Extraterritoriale  Delikte  der 
ünterthanen  nach  englischem  Recht 
80. 

Exterritorialität  der  Gesandten 
(Frankr.)  413. 


Faber,  Joannes,  Jurist  des  intern. 
Rechts  9,  30  ff. 

False  oath  or  notice  (MeineidX 
extraterritoriale  Delikte  nach  eng- 
lischem Recht  85. 

Festnahme,  vorläufige,  flüch- 
tiger Verbrecher  in  England  347, 
von  nach  den  Niederlanden  ge- 
flüchteten Verbrechern  415. 

Feuerversicherung  (Frankr.)  254. 

Finnland,  Vollstredcung  ausländ. 
Urteile  225,  237. 

Flöfserei,  auf  Rhein,  Waal  und 
Lek  420. 


Fondsgebühren  von  Verlasien- 
Schäften  in  Osterreich  (Ost.)  257, 
888,  384,  402. 

Form,  der  Handelsbücher  nach  neuer 
österreichischer  Civilprozefsordnong 
440;  der  Rechtsgeschäfte  (Frankr.) 
484;  der  Testamente  (Deutschl.)  895, 
(Frankr.)  410;  F.  der  Erledigung 
eines  Rechtshülfeansuchens  im  Aus- 
lände 458. 

Forum,  s.  (rerichtsstand. 

Fracht,  Versicherung  (Frankr.)  409. 

Frachtvertrag,  von  englischer 
Reederei  mit  deutschem  Kau&nann 
in  Japan  in  englischer  Snrache  ab- 
geschlossen (Deutschi.)  121;  interiL 
F.  (Frankr.)  408. 

Frankfurter  Friedensvertrag, 
Art  11,  dessen  Meistbegünstigungs- 
klausel 364. 

Frankfurter  Gesetz  über  Erwer- 
bung von  Grundeigentum  durch 
Nichtverbürgerte  (Deutschi.)  474. 

Frankreich,  Gesetzgebung  420; 
Rechtsprechung  147,  253,  406,  481; 
Staatsangehörigkeit  (Frkr.)  147,  253, 
481,  482 ;  Naturalisation  eines  Fran- 
zosen im  Auslande  (Frankr.)  147; 
Staatsangehörigkeit  bei  Eheschd- 
dung  (Frankr.)  406;  Gesetze  und 
Verordnungen  über  Eheschliefsung, 
Ehescheidung  und  Civilstandsakte 
264;  Personenstandsfragen  bezüglich 
der  Ausländer  (Frankr.)  149;  Wie- 
derverehelichung  einer  geschiedenen 
Französin  in  Fr.  nach  Erwerb  deut- 
scher Staatsangehörigkeit  (Frankr.) 
408;  eheliches  Güterrecht  bei  Ver- 
heiratung eines  Ausländers  mit  einer 
Französin  in  Fr.  (Frankr.)  482; 
Liegenschaften  der  Ausländer  in  Fr. 
(Frankr.)  408;  Haager  Kongrefs 
über  intern.  Privatrecht  und  Civil- 
prozefs  263,  349, 422, 453;  Gerichts- 
standsvertraff  mit  der  Schweiz  (Schw.) 
338,  '344;  Eidesabnahme  im  Aus- 
lande (Frankr.)  412;  badisch -fran- 
zösiacher  Rechtshülfevertrag  von 
1846  (Deutschi.)  476;  Sicherheits- 
leistung für  Prozefskosten  (Frankr.) 
150,  ^,  411,  412,  485;  Litterar- 
vertrag  mit  Deutschland,  Verlags- 
recht (Deutschi.)  470 ;  VoUstrednmg 
ausländ.  Urteile  (Frankr.)  152,  225, 
288,  254,  412,  485;  Auslieferungs- 
vertrag mit  Grofsbritannien,  Zusatz- 
akte 264;  Auslieferungsvertrag  mit 
Italien  betr.  Tunis  264;  Vertrag  mit 
der   Schweiz    über  Auswechselung 
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TOD  PoHtstÜcken  265;  Exterritoria- 
lität der  Gesandteiit  keine  der  Kon- 
suln 443;  Yorsdiriften  über  Ver- 
hütung  von  SchifEBzusammeDstöfsen 
420;  Übereinkunft  mehrerer  Staaten 
über  Aichung  der  Binnenschiffe  850 ; 
Union  zum  Schutze  des  gewerblichen 
Eiffentums,  desgl.  des  utterarischen 
und  künstlerischen  849;  Konsular- 
rertrag  mit  Italien  betr.  Tunis  264; 
Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  mit 
Italien  betr.  Tunis  263;  Vergleich 
mit  den  Niederlanden  in  Bezug  auf 
Tunis  425;  Schutz  der  mifshandel- 
ten  und  verwahrlosten  Kinder  in 
Fr.  (Frankr.)  488. 

Freiburg  (Kanton),  Vollstreckung 
ausländ.  Urteile  225,  238. 

Freiwillige  Gerichtsbarkeit, 
deutsches  Gesetz  über  die  Ange- 
legenheiten der  fr.  G.,  Ausführungs- 
Sisetz  in  Sachsen  508,  Hessen  502, 
ecklenburg  -  Schwerin ,  Mecklen- 
burg-Strelitz,  Oldenburg,  Braun- 
schweig, Sachsen -Altenburg  418, 
Anhalt  419,  Schwarzburg-Kudolstadt 
505,  Schwarzburg  •  Sondershausen 
505,  Schaumburg-Lippe  506;  preufs. 
Gesetz  über  die  fr.  G.  501;  preufs. 
Gesetz,  die  Gerichts-  und  Notariats- 
kosten in  Angelegenheiten  der  fr. 
G.  416;  badisches  Gesetz  über  fr. 
G.  417;  Bescheinigung  der  Voll- 
streckbarkeit bei  Einziehung  von 
Kosten  der  fr.  G.  in  einem  anderen 
Bundesstaate  (Deutschi.)  146 ;  Rechts- 
hülfe(Deut8chl.)  479. 

Fremde,  s.  Ausländer. 

Fremdes  Recht,  s.  ausländ.  Recht 

Freundschaftsverträge,  s.  inter- 
nationale Verträge. 

St  Gallen  (Kanton),  Gesetzgebung 
422 ;  Vormundschaftswesen  422 ; 
Vollstreckung  ausländ.  Urteile  236. 

Gebietsveränderung,  Einflufs  auf 
geteiltes  Verlagsrecht  (Deutschi.)  470. 

Gebühren,  s.  Fondsgebiüiren, 
Kosten. 

Gegenseitigkeit,  nach  der  neuen 
österreichischen  Exekutionsordnung 
(Deutschl.)138,  (Ost)  331, 440 ;  das  Er- 
fordernis der  verbürgten  G.  bei  Voll- 
streckung ausländ.  Urteile  in  Deutsdi- 
land  206. 

Geleite,  freies,  Verletzung  des- 
selben 68. 


Gemischte  Gerichte  in  E^gypten 
(Ernten)  480. 

Genf  (Kanton),  Vollstreckung  ausländ. 
Urteile  225,  238. 

Gerichtsbarkeit  über  ausländ.  Im- 
mobilien (englisches  Recht)  446. 

Gerichtsstand  für  Eigentumsklagen  ^ 
betr.  Inhaberpapiere  (Schweiz)  ^0. 

Gesandte,  Unverietzlichkeit  der  Per- 
son 69;  Exterritorialität  (Frankr.) 
412. 

Gesellschaft,  Staatsangehörigkeit 
(Frankr.)  482;  französische, 
Gerichtsstand  als  Beklagter  vor 
fr'anzösischem  Gericht  bei  im  Aus- 
land vollzogenen  Schuldurkunden 
(Frankr.)  411. 

Gesellschaften,  ausländische, 
s.  ausländ.  Gesellschaften. 

Gesetzgebung  etc.  164,  261,  346, 
414,  500. 

Gewerbliches  Eigentum,  (Frkr). 
410;  Union  zum  Schutze  des  g.  £. 
349;  Rechtsschutz  des  Ausländers 
im  Inlande  (Deutschi.)  124. 

Gilbert-Inseln  (Stiller  Ocean),  eng- 
lische Strafgerichtsbarkeit  79. 

G 1  a  r  u  8  (Kanton) ,  V  oUstreckbarkeit 
ausländ.  Urteile  239. 

Goldküste,  Strafgerichtsbarkeit  in 
den  englischen  Schutzgebieten  79, 90. 

Graubündten  (lUnton),  Voll- 
streckung ausländ.  Urteile  236. 

Griechenland,  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen überEheschIier8ung,Ehe- 
scheidung  und  Civilstandsakte  264; 
Vollstreckung  ausländ.  Urteile  239; 
Übereinkunft  über  Markenschutz  mit 
den  Niederlanden  262,  mit  der 
Schweiz  263;  Handels-  etc.  Vertrag 
mit  Belgien  263. 

Grofsbritannien,  Gesetze  undVer- 
ordnunsen  der  englischen  Kolonien 
über  Eheschliefsung,  Ehescheidung 
und  Civilst£mdsakte  265;  englische 
Rechtsprechung  252,  405,  481;  Be- 
handlung der  im  Auslande  began- 
genen Delikte  nach  englischem  Recht 
ol  ff.;  Consolidations  Acts  von  1861 
71  ff.,  Merchant-Shippings  Acts  72, 
Küstengewässer  74,  Gerichtsbarkeit 
G.  in  den  Protektoraten  78,  extra- 
territoriale Delikte  der  englischen 
Unterthanen  80 ;  Gerichtsbarkeit 
über  ausländ.  Immobilien  446;  aus- 
länd. Urteil  gegen  englische  Aktien- 
gesellschaft 452;  in  England  be- 
legene Nachlafsimmobilien  452; 
Erbfolge  in  ausländ.  Nachlafsgrund- 
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stücke  nach  englischem  Recht  445; 
Erbschaftssteuer  in  England  267; 
Konkurseröffnung ,  Sequestration 
(Engl.)  406;  Union  zum  Schutze  des 

gewerblichen  Eigentums,  desgl.  des 
tterarischen  und  künstlerischen 
349;  Schutz  der  Warenzeichen  (Engl.) 
405 ,  Handelsvertrag  mit  dem  vorm. 
deutschen  Zollverein  aufser  Kraft 
166;  Vollstreckung  ausländ.  Urteile 
289,  450;  Auslieiierunffs vertrag  mit 
Frankreich  264,  mit  Belgien  264 ; 
vorläufige  Festnahme  flüchtiger  Ver- 
brecher in  England  und  den  briti- 
schen Kolonien  347 ;  Anwendung  der 
intern.  Pariser  Sanit&tskonvention 
von  1894  auf  die  britischen  Kolo- 
nien 346. 

Grundbuchordnung,  deutsche, 
Ausführungsgesetz  in  Preufsen  501, 
Bayern  501,  Sachsen  503,  Württem- 
berg 503,  Baden  417,  Hessen  505, 
Mecklenburg-Schwerin  418,  Meck- 
lenburg-Strelitz  418,  Oldenburg  418, 
Anhalt  419,  Braunschweig  505, 
Bremen  419,  Hamburg  506. 

Grundeigentum,  s.  unbewegliche 
Sachen. 

Guatemala ,  Warenzeichenschntz  414. 

Güterrecht,  eheliches,  s.  ehe- 
liches Güterrecht 


Haager  Abkommen  über  intern. 
Privatrecht  etc.  263,  349,  422,  453. 

Haft,  8.  Festnahme,  Verhaftung. 

Haiti,  Union  zum  Schutze  des  litte- 
rarischen und  künstlerischen  Eigen- 
tums 349;  Vollstreckung  ausländ. 
Urteile  237. 

Hamburg,  Gesetz  zur  Ausführung 
des  B.G.B,  und  der  Nebengesetze 
506;  Vormundschaftsbehörde  506; 
Hinterlegungsordnung  506. 

Handelsbücher,  Form  derselben 
nach  der  neuen  österreichischen 
Civilprozefsordnung  440. 

Handelsgebrauch  (Ital.)  486. 

Handelsgesellschaften,  S.Gesell- 
schaften. 

Handelsgesetzbuch,  deutsches, 
Ausführungsgesetz  in  Preufsen  501, 
in  Hessen  5(H,  Schwarzburg-Rudol- 
stadt  505,  Anhalt  419. 

Handelsverträge,  s.  internationale 
Verträge. 

Handlungsfähigkeit,    der    Ehe- 


frauen (Deutschi.)  810;  der  Aus- 
länder (Deutschi.)  113,  (Frankr.)407, 
(Schweiz)  495. 

Hebammen,  ZulassungindenGhrenz- 
gemeinden,  Übereinlninft  zwischen 
Deutschland  und  den  Niederlanden 
850. 

Heimat,  zum  bayerischen  Heimats- 
gesetz (Deutschi.)  243. 

H  erring-Fisheries  Act  1868(engL) 
91. 

Herzegowina,  Vollstreckung  aus- 
länd. Urteile  286,  441. 

Hessen,  Gesetzgebung  261, 347,  417, 
504;  Notariat-Anlegung  des  Grund- 
buchs 347;  Ausf.Ges.  zum  B.G.B. 
417,  zu  den  Nebengesetzen  504; 
Erbschafts-  und  Schenkungssteuer 
505;  gerichtliche  Hinteriegnng  505. 

Hinterlassenschaft,  s.  Nachlafs- 
behandlung. 

Hi  uteri  eeung,  Hinterlegungsord- 
nung in  Baden  504,  in  Hessen  505, 
in  Schwarzburg-Sondershausen  506, 
Hamburg  506. 

Hochverrat  284. 

Holland,  s.  Niederlande. 

Homicide  (Verbrechen  des  Mordes), 
extraterritoriales  Delikt  nach  eng- 
lischem Recht  82. 

Hovering  Act  (Durchführung  der 
Zollgesetze),  englische  91,  amerika- 
nische Gesetze  93. 

Hypothek,  gesetzliche,  der  aus- 
länd. Ehefrau  (Frankr.)  483. 


I.  jr. 

Japan,  Staatsangehörigkeitsgesetz 
353;  Union  zum  Schutze  des  ge- 
werblichen Eigentums  349,  de^. 
zum  Schutze  des  litterarischen  und 
künstlerischen  Eigentums  349;  Straf- 
fferichtsbarkeit  oer  amerikanischen 
Konsuln  79;  Handels*  u.  Schiffahrts- 
vertrag mit  Rufsland  262,  mit  dem 
Deutschen  Reich  263,  265;  Freund- 
schafts- etc.  Vertrag  mit  der  Schweiz 
263;  Handels-  etc.  Vertrag  mit  den 
Niederlanden  425,  mit  Österreich- 
Ungarn  426. 

Immobilien,  s.  unbewegl.  Sachen. 

In  di an  er  territori  um,  Behandlung 
der  dort  begangenen  Delikte  79. 

Indien,  Britisch-I. ,  Weltpostverein 
265. 

Industrie,  s.  gewerbliches  Eigen- 
tum. 
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Inhaberpapiere,  gestohlene, 
Vindikation  solcher  pentschl.)  116; 
Gerichtssand  f&r  Eieentomsklagen 
betr.  Inhaberpapiere  (Schweiz)  ^. 

Inland,  Bechtsverfolgung  des  im  I. 
begangenen  Verbrechers  im  Auslände 
(Franto*.)  152;  im  I.  verübte  Delikte 
der  Aasländer  278  ff. 

Institut  de  droit  international, 
Bericht  über  19.  Sitzung  im  Haag 
109. 

Interkantonales  Privatrecht  7. 

Interkoloniales  Recht  7. 

Internationale  Konferenzen 
zur  Ordnung  intern.  Rechtsfragen; 
8.  Haager  Abkonmien. 

Internationales  Eisenbahn- 
fr  acht  recht,  8.  Eisenbahnfracht- 
verkehr. 

Internationales  Privatrecht, 
historisches  Debüt  der  Doktrin  des 
i.  Pr.R  1  ff.;  ständige  Ausschüsse 
in  den  Ministerien  verschiedener 
Länder  zur  Prüfung  aller  Fragen 
des  i.  Pr.R.  13. 

Internationales  Strafrecht  15, 
274  ff.;  Vertrag  der  südamerikani- 
schen Staaten  22. 

Internationales  Verwaltungs- 
recht 8. 

Internationale  Union  zum 
Schutze  von  Werken  derLit- 
teratur  und  Kunst  264. 

Internationale  Verträge  167, 
262,  349,  422,  506. 

Irland,  s.  Grofsbritannien. 

Italien,  Gesetze  und  Verordnungen 
über  Eheschliefsung,  Ehescheidung 
and  Civilstandsakte  264;  Fönnlich- 
keiten  der  Eheschliefsung  im  Ver- 
hältnis zwischen  Schweiz  und  1. 509; 
Rechtsprechung  153,  255,  418,  486; 
Staatsangehörigkeit  (Ital.)  418;  Ehe- 
scheidung von  Ausländem  (Ital.)  413; 
Reglement  über  Markenschutz  264; 
Umon  zum  Schutze  des  gewerb- 
lichen Eigentums  349,  desgl.  zum 
Schutze  des  litterarischen  und  künst- 
lerischen Eigentums  342;  Haager 
Eongrefs  über  intern.  Privatrecht 
und  Civilprozefs  263,  349.  422,  453; 
Mitteilung  von  Civilstandsurkunden 
der  Fremden  in  der  Schweiz  264; 
Übereinkunft  mit  der  Schweiz  betr. 

f leichartige  Bestimmungen  über 
Ischerei  167 ;  Freundschaftsvertrac 
mit  Argentinien  262;  Handels-  una 
Schiffahrtsvertrag  mit  Frankreich 
betr.  Tunis  263;  Sicherheitsleistung 


f&rProzefskosten267;  Vollstreckung 
ausländ,  urteile  227,  286,  486;  Aus- 
lieferung (Ital.)  414;  Aaslieferongs- 
vertraff  mit  Frankreich  betr.  Tnnis 
264;  Konsularvertrag  mit  L  betr. 
Tunis  264;  Separat -Litterarvertrag 
mit  der  Schweiz  aafser  Kraft  265; 
Übereinkommen  mit  Österreich- 
Ungarn,  Unterstützung  mittelloser 
Kranker  425. 
Jurisdiktion,  s.  Gerichtsbarkeit 
Juristische  Personen,  des  Aus- 
landes, Armenrecht  nach  dem  Haager 
Abkommen  463. 


Kapacität,  s.  Handlungsfähigkeit 

Karolinen-Inseln,  deutsches 
Schutzgebiet  414,  511,  deren  Er- 
werbung von  Spanien  425,  511. 

Kiautscnou,  Verkehr  mit  dem  Ge- 
richte in  K.  415. 

Kinder,  aufsereheliche,  s.  un- 
eheliche K. 

Klageslellung,  Zuständigkeit  nach 
intern.  Grundsätzen  (Frankr.)  485. 

Kompetenz,  s.  Zuständigkeit 

Konkurrejizklausel,  fiedeatung 
im  intern.  Verkehr  294,  442. 

Konkurs,  K.  über  Ausländer  (Ost) 
489,  Einrede  der  Konkurseröffnung 
im  Auslande  (Ital.)  486,  Konkurs- 
eröffnung in  England  (Engl)  406; 
K.  über  das  Vermögen  eines  in 
Österreich  domizilierenden  Türken 
(Ost)  328;  K.  einer  ausländ.  Handels- 
gesellschaft (Ital.)  153. 

Konnossement,  zwischen  Dent- 
schen  in  Deutschland  in  englischer 
Sprache  abgefafst  (Deutschi.)  316. 

Konsulargerichtsbarkeit,  Ver- 
säumnisurteil (DeutBchl.)  324;  Ein- 
schränkung der  Gerichtsbarkeit  der 
österreichisch-ungarischen  Konsular- 
gerichte in  Egypten  347. 

Konsularverträge,  s.  internatio- 
nale Verträge. 

Konsuln,  keine  Exterritorialitäts- 
rechte in  Bezug  auf  Gerichtsbarkeit 
(Frankr.)  413;  Vornahme  von  civil- 
standsamtlichen  Funktionen  durch 
die  K.  in  der  Schweiz  nicht  zu- 
lässig 266 ;  konsularische  Zustellung 
im  Auslande  458. 

Konsuln,  deutsche,  Zuständigkeit 
zur  Urkundenlegalisation  (Deutschi.) 
245. 
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KonTentionalstrafe,  im  intern. 
Verkehr  294,  442. 

E  o  n  ▼  e  n  t  i  o  n  6  n ,  B.  Internat  Vertrtee. 

Korr  espon dem  mit  dem  Auslände, 
B.  Rechtshülfe. 

Kosten  der  ansläod.  Prozefspartei 
für  Ühersetcung  von  Schriftstücken 
nnd  Urteilen  (Oeatschl.)  928;  Ein- 
ziehong  der  K.  der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit in  einem  anderen  Bun- 
desstaate (Deutschi)  146;  Gerichts- 
nnd  Notariatskosten  in  Sachen  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  in  Baden 
416. 

Kostenkaution,  s.  Sicherheits- 
leistunff. 

Kriegsaienste,  fremde,  Eintritt 
in  solche  (foreign  Enlistment),  extra- 
territoriales Delikt  nach  englischem 
Recht  88,  nach  amerikanischem 
Recht  87. 

Kroatien,  Yollstreckbarkeit  ansl&nd. 
Urteile  286. 

Küste,  Delikte  auf  Schiffen  in 
Küstengewässem  74. 

Kunst,  Werke  der,  s,  Urheber- 
recht 

Kuratel,  s.  Vormundschaft 


Law  of  venue,  für  Zuständigkeit 
des  for.  del.  commissi  68  ff. 

L  eb en svermut  nng.  Örtliches  Recht 
(Deutschi.)  468. 

Lek,  Schiffahrt  und  Flöfserei  auf 
solchem  420. 

Legalisation,  s.  Beglaubigun|^. 

Legitimation  unehelicher  Kinder 
(Deutschi.)  242. 

Letztwillige  Verfügung,  s. 
Testament 

Lex  fori,  nach  neuem  österreichi- 
schen Civilprozefsrecht  484,  ^8, 
442. 

Liberia,  Auslieferungsvertrag  mit 
den  Niederlanden  268. 

Liechtenstein,  Vollstreckung  aus- 
länd. Urteile  286. 

Liegenschaften,  s.  unbewegliche 
Sachen. 

Litispendenz,  s.  Rechtshängigkeit 
Litterarisches    Eigentum,     s. 

Urheberrecht 
Locus  regit  actum  (Deutschi.) 394^ 
Lösungsanspruch,   Einrede  nach 

Art  2280  Code  civil  (Deutschi.)  117. 


Loganstatut,  amerikanisches 
87. 

Lothringen,  s.  EUsaft-Lothringeo. 

Louisiana,  Vollstreckang  ausländ. 
UrteUe  289. 

Lübeck,  Gesetzgebung  419;  Ver- 
ordnung zur  Ausfuhrung  des  Gerichts- 
verfassungsgesetzes 419. 

Luxemburg,  Gesetze  und  Verord- 
nungen über  Ebeschliefsung,  Ehe- 
scheidung und  Civilstandsa^  264; 
Haager  Kongrefs  über  intern.  Privat- 
recht  und  Civilprosels  263,  349,  422, 
458;  Union  zum  Schutze  des  litte- 
rarischen  und  künstlerischen  Eigen- 
tums 849;  Vollstreckung  ausländ. 
Urteile  225,  288. 


Madagaskar,  französische  Gerichts- 
barkeit 264. 

Main,  Schiffahrtspolizeiordnung  flkr 
den  kanalisierten  261. 

Marianen  -  Inseln,  deutsches 
Schutzgebiet  414,  511;  Erwerbung 
von  Spanien  425. 

Marinegerichte  im  Auslande, 
Verkehr  mit  denselben  415. 

Markenschutz,  Gewerblicher 
Rechtsschutz  des  Ausländers  im 
Inlands  (Deutschi.)  124;  Verhältnis 
zwischen  Deutschland  und  der 
Schweiz  (Deutschi.)  140;  italieni- 
sches Reglement  264. 

Marocco,  Straigerichtsbarkeit  der 
amerikanischen  Konsuln  79. 

Mecklenburg-Schwerin,  Gesetz- 

febung  166,  418;  Ausf-Ges.  zum 
I.G.B.  und  den  Nebengesetzen  418. 

Mjecklenbiirg -Strelitz,  Gesetz- 
gebung 418;  AusfCres.  zum  B.G.B. 
und  den  Nebengesetzen  418. 

Meer,  Bestrafung  der  auf  offenem 
M.  begangenen  Delikte  70  ff. 

Meineid  vor  Gesandtschaftssekre- 
tären und  Konsularbeamten  der  Ver- 
einigten Staaten,  extraterritoriales 
Delikt  nach  amerikanischem  Recht 
87. 

Merchant-Shippings-Act  (eng- 
lische) 72  ff.,  89. 

Meistbegünstigungsklausel, 
deren  Tragweite  ^1  fil 

Mexiko,  Gesetze  über  Erfindungs- 

Eitente  und  Schutz  des  industriellen 
igentums  264;  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen über  Ehesdüiefsung,  Ehe- 
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seheidnoff  und  GiTÜstaadsakte  264; 
YollBtreckiiDg  anglflad.  Urteile  287 ; 
FreundBchafts-  etc.  Vertrag  mit  Bei- 
nen 262;  Deklaration  gegenfiber 
Belgien  über  Markenschutz  268; 
Litteranrertra^  mit  Spanien  268. 

Militär,  bayensche  Yeroidnqng  vom 
IL  Joni  1816,  die  in  Gi?Ü8achen 
segen  Milit&rpersonen  anrawenden- 
aen  Qesetze  betr.  (Deatschl.)  114, 
deutsche  Militftrstrai^s^dbtsoi^img 
▼on  1898  und  EinfUhrungsgesetK  hier- 
zu 164  ft;  Auslieferung  Tom  MiHtftr- 
^cht  beantragt  (Schweiz)  497. 

Minderjährige,  Geständnis  eines 
M.  Tor  ausländ.  Oericbte  (Ost)  154; 
Wechselfähigkeit  der  M.  in  Ungarn 

dl2. 

Mitteilung  gerichtlicher  oder  aufser^ 
gerichtlicher  Urkunden  nach  dem 
Haager  Abkommen  zur  Regelung 
▼on  Fragen  des  intern.  Privatrechts 
422,  455. 

Mönche,  Erbfähigkeit  der  im  Aus- 
lande wohnenden  M.  (Deutschi.)  182. 

Monaco,  VoUstreckung  ausländ.  Ur- 
teile 288;  Union  zum  Schutze  des 
litterarischen  und  ktbistlerischen 
Eigentums  849. 

M  0  n  te  neffr  o ,  Yollstreckunff  ausländ. 
Urteile  lS9;  Union  zum  Sdiutze  des 
litterarischen  und  kOnstlerischen 
Eigentums  849;  Austritt  aus  letz- 
terer Union  426. 

Mfindel,  s.  Yormundschaft 

Mttnzyerbrechen  284. 

M  u  8  c  a  t ,  Stra&erichtsbarkeit  der 
amerikanischen  Konsuln  79. 

Musikalische  Werke,  s.  Urheber- 
recht 

Musterschutz,  zwischen  Deutsch- 
land und  Schweiz  (DentschL)  140. 


Nachlafs,  Nachlafsbehand- 
Inng,  Nachlafswesen  in  Württem- 
berg 504;  Behandlung  des  in  Sachsen 
befindl.  Mobillamacmasses  sachsen- 
altenburgischer  Erblasser  846;  Be- 
handlunff  des  N.  von  Lic»enschaflten 
▼on  TOrken  267;  VereLabarung  zwi- 
schen Deutschland  und  Brasilien 
ttber  N.B.  506;  Yerlassenschafts- 
abhandlung  nach  in  Österreich  ▼er- 
storbenen Ausländem  107,  802; 
FondsgebOhren  ▼on  Yerlassenschaf- 
ten  in  östenreich  (Ost.)  257,  888, 


884,  402;  Behandlung  des  N.  eines 
in  Serbien  gestorbenen  Österreichers 
(Ost.)  836;  Erbschaftsklage  und  Tei- 
lungsstreitigkeit  nach  französisch- 
schweizerischem  Gerichtsstands^er- 
trag  (Schweiz)  844;  Yereinbanmg 
zwischen  der  Schweiz  und  Brasilien 
aber  N.B.  268 ;  Erbfolge  in  ausländ. 
Nachlafsgjundstacke  nach  engKRecht 
445;  in  England  belegene  latchlafs- 
Immobilien,  Befugnisse  des  ausländ. 
Kurators  452;  N.B.  bezOglich  in 
Italien  bdegener  Grundstüäe  446. 

Namensrecht,  BeansjHruchung  des- 
selben zu  gewerblicher  Ausnutzung 
(DeutschL)  124. 

Nationalität,  s.  Staatsangehörig- 
keit 

Naturalisation,  s. Staatsangehörig- 
keit 

Natürliche  Kinder,  s.  uneheliche 
Kinder. 

Neuenburg  (Kanton),  Yollstreckung 
ausländ.  Urteile  225,  237. 

Nicaragua,  Handels-  undKonsular- 
▼ertrag  mit  dem  Deutschen  Reich 
268. 

Niedergelassene  in  der  Schweiz 
(Deutschi.)  112,  (Schweiz)  160. 

Niederlande,  Oesetsgebung  420: 
Rechtsprechung  414;  Gesetze  und 
Yerordnungen  über  Eheschliefsung, 
Ehescheidung  und  Girilstandsakte 
264;  Haager  Kongrefs  über  intern. 
Pri^atrecht  und  Girilprozels  268, 
849,  420:  Union  zum  Schutze  des 
gewerblicnen  Eigentums  849;  Üb^v 
einkunft  mit  Dätschland  über  Zu- 
lassung der  Arzte  etc.  in  Grenz- 
gemeinden  856;  Übereinkunft  betr. 
Aichung  der  Binnenschiffe  850,  mit 
Ghriechenlund  über  Markenschutz 
262;  Freundschafits-  etc.  Yertrag  mit 
Oranjefreistaat  425;  Handelsvertrag 
mit  Japan  425,  mit  Bnljgarien  425; 
Yergleich  mit  Frankreich  in  Be- 
ziehung auf  Tunis  425;  Zuständig- 
keit m  Ehescheidungsklagen  (Nie- 
derl.)  487 ;  Prozefskostensicherheit 

Sl^iederl.)  414,  Yerehelichunff  Nie- 
erländer  im  Auslande,  insbeson- 
dere in  der  Schweiz  420;  Yoll- 
streckung aqsländ.  Urteile  225,  287; 
Auslieferung  aus  den  N.  415,  500, 
504 ;  Auweferungsverträge  mit 
Deutschland  264,  mit  der  Schweiz 
167,  mit  Liberia  268,  Belgien  268, 
Schweden  268,  Dänemark  268; 
Schiffahrt  und  Flöfserei  auf  Rhein, 
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Waal  uod  Lek420;  Bestimmwngen 
BurVerhütangTon  SehifliKusammen- 
stöfsen  420. 

Nigerschutzgebiet  (Royal  Niger 
Company),  englische  Strafgerichts- 
barkeit  79,  90. 

Nonnen,  Erbfähigkeit  der  im  Aus- 
lände wohnenden  N.  (Deutschi.)  132. 

Nordamerika,  s.  Amerika. 

Norwegen,  Gesetze  und  Verord- 
nuni^en  über  Elheschliefsung,  Ehe* 
Scheidung  und  Civilstandsakte  265; 
Haager  Kongrefs  über  internatio- 
nales Priyatrecht  und  Givilprozaft 
849,  422,  458:  Rechtsprechung, 
Gesetzgebung  N.  458  j  Union  tum 
Schutze  des  gewerbbchen  Eigen- 
tums 849,  desgl.  zum  Schutze  des 
litterarisehen  und  künstlerischen 
Eigentums  849:  Vollstreckung  aus- 
länd. Urteile  225,  287;  Handels- 
vertrag mit  Belgien  268. 

Notariat,  der  Vorschrift  in  Art  14 
des  NotGes.  von  1861  wird  nur 
durch  Beurkundung  eines  bayeri- 
schen Notars  entsprochen  (Deutschi.) 
180;  neues  Notariatsgesetz  für 
Bayern  501;  Schenkunff  vor  ausländ. 
Notar  (Deutschi.)  184;  N.  in  Hessen 
847 ,  Schwarzbnrg  -  Sondershansen 
506. 

O. 

Österreich,  Gesetzgebung  etc.  166, 
262;  Gesetze  und  Verordnungen 
über  Eheschliefbung,  Eäiescheidung 
und  Civilstandsakte  264;  Recht- 
sprechung der  Öeterr.  Gerichte  158, 
255,  328,  401,  487;  österr.  Patent- 

fesetz  von  1897  seit  dem  1.  Januar 
899  in  Kraft  166;  Haager  Konnefs 
über  intern.  Privatrecht  und  Givil- 

grozefs  849,  422,  458;  Gerichtsbaiv 
eit  über  Fremde  442 ;  in  der  Schweiz 
entstandene  Forderungen  in  Ost  ein- 

feklast  (Ost)  488;  unmittelbarer 
''erkehr  der  österr.  Gerichte  mit 
dem  deutschen  Patentamt  262;  un- 
mittelbarer Verkehr  der  deutschen 
G^chte  mit  den  österr.  Patent- 
behörden 415;  unmittelbarer  Schrif- 
tenwechsel mit  den  deutschen  Ge- 
richten mit  Ausnahme  von  Elsafs- 
Lothringen456;  Vormundschaft  über 
Ausländer  (Ost)  255,  487 ;  Überto- 
gpng  der  Vormundschaft  an  ausl.  Ge- 
richt (Ost)  487,  an  sächsisches  Ge- 
richt (Ost)  886,  887;   Einwohnern 


fremder  Staaten  in  der  Regd  keine 
Vormundschaft  zu  übertrafen  (Ost) 
385;  Verlaasenschaffcsabnandlnng 
nach  in  Ost  verstorbenen  Auslän- 
dem 107,  802;  Fondsgebühren  von 
Nachlässen  in  Ost  (Ost)  257,  338, 
334,  402;  zur  Recipiocität  der 
Nachlafkbesteuerung  zwischen  ÖsL 
und  Preufsen  168 ;  Abhuidlung  eines 
in  Serbien  verstorbenen  Österreichers 
und  Führung  der  Vormundsdiaft 
über  dessen  Kinder  (Öit)  336;  Er- 
öftaung  des  Konkurses  (Ü>er  das 
Vermögen  eines  in  Ost  domizi- 
lierenden Türken  (Ost.)  328;  Voll- 
streckung ansL  Urteile  153,  491,492; 
Gegenseitigkeit  nach  der  neuen 
österr.Exe£utionsordnung(Deut8chL) 
138,  227,  286,  (Ost)  381,  358,  VoU- 
streckung  italienischer  Urteile  (Ost) 
258;  Vollstreckung  österr. -ungari- 
scher Urteile  in  Baden  166;  Aus- 
lieferungsvertrag mit  der  Schweiz 
264:  Obergabe  und  Übernahme  ▼<m 
Verbrechern  an  der  Grenze  167, 
262;  Verhaftung  flüchtiger  Ver^ 
brecher  in  England  und  Kolonien 
347;  Einschränkung  der  Gerichts- 
barkeit der  österr.-ungarischen  Kon- 
sulargerichte in  E^ten  347;  Über- 
einkommen mititaben,  Unterttütsung 
mittelloser  Kranker  425;  Zolikarteu 
mit  Deutschland  264^  Handels-  und 
Schiffahrtsvertiag  mit  Japan  426. 

Ohio,  Testament  einw  Angdiörigen 
des  Staates  0.  in  Baden  errichtet 
(DeutschL)  134. 

Oldenburg,  Gesetuebung  347,  418; 
Aus£Ges.  zum  B.QJB.  und  Nebes- 
gesetzen  347,  418,  505;  Gesetz 
über(}runderbrecht  505,  Gesetz  über 
das  nutzbare  Eigentum  aa  Grund- 
stücken 505. 

Oranje-Freistaat,  Freundsduifts- 
etc.  Vertrag  mit  den  Niederlanden 
425. 

Ottomanisches  Reich,  s.  TfirkeL 


Palau-Inseln,  deutsches  Schutz- 
gebiet 414,  511,  deren  Erwerbung 
von  Spanien  425. 

Parteiiähigkeit,  Unterschied  von 
Prozefsfähigkeit  439. 

Patentamt,  unmittelbarer  Geschäfts- 
verkehr der  österreichischen  Gerichte 
mit  dem  deutschen  P.  262. 
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Patente,  unmittelbarer  Verkehr  der 
Gerichte  mit  den  österreichischen 
Patentbehörden  415;  Verletzong 
aoal&nd.  P.  (I>eatBchl.)  899. 

Perlenfischerei  an  der  Kttste 
Ceylons  91. 

Persönliche  Handlungsfähig- 
keit, s.  HandlungsfiUiiffkeit 

Personalhaft,  nach  dem  Haager 
Abkommen  &ber  Begelang  von 
Fragen  des  intern.  Privatrechts  424, 
460. 

Personalstatat  richtet  sich  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
nach  Wohnsitz  (Frankr.)  482. 

Personenstand,  Gesetze  und  Ver> 
Ordnungen  über  Eheschliefsung,  Elhe- 
scheidung  und  Civilstandsakte  in  den 
yerschieaenen  Staaten  264;  Per- 
sonenstandsfinuHBn  der  Ausländer 
(Frankr.)  149;  Personenstandsurkon- 
den  des  Auslandes  (Frankr.)  258: 
ausländ.  Urteile  über  den  P.  (ItaL) 
486;  s.  auch  Civilstand. 

Peru,  Vollstreckung  ausländ.  Urteile 
287;  Eonsularreglement  264. 

Pfalz,  bayerisches  Gesetz  über  das 
Liegenschaftsrecht  in  der  Pf.  501. 

Pflegschaft,  s.  Vormundschaft. 

Phönix  -  Inseln  (Stiller  Ocean), 
Strafgerichtsbarkeit  in  dem  eng- 
lischen Protektorate  78. 

Portugal,  Gesetze  und  Verordnungen 
über  Jßheschliefsung,  Ehescheidung 
und  Civilstandsakte  264;  Haager 
Kongrefs  über  intern.  Mvatrecht 
und  Civilprozefsrecht  267,  849,  422, 
458 ;  Union  zum  Schutze  des  gewerb- 
lichen Eigentums  849;  Vollstreckung 
ausländ.  Urteile  227,  289;  Handels- 
etc.  Vertraff  mit  Rufsland  268. 

Preisausschreiben,  Haftgesetze 
fttar  Eisenbahnen  511. 

Preufsen,  Gesetzgebung  etc.  261, 
560;  Ausf.Ges.  zum  B.G.B.  und  den 
Nebengesetzen  501;  räumliche  Herr- 
schaft ,der  Überleitnngsvorschriften 
finden  Güterstand  bestehender  Ehen 
im  Preufs.  Ausf.Ges.  zum  B.G.B. 
870;  Reciprocität  der  Nachlafebe- 
Steuerung  zwischen.  Pr.  und  Öster- 
reich 168;  im  Auslande  zu  erledi- 
gende Ersuchschreiben  261;  un- 
mittelbarer Schriftenwechsel  mit  den 
Behörden  einzehier  Gebiete  von  RuTs- 
laad  456;  Festiiahme  von  nach 
den  Niederlanden  geflüchteten  Ver- 
brechern 500. 

Protektorat  nach  englischem  Be- 


griff 78;  Strafterichtsbarkeit  in 
solchem  78  if.,  9a 

Prosefsfähigkeit  des  Ausländers 
(Ost)  829,  nach  der  neuen  öster- 
reichischen Civilprozefsordnung  ^8. 

Prozefskosten,  voUstrecknngs- 
berechtigte,  dem  Auslande  gegen- 
über 468. 

Prozersko8tenkaution,s.  Sicher- 
heitsleistung. 

Prozefslegitimation  485. 

Quarantine  Act  (englische)  91. 


Realitäten,  s.  ünbeweg^che  Sachen. 

Rebellen,  Beziehungen  mit  solchen, 
eztraterritoriales  Delikt  nach  ameri- 
kanischem Recht  87. 

Rechtsfähigkeit  der  Ausländer 
(Schweiz)  4SS. 

Rechtsgeschäfte,  Form,  s.  Form. 

Rechtshängigkeit  im  Auslande, 
nach  dem  neuen  österreichischen 
Civilprozefsrecht  487;  Begründung 
der  Einrede  der  R.  durch  einen 
Rechtsstreit  im  Auslände,  insbeson- 
dere in  Frankreich  (Deutschi.)  476. 

Rechts  hülfe,  R.  nach  dem  Haager 
Abkommen,  Regelung  von  Fragen 
des  intern.  Privatrecnts  428,  ^, 
Form  der  R.  458,  Ablehnung  457, 
Armenrecht  bei  dem  ersuchten  Ge- 
richte 466;  Verweigerung  des  Zeug- 
nisses vor  dem  ersuchten  Richter 
(Deutschi.)  144;  Ablehnung  des  Er- 
suchens einer  Verwaltungsbehörde 
um  eidliche  Zeugenvernehmung 
(DentschL)  145 ;  Ersuchen  v.  Berufs- 
genossenschaften  an  die  Amtsgerichte 
umZeup^envemehmunff  400;  K.  in  der 
freiwillig.  Gerichtsbarkeit  (Deutschi.) 
146,  479;  Ersuchen  um  R.  in  Vor- 
numdschaftssachen  in  Württemberg 
504;  R.  auf  Herstellung  des  ehe- 
lichen Lebens  (Deutscbl.)  251;  Er- 
suchen um  Veröffentlichung  eines 
Ehevertrags  (Deutschi.)  825;  R.  um 
Nachforschung  nach  aufserehelicher 
Vaterschaft  im  Gebiete  des  franzö- 
sischen Rechts  (Deutschi.)  826;  ba- 
disdi- französischer  Rechtshülfever- 
trag  (DentschL)  476;  R.  nach  ,dem 
neuen  österreichischen  Civilprozefs- 
recht 486;  im  Auslande  zu  erledi- 
gende Ersuchschreiben  preufsischer 
Gerichte  261 ;  unmittelbarer  Verkehr 
österreichischer  Gerichte  mit  dem 
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deatschen  Patentamte  262;  un- 
mittelbarer Verkehr  der  deatschen 
Gerichte  mit  den  österreichischen 
Patentbehörden  415;  Schriftenwech- 
sel  mit  den  Behörden  des  Auslandes 
456;  Ersuchen  der  finnsösischen 
Gerichte  um  Eidesabnahme  im  Aus- 
lande (Frankr.)  412:  Verkehr  mit 
dem  Gerichte  in  Kiautschou  und 
den  Marinegerichten  im  Auslande 
415. 

Rechtsprechung  112,  242,  306, 
880,  4o8. 

Bechtsweg,  Zul&ssigkeit  des  R. 
richtet  sich  nach  österreichischem 
Givilproze&recht  nach  lex  fori  442. 

Retorsion  239;  prozessuale,  nach 
neuer  österreichischer  Civilprozeis- 
ordnung  489. 

Reciprocit&t,  s.  Gegenseitigkeit 

Rhein,  Schiffahrt  und  Flöfserei  420; 
Schriftenwechsel  in  Rheinschiffahrts- 
sachen zwischen  den  Rheinufer- 
Staaten  456. 

Rheinprovinz,  preufsische, 
Grundstücke  Y.Au8ländem(Deutschl.) 
118. 

Rivier,  Alphonse  t  111- 
Rückver Weisung  (Deutschi.)  116, 
185,  811. 

Rum&nien,  Gesetze  und  Verord- 
nungen über  Eheschliefsung,  Ehe- 
scheidung und  GiTÜstandsakte  2(A; 
Haager  Kongrefs  über  intern.  Privat- 
recht  und  Cirilprozefs  849,  422,  458; 
Vollstreckung  ausl&nd.  Urteile  237. 

R  u  f  8 1  a  n  d ,  Gesetze  undVerordnungen 
über  Eheschliefsung,  Ehescheidung 
und  Cirilstandsakte  264;  Recht- 
sprechung 494;  Aufgabe  der  Staats- 
angehörigkeit ohne  obrigkeitliche 
Ermächtigung  (RnCsl.)  494;  Entwurf 
eines  neuen  Aktiengesetzes  Ar  R. 
177;  Zuständigkeit  der  russischen 
Gerichte  gegen  ausländische  Gesell- 
schaften (Kuf^l.)  494;  Haager  Kon- 
grefs  üb.  intern.  Privatrecht  u.  Civil- 
prozefs849,  422,  458;  Vollstreckung 
ausländ.  Urteile  225,  287;  Handels- 
und SchiffiihrtSYertrag  mit  Japan 
262,  mit  Portugal  268;  Überein- 
kommen mit  der  Schweiz  über 
Fabrik-  und  Handelsmarkenschutz 
425;  Schriftenwechsel  mit  preulsi- 
schen  Gerichtsbehörden  456 ;  Rechts- 
hülfe dem  russischen  Synod  gegen- 
über 458. 


8. 

Sacklegitimation  435. 

Sachsen  (Königreich^  GesetMebung 
166,  346,  415,  502;  Gesefae  und 
Verordnungen  über  Eheschlielkimg, 
Ehescheiduns  und  Civiistandsakte 
264;    Veronumng  zur  Ausflkhnmg 


des  Pereonenstandsgesetzes  502;Ver^ 
Ordnung  zur  Ausf&nrung  des  B.G.B. 
des  Deutschen  Reichs  und  dessen 
Nebengesetsen  502;  Übertragung 
der  Vormundschaft  von  österreichi- 
schem Gericht  an  ein  sächsisches 
Gericht  (Ost)  886,  887;  Verohe- 
lichung  von  Schweizern  in  S.  265; 
Behandlung  der  in  8.  befindlidien 
Mobiliamachlässe  sachsen-altenbnr- 
gischer  Erblasser  846 ;  Ausliefenmg 
aus  den  Niederianden  415. 

Sachs  en  -  A 1  te  n  b  u  rg,  Gesetzgebung 
418,  505;  Behandlung  der  in  Sach- 
sen befindlichen  Mobiliamachlässe 
Sachsen  -  aitenburgischer  E^rblasser 
846;  Au8f.Ges.  zum  B.G.B.  und 
den  Nebengesetzen  418,  zur  Ciril- 
prozefsordnung  505. 

Sachse  u-Welmar-EisenachyGe- 
setzsebung  847,  505;  Ausf.Ge8.  zum 
B.GJ3.  und  Nebengesetzen  847; 
AusfGes.  zum  deutschen  Gerichts- 
▼er&ssungsgesetz  505. 

Salomon  -  Inseln  (Stiller  Ocean), 
euf^lische  Stra^erichtsbarkeit  79. 

Sanitätskonvention,  int^atio- 
nale  Pariser  von  1894,  Anwendung 
auf  britische  Kolonien  846. 

Schaden,  durch  den  Prozefii  ver- 
ursacht,  Ausländerkaution  nadi 
Haager  Abkommen  angehoben  462. 

Schaffhausen  (Kuiton),  Voll- 
streckung ausländ.  Urteile  287. 

S  chaumb  urg-Lippe,  Gesetzgebung 
419, 506 ;  Gesetz  zur  Ausführung  des 
B.G.B.  und  dem  Gesetz  über  frei- 
willige Gerichtsbarkeit  506;  Gesetz 
zur  Ausführung  des  Reich^esetzes 
über  Zwangsversteif^erung  und  zur 
Ausführung  der  Givilprozelsordnung 
419. 

Scheidung,  s.  Ehescheidung. 

Schenkung  vor  ausländisch.  Notar 
(Deutschi.)  184;  örtliches  Recht 
(Schweiz)  160;  ScL  unter  fSiegatten 
(Frankr.)  408;  Schenkungssteoer  in 
Baden  415,  Schenkungssteuer  in 
Hessen  505;  Seh.  zu  Ghuisten  der 
Armenpflegeverwaltung      (Schweiz) 
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495;  Fonnftür  Annahme  eines  Hftnd- 
geeehenkes  (Frankr.)  484. 

Schiffahrt  anf  Rhein,  Waal  und 
Lek  420;  b.  auch  BinnenachifEahrt 

Schiffsmann,  Entlaufen  eines  Seh. 
mit  der  Heuer,  räumliche  Herr- 
schaft der  Strafgesetxe  285. 

Schiffsznsammenstofs,  Grund- 
sätze der  intern.  Seerecht^onferens 
in  Antwerpen  167,  Vorschriften  in 
Tonking  überVerhütun^Ton  Seh.  420. 

Schriftenwechsel  mit  dem  Aus- 
lande 456. 

Schulfondsbeitrag,  s.  Nachlafs- 
behandlun£[,  Fondsgebühren. 

Schutzgebiete,  deutsche,  Rechts- 
Terhaltnisse  in  solchen  510. 

Schwarzburg- Rudolstadt,  Oe- 
setigebung  262,  505;  Ausf.Ge8.  zum 
B-GlB.  und  Nebengesetzen  505. 

Schwarzburg  -  Sondershausen, 
Oesetzgebuuff  505;  Ausf.Gre8etEe  zum 
B.G.B.  und  den  Nebengesetzen  505; 
Hinterlegungsordnung   506;    Nota- 

.    riatsordnung  506. 

Schweden,  Rechtsprechung  494; 
Gesetze  und  Verordnungen  über 
Elheschliefsung,  Ehescheidung  und 
GTilstandsakte  264;  Vormun&chaft 
aber  Ausländer  (Schweden)  494; 
Haager  Kongrefs  über  intern.  Privat- 
recht  und  Givilprozefs  349;  Union 
zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigen- 
tums 849,  422,  458;  Vollstreckung 
ausländ.  Urteile  225,  287;  Handels- 
Tertrag  mit  Belgien  268;  Ausliefe- 
rungsrertrag  mit  den  Niederlanden 
268. 

Schweiz,  Gesetzgebung  etc.  420; 
Gesetze  und  Verordnungen  aber 
Eheschliefsung,  Ehescheidung  und 
ClTÜstandsakte  268;  Bundesgesetz 
über  die  ciTilrechtlichen  Verhältnisse 
der  Niedergelassenen  und  Aufent- 
halter rpeutschl.)  112;  schweize- 
rische Rechtsprechung  159,  269, 
388,  495;  international -rechtliche 
Bestimmungen  des  Vorentwurfs  zum 
schweizerischen  CiTil|;esetzbuch(Per- 
sonen-  und  Familienrecht)  804; 
Haager  Kongrefs  Über  intern.  Prirat- 
recht  und  Civilprozefs  268,   849, 

'  422, 458 ;  Verehelichnng  von  Schwei- 
zern   in   Sachsen  265;    Vornahme 

;  ciyilstandsamtlich.  Funktionen  durch 
die  Konsuln  in  der  Seh.  nicht  zu- 
lässiff  266;  Mitteilung  von  Cinl- 
standsurkunden  der  Fremden  in  der 
Seh.  264;  Anerkennung  der  im  Aus- 


lande abgeschlossenen  Ehen  in  der 
Seh.  266;  Förmlichkeiten  der  Ehe- 
schliefsung, Verhältnis  mit  Italien 
509;  Verehelichunff  Yon  Nieder- 
ländern in  der  Seh.  420;  Einklagung 
in  der  Seh.  entstandener  Forde- 
rungen Tor  Österreichisch.  Gerichten 
(Ost)  488;  Zuständigkeit  der  schwei- 
zerischen (Berichte  fhr  Eheschei- 
dungsklasen  von  Ausländem  (Söhw.) 
495;  VoTlstreckungshandlunffen  in 
der  Seh.  gegen  Schweizer  Schuld- 
ner (Schweiz)  495;  Gerichtsstands- 
vertrag  mit  Frankreich  (Schweiz) 
888,  844;  Klage  aus  ausländischem 
(Turiner)  GiTilurteil  (Schweiz)  162; 
deutsch  -  schweizerisches  Oberein- 
kommen aber  Patent-,  Muster-  und 
Markenschutz (Deutschl.)  IM;  Ober- 
einkunft mit  Griechenland  aber 
Markenschutz  268;  Litteranrertraff 
mit  ehem.  Norddeutschen  Bund 
auTser  Kraft  167,  262;  Separat- 
Litterarverträge  mit  Deutschland  u. 
Italien  aufser  Kraft  265;  Verein- 
barunff  mit  Brasilien  aber  Nachlafs- 
behanolung  268;  Union  zum  Schutze 
des  gewerblichen  Eigentums,  desgL 
der  htterarischen  und  kanstlerischen 
Werke  849;  Auslieferunnverhältnis 
zwischen  den  Kantonen  zarich  und 
Bern  (Schweiz)  497 ;  deutsch-schwei- 
zerisdi.  Auslieferungsvertrag  (Schw.) 
496,  499;  Auslieferungsrertrag  mit 
Osterreich  -  Ungarn  264;  Übembe 
und  Obemahme  tou  Verbrecnem 
an  der  schweizerisch -österreidii- 
sehen  Grenze  167,  262;  Ausliefe- 
rungsvertrag mit  den  Niederlanden 
167 ;  Zusatzabereinkunft  mit  Italien, 
rieichartige  Bestimmungen  aber 
Fischerei  167;  Vertrag  mit  Frank- 
reich, Auswechselung  von  Post- 
stacken 265;  Vertrag  mit  Belgien 
zur  Unterstatzung  von  HttlÜBbe&rf- 
tigen  268;  Freundschaftsvertrag  mit 
Japan  268;  Handelsvertrag  mit  Chile 
265;  Niederlassungs-  und  Handels- 
vertrag mit  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  teilweise  gekandigt  426 ; 
Sehriftenwechsel  mit  Deutschland 
456. 

Sea-Fischeries-Act  1868,  91. 

See,  Seereeht  (Frankr.)  254;  Be- 
straftmg  der  auf  offener  S.  began- 
genen Delikte  nach  englischem  Recht 
70  ff.,  91 ;  intern.  Seerechtskonferenz 
in  Antwerpen  167 ;  Seeversicherung 
(Frankr.)  409. 
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Seeleote,  deutsche  SeemaimsordDiuig 
285;  Delikte  britisdier  8.  gegen  Per- 
son und  Vermögen  86. 

Seeraab,  Weltrechtsprindp  aoraer- 
kennen  19,  strafbar  nach  Völker- 
recht 69. 

Seereise,  Beginn  der  S.  eines  Schifies 
(Engl.)  481. 

Sequestration  des  Vermögens  eines 
ausländ.  Schuldners  (Engl.)  406. 

Serbien,  Gesetze  und  Verordnungen 
über  Ehescbliefsung,  Ehescheidnnff 
und  Civilstandsakte  265;  Abhand- 
lung über  den  Nachlafs  eines  in  S. 
Gestorbenen  Österreichers  (Ost)  386; 
fnion  zum  Schutze  des  gewerblichen 
Eigentums  849;  Vollstreckung  aus- 
länd. Urteile  286;  Anslieferangs- 
Vertrag  mit  Belgien  264. 

Slam,  Strafgerichtsbarkeit  der  ameri- 
kanischen Konsuln  79. 

Sicherheitsleistung  der  Aus- 
länder für  Prozefskosten:  in 
der  Berufungsinstanz  und  bei  Wech- 
sel in  der  Person  des  Klägers 
(DeutschL)  186;  in  Frankreich 
(Frankr.)  150,  254,  411,  412,  485; 
auf  Omnd  der  Meistbegünstigungs- 
klausel in  den  Staatsverträgen  866; 
Prozefskostensicherheit  in  den  Nie- 
derlanden (Niederl.)  414;  Sicher- 
heitsleistung nach  dem  Haager 
Abkommen  zur  Regelung  von 
Fragen  des  intern.  Privatrechts  424, 
461. 

Sklavenhandel,  Sklavenraub, 
Weltrechtsprinci}^  zur  Bekämpfung 
19;  extraterritoriales  Delikt  nach 
engUschem  Recht  88,  nach  amerika- 
nischem Recht  87;  räumliche  Herr- 
schaft des  deutschen  Strafgesetzes 
285. 

Societäten,  s.  Gesellschaften. 

Somaliküste,  Strafgerichtsbarkeit 
in  dem  englischen  Schutzgebiete  78. 

Spanien,  Gesetze  und  Verordnungen 
über  Eheschliefsung,  Ehescheiduag 
und  Civilstandsakte  264;  Vertrag 
mit  Deutschem  Reich  über  Karo- 
linen-, Palau-  und  Marianen-Inseln 
425;  Haager  Kongrefs  über  intern. 
Privat-  und  Civilprozefsrecht  268, 
849,  422,  458;  Union  zum  Schutze 
des  gewerblichen  Eigentums  849, 
desgl.  zum  Schutze  des  ütterarisdien 
und  künstlerischen  Eigentums  849; 
Vollstreckung  ausländ.  Urteile  286; 
Litterarvertrag  mit  Mexiko  268. 

Spiel  und  Wette  (Ital.)  486. 


Spionage  (Frankr.)  485. 
Sprengstoffgesetz,    deutsches 
285. 

Staatsangehörigkeit,  StA.  der 
legitimierten  unehelichen  Kinder 
(DeutschL)  242 ;  keine  StA.  (Deutadü.) 
242 ;  Unterbrechung  der  zehigfthrigen 
Abwesenheitsfrist  (Dentschl.)  248; 
Verlust  der  StA.  (Dentschl.)  278  ffl; 
StA.  und  Strafirecht  nach  deutschem 
Str.G.B.  278  it. ;  StA.  mindeijähriger 
Elsafs  -  Lothringer  (Frankr.)  1&; 
StA.  in  Frankreich  (Frankr.)  147» 
258,  481 ;  Naturalisation  eines  Fran- 
zosen im  Auslande  (FVankr.)  147: 
StA.  einer  Gesellschaft  (Frankr.) 
482;  eheliches  Güterrecht  bei  Ehe- 
gatten verschiedener  StA.  (Frankr.) 
488;  StA.  bei  Ehescheidung  (Frankr.) 
406;  belgische  StA.  (Belg.)  405; 
Aufgabe  der  StA.  in  Rufsland  ohne 
obri^eitlicbe  EIrmächtigung  (RofsL) 
494;  das  japanische  Staatsangehörig- 
keitsgesetz 858  ff. 

Staatsverträge  r^eln  nur  öffent- 
liche Rechte,  keinen  Privatanspmch 
auf  ein  diesen  Verträgen  entspre^en- 
des  Verhalten  der  Behörden  des 
anderen  Staates  (Dentschl.)  806. 

Statutenkollision,  römische 
Rechtsquellen  für  die  Fragen  der 
StK.  8  f. 

Stempel,  Stempelpflicht  ausländ« 
Aktien  (Dentschl.)  128. 

Steuer,  s.  Erbschaftssteuer,  Schen- 
kung. 

Strafbare  Handlungen,  im  Aus- 
lände  began^n  61,   282  ff.,  286. 

Strafrecht,  internationales  15, 
Vertrag  der  südamerikanischen  Staa- 
ten 22;  Albericus  de  Rosate  über 
Strafrecht  52  ff. 

Strafverfolgung  (Ost)  408. 

Strafverjährung  (Ost)  408. 

Südafrika,  Strafgerichtsbarkeit  im 
englisch.  Protektoratsgebiete  (South 
African  Company)  79,  90. 


T. 

Teilnahme  am  Verbrechen,  Aus- 
lieferung (Schweiz)  499. 

Territorialprincip  in  Grofkbri« 
tannien  96,  im  neuen  österreichi- 
schen Civilprozefsrecht  435. 

Territorial-Waters  Jurisdic- 
tions  Act  74,  91. 
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TesBin  (Kanton),  Vollstreckung  ans- 
l&nd.  urteile  236. 

Testamente,  Albericas  de  Rosate 
Aber  Testamentsfragen  42  ft;  Testa- 
mentserbrecht (Deiitschl.)  310;  Form 
der  T.  (DeutschL)  395,  (Frankr.)  410; 
eigenhändiges  T.  (Frankr.)  410;  T. 
in  aaslftnd.  Sprache  (Frankr.)  411; 
T.  in  Baden  von  einem  Angehöriffen 
des  Staates  Ohio  errichtet  (Deotschl.) 
134. 

T  h u r ga  u  (Kanton) ,  Vollstreckung 
ausländ.  Urteile  238. 

Tierärzte,  Zulassung  in  den 
Ghrenzgoneinden,  Übereinkunft  zwi- 
seilen  Deutschland  und  den  Nieder- 
landen 350. 

Tod,  Beweis  des  Todes  eines  Aus- 
länders (Ost)  330. 

Todeserklärung,  Wieder?erehe- 
lichung  einer  Frau  nach  erfolgter 
T.  ihres  Ehemannes  104,  300. 

Transport,  s.  Fracht 

Trauung,  standesamtliche  in  Sachsen, 
Württemberg;  eines  Ausländers  in  d. 
Schweiz,  Schweiz.  Vorentwurf  des 
Civilgesetabuchs  305. 

Treason  und  misprision  of 
treason  (Verbrechen  geg^  Staat 
und  SouTeränitätX  eztraterritoriales 
Delikt  nach  englischem  Recht  80, 
nach  amerikanischem  Recht  87. 

Trennung  tron  Tisch  und  Bett, 
Streitigkeiten  zwischen  Ausländem 
(Frankr.)  151. 

Tripolis,  Strafe erichtsbarkeit  der 
amerikanischen  Konsuln  79. 

Türkei,  Aufenthalt  türkischer  Unter- 
thanen  im  Auslande  266;  Nachlafs- 
behandlung  besOfflich  der  in  Deutsch* 
land  gelegenen  Liegenschaften  von 
dort  gestorbenen  Türken  267 ,  Er- 
üffiiung  des  Konkurses  über  das 
Vermögen  eines  in  Osterreich  domi- 
zilierenden Türken  (Ost)  328:  Voll- 
streckung ausländ.  Urteile  225,  237; 
Strai^richtsbarkeit  der  amerikani- 
schen Konsuls  über  Amerikaner  79. 

Tunis,  Union  zum  Schutze  des  ge- 
werblichen Ei^tums  349,  zum 
Schutze  des  htterarischen  Eigen- 
tums 349;  Strafserichtsbarkeit  der 
amerikanischen  Konsuln  79;  Han- 
dels- und  SchÜEahrtsTertragzwischen 
Frankreich  und  Italien  263:  Ans- 
Ueferangsvertra^  zwischen  Frank- 
reich cmd  Italien  264;  Konsular- 
▼ertrag  zwischen  Frankreich  und 
Italien  264. 


IT. 

OberleitungsTorschriften,  preu- 
Isische,  in  das  Güterrecht  des  B.O.B. 
370. 

Übersetzung,  von  Schriftsätzen 
und  Urteilen,  Kosten  der  ausländ. 
Prozefspartei  (Deutschi.)  323;  Bei- 
gabe einer  0.  im  RechtshülfeTerkehr 
458. 

Unbewegliche  Sachen,  Verstei- 
ffung  von  Liegenschaften  im  Aus- 
lände (Frankr!)  254;  Erwerb  von 
u.  S.  durch  Ausländer,  Meistbegün- 
stigungsklausel 369 ;  Liegenschuten 
der  Ausländer  in  Frankreich  (Frankr.) 
408;  Erbfolge  in  ausländ.  Nachlafs- 
ffrundstücke  nach  englischem  Recht 
445;  Gerichtsbarkeit  über  ausländ. 
Inmiobilien  (englisches  Recht)  446; 
Frankfurter  Gesetz  über  Erwerbung 
von  Grundeieentum  durch  Nicht- 
verbürgerte  (Deutschi.)  474;  bayeri- 
sches Gesetz  über  das  Liegensdiafts- 
recht  in  der  Pfalz  501. 

Uncivilisierte  Länder,  Bestra- 
ftmg  der  in  solchen  begangenen 
Delikte  75  ff. 

Uneheliche  Kinder,  Staatsange- 
hörigkeit der  legitimierten  u.  K., 
örtliches  Recht  für  die  Beurteilung 
der  Rechtmäfsigkeit  der  Legitima- 
tion (Deutschi.)  242;  Anerkennung 
eines  natürlichen  Kindes  in  Frank- 
reich (FVankr.)  148,  407,  484. 

Ungarn,  Gesetze  und  Verordnungen 
Über  Eneschliefsung,  Ehescheidung 
und  Civilstandsakte  264;  Haager 
Kongrefs  über  intern.  Privatrecht 
und  Civilprozefs  349,  422;  Behand- 
lung ungarischer  Zustellungsakte  in 
Österreich  262;  U.  gehört  nicht  zum 
Gebiete  der  neuen  österreichischen 
Civilprozefsordnung  436;  Wechsel- 
fähigkeit der  Minderjährigen  512; 
Vollstreckung  ausländ.  Urteile  227, 
237,  im  Verhältnis  zu  Österreich 
348;  Auslieferungsvertrag  zwischen 
Österreich-Ungarn  und  der  Schweiz 
264. 

Unions-Inseln(StillerOcean),  Straf- 
gerichtsbarkeit in  dem  englischen 
Protektorate  78. 

Unschädlichkeitszeugnis,  baye* 
risches  Gesetz  501. 

Unterhalt,  örtliches  Recht(Deutschl.) 
380;  U.  der  ffeschiedenen  Ehefrau 
(Deutschi.)  116;  eines  ausländ.  Ehe- 
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gatten  wfthrend  des  EhescheidungB- 
Prozesses  (Fnmkr.)  149. 

Unterwaiden  n./W.(Kanto^  VoU- 
streckunR  anslitad.  Urteile  WS. 

Unterwaiden  0./W.  (Kanton),  Voll- 
Btredmng  aoslAnd.  Urteile  2225,  2S8. 

Unverletzlichkeit  der  Person  des 
Gesandten  69.. 

Urheberrecht  (Ital.)  255;  Union 
zum  Schatze  des  litterarischen  und 
künstlerischen  Eigentums  849,  Union 
zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigen- 
tums 849;  U.  an  einem  Werke  der 
Industrie  (Frankr.)  410;  litterari- 
sches Eigentum  (Ital.)  418 ;  Litteraiv 
▼ertrag  zwischen  Deutschland  und 
Frankreich,  Yeriagsrecht  (DeutsdhL) 
470;  musikalisches  Urheberrecht 
(fjigl.)  481 ;  Chromolithographie 
(Frankr.)  484. 

Uri  (Kauton),  Vollstreckung  ausländ. 
UrteUe  288. 

Urkunden,  Feststellung  der  Be- 
fugnis einer  öfifentlichen  Behörde 
oder  Urkundsperson  zur  Ausstellung 
öffentlicher  U.  durch  den  Gmnd- 
buchrichter  (Deutschi.)  245 ;  Mit- 
teilung von  U.  nach  dem  Haager 
Abkommen  422,  455. 

Ursprungsland,  Bemer  Litterar- 
▼ertrag  frankr.)  484. 

Urteile,  ausländische,  s.  aus- 
länd. Urteile,  Vollstreckung  ausländ. 
Urteile. 

Uruguay,  Vollstreckung  ausländ« 
UrteUe  289. 


V. 

Väterliche  Gewalt  (Frankr.)  488. 

Vaterschaftsklage,  schweizeri- 
scher Vorentwurf  zum  Girilgesetz- 
buch  806;  RechtshQlfe  wegen  Mach- 
forschung nach  der  Vaterschaft  des 
unehelichen  Kindes  (Deutschi.)  826. 

Venezuela,  Vollstreckung  ausländ. 
Urteüe  288. 

Verbrecher,  Übcmbe  und  Über- 
nahme an  österreichisch -schweize- 
rischer Grenze  262. 

Verbürgung  der  Gegenseitig- 
keit, s.  Gegenseitigkeit 

Verkündung  von  Verlobten,  schwel* 
zerischer  Vorentwurf  zum  Giril- 
gesetzbuch  805. 

Vereinigte  Staaten  ▼.  Amerika, 
8.  Amerika. 


Verfolgungsrecht,  Ausübniig 
(Deutschi.)  118. 

Vergeltung  (Retorsion)  289. 

Verhaftung,  voriänfige.  flüchtiser 
Verbrecher  in  England  und  den 
britischen  Kolonien  847,  von  nach 
den  Niederlanden  geflüchteter  Ver- 
brecher 415,  500,  504. 

Veriähmng,  örtl.  Recht  (Schweiz) 
159. 

Verjährung  der  Strafverfol- 
gung (Ost)  408. 

Verkehr  mit  dem  Auslände,  s. 
Recht8hül£&. 

Verlagsrecht,  Einflufs  einer  Ge- 
bietsYeränderung  (Deutschi.)  470. 

Verlassenschaft,  s.  Nachlafs. 

V  e r  m  äc  h  t  n  i  s  zu  Gunsten  der  Armen- 
pflegeverwaltung  (Schweiz)  495. 

Verschollenheit,  örtliches  Recht 
(Deutschl.)  468. 

Versicherung,  Feuenrersichening 
(Fhuikr.1254:  Transportversicherung 
(Frankr.)  409:  Seevisrsichemng 
(Frankr.)  409. 

Verträge,  Albericus  de  Rosateüber 
Vertragsrecht  49  ff.;  Vertracnort^ 
örtliches  Recht  (Deutschl.)  120. 

Verträge,  internationale,  siehe 
intern.  Verträge. 

Verwaltungsbehörde,  Ersuchen 
einer  YJB.  um  eidliche  Zeugenver^ 
nehmung  (Deutschl.)  145. 

Vindikation  gestohlener  Inhaber- 
papiere (Deutsdü.)  117. 

Völkerrecht,  Verbrechengegen  das 
68  ff. 

Vollmacht,  im  Auslande  ausgestellt, 
nach  österreichischem  Givilprozefs- 
recht  441. 

Vollstreckung  ausländischer 
Urteile,  das  Erfordernis  der  ver- 
bürgten Gegenseitigkeit  bei  V.  a.  U. 
in  Deutschland  206,  858;  Verhältoia 
gegenüber  Österreich  (Ost)  153,  858» 
491,  492,  gegenüber  Italien  227» 
286,  (ItaL)  486;  Vollstreckung  öster- 
reichisch-unganscher  Urteile  in  Ba- 
den 166j  Vollstreckung  auswärtiger 
Urteile  m  Ungarn  gegenüber  Öster- 
reich 848;  "^llstiedning  von  Ur- 
teilen in  der  Schweiz  gegenüber 
Italien  (Schweiz)  152;  V.  a.  ü.  in 
Frankreich  (Frankr.)  162,  225,  288. 
254,  412,  485,  in  Eüätaiä  450. 

Vollstreckungshandlungen  in 
der  Schweiz  gegen  Schweizer  Schuld- 
ner (Schweiz)  495. 


Alpfaabetischefl  Sachregister. 
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Yormandschaft,  Wflrttemberg508; 
Vorm.Wesen  in  Übertrapmg  der 
V.  an  ausUnd.  Gericht  (Ost)  487; 
Übertragonff  der  Y.  von  österreichi- 
schem Gericht  an  s&chsisches  Gericht 
(Ost)  886,  387;  Y.  über  anslftnd. 
Mündel  in  Österreich  (Ost)  487,  in 
Schweden  (Schwedt  494;  Y.  bei 
WohndtEwechsel  (Deutsdü.)  114; 
Abwe8enheit8Yormiind8chaflt(Dt8chL) 
468;  Berormmidong  von  Ausländem 
in  der  Schweiz,  Yorentwnrf  zum 
schweizerischen  Cirilgesetzbuch  807 ; 
Einwohnern  fremder  Staaten  in  der 
Regel  in  Österreich  keine  Y.  zu 
übertragen  (Ost)  885  j  Ausländer 
als  Yormünder  von  Mmdeijährigen 
(Frankr.)  411;  Y.  über  die  Kinder 
eines  in  Serbien  gestorbenen  Öster- 
reichers (Ost)  886;  Yormundschafts- 
l^ege  im  Kanton  Bern  422,  in  St 
Gallen  422;  Ermächtigung  des  in 
Österreich  klagenden  Yormundes 
eines  Ausländers  441. 


Waadt  (KantonX  Gesetzsebunff  422; 
Niederlassung  und  Aufenthalt  der 
Ausländer  422;  Yollstreckung  aus- 
länd. Urteile  225,  238. 

Waal,  Schiffahrt  und  Flöfserei  auf 
solcher  420. 

Warenzeichenschutz  (Frankr.) 
149,  258,  (Engl.)  405:  W.  m  Gua- 
temala 414;  s.  auch  Markenschutz. 

Wallis  (Kanton),  Yollstreckung  aus- 
länd. Urteile  289. 

Wechsel,  Wechselfähigkeit  der 
Mindeijährigen  in  Ungarn  512. 

Weltpostverein  167. 

Weltstrafrecht  15,  19. 

Werke  der  Litteratur  und  Kunst,  s. 
Urheberrecht. 

Wertpapiere,  Arrest  auf  solche  in 
Frankreich  (Frankr.)  152. 

Wette,  Differenzgeschäfte  (Ital.)  486. 

Wettbewerb,  unlauterer,  264. 

Wiederverehelichung  einer  fVau 
nach  erfolgter  TodeserUärung  ihres 
Ehemannes  104. 

Wohnsitze  in  den  deutschen  Schutz- 
gebieten, Yereinigung  zu  kommu- 
nalen Yerbänden  511. 

Wohnsitz,  letzter  eines  Beamten 
(Ost)  401;  prozefsrechtlicher  W. 
ausländ.  GeseUschafIten  (Frankr.)  41 1 ; 
Yerlegung  des  W.,  inwiefern  von  Ein- 


flufs  auf  örtliches  Recht  für  ehe- 
herrliche Autorisation  fpeutschl.) 
248:  Yormundschaft  bei  Wohnsitz- 
wecnsel  (Deutschl.)  114;  EinfluTs 
des  Wohnsitzwechsels  auf  die  Gültig- 
keit eines  Testaments  (DeutschL) 
895. 

Württemberg,  Gesetzgebung  261, 
415,  508;  Jurisdiktionsvertiag  mit 
Baden  vom  1.  Januar  1899  an  gänz- 
lich auiber  Wirksamkeit  261;  zur 
Stellung  von  Auslieferungsanträgen 
erforderliche  Urkunden  415;  Ausf.- 
Ges.  zum  B.G.B.  und  Nebengesetzen 
508;  Yormundschaftswesen  in  W. 
508;  Nachlafswesen  dortselbst  504. 

Wundärzte,  Zulassung  in  den 
Grenzgemeinden,  Übereinkunft  zwi- 
schen Deutschland  und  den  Nieder- 
landen 350. 


Zahnarzt,  Yerbot  des  Doktortitels 
in  Frankreich  (Frankr.)  409. 

Zanzibar,  Strafgerichtsbarkeit  in 
dem  englischen  Protektorate  78. 

Zeichenschutz,  s.  Warenzeichen. 

Zeugenvernehmung,  Yerweige- 
rung  des  Zeugnisses  vor  einem  er- 
suchten Richter  (Deutschl.)  144;  Ab- 
lehnung des  Ersuchens  einer  Yer- 
waltungsbehörde  um  eidliche  Z.Y. 
(Deutsdil.)  145;  Zeugniszwang  bei 
auf  Ersuchen  eines  ausländ.  Gerichts 
vernommenen  Zeugen  (Deutschl.) 
827 ;  Ersuchen  der  Berufe^^nossen- 
schaften  an  die  Amtsgenchte  um 
Z.Y.  400. 

Zollverein,  Handelsvertras  zwisch. 
deutschem  Zollverein  und  Grofs- 
britannien  anfser  Kraft  getreten  166. 

Zürich  (KantonX  Yollstreckung  aus- 
länd. Urteile  239;  Auslieferungs- 
verhältnis zwischen  Kanton  Bern 
und  Kanton  Z.  (Schweiz)  497. 

Zug  (Kanton),  Yollstreckung  ausländ. 
UrteUe  288. 

Zusammenstofs  von  Schiffen, 
B.  Schiflfszusammenstofs. 

Zuständigkeit,  intern.  Grundsatz: 
actor  sequitur  forum  rei  (Frankr.) 
485 ;  Prüfung  bei  Yollstreckung  aus- 
länd. Urteile  (Ost)  492;  Z.  der 
Schweizer  Gerichte  fttar  Eheschei- 
dungsklagen zwischen  Ausländem 
(Schweiz)  495;  Z.  der  firanzösischen 
Gerichte  gegen  firanzösische  Gesell- 
schaften bei  im  Auslande  vollzogenen 
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Schuldarkaiiden  (Frankr.)  411;  Z. 
der  rassischen  Gerichte  gegen  aus- 
länd. Gesellschaften  (Rnfsi.)  494; 
der  Gerichte  gegenQber  dem  aus- 
länd. Beklagten  (fVankr.)  149^^^n- 
über  ausl.  Gesellschanen  (frankr) 
151;  Z.  in  Deliktsobligationen 
(Frankr.^  254 ;  Z.  für  Ehescheidonga- 
klagen  m  den  Niederlanden  487. 
Zustellung;  im  Auslande,  Z.  eines 
Versäumnisurteils  an  eine  im  Aus- 
Unde  wohnende  Partei  (Deutschi.) 
186;  Einführung  yon  Zustellungs- 
scheinen in  Österreich  262:  öster- 
reichische Anweisung  über  Behand- 
lung   ungarischer    2<ustellungBakte 


262;  Z.  nach  dem  Haager  intern. 
Akommen  422,  458,  insbesondere 
Zustellunfisverkehr  mit  Frankreich 
456;  Z.  in  Sachen  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  456:  Zustdlungs- 
nachweis  457 ;  konsularische  Z.  458. 

ZwangsTersteigerung  und 
Zwangsverwaltung,  deotsches 
Beichsgesetz,  AnsfÜhmngMpsets  in 
Preufsen  501,  Schwarzbuig-bonders- 
hausen  505,  Hamburg  506. 

Zwangsvollstreckung,  s.  Voll- 
streckung. 

Zweikampf  außerhalb  des  Staates, 
exterritoriales  Delikt  nach  amerika- 
nischem Becht  88. 
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Otto  Liebmann,  Verlagsbuchhandlung,  Berlin  W.  35. 


Soeben   bcf^innt  zu  erscheinen: 


Lexikon 

des  Deutschen  Strafrechts 

nacli  den  Entscheidungen  des  Reichsi>erielits 

znsainnu'iififstcllt  und  herausi^ejicIxMi 


von 


Dr.  M.  Stengleln, 

Reichsgerichtsrat  a.  D. 


Das  Werk  erschoint  lieferungsweise  in  schneller  Folge,  da  das 
ganze  Manuskript  fertig  vorliegt.  Preis  komplett  (etwa  75  Bugen  gr. 
Lexikon-Oktav)  ca.  M.  25.—. 


In    lexikalischer  Form    nilihevoll    und   sorgfältig    zusaraniengestellt, 

enthält  das  füp  den  täg:liclien  praktischen  Gebrauch  be- 
stimmte  Hand-  und    Nachseh lag-e werk   die   fundamentalsten 

Rechtsgrundsätze  des  Reichsgerichts  in  Strafsachen,  w^ie  sie  in  den 
„Entscheidungen",  der  „Rechtsprechung"  und  dem  „Archiv  für  Straf- 
recht" in  den  massgebenden  Erwägungsgründen  nach  dem  WOrt- 
laute  der  Urteile  wiedergegeben  sind.  Dabei  ist  besonders  Bezug 
genommen  auf  das  BGB.  und  dessen  Nebengresetze,  indem  bei 
Verweisungen  auf  das  bürgerliche  Recht  das  alte  wie  das  neue  Recht 
citiert  ist. 

Das  Werk  ist  nicht  nur  geeignet,  das  Auffinden  gesuchter  Urteile 
durch  die  lexikalische  Anordnung  ausserordentlich  zu  erleichtern  und 
dem  Praktiker  Gewähr  zu  geben,  dass  alle  Entscheidungen  in  be- 
stimmter Richtung  in  diesem  einen  Bande  von  durchaus  kompetenter 
Seite  vereinigt  sind,  wodurch  das  mühevolle  Nachschlagen  in  den  ver- 
schiedenen ,  sehr  umfangreichen  Sammlungen  erspart  wird ,  sondern 
auch  allen   jenen,    welche  diese  nicht  besitzen,    dieselben  zu  ersetzen. 


Zu  beziehen  durch  alle  Buchhandlungen  sowie  direlct  franko  vom  Verlage. 


Pierer'sohe  Hofbuclidrukeroi  Sinplmn  Oeil>el  A  Co.  in  A)t«nbiirir. 


'  I 


Thl8  book  should  be  retiimed  to 
the  Library  on  or  before  the  last  date 
stamped  below. 

A  flne  of  fiye  cents  a  day  is  incurred 
by  retaining  it  beyond  the  speolfied 
tixne. 

Please  retnrn  promptly. 


N 


•^ 


1   -■  • 


